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Die vorliegende zweite Auflage des II. Bandes iſt 
in der gleichen Weife eingerichtet, wie die im Februar 1873 
erjchienene zweite Auflage des I. Bandes. Zum bequemeren 
Gebrauch wurde ſie mit dem Regiſter der einſchlägigen und 
citirten Geſetzſtellen für beide Bände verſehen. 


Wien, im September 1873. 


Die Herausgeber. 
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Nr. 495. 


Unzulaſſigleit der Beſitzſtörungsklage im 5Falle der Aibeiis: 
verweigerung vor Ablauf der ° Hienftzeit. 


.G. Przemyslani v. 4. Ang. 1856, Nr. 876 aufbebenden Derrets-des 
.L Fo: erg v. 11. Ang. 1856, Nr. 1527 4), N 9. 1858, 6.2838 ff. 


.B bat fih dem A mit Vertrag v0 m 8. Juni 1856: für: ein 
Jahr zur Leitung eines Kupferhammers in P. verbungen, hat aber 
deſſen Dienft ſchon am 21. Juli verlaſſſen und die Ruͤckkehr verwei⸗ 
gert. A brachte eine Klage „wegen Stk,rung im Beſitze des Rechtes, 
bie Arbeit der Werkleitung des Kupfer'gammers in P. von B zur bes 
gehren“, ein, welcher Klage die erite Inſtanz ftatt gab. | 

Auf den Recurs des Bellagten: hat das Oberlandesgericht das: 
Erkenntniß als nichtig aufgehoben und ben A auf ven ordentlichen 
Rechtsweg verwiefen aus nachſtehenden Gräuben: Es handelt ſich hier: 
blos um die Erfüllung der vom Velangten mittelft Vertrages doto. 
8. Yuni 1856 übernommenen Berpflichtung zur Dienftleiftung in 
dem zu P. befinplihen. Kupferhammerwerke. Zu biefer Berpflühtung 
kaun der Belangte nur im orbentlihen Rechtswege verhalten werben, 
Denn erftlih wird die Verbindlichleit aus dem Bertrage doto. 8. Juni 
1856 aus dem Grund, weil Kläger feinerfeit8 die gemachten Buftherungen 
nicht erfüllt habe, beftritten; hiermit ift alfo der Titel zum Befite, wenn 
ein folder auch vorhanden wäre, ftreitig (8. 5 ver k. Berorbnung vom 
21. October 1849); ferner kann von dem Beſitze der Arbeitskraft eines 
Menſchen überhaupt feine Rede fein, denn biefe würde mit dem Beſitze 
bed Menſchen felbft zufammenfallen, während nur Sachen Gegenſtand 
eines Beſitzes fein können (F. 308 a. b. ©. B.). Der Beſitz könnte alſo 
bier nur in dem Gebrauche des Rechtes, welches der Kläger auf die ver- 
tragsmäßig vom Belangten zu leiftenden Dienfte bat, beftehen, und 
biefer Befig hat mit dem Augenblide aufgehört, als der Belaugte das 
als Schuldigkeit Geforderte nicht mehr leiſtete (8. 313 uud 351 a. b. 
G. B.). Es kann alfo von einem legten factifchen Beflgftande, welcher 
bem Kläger auf die vom Belangten augeſprochenen Leiftungen zuge⸗ 
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ſtanden wäre, keine Rede ſein; denn am Tage der Klage war Kläger 
längft außer dem Gebrauch feiner Rechte. Wollte man die Verweigerung 
ber Dienftleiftung als eine Seitens des Belangten verübte Befisftörung 
anfehen, fo gibt e8 keine bürgerliche Verpflichtung, die nicht im Wege 
des Verfahrens über die Befttflörungen erzwungen werben Tünnte, 
während doch unter Beſitzſtörung eine widerrechtliche pofitive Handlung, 
wodurd in bie Rechtsſphäre eines Andern ftörend eingegriffen wird, 
nicht aber eine bloße Unterlaffung obliegender Verpflichtungen verftanden 
werben kann. 

Der oberfte Gerichtshof hat vie Entfcheivung des Oberlandes- 
gerichtes beftätigt; denn (jo heißt e8 in den Entſcheidungsgründen) bie 
Entſcheidung ber Frage über die Verpflicstungen des B aus dem von 
ihm mit dem Beſchwerdeführer geſchloſſenen Dienftvertrage gehört auf 
ben orventlihen Rechtsweg, und das Verlaſſen des Dienftes begrün- 
bet — wie das Oberlandesgericht grundhältig bargeftellt hat — eine 
Beſitzſtörung. 


Nr. 496. 
Zuläffigleit der Erecutionsflage bei Forderungen, die nicht auf 
Geld geben. 


Entſch. v. 5. Yünner 1858, Nr. 13612 Sekätignn des dad Dercret des 
2.6. Wien v. 11. Nov. 1857, Nr. 532923 abändernden Decrets des 
D. 8%. G. Wien v. 17. Nov. 1857, Nr. 13811). G. 9.1858, ©. 49 fi. 


B batte fi) verpflichtet, ven Drud einer Zeitung für A zu be- 
forgen. A bringt, geftügt auf eine vollen Glauben verbienende Ur- 
kunde, die Ereceutionsflage auf Erfüllung dieſer Berbindlichleit ein. 
Die erfte Inſtanz orbnnete jedoch nur eine Tagſatzung nad 8. 16 a. 
G. D. an, indem fie bemerkte, daß 8. 298 a. ©. O. und das Hofb. 
vom 7. Mai 1839, Nr. 358 3. ©. ©. (Weffely I Nr. 1202), nad 
dem Wortlaute und nad dem Zufammenhange mit den folgenden 88. ber 
a. G. O. nur bei Klagen auf Zahlung von Geldſummen Anwendung 
finden. 

Die zweite Imftanz gab dem biegegen ergriffenen Recurs bes 
Klägers ftatt, und dieſe Entſcheidung hat ver oberfte Gerichtshof, „in 
Erwägung, daß weder ver 8. 298 a. ©. D. noch das Hofbecret vom 
7. Mat 1839 ausfchliegend von Geldforderungen, fondern nur von 
Klagen ſpricht, die fih auf vollen Glauben verbienende Urkunde grün- 
den, ja daß das Hofvecret felbft ausprüdlidhh von dem Begehren um 
Bewilligung ver Erecution „„zur Ausführung des eingeflagten Rechtes“ ", 
nicht blos zur Einbringung einer Geldſumme handelt, und in fernerer 
Erwägung, daß, wie im Hofrecurje felbft zugeftanden ift, auch bei For⸗ 

berungen auf Uebergabe over Leiftung beftimmter Gegenftände eine - 
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ſicherſtellungsweiſe Sequeftration begehrt, jomit and ber 8. 298 a. 
©. D. nad) Zweck und Sinn des Gefeted angewendet werden kann“, 
mit Rüdfiht auf die Befchaffenheit des Vertrages und ber Ringe zu 
beftätigen gefunden. 


Nr. 497. 
Verjährung capitalifirter Zinfen. 


ntſch. v. 7. Jänner 1858, Nr. 10799 (Beſtätigung des das 

8 B. G. Klauſe en v. 8. Juli 1857, Nr. 1470, abandernden Ur⸗ 

theild ded O. L. ©. Junsbruck v. 12. Aug. 1857, Nr. 2772). ©. 2. 
1858, Nr. 48. 

Nach Inhalt einer Ende 1845 errichteten gerichtlichen Urkunde 
Hatte der Öläubiger eines mit 4°), verzinsbaren Capitals von 300 fl. 
über vie bis Lichtmeß des befagten Jahres rückſtändigen Intereſſen 
mit feinem Schuldner Abrehnung gepflogen, diefe Zinſen auf bie 
Summe von 64 fl. richtig geftellt, und von dem Schuldner die Zahlung 
auf Martini 1846, mit Berpfändung eines Orunbftüdes, fi verfprechen 
laſſen. Auf dieſe Urkunde gründete ver Gläubiger die. im Jahre 1857 
gegen die Erben des Schuldners angeftellte Klage auf Bezahlung der 
erwähnten 64 fl. und ber breijährigen Verzugszinfen, vom Tage ber 
. Klage zurüdgerechnet. Die Bellagten vertheidigten ſich mit der Ein- 
rede der bereit8 vollendeten Triennalverjährung (8. 1480 a. b. ©. 3.) 
der Klage, worauf der Gläubiger replicirte, daß feine Forderung nicht 
diefer, fondern der gewöhnlichen Verjährung unterliege, deren Zeit 
von 30 Iahren noch nicht verlaufen fei. 

Das Gericht erfter Inftanz hat ver Einrebe der Verjährung ftatt- 
gegeben und demnach da8 Klagebegehren zurüdgewiefen. Die Entſcheidung 
‚beruht darauf, daß die urfprüngliche (Zinfen-) Schuld durch jenen ge- 
richtlihen Vertrag im Sinne der 88. 1376 und 1377 a. b. G. 2. 
nicht novirt wurde; denn der Gegenftand und der Rechtsgrund ber 
alten Obligation ſeien unverändert geblieben, weil bie fragliche Geld⸗ 
fumme als ein Zinfenrädftand von den Contrabenten anerfannt und 
die Berwandlung desfelben in ein Capital (was nad) der durch Aus⸗ 
legung des 8. 998 a. b. ©. DB. gewonnenen Anfiht der erften In- 
ftanz nur durch einen Zinfenvertrag im Sinne des 8. 984 a. b. ©. 2. 
hätte gefchehen können) nicht vorgenommen, vielmehr durch die Aner- 
tennung der Zinſenſchuld einfach nur die Verjährung derfelben ($. 1497 
a. b. ©. 2.) unterbrochen wurde. 

Das Oberlandesgericht erfannte in der Hauptfahe nach dem 
Klagebegehren und entband die Bellagten nur von der Zahlung ver’ 
Berzugszinfen. Da der gerichtliche Bertrag nichts anderes enthält, 
als die Anerkennung der Richtigkeit einer Zinfenforberung von Seite 
des Schuldners und fein Verſprechen, biefelbe in der vom Gläubiger 
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ihm exftredten Friſt zu bezahlen, fo ſei hiemit ein Zinſencapitaliſtrungs⸗ 
geſchäft im Sinne des 8. 998 a. b. G. B. nicht zu Stande gelommen, 
und die Nichtſtipulirung von Zinſen ſpreche eben dafür, daß die Contra⸗ 
henten die Intereſſenforderung gar nicht capitalifiren wollten. Allein bie 
Triennalverjährung konnte trogbem der Forderung nicht mehr eingewendet 
werben, weil ver 8. 1480 a. b. ©. 2. ſich nur auf Forderungen von 
Binfen, d. i. auf laufende und wiederkehrende Verpflichtungen zur Zah⸗ 
lung von Interefjen beziehe, und die vom Erblaſſer ver Bellagten nad 
vorhergegangener Liquidation als richtig anerkannte Schuld verfallener 
Zinſen damit nicht vermedhfelt oder identificirt werben dürfe, da fie bie 
Natur einer jährlichen Leiftung eben verloren habe, und deßhalb fo 
wenig, als eine durch Urtheil zuerfannte Forderung verfallener In⸗ 
terefien, nach 8. 1480 a. 6. ©. B. verjähre. Auf die nebenher begehrten 
Berzugszinfen habe aber ver Kläger keinen rechtlichen Anſpruch, weil, 
ungeachtet des dazwiſchen liegenden Vertrags, Gegenftand feiner Haupt⸗ 
forderung nicht ein Bapital, fontern Imtereffen feien, Zinfen von Zinſen 
aber nicht genommen werben bürfen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil des Oberlandesge- 
richtes aus den nachſtehenden Gründen: „Bei der Errichtung des Ver⸗ 
trages vom Sabre 1845 handelte es fi allerdings um rückſtändige 
Binfen; allein durch die Anerkennung derſelben von Seite des Schuld⸗ 
ners und durch fein Verſprechen, fie in Seftimmter Frift zu zahlen, ift 
eine Schuld aus dieſem Rechtsgrunde oder Titel (d. i. aus der That⸗ 
fache ver Agnoscirung und der Damit verbundenen neuerlichen Verpflich⸗ 
tungserflärung) entftanden. Daher bat die urfprünglihe Schuld bie 
Natur einer Zinjfenfhuld verloren, die Zinſenrückſtaͤnde konnten nad 
8.998 a.6. ©. 3. als ein neues Capital verjchrieben werben, und 
wurben es in der That; fie wurden bargeliehen auf eine längere Frift, 
gleichwohl ohne Interefien, welcher Umftand den Begriff eines Capitals 
nit aufhob, da nad 8. 984 a. b. ©. B. Darlehen auch ohne Zinfen 
gegeben werben fünnen. Durch jenen Vertrag ift der Gegenſtand nund 
ber Rechtsgrund der Obligation ein anderer geworden: was früher als 
- Zins angefprochen wurde, wird jest als ein Capital gefordert, und um 
dieſe Forderung geltend zu machen, durfte nicht mehr auf den früheren 
Rechtstitel zurückgegangen werben, fondern der fpätere Vertrag und das 
hierbei abgegebene neue fpätere Berpflichtungserklären ift ver Rechtsgrund 
ber Klage, wie denn auch dieſelbe wirklich nur darauf gegründet wurde. 
Der gerichtliche Vertrag vom Jahre 1845 enthält demnach eine wahre 
Rovation im Sinne des 8.1386 a. b. ©. B.; er enthält aber auch einen 
Bergleich, folglich auch eine Novation im Sinne des 8.1380 a. b. G. B.; 
benn einerjeitS hat ver Gläubiger, welcher die Bezahlung der rückſtändi⸗ 
gen Intereſſen jogleich fordern konnte, fich dieſes Rechtes durch die Ein- 
räumung einer Zahlungsfrift begeben, und anderſeits auch der Schuldner 
dadurch, daß er bei ber Abrechnung der Zinfenforberung von 64 fl., 

welche aus mehr als fünf Annuitäten beftand, die Triennalverjährung 
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nicht einwendete, ſondern neuerdings die Bezahlung zufagte, auf ein ihm⸗ 
zuftehendes Hecht verzichtet. Die (vom erften Richter verfuchte) Anwen⸗ 
dung der Vorſchrift des $. 1497 a. b. ©. B., wornach die Anerkennung 
des Rechtes von Seite des Verpflichteten (nur) bie Verjährung besjelben 
unterbricht, ift hier darum ausgefchloffen, weil der Vertrag vom Jahre 
1845 eben mehr, als die bloße Anerkennung, nämlich eine Novation der 
Obligation enthält, worurd an die Stelle der alten, gänzlich vernichteten, 
eine neue getreten und deßhalb die frühere dreijährige Verjährung in 
jene von breißig Jahren übergegangen ift. Und fieht man auf den Geift 
and Zwed ber im 8. 1480 enthaltenen Norm, fo erfcheint, als ihre zu 
Grunde liegend, die Abficht: leichtſinnige Schulpner vor Ruin zu bewah⸗ 
ven, welche Die Binfen, die fie ohne Schwierigkeit jährlich zu bezahlen 
im Stande wären, immer mehr anwachſen lafjen, bis fie enplich ohne 
Anfopferung ihres Stammvermögens die Zinſenſchuld nicht mehr tilgen 
Fönnen, währenv anderfeits die Gläubiger £8 darauf anlegen, durch ſchein⸗ 
bare Nachſicht oder mucherifche Mittel die nothwenbige Veräußerung des 
Realvermögens ihres Schuloners endlich herbeizuführen und basfelbe 
anf billige Art fih anzueignen. Der befagte 8. fett alfo ald Gegenftand 
feiner Beftimmung laufende oder jährlich wiederkehrende Leiflungen vor- 
aus, was die aus Zinsrückſtänden zu einer eigenen ftehenden Schuld ges 
wordene Obligation des Beklagten eben nicht mehr tft.“ 


Nr. 498. 
Gefeglihes Pfandreht des Verpächters an fremdem Vieh. 


Alennzentt ch. v. 7. Jünner 1858, Nr. 12804 coekätigung. des das 
rtheil der Prätur S. J I 15. Juni 1857 ändernden 
Urtheild des D. X. 8.8 T, 7. October 1857, Nr. 15673). ©. 3. 
‚Nr. 4 . 1859, ©. 26 fi. 

Der —8* eines — dem der Pächter mehrere 
Roten des Pachtſchillings ſchuldig geblieben war, hatte, un ſich die Gel⸗ 
tendmachung des gefeglichen Pfandrechtes (8. 1101 a. 6. ©. 2.) zu 
fihern, die Beſchreibung und Sequeftration des auf dem Pachtgute vor» 
handenen Biehes, der Wirthichafts-Geräthihaften und der Früchte nach⸗ 
gefucht und erwirkt. Unter den bem Sequefter hiernach übergebenen 
Sachen war ein zweijähriges Füllen, welches, wie fid) fpäter ergab, nicht 
dem Pächter, fondern einem Dritten gehörte, ver es bei dem Beſtand⸗ 
nehmer auf Grund eines Viehverſtellungspertrages zur Fütterung einge⸗ 
ſtellt hatte. 

Der Eigenthümer machte dieſes Verhältniß gegen ben Berpächter 
mit einer Erfeindirungsflage geltend, worin er verlangte, daß die geſche⸗ 
bene Pfändung in Bezug auf pas Füllen als ungiltig und wirkungslos 
erflärt, und der beflagte Berpächter angehalten werde, ihm vasfelbe zurüd- 
zuftellen. Da dem Kläger der Beweis feines Eigeuthums vollftändig ge- 
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langen war, fo handelte e8 fi nur um die Entſcheidung der Rechtsfrage, 
ob nah $. 1101 a. b. ©. B. das gejetzlihe Pfanprecht des Verpächters 
fih auf das dem Pächter von britten Berfonen anvertraute Vieh erftrede, 
wie der Bellagte behauptete, oder ob, wie ver Kläger darzuthun beftrebt 
war das gefegliche Pfandrecht des Vermiethers an ven dem Miether an- 
vertrauten Sachen auf das Pfandrecht des VBerpächters nicht auszudehnen 
jei, und lettered nur auf das zum Wirtbfchaftsbetriebe dienende Vieh 
fih beziehe, wozu, unbeftrittenermaßen, das reclamirte Füllen eben nicht 
geeignet war. Das Gericht erfter Inftanz folgte der zweiten Meinung 
und erlannte nad dem Begehren des Klägers. Das Oberlandes-Gericht 
hingegen wies basjelbe ab, indem es bie vorhin erwähnte Einwendung 
des Bellagten für begründet erflärte. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das oberlandesgerichtliche Urteil, 
in Erwägung, daß die im erften Sage des $. 1101 a. b. ©. B. ent- 
baftene Norm, welde dem Bermiether das geſetzliche Pfandrecht felbft 
an den dem Miether von einem Dritten anvertrauten Einrichtungsſtücken 
und Fahrniſſen einräumt, auch auf das Vieh und die Wirthſchaftsgeräth⸗ 
[haften anzuwenden ift, woran dem Berpädter, nah dem Schlußfate 
des citirten Paragraphen, das Pfandrecht zufteht; — daß ſich Dies ſowohl 
aus den allgemeinen, in ven 88. 367 und 456 a. 5. ©. B. aufgeftellten 
Rechtsregeln, als auch aus dem Zuſammenhange der einzelnen Beſtim⸗ 
mungen bed 8. 1101 ergibt, indem bei ver in dieſem Paragraphe ge⸗ 
ſchehenen Berufung auf ven 8. 367 ein genügender Grund, aus weldem 
das gefegliche Pfanprecht des Verpächters, dem Eigenthum eines Dritten 
gegenüber, mehr befchränft fein jollte, al8 das Hecht des Vermiethers, 
ſich nicht denken läßt, weßhalb denn auch mit dem Worte „Hingegen“ im 
Schlußſatze des 8. 1101 nur die dur die Natur der Sache bebingte 
Verſchiedenheit ver Objecte nes Pfandrechts in dem einen und in bem 
andern Falle, nicht: etwa ein Gegenſatz zwifchen dem Pfandrechte des 
Berpächters und jenem bed Vermiethers in dem Umfange gegenüber 
fremdem Eigenthume bezeichnet werben jollte; — baf nad) den Maren ‘ 
Worten des $. 1101 das Pfandrecht des Verpächters auf das fämmtliche 
auf dem Pachtgute vorhandene Vieh, alfo nicht blos auf den zum Wirth- 
ſchaftsbetrieb dienenden oder erforderlichen Beſtand ſich erftredt: — daß 
das fragliche Füllen bei der Beichlagnahme (wegen des damaligen Unbe⸗ 
kanntſeins mit dem wahren Eigenthyumsverhältnig) mit allem Grunde 
als eine dem Pächter gehörige Sache betrachtet werben konnte, und folg- 
lich, nach dem Geſagten, von dem gefeglichen Pfandrechte des Verpäch⸗ 
ter8 betroffen wurde, gleihwie, wenn ber Pächter das Füllen verkauft 
oder verpfändet hätte, der Dritte (unter Vorausſetzung feiner bona fides 
und der an ihn gefchehenen Uebergabe) nad ven SS. 367, 368 und 456 
a. 6. ©. 3. das Eigenthum, beziehentlih das Pfandrecht, daran erwor- 
ben haben würbe und gegen bie Bindicationsflage des verfürzten früheren 
Eigenthümers vollftändig geſchützt wäre. 
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Nr. 490. 


Klagerecht des Spediteurs gegen den Empfänger der Waare. 


Eutſch. v. 12. Jänner 1858, Nr. 10986 (Beſtätigung des dad hribeil des 
2. G. Padua v. 5. Mai 1857, Nr. 5135 abändernden Urtheile 
8.0. Venedig d. 20. Juli 1857, Sr. 14428). Kon d. Tri. 1858, 6,870. 


Nr. 500. 
Nichtigkeit der Anerkennung des Pfandrechtes im Liquida⸗ 
tionsurtheil. Berüdfichtigung derfelben von Amt swegen. 


Eu $ Hr ‚1. Yünner 1858, Nr. 12329 Betätigung des das Urtheil des 
8 Wien v. 8. Juni 1857, Nr. 25208 au ebene en Ertenntnifies des 
J G. Wien v. 30. Seht. 1857, Nr. 9457) 3. 1858, Nr. 20. 


Nr. 501. 
Einbeziehung in der gemeinfchaftlihen Wohnung des Erb» 
laſſers und eines Dritten befindlicher Gegenftände in bie 
Verlaſſenſchaft: Unzuläſſigkeit der Aufforderungsflage Seitens 
des Dritten gegen den Erben. 


Entf. v. 19. Zänner 1858, Nr. 388 Bang des Urtheild der B. ©. 
Nenban in Wien v. 4. Mat 1857, ndernug des Urtheils des 
D.2. G. Wien v. 4. November 1 Mr. 11892). ©. H. 1858, S. 289 ff. 


| Nach dem Tode de8 M wurden mehrere Gegenftände, welche ſich 

in der ihm und der A gemeinfchaftlihen Wohnung befunden hatten, von 
der Erbin B al in den Nachlaß des M gehörig bezeichnet, und bis zur 
Austragung des Eigenthumsrechtes in gerichtliche Verwahrung genom- 
men. Die A bringt deßhalb gegen die B eine Aufforderungsflage ein, 
anf welche indeß nur die zweite Inſtanz foweit einging, daß fie den 
von der A angebotenen Zeugenbeweis zuließ. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Nad) dem ber Klage beilie- 
genden Rathſchlage bat die Geklagte in der Eigenſchaft als Rechtsnach⸗ 
folgerin des M behauptet, daß fie das Eigenthumsrecht ihres Vaters auf 
die fraglichen Gegenſtände nachweiſen zu können erachte. In dieſer Be⸗ 
hauptung liegt allerdings eine Berühmung im Sinne des $. 66 a. G. O., 
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welche in der vorliegenden Verhandlung ihre Beſtätigung findet, indem 
die Geklagte unter Ausweifung ihrer Eigenſchaft als Erbin des Mdieſe 
Sachen als Eigenthum ver M’ichen Berlaffenfchaft in Anſpruch nimmt. 
Diefer letziere Umftand hebt ihre eigene Berühmung nicht auf, weil es 
hier gleichgiltig ift, ob die Geklagte unmittelbar oder durch die Verlaſſen⸗ 


Schaft als Erbin das Eigenthum anfpridt. Ueber die Identität der Sa- 


chen ift fein Streit, und daß es fi) um gerühmte Eigenthumsrechte han⸗ 
delt, unterliegt keinem Zweifel. Der Gegenſtand des Streites ift ſonach 
auch hinlänglich bezeichnet, und es kommt nur weiter auf die beflrittene 
Legitimation der Klägerin an. Durch den einverflänblich erfolgten ge- 
rihtlichen Erlag der Effecten wurden bie früher beftandenen Rechtsver⸗ 
hältniffe nicht geändert, welche allein zu berüdfichtigen find. Der Erlag 
ift bloß ans dem Grunde eingeleitet worden, weil ſich nicht beftimmen 
ließ, welche von diefen Sachen dem M, refp. feiner Verlaſſenſchaft, und 
welche der Klägerin auszufolgen fein. Der Gebraud ver Wohnung 
war auch beiden gemeinſchaftlich, daher ver Umftand, wer die Wohnung 
miethete und ben Miethzins bezahlte, unentſcheidend bleibt. Die Gellagte 
zeigt nicht, welche diefer Sachen in dem befonderen Gewahrfam des M 
waren, daß ſonach für die Verlaſſenſchaft ein Beſitz beftimmter Saden 
fpräche, wogegen die Klägerin ven Beweis anbietet, daß die Behältniffe 
der Sachen in ihrem befonveren Befige gewefen find. Unverfennbar ift 
biefer Umftand von Exheblichleit, aber auch genügend, um die Legitima- 
tion der Klägerin außer Zweifel zu ſetzen. Da die Klägerin fich überbies 
anträgt, felbft vie Erwerbung bei einigen Sachen nachzuweiſen, ſo ifl 
auch diefer Beweis fchon in diefem Proceſſe als befonders erheblich zuzu- 
laſſen, weil derfelbe gleichfalls bei der Rechtsführung über die Zuerken⸗ 
nung des Eigenthums entſcheidend fein wire.” 

Gründe ver dritten Inftanz: „Nach dem der Aufforberungs- 
klage angefchlofienen Rathſchlage find vie Effecten, in Betreff welcher 
die Geklagte zur Darthuung des Eigenthums von der Klägerin aufge 
fordert wird, in Folge des beiderfeitigen Einverftänpniffes der Streitenden 
‚unter Vorbehalt ver Nachweiſung des Eigenthumsrechtes unter ver Ru⸗ 
brik des verftorbenen M, eigentlich feiner Verlaſſenſchaftsmaſſe, gerichtlich 
erlegt worden. Aus jenem Rathſchlage ift aber nicht zu erfehen, und e8 
wird von ber Klägerin auch fonft nicht dargethan, daß fi die fraglichen 
Effecten in der ausfchließlihen Innehabung der Klägerin befanden, viel- 
mehr geht aus dem der Einrede beiliegenden Erlaſſe des Bezirfögerichtes 
‘hervor, daß ſich diefelben nach Ableben des M in der gemeinfchaftlidhen 
Wohnung besfelben und der Klänerin befanden. Der erwähnte Vorbehalt 
zur Austragung des Eigenthumsrechtes auf die gedachten Effecten kann 
ſonach, da folder im Einverftänpniffe mit der Klägerin ftattfand, mit 
Rückſicht auf die obigen Verhältniffe nicht ala Berühmung der Geflagten 
im Sinne des 8. 66 a. ©. D. angefehen werden. Der in ver Replik 
angebotene Zeugenbeweis, der fi zum Theil ohnehin nur auf die Er- 
werbung einiger ber fraglichen Effecten durch die Klägerin bezieht, ift un« 


. 
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eutſcheidend, ba hiedurch deren gemeinſchaftlicher Beſitz mit M nidyt wi⸗ 
derlegt iſt. Das den Zeugenbeweis zulaſſende obergerichtliche Urtheil 
mußte daher abgeändert und das der Aufforderung ver Geklagten nicht 
ſtattgebende erſtrichterliche Erkenntniß beftätigt werben.“ 


Nr. 502. 


Zuläffigkeit der Pränotation trotz mittlerweile angemerkter 
Veräußerungsbeſchränkung. 
Enti. v. 21. Jänner 1858, Nr. 18272 (Beſtatigung ded dad Decret bed 


“ v. 
B. &. Juugbunglan v. 1. Anguft 1857, Nr. 83992 abaͤndernden Decrets des 
D. &©. Brap 2. 6. Oct. 1857, Nr. 17014). ©. 9, 1861, ©, 889, - 


Nr. 508. 


Begründung des Gerichtsftands des Vertrages durch Geneh⸗ 
migung der Berfendungsart ? 


Entid. v. 26. Jänner 1858, Nr. 13335 (Betätigung des Urtheils des 
8. ©. Wien v. 13. Jult 1857, Ne. 34053, Abänderung des Urtheild 
des O. L. G. Wien v. 21. Oct. 1857, Nr. 10227). ©. 9. 1860, ©. 197. 


A Hogt den B, welcher in Ungarn wohnhaft ift, deßhalb in Wien, 
weil B brieflich verlangt hatte, daß A die gelauften Waaren ihm mittelft 
Poft ſende: die Waaren feien alfo vertragsmäßig in Wien zu übergeben 
gewefen und übergeben worden. Die zweite Iuftanz wies die Einwen- 
dung der Incompetenz zurück; die erfte und dritte gaben ihr flatt. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Der Kläger nimmt bie 
Competenz des Hanbelsgerichts in Wien als Gerichtsftand des Vertrages 
in Anſpruch. Der Gerichtsſtand des Vertrages forvert nach $. 43 der 
Jurisd. Norm dv. 20. Nov. 1852 eine ansdrüdliche vertraggmäßige Be⸗ 
flimmung des Ortes ver Bertragserfüllung. Eine ſolche Beſtimmung liegt 
bier in vem Briefe, worin der Geklagte die Ueberſendung der Wanren 
mittelft Poft bedingt, welche Erfüllungsart der Kläger auch angenom⸗ 
men und vollaogen hat. Da nun der 8.429 0.5. ©. 2. erklärt, daß 
in Fällen, wo der Uebernehmer felbft die Ueberfhidungsart beftimmt, 
dieſe Ueberſchickung der wirklichen körperlichen Uebergabe gleichgehalten, 
mithin als Erfüllung des Bertrages angefehen werben foll, fo hat ver 
Geklagte fon dadurch, daß er die Aufgabe auf die Wiener Poft ale 
die Art und Weife, wie vie Verbindlichkeit zu erfüllen fei, beſtimmte, 
zugleich ven gefeglichen Erfüllungsort, nämlich Wien, ausdrücklich fefl- 
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geftellt, und es iſt daher durch die Annahme diefer Stipulstion ber 
Gerichtsſtand des Betrages begründet.” 

Gründe des dritten Inftanz: „In dem 8. 43 der Jurisd. 
Norm vom 20. Nov. 1852, Nr. 201 R. G. Bl., heißt es wörtlich „ „Wenn 
ber Ort, wo die Zahlung geleiſtet, oder eine andere Verbindlichkeit 
erfüllt werben fol, in einem Bertrage ausdrücklich beſtimmt worden 
ift, jo können alle Klagen in Beziehung auf viefen Vertrag bei dem 
Gerichte angebracht werben, welchem ver Geklagte unterflände, wenn 
er fih an dem Orte befände, wo der Vertrag erfüllt werben ſoll.““ 
Nun ift aber der Ort, wo der Bertrag erfüllt werden foll, in dem 
Briefe nicht ausprüdlich beftimmt worben, und man darf daher auch diefe 
ausdrückliche Beſtimmung aus was immer für Umftänden nicht 
ſtillſchweigend folgern. Der. 429 a. b. G. B. enthält in Beziehung 
auf die Competenz (oder Incompetenz) gar keine Beftimmung, fondern 
ſchreibt nur vor, daß überſchickte Sachen in der Regel erft dann für über- 
geben gehalten werben, wenn fie ver Vebernehmer erhält; es wäre 
benn, daß dieſer die Heberfchidungsart ſelbſt beftimmt oder genehmigt 
hätte. Der 8. 429 bezeichnet alſo nur die Bebingungen, unter welden 
bie Sache als übergeben anzufehen ift. Hätte alfo in unferem Nechts- 
falle ver Kläger die Waare an den Geflagten duch die Poft über- 
ſchickt, ohne daß der Letztere dieſe Heberfendungsart beftimmt oder gench- 
migt hätte, und hätte ver Geklagte die Waare nicht erhalten, fo wäre 
diesfalls der Kläger verantwortlih; wogegen in dem Falle, wenn ber 
Geklagte dieſe Ueberſchickungsart felbft beftimmt haben würde, der Kläger, 
jobald er die Waare in Wien auf die Poft abgegeben hat, von jever 
weitern Berantwortung befreit wird. Der $. 429 bat daher auf den 
vorliegenden Competenzftreit gar feinen Einfluß, denn durch diefen Para⸗ 
graphen wurbe nur der Zweifel gelöft, welcher fich hinfichtlich ber Ueber- 
gabe der verjendeten Waare ergeben kann.“ 


Nr. 504. 


Berurtheilung zu einer Reiftung, welche zur Zeit des Ur- 
theil® bereit unmöglich geworben ift. 

Entid. v. 26. Jänner 1858, Nr. 475 (Dekätigung des dad Urtheil des 
B. ©. Alt: und Nenftadt Prag v. 19. Zänner 1857, Nr. 2309, abän- 
dernden Urtheils des DO. 2. G. Prag dv. 10. Auguſt 1857, Nr. 10214). 
G. 3. 1860, Nr. 8. 

A verlangt, es folle B verurtheilt werben, feinen Sohn noch 

bi8 Ende September 1855 in der Lehre zu behalten und im Octo⸗ 
ber 1855 freizufprehen. Un: Folge verſchiedener Wechfelfälle wurben - 
bie Acten erft am 15. Jänner 1857 inrotulict. Die erfte Inftanz wies 
das Klagebegehren aus folgenden Gründen zurüd: „Die Ucten in diefer 
Rechtſache wurden, nachdem der Geklagte Feine Einrede erftattet hatte, 
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wegen ber im Zuge befindlichen Reſtitution, erſt am 15. Yänner 1857 
inrotulirt. Es ift ſonach dem Gellagten unmöglic geworben, die ein- 
gellagte Verbindlichkeit zu erfüllen und es kann daher ver Gelingte 
im Sinne des $. 1447 0.56. © B. zur Erfüllung berfelben nicht 
verurtheilt werben.“ 

Dagegen bat die zweite Yuftanz nad dem Klagebegehren ge» 
ſprochen, und deren Urtheil ber oberfte Gerichtshof aus folgenden 
Gründen beftätigt: „Da der Gellagte auf vie Klage feine eve und 
Antwort gegeben hat, fo ift für eriwiefen zu halten, daß ber in ber 
Klage angeführte Vertrag zwilchen dem Kläger und dem Geklagten ab« 
geſchloſſen worden fei. Daraus folgt rechtlih auch die Verpflichtung 
des Geklagten zur Einhaltung viefes Vertrages. Das diefem Bertrage 
entfprechend geftellte Klagebegehren ift daher rechtlich volllommen be- 
gründet. Der Richter muß demnach auch, gemäß des 8. 248 a. 
©. D., demfelben entſprechend erkennen, ohne darauf Rüdfiht zu 
nehmen, ob und in wie weit dad Urtheil exequirbar fein werbe, in- 
dem es blos dem Kläger felbft überlaffen bleiben muß, die ihm aus 
dem Urtheile erwachſenden Rechte auf dem ‚angemeffenen rechtlichen 
Wege geltend zu machen.” 


Nr. 505. 


Erwerbung des Beſitzes eines binglichen Rechtes durch bie 
richterliche Zuerkennung besjelben. 


Entid. vom 28, Jänner 1858, m: 386 tion deö dad Deeret der 
prä Abbiategraffo v. 17. Okt. abändernden Decretes 
des O. L. G. Mailand dv. 27. * De 157 780). Gaz.d. Trib.1859, 


Auf den Grund rechtskräftiger Erkenntniſſe der erſten und zwei⸗ 
ten Inſtanz, wodurch dem A ein Zehentrecht an Grundſtücken des B 
augelprodien und B verurtheilt wurde, für den letzten Zehent, deſſen 

Leiſtung in natura durch den vollftändigen Verbrauch der Früchte der 
zehentbaren Grundſtücke unmöglic geworden war, den Geldwerth zu 
bezahlen, belangte A im darauffolgenden Jahre nach ber Ernte den B 
in possessorio summariissimo wegen Störung im Belt des Zehent- 
echtes, an deſſen Ausübung er von demjelben verhindert wurde. Von 
der erften Inſtanz wurbe der Kläger abgewiefen; das O. L. ©. gab 
bem Klagbegehren ftatt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung ver zweiten 
Inſtanz, in Erwägung, daß durch die voraufgegangenen (oben erwähnten) 
Erfenntniffe ver Befig dea Rechts, den Zehent in natura zu forbern, 
auf Seite des Klägers feftgeftellt worben ift, da bie richterliche Zuer- 
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kennung eines Rechtes die Einführung des Berechtigten in den Befig 
besfelben mit fidh bringt und dieſer Wirkung des richterlichen Erkennt⸗ 
niffed ber Umſtand, daß durch basfelbe der Beklagte nicht zur Ent⸗ 
rihtung bes Fruchtzehents, fondern zur Zahlung einer Geldſumme 
verurtbeilt wurde, im vorliegenden alle keineswegs entgegentritt, weil 
bie Berurtheilung zur Zahlung des Geldwerths, anſtatt der unmöglich 
gewordenen Leiftung des Zehents in Früchten, ſowohl der Natur ver 
Sache als audy dem darauf geftellten Begehren des Klägers gemäß war. 


Nr. 506. 


Anordnung ber gerichtlihen Schätung eines zu erpropriiren- 
beit Grunbes ohne vorausgegangenes Exrpropriations⸗ 
Erkenntniß. 


ehr: At: Nr. de 0008, Ayinern des Decrets ded B. ©. 
Sieg, i t. 1857, ded war bed 
©. Bine ". Nov We Nr. 12992). & .1858, 6.100 


Die A beſchwert ſich darüber, daß die erfte Inſtanz auf Be⸗ 
treiben einer Eiſenbahngeſellſchaft die Schätzung ihres Grundes be- 
willigt habe, obgleich kein Expropriations⸗Erkenntniß der politiſchen Be- 
hörde vorliege. Dem Recurs ward in zweiter Inſtanz ſtattgegeben. 
Die dritte beſtätigte den Beſcheid der erſten, „in Erwägung, daß 
nad) den, nach der a. h. Genehmigung der Bahntrace, zur Ermittelung der 
hiezu benöthigten Grundſtücke abgehaltenen politiihen Commiffionen, 
von der A im kreisämtlichen Protofole vom 31. März 1857 die Er- 
Härung unterfertigt wurde, daß fie den benöthigten Oartengrund ber 
Bahngeſellſchaft fogleih zur Dispofition ftellen wolle; in Erwägung, 
daß bei dem gerichtlichen Ausgleihungsverfuche vom 25. Auguſt 1857 
ber Ablöfungspreis per 2 Klafter im Streite blieb; in Erwägung, 
daß fi) hiernach nicht zweifeln laſſe, daß die Nothwendigkeit der Ab⸗ 
tretung von der A anerfannt und mithin keineswegs verweigert, ſon⸗ 
bern zugeftanden wurde, daß fomit ein abgeſondertes politiſches Ex⸗ 
propriations-Erkenntniß im Sinne des $. 9 c. des Gefeges vom 14. 
September 1854, Nr. 238 R. ©. Bl., der gerihtlihen Schätzung 
nicht vorauszugehen brauchte.‘ 
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Nr. 507. 


Zuftändigleit des Bezirksgerichtes zur obervormundſchaftlichen 
Genehmigung der Realtheilung einer unbeweglichen Sache, 


Entid, v. 8. Febr. 1857, Nr. 944 nfpehun des Decretö des OQ. L. G. 
ailaud v. 4. Der. 1857, Nr. 16278). G. 3. 1858, Nr. 136. 


Die erfte Inftanz (eine Prätur) hatte einen Vorſchlag zur rea⸗ 
len Xheilung eines mehreren Perfonen, und unter biefen einem Cu⸗ 
randen, gemeinfchaftlich gehörigen Gutes genehmigt. Aus Anlaß eines 
gegen ben Inhalt diefer Verfügung gerichteten Recurſes bat pas Ober+ 
landesgericht biefelbe von Amtswegen aus dem Grunde der Nicht» 
zuftänhigleit der Prätur unter Hinweiſung auf $. 78 der J. N. für 
das I. v. Königreich ($. 83 der J. N. für Oefterreich u. ſ. w.) aufgehoben, 

Der oberfte Gerichtshof fand jedoch „mit Rüdficht auf den $ 6 
des a. b. ©. B., in Erwägung, daß der $. 78 der Civil-Jurisdic- 
tionsnorm vom 20. Nov. 1852 nur die Veräußerung unbemeg- 
licher Pupillargüter erwähnt, die Bertheilung ſolcher Güter unter vie 
Miteigenthümer, wenn aud Minderjährige oder Curanden unter die⸗ 
- fen vorhanden wären, aber nicht ausdrücklich bezeichnet, und in ver 
ferneren Erwägung, daß Thetlungen nicht als Beräußerungen im eigent- 
fihen Sinne angefehen werben fünnen, da der Theilhaber, weit ent» 
fernt, feinen Antheil zu veräußern, benfelben vielmehr ungejchmälert 
für fi behält, und nur ftatt eines ibeellen Theiles eine beftimmte. 
Sache als jein ausfchliegliches Eigentbum erhält”, die Entſcheidung des 
Dberlandesgerihts aufzuheben und demjelben aufzutragen, über ven 
Recurs feinen meritorifhen Beſchluß zu faljen und hinauszugeben. 


tr. 508. 


Unzufäffigfeit ver Zurüdweifung eines Gefuches um Aus« 
bleibensrechtfertigung ohne Anhörung des Gegners. 


Entſch. v. 3. Febr. 1858, Nr. 1027 Beätipung des Decretd ded B. ©. 
Meran v. 26. October. 1857, Nr. 6127, Abänderung des Decreted des 
D. 8. G. Iunöbrud v. 17. Nov. 1857, Nr. 4054). ©. 3.1858, Nr. 116. 

A hatte eine Klage gegen B und C angebradt; bei der Tag⸗ 
fagung, welche mit Beſcheid vom 5. September auf den 30. Sep- 
tember angeordnet wurde, erjchten nur B. Nachdem mit biefem das 
Berfahren geſchloſſen war, ſuchte C um Rechtfertigung feines Aus- 
bleibens an, indem er geltend machte, er lebe in Wien und babe in 
der bezeichneten Friſt einen NRechtöfreund nicht beflellen können. Die 
erfte Inftanz ordnete eine Tagſatzung zur Bernehmung des Gegners 
an; bie zweite dagegen wies das Geſuch fofort zurüd, „in der Er⸗ 
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mwägung, daß der zweitgeflagte Streitgenoffe nicht als von der Tag⸗ 
fagung ausgeblieben zu erachten fei, indem ber Exrfigeflagte bei derſel⸗ 
ben erſchien und verhandelte, fomit der Zweitgeflagte nad der aus⸗ 
prädlihen Borfchrift der Verordnung vom 5. März 1847, Nr. 1042 
3.6. ©., mit dem Rebe und Antwort gebenben erfigelfagten Streit, 
genofjen ais einverſtanden anzuſehen ſei, und daß in einer und ber- 
felben Streitfache gegen alle Streitgenofien nur Ein Urtheil zu er» 
laſſen fei, weßwegen es nicht angehen könne, das gegen beide Geklagte 
geſchöpfte Urtheil aufzuheben.” 
Der oberfte Gerihtähof hob dieſen Befcheid aus dem Grunde auf, 
weil „nad dem Haren Wortlaute des $. 29 ver weſtgal. ($. 33a. G. O.) 
über jedes Kechtfertigungsgefuch wegen Ausbleibens von der über eine 
Klage angeorbneten münblihen Verhandlung eine Tagfakung zur Ver⸗ 
nehmung beider Theile anzuorbnen, und erft nach dieſer Verhandlung 
über die Frage, ob von dem Urtheile abzugeben, zu entſcheiden ei.“ 


Nr. 309. 
Verbindlichkeit zur Sicherftellung von Pupillarforberungen. 


sul, v. 4. Febrnar 1858, Nr. 759 (Bellätigung des das Urtheil des 
G. Prag v. 21. Februar 18 57, Nr. 490 abändernden Urtheils des O. L. ©. 
Prag v. 14. Inli 1857, Nr. 10720). ©. 3. 1860, Nr. 123. 


M verlaufte jeiner Gattin B fein Schnittwanrenlag er um 15.000fl. 
und fie übernahm die Berpflihtung, 7500 fl. davon ihren drei Kin⸗ 
bern bei Eintritt ber Großjährigfeit zu bezahlen. Nach dem Tode bes 
M ging die B eine zweite Ehe ein und gab das Schnittwaarengeſchäft 
auf. Die Vormünder der Kinder Hagen nın die B auf Sicherftellung. 
Die erfte Inftanz wies das Begehren zurück und zwar aus folgen: 
den Gründen: „Eine ſolche Sicherftellung zu forvern, fteht den Klä- 
gern weber aus dem Bertrage, nody aus dem Gefege zu. Durch ven 
Kaufvertrag ift die B Eigenthümerin der Schnittwaarenhandlung, M 
dagegen Eigenthümer ver Kaufſchillingsforderung von 15.000 fl. ge⸗ 
worben, und Tonnte als folder mit dieſer frei verfügen (8. 361 a. b. 
G. 2). Bon dieſem PVerfügungsredhte hat verfelbe auch dadurch Ger 
brauch gemadjt, daß er den Kaufſchilling noch lebzeitig auf feine theils 
großjährigen, theil® minderjährigen Kinder Übertragen hat. In dem 
Kaufvertrage hat ſich der Verkäufer eine Sicherftellung für den Kauf- 
preis nicht ausbedungen und eine foldhe wurde auch von der Käu— 
ferin nicht zugeſicher. Da nun vie Wechte des Vebernehmers mit 
den Rechten des Uebergebers in Rüdfiht auf die überlaffene Forde⸗ 
zung nad $. 1394 a.b. ©. B. eben viefelben find, und nad) $. 442 
a. 6. ©. DB. Niemand mehr Rechte abgeben Tann, als er felbit bat, 
fo Tonnte diefes dem Verkäufer contractlich nicht zugeftandene Recht 
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auf Sicherſtellung ver Kanfſchillingsforderung auf feine minderjährigen 
Kinder als Ceſſionäre nicht übertragen werben, und bie Vormünder 
fönnen von den durch ben väterlihen Curator feftgefegten Vertrags⸗ 
bedingungen nicht abgehen, demnach auch die Sicherftellung der Ver⸗ 
bindlichleit zur Bezahlung jener 7500 fl. nicht verlangen. Dieſes 
Recht fteht ihnen aber auch nach dem Gefege nicht zu Nach 8. 859 
a. 5b. ©. 3. gründen ſich vie ‚perfünlihen Sachenrechte, folglich audy 
das Recht, Sicerftellung zu begehren, auf das Gele ober auf 
einen Vertrag. M hat, wie bereits erwähnt, fein Wanrenlager an 
feine Gattin käuflich überlaflen und beftimmt, daß der, einen Theil 
des Kaufpreiſes bildende Betrag ven 7500 fl. feinen minderjährigen 
Rindern bei erreichter Großjährigkeit von der Käuferin ohne Intereſſe 
bezahlt werben fol. Es wurde demnach, da das Waarenlager ber 
Räuferin übergeben wurde, ohne das Entgelt erhalten zu haben, nad 
8. 1063 a. 6. ©. 2. ein Kauf auf Borg gefchloffen, und das Ei- 
genthum des Waarenlagers ging gleich auf die Käuferin über. Sein 
Geſetz verorbnet aber, daß in einem folhen Yalle der Verkaufsgegen⸗ 
ſtand das Pfand für den Kauffchilling bilde, oder daß ber Käufer 
biefen auf eine andere Art ficherzuftellen habe. Die minderjährigen 
Rinder des M haben dadurch, daß fich die Geklagte verpflichtete, 
ihnen bei erreichter Großjährigleit ven Betrag von 7500 fl. zu be- 
zahlen, das Recht auf diefe Forderung erworben; allein viefelbe ift 
erft beim Eintritt der Großjahrigkeit fällig, und dieſes Forderungs⸗ 
recht bis zu dieſem Zeitpunfte ficherzuftellen, verbindet die Geklagte 
gleichfalls Fein Geſetz. Nah 8. 236 a. b. ©, B. und $. 202 des 
kaiſ. PBatentes vom 9. Auguft 1854 find zwar die Vormünder ver- 
pflichtet, für die Sicherftellung der Pupillar-Forberungen zu forgen, 
ober biefelben zur Verfallzeit einzutreiben, allein dieſe Sicherftellungsver- 
binbfichkeit Liegt denſelben nicht unbedingt, fondern nur fo viel als mög⸗ 
lich ob, d. h. wenn eine Sicherſtellung von Seite des Berpflichteten er- 
‚zielbar wäre, oder derſelbe fich hiezu herbeilaffen wollte. Nun wurde aber 
von Seite der Hagenden Vormünder weder behauptet, noch erwieſen, daß 
vie Geklagte eine Sicherftellung zu Leiften im Stande fei, und da biefelbe 
durch kein Geſetz hiezu verhalten werben kann, fo können die Bormünder 
auch nur beim Eintritte der Fälligkeit für die Eintreibung der Forderung 
forgen.... Die an die Vormünder von Seite der Vormundſchafts⸗ 
and Obervormundſchaftsbehörde ergangenen Decrete find für die Ge- 
Hagte nicht verbindend, fomit für die Entſcheidung der Rechtsſache nicht 
von Einfluß. Da ſonach die Gellagte weder aus dem Bertrage, nod 
aus dem Geſetze zur Sichyerftellung der von ihr contractmäßig Üübernom- 
menen Verbindlichkeit verpflichtet ift, fo mußten die klagenden Bormünder 
abgewiefen werben.” 

Das Oberlandesgericht hat nad) ver Schlufbitte der Klage unter 
Beftimmung einer Frift von zwei Monaten erkannt, und diefes Erfennt- 
niß hat der oberfte Gerichtöhof aus folgenden Gründen beftäligt: „Der 
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$. 236 a. b. ©. B. verorbnet im Allgemeinen, daß Forderungen der 
Minderjährigen wider dritte Perfonen ficherzuftellen find. Diefer Fall 
tritt hier ein, weil bie bem brei minderjährigen Kindern des M von ber 
Geklagten feiner Zeit zu zahlenden Beiträge von je 2500 fl. bisher feine 
Sicherheit haben. Die zu diefer lage Iegitimirten Kläger kommen durch 
das auf Sicherftellung gerichtete Belangen deu geſetzlichen Anordnungen 
nad. Der Umftand, daß in dem Bertrage eine Sicherftellung der er- 
wähnten Beträge nicht feftgefegt wurbe, ift ohne Einfluß, weil fchon das 
Geſetz für viefen Fall die Anordnung gibt.“ 


— — 





Nr. 510. 


Verſprechen der Haftung für die Einbringlichkeit der cedirten 
Forderung. 


Entſch. v. 16. Febr. 1858, Nr. 8 (Beitätigung des das Urtheil des B. ©. 
Klobant v. 6. Juli 1857. Nr. 714, abändernden Urtheils des O. L. ©. 
Brkun v. 1. Sept. 1857, Nr. 6550). ©. H. 1861, &. 419 u. 420. 


B cedirte ſeine hypothekariſch verficherte Forderung von 00fl. dem 
A und verpflichtete ſich in der Ceſſionsurkunde, für Richtigkeit und Einbring- 
lichkeit der cedirten Yorberung zu haften. Dieje Verpflichtung wurbe auf 
dem Haufe des B intabulirt. Etliche Zeit darnach wurde die Realität des 
Ceſſus im Erecutionswege verkauft, und A fiel mit der cebirten Forderung 
ganz durch, daher er nunmehr den B auf Bezahlung diefer Summe bes 
langte. B wendete hauptſächlich ein: durch das fchriftliche Verfprechen der 
Haftung für die Einbringlichkeit der Forderung habe er nicht mehr ver- 
iprochen, als wozu er ohnehin ſchon nad) dem Geſetze (88. 1397, 1398 
a. 6. ©. 3.) verpflichtet war; die Realität habe nach der erecutiven 
Schätung einen zur Dedung der cedirten Forderung binreihenden Werth 
gehabt; A hätte bei der eyecutiven Yeilbietung erſcheinen follen, wobei er 
gleich) andern, jpäter intabulirten Gläubigern durch Ausgleich Zahlung 
erlangt hätte; daA für die cedirte Forderung von 500fl. weniger (400 fL) 
gegeben habe, als fie betrage, fo fei ver Vertrag ein Glücksvertrag, und 
Amüſſe daher ven Ausfall tragen, wie ihm im Tall der gänzlichen Rea⸗ 
lifirung das Plus zu Gute gekommen wäre. Hauptjählih aus diefen 
Gründen wies denn auch die erfte Inftanz ven Kläger ab. 

Dagegen verurtheilten bie beiden obern Inſtanzen den Bellagten 
aus folgenden Gründen zur Zahlung: In der Ceſſionsurkunde ift die 
ausdrückliche Beftimmung enthalten, daß der Öellagte für die Richtigkeit 
und Einbringlichfeit der bücherlich verficherten Yorderung hafte. Der 
8.1397 a. b. ©. 3. legt dem Cedenten die Haftung für die Einbring- 
lichleit der Forderung auf, und mit Rückſicht auf dieſes Geſetz wäre bie 
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befondere in der Ceſſionsurkunde ausgevrüdte Bedingung der Verbind⸗ 
lichkeit ganz überflüfiig. Da jevod der $. 1398 a. 6. ©. B. von dem 
$. 1397 bei Zabularforderungen die Ausnahme macht, daß den Ueber⸗ 
nehmer in Rüdfiht auf "die Uneinbringlichleit feine Entſchädigung ge- 
bühre, wenn er fi über die Einbringlichkeit der Forderung aus den 
Öffentlichen Pfanpbüchern belehren konnte, fo muß, da nad 8. 914 ebd. 
Berträge fo auszulegen find, daß fie von Wirkung feien, angenommen 
werben, daß fich der Kläger durch die nach $. 1397 ebd. ganz überflüfjige 
Stipulation der Haftungspflit, durch die unbebingte Uebernahme ber 
Haftungsverbinvlicleit gegen andere Einwendungen, insbeſondere gegen 
jene des $. 1398 ficherftellen wollte, und ver Geklagte die unbedingte 
Haftung für die Einbringlichkeit der Borderung um jo mehr übernommen 
habe, als er für diefe Haftung nod) in&befonbere eine weitere Hypothek 
mit feinem Haufe beftellt bat. 


Nr. 511. 


Aufforderungsklage des Verpächters gegen den Pächter, welcher 
die  harbfahe für fein Eigentum erklärt. 


Eutſch. vom 1 ebr. 1858, 8 960 (Beſt. bed Urtheils des B. ©. 

denpe oletz v. 9 ct. 1856, Nr. 4545, Abänd. des Urtheiles des O. L. 

rag v. 6. Mai 1857, Nr. 3974). ©. 9. 1862, S. 197. (And den 
Acten ergänzt.) 


A batte einige Grunpftüde dem B für ſechs und dann abermals 
für ſechs Jahre verpachtet; als es fi am Ende des zwölften Jahres um 
die nochmalige Verpachtung handelte, erflärte B, es bedürfe feines Pacht⸗ 
vertrages, die Grunpftüde feien fein Eigentbum; auch bebaute er die⸗ 
jelben wieder. A brachte eine Aufforderungsflage ein, welcher wohl die 
erfte, nicht aber die zweite Inſtanz ftattgab. Dieje rechtfertigte ihre 
Entſcheidung folgendermaßen: 

„Schon nad dem Inhalte ver Klage erjcheint der Geklagte, und 
nicht der Kläger, als Beſitzer der gepachteten Örundparcellen, weil er 
diefe Gründe feit vielen Jahren in feiner Macht hat, und zulett feinen 
Willen, diefelben al8 die feinigen zu bebalten, jowohl ausdrücklich, als 
auch ftillfehweigend, und zwar dadurd erklärt hat, daß er die Grundſtücke 
auch noch für das nächſte (zu den Pachtjahren nicht mehr gehörige) Jahr 
angebaut hat; wogegen der Kläger diefe Grundſtücke niemals innehatte, 
indem die Bornahme der Berpadhtung der Gründe nur auf das Recht 
zum Befige derfelben, nicht aber auf ven Befig jelbft ohne Innehabung 
ſchließen läßt (88. 309 und 320 a. b. G. B.). Der Inhaber einer Sache 
ift wohl nach 8. 319 a. b. ©. B. nicht berechtigt, den Grund feiner Ge⸗ 
wahrſame eigenmädhtig zu verwechjeln und ſich dadurch eines Titels an⸗ 
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zumaßen; aber die Berufung auf biefe Gefegesftelle kann dem Kläger 
nichts nüßen, weil, wenn aud) durch die beiden Pachtverträge erwieſen 
wurde, daß ber Seflagte den Zitel zur Innehabung der bezeichneten 
Grundſtücke mittelft einer Verpachtung von Seite det Klägers erhielt, 
biefe Verträge doch nicht auch das Hecht des Klägers zu diefer Verpach⸗ 
tung, und um fo weniger ein Eigenthumsredht des Klägers auf die frag- 
lichen Grundſtücke, welches ihn bei Abgang eines Befiges allein noch zu 
einer Klage rüdfichtlich der Subſtanz der Grundftüde berechtigen könnte, 
zu erweifen ormögen. Eine Aufforberungsflage ftellt ſich diesfalls über- 
baupt al8 vergriffen dar, weil fie gegen ben Befiter nad $. 323 a. b. 
©. 3. überhaupt nicht ftattfindet, und weil die Bebauung von Feldern 
mit Ausgang der Pachtzeit nicht die Berühmung eines beſtimmten Rech⸗ 
tes, ſondern vielmehr eine Vorenthaltung der Felder über die Vertrags- 
(Badıt-) Zeit andeutet, wogegen fih der Eigenthümer nur durch eine 
Bindication ſchützen fann. Der Kläger hat im vorliegenden Yalle nur 
das Recht, auf Abtretung des Beſitzes zu Hagen, und muß daher mit 
feiner Aufforderungsllage abgewiefen werben.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte jedoch das Urtheil der erften 
Inftanz aus folgenden Gründen: „Dadurch, daß B von A als Eigen- 
thümer der Grundſtücke viefelben pachtete, anerfannte er wenigftens ftill- 
ſchweigend A's Eigenthum an ben Grundftäden, und Letzterer blieb troß 
‘ der Berpadhtung, als Eigenthümer, im Befige derfelben, wogegen B durch 
die Pachtung nur die Innehabung der Grimpftüde erlangte. Er ift alfo 
nicht berechtigt (8. 319 a. b. ©. B.), ven Grund feiner Innehabung 
eigenmäcdhtig zu ändern, und da er fidh gegen A des Eigenthums an ben 
gepachteten Grundftüden gerühmt bat, fo ftand dem Letzteren nach 8. 66 
a. ©. D. das Recht zu, ihn zum Beweife diefer feiner Behauptung auf- 
zufordern.“ 


Nr. 512. 


Unzuläffigleit der Wiedereinfegung gegen das Verſäumniß 
einer Recursfrift in Grundbuchsſachen. 


Sud. zom, 16. Februar 1858, Nr. 1033 (Abänderung ach Decretes 
.Prag vom 1. Deiober 1857, Nr. 17759). ©. 3. 1858, 
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Nr. 518. 


Executive Abnahme von Sachen aus Händen Dritter. 


Entf. v. 16. Februar 1858, Nr. 13234 Betätigung, der gleihförmigen 

Derrete ded 8. ©. Prag v. 22. znguf 1857, Nr. 19560. und bed O. 

2. ©. Prag v. 3. Nov. 1857, Nr. 19817). &. 3. 1858, Nr. 58. (Aus 
den Acten ergänzt.) 


B war verurtheilt worden, bem A gewiffe Sachen auszufolgen; bie 
Sachen befanden ſich aber in Berwahrung feines Brudes C, und A bat 
daher um die executive Abnahme der bei C befinvlihen Sachen. Dem 
Geſuch wurde, ungeachtet B und C geltend machten, daß nad) 8. 305 a. 
G.D. die Abnahme beftimmter fahrender Güter nur gegen den Erecuten, 
gegen welchen das Urtheil lautet, und nur in feiner Behaufung vorge- 
nommen werben bürfe, und daß das Erecutionsgefud, auf Grund ver 
Angabe des Erecutionsführers, daß die angefprochenen Sachen fi in 
den Händen eines Dritten befinden, ab- und auf 8. 306 a. G. O. zu 
vermweifen ei, von allen drei Inftanzen flattgegeben und in den Motiven 
des O. L. ©. erflärt, daß „die Anwendung des 8. 306 a. ©. O., wel- 
cher vermöge der darin enthaltenen Hinweifung auf die Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechtes offenbar vorausfegt, daß die dem Kläger zuerkannte 
Sache aus einem zur Uebertragung des Eigenthums geeigneten Titel 
in die Hände des Dritten gelommen tft, im vorliegenden Falle nicht Pla 
greift, indem eine ſolche eigenthämliche Ueberlaffung ver von B dem Klä⸗ 
ger vorenthaltenen Sachen an C nicht einmal behauptet, viel weniger er⸗ 
wiejen wurbe.“ , 

In den oberſtgerichtlichen Entſcheidungsgründen heißt es: „Den 
Recurrenten B und C ftand zwar zu, bei der vom Gerichtänbgeorbneten 
vorgenommenen Ausführung der Erecution allenfällige Anfpräce, ins⸗ 
befonbere des C, anzubringen; allein dies tft ihrerſeits nicht gefchehen 
und noch weniger ein berlei Anfpruch befcheinigt worden, und e8 war 
daher der Vollzug der Erecution ohne Einholung einer anderweitigen 
Weifung fofort vorzunehmen.“ 


Nr. 514. 
Schadenerſatz für verzögerte Zurüdtellung entlehnter Staats⸗ 
obligationen. 


Eutil vom 23. Februar 1858, Nr. 907 (Betätigung des dad Urtheil 
ded 8. G. Venedig v. 17. Nov. 1856, Nr. 15199, abandernden Urtheils 
des O. L. G. Benedig v.12. Iuni 1831 ai 10770). Eco d. Trib. 1859, 


A übergab dem B zwanzig Stüd öſterr. Staat8obligationen nebft 
den dazu gehörigen nicht verfallenen Coupons, und B verpflichtete fich, 
2% 
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binnen einem Jahr a dato der hierüber errichteten Urkunde die nämlichen 
Obligationen, welche in der Urkunde genau nach Serie und Nummer be- 
zeichnet wurden, und alle empfangenen Coupons — auch die im Laufe 
des Jahres verfallenden — dem A zurüdzuftellen. In der Urkunde wurde 
dieſes Gefhäft ausdrücklich als Reihe, nicht als Darlehen, qualificirt, 
und von A als Entgelt für die zeitliche Ueberlaffung ver Obligationen 
die Zahlung von 3Y/,% ihres Nennwerthes im Betrag von 420 Tire 
bevungen , welhe Summe B fofort dem A einhändigte. Nach fruchtlos 
verftrichener Jahresfriſt belangte A den B 1. auf Zurüdftellung der Ob- 
ligationen fammt allen Coupons, 2, auf Zahlung von 31/,% ihres Nenn 
werthes von dem Zeitpunfte ver abgelaufenen Sahresfrift bis zu jenem 
der Zurüdjtellung als Erfat des dur die Verzögerung berjelben er- 
littenen Schadens. 

Bon dem Gerichte der erften Inſtanz wurde das Begehren ad 1 
zugelaffen, jene® ad 2 aber zurüdgewiefen, weil einerjeit$ die gefor- 
berten 3Y,% für den Yall der verzögerten Zurüdftellung der Oblige- 
tionen in dem Bertrage felbft nit bebungen wurden, andererſeits das 
Juſtizhofdecret vom 18. Yänner 1842, Nr. 592 9. ©. ©. (Recht des 
Gläubiger auf Verzugszinfen nad $. 1333 a. 6. ©. B.), hier außer 
Anwendung bleibt, da ver Gegenftand ver ad 1 geltend gemachten Haupt- 
forderung nicht in einer Summe Geldes befteht, mithin der Kläger dar» 
über, daß er durch Die Verzögerung einen, und zwar auf 3'/2% des 
Nennwerthes der Obligationen ſich belaufenden Schaden erleide, erjt 
noch einen befonderen Beweis zu führen hatte, woran er e8 aber fehlen 
ließ. — Das O. L. ©. erkannte auch ad 2 nad) dem Klagebeg ehren. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigtevas Urtheil’der zweiten Inftanz 
aus folgenden Gründen: „Nach der Bertragsurkunde fteht es feſt, daß 
ber Kläger dem Bellagten ven Gebrauch der Staatsobligationen nicht 
unentgeldlich überlafjen wollte, da er hiefür einen Vergütungsbetrag von 
420 Fire auf die im Vertrag feftgefette Gebrauchszeit ſich bedungen und 
vom Bellagten auch wirklich erhalten hat. Wenn nun durch die Schuld 
des Legtern die Zurüdftelung der Obligationen in der vertragsmäßigen 
Zeit nicht erfolgte, und dadurch der Kläger an der Benütung derſelben 
verhindert wurde und fortan der Gefahr auögefegt blieb, daß der Be⸗ 
klagte zu feinem Schaden über die Obligationen frei verfüge, fo gebührt 
ihm biefür allerdings eine Vergütung, deren Höhe mit Anwendung des 
im Bertrage von den Parteien felbft dargebotenen Mafftabes zu be- 
ftimmen war.” 
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Nr. 515. 


Zuläſſigkeit des Haupteides über dem Delaten fremde 
Thatſachen. 


Enutſch. v. 23. Febrnar 1858, Nr. 1126 Beangungude⸗ des Urtheiles der 

Brätur ©. Daniele v. 26. Zigiſ t 1857, NR bänderung des Ur- 

theiles des DO. 2. © Venedig v. 9. December 1857, Jr. 23003). Gior- 
nale di Giurispr. prat. 1859, ©. 297 ff. 


Die Erben des Eßwaarenhändlers A Hagen gegen einen anbe- 
ren Eßwaarenhändler B auf Grund eines Auszugd aus ben Büchern 
des erſteren den Werth gelieferter Waaren ein. B wendet ein, er habe 
mit A in fortlaufender Verrechnung geftanden, da fie fich gegenfeitig 
Geſchäftsartikel abtraten, an denen der Eine eben Mangel oder ber An- 
dere Ueberfluß hatte; demgemäß habe er feinerfeitS gegen A eine Forbes 
rung, weldye die eingeflagte noch Überfteige. Er bringt den Buchauszug 
darüber bei, und trägt den Klägern über ven Beftand des angegebenen 
gegenfeitigen Berhältniffes den Haupteid auf. Die Kläger führen meh⸗ 
rere Umftände an, welche ihnen die fraglichen Thatfachen al8 unwahr er- . 
fcheinen lafjen. 

Die erfte Inſtanz erkannte auf den vom Beklagten aufgetragenen 
Haupteid. Die zweite Inftanz verurtheilte ihn unbedingt zur Zahlung, 
weil auf den Haupteid nicht erfannt werben fünne, da e8 ſich um den 
Klägern fremde Thatſachen handle, welche fi auf einen bereits Verftor- 
benen beziehen, ver getrennt von ihnen lebte und feine ſelbſtſtändigen In⸗ 
tereſſen hatte; in Ermangelung eines anderen Beweiſes aber die Gegen⸗ 
forderung des Geklagten nicht liquid und zur Compenſation nicht geeig- 
net ſei. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Urtheil der er ſten Inſtanz, 
„in Erwägung, daß die Liquidität der vom Beklagten aufgeſtellten Gegen- 
forderung eben durch den Haupteid hergeftellt werben foll, den die Eltern 
des Berftorbenen, al8 deſſen Erben, über eine Handlung desſelben mit 
dem Beifage des Willen! und Erinnerns fhwören follen.” 


Nr. 516. 


Bornahme einer Verhandlung in der Rechtsſache eines Is— 

raeliten an einem Sabbath. Zurüdweifung der Nullitäts- 

befhwerde auf Grund der Zuftimmung des Befchiwerbe- 
führers zu der Beftimmung des Verhandlungstages, 


Eile bom 24. Sehruar 1857, Nr. 1200 1 1881, 8. 2 nord 
Ent eu en ded B. G Neuhaus v. 1. Juli 

rag dv. SI. Auguft 1857, Nr. 15749.) ©. 3. 1858, Nr. 64. 

9 ber Rechtsſache des Israeliten A gegen wi Israeliten B 

ward die Tagſatzung auf den 23. Mai 1857 anberaumt, und zwar auf 
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ausbrädliche Bitte des A, welcher für dieſen Tag bereits zu einer ande⸗ 
ren Verhandlung bei vemfelben Gerichte geladen war. Der Umftand, 
daß Kläger und Bellagter Israeliten feien, war aus der lage nicht zu 
erfehen. — An dem bezeichneten Tage fand fich nur der Bellagte (durch 
feinen Rechtöfreund) ein, mit welchem daher einfeitig verhandelt wurde. 
Gegen das hierauf ergangene Urtheil brachte A die Nullitätsbefchwerbe 
ein, in welcher er. geltend machte, der 23. Mai ſei ein Sabbath, diejer 
Umftand ihm aber unbekannt gewejen und erft am Tage vor der Ber- 
handlung aufgefallen. Die Nullitätsbefchwerde warb von beiden oberen 
Inftanzen zurücgewiefen. 

Gründe der dritten Inftanz: „Nach dem Hofrecrete vom 
17. Jänner 1818, Nr. 1405 3.© ©. Weſſely I. Nr. 1370), follen 
wohl allervings Israeliten am Sabbath nicht zu Gericht vorgeladen wer» 
ben; allein im vorliegenden Falle hat A in feiner Klage durchaus nicht 
angeführt, vaß er Israelit jet. Dem Gerichte wurde daher das Olau- 
bensbefenntniß des Klägers nicht befannt, weßhalb die gerichtliche Be- 
ſtimmung der Berhandblungstagfahrt auf den 23. Mai 1857, als auf 
einen Eabbath, in Bezug auf den Kläger feine Nullität enthält. A bat 
überdies das ausdrückliche Begehren geftellt, vie Tagſatzung wo möglich 
auf den 23. Mai 1857 anzuordnen, indem das Gericht an diefem Tage 
bereit8 eine Tagſatzung über eine andere gegen denſelben als Geklagten 
eingebrachte Klage anberaumt hatte. In diefem Begehren liegt offenbar 
auch die Erflärung, daß Kläger mit der auf diefen Tag angeorbneten 
Berbandlungstagfahrt einverftanden fei und dabei erfcheinen wolle. Die 
Behauptung bes Klägers, es fei ihm zur Zeit der Einbringung feiner 
Klage unbefannt gewefen, daß der 23. Mai 1857 auf einen Sabbath 
falle, kann eben jo wenig, wie feine weitere Angabe, daß ihm dies erft 
am Tage vor der Tagſatzung befannt geworben ei, beachtet werden, weil 
das Zufammentreffen des 23. Mai 1857 mit einem Sabbath ein no- 
toriſches, aus dem Kalender lange vorherzuſehendes Ereigniß war, e8 
daher nur in feinem Verſchulden lag, daß er feine Bereitwilligkeit, an 
dieſem Tage bei Gericht erfcheinen zu wollen, erklärte. Wenn aud) das 
Hofdecret vom 16. Juni 1788, Nr. 8449. ©. S. Weſſely J. Wr. 
880), beftimmt, daß das Ausbleiben einer Partei von einer, auf einen 
Ferialtag angeorbneten Tagſatzung für feine Begebung ihres Rechtes zu 
halten ſei, jo ſetzt doch dieſes Hofvecret nach feinem weiteren Wortlaute 
voraus, daß der Richter zu der Vorrufung ver Parteien durch das Gefet 
nicht berechtigt war. Im vorliegenden Falle war aber dad Gericht zur 
Borrufung beider Streittheile auf den beftimmten Tag berechtigt, weil 
ber Kläger felbjt um Beftimmung diefes Tages gebeten und angeführt 
hatte, daß bereit in einer anderen Rechtsſache zwifchen denſelben Par- 
teten die Verhandlung auf venfelben Tag beftimmt und von feinem Theile 
eine Einwendung gegen diefe Beftimmung erhoben worden war. Da ber 
Geklagte auch an dieſem beftimmten Tage durch feinen Rechtsfreund 
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erſchienen iſt, fo ſtellt ſich die Nullitätsbeſchwerde des Klägers als unge 
gründet dar und mußte Demnach zurückgewieſen werben.“ 


Kr. 517. 


PVaternitäts- und Alimentationsflage: Forderung von Ali- 
menten pro praeterito. | 


Entid. dv. 24. Februar 1858, Nr. 1684 ee des das Urtheil des 
8.6. Vödlahrnd v. 30. December 1856, abändernden Urtheiles 
des O. L. G. Wien v. 5. Auguft 1857, Nr. 5965). G. 3. 1858, Nr. 126. 


Die erſte Inſtanz hatte den unehelichen Vater eines fünfjährigen 
Kindes nicht blos für die Zukunft zur Alimentation verurtheilt, ſondern 
ihm auch auferlegt, den Alimentationsbetrag für die abgelaufenen fünf 
Jahre binnen 14 Tagen zu zahlen. Die beiden oberen Inſtanzen ſpra 
hen den Beklagten von diejer leßteren Zahlung frei, und zwar ver oberſte 
Gerichtshof „in Erwägung, daß, wenn auch das Recht des Kindes, Alı- 
mente zu begehren, nach $. 1481 a. b. ©. 2. fein Gegenftand der Ver⸗ 
jährung ift, nad) der Natur dieſes Anfpruches und ver durch das Gefet 
($. 1418 a. b. ©. B.) beftimmten Berausbezahlung desſelben die Alt- 
mentation doch als folche für Die Vergangenheit, in welcher biejelbe von 
ber auch ſubſidiariſch verpflichteten unehelihen Mutter (nad) 8. 167 

. B.) oder von wem immer bereit8 geleiftet worden ift, nicht 
—*8* werden kann.“ 


Nr. 518. 


Klage auf Löſchung eines Pfandrechtes gegen den Cridar 
in eigener Perſon gerichtet. 


Entid. v. 25. Februar 1858, Nr. 1233 (Beftätigung des Ichets ð⸗ L. ©, 
Brünn v. 15. Sept. 1857, Nr. ‚9944 1 uänderung des Decrets des O. L. ©. 
Brünn v. 11. Nov. 1857, Nr. 8119). © 3. 1858, gue 8. 


Auf der Realität des A war für B, ver fpäter in Concurs verfiel, 
ein Pfandrecht einverleibt; C und D hatten darauf Superpränotationen 
erlangt. A Hagte auf öfchung des Pfandrechts und richtete ie Klage 
gegen B, gegen befjen Concursmafjevertreter und gegen C und D. Die 
erfte Inſtanz verfügte die Zuftellung der Klage felbft an B als Zuerft- 
genannten, die der Klagsrubriken an den Concurömafjevertreter und bie 
anderen Bellagten. Bom Oberlanvesgericht warb jedoch dieſer Beſcheid 
aufgehoben und angeorbnet, daß die Klage wegen ungejeglicher Belan- 
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gung des B zur Verbeſſerung zurückge ſtellt werde. Der oberſte Gerichts⸗ 
hof dagegen beſtätigte den Beſcheid der erſten Inſtanz, „weil gemäß des 
vierten Abſatzes des Hofdecretes vom 29. Auguſt 1818, Nr. 1488 3. 
G. S. (Michel Nr. 737) die Klage, durch welche die Giltigkeit einer 
grundbücherlich eingetragenen Urkunde beſtritten werden will, gegen die 
Theilnehmenden auf Löſchung dieſer Urkunde gerichtet werden muß, nach 
dem Inhalte der vorliegenden Klage des A aber die zu löſchende Forde— 
rung von 426 fl. C. M. grunpbücherlic für B verfichert haftet, dieſer 
fid) daher offenbar als mitzullagender Theilnehmer darftellt; dann weil 
ein Eridar für feine eigene Perſon unter Feiner eigentlichen Curatel ſteht, 
und eben deßhalb laut Hofdecret vom 12. November 1787, Nr. 745 $. 
G. ©. in dem Falle, wenn keine Zahlung aus dem Concurövermögen 
begehrt wird, auch perfünlich gellagt werben fann.”... 


Nr. 519. 
Bergleih oder Schenkung? 


utſch. v. 2. März 1858, Nr. 1877 (Bettätigung des Urtheiles des B. ©. 
—3 — v. 31. October 1857, Ar. 3960; Aband erung des Urtheils des 
G. Prag v. 15. Dec. 1857, Nr. 22. 336). ©. H. 1861, S. 269. 


Der Knabe des A wurde von C, Pferdeknecht des B, überfahren. 
Die gegen C eingeleitete Strafverhandlung wegen der im 8. 335 St. © 
bezeichneten Uebertretung führte zur Schulploserflärung des C, da an⸗ 
genommen wurde, daß das Ueberfahren zufällig und ohne Verſchulden 
besjelben geſchehen ſei. Allein noch vor der mündlichen Verhandlung 
der Straffuche begab fih A zu B und erſuchte ihn um Erfaß der für 
die Heilung des Knaben aufgewandten Koften, worauf ihm B die Zah- 
lung von 30 fl. verfprad. Auf Grund dieſes Vertrages belangte nun A 
den B um die Zahlung der 30 fl., und wurbe vom Gerichte erfter In⸗ 
ftanz abgewiefen. Das DO. L. ©, hingegen gab dem Klagebegehren ftatt, 
und bemerkte in feinen Motiven: „Durch den zwifhen A und B zu 
Stande gefommenen Bergleih auf Zahlung von 30 fl. ift das Klagerecht 
volllommen begründet. Die Einwendung des Beklagten, daß für ihn feine 
Verbindlichkeit beftand, und bei der erfolgten Freiſprechung des C aud) 
für diefen jede Erfaßpflicht wegfiel, ift eben fo unzuläflig wie die erſtrich⸗ 
terliche Schlußfolgerung, daß, weil die Beſchädigung des Knaben ſich als 
zufällig ergab, die Entſchädigungspflicht des Beklagten weggefallen ſei. Da 
das Kind des Klägers vom Geſpann des Beklagten überfahren und verletzt 
wurde und ärztlicher Behandlung unterzogen werden mußte, hatte A hin- 
länglihen Grund, Entfhädigungsanfprüche gegen den C bei der Strafver- 
handlung, und allenfalls auf dem Civilrechtswege nach Maßgabe des 8.1315 
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a. b. G. B. auch gegen Bals deſſen Dienſtherrn geltend zu machen. Das 
Klagerecht mochte zur Zeit der mit Bvor der Strafverhandlung getroffenen 
Abfindung allerdings noch nicht klar ſein, immerhin war es aber ſtreitig, 
und eben dieſe ſtreitigen Anſprüche waren der Gegenſtand des von ihnen 
geſchloſſenen Vergleiches, der ſomit durch das darauf erfolgte Schuld⸗ 
loſigkeits-Erkenntniß nicht mehr beirrt werden kann.“ 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Urtheil der erften Inſtanz, 
und erklärte in feinen Motiven, daß das von B dem A gegebene Ver—⸗ 
fprechen, demſelben wegen der Beſchädigung feines Knaben 30 fl. zu be⸗ 
zahlen, nur als eine Schenkung angefehen werden kann, weil dem Be⸗ 
klagten auch nicht das geringfte Verſchulden an dem Weberführen des 
Knaben zur Laſt gelegt wird, und jelbft fein Knecht als ſchuldlos erflärt 
wurde, und daß aus dem nur mündlich geleifteten Schenfungsverfprechen 
nad 8. 943 a. b. ©. B. für den A ein Klagerecht gegen B nicht ent- 
ftanden ift. 
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Nr. 520. 


Recht auf Feilbietung einer gemeinſchaftlichen Realität, welche 
ehemals Kirchengut war. | 


Entſch. v. 3. März 1858, Nr. 1575 (Betätigung des Urtheiled der Brätur 
Serravalle vom 10. Mat 1857, Nr. 1241, Abänd i 


‚ Abä em des Urtheiles des 
O. L. ©. Venedig v. 24. November 1857, Nr. 21939 3. 1862 


. G. 3. 
Nr. 148. Giorn. di Giurispr. prat. 1861, ©. 133 Eco d. Trib. 
1861, S. 151 ff. 


Im Sabre 1771 verkaufte die Republit Venedig die Realitäten 
eines aufgehobenen Klofter8 zu Serravalle an den B unter der Bedin⸗ 
gung, daß weber er noch feine Rechtsnachfolger berechtigt fein follen, die 
Befigung jemals zu einem Kloſter zu benügen, daß fie aber andererfeits 
für ewige Zeiten die Erhaltungs- und Wiederherftellungstoften für bie 
bazır gehörige Kirche, Sacriftei, Glodentyurm und Gloden zu tragen 
hätten. Im Jahre 1832 vereinigten fid) neun Bewohner von Serra- 
valle zur Erwerbung der erwähnten Realitäten, wobei fie aber die Abficht 
hatten, die Kicche für den Gottespienft zugänglich zu erhalten, zu welchem 
fie feither aud) verwendet wurde. Nunmehr aber klagt A, welcher zu ?/,. 
Miteigenthümer des Grunpftüdes ift, die anderen Miteigenthümer auf 
Auflöfung ver Gemeinfhaft, und da die gemeinfchaftlihe Sache untheil- 
bar fei, auf Feilbietung berfelben. 

Die erfte Inftanz ließ den zur Darthuung der Untbeilbarfeit an- 
gebotenen Kunftbefund zu; dagegen wies die zweite Inſtanz den Kläger 
mit feinem Begehren ab, und zwar aus dem Grunde, weil durch die er- 
wähnten Beftimmungen des Vertrages von 1771 das Grundſtück für 
immer dem otteövienfte gewidmet, dadurch aber eine Stiftung be« 
gründet fei, welche nad) Art. XXIX des Concorbates nur im Einver- 
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ſtaͤndniß mit den kirchlichen Behörden aufgehoben oder vereinigt werben 
könne, — weil ferner der Kläger als Rechtsnachfolger des B bie von bier 
fem im Bertrage von 1771 übernommenen Berbinplichkeiten nicht von 
ſich abwälzen könne, was body offenbar feine Abſicht fei, da ja durch bie 
Teilbietung dem Erſteher das Recht erwachfen würde, über vie Kirche zu 
jedem beliebigen Zwecke zu verfügen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte jedoch (indem er den von ihm 
al8 überflüfjig angefehenen Kunftbefund, wegen vom Kläger unterlaffener 
Appellation, auf ſich beruhen ließ) die Entſcheidung der erften Inſtanz 
aus folgenden Gründen: „Der Art. XXIX des Concordates findet auf 
ben vorliegenden Fall feine Anwendung, weil die Kirche S. Giambattista di 
Serravalle durch den im Jahre 1771 erfolgten Verkauf des Klofter8 nad) dem 
Wortlaut de8 Vertrages in das freie Eigenthum des B übergegangen ift, 
jo daß er mit vemfelben nach Belieben (abgefehen von den zwei erwähn- 
ten Bedingungen) verfügen fann, weil fie fomit Privatgut geworden ift 
und aufgehört hat Kirchengut zu fein; weil e8 ferner fih um bie Aufbe- 
bung einer Stiftung gar nicht handelt, da Die aus den dem B auferlegten 
Berbindlichleiten etwa erwachſenden kirchlichen Rechte. .., welche gegen- 
wärtig gar nicht in Frage geftellt find, an dem Privateigenthum der ge- 
dachten Realität nichts ändern ....., auch durch einen Wechjel in ber 
Perfon der Befiger des Gutes, auf dem fie haften, gar nicht berührt 
werben fönnen. — Eben fo unbegründet ift daher auch die Einwendung, 
daß die Kirche nur dann verkauft werben könnte, wenn die Verwaltungs⸗ 
behörde die gegenwärtigen Befiger ihrer Verbindlichkeit entlaffen. Biel- 
mehr wird dieſelbe durch die Thatſache des im Jahre 1832 abgefchlofienen 
Bertrages widerlegt, wodurch die Kirche in das Privateigenthum ber 
Proceßführenden überging — eines Vertrages, der übrigens, eine ewige 
Gemeinſchaft nicht begründet, no auch nah 8. 832 a. b. G. B. be⸗ 
gründen fonnte..... Ungegründet ift au die Einwendung ber unge: 
hörigen Verbindung mehrerer Streitfahen, welche darauf geftügt wird, 
daß Kläger zugleich die Auflöfung der Gemeinfchaft, die Feilbietung und 
die Bertheilung des Kaufpreifes begehrt; mit all dem ſucht der Kläger 
Doch nur zu dem ihm nach $. 843 a. b. G. B. zuftehenden Rechte zu ge- 
langen. — Wird andererjeitd ein Formfehler darin gefunden, daß Kläger 
nicht auch die durdy den Vertrag von 1771 vorgejchriebenen Bedingun⸗ 
gen als der Feilbietung zu Grunde liegend erwähnt, fo kann diefe Ber 
merkung nur die Aufnahme einer entſprechende Klauſel in vie Feilbie- 
tung8bebingniffe zur Folge haben.” 
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Nr. 521, 


Unzuläffigfeit der Auftragung des irreferiblen Haupteides über 
die Echtheit einer Unterfohrift an den Eurator des Abwejen- 
den im fummarifchen Verfahren. 


Eutſch. v. 3. März 1858, Er. 71950 in | deö Urtheiles des 2. ©. 
Bräinn dv. 20. November 185 band berung ded netpeile de? 
D. 2. ©. Brünn v. 33. Der. 1857; Ar. 9499). ©. 9.1858, ©. 225 fi. 


Der dem abwejenden Beklagten ad actum —8* Curator beſtritt 
die Echtheit der Unterſchrift des Beklagten auf dem eingeklagten Wechſel, 
und es trug ihm der Kläger den irreferiblen Haupteid darüber auf, daß 
er die Unterſchrift des Beklagten nach ſeinem beſten Wiſſen für unecht 
halte. Die zweite Inſtanz erkannte auf dieſen Eid, die beiden andern 
Inſtanzen wiefen das Klagebegehren ab. 

Gründe der erften Inftanz: „Der Kläger hat Über die wider- 
ſprochene Echtheit des Accepts nur den Beweis dur den dem Curator 
des Geklagten aufgetragenen irreferiblen Haupteid angeboten: er ſchwöre 
nämlich, daß er das Accept auf dem Wechſel nach feinem beften Wiffen 
für unecht halte. Der 8. 37 de8 Gef. über das fummar. Verfahren er: 
Hört nur den über die Echtheit der Unterfchrift des Ausftellerd der Ur- 
funde aufgetragenen Haupteid für nicht zurüdjchiebbar, dagegen wird 
der Eid, der von dem Nichtausfteller der Urkunde, insbefondere von dem 
Bertreter oder Curator des Ausfteller8 dahin gefordert werben kann, daß 
er die Urkunde nach feinem beften Wiffen für unecht halte, ausdrücklich 
für zurüdichiebbar erklärt, und e8 gelten bezüglich der Irreferibilität die 
allgemeinen Grundſätze des 8. 36 des Geſetzes über das ſummariſche 
Berfahren. In Betracht, ba dem Curator des abweſenden Beklagten, 
deſſen Wohnfig Überdies auf dem MWechfel in Lemberg angegeben ift, nicht 
leicht Mittel zu Gebote ftehen, um ſich über die Schriftzüge des Bellag- 
ten informiren und den Eid, daß er die Wechfel für unecht halte, ge: 
wiflenhaft ſchwören zu können, von dem Kläger dagegen, wenn er aud) 
bei der Unterfchrift nicht anmwefend war, voraudgefett werben kann, daß 
er nicht einen Wechjel übernommen bat, ohne daß ihm die Unterfchriften 
befannt waren, oder ohne daß er ſich über deren Echtheit informirt hätte, 
ſohin fid) der Kläger gegenüber dem Curator des. Gellagten des Eides, 
daß er bie Unterfgrift für echt halte, nicht entfchlagen kann, ift fein Grund 
vorhanden, ven Eid im Sinne des angeführten $. 36 als irreferibel zu- 
zulafien. Da ber Eid nur als irreferibel aufgetragen wurde, berjelbe 
als folder unzuläffig, bei ver Beſchränkung der Anbietung aber auf ven 
zurüdgejhobenen Eid nicht erfannt werben kann, und fein anderer Be⸗ 
weis geführt wurde, daher die Echtheit des Acceptes nicht bewieſen iſt, 
wurde die Zahlungsauflage aufgehoben, das Klagebegehren abgewieſen, 
und ber ſachfällige Kläger nad) 8. 398 a. ©. O. in den Koſtenerſatz ver⸗ 
urtheilt.“ 


Gründe der zweiten Inftanz: „Der Eid, den dad Ge- 
jet im $. 37 der Borfchrift Aber das fummarifche Verfahren für ven 
Tall zuläßt, wenn berjenige, welcher eine gegen ihn angeführte Ur- 
funde für unecht erklärt, nicht der Ausfteller felbft ift, kann von dem 
die Echtheit läugnenden Curator ſtets gefordert werden, er mag bei 
der Ausftellung der Urkunde zugegen gewejen fein oder nicht, er mag 
über die Umftände der Entftehung der Urkunde etwas wiſſen ober 
nit. Das Geſetz fennt vießfalls keinen Unterſchied. Eine ſolche Unter- 
ſcheidung ift aber der Natur ver Sache nad) nicht nothwendig, weil es 
lediglich darauf ankommt, ob dem Curator Gründe zu Gebote ftehen, aus 
welchen er dafür halten kann, daß die Urkunde unecht fei oder nicht. Hat 
ex ſolche Gründe nicht, jo hat er auch feinen Grund die Echtheit zu bean- 
ftänden, und in dieſem falle ift fofort fein Grund vorhanden , dem Pro» 
duzenten der Urkunde einen weitern Beweis der Echtheit aufzubürben; 
es fielt fih vielmehr der Widerjpru der Echtheit als grund- und wir- 
kungslos heraus. Anders verfügt das Gejeg über die Zurüdjchiebung 
des Eides. Diefe Zurüdiciebung findet nicht ohne weiters ftatt, fon« 
bevn die Zuläffigleit der Zurüdjchiebung bleibt nad) $. 37 und 36 obiger 
Vorſchrift dem Ermeſſen des Richters überlaſſen. Wird nun die Zurück⸗ 
ſchiebung zugelaffen, fo muß der Produzent nad 8. 206 a. G. D. ohne 
weitern Beifat ſchwören, daß er die Urkunde für echt halte. Soll er 
dieſen Eid ablegen können, fo müflen ihm pofitive Umſtände befannt fein, 
aus welchen er auf die Echtheit der Urkunde mit Grund ſchließen Tann. 
Sind ihm keine ſolchen Gründe befannt, fo kann er ven Eid nicht ſchwören. 
Seine Sahfälligfeit aber auf diefen Fall zu verhängen, könnte nur in 
jenem Fall gerecht erfcheinen, wenn ihm durch ein Geſetz auferlegt wäre, 
fih um ſolche pofitive Gründe, die für die Echtheit der Urkunde [prechen, 
zu befümmern. Dies ift aber gerade bei Wechſeln, die mittelft Giro 
übernommen werben, hinfihtlic der Unterfchrift des Acceptanten durch⸗ 
aus nicht der Fall und es könnte fohin mit der Gerechtigkeit nicht ver- 
träglich gefunden werden, tem Produzenten folder Wechjel bei fonftiger 
Sachfälligkeit den Eid darüber aufzutragen, ob er eine Unterfchrift, von 
deren Zuftandelommen er gar nicht weiß, und die er nur gerade als un- 
echt vorauszufegen feinen Grund hat, beftimmt für echt halte. Hieraus 
geht hervor, daß der dem Curator aufgetragene Eid über fein Dafürhal- 
ten hinſichtlich der Echtheit des Accepte® allerdings hier nicht zurüdges 
fchoben werden kann. Die Irreferibilität des erwähnten Eides recht⸗ 
fertigt fih aber noch weiter durch die Betrachtung, daß ver Geklagte durch 
Edict von der Klage verftändigt worden ift, fohin nach dem Geſetze, fo 
weit ed nach der Natur der Sache möglid) war, bis zur Verhandlung ber 
Duplik feinen Curator zu informiren in die Lage geſetzt erfcheint, wäh- 
rend der Kläger von feinen auf dem Wechſel erfcheinenden Gegnern über 
bie fraglichen Unterfchriften Feine Information zu erlangen hoffen kann. 
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Gründe ber dritten Inftanz: „Die Reviſionsbeſchwerde des 
Curators des abweſenden B bejchränft fi darauf, daß der ihm auf- 
getragene Haupteid über die widerjprochene Echtheit des Wechfelaccepts 
und bed Giro in irreferibler Form zugelaffen wurde, Diefe Befchwerve 
ift ganz gegründet. Denn der Revident ift, wie bemerkt, Curator des ab- 
weſenden Wechſelſchuldners, welcher im Wechjel zwar in Lemberg befind- 
Ih angegeben wurde, deſſen Aufenthalt aber von dem Kläger in der 
Wechſelklage felbft ale ihm unbefannt bezeichnet ift, bei welchem Ver⸗ 
hältnifje e8 dem Curator offenbar nicht leicht möglich war, ſich über die 
Echtheit des Accepts eine Information zu verfchaffen; eben fo wenig 
liegt in ver Berhandlung ein Umftand vor, welcher auch nur eine entfernte 
Bermuthung begründen lünnte, daß der Curator fonft über die Echtheit 
bes Accepts und des Giro's Kenntniß erlangt habe. Wohl aber ift e8 dem 
Kläger nahe gelegen, fi) darüber Kenntniß zu verfchaffen, da er den 
Wechſel an fi) gebracht hat, und daher bei vem Vorhandenfein der ge- 
feglihen Förmlichkeiten vorzugsweife interefjirt war. Wenn nun der 
Kläger fi) zur Ablegung des zurüdgejchobenen Eides nicht erboten hat, 
fo kann nody weniger dem Curator die Ablegung bes irreferibel aufge- 
tragenen Eides dahin, daß er die Unterfchrift im Uccepte und Giro nach 
feinem beften Wiffen für unecht halte, zugemuthet.und auferlegt werben. 
Da hiernad die Umftände nicht fo geartet find, um im Sinne des Hof- 
becret8 vom 26, April 1842, 3. 610, und der SS. 36 und 37 des Ge- 
feßes über das ſummariſche Verfahren im vorliegenden Yalle die Zu- 
lafjung des dem Curator aufgetragenen irreferiblen Eides zu rechtferti⸗ 
gen, jo mußte das erftrichterliche Urtheil, auf deſſen Motive ſich bier be- 
zogen wird, beftätigt werben.“ 


ir. 522. 


Verpflichtung‘ der zweiten Inftanz, über das Eventual- 
begehren fofort felbft zu erfennen, wenn fie das Haupt- 
begehren zurückweiſt. 

Entich. v. 9. März 1858, Nr. 1003 (aufbebung des Urtheils des O. L. ©. 

1158). ©. 3. 1858 


Benedig dv. 29. October 1857, Nr. 58, Nr. 124. Gior- 
nale di Giurispr. prät. 1858, ©. 189 ff. 


A Hagte die Ehegatten B, daß diefelben gehalten fein jollen, die 
neue Erhöhung ihrer Hausmauer nieverzureißen, eventuell bie in biejer 
neuen Mauer eröffneten Fenſter zu vermauern und bie betreffenden, in 
den Luftraum feines Hofes ragenden Anjäge zu entfernen. 

Das Geriht erfter Inftanz erfannte auf Nieverreifung der Er- 
höhung und berührte daher das Eventualbegehren niht. Das Ober- 
. Iandesgericht erfannte dagegen, daß jener erfte Theil des Begehrens 
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nicht Statt finde, und trug nunmehr die Entſcheidung über ven zweiten 
Theil vesfelben neuerdings dem erften Richter auf. 

Im Reviſionswege fällte der oberfte Gerichtshof folgende Ent- 
ſcheidung: „In Erwägung, daß für den erſten Richter vie Möglichkeit 
weggefallen war, über das zweite alternative Begehren zu erkennen, da 
er auf das erfte und hauptfächliche einging, und daß er fogar mit dieſem 
al8 dem Genus auch die Species zugelaffen hatte, daß daher ber zweite 
Richter in Folge der Appellation der Geklagten fi) der Verpflichtung 
nicht entjchlagen konnte, über das in der Klage in zweiter Reihe geftellte 
Begehren zu erfennen, wenn er da8 Hauptbegehren abzuweiſen befand ; 
in Erwägung , daß das Obergericht, indem es der untern Iuftanz ein 
jelbftfländiges Erkenntniß über das erwähnte zweite Begehren überließ, 
eine wefentliche Förmlichkeit des Eivilproceffes verlegte, da e8 über ein 
alternatives und daher venfelben Gegenftand betreffendes Begehren ein 
doppeltes erftrichterliches Erkenntniß in merito hervorrief, hat in Berüd- 
fihtigung des $. 346 weſtg. ©. O. ($. 265 a. ©. D.) der oberfte Ge⸗ 
richtshof das Urtheil des Oberlandesgerichtes für nichtig erflärt und ange- 
orbnet, „„daß dasfelbe nad) vorläufiger Zuftellung dieſes Decretes an 
bie Parteien, aud über das zweite und untergeorbnete Begehren erlenne, 
was Rechtens iſt““. 


Nr. 323. 


Berabredung eines Kaufgefchäftes als unerlaubter Neben- 
vertrag bei einem verzinslichen Darlehen. 


Eutid. vom 9. März 1858, 357 —3 1 a0 Ürtheil der Prätur 


von Aviano in Friaul vom ‚Ho. a abändernden Ur⸗ 
theileö des O. L. ©. we v. Fi An 15T 3.16 838). Eco d. Trib. 
186 3 ff. ©. 3. 1862, 131. 
Nr. 524. 


Wieberverheiratung einer nicht ſchwangeren Witwe vor Ab⸗ 
lauf von jehs Monaten. 
Eutſch. v. 9. März 1858, Nr. 1572 (Belt. des das Urtheil der Prätur 


San Daniele v. 27. Juli 185 7, Rt. 5034, abändernden urthens des O. 
L. G. Venedig vom 10. —— "Nr. 18852). 9. 6. 1859, 


Die B hatte fi im fünften Monate nad) dem Tode ihres Gatten, 
deſſen teftamentarifche Exbin fie ift, wieder verheiratet. Die Erben des . 
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erften Öatten Hagen auf Herausgabe der Erbfchaft, welchem Begehren 
zwar nicht in der erften Inſtanz, wohl aber in ven beiden oberen In⸗ 
ftanzen ftattgegeben wurde. | ' 

Gründe der erften Inftanz: „Nah dem Tode des Mannes 
darf ſich Die Frau nicht wieder verehelichen und zwar, wenn fie ſchwanger 
ift, nicht vor ihrer Entbindung; wenn aber die Schwangerfchaft zweifel- 
baft ift, nicht vor Ablauf von ſechs Monaten. Iſt aber die Schwan- 
gerſchaft nicht wahrſcheinlich, fo kann fie mit Difpens der politifchen 
Behörde ſchon nach 3 Monaten zur neuen Ehe fchreiten. So der 8. 120 
a. b. G. B. Der 8. 121 a. b. G. B. enthält nur die Straffanction für 
ben Wall der Uebertretung dieſer Beftimmung und ift al8 eine das Erb- 
recht beſchränkende Norm reftrictio zu interpretiren. Die Geklagte unter- 
liegt aber bieferStraffanction nit. Im 8. 120 ift, abgefehen von dem 
nicht hieher gehörigen Yalle der offenbaren Schwangerfchaft, immer nur 
davon die Rede, ob über dieſen Zuftand in höherem oder geringerem 
Gräde ein Zweifel befteht; wo gar Fein Zweifel eriftirt, daß eine 
Schwangerſchaft nicht vorhanden ift, wo ver regelmäßige Zuftand gewiß 
ift, hat der $. 120, folglic) auch feine Sanction, der 8. 121, feine An- 
wendung. Die Strafe ift, das liegt auf der Hand, nur für den Fall berech⸗ 
net, wo ungeachtet des zweifelhaften Leibeszuftandes der Witwe eine neue 
Ehe eingegangen wurde; fie hat den Zwed, einer Vermiſchung des Blutes 
vorzubeugen, welche aus einerzu fehr befchleunigten Wiederverehelihung ent- 
ftehen könnte. Für diefe Anficht bietet eben der $. 121 den beften Anhalts- 
punft, indem er den zweiten. Öatten des ihm nad) 8. 58 0.56. ©. 3. zu- 
ftehenden Beſtreitungsrechtes verluftig erklärt, und die Aufftellung 
eines Curator8 zur Bertretung ber Rechte des aus der neuen Ehe ent⸗ 
jpringenven Kindes anordnet. Im concreten Falle hat die Geklagte er- 
Härt, daß fie weder in ihrer früheren Che, noch während der Witwen- 
haft, noch endlich während ihrer zweiten Ehe jemals ſchwanger war, 
und die Kläger haben weder die Thatfache, no die Wahrjcheinlichkeit 
einer vorhanden gewejenen Schwangerſchaft erwiefen, wie e8 ihnen ob- 
gelegen wäre. Und doch firengen fie eine Klage an, bie nur aus einer 
von ihnen zu erweifenden KRefolutiv-Bedingung entfpringen könnte! Es 
bat alfo der im 8. 120 vorausgefegte Zweifel niemals ftattgehabt, die 
Geklagte hat das Gefeg nicht Übertreten, das Teftament ihres Gatten 
bleibt wirkſam.“ 

Gründe ver dritten Inftanz: „Der 8. 120 a. b. G. 2. 
unterfcheidet zwei Fälle, je nachdem die Schwangerſchaft der Frau im 
Augenblide des Todes ihres Mannes gewiß oder zweifelhaft ift. 
Für den erfteren Fall fchreibt er vor, daß fie vor ihrer Entbindung 
zu feiner neuen Ehe fohreiten dürfe. Für den zweiten Yall orbnet 
er an, daß fie ohne Difpens der politifchen Behörde erſt nad Ablauf 
von ſechs Monaten fi) wieder verehelichen dürfe. Wollte fie aber vor 
biefem Termine neuerdings in den Eheſtand treten, fo muß fie bie 
Difpens erwirken; viefe kann ihr drei Monate nah dem Tode des 
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Mannes, jedoch nur in dem Fall ertheilt werden, wenn eine Schwanger⸗ 
ſchaft nicht wahrſcheinlich iſt. Im vorliegenden Fall iſt der erſte Gatte 
am 4. September 1855 geſtorben; die Witwe hat ſich am 23. Jänner 
1856, alſo ſchon nah A Monaten 19 Tagen ohne vorhergegan⸗ 
gene Dispens neuerdings vereheliht und fie hat aljo nad 8. 121 
bie ihr von ihrem erften Manne teftamentarifch zugedachten Vortheile 
verloren. Die Beftimmungen der citirten Paragraphe 120 und 121 a. 
b. ©. B. gehören vem öffentlichen Rechte an; fie liegen im allge- 
meinen Ünterefle, weil fie die öffentliche Moral in Bezug auf wichtige 
Rückſichten ver Decenz beſchützen follen. Sie dürfen nicht dadurch in 
ihrer Wirkung beeinträchtigt werben, daß man der Witwe die Befugniß 
einräumt, ihr Glück zu verſuchen, und auf die Möglichkeit bin 
vorzeitig zur zweiten Ehe zu fchreiten, daß die Schwangerſchaft 
erfi nah Ablauf des Termines offenbar werde. Waren auch die 
Gründe, welde vie Geklagte zur Eingehung ber zweiten Ehe beivogen, 
im vorliegenden alle feineswegs zu tadeln, fo mußte fie doch wifjen, daß 
fie fich durch ihre Handlungsweife einem vom Geſetze abfolut verhängten 
Nachtheile erponirte.‘ 


Nr. 525. 


Unüberwindlihe Abneigung als Grund der Trennung einer 
proteftantifchen Ehe. 


Entf. v. 10. März 1858, Nr. 1625 (Beiätigung des Urtheiled des 

8. G. Temedvar v. 19. Jänner 1857, Nr. 10826, Abänderung des Ur⸗ 

theild des DO. L. G. Temeövar v. 12. Sept. 1857, Nr. 2809). ©. 9. 
1860, ©. 413 ff. 

Es heißt in den Gründen des die Ehetrennung ausfpredhenden 
oberftrichterlichen Erkenntniſſes: „Es liegen allerdings Thatſachen vor, 
welde über vie Unüberwindlichkeit der gegenfeitigen Abneigung der 
fteeitenden Ehegatten keinen Zweifel übrig laſſen. Als folhe muß, 
abgejehen von ven buch A beigebrachten Briefen feiner Ehegattin, aus 
welchen ein unauslöfhliher Haß und Abneigung ver Legteren gegen 
ihren Ehemann fpricht, der Umftand angefehben werben, daß die Ehe- 
gattin B ihren Gatten A no im Sommer 1853 verlaffen hatte. Es 
liegt ferner die Thatſache vor, daß die eindringlichſten Verſöhnungs— 
verfuche, welche zwifchen den ftreitenden Ehegatten nicht nur Seitens 
des betreffenden Seelforgers, fondern auch Seitens der Gerihtscon- 
miflion zu verfchtevenmalen wiederholt wurben, ſtets fruchtlo8 geblieben 
find; und daß endlich auch die zeitliche auf 6 Monate audgejprochene 
Scheidung von Tifh und Bett nicht einmal die Ausföhnung der Ge— 
müther zu erzweden, vielweniger aber eine gegenfeitige Zuneigung zwi- 
chen denfelben zu erweden im Stande war. Es mag wohl Anfangs 
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zu dieſer Abneigung ein fremder Einfluß Anlaß gegeben haben, allein 
dies ändert an dem Beſtande und der Beſchaffenheit des Ehetrennungs⸗ 
grundes nichts. — Da nun beide Theile aus dieſem Grunde die Ehe- 
trennung verlangen, über die gegenfeitigen Forderungen aber und ben 
Unterhalt der Kinder ein Uebereinkommen vor Gericht getroffen haben, 
fo muß in Gemäßbeit des 8.115 a. 6. ©. B. die Ehetrennung, und 
zwar, nachdem das Verſchulden des einen oder des andern Theiles nicht 
erwieſen wurde, ohne Schuld eines Theiles ausgeſprochen werden.“ 


Nr. 526. 
Zuftändigfeit des ſtädtiſch-delegirten Bezirksgerichtes wegen 
ber Eonnerität einer Forderung mit einer Beftanpftreitfache. 
Eutid. v. 10. Mär Bun hai 2150 (Beltätigung des Decretd des L. ©. 


Rovigo dv. 3. Nov. 2870, Se hänberung ded Decretes des O. L. G 
Benedig v. 12. —— 1os6 Nr. 23379). ©. % 1858, Nr. 121. Be 
Trib. 1858, ©. 187%. 


A hat dem B jein Haus und bie in demfelben befindliche Apotheke 
vermiethet; ber Vertrag bezieht fi) auch noch auf einige zu dem Haufe 
gehörige Grundſtücke, welche demſelben als Obft- und Gemüfegarten 
dienen, und auf die Ceſſion auöftändiger, aus dem Betrieb des Apothe- 
kergeſchäftes entfiandener Forderungen an den Miether. A klagte nun 
mit derjelben Klage ein: 1. einen Miethzinsreft von 1323 Lire, 2. eine 
fällige Rate der Cejfionsvaluta pr. 739 Lire. Das Landesgericht erklärte 
fi unzuftändig und wies dem Kläger an das ftädtifch-velegirte Bezirks⸗ 
geriht (Stadtprätur). Das Oberlandesgericht dagegen erklärte das 
Landesgericht für zuftändig. Der oberfte Gerichtshof erkannte die Zu- 
ſtändigkeit des Bezirksgerichtes an, aus folgenden Gründen: 
„Zwar ift in der fraglichen Urkunde nebft dem Haufe und der Apothefe 
auch noch ein Grunpftüd in Beſtand gegeben ; da jedoch dieſes nur Obft« 
und Gemüfegarten, auch von geringem Umfang ift, muß es ald Zugehör 
bes Haufes betrachtet werden, und der Vertrag erſcheint als Mieth⸗, 
nicht als Pachtvertrag; es ift daher bezüglich des erften Theils des 
Klagepetitö die Zuſtändigkeit des Bezirksgerichtes, ohne weitere Rüdjicht 
auf den Betrag, im Sinne bes $. 15 lit. e der Jurisdictionsnorm bes 
gründet, Was den zweiten Theil des Klagebegehrens betrifft, jo bezieht 
er fi) auf den Reſt ver Schuld, weldye von der Abtretung ber Forde⸗ 
rungen ver im Haufe beftehenven Apothele Herrührt, einer Abtretung, 
weldye ſonach mit der Vermiethung, des Gebrauchs und der Ausübung 
der Apotheke zuſammenhängt. Es iſt alſo dieſer Theil des Klagebegeh⸗ 
rens auf das Entgeld für eine Nebenbedingung des Miethvertrages ge⸗ 
richtet, weßhalb er ebenfalls vor das für den Vertrag ſelbſt zuſtändige 
Gericht gehört.“ 


— — — —— 


Glaſer, Unger und Walther Entſch. II. 3 
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Nr. 527. 


Einklagung des Interefje im Falle der Nichterfüllung eines 
Kaufvertrages. Formulirung des Haupteides. 


Entſch. vom 17. März 1858, Nr. 2133 (Beftätigung des dad Urtheil des 
L. G. Prag 0.14. Mai 1857, Wr. 10814, abändernden Nrtheild des O. L. G. 
Prag v. 6. Oct. 1857,, Nr. 18698). G. 3. 1858, Nr. 40. 


Das Handlungshaus B hatte ſich verpflichtet, dem Haufe A zu 
einem beftimmten Tage eine gewifje Quantität englifchen Leindls zu lie⸗ 
fern. Die Lieferung erfolgte nicht, A bezog daher das Leindl aus Ham- 
burg zu höheren Preife und klagte gegen B die Differenz zwifchen dem 
mit dieſem verabrebeten und dem nunmehr gezahlten Preife ein. Die 
erfte Inſtanz wies das Begehren zurüd, die beiden andern gaben ihm 
unter ter Bedingung des Nachweiſes der Thatfachen ftatt, und es än⸗ 
berte dabei der oberfte Gerichtshof in der Eidesformel die Worte: „daß 
er. un beftellen und beziehen mußte” ab in: „beitellt und bezogen 
babe.‘ 

Gründe der dritten Inftanz: Der 8. 919 a. b. ©. 2. ftellt 
zwar im Allgemeinen für bie Verträge die Regel auf, daß fein Ber- 
tragstheil berechtigt fei, die Aufhebung, fondern nur die genaue Erfül- 
lung des Vertrages und Erfat zu fordern. Allein e8 wird in diefer Ge- 
ſetzesſtelle ausdrücklich auf die in beftimmten Fällen zuläffigen Ausnah⸗ 
men bingewiefen, und es heißt darum nicht blos, daß nur die Erfüllung 
bes Vertrages zu fordern fei, fondern das Gefeg ftellt vor das Wort: 
„Erfüllung“ ausdrücklich no das Eigenfhaftswort: „genaue“. Wenn 
nun ein Bertrag nicht zur bedungenen Zeit erfüllt worden ift, fo kann 
auch eine genaue Erfüllung desfelben nicht mehr erfolgen, weil bie zur 
genauen Erfüllung beftimmte Zeit unwiederbringlich verftrichen ift. Es 
geht alfo ſchon aus vem Wortlaute des 8. 919 a. b. ©, B. hervor, daß 
bie darin enthaltene allgemeine Regel auch fhon dann, wenn eine ge- 
naue Erfüllung nit mehr möglich ift, feine Anwendung finde, daß es 
daher dem anderen Vertragstheile frei bleibe, doch auf die Erfüllung des 
Bertrages und auf Schadenerfag, oder nur auf den leßteren allein zu 
Hagen. Darum ftellt aud das Geſetz bei einzelnen Vertragsarten aus⸗ 
drückliche Ausnahmen von diefer allgemeinen Regel und insbefondere im 
8.1154 a. b. ©. B. bei Verträgen über Dienftleiftungen die Beftim- 
mung auf, daß der Belteller die beftellte Sache anzunehmen nicht mehr 
ſchuldig ift, wenn der Beftellte aus feiner Schuld das Verfprechen in ber 
beftimmten Zeit nicht erfüllt hat. Beim Tauſche, und nady 8. 1066 aud) 
beim Raufvertrage, beftimmt der 8. 1047 a. b. ©. B., daß die Gegen» 
fände des Vertrages zu rechter Zeit zu übergeben und zu übernehmen 
feien, und daß derjenige, der feine Verpflichtung zu erfüllen unterläßt, 
dem andern für Schaden und entgangenen Nuten zu haften habe. In 
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dieſer geſetzlichen Anordnung liegt beim Kauf- und Tauſchvertrage offen⸗ 
bar eine geſetzliche Ausnahme von der im 8. 919 a. b. G. B. aufgeſtell⸗ 
ten allgemeinen Regel. In Anwendung auf den vorliegenden Fall be⸗ 
merkte nun der oberſte Gerichtshof, daß der Vertrag, auf welchen tie 
Kläger ihren Anſpruch gründen, eben ein Kaufvertrag ſei, daß fie 
daher nicht nöthig haben, die Klage auf die ohnehin nicht mehr mögliche 
genane Einhaltung bes Vertrages zu richten, fondern daß ihr auf bie 
bloße Erfagleiftung geftellter Anſpruch velllommen zuläffig erjcheine. 
Es handle fi demnach nur mehr darum, zu erweifen, daß fie (Kläger) 
wegen ber nicht rechtzeitigen Dellieferung einen, und welden Schaden 
fie erlitten haben. Hiezu fol der den Geklagten aufgetragene und rüd- 
ſchiebbare Haupteid dienen. Der oberfte Gerichtöhof hielt venfelben für 
ftatthaft, weil die Geklagten ven in ver Eivesformel enthaltenen frem- 
den Handlungen widerſprochen und durch diefen Widerſpruch bie 
Kläger in die Noihwendigleit verſetzt haben, ven Beweis darüber führen 
zu müſſen, dann weil fie eben durch ihren Widerſpruch zu erkennen 
gaben, daß fie innere Gründe haben, die Wahrheit ver gegentheiligen 
Angaben zu bezweifeln. Daß die Kläger ven Bezugsort Hamburg wähl- 
ten, kann an ihrem echte, ven Erſatz nad Verhältniß des bei dieſer 
Bezugsart bezahlten Preifes zu fordern, nichts ändern, weil biefe Be— 
zugsart als feine für Prag ganz ungewöhnliche erfcheint, und weil vie 
Geklagten nicht nachgewieſen haben, daß das englifche Leinöl zu jener 
Zeit von einem anderen Orte und auf eine andere Weife wohlfeiler zu 
beziehen gemwejen wäre, dann weil e8 ihnen freiftend, das zu liefernbe 
Del ſelbſt beizufchaffen, dadurch ihre Bertragsverbindlichleit zu erfüllen 
und ſich von der Erfagpflicht zu befreien, während fie dadurch, daß fie 
die Lieferung nicht rechtzeitig vornahmen, zu erlennen gaben, daß bie 
Erfüllung ihrer Verbindlichkeit nit in ihrem Intereffe liege, und daß 
fie nicht im Stante feien, da8 Del um ven vertragsmäßigen Preis bei- 
ſchaffen zu können, da fie es den Klägern daher gewifjermaßen freiftell- 
ten, den Bedarf anderweitig jelbft zu beforgen. Die oben angeveutete 
Aenderung in der Eidesformel wurde deßhalb vorgenommen, weil nur 
wirkliche factifche Umſtände, keineswegs aber Folgerungen ver Öegen- 
ftand eines Eides fein können. | 


Nr. 528. 
Unzuläffigfeit des Haupteides über Thatſachen, die beiden 
Proceßparteien unbekannt ſind. 
Eutſch. v. 17. März 1858, Nr. 2219 (Beftätinung des dad Urtheil der 
Prätur Spilimberno dv. 21. Augnft 180% Nr. 6759, abandernden Urtheils 


des D.X. G. Venedig dv. 3. December 1857, Nr. 21866). Eco d. Trib. 
1859, ©. 231 ff. 


Die A diente viele Jahre in dem Haufe bed B um einen durch 
- Bertrag beflimmten Lohn. Nach dem Tode der Einen und des Andern 
3% 
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belangten die Erben der A jene des B wegen Zahlung des ſeit zehn 
Jahren ausſtehenden Dienſtlohnes.“ Da die Beklagten in Betreff der 
NRüdftände aus den erften fieben Fahren nach Hoflanzlei- Decret vom 
10. April 1839, Nr. 355 3. G. ©. die gefetliche Vermuthung der 
erfolgten Zahlung geltend machten, jo wollten vie Kläger den Gegen- 
beweis der nicht gefhehenen Zahlung durch den rückſchiebbaren Haupteib 
führen; vie Bellagten verwahrten ſich aber gegen vie Zulafjung viefes 
Beweismitteld, weil fie mit dem Erblaffer B nicht zuſammen gelekt 
hatten, und daher ihnen vollftändig unbekannt fei, ob Derfelbe die frag: 
liche Lohnsforderung der A getilgt habe oder nit. Bon der erften 
Inftanz wurden die Beklagten zur Zahlung des Dienftlohns der letzten 
brei Yahre unbedingt, — zur Zahlung der Rückſtände aus den fieben 
Jahren für ven Fall verurtheilt, als fie ven Haupteid: es fei ihres 
Wiſſens und Erinnerns nicht wahr, daß B der A den Dienſtlohn für 
jene fieben Jahre nicht gezahlt habe, nicht fhwören würden. — Bon 
dem O. L. ©. wurbe der Haupteid als unzuläffig erflärt und das Klage⸗ 
begehren in Betreff der Lohnrädflände aus den erften fieben Jahren 
ohne weiters abgewiefen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil ver zweiten In— 
flanz, „in Erwägung, daß die Weigerung der Bellagten, ven Haupteid 
anzunehmen und abzujchwören, begründet war, da es ſich hiebei um 
eine Thatſache handelte, welde von dem zwiſchen ver A und dem B 
allein beftandenen Tienftverhältnifje befchloffen und begrenzt war, und 
daher vermöge ihrer Beichaffenheit und bei dem Umftande, daß tie 
Bellagten mit B nit in gemeinfchaftlicher Haushaltung gelebt haben, 
denſelben gänzlich unbelannt blieb, fo wie fle denn aud den Klägern 
unbelannt war, und daß aus biefem Grunde ihnen ver Eid von den Pe- 
klagten nicht zurückgeſchoben werben konnte“. 


Nr. 529. 


Unzuläſſigkeit der Ceſſion einer mit Verbot belegten Yor- 
derung. 


Entſch. v. 28. Dürg 1858, Nr. a W408 des dad Urtheil des 
5 Ar abend v.25. September 18 97, $, abändernden netheitt 
es O. L. ©. Innöbend v. 23. Dec. 1857, Nr. 4345). Zeitſchrift f. d 
öſterr. Notariat 1861, Hi 48. 


Dem B wurde auf eine Forderung feines Schuldners C an das 
ka k. Aerar das Verbot bewilligt, und bie kak. Landeshauptcaſſe zu 
Innsbruck am nämlichen Tage von der Verbotsbewilligung in Kenntniß 
geſetzt. B rechtfertigte ſodann im Proceßwege ‚die Verbotslegung und 
erwirkte ſchließlich im Executionswege die Einantwortung der mit Verbot 
belegten Forderung. Nun trat A gegen ihn als Kläger auf, bewies, daß 
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ihm bie Forderung am Tage ver Berbotsbewilligung vom C abgetreten 
und bie Sandeshauptcafie bievon noch wor ber exrecutiven Einantiwor- 
tung derſelben an den Bellagten verſtändigt wurde, und ftüßte hierauf 
fein Rlagebegehren: daß Berbot und Einantwortung der Forderung als 
nichtig erflärt und er als Eigenthämer der Forderung anerkannt werde. 

Das Gericht erfter Inftanz gab dem Klagebegehren Statt und 
begründete fein Urtheil in folgender Weile: „Durch die Ceffion ver Yor- 
derung ift der Kläger im Sinne der 88. 1392 und 1394 a. b. ©. B. 
vollftändiger Eigenthümer derjelben geworden. Das vom Bellagten auf 
jene Forderung erwirkte Verbot könnte jelbft in dem Yalle, daß die Eef- 
fion fpäter erfolgt wäre, den Eigenthumserwerb des Klägers nicht alte⸗ 
riren, weil der Beklagte durch das Verbot fein Recht auf die Forderung 
erworben bat, indem es als proviforiiche Verfügung nur die Auszahlung 
ber bamit belegten Forderung verbietet, ohne weitere Rechte zu gewähren 
oder Berbindlichkeiten aufzuerlegen. Durch die Berftänbigung der Landes⸗ 
bauptcaffe von der Ceſſion ift die volle Rechtswirkung des 8. 1396 a.b. 
G. B. eingetreten, und e8 mußte daher ſowohl das Verbot al® auch vie 
executive Einantwortung der Forderung, der bie Geffton und bie Ber- 
ftändigung der Landeshauptcaffe von verfelben vorherging, für null und 
nichtig erflärt werden, da für C die Forderung an tie Cafſe nicht mehr 
befland, fonvdern bereits von einem Dritten erworben worden war, und 
folglich dem Gläubiger des C nicht eingeantwortet werben burfte noch 
konnte.” — Das O. L. ©. wies den Kläger ab. , 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte das Urtheil ver zweiten In— 
ftanz und bemerkte in den Entſcheidungsgründen: „Nachdem der Be- 
klagte B das Verbot auf die Forderung des C erwirft hatte, war der 
Letztere nicht mehr berechtigt, diefelbe dem Kläger A abzutreten; Hat das 
gerichtliche Verbot die einftweilige Sicherftellung des Gläubigers zum 
Zweck und ift nach 8. 379 weftgal. (8. 287 a.) G. D. dem Dritten, in 
deffen Händen fih das mit Berbot belegte Gut befindet, bei eigener 
Dafürbaftung unterfagt, vasfelbe Jemanden auszufolgen, fo verfteht fich 
als natürliche Folge aud von felbft, daß, fo lange das Berbot befteht, 
der Eigenthümer der damit belegten Sache eben jo wenig darüber ver- 
fügen, und daß e8 nicht in feine Willfür geftellt werben fan, das Ber- 
bot unwirkſam zu machen oder durch freiwillige Abtretung feiner damit 
belegten Forderung an einen Dritten den Zwed des Gläubigers, ficher 
geftellt zu werben, zu vereiteln.“ 
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Nr. 530. 
Auslegung einer Verabredung über eventuelle Vermiethung. 


gatg v. 23. März 1858, Nr. 23 (Betätigung des dad Urtheil des 

Großwardein v. 10. October 1856, Wer. 7006, abanderuden Ur 

theil des D. L. © ee v. 22, Pr Emper 1857, Nr. 7168). 
Tribiine 1860, Nr. 18. 


In dem Vertrage, womit B dem A fein Wohnhaus auf drei Jahre 
unter Stipulation eines Keugeldes von 200 fl. vermiethete, erflärte B, 
daß er die im Hofe des Haufes ftehende Wohnung, die er für fich behielt, 
für den Kal, als er während ver vreijährigen Miethzeit auf das Land 
sieben follte, feinem Andern ald dem A und zwar gegen 60 fl. Mieth- 
zins überlaffen wolle. Nachdem B, ohne auf das Land zu ziehen, einen 
Theil diefer Wohnung einem Dritten vermiethet hatte, wurde er von A 
auf Zahlung des ftipulirten Reugeldes belangt. — Das Gericht erfter 
Inſtanz erfannte nad) dem Klagebegehren, weil B im Sinne der erwähn« 
ten Uebereinfunft einzewilligt habe, daß im Yalle ſeines Verbleibens im 
Orte die gedachte Hofwohnung Niemanden vermiethet werde, ſomit von 
ihm die ftillfehweigend übernommene Verbindlichkeit, für diefen Fall die 
Wohnung felbft zu benügın, nicht erfüllt worden fei. Das O. L. ©. 
wies den Kläger ab. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten In⸗ 
ſtanz und bemerkte in den Entſcheidungsgründen: „Jede das Eigen— 
thumsrecht befchränfende Bedingung ift der Natur der Sache nady ftreng 
auszulegen. Nun bat aber B ficy zur Vermiethung der Hofwohnung an 
A nur in dem Einen Falle verpflichtet, wenn er auf das Rand zöge. 
Diefer Fall ift nicht eingetreten, vielmehr hat B einen Theil feiner Woh- 
nung felbft benützt, und es fieht im Vertrag nirgends, daß B, falls er 
nicht auf das Rand zöge, ven ihm etwa überflüfftgen Theil ber Wohnung 
feinem Andern überlafjen dürfe.“ 





Nr. 531. 


Anfpruch des Vormundes auf Vergütung einzelner für den 
Mündel bejorgter Arbeiten? 


zutb. vom 24. März 1858, Nr. 1688 ueettätignng bed Decrets des 
L. ©. Wien vom 15. Dec. 1857, Ne. 78). @. 3. 1859, Nr. 3. 
(And den Hcten —58 


Ein Vormund, der zugleich eine Agentie hatte, bat, nachdem der 
Mündel die Großjährigkeit erlangt hatte, bei der geweſenen Vormund- 
ſchaftsbehörde um Beſtimmung feiner Erpenfen, und nahm in das Ver⸗ 
zeihniß derjelben Arbeiten und Commijfionen auf, bie er theild währenn 
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der Dauer der Bormundfchaft, theils nach deren Beendigung, z. B. we- 
gen Erfolglaffung des Vermögens, verrichtet hatte. Die erite Inſtanz 
ging mit der Beftimmung aller diefer Erpenfen vor, die zweite aber 
ſchied, auf Recurs des geweſenen Mündels, davon jene aus, bie noch 
während ver Vormundſchaft entftanden waren, „weil die Vormundſchaft 
unentgeltlich beforgt werben muß, eine Belchnung des Vormundes nur 
nach Borfchrift der 88. 266 und 267 a. b. ©. B. gejhehen kann, und 
die diesfälligen ausgefchievenen Arbeiten ſolche waren, zu denen in ber 
Regel ein Bormund leines Redyröfreundes bedarf.“ 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte diefe Entſcheidung, „in Erwä⸗ 
gung, daß der Recurrent die in Frage ftehenten Beträge nicht als eine 
Remuneration im Sinne der 88. 266 und 267 a. b. ©. B., jondern 
als Entgelt für beſtimmte fhriftliche Arbeiten und aufgewandte Mühe, 
dann als Erſatz baarer Auslagen angeſprochen hat, der Anſpruch eines 
Vormundes auf Entgelt für Arbeit und Mühewaltung aber, die er ſelbſt, 
ohne fremde Hilfe, leiſten lann, in dem die Vormundſchaften betreffenden 
Geſetze nicht gegründet iſt.“ 


»N. 532. 


Executive Einverleibung des Pfandrechtes für einen Gläubiger 
des Erben vor erfolgter Einantwortung des Nachlaſſes. 


Entſch. v. 24. März 1858, Nr. 1808 (Abänderung der gleihfürmigen 
Decrete des 8. ©. Brilun v. 3. Nov. 1857, Nr. 4986, und ded O. L. ©. 
Brünn v. 31. Dec. 1857, Nr. 9815). ©. H. 1858, ©. 161 fi. 


Aſucht gegen B um die executive Einverleibung des Pfandrechtes 
auf die dem Lebteren aus dem Nachlaß tes M zufallenden Realitäten- 
antheile vor der Einantwortung und Bertheilung des Nachlaſſes an die 
ſechs Erben an. Diefes Geſuch ward von den beiden untern Inſtanzen 
deßhalb zurüdgemwiefen, weil $. 822 a. b. ©. B. dem Gläubiger nur 
ein Recht auf Sicherftellung einräumt. Dagegen bewilligte der oberfte 
Gerichtshof die angefuchte erecutive Pfändung mit dem im $. 822 a. b. 
G. B. vorgefehenen Vorbehalt. „Diefe Abänderung der unterrichterlichen 
Befcheide gründet fich auf die Anordnung des 8. 822 a. b. ©. B., nad 
welchem Gläubigern des Erben ausprüdlic das Recht eingeräumt wird, 
aud) vor der erfolgten Einantwortung das dem Schulpner zugefallene 
Erbgut mit Pfändung und Vormerkung zu belegen, daher dem Revi- 
fionsrecurrenten die angeſuchte Einverleibung nicht verweigert werben 
konnte. Jedoch mußte der Bewilligung der gemachte Vorbehalt beigefügt 
werben, weil derfelbe in der erwähnten Gejegesftelle ausdrücklich vorge- 
ichrieben iſt.“ 
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Nr. 533. 


Annahme eines in der Einrede gemachten Anerbietens in 
der Replik. 


Eutih. vom 30. März 1858, Nr. 1002 Deftätinung der gleichförmigen 
Urtheile dc8 Handelsgerichts Mailand v. 10. Auguft 1857, Nr. 9696, und 
des O. L. ©. VWailand v. Er 12498). Gaz. d. Trib. 1859, 


Wegen unterlaffener Lieferung einer Schuldverſchreibung des 
monte lombardo veneto, welde B dem A im Jahre 1848 zum Cours 
von 8295 verlauft hatte, belangte diefer den B in dem nämlichen Jahre 
auf Schabenerfag, refpective auf Zahlung der Differenz zwifchen dem 
Cours von 82 und dem Cours von 86, auf welchen dad Papier inzwi⸗ 
ſchen geftiegen war. In der Einrede beftritt B die Rechtmäßigkeit des 
Entſchädigungsanſpruches, weil A erft auf Erfüllung des Kaufes, d. i. 
auf Lieferung der Obligation, Hagen müffe, und erklärte zum Schluffe, 
daß er bereit fei, fofort dem A tie Schuldverfchreibung zu übergeben. 
In der Replil, welche A am 29. März 1853 — ungefähr vier Jahre, 
nachdem ihm bie Einredefchrift zugeftellt worden war — überreichte, 
erklärte derſelbe, daß er das Angebot des Beklagten annehme, bie 
Säuldverfchreibung zum Verkaufscours von 82 in Empfang nehmen 
wolle und hiermit den Prozeß als ausgetragen betrachte. In der Duplik 
behauptete B, daß die Annahme feines in der Einrede gemachten Ange- 
bot8 in der Replik zu fpät gelommen und daher ohne Wirkung fei, weß⸗ 
balb er felbft fi) an dasſelbe nicht mehr gebunden erachte. Das hierüber 
erfloffene und rechtskräftig gewordene Urtheil vom 20. März 1854 lau- 
tete: „B ift fchuldig, binnen 3 Tagen die Schuldverfchreibung des monte 
lombardo veneto dem A, welcher jie ihm nady dem Cours von 82 zu 
bezahlen hat, zu übergeben; zugleich) wird dem A gegen B die Klage auf 
Schadenerfag von Tag der in der Replik erlärten Annahme des in ber 
Einrede von B gemadhten Angebotes der fofortigen Lieferung der Obli- 
gation vorbehalten.” Die eigentliche Bedeutung dieſes Vorbehalts ergibt 
fi au® den Motiven des Urtheild, welche fagen, daß durd jenes Ange: 
bot und deffen Annahme zwifchen den Prozeßparteien ein neuer Vertrag 
zu Stande gelommen und daraus für den Beklagten die Verpflichtung 
eutſprungen fei, dem Kläger die Schulvverfchreibung fofort herauszu: 
geben, weßhalb dem Legtern nad Recht und Billigkeit die Klage auf 
Erjag des Schadens vorbehalten werden mußte, der für ihn aus der 
verzögerten oder unterbleibenden Erfüllung dieſer Verbindlichkeit des 
Beklagten entftehen würde, 

Nun machte A von dem Vorbehalte Gebrauch und begehrte 
mittelft Klage, daß B verurtheilt werbe, ihm ben durch Nichterfüllung 
bes am 29. März 1853 (Tag der im vorigen Procefje überreichten 
Replik) angenommenen Angebotes der Lieferung einer Obligation des 
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monte lombardo veneto zum Cours von 82 zugefügten Schaden zu 
erjegen, rejpective die Differenz zwifchen dem Cours von 82 und dem 
am 29. März 1853 an der Börfe notirten Cours von 9O'/, zu be 
zahlen, oder — im Falle der Tieferung der Obligation — die Diffe- 
renz zwifchen dem Cours von 90"), und dem etiwa niedrigeren Börfen- 
cour8 der Obligation am Tage ver Lieferung zu vergüten. B beftritt 
die Rechtmäßigleit dieſes Anſpruches vorzüglich aus dem Grunde, weil 
das im frühern Prozeſſe gefällte Urtheil vom 20. März 1854 ihm bie 
Lieferung der Obligation mit Frift von drei Tagen a dato des Ur- 
theils aufgetragen habe, mithin auch nur diefer durch das rechtskräftige 
Erfenntniß feftgeftellte Zeitpunkt für ihn obligatorifch fei und den An⸗ 
fang feiner Mora beftimmen konnte, welche aber nicht eingetreten fei, 
ba er dem Kläger bie zu liefernde Schulpverfchreibung nach erfloffenem 
Ürtheil angetragen, dieſer aber das Papier ausgefchlagen habe, weil 
er — Bellagter — fich nicht berbeiließ, die vom Kläger nebft tem 
Bapier geforderte fchriftliche Anerkennung des im Urtbeile ihm vorbe- 
baltenen, allein ganz ungegründeten Schadenerſatz⸗Anſpruches auszu⸗ 
ftelen. — Beide Untergerichte erkannten nad) dem Rlagbegebren, indem 
fie annahmen, daß durch den Klagvorbehalt, welchen das im vorigen 
Brocefie gefällte Urtheil zu Gunften des A gemacht bat, in unanfecht⸗ 
barer Weife der 29. März 1853 als der Zeitpunkt feitgeftellt worden 
fei, in weldem B verpflichtet war, dem A die Schuldverſchreibung des 
monte lombardo veneto zu liefern, was mit nech größerer Deutlich. 
keit aus den (vorhin angeführten) Motiven des erfenuenden Gerichts 
für den Klagvorbehalt fich ergebe, daß auf den 29. März 1853 der 
Eintritt ver Mora des B zu beziehen fei, mithin der Schade, deſſen 
Erſatz er dem A ſchuldig iſt, in der Differenz zwifchen dem an jenem 
Tage notirten Cours des Papiers und vem Cours, zu welchem A das⸗ 
felbe von ihm gelauft hatte, beſtehe. 

Bon dem oberften Gerichtöhofe wurde die außerordentliche Re⸗ 
viſionsbeſchwerde aus den nachſtehenden Gründen verworfen: „Nachdem 
das im vorigen Procefje erfloffene und rechtäfräftig gewordene Urtheil 
ven 29. März; 1853, d. i. den Tag der in der Replik erflärten An- 
nahme des vom Bellagten gemachten Angebotes der Nieferung des 
Wertbpapiers, ald den Lieferungstag desſelben und beziehungsweife als 
den Zeitpunkt der Differenzbegleihung feftgeftellt hatte, war von jenem 
Tag an der Titel zur gedachten Lieferung im Sinne des Geſetzes 
(8. 424 a. b. ©, B.) für ven Kläger bereitö vorhanden und konnte 
von dem Gegner mit ftichhältigen Gründen nicht mehr angefochten 
werben. Die Klage auf Vergütung der Differenz zwifchen vem Cours 
diefes Tages und dem von den Parteien ftipulirten Cours war daher, 
wie dies and ſchon die Motive der Untergerichte zeigten, im Rechte 
gegründet.“ 
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Nr. 334. 


Eonventionafftrafe, bebungen für die Nichteinhaltung des 
Zahlungstermines bei einem mit ſechs Percent verzinslichen 
Darlehen. 


Fatie v. 380. März 1858, Nr. 2498 (Beftätigung des das Urtheil des 
R germauntant v.28. Sept. 1857 abändernben Urtheils des O. L. 8. 
ermannftadt dv. 15. Der. 1857). 5. ©. 1858, ©. 282 fi. 


Nr. 535. 


Mündliches Zeftament. Abweichende Ausjagen der Zeugen 
über feinen Inhalt. Benügung von Indicien. 


Entſch. vom 6. April | 1558, Mr. Er ——— des Urtheils der Prätur 
Badia v. 9. Sept. 185 — des Urtheils des O. L. ©. 
Mailand v. 19. — nn ur: 58, 

Gaz. d. Trib, Mess. S fh 

M hatte am Morgen feines Todestages ein Teflament gefchrieben 
und unterfchrieben, in dem er, mit Uebergehung feiner Schwefter, feine 
zwei Brüder als Erben einfette und nebftvem mehrere Legate errichtete. 
Hierauf von der Cholera befallen, machte er am Nachmittage desfelben 
Tages in Gegenwart von fünf Zeugen ein mündliches Teftament, da 
er nad) feiner Aeußerung fi) des Morgens in einem aufgeregten Zu⸗ 
ftand befunden. Sämmtlihe Zeugen ftimmten überein, daß er in diefer 
mündlichen Erflärung die Vormittags errichteten Legate im Allgemeinen 
beftätigte, bezüglich der Erbeseinfegung aber weichen die Zeugenaus⸗ 
fagen von einander ab. Zwei Zeugen erflären, der Erblafjer habe fich 
der Worte bedient: „ver Reſt feines Vermögens folle zu gleichen Theilen 
unter feine Erben vertheilt werden;“ aud behaupten fie, er habe fi 
auf ein Vormittags niebergefchriebenes „Teftament“ berufen. Zwei 
andere jagen aus, er babe nur einer „Schrift" erwähnt, die er des 
Morgens aufgefett, und habe beftimmt, daß der Reſt feines Bermö- 
gene zu gleichen Theilen unter feine Familie vertheilt werbe; er habe 
ferner auf die Yrage eines Zeugen: „das heißt unter beine Brüder 
und Schwefter?* mit „Ja“ geantwortet. Der fünfte Zeuge endlich 
beftätigt die letteren Ausfagen mit dem Beifate, der Erblaffer babe 
gejagt: „Ich babe eine Schrift in meinem Haufe hinterlafien, jedoch 
meine Schweſter vergeffen.” 

Der oberfte Gerichtshof ſprach die zwifchen- ven Brüdern und 
ber Schweiter ftreitige Erbſchaft allen dreien zu gleichen Theilen zu, 
aus folgenden Gründen: „Durch die übereinftimmenden Ausſagen der 
vernommenen fünf Zeugen ift außer Zweifel gefeßt, daß drei von 
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ihnen auf ausdrückliches Berlaugen des M am Nachmittag des 19. Juli 
1855 an da® Bett gerufen wurden, in dem er an ber Cholera nieber- 
lag, um feine letzte Willenserklärung zu vernehmen, und daß er wirklich 
vor denfelben eine lettwillige Verfügung traf, in der er ausdrücklich 
bie des Morgens niedergefchriebene Verfügung hinſichtlich der Legate 
beftätigte und weiter feinen Willen ausſprach, daß der Reſt feines 
Vermögens zu gleichen Theilen unter feine Erben getheilt werden folle. 
Solchergeſtalt kann man nicht zweifeln, daß dieſer Alt als ein giltige® 
Teftament im Sinne des 8. 585 a. b. ©. B. betrachtet werden müfle. 
Run wird aber durch die bloße Thatſache der Eriftenz eines fpäteren 
Teſtamentes laut $. 713 a. b. ©. B. die Wirkſamkeit des früheren aufge- 
hoben, wenn nicht der Erblaffer ausdrücklich erklärt, daß das frühere ganz 
oder theilweife aufrecht bleiben folle, was aber im vorliegenden Falle 
nur bezüglidy ver Legate gefcheben ift. Es ift zwar wahr, daß im münd- 
lihen Teſtamente der die Erbeseinfegung betreffende Ausdruck an ſich 
unflar erfcheinen dürfte und von den Zeugen in nicht buchſtäblich über» 
einſtimmender Bezeihnung bekräftiget wird; dennoch ſtimmen alle darin 
überein, daß in dieſer Beziehung ber Erblaffer fi nicht im Sinne 
einer einfachen Beftätigung der Echrift, wie hinfichtlich der Legate, aus⸗ 
gebräct babe, was er gewiß gethan haben würde, wenn er feine Ver— 
änderung in dieſem Theil beabfichtigt hätte. Wie verfchieden auch die 
Worte find, melde die einzelnen Zeugen im Gedächtniß behielten und 
in ihrem gerichtlichen Verhör ausjagten (eine Verſchiedenheit, die, ohne 
ihre Wahrhaftigkeit zu verbächtigen, durch die begleitenden Umſtände 
und durch den bis zu ihrer gerichtlichen Vernehmung verfloffenen Zeit: 
raum erklärlich if), jo ftimmen doch alle in der Ueberzeugung überein, 
daß der Erblaffer mit dem gebrauchten Ausdruck — Erben, Yamilie — 
feine gefeßlihen Erben, die Brüder fammt der Schwefter, bezeichnet 
habe. Ya es ift durch die befhworenen Ausfagen der Zeugen Z, X. 
und Y erwiejen, daß der Erblaffer felbft auf das von Z geitellte Ber- 
langen nach einer näheren Erklärung jene Auslegung beftätigt babe. 
Mag auch tiefe eigene Erklärung des Erblaſſers nur in einer einfachen 
Bejahung beftanden haben, fo muß fie dennoch als durchaus eutjcher- 
dende Norm betrachtet werden, da fie nicht felbft die Erbeseinjegung 
enthält, fondern nur die Aufllärung des Ausdrucks ift, den er für die- 
felbe gebrauchte. Wollte man andererfeits eine Veränderung in ber 
Erbeseinfegung ausfchliegen, fo wäre fein Grund abzufehen, warunı 
der Erblaſſer, bei vollem Bemußtjein von der Morgens niedergefchrie- 
benen Urkunde, ſich zu einer neuen legtwilligen Erklärung entjchlofien 
hätte, da er, wie ſchon bemerkt wurde, die Legate einfach beftätigte und 
die gleichmäßige Bertheilung feines übrigen Vermögens, wenn er darauf 
beharrte, fie nur unter den Brüdern vorzunehmen, bereit in derſelben 
Schrift ausgebrüdt war. Endlich enthält die mündliche Erklärung keine 
Spur einer Beziehung auf bereit eingefegte oder benannte Erben, und 
es liegt auch durchaus Fein Grund in den Alten vor, um in irgend 
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einer Weiſe vorausfegen zu Innen, daß die Uebergehung der Schwefter 
vielmehr die Wirkung einer reiflihen Ueberlegung ald ver Bergeklichkeit 
und jener augenblidiihen Aufregung gemefen fei, deren Bewußtſein 
laut der Zeugenausſagen der ausprüdtihe Beweggrund ver wiederholten 
letztwilligen Verfügung war.“ 


Nr. 536. 


Unzuläſſigkeit der Executionsfortführung wider den Erſteher 
ber executiv feilgebotenen Realität. 
8.0 € 6. April 1858, Nr. 2836 ee N des das Decret des 

Sm ow v. 28. Detober 1857, Nr. 12766, abänderndeu Decreted 
dei O . Prag v. 9. Dec. 1857, Rr. 21951). ©. 3. 1858, Nr. 89. 

N —* wider B die executive Sequeſtration einer Realität er⸗ 
wirkt; die Einführung des Sequeſters unterblieb aber, weil ſich ein 
bereits auf Verlangen des C, eined andern Gläubigers, beftellter Se⸗ 
quefter vorfand. Erft nachdem die Realität auf Betreiben dieſes letzteren 
Glaäubigers zwangsweife veräußert und von D erflanden worden war, 
erneuerte A fein Geſuch um Einführung des Sequefters, Die erfte 
Inftanz willfahrte dem Geſuch; die beiden oberen Gerichte wieſen 
es zurück. 

Gründe der dritten Inſtanz: „Durch den vorgenommenen 
Licitationsact und die Einführung des Erſtehers in den Beſitz iſt der 
Executionszug auf die Realität ſelbſt beendet, und es bildet dermal 
ſtatt der Realität das erzielte Meiſtbot den Fond zur Beſriedigung der 
Tabulargläubiger, welche daher aus diefem Meiftbote und nicht mehr 
aus der Realität zu fuchen ift, weßhalb die Yortfegung der früheren 
auf die Realität felbft geführten Erecutionen unzuläffig erſcheint.“ 


Nr. 532. a 


Gewährleiftung für die Fehler der einen gerkauften Sache 
trotz erfolgtem Rückkauf der anderen. 


Entſch. v. 6. ai 1858, Nr. 3157 (Beftätigung des dad Urtheil des 8. ©. 
Echshans v. 1. Mai 1857, Nr. 732, abänderuben Krihei des D.%G. 
ien v.28. Od 1857, Nr. 10909). G. H. 1858, 6. 275 ff. 

= batte von B ein paar Pferde um 250 fl. gekauft, bemerkte 
aber bald bei einem ter Pferde Symptome, welde auf Dummkoller 
fliegen ließen, und verkaufte die Pferde an C. Diefer verfaufte das 
ſchlechtere der Pferde dem B um 40 fl. zurüd, ſah ſich aber bald 
genöthigt, das andere im Thierarznei⸗Inſtitut unterfuchen zu laflen, 
wo conftetirt warb, daß das Pferd an Dummloller leide. Dies geſchah 
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am 26. Juni 1856, 24 Tage nach Abſchluß des Kaufes zwiſchen A 
und B. Am 30. Yuni ließ A ven B durd C von dem Ergebniß der 
Unterfuchung in Kenntniß fegen, und Hagte ſodann unter Beitritt des 
C auf Auflöfung des Kaufvertrages, Zurücknahme des Pferdes und 
Rückzahlung des Kaufpreifes von 210 fl. 

In erfter Inſtanz wurde das Klagebegehren zurüdgeiwiefen, und 
zwar aus folgenden Gründen: „Angenommen, daß das im Thierfpita'e 
unterfuchte Pferd wirklih das vom Gellagten an ven Kläger verlaufte 
Pferd fei, über melden Umftand der Beweis durch den Hanpteid ange- 
boten ift ; angenommen, daß das Pferd mit dem Fehler des Dummkollers 
behaftet ift, über welchen Umftand der Kunſtbefund als Beweis ange- 
boten ift; angenommen, daß Kläger den Anforberungen des $. 925 
0.56. ©. B. nachgekommen ift, fo daß fomit für ven Kläger pas Recht 
begründet ift, die Gewährleiftung vom Bellagten zu fordern, fo war das 
Klagebegehren doch abzumweifen. Der Kläger hat, wie er felbft zugibt, 
beide Pferde gemeinfhaftlih um ben nicht abgefonvert für das eine 
‚oder andere, jondern für beive gemeinfchaftlich bedungenen Kaufſchilling 
von 250 fl. zugleich gekauft. Soll daher der Kaufvertrag aufgehoben 
werben, jo muß der Kläger in ver Lage fein, das ganze Kaufsobject, 
nicht aber nur einen Theil, an ven Verkäufer gegen Rückgabe des Kauf: 
ſchillings zurüdzuftellen; das Tann er aber nicht, weil er das zweite 
Pferd nicht mehr befigt; der Kläger kann daher aus biefem Grunde 
bie Aufhebung des Vertrages nicht begehren. Der Kläger begehrt über- 
dies bie Rückſtellung des Raufpreifes ; e8 liegt ihm daher der Nachweis 
ob, weldhe Summe fir dieſes Pferd als Kaufſchilling bedungen wurbe; 
diefen Beweis hat er aber nicht geliefert; vaher fonnten die ans dem 
Titel des Kaufſchillings begehrten 210 fl. ebenfalls nicht zuerkannt 
werben. Inwiefern Kläger auf Entſchädigung mit Erfolg Hagen kann, 
kommt nicht zu erörtern, weil er auf dieſen Rechtstitel feine Klage nicht 
gründet.” 

Auf Appellation des Kläger hat das Oberlandesgeriht dem 
Klagebegehren ftattzugeben befunden und zwar aus folgenden Grünten : 
„Durch Das von zwei Profefforen des k. f. Thierarznei-Inftitutes inner- 
halb des Befugniffes ihrer ämtlihen Stellung und dem Zwecke biejes 
Inſtitutes entfprechend ausgeftellte Beſchauzeugniß vom 28. Juni 1856 
it, ohne daß es einer weitern Bernehmung dieſer beiden Profeſſoren 
als ſachkundiger Zeugen bevarf, nad) $. 112 it. a) a. ©. O. erwiefen, 
daß das im Diefem Zeugnifje bezeichnete Pferd nach vorausgegangener 
Beobachtung und Unterfuhung an dieſem Tage mit dem Hauptfehler des 
Dummlollers behaftet befunden wurde. Den Einwendungen des Geklagten 
fann aber keine ven Anſpruch auf Gemwährleiftung aufhebende Rechtswir⸗ 
tung zugeflanden werben. Denn wenn aud der Kläger no vor bem 
28. Yuni 1856 Wahrnehmungen gemacht hat, welche auf den obigen 
Dauptfehler hindenteten, und ſohin den Verkauf ver Pferde an C, von Seite 
des leßteren aber die Beranlaffung zur Beobachtung des Pferbes im Thier- 
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arznei-Inftitute herbeiführte, und wenn and dem Gellagten vie Anzeige 
nicht unmittelbar vom Kläger zulam, fo kann biefes den Gewährleiftung®- 
anfpruch nicht beirren, weil das VBorhandenfein dieſes Hauptfehlers doch erft 
nur von dem Zeitpuncte angefangen als entvedt angefehen werben kann, 
al8 die berufenen Sachverſtändigen fi) hierüber ausgeſprochen hatten, 
während die Wahrnehmungen des Klägers und bes C wohl Bedenken, aber 
feine zur Gewährleiſtung führende Sicherheit begründeten. Nach dieſer 
Enidedung des Dummtlollerd von Seiten der Sadverftändigen wurde 
aber dem Geklagten felbft nad) feinem Zugeftänpniffe ohne Verzögerung 
die Anzeige durch C, alfo wie dem Gellagten ſelbſt befannt war, durch 
eine mit dem Kläger rückſichtlich diefe® Pferdes in einem Rechtsver⸗ 
verhältniffe ftehenve, aljo zur Anzeige berufene Perſon gemadt. Die 
MWeiterbegebung der Pferde an C kann aber den Gewährleiſtungs⸗ 
anfprud; des Klägers nicht aufheben, da dadurch das Rechtsverhältniß 
zwifchen dem Kläger und Geklagten rüdfichtlich des Pfervefaufes nicht 
unwirkffam wurde, jondern fi hieraus nur möglicherweife ein Anfprud 
auf Oewährleiftung von Seite des C an den Kläger ergab, rückſichtlich 
deſſen e8 aber für den Geklagten ganz gleichgiltig ift, ob und in welcher 
Weiſe derfelbe erfüllt wurde, indem doch jedenfalls feine Gewähr⸗ 
leiftungepflicht befteht, zum Behufe derſelben es aber für ihn genügt, 
wenn ihm nur das fehlerhafte Pferd zurüdgeftellt wurde, diefe Zurüd- 
ftellung aber nad dem SKlagebegehren unter Betheiligung des C ald 
Bertretungsleifterd angeboten wird. — Aber auch die Aufhebung des 
Kaufes gegen Zurädftellung des einen Pferdes und die Anforderung 
auf Rüderjag von 210 fl. für diefes Pferd unterliegen feinem Anſtande, 
weil, wenn auch beim Verkaufe an den Kläger für jedes ver beiden 
Pferde Fein abgefonderter Preis beftimmt wurde, und der Kläger nicht 
mehr das eine Pferd zurüditellen Tann, doc der Geklagte eben da⸗ 
dur, daß er jo bald nad) vem Pferdeverkaufe an den Kläger das eine 
Pferd, ohne daß eine VBeränterung bei temfelben, oder bejondere beim 
Rückkaufe auf ven Preis einwirkende Berhältniffe vorliegen, um 40 fl. 
zurüdfaufte, den Werth dieſes Pferdes und fohin auch jenen bes 
andern Pferdes felbft beftimmte, und durd die Zurüdftellung des einen 
kranken Pferdes gegen Rückerſatz des Reſtes per 210 fl. von dem 
ganzen Kaufpreife nur die frühere Tage der Dinge bergeftellt wird, 
und ſonach jene Rechtsfolge eintritt, weldye der Gewährleiftung nad 
8. 932 a. b. ©. 3. entfpriht. Die vom Gellagten in der Einrebe 
angebotenen Zeugenbeweije jind aber von feinem Belange, weil dadurch, 
daß andere Perfonen bei diefem Pferde vor der Uebergabe desfelben 
an den Kläger, und felbft nach Ausftelung des Zeugnifjes feine auf 

den Hauptfehler des Dummlollers hindeutenden Wahrnehmungen gemacht 
haben, die Beweiskraft des Beſchaubefundes und die hieraus fich erge- 
bende gefetlihe Vermuthung nicht entfräftet werden. Bei der Rechts⸗ 
wirkung diefer gefetzlihen VBermuthung, welde keines weiteren Beweiſes 
über den fortbauernden und damaligen Zuſtand des Pferdes bedarf, 
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und bei ber Unzulänglichleit der obigen Einwendungen war daher nach 
8. 932 a. 6. ©. B. vem Klagbegehren Statt zu geben.“ 

Diefes Erkenntniß warb vom oberften Gerichtshof beftätigt aus 
folgenden Gründen: „Wenn aud) die obergerichtliche Annahme über die 
Dirkung des von zwei Profefjoren des k. k. Thierarznei-Inftituts am 
28. JIuni 1856 ausgeftellten Befundes bezüglich des Augenfcheines nad 
dem Hofvecrete von 18. October 1815, Nr. 1181 (Weffely I,Rr. 718), 
wouach ein ſolcher Augenfchein nach ven Borfchriften ver ©. O. nur mit 
Zuziehung des Gerichtes und der Parteien vorgenommen werben könne, 
bet welchem die gewählten Mitglieder des Thierarznei⸗Inſtituts nicht 
ala ein Körper, fondern als einzelne Kunftverftändige das Gutachten 
und den Befund abzugeben haben, nicht unbedingt befteht, fo ift doch 
die Beweiskraft de8 Documents, deſſen Echtheit ver Revifionswerber 
auch nicht mehr in Abrede ftellt, varüber, daß die Profefioren über 
das in Frage ftehende Pferd am 28. Juni 1856 jenen im Beſchau⸗ 
pretofoll eingetragenen Befund abgegeben haben, richtig vorausgefet. 
Der Beklagte, welcher gegen die Perjonen jener Kunftverftändigen nach⸗ 
täglich feine Einwendungen und Bedenken erhoben, hat aud nicht 
ſowohl gegen das Ergebnif des Befundes, als gegen die daraus wider 
ihn abgeleiteten Folgerungen Wiverfprucd und die Behauptung entgegen- 
gefet: daß vor dem Verkaufe an A das Pferd den Dummkoller nicht 
hatte. Allein alle andern Einwendungen und Behauptungen des Be- 
klagten wurden in ben obergerichtlihen Beweggründen erjchöpfend 
widerlegt, und wird mit Beziehung auf die Reviſionsbeſchwerde nur 
no bemerkt, daß die Auslegung ber 88. 925 und 926, als könnte 
die Nachrichtgebung von dem bemerkten Hauptfehler an ven Uebergeber 
des Thieres innerhalb des gefetlihen Termines von 30 Tagen nidt . 
mehr Rattfinden, wenn dieſe Bemerkung vorerft dur die Beftätigung 
von Sachpverftändigen dem Uebernehmer zur Gewißheit wurde, ganz 
unberechtigt erjcheint, indem die Art, wie jene Bemerkung gemadt 
wird, gleichgiltig bleibt, — daß das Geſetz nirgends eine perfönliche Be⸗ 
nachrichtigung durch den Uebernehmer ſelbſt vorzeichnet — und daß endlich 
das Duantum des zurädzuftellenden Pfervefaufpreifes in der einfachen 
Aufhebung des ganzen Vertrags, und in der bezüglich des einen Pferdes 
durch den Rüdlauf um 40 fl. bereits theilmeife erfolgten Rüdftellung in 
den vorigen Stand volle Rechtfertigung findet.“ 
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Nr. 538. 


Klage des Bevollmächtigten gegen den Dritten, mit welchem 
er als ſolcher ein Geſchäft abmachte. 


v. 7. April 1858, Nr. 2907 GBeſtätignug des Urtheils des B. G. 
Beneſchau v. 16. December 1857, Nr. 5322, Abänderung des Urtheils des 
D.%. ©. Prag v. 12. Jänner 1858, Nr. 466). ©. 3. 1861, Nr. 67. 

Der Kläger A iſt Dienſtknecht des Tabakverſchleißers Z, von 
welchem er zu dem Zabakverleger B mit einem Einfhreibebuh und 
mit dem Auftrage, Tabak für ihn zu übernehmen, abgeſchickt wurde, 
Im Einfchreibebuh waren 34 Säde eingetragen; allein A, welcher 
das Buch nicht einfah, erhielt nur 33 Säcke. Gleich am nächſten Tage 
verlangte der Kläger, welder feinem Herrn fir den Abgang haftet, 
die Naclieferung des fehlenden Sades. Er klagt nun deßhalb im 
eigenen Namen und der Bellagte beftreitet fein Klagerecht. 

Die erfte Inftanz erfannte (bevingt) nach dem Rlagebegehren; die 
zweite wies ben Kläger aus folgenden Gründen ab: „Mit Grund 
hat der Gellagte das Klagerecht des A beftritten, und es muß ver 
Kläger eben wegen mangelnder Klagslegitimation abgewiefen werben, . 
weil er ein. Recht im eigenen Namen für fih in Anfpruch nimmt, 
welches niht ihm, fonbern feinem Dienftherrn gebührt, indem nur 
biefer die Tieferung von 34 Säden Rauchtabak beitellt hatte, felbe auch 
dem Geklagten zu bezahlen hat, und daher audy nur er und nicht fein 
Dienſtknecht auf die vollftändige Ablieferung der beitellten 34 Säde 
Rauchtabak zu dringen berechtigt ift. Die Berantwortlichleit des Dienft- 
knechts feinem Dienftberrn gegenüber gibt ihm das Recht nicht, im 
eigenen Namen den Gellagten zu belangen, ihm ven angeblich jehlen- 
den Sad Rauchtabak zu übergeben oder ihm den Erſatz hiefür zu leiften. 
A ift als Bevollmächtigter feines Tienftherrn eingefchritten, konnte Daher 
zufolge des 8. 1017 a. b. ©. B. nur für den Letzteren Rechte er- 
werben. Er war daher auch nur beredhtigt, die Ausfolgung des Sades 
an feinen Dienftgeber zu begehren, over dem Legtern Vertretung zu 
leiften, wenn diefer fid) veranlaft finden follte, gegen den Geklagten 
wegen der Ablieferung des etwa fehlenden Sades Rauchtabak Hagbar 
zu werden.” \ 

Dagegen hat der oberfte Gerichtshof das Urtheil erfter In- 
ftanz aus nadhftehenden Gründen beftätigt:.......-. „Den (Klagebe- 
gehren) fteht nicht entgegen, daß der Kläger den fraglichen Tabak nur 
für feinen Dienftherrn abholte, weil, da er zur Uebernahme des frag- 
lichen Tabaks von feinem Dienftherrn beauftragt war, er auch nad 
8.1009 a. b. ©. 3. berechtigt ift, die vollftändige Uebergabe um fo 
mehr zu fordern, al8 er biefür feinem Dienſtherrn verantwortlich bleibt, 
der in dieſer Hinfiht nur an denſelben ſich zu halten hätte, und ba 
er auch den Kläger zur Uebernahme beftellte, dadurch in ein neues 
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Rechtsverhältniß getreten ift, vermöge deſſen im Grunde des 8. 429 a. 
b. ©. B. fein Klagerecht beſchränkt wurde, daher unter biefen Umftänven 
bie Competenz des Klägers zur Klageführung nicht beftritten werben kann.“ 


| Nr. 539. 


Zuläffigfeit der Execution zur Sicherftellung auf Grund einer 
Urkunde, deren Echtheit beftritten: ift. 


Entf. v. 7. April 1858, Nr. 3369 (Betätigung ded Decrets des 8. 

Boten dv. 24. Der. 1857, Nr.3280, Abänderung des Decrets des O. L. 

Inusbruck v. 26. Jänner 1858, Nr. 835). ©. 3. 1858, Nr. 122. E 
d. Trib. 1858, ©. 194 ff. G. H. 1 50, S. 210. 


Auf Grund einer vom Schuldner eigenhändig geſchriebenen und 
unterſchriebenen Urkunde brachte der Kläger die Executionsklage an, in 
welcher er auch die Pfändung zur Sicherſtellung forderte. Bei der hier⸗ 
über angeordneten Tagſatzung widerſprach der Geklagte der Echtheit der 
Unterſchrift und proteſtirte gegen die Pfändung. Das Kreisgericht be⸗ 
willigte die angeſuchte Pfändung. Das Oberlandesgericht hob jedoch 
dieſen Beſcheid auf, „weil die der Klage zu Grunde liegende Urkunde, da 
ihre Echtheit gerichtsordnungsmäßig widerſprochen wurde, keine vollen 
Glauben verdienende Urkunde ſei, während nach dem Hofdecrete vom 
7. Mai 1839 J. G. S. Nr. 358 und den 88. 397 und 398 weſtg. 
(8. 298 a.) ©. O. die Pfändung bis zur Sicherſtellung nur auf Grund 
einer vollen Glauben verbienenden Urkunde bewilligt werben kann.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der erften In⸗ 
ftanz, „in der Erwägung, daß nad) der Haren Beftimmung des Hofde⸗ 
crets vom 7. Mai 1839, 3. ©. ©. Nr. 358, der Kläger die Execution 
bis zur Sicherftellung begehren darf, ſobald er feine Forderung auf eine 
vollen Glauben verdienende Urkunde ftügen kann; daß diefer Ausorud 
nicht blos öffentliche Urkunden bezeichnet, fondern nad) vem Haren Wort⸗ 
laut der SS. 181 und 182 weſtg. (88. 113 und 114.) G. O. darunter 
auch Privaturkunden zu verftehen find, welche mit den geſetzlich vorge⸗ 
ſchriebenen Förmlichkeiten verfehen find und daher vollen Beweis maden, 
und daß vorläufig die Einwendung der Unechtheit ver Urkunde, über 
weldye im Laufe des Procefjes zu verhandeln und zu entſcheiden fein wird, 
nm foweniger berüdfichtigt werden kann, als es fonft von der Willfür des 
Geklagten jederzeit abbinge, durch Vorbringung einer folden Einwendung, 
das Recht des Klägers auf Sicherftellung zu vereiteln." 


Olafer, Unger u. Walther, Entf. IL. 4 
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Berpflichtung. des einer erecutiven Feilbietung ſich anjchlie- 
ßenden Gläubigers zum Erlag der Yeilbietungscaution. 
Entf. v. 8. April 1858, Nr. 2609 (Abänbernn der nleihiürmigen 
Decrete ded B. ©. Earolinenthal v. 31. Augnuſt 1857, Ne. 13072, und 
des O. L. G. Prag v. 10. Dec. 1857, Nr. 21982). ©: 3. 1858. Nr. 90. 

A hatte die Feilbietung einer auf 20.000 fl. geſchätzten Realität 
im Wege der Erecution wegen einer Forderung von 105 fl. erwirkt; 
die Feilbietungsbebingniffe verlangen von jedem Mitbietenden mit Aus- 
nahme des Erecutionsführerd und berjenigen, welde dieſer ausdrücklich 
davon entbinvet, den Erlag einer Caution von 2500 fl. Später wurde 
dem Gläubiger B wegen einer Forderung von 8700 fl. der Beitritt zu 
diefer Execution mit derſelben Befreiung vom Erlag der Kaution be- 
willigt. Als dann die gleiche Bewilligung auch dem Gläubiger C wegen 
einer Forderung von 500 fl. ertheilt warb, recurrirte B gegen biefen 
Beſcheid, weil die ohne feine Zuftimmung erfolgte Befreiung des C vom 
Erlag der Caution feine Rechte verlege. Vom Oberlandesgerichte ward 
der Recurs zurüdgewiefen; allein der oberfte Gerichtshof gab ihm Statt, 
„im der Erwägung, daß laut ver Licitationsbedingungen nur derjenige von 
dem Erlage des Vadiums von 2500 fl. befreit fein fol, weldyen der Ere- 
quent hiervon freifpriht; .... in Erwägung, daß eine foldhe Befreiung 
vom Erlage des Vadiums für C von Seite des B nicht ertheilt wurde, 
ber Beitritt des erfteren zu der von leßterem geführten Execution aber 
biefen Abgang umfoweniger erjegt, als ein ſolcher Beitritt der Regel 
nad) nur unter den Bedingungen ber bereitö bewilligten erecutiven Yeil- 
bietung ftattfindet, fomit auch den Gerichten das Recht nicht zuftand, 
ben C vom Erlage des Vadiums zu befreien.“ 


Nr. 54. 


Geltendmachung des gefeglichen Pfandrechtes des Vermiethers 
gegenüber der Concursmaffe. 
Entid. dv. 8. April 1858, Nr. 3356, Beltätigung ded das Decret ded 


8. ©. Leitmerit v. 33. October 1857, Nr. 5437, abündernden Decretd 
ded DO. 2. G. Prag v. 1. Dec, 1857, Nr. 21283). ©. 3. 1860, Nr. 141. 


Die Kläger hatten ein Gewölbe ihre Hauſes dem B vermiethet, 
über veffen Vermögen am 22. September 1857 ver Concurs eröffnet 
wurde. Am 21. October 1857 begehrten die Kläger bei der Concurs⸗ 
behörde die Liquidirung des Miethzinfes für die Zeit von Michaeli 1857 
bis Georgi 1858 und zugleich die pfanpweife Bejhreibung der invecta 
et illata. Letztere ward von der erften Inftanz unter Hinweifung auf 
bie Eoncurseröffnung abgefchlagen. Die zweite Inftanz bewilligte fie: 





— 51 — 


„Denn nach 8. 1101 a. b. G. B. iſt jedem Vermiether einer Wohnung, 
welcher Begriff auch ſeine Anwendung auf alle Miethbeſtandtheile und 
insbeſondere auf Niederlagsgewölbe findet, das geſetzliche Pfandrecht auf 
die eingebrachten, dem Miether eigenthümlichen oder von einem Dritten 
anvertrauten Einrichtungsſtücke und Fahrniſſe, welche ſich zur Zeit ver 
Klage in dem Miethobjecte befinden, zur Sicherheit ver Miethzinsforde— 
rung eingeräumt, und hiedurch in Bezug auf diefelbe aud ein Borzugs- 
recht im Concurfe geftattet. Da ein ſolches Pfandrecht aber erft durch 
die gerichtliche Befchreibung zu Handen des Vermiethers wirkſam wird, 
fo erfcheint das Geſuch in materiellec Beziehung volftändig begründet. 
Allein auch in formeller Richtung fteht vemfelben kein Anftand entgegen, 
weil die Competenz des Kreisgerichts Leitmerig aus dem 8. 46 des kaiſ. 
Patents vom 20. November 1852 hervorgeht, indem Gefuhe um Be- 
willigung proviſoriſcher Siherftellungsmittel, denen die pfandweiſe Be⸗ 
ſchreibung der in eine gemiethete Wohnung eingebrachten Objecte beige- 
zählt werden muß, bei dem in der Hauptſache competenten Gerichte giltig 
überreicht werben können; als ſolches fich aber das Kreisgericht Leitmeritz 
durch die aufrechte Verbeſcheidung der auf Zahlung des Miethzinjes ge- 
richteten Klage darftellt. Anvererfeits find mit diefer Verbeſcheidung der 
Klage alle jene formellen Bedingungen erfüllt, welche Da8 Hofdecret vom 
5. November 1819, Nr. 1621 9%. ©. ©., zur Bewilligung ber pfanb- 
weifen Bejchreibung vorausfegt. Von diefer Legteren wurden jedoch Die 
im Gefuche bezeichneten Baarvorräthe ausgefhloffen und wird der Recurs 
in dieſer Richtung abgewiefen, weil ſich das dem Vermiether zuftehende 
geſetzliche Pfandrecht ausnahm Smweife nur auf Die vom Miether oder 
einem Dritten eingebrachten Einrihtungsftüde und Fahrniſſe bezieht, 
baber ſtreng auszulegen ift und auf Baarvorräthe nit ausgedehnt 
werben kann, weil diefe eine fpeciell beftimmte, durch einen ſelbſtſtändigen 
Begriff normirte bewegliche Sache in fi fließen, daher dem allge- 
meinen Begriffe von Einrihtungsftäden und Fahrniſſen nicht unterftellt 
werben können, was auch durch die Vergleihung der 88. 674 und 680 
a. b. ©. B. begründet erfcheint." 

Der gegen diefen Beſcheid ergriffene Recurs des Concurs⸗Maſſa⸗ 
vertretres wurde vom oberften Gerichtshofe abgewiejen, „weil der Con⸗ 
<urd bereit8 am 22. September 1857 eröffnet wurde, der Miethzins 
aber erft für die Zeit vom 27. September 1857 bis Georgi 1858 in 
Anſpruch genommen wird, innerhalb welcher nicht mehr der Cridatar 
für feine Perfon, fondern bereit die Concursmaſſa als Inhaberin und 
Denügerin des gemietheten Gewölbes erjheint, als ſolche aber gleich 
einem jeden Andern dem Bermiether gegenüber fteht, mithin die Hof- 
decrete vom 4. Juli 1824, Nr. 2012 (Weſſely I, Nr. 1634) und 
vom 24. Yuni 1839, Nr. 366 (Michel Nr, 743) der bewilligten. 
pfandweiſen Befchreibung nicht entgegenftehen“. 


4* 
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Kir. 542. 
Auſpruch auf Erſatz der durch die Aufnahme eines Erkrank⸗ 


ten veranlaften Beſchãdigungen. 
ga D It Beil 1 Sr. 3070 daB Urtheil des 
8 an ee ne , 331 ü 
den Urtheiles des O. G. Wir v. 13. Ya 1858, Ar. 15386). 
G. 3. 1858, 
B wurbe, als er nad einem im der Wohnung 


des 
Zimmers u. f. w. beſchmutzt worden, und A ſprach nun von ber Erbin 
des B ben Erſatz au, welche jebodh, da ihre Vergleichsvorſchläge nicht 
angenommen wurben, bezügli ihrer Berpflichtung dazu einmenbete, 
dag der Schade ein zufälliger fei, den nah 8. 1311 a. 6.8. 2. 
der Klãger, au beflen Bermögen ex ſich ereignet habe, tragen mäfle. 


Erſatz gebühre. 

Die erfie Iaflanz bat den Kläger mit feinem Begehren abge- 
wiejen und in ven Erſatz der Gerichtskoſten verfällt, weil nad 8. 1256 
a. b. ©. B. im Zweifel vie Bermuthung gilt, daß ein Schaden ohne 
Berfchulden eines Andern entflanden fei, zufolge $. 1306 Niemand 
verpflichtet ift, den Schaden zu erjeten, welden er one Berfchulven, 
oder durch eine unwillfürlihe Handlung verurfadt hat, dann gemäß 


ihäbigt wurde, und wofür, al8 durch eine ganz umwillfürliche Handlung 
herbeigeführt, wiver B oder beflen Erbin fein Erſatz begehrt werben 
faun. 


Die Appellation des Klägers bewirkte, daß das Obergeridht ihm 
gegen Schätzungseid einen angemefienen Betrag zuerlamte m den 
Gründen heißt es diesfalls: „Richt jede Erſatzklage ift zugleich eine 
Entfhädigungsflage. Die vorliegende hat den Erfag für vie Berwen- 
bung einer Sache zu Nuten eines Andern und für einen Dienft zum 
Öegenftande, welcher vom Kläger dem B in einem Nothfalle aus Anlaß 
deflen plöglicher Erkrankung in ver Hägerifchen Wohnung geleiftet wurde 
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und wofür dem Kläger allerdings nach 88. 1041 und 1043 0.6. G. 8. 
ser Erfat gebührt." 

Der oberftie Gerichtshof hat das Urtheil des Obergerichtes 
beftätiget, „in Erwägung, daß zwar das ber lage zum Grunde liegende 
Ereiguiß, ver Schlaganfall, allervings ein Zufall ift, ver fich aber im 
der Perfon des B ergab; in Erwägung, daß ber Kläger ihn ſogleich 
in eine Dfficin, oder fpäter in deſſen Wohnung hätte bringen laſſen 
können, es jedoch nicht that, weil ber Arzt es für gefährlich erklärte, 
fondern ihm in feiner Wohnung ein Zimmer, einen Divan m. f. w. 
einräumte, alfo diefe zu feinem Beten verwendete, daher das Ober- 
‚gericht mit Recht die 88. 1041 und 1043 a. 6. ©. 2. hieher bezog, 
und bie Erbin des B zur Bergütung der dem Kläger verurfachten Koften 
verhielt". \ 


\ 


Ä Nr. 543. 
Berhältnig der Gerichte zu den Adminiſtrativbehörden. 


Tutid, v. 15. April 1858, Nr. 3617 (erufpehung ber gleichfö zigen De⸗ 

crete der Brätur Caſtelfrauco v. 12. yımi 1856, Nr. 4775, und des O. L. ©. 

‚Benedig dv. 32. Juli 1856, Ne. a: Giorn. di Giurispr. prat. 
1861, ©. 161 fi. 

Ein Waſſercanal wurde von ber Statthalterei als öffentliches 
Gut erklärt und B ald Präfivent des betreffenden Waſſervereins (con- 
ssorzio d’acque) in Folge dieſer Entſcheidung von ber Berwaltungsbe- 
hörde beauftragt in ihrem Namen dagegen, daß A das Wafler aus dem 
anal auf fein Grundſtück ableitete, Vorkehrung zu treffen. Als nun B 
diefer Anordnung gemäß durch eine Borrichtung im Canale ven Abfluß 
des Waſſers auf das Grundſtück des A abfperren ließ, wurbe er von 
ihin in possessorio summariissimo wegen Störung im Befige des bisher 
ausgeübten Wafjerbezugsrechtes belangt. B berief ſich auf Die oben er- 
wähnte Entſcheidung der Statthalterei und auf den von der politiſchen 
Behörde ihm ertheilten Auftrag. Beide Untergerichte erörterten bie 
Frage: ob hier das Gericht zur Entſcheidung competent fei, und bejahten 
dieſelbe, indem fie das Waſſer des in Rede ftehenden Canals ohne Rüd- 
ſicht auf den Ausfprud der Stetthalterei als ein Privatgut erklärten, 
weil nur ſchiffbare Flüffe als öffentliches Gut zu betrachten feien. 

Segen die untergerichtlichen Erlenntniffe, wodurch fonad dem 
Klagbegehren ftattgegeben wurde, erhob das Miniſterium des Innern 
Einfprache wegen offenbarer Unzuftändigfeit der richterlihen Behörde, 
and ber oberfte Gerihtähnf vernichtete aus dieſem Grunde die gefällten 
Entſcheidungen und verorbnete die Zurückſtellung der Klagefchrift an ven 
A. In den Motiven wird die Frage, ob das ftreitige Canalwaſſer 
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Brivat- oder Affentliches Gut fei, nicht berührt, fondern mit Berufung 
auf die vorhin angeführten Berfügungen ber politiſchen Behörde gejagt, 
daß ſo wie einmal dieſe die Angelegenheit an ſich gezogen und befunden 
hatte, gegen A mit Anwendung von Repreſſivmitteln einzufchreiten, dies 
allein ſchon genügte, um bie richterliche Gewalt auszuſchließen weil es 
dem gewöhnlichen Verſtande widerſtreite, daß zwei verſchiedene Behörden 
gleichzeitig in derſelben Angelegenheit entſcheiden und Vorkehrungen tref⸗ 
fen, und die Wirkungen des von ver einen gefaßten Beſchluſſes durch den: 
Beſchluß der andern aufgehoben werben. 


Nr. 544. 


Behandlung des in Händen des Erſtehers gebliebenen Kauf: 
preifes eines erecutiv verfteigerten Gutes: Unverjährbarkeit 
ber Zinfen. 


Entid. v. 15. April 1858, Nr. 365 58 72, aan deö dad Deeret des 

2. &. 2odi dv. 4. December 1857, 2, abündernden Decreted des 

O. L. G. Mailand v. 21. Jänner 1658 ‚Nr. 1014). 6 .3. 1858, Nr. 119; 
Gaz. d. Trib. 1858, ©. 380 fl. 

B hatte im Jahre 1829 ein im Concurswege veränßertes Gut 
erſtanden; ein Theil des Kauffhillings war in feinen Hänben geblieben. 
Der Satzgläubiger, an den der biesfällige Anſpruch gelangt war, be⸗ 
gehrte nun die Auszahlung vesfelben, fo wie ber Intereflen vom Zeit- 
punkt der Erftehung; B fette dem letzteren Theil des Begehrens die Ein⸗ 
wendung ber Verjährung nad) $. 1480 a. 6. ©. B. entgegen. 

Das Gericht erft er Inftanz entſchied in biefem Punkte zu Gun. 
‚sten des DBellagten; das DO. 2. ©. jedoch verwarf die Einwendung ber 
Berjährung aus folgenden Gründen: „Nach 8. 438 it. (8. 338 a.) ©. O. 
bleibt das veräußerte Gut bis zu feiner definitiven gerichtlichen Ueberwei⸗ 
fung sub judice, und der Erſteher ift bis zur vollftändigen Erfüllung 
ber Beilbietungsbedingniffe nur im precairen Genuß, während deſſen er 
ben Oläubigern feine Verjährung einwenden kann. Da meber ver Er- 
fteher von dem ihm eingeräumten Recht der gerichtlichen Hinterlegung 
Gebraud gemacht, noch die Gläubiger fich geeinigt haben, ven Kaufjchil- 
lingöreft in feinen Händen zu belaffen, fo kann dieſe beiberfeitige Unterlafs 
fung den (päter claflifizirten Gläubigern, an bie er jest im Devolutions⸗ 
wege. gelangte, nicht zum Nachtheile gereichen.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte letztere Entſcheidung, „unter 
Aufrechthaltung der von der zweiten Inſtanz angeführten Entſchei⸗ 
dungsgründe und in Erwägung, daß der Erſteher hinſichtlich des Kauf⸗ 
I&illings und der Früchte ald Depofitar, beziehungsweife Mandatar des 
Richters, nicht als Perſonalſchuldner der einzelnen Glarbiger zu betrach⸗ 
ten iſt“. 
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Nr. 545. 


Unzuläfſigkeit des Zurückgreifens auf einzelne Regeln bes 
ſummariſchen Verfahrens nach Vereinbarung des ſchriftlichen 
Verfahrens. 


Eutſch. v. 20. April 1858, Nr. 3278 (Abänderung des dad Urtheil des 

8. ©. Alt: und Neuſtadt Prag v. 1. October 1857, Nr. 42508, abändern- 

ben Urtheild ded DO. % ©. Prag v. 30. December 1857, Nr. 22049). 
©. 3. 1861, Nr. 48. 


In einer fummarifch zu verhandelnden Rechtsſache haben fich die 
Parteien nad Erftattung der Replik auf das ſchriftliche Verfahren geei⸗ 
nigt. In der Replik war ein Haupteid aufgetragen worben, über befjen 
Annahme der Bellagte in der Duplik keine Erklärung abgegeben hat. 
Das Oberlandesgericht hat nun in Anbetracht „daß im vorliegenden 
Galle, obgleich beide Theile fih auf das fchriftliche Verfahren geeinigt 
baben, dennoch die Grundfäge des fummarifchen Verfahrens als des ge- 
jeglichen in Anwendung zu bringen find, weil die Parteien auf die Rechts⸗ 
wohlthaten des jummarifchen Verfahrens nicht ausdrücklich verzichteten 
und bei der am 12. Jänner 1857 abgehaltenen Tagfahrt ſich nur dahin 
geeinigt haben, die Replik und Duplik jchriftlich zu überreichen, vaher die _ 
Vorſchriften des fummarischen Verfahrens hier um fo mehr in Anwen⸗ 
bung kommen müflen, al8 auch im Appellationszuge dieſes Berfahren bei⸗ 
behalten wurde und die Parteien diesfalls feine Beſchwerde erhoben haben, 
den in ver Replik aufgetragenen Haupteid dem Gellagten unrückſchiebbar 
aufgetragen, weil der Geklagte diefen Eid in der Duplik nicht auédrück⸗ 
lich zurüdgefchoben hat”. 

Auf Reviſion des Gellagten hat der oberfte Gerichtshof das Ur- 
theil zweiter Inftanz dahin abgeändert, daß der ©ellagte gehalten 
fet, den Haupteid nach der im obergerichtlichen Erfenntnifje enthaltenen 
Formel anzunehmen oder zurüdzufchieben. Diefes Urtheil wurde folgen⸗ 
dermaßen begründet: „In Erwägung, daß die Parteien nad, erflatteter 
Einrede zum fchriftlichen Berfahren ſich einverftanden und fohin bie 
Replik und Duplik auch ſchriftlich eingebracht haben, — in Erwägung, 
daß nachdem das ordentliche ſchriftliche Verfahren eingeleitet worden war, 
dabei ſich auch an die Vorſchriften dieſes und nicht mehr des jummarifchen 
Berfahrens zu halten if, — in Erwägung demnmach, daß wenn ber Klä⸗ 
ger dem Bellagten in ber Replik ven Haupteid aufgetragen hatte, ber 
Bellagte berechtigt war, duplicanco ben Eid anzunehmen over zurädzus 
fhieben, daß er aber, wenn er, wie es hier der Fall ift, feine Erklärung 
abgab, zu verurtheilen ift, ven Eid anzunehmen oder zurädzufchieben, 
folglich in feinem Yale des Rechtes, ven Eid zurüdzufchieben, beraubt 
werben kann, weil der $. 205 a. ©. D. über das fchriftliche Verfahren 
und nicht die SS. 31 und 36 der Borfchrift über das ſummariſche Ber- 
fahren in Anwendung fommen, hat der oberfte Gericht&hof der Revifion 
des Beflagten Statt zu geben befunden.” 
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Nr. 546. 


Berechtigung ber Verlaſſenſchaftsbehörde zur wiederholten 
Prüfung des Erbrechtes nach Rechtskraft des Beſcheides, 
womit die Erbserflärung angenommen wurde. 


Entſch. v. 21. April 1858, Nr. 2880 (Beftätigung bed Decretö des 
ge G. Bien v. 12. Jänner 1858, Nr. 00). 6.5.1858, ©. 204, fi. 


A, einer der Erben des M, beantragte bei ver Verlaſſenſchafts⸗ 
behörde die Zurüdnahme des Befcheides, womit die Erbserklärung eini⸗ 
ger vermeintlicher ehelicher Descendenten des Erblafjerd angenommen 
worden war, indem er auf bie uneheliche Abflammung jener angeblichen 
Miterben hinwies. Sein Anſuchen und der dagegen ergriffene Recurs 
ward abgemwiefen, weil jener Beſcheid bereits in Rechtskraft erwachfen 
fei; allein da8 Dberlandesgericht verband damit den Auftrag, die frag- 
lichen Erben zur Darthuung ihrer ehelichen Verwandtſchaft aufzufordern. 
Diefe Anordnung warb vom oberften Gerichtöhofe beftätigt, „in Ermä- 
gung, daß die Ertheilung einer Weifung an und für fi in dem $. 122 
des f. Patents vom 9. Auguft 1854 gegründet war, und in Erwägung, daß 
e3 dem Recurrenten ungeachtet der angefochtenen Weiſung unbenommen 
bleibt, gegen den feinerzeit Über das einzubringende Einantwortungs- 
geſuch erfolgenden Beſcheid, falls ihm folder nicht gefetzlich begründet er- - 
ſcheinen follte, die geeigneten Rechtsmittel zu ergreifen". 


Nr. 547. 


Zuftändigkeit der öfterreichifchen Gerichte zur Entſcheidung 
über die Rechtfertigung eines Verbots "auf eine im Inland 
geltend gemachte Yorderung eines ausländiſchen Eridatars. 


gutih, v. 21, April 1858, Nr. 3473 (Beftätigung bed dad Urtheil des 
2. 6. Como v. 7. Si 1857, Rr. 107, abänderuden Urtheils des O. L. ©. 
Mailand v. 23. Jänner 1858, Nr. 15498). ©. 3. 1859, Nr. 4. 

Das Handlungshaus A hatte an das Handlungshaus B in Genua 
eine Forderung, und erwirkte, nachdem über leßteres in feiner Heimath 
der Eoncurs eröffnet worden, bei dem Landesgericht in Como ein Verbot 
auf eine bei der dort anhängigen Concursmaffe C angemeldete Forderung 
ber Firma B. In der hierauf überreichten Rechtfertigungsklage ftellte 
A da8 Begehren: feine Forderung für liquid, das Verbot für geredht- 
fertigt zu erflären und B zur Zahlung zu verurteilen. 

Die erfte Inftanz wies das Klagebegehren gänzlich ab, „in Erwä⸗ 
gung, daß ver Concurs mit ver Wirkſamkeit vom 1. Auguſt 1855 an- 
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gefangen über das Bermögen der Firma B giltig eröffnet wurde, und daß 
daher von biefem Tage an fein Gläubiger was immer für ein Pfand⸗ 
oder Vorrecht zum Nachtheile ver übrigen Ereditoren an dem Bermögen 
bes Cridatars erlangen konnte; daß hievon auch die mit Verbot belegten 
Sorberungen der Firma B keine Ausnahme machen, da diefelben zu Folge 
einer im farbinifchen wie im öfterreihifhen Geſetze ausgefprochenen 
Rechtsfiction der Perfon des Berechtigten folgen, mithin der Yurisdiction 
des Handelstribunals in Genua unterworfen find“. 

Auf die von den Klägern eingebradhte Uppellation wurde dem 
Wagebegehren in allen feinen Puncten Statt gegeben. Das Obergericht 
ging hierbei von der Betrachtung aus, daß nah 8. 46 der I. N. vom 
20. November 1852, Nr. 259 R. ©. Bl., Geſuche um Bewilligung 
eines gerichtlichen Berbotes auch bei vemjenigen Gerichte angebracht 
werben lönnen, in deffen Sprengel da8 proviforische Sicherftellungsmittel 
vollzogen werben foll, und daß diefe Vorſchrift nach 8. 57 ebd. auch auf 
Handelögerichte anwendbar fei; daß ferner nad der Juſtiz⸗Miniſterial⸗ 
Berorbnung vom 19. Juni 1855, Nr. 106 8. ©. Bl., in Beziehung 
auf den Gerichtöftand zur Rechtfertigung eines erwirkten proviforifchen 
Sicherſtellungsmittels die Vorschriften der im jedem Kronlande wirffamen 
Civilproceßgefege zur Richtſchnur zu dienen haben; daß nach Inhalt des 
8.373 it. ©. D. (8. 384 weflg. ©. D.; vgl. 8. 290 a. G.O.) die 
Klage auf Rechrfertigung eines erwirkten Verbotes bei eben dem Richter 
anzubringen kömmt, bei welchem das Berbot felbit angefucht worben ift; 
daß daher die im 8. 300 a. b. ©. B. aufgeftellte Regel, vermöge wel 
her bewegliche Sachen mit der Perfon ihres Eigenthümers unter gleichen 
Geſetzen ſtehen, Hinfichtlich des Verbotes auf die in den Händen eines 
Dritten befindlihen Güter keine Anwendung erleiden kann; daß viel- 
mehr der öfterreichifche Richter ein ſolches Verbot nad) den öfterreichifchen 
Geſetzen auch dann bewilligen kann, wenn bie mit Verbot zu belegenden 
im Inlande befindlichen Güter einem Unterthan eines auswärtigen 
Staates angehören. Diefe Beftimmungen können dadurch feine Mopi« 
fication erleiden, daß ein auslänbifches Gericht über dad Bermögen des 
Schuldners den Eoncurs eröffnete, da die Geſetze und richterlihen Ber» 
fügungen des Auslandes in Oeſterreich nur in fo ferne eine Wirkſamkeit 
äußern können, als ihnen diefelbe durch ein öſterreichiſches Geſetz einge- 
räumt wird. Die Behauptung, daß die im Inlande befindlichen Fahr⸗ 
niſſe eines ausländifchen Cridatars ohne weiters in die ausländische Con⸗ 
cursmaſſe einzubeziehen feien, und daß ein im Inlande bomicilivender 
Gläubiger des Falliten nicht ferner darauf greifen könne, um zur Be⸗ 
friedigung feiner Forderung zu gelangen, wärde der Analogie ans den 
88. 23 und 138 des Patentes vom 9. Auguft 1854, Nr. 208 R. ©. BL, 
widerfprechen, indem dieſe verordnen, daß die Ausfolgung des in Oefter- 
reich befiwolichen Verlafſenſchafte⸗ Vermögens eines Ausländers, unbe 
ſchadet ver Competenz des auswärtigen Richters zur Abhandlung bes 
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Nachlaſſes, nicht eher Platz greifen dürfe, als biß die hierlänbigen Gläu⸗ 
biger des Erblaſſers befriedigt find, oder wenigſtens eine genügenbe 
Sicherftellung für ihre Forderungen erhalten haben. In zweiter Linie 
wurde noch daranf Bezug genommen, daß ber inlänbifche Richter Die aus⸗ 
wärtigen Geſetze zu kennen nicht verpflichtet ift, daß fie daher von ber 
Partei, tie fi) darauf beruft, in ber gefeglichen Weife dargethan werben 
möffen, und daß eben fo nad) 8. 33 a. b. G. B. im Falle eines Zweifels 
ber Beweis ver Reciprocität zu liefern fei, daß aber in dem vorliegenden 
Proceſſe von Seite des Bellagten weber der eine noch der andere Beweis 
erbracht wurde. Wollte man annehmen, daß durch die nachträgliche Er⸗ 
Öffnung des Concurſes über vie Firma B die von einem öfterreichifchen 
Gläubiger bereits erwirkten Berbote annullirt werben, fo würben dadurch 
die auswärtigen Gläubiger ven Inlänvern gegenüber offenbar begünftigt 
werben, während doch Artikel 36 des farbinifchen Geſetzbuches (mit dem 
Appellations: Circulare vom 11. Juni 1840, 3. 6704, in Oeſterreich 
fund gemacht) ausprüdlich beftinmt, daß das Princip der Reciprocität 
von einem Fremden niemals geltend gemacht werden könnte, um dadurch 
ansgebehntere Rechte in Anfprud zu nehmen, als die eigenen Unter- 
tbanen in dem betreffenden Staate genießen, und ebenfo würde der in- 
ländifche Wechfelgläubiger dadurch des ihm nah $. 21 der 3. M. 2. 
vom 31. März 1850, Nr. 125 R. ©. Bl., zuftehenden Rechts verluftig 
werden, auf bewegliche, wegen einer Wechfelforderung gepfändete oder 
rehtsmäßig zurücdbehaltene Sachen, wenn auch der Eigenthümer derſel⸗ 
ben in Concurs verfällt, bei demjenigen Gerichte Execution zu führen, 
bei welchem es außer tem alle des Concurſes gefchehen könnte Das 
Dbergericht fand aber die geflagte Firma auch für zahlungspflichtig zu 
erflären, weil fonft das Erfenntniß über die Liquidität der Forderung 
und die Yuftificirt-Erflärung des Verbotes illuforifch wäre. 

Der oberfte Gerichtshof bat das Urtheil des Oberlandesgerichts zu 
betätigen, und nur binfichtlich eines Punktes in fo fern abzuändern be⸗ 
funden, daß dem Begehren um Berurtheilung der Firma B zur erwähnten 
Zahlung nit Statt gegeben, und nur der klagenden Firma freigeftellt 
wurde, ſich diefe Zahlung durch dasjenige, was bie beflagte Firma bei dem 
in Como eröffneten Concurfe des C zu erlangen hätte, zu verfchaffen. 
Der oberfte Gerichtöhof ging, was die Beftätigung der beiden erſten 
Punkte des Klagebegehrens anbelangt, im Weſentlichen von den naͤm⸗ 
lihen Motiven aus, welche das Oberlandesgericht feinem Urtheile zum 
Grunde gelegt hatte. In Anfehung bes Ichten Punktes war jedoch der 
oberfte Richter ver Meinung, daß ein öſterreichiſches Gericht gegen bie 
Firma B nur in foferne zu erfennen befugt fei, als es fich um die Recht⸗ 
fertigung eines in Defterreih erwirften Verbotes und um ©egenftände 
handelt, vie nach den hierläntigen Gefegen feiner Jurisdiction unter 
liegen, daß es aber nicht befugt fei, die Grenzen diefer ihm ausnahme- 
weiſe zuftebenden Competenz zu überfchreiten, und daß demnach die Ver⸗ 
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urtheilung der befagten Firma zur Zahlung der eingellagten Gerberung 
von demfelben nicht giltig erfolgen Tünne. 


Nr. 548. 


Nichtigkeit des Urtheils, welches über das Recht ſelbſt ent- 
fcheivet, während nur eine Beantwortung der Aufforderung 
vorliegt. | 


Ent. v. 21. April 1858, Nr. 4085 (Refätignug des das urtheil der 

Peätur Fhiari v. 26.. December 1857, 2, n ebenden Decrets 

8D.8. G. Mailand v. 30. Jänner 1858, Nr. 17596). ©. 3. 1858, 
Nr. 117. Gaz. d. Tiib. —X &. 333 ff. 

‚A hatte eine ——— aus Anlaß eines Baues gegen B über- 
reicht, welcher fich dem Bau wiberjeßte, indem er behauptete, daß eine 
Scheidemauer, auf welche A, ald auf eine gemeinfame, das neue Gebäude 
fügen wollte, ihm (B) allein gehöre. Statt der Klage überreichte B 
eine Einrede, in welcher er die Aufforverung damit beaniwortete, daß er 
die Mauer befite und al8 Befiger nicht angehalten werden könne, zu Hagen. 
Diefe Einrede war mit einem vom oberften Gerihtöhof (3. Iuli 1855, 
Nr. 6427, in diefer Sammlung Nr. 110) beftätigten Beſcheide um bie 
Replik vorbeſchieden worden. Im Verlauf dieſes Proceſſes fand ein Be⸗ 
weisverfahren ſtatt, deſſen Reſultat außer Zweifel ſtellte, daß die Mauer 
wirklich beiden Nachbarn gemeinſam ſei. In Folge deſſen ſprach bie erſte 
Inſtanz das Urtheil dahin: „Der Widerſpruch, welchen B wider die Auf- 
forberung des A erhoben habe, fei ungegründet; es werbe baher vem B 
das ewige Stillſchweigen auferlegt, vem A aber geftattet, den Bau nad) 
dem eingelegten Riffe vorzunehmen.” Dieſes Urtheil wurde vom Ober» 
landesgericht als nichtig aufgehoben, welche Entſcheidung der oberfte Ge⸗ 
richtshof beſtätigte, „in der Erwägung, daß nicht die Klage, ſondern eine 
Einrede gegen die Aufforderungsklage überreicht worden iſt, in welcher 
B geltend gemacht, daß er nicht verpflichtet ſei, ſeine Rechte wider den 
Bau auszuführen; daß daher das Gericht ſich darauf beſchränken mußte, 
darüber zu urtheilen, ob B verpflichtet fei, feine Rechte innerhalb eines 
beſtimmten Termines auszuführen oder zu gewärtigen, daß ihm diesfalls 
das ewige Stillſchweigen auferlegt werde.“ 
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Ar. 549. 


Giltigleit eines Teftamentes, welches der des Leſens und 
Schreibens kundige Erblaffer weder felbft las noch fich unter 
Beobachtung der im 8.581 a. b. G. B. vorgefchriebenen For⸗ 
men vorlefen ließ, und welches er nur mit feinem Hand⸗ 


zeichen verſah. 


Enxti ri 1858, Nr. 2152 ätigung ber gleichförmigen Ur⸗ 
—2 des L. Ne Bus v8. Juni 1 ı% T 1.6807 H rk: , D.8. 6. 
Benedig u. 7.9 st ee e.180 8030). © do A Mr 1 7 Giorn. 


2 
di Giurispr. pr. 1 one‘ 


—— e. 266 - 


Der Erblaſſer hat lefen und fchreiben gelernt; allein durch Die eranl- 
heit fo geſchwächt, daß er nicht mehr feinen Namen zu unterfchreiben 
vermochte, gab er einem Notar den Auftrag, fein Teftament zu verfaffen; 
diefer [a8 den Aufjag in Gegenwart zweier anderer Zeugen, welche beive 
jedoch den Inhalt nicht einfahen, vor. Darauf unterfertigte der Erblaffer 
das Teftament mit feinem Handzeichen, ohne e8 gelefen zu haben. Das 


Teftament wurde angefochten, weil, da der Erblaffer ſchreiben konnte, 


die Unterfertigung durch Handzeichen nicht zuläflig war, und weil bie im 
8.581 a. b. G. B. für ven Fall, wo der Erblaffer nicht lefen kann, vor» 
gefchriebenen Yörmlichkeiten nicht beobachtet waren, indem geltend ge⸗ 
macht wurde, daß dieſe Beftinnmung für jeden Fall gelte, wo der Erb- 
laſſer das Teftament nicht felbft Lieft. In beiden unteren Inſtanzen wurde 
das Teſtament aufrecht erhalten. Der oberſte Gerichtshof wies die außer⸗ 
ordentliche Reviſion zurück, in ver Ermägung, daß alle Förmlichkeiten, 
welche 8. 580 a. b. G. B. vorſchreibt, erfüllt find, und daß dieß genügt, 
da nicht beſtritten wird, daß der Erblaffer zu leſen und zu ſchreiben wußte. 


Nr. 550. 


Perfönlide Haftung des Erftehers einer Realität für bie 

übernommenen Berpflichtungen. Klage auf Entſchädigung 

wegen Nichterfüllung eines Vertrages. Berechtigung des Vaters 

zur Einflagung von Forderungen feiner Kinder ohne ober- 
vormunbdfchaftlide Genehmigung. 

v. 27. April 1858, Nr. 3621 (Beft. deö nt Ha hr ©. & Polna 


—— Inii 1857, Nr. 2806, Abänderung de Hr pci 
Brag v. 28. Ser. 1857, Nr. 16182). @. 3. 1860, Fr Ho! 


Die Eheleute B haben eine Realität — und ſich dabei ver⸗ 
pflichtet, dem A und deſſen Kindern die (auf der Realität ſichergeſt ellte) 
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Raturalverlöftigmg auch ferner zu leiften. Nach einiger Zeit klagte A 
für fi) und feine Finder auf Entſchädigung wegen unterbliebener Ber- 
koſtigung. Die Öellagten wenden ein: 1. den Mangel der curatelbehörb«- 
fihen Ermädtigung zur Klage; 2. die erfolgte Weiterveräußerung ber 
Realität; 3. daß fie bereit gewejen feien, das Ausgedinge zu leiften, was 
jedoch Kläger beftritt. 

Die erfte Inſtanz gab dem Klagebegehren ſtatt; die zweite wies: 
e8 zurück: „weil der Kläger keincsfalls ein Recht babe, für vie nicht ers 
haltene Koft eine Entſchädigung in Geld zu forbern; denn die Pflicht zu. 
einer Entſchädigung jest nad) $. 1295 a. b. ©. B. immer ein Berfchul- 
den voraus; daß jedoch die Verköftigung des Klägers und feiner beiden 
minderjährigen Kinder aus einem Verſchulden des Käufers, beziehungs- 
weile der Geklagten unterblieben ift, liegt nicht vor, und wäre nur dann 
vorhanden, wenn ber Kläger von ben Gellagten die Berlöftigung feiner 
beiden Kinder gefordert und die Öeflagten fie verweigert hätten, und wenn. 
der Kläger, dem für feine Perfon nur bie gemeinjchaftliche Koft zufteht,. . 
bei ven Geklagten zum Eſſen erfchienen wäre und dieſe ihn abgeichafft 
hätten; es mußte demnad das Urtheil auf die Abweifung des Klägers 
abgeändert werden." - 

Der oberfte Gerichtshof bat das Urtheil der erſten Inſtanz 
aus folgenden Gründen beftätigt: „Die beiven Geklagten geftehen aus- 
brüdlich zu, die im Erecutionswege veränfßerte Wirtbfchaft als Beſt⸗ 
bieter erfauft zu haben, und es ift rechtlich bewiefen, daß bie Ge⸗ 
Magten als Ticitatorifche Käufer, ohne Abrechnung vom Kaufſchillinge 
auch die auf dieſer Realität pfandrechtlich verficherten Natural-Aus- 
gedinge, und zwar insbefondere die Natural-Berlöftigung des A und 
deſſen minderjähriger Kinder, übernommen haben. Durch den Licita— 
tions⸗Act, welcher die Stelle eine® Kaufvertrages vertritt, find fie in. 
Bezug auf die übernommenen Natural - Teiftungen, auch Perjonal- 
Schuldner geworden. Wenn fie taher auch, wie fie angeben, jedoch 
ungeachtet des gegentheiligen Widerſpruchs nicht beweifen, biefe 
Wirthſchaft an einen Tritten verkauft haben, fo find dod die Kläger 
keineswegs verpflichtet, fi ihre Forderungen bloß aus ber hypothe⸗ 
eirten Wirtbfchaft zu erholen, fondern es fteht ihnen das Recht zu, 
biefe ihre Forderung auch gegen die Geklagten als Perſonal⸗Ver⸗ 
pflichtete geltend zu machen. A ift aber berechtigt, diefes Recht nicht 
nur für feine eigene Perfon, fondern auch für feine minderjährigen 
Kinder einzuflagen, und er bedarf dazu keineswegs eines gericht- 
lihen Eonfenfes, weil nad $. 152 a. b. ©. B. dem Vater fhon die - 
gejetzliche Pflicht obliegt, daher auch das Recht zufteht, feine min- 
berjührigen Finder zu vertreten, wenn es ſich bloß um Geltendmachung 
ihrer Rechte handelt und keiner der im 8. 233 a. b. ©. B. angeführten 
Säle vorhanden if. Die Gellagten haben nicht einmal angegeben, 
um jo weniger bewiefen, daß fie ihrer Verpflichtung entſprochen 
und den Klägern bie beufelben gebührende NaturalsBerköftigung ge⸗ 
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leiſtet haben. Sie behaupten zwar, daß ſie während der zwei Monate, 
in welchen fie präſumtive Beſitzer der Wirthſchaft waren, bereit geweſen 
feien, den Klägern das Ausgedinge zu geben, daß dieſe jedoch ſich 
nicht gemeldet, ſondern immer entfernt haben. Allein dieſe factifche Be⸗ 
bauptung wird von den Klägern widerſprochen, und von den Gellagten 
nicht bewiefen, weßhalb viefelbe uicht für wahr gehalten werden kann. 
Ueberbies ift aber auch die diesfällige Behauptung ver Gellagten ganz un» 
beftimmt... Da fonady erwieſen vorliegt, daß die Geklagten ben durch 
bie licitatorifche Erftehung abgejchloffenen Vertrag, d. i. die Übernommene 
Belöftigungs-Berpflihtung, nicht erfüllt Haben, eine genaue Erfüllung 
derfelben aber gegenwärtig nicht mehr phyſiſch möglich ift, jo find bie 
Kläger nah 8. 919 a. 5. ©. B. berechtigt, ven angemeſſenen Erſatz zu 
fordern. Eine Erfagleiftung fest num wohl einen erlittenen Schaden 
voraus; allein das Erleiden eines Schadens ift im gegenwärtigen Falle 
offenbar, weil ein Menſch ohne Belöftigung nicht durch drei Monate 
leben kann, die Kläger aber nody wirklich leben, dieſelben ſich alfo bie 
ihnen von den Öellagten zu leiftende, jedoch nicht geleiftete Beföftigung 
jelbft auf eine andere Art verfchafft haben müſſen, die von ihnen auf bie 
Beköſtigung beftrittene Auslage daher offenbar für fie ein Schade iſt, an 
deſſen Zufligung vie Geklagten die Schuld tragen. Hinſichtlich der Höhe 
dieſes Schadens fteht den Klägern nach 88. 214 und 215 a. ©. D. die 
Ablegung des Schägungseides zu." 


Nr. 551. 


Recurs wegen Annahme einer nicht von, einem Rechtsfreund 
unterfchriebenen Proceßſchrift des Gegners. 


Entid. v. 27. April 1858, Nr.3760 (Abänderung des Decretd des B. G. 
Sobatfa v. 20. Dec. 1857, Nr. 35233, und ded Decrets ded DO. X. ©. 
Prag v. 13. Jänner 1858, Nr. 23680,. ©. 3. 1858, Nr. 100. 

Die erfte Inſtanz hat eine Replik, welcher die Unterſchrift eines 
Rechtsfreundes fehlte, zur Erftattung der Duplik zuftellen laſſen. Der 
dagegen ergriffene Recurs des Beklagten ward on der zweiten In⸗ 
ftanz deßhalb zurüdgewiefen, weil, „wenngleich das Bezirksgericht dieſe 
Replik wegen mangelnder rechtsfreundlicher Fertigung nicht hätte an« 
nehmen follen, dennoch durch die aufrechte Verbefcheidung berfelben die 
Gerechtſame des Beklagten nicht berührt worden feien, daher demfelben 
das Recht zum Recurſe nicht zuftehe". 

Der oberfte Gerichtshof dagegen gab dem Recurſe aus folgenden 
Gründen ftatt: „Der 8. 14 a. ©. D. verorbnet ausdrücklich, daß Die 
Procepfhriften von einem zum Gerichtöftande berechtigten Rechtsfreunde 
mitgefertigt werden müffen. und das Hofvecret vom 4. September 1818, 
Nr. 1494 3. ©. S. (Weffely I Nr. 283) dehnt diefe Anordnung auch 
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auf jene Gerichtsorte aus, an welchen keine aufgenommenen Rechtsfreunde 
beſtehen. Das Hofdeeret vom 6. October 1783, Nr. 197 9.6. S. 

(Weffely I. Nr. 2837) erklärt aber, daß ber Richter bie Schrift, welche 
von der Partei offenbar wider die Vorſchriften vera. G. D. überreicht 
wird, verwerfen, und die Partei zur Befolgung des Gefeges anweiſen 
müffe. Der bezirfögerichtliche Beſcheid ift daher offenbar gegen bie be- 
ſtehenden ausdrücklichen geſetzlichen Vorſchriften erlaffen worden. Es 
ſteht demnach dem Gegentheile nach 8.267 a. G. O. das Recht zum Re⸗ 
curſe gegen dieſen Beſcheid zu, weil jeder Streittheil berechtigt iſt, zu be⸗ 
gehren, daß die geſetzlichen Proceßformen auch von dem Gegentheile beob⸗ 
achtet, und daß beide Theile von dem Gerichte auẽenahmslos nad) dem 
Geſetze gleich behandelt werben, und weil das Gericht gefeglich nicht zu 
der Beurtheilung berufen ift, ob die Verlegung der Proceßformen die 
Gerechtſame des Gegentheild berühre oder nicht.” 


Nr. 552. 


Rangordnung der Erecutions- und Liquidirungsauslagen bei 
Bertheilung des Kauffchillings. 


Set v. 27. April 1858, Nr. 4164 (Betätigung des Decreis ne 
9.% ©. Wien v. 10. Februar 1858, Nr. 1253). © 8.3. 1858, Nr 


A führte Erecution wegen einer secundo loco intabulirten gor 
derung. Das Oberlandesgericht hatte num verfügt, es ſollte A mit ſei— 
nen Gerichts⸗, Erecutiond- und Liquidationskoſten vor allen eingetra= 
genen Gläubigern zur Zahlung gelangen. Dagegen recurrirte einer ber 
hinter A locirten Gläubiger, indem er die Anwendbarkeit der vom Ober- 
landesgerichte angerufenen 88. 1041 und 1042 a. b. G. B. beftritt; denn 
e3 könne nit im Sinne des Geſetzes liegen, daß ein Gläubiger zur Ein« 
bringung feiner Forderung einen Stellvertreter für alle übrigen aufnehme, 
und daß in dieſe Arbeit fogar aud die Liquibirungstoften aufgenommen 
werden. Der allgemeine Nugen fei in der That nicht einzufehen; e8 fei 
bie Frage, ob irgend ein anderer Gläubiger die Execution bis zum Ber- 
kaufe burchgefetst hätte; e8 müßten daher die Koften wenigftend nad) Ver⸗ 
bältnif der Worderungen repartirt, aber nicht im VBornhinein abgezogen 
werben. 

Der oberfte Gerichtshof fand „in Erwägung, daß die mit ber 

Schätung und Feilbietung eines Gutes und mit der gerichtlichen Ver⸗ 
handlung über bie Vertheilung des Kaufſchillings verbundenen Koſten, 
wenn ſie ſchon nicht vorzugsweiſe befriedigt werben, jedenfalls doch mit 
ber Forderung des Erecutionsführere, secundo loco alfo vor dem Res 
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currenten zum Zuge lümen, daß ſomit Recurrent keinen Grund 
zur Beſchwerde hat" — den Ausſpruch des Oberlandesgerichtes zu 


beftätigen. 


Nr. 553. 


Mebergabe eines Handlungsgefchäftes an einen Dritten zum 

ausſchließlichen Betrieb für gemeinfchaftlihe Rechnung: An⸗ 

ſpruch des guufprängtihen Eigenthümers auf Ausfolgung der 
Bücher nah Auflöfung des Vertrages. 


Eutſch. v. 29. April me Bi en uk des Urtheiles des B. ©. 
Groß⸗ Kiftude v. 3. April 18 anänbezung deö Urtheiles bed 
D. 8. ©. Temeövar v. 19. Au 1s5T. Or. 5115). ©. 9. 1858, ©. 210 ff. 


Nr. 554. 


Deweislaft in Anfehung des Zeitpunctes, in welchem bem 

Ehemann die Geburt des angeblich außer der Ehe gezeugten 

Kindes bekannt wurde. Beweis der Negative, Indicienbeweis. 
Möglicher Inhalt der Eidesformel. 


Entſch. v. Mai 1858 —* (Be Ve des das Urtheil der Prätur 

Earnico d. 6. Angufi ron: Pr. ändernden Nrtheiles des O.2.®. 

Mailand v. 24. Dec. 185 57, Nr. *129 00% G. 3. 1859, Nr. 67 u. 68. 
Gaz. d. ER 1859, € . 44 ff. Eco d, Trib. 1859, e. 156 ff. 


Am 18. April 1844 überreichte A eine Klage, in melder er das 
von feiner Gattin am 31. Iuli 1843 geborene Kind B für unehelich er- 
Härte, indem er nachwies, daß während der ganzen in Frage kommenden 
Zeit er in Barcellona, feine Gattin in Palermo gelebt habe. Nach einem 
viele Jahre in Anſpruch nehmenden Beweiöverfahren ward er in erfter 
Inftanz deßhalb mit feinem Begehren abgewiefen, weil er zwar behauptet, 
aber in keiner Art bewiefen habe, daß er erft innerhalb dreier Monate 
vor Anftellung der Klage von ver Geburt des Kindes Nachricht erhalten 
babe; weßhalb die Prätur es auch nicht nöthig fand, auf den über das 
Segentheil vom Eurator des Kindes dem Kläger aufgetragenen Haupteib- 
erkennen. Die beiden oberen Inſtanzen entſchieden unbedingt für den 

läger. 

— Gründe der dritten Inſtanz: „Was die Einwendung des 
Geklagten betrifft, daß die Klage erſt nad) Ablauf des im 8. 158 
a. b. G. B. beftimmten Zeitraumes, aljo verfpätet eingebradyt worden 
fei, fo ftüßte fi die erfte Inftanz auf Wahrſcheinlichkeitsgründe, aus 
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denen hervorgehen ſoll, daß der Kläger ſchon früher, als innerhalb der 
für die Anbringung der Klage feſtgeſetzten Zeitfriſt, von der Geburt 
des Kindes Kenntniß erlangt haben konnte; jedenfalls aber geht ſie 
von der Anſicht aus, daß dem Kläger, der ein Recht ausüben will, 
das an eine beſtimmte Zeitfriſt gebunden iſt, zu beweiſen obliege, daß 
er erſt innerhalb dieſer Zeit von dem Factum, welches ſeinem An⸗ 
ſpruche zum Grunde liegt, Kenntniß erhalten habe. Auf dieſe Weiſe 
würde dem Kläger der Beweis einer Negative aufgebürdet, was der 
Natur des Beweiſes zuwiderläuft. Im Gegentheile lag dem Beklagten 
der Beweis ſeiner poſitiven Behauptung ob, daß der Kläger ſchon 
früher von der Geburt des Kindes Nachricht erhalten habe, da hier 
bloße Vermuthungen, eine bloße Wahrſcheinlichkeit, nicht genügen. 
Mäger bat den Taufſchein erſt am 4. März 1844 erhalten; es iſt 
alfo anzunehmen, daß er erft an biefem Tage von der Geburt ‚des 
Kindes beftimmte Nachricht erhalten habe, und feine lage de praes. 
18. April 1844 ftelt ſich demnach als redtzeitig eingebradht dar. In 
der That ift dag Sind erwiefenermaßen am 31. Juli 1843 in Mailand 
zur Welt gelonmen, zu einer Zeit, in ber der Kläger, nad Inhalt 
der Zeugenausfagen, — wenige-Tage, die er in Palma zubrachte, 
abgerechnet — ſtets in Barcellona anmwefend war, wo er fi vom 
Zuli 1841 bis zum November 1843 aufhielt, während feine Gattin 
vom Juli 1842 bis September jenes Jahres, und fohin bis zum 
19. März 1843 in Palermo war. Laut Inhalt des Taufprotofolles 
wurde der Knabe ald ein unehelicher angegeben, woraus erhellt, daß 
die Mutter desjelben ihre Nieverkunft nicht bekannt werben laffen wollte, 
fondern diefelbe vielmehr verheimlichte. Andererjeits ift fein Umftand 
angeführt, aus welchem hervorgehen wirbe, daß ver Kläger, jei e8 
dur den Priefter, ver den Neugebornen getauft, fei e8 durch pie 
Zanfpathen, ſei es durch die Hebamme, die bei der Entbindung an⸗ 
wefenb war, fei e8 durch irgend Jemand Andern von ber Geburt des 
Kindes benachrichtigt ‚worven fei. Im Folge deffen läßt fi nichts 
Anderes vermuthen, als daß Kläger erft durch den am 4. März 1844 
ausgeftellten ımb erhobenen Taufſchein fichere Kenninig von der mehr- 
erwähnten Geburt erhalten habe. Es erübrigt demnach nur noch, zu 
unterfuchen, welchen Beweis der Geklagte für feine Behauptung, daß 
Kläger ſchon vor dem mehr gedachten Termine von der in Trage ftehen- 
den Geburt benachrichtigt worden fei, geliefert Habe? Der Bellagte, über- 
zeugt von ber Nothwendigleit des Beweiſes, aber jedes andern Be⸗ 
weismittel® beraubt, fah ſich genöthigt, zum Haupteide feine Zuflucht 
zu nehmen, weldyen er in der Duplif dem Kläger über den Umftand 
auftrug, daß diefer viel früher als drei Monate vor dem Empfange 
des Tauffcheines um die Geburt des Kindes gewußt habe. Gegen 
die Zuläffigkeit dieſes Eides wendete der Kläger in feiner Schlußfchrift 
ein, daß, wenn ja auf denfelben erkannt werben follte, die Eidesformel 
dahin abgeändert werden müßte, daß ihm (Kläger) die Geburt des 
Glaſer, Unger und Walther, Eutſch. II. 6 
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Rindes drei Donate vor der Einbringung feiner Klage bekannt ge- 
wefen fei. Diefer Eid ftellt fi aber, in der einen wie in der andern 
Formulirung, als unzuläffig dar, da das „Wiſſen“ im abftracten 
Sinne, als ein Act des innern Bewußtſeins, niemals den Gegenftand 
eines Beweifes bilden kann, zumal aud der Haupteid nur über be- 
ftimmte Thatjahen aufgetragen werben darf." Ä 


Nr. 355. 


Unzuläffigkeit ver Wiederaufnahme des Verfahrens in posses- 
sorio. summariissimo wegen Berfpätung des Reaſſumirungs⸗ 


geſuches. 


uiid. v. 4. Mai 1858, Nr. 4042 aan des dad Decret der Prätur 

ordenone d. 22. Dec. 1857, Nr. 12938, aufhebenden Decreteö des O. L. ©. 

enedig dv. 10. Februar 1858, Nr. 2284). Eco d, Trib, 1860, S. 230 ff. 
(Nah den Acten berichtigt.) 


In einem possessorium summariissimum wurde vonden Parteien 
durch gerichtlichen Bergleih die Entſcheidung. zwei Schiedsrichtern über- 
tragen. Der Tod des einen Schiedsrichters verhinderte die Fällung 
des Schiedsſpruches und der Kläger überreichte nun das Gefuh um 
Wiederaufnahme des Verfahrens über die Beſitzſtörungsklage zu einer 
Zeit, wo die gefegliche Frift (von 30 Tagen a dato der dem Kläger 
befannt gewordenen Befisftörung) zur Anftellung der Klage längft ver- 
ftriden war. Die erfte Inſtanz bewilligte das Gefuh und entfchieb 
nach gejchloffener Verhandlung den Streit meritorifh zu Gunften bes 
Klägers. — Das O. L. G. Hob die erftrichterlihe Entſcheidung auf, 
mit dem Beiſatze, daß dem Kläger für die Geltendmachung feines An⸗ 
ſpruches der ordentliche Rechtsweg vorbehalten werde. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigtedie Verordnung des Oberlandes- 
gerichtes,, in Erwägung, daß in Yolge der unterbliebenen ſchiedsrichter⸗ 
lichen Entſcheiduug der Klagsanſpruch zwar wieder auflebte, allein wegen 
ber inzwifchen verftrihenen Frift zur Anftellung der Klage in possessorio 
summariissimo auf dem ordentlichen Rechtsweg geltend gemacht wer- 
ben muß. 
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Nr. 556. 


Verkauf desfelben Grundftüdes an verſchiedene Berfonen. 


Entſch. vom 5. Mai 1858, Nr. 3156 (Bet. des Urtheils des Be ©. 
Renlenndad v. 2. September 1857, Nr. 2870, abändernden Urtheiles des 
D.2%.G. Wien v. 21. Jänner 1858, Nr. 14789). ©. 3. 1860, 

Nr. 129 und 130. 


Die Eheleute A haben mit der Z fiber ven Kauf einer ver legteren 
gehörigen Wirtbfchaft am 27. Jänner 1857 einen Vertrag fohriftlich 
errichtet, welcher fpäter auch verbüchert wurde. Dennoch weigern ſich die 
Eheleute B, welche fih im factiihen Befige der Realität befinden, 
biefelbe zu räumen. Sie jegen der Klage entgegen: fie hätten fchon 
im Jahre 1856 über die Realität einen mündlichen Kaufvertrag mit 
der Z abgefchloffen, und diefer Umftand ſei aud den Klägern befannt 
gewefen. Dagegen berufen fich legtere auf einen ſchon 1855 mündlich 
geſchloſſenen Vertrag. 

Die erfte Inſtanz erfannte unter Hinweifung auf den Wort- 
laut ver SS. 320 und 440 a. 5. G. B. nach dem Klagebegehren. Die 
beiden oberen Inſtanzen ließen die von beiden Theilen angebotenen 
Beweiſe zu. Im den vom oberften Gerichtshof gebilligten Motiven 
der zweiten Inſtanz heißt e8: „Die Geklagten ftellen den Kaufvertrag 
ado. 27. Banner 1857 über vie Behaufung Nr. 1, fowie den Um— 
ftand, daß die Kläger um dieſe Realitäten bereit8 vergewährt find, 
nicht in Abrede; allein fie wenden dagegen ein, daß dieſes Kaufs- 
und Berfaufsgefhäft, fowie die auf Grund vesfelben ftattgefundene 
grundbücherliche Beſitzanſchreibung der Kläger wegen der bei demſelben 
unterlaufenden Unreblichkeit der beiden vertragfchließenden Theile zu 
einer Rechtskraft gelangte, indem vie Geklagten behaupten, daß fie 
ſchon Anfangs März 1856 mit der frühern Eigenthümerin Z über 
dieſes Haus ſammt allem Zugehör einen Kaufvertreg mündlich abge- 
ſchloſſen, und in Gemäßheit deſſen aud) das Haus fammt Zugehör im 
phyſiſchen Beſitz übernommen haben und fortan in demfelben geblieben 
find, und daß vie Kläger von allen diefen Thatfahen in vollfommener 
Kenntniß feien und waren. Es unterliegt mit Rüdjiht auf die SS. 322 
und 1498 a. b. ©. 2. feinem Zweifel, daß es in Bezug auf unbe- 
wegliche Sachen nebft dem bücherlihen Befite auch einen factifchen 
geben könne, und daß beide rechtmäßig und redlich, ober unrehtmäßig 
und unredlich fein, daher zu Recht beftehen können oder nicht. Indem 
es ferner ein in unferem allg. bürgl. Geſetzbuche ausgefprochener und 
feftgehaltener Grundfag ift, daß ein unreblicher Befiger feinen gejeß- 
lichen Schuß zu genießen babe, derſelbe vielmehr dem redlichen Beſitzer 
ven Befig abtreten müffe (88. 335, 367 und 368 a. 6. ©. 3.), fo 
erfcheinen die vom Geklagten unter Anbietung des Zeugenbeweifes 
angeführten Thatfahen, daß die Kläger in genauer Kenntniß 
waren, daß die Öeklagten die fraglichen Realitäten fanmt Zugehör 
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von der Z ſchon früher gekauft, und dieſe Kaufs⸗Objecte bereits in 
phyſiſchen Befit genommen und Zahlungen hierauf geleiftet haben, bie 
Kläger fomit wiffen mußten, daß im rechtlichen Sinne eine Hebertragung 
biefer Objecte an fie nicht mehr gejchehen fonnte, allerdings fo geartet, 
daß fle auf die Entſcheidung in der Hauptfache von Einfluß fein können. 
Es mußte daher in Gemäßheit des Hofdecretes vom 7. Yuli 1835, 
3. 17.280 (Weffely I Nr. 656), vorläufig auf biefen Beweis er- 
kannt, und fomit das erftrichterlihe Urtheil in viefem Punkte abge- 
ändert werben. Weil aber entgegen die Kläger anbringen, daß fie 
noch früher al8 die Geklagten, nämlich ſchon im Jahre 1855, über 
biefelbe Realität einen mündlichen Kaufvertrag mit Z abgefchloffen 
haben, mußte auch ihr Beweis darüber zugelaffen werden, weil fie 
dann nicht mehr unrebliher Weife den zweiten Kauf vom 27. Yän- 
ner 1867 eingingen, fondern nur ihr früheres Recht dadurch wahrten.” 


Jr. 537. 


Unzuläffigleit des der Mutter bei Beftreitung der ehelichen. 
Geburt des Kindes aufgetragenen Haupteides. 

Entid. v. 5. Mai 1858, Nr. 4038 Benätinung der. Urtheile ded B. ©. 

Sternberg vom 12. ang 1857, Nr. 3359, und de8 O. L. ©. Brünn 

v. 6. October 1857, Nr. 7269). ©. H. 1860, ©. 130 ff. 

A beftreitet die eheliche Geburt des von feiner Gattin B zur 
Welt gebrachten Kindes, und trägt der Mutter varüber, daß er ihr 
in ber fritifchen Zeit nicht beigewohnt habe, ven Haupteid auf. Das 
Klagebegehren warbvon allen drei Inftanzen zurüdgewiefen, aus folgen- 
den Gründen: „Der Kläger hat für feine Behauptung, er fei nicht der 
Vater des Kindes, beziehungsweife, er habe feiner Ehegattin ſeit 
1. Mat 1852 bis zum 10. Mär; 1856 nicht fleifchlich beigewohnt, 
außer dem der Gattin zugeſchobenen Haupteive gar fein anderes Be⸗ 
weismittel angeboten und mußte daher aus dem Grunde abgewielen 
werben, weil die Ablegung des Haupteides von Seite der Hägerifchen 
Gattin fowie im Falle deſſen Zurückſchiebung von Seite des Klägers 
nicht zuläffig ift; denn obſchon ver $. 158 a. b. ©. B. nur die Be 
Hauptung, da8 Geſtändniß der Mutter, daß ihr Kind unehelich jei, 
nicht aber ausdrücklich auch den Haupteiv von den viesfälligen Beweis- 
mitteln ausfchließt, fo verfteht fi die Ausichließung des Haupteides 
nad) der Natur der Sache von felbft; denn ift pas Geſtändniß der 
Mutter als eines der fonft wirkſamſten Beweismittel auf dem Gebiete 
des Civilrechtes in unferem Rechtsfalle ausgefchloflen, jo muß dieſe 
Ausſchließung aud binficgtlih des minder kräftigen Beweismitteld des 
Haupteides gelten. Kann alſo das Geſtändniß der Mutter nad 8. 158 
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dem Finde die echte der ehelichen Geburt nicht entziehen, fo kann 
die8 au der Haupteid der Mutter nicht thun. Die Berufung des 
Klägers auf den $. 99 a. b. ©. B., nad welchem weder das über- 
einftimmende Geftänpniß beider Ehegatten über das Ehehinderniß bie 
Kraft eines Beweiſes hat, nod einem Eide der Ehegatten darüber (über 
das Ehehinderniß) ftatt gegeben werben Tann, ift bier nicht zu be= 
achten, denn da ber Haupteiv nad 8. 158 ſelbſtverſtändlich ausge⸗ 
ſchloſſen ift, jo war es nicht nöthig, dies im 8. 158 ausdrücklich zu 
fagen. Im OGegentheile könnte man den Umftand, daß im $. 99 der 
Eid ausdrücklich ausgefchloffen ift, analog aud bei Anwendung des 
8. 158 beachten, denn im $. 99 handelt es fih um Giltigkeit (oder 
Ungiltigfeit) der Ehe, im $. 158 aber um Giltigfeit der ehelichen 
Geburt, in beiden Fällen um gleich wichtige Rechte.“ 


Nr. 558. 


Anspruch auf Evictionsleiftung trog Contumacirung bes 
Käufers im Eigenthumsproceß,. 


Entf. vom 11. Mai 1858, Nr. 3908 (Beltätigung des das Urtheil der 

Brätur Latiſana vom 8. Nov.1857, Nr. 6374, abändernden lirtheild des 

D.8. ©. Venedig vom 25, Sehtuar 1858, Nr. 3085). ©. 3.1858, Nr. 124. 
G. H. 1859, ©. 338 ff. Eoo d. Trib, 1858, ©. 280 fi. 

A Hagt B auf Gewährleiftung, weil das Grundſtück, weldes 
diefer ihm verfauft bat, durch ein gegen A ergangenes Contumacial« 
erfenntniß dem C zugefprodhen worden ift. Die erfte Inſtanz wies 
vie Klage ab. A habe, fo heißt es in ven Entfcheidungsgränden, das 
Grundſtück dem C freiwillig, weil ohne Widerftand, abgetreten und fi 
felbft die Vertheidigung abgeſchnitten. Auch nah gemeinem Rechte 
hatte der Uebernehmer vie lage auf Gewährleiftung nicht, wenn er 
einen Vergleich einging, ſich contumaciren ließ, over die Mittel zur 
Bertheidigung nicht benütte (L, 55 pr. D. de evict. 21. 2). Die 
zweite Inſtanz gab der Klage ftatt und dieſes Urtheil wurde vom 
oberften Gerichtshof beftätigt „in ver Erwägung, daß B nicht dargethan 
hat, daß dem A Einwendungen zur Verfügung ftanden, welde im 
Stande gewefen wären einen anderen Ausgang bes von C anhängig 
gemachten Procefjes herbeizuführen, und daß daher $. 931 a. 6. ©. 2. 
auf den Fall anwendbar iſt.“ 
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Nr. 559. 
Auslegung eines Vertrages. Rechtliche Natur des Grund- 
entlaftungscapitals. 


ati. v. 11. Mai 1858, Nr. 4699 goekätinugt des dus Urteil des B. ©. 
Seat v. 26. October 1857, abändernden Urtheild des 
O. L. G. Graz v. 26. Jänner 1858, Nr. 674). ©. 3. 1859, Nr. 93. 


Die Eigenthümer eines Zehenthofes verkauften benfelben am 
13. März 1850 mittelft fchriftlihen Vertrages, worin es heißt, Daß 
fie den Hof „mit allen Rechten und Gerechtſamen, wie fie ihn befeflen 
haben und zu befigen berechtigt gewejen wären — wie er liegt und 
ſteht“ verlaufen, ferners, daß von ihnen dem Käufer gleichzeitig der 
Hof in den phyſiſchen Befig übergeben und die Umſchreibungsbefugniß 
ertheilt werde. Erft am 29. Jänner 1853 wurde von ber Grundent⸗ 
laftungscommiffion die Sapitalentfhäbigung für das mit dem Hofe 
verbundene und durch das Patent vom 7. September 1848 aufge- 
hobene Zehentreht fo wie die Geldſumme für die Zehentrückſtände 
feit 1. November 1848 mit dem Käufer des Hofes Iiquidirt, und 
demjelben der Betrag von 630 fl. C. M. als Entſchädigung für 
die Rüdftände vom 1. November 1848 an bis zum 13. März 1850 
als dem Tag des von ihm erworbenen Eigenthbums an bem Hofe zu= 
gewiefen und ausgefolgt. Nun trat A als Ceſſionar der Berläufer mit 
einer Klage gegen den Käufer auf und verlangte die Herausgabe ver. er= 
wähnten 630 fl., weil die Nugungen des Hofes bis 13. März 1850, 
wofür diefe Summe eben ausgezahlt wurde, nicht dem Bellagten, fonbern 
nch den Berfäufern gebührten. Der Beklagte wendete Dagegen ein, 
daß in „allen Rechten und Gerechtſamen“, womit ihm ber Zehenthof 
überlafien wurde, aud) das Recht zum Bezug der damald noch nidt 
liquidirten Renten des Zehententſchädigungscapuͤals begriffen und folglich 
ihm mitverlauft worden feien. — Das Bezirlögericht erlannte nach dem 
Klagbegehren: „Aus der Verbindung der Worte „mit allen Rechten nnd 
Gerechtſamen“ mit dem Beiſatze, „wie bie Verkäufer den Hof be 
ſeſſen haben und zu befigen berechtigt gewefen wären", ergebe ſich 
offenbar, daß nur die Ueberlaſſung des Hofes mit allen Befisrechten 
gewollt war, zu welchem allerdings das Recht zum Bezug der von 
Tage ber Uebergabe (13. März 1850) an laufenden Nugungen, nicht 
aber aud das Recht zum Bezug der damals bereits rüdftändig ge- 
wejenen Renten des Zehents gehörten, zumal dieſe letteren in ber 
Bertragsurfunde als im Verkaufe mitbegriffen nicht erwähnt feien, und 
der Beklagte bei dem Geſchäfte überhaupt fi gar nicht befümmert zu 
haben ſcheine, ob und welche Zehentrüdftände damals beftanden, mit» 
bin um fo weniger dieſelben mitfaufen wollte, Es habe daher die ges 
jegliche Beftimmung ($. 1064 in Verbindung mit den 88. 1050 und 
1051 a. b. ©. B.), wornach, wenn die Parteien nicht anderes feft- 
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gefetst haben, die Nutungen der verlauften Eache bis zur Zeit ber 
Mebergabe tem Berläufer verbleiben, auf den vorliegenden Sal volle 
Anwendung." — Bon dem Oberlandesgerichte wurde der Bellagte frei» 
geſprochen. 

Der oberſte Gerichtshof hat das Urtheil der zweiten Inſtanz 
aus den nachſtehenden Gründen beſtätiget: „Das Zehentrecht des ver⸗ 
kauften Hofes gehört zu den durch das Patent vom 7. September 1848 
gegen Entſchädigung aufgehobenen Grundlaſten, und dasſelbe, beziehent⸗ 
lich die an ſeine Stelle getretene Entſchädigung, war nach der Verord⸗ 
nung bes Juſtizminiſteriums vom 30. Juli 1850, Nr. 317 R. ©. DL, 
fo lange als ein Beftandtheil des unbeweglichen Gutes zu behandeln, 
bi8 durch eine befondere Verordnung die Abfertigung der Bezugsberedh- 
tigten für die aufgehobenen Rechte und die fernere Behandlung ver 
Entſchädigung normirt wurde. Durch diefe erläuternde Verordnung ift 
die rechtliche Natur ver Entſchädigung für das aufgehobene Zehentrecht, 
“nämlich die eined Zugehörs des verfauften Hofes, in Uebereinftimmung 
mit 8.293 a. b. ©. 3. neuerdings firirt worden. Mit Rückſicht auf 
die nad) ten SS. 1061 und 1066 a. b. ©. 3. auch für Kaufverträge 
maßgebenden Beftimmungen des 8. 1047 ebendort ift durch den Kauf- 
vertrag vom 13. März 1850 an diefem Tage ver phyſiſche Befit und 
Genuß tes Hofes mit allen Rechten auf den Käufer übergegangen, 
und nachdem damals die Abfertigung des Bezugsberechligten für das 
aufgehobene Zehentrecht und vie fernere Behandlung der Entſchädigung 
noch nit normirt war — was erft am 29. Yänner 1853 gefhah, — 
fo hatte zu jener Zeit tie Entſchädigung die Eigenſchaft eines Zubehörs 
des Hofes felbft noch nicht verloren und ging daher, da in dem. Bertrage 
hierüber feine abweichende Beftimmung getroffen wurde, mit dem Hofe 
felbft in ven Befit und Eigenthun des Käufers über.“ 


Nr. 560. 


Nachweis der Zuftellung der Klage, als VBorausfegung der 
Bollftrekbarkeit eines Contumacial-Urtheils. 
Fatge v. 11. Mai 1858, Nr. 4854 (Beftätigung des dad Deeret des 
B. G. Riva v. 12. Eeptember 1857.Nr. 5471, auſhebenden Decretes des 
O. L. G. Iunöbrnd v. 20. Jinner 1858, Nr. 122). ©. 3.1858, Ar. 112. 
(Nad den Acten ergänzt.) 

A begehrte im Jänner 1857 wider die Erben des B die Ere- 
cution eines im Jahre 1844 gefällten Contumacial-Erkenntnifjes, ver- 
möge defien B und mehrere Andere zur ungetheilten Hand zur Zahlung 
von 1200 fl. verurtheilt worden waren. Die Erben des B erhoben 
gegen die Execution die Einwenbung, bem B, welder auf ter Klage 
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als der Dritte genannt war, fei eben deßhalb das ContumacialsUrtheil 
nicht zugeftellt worden; es fei dies aber auch binfichtlich der Klage ver 
Tal geweſen, über deren Zuftellung irgend ein Nachweis nicht zu finden 
fei. Die erfte Inftanz wies diefe Einwendung zuräd und bewilligte bie 
begehrte executive Immobilienpfändung, refp. die Eintragung des Pfand⸗ 
rechtes in das Öffentliche Buch. Dagegen hob das Oberlanveögericht die - 
erftrichterlihe Entſcheidung auf und verorpnete die Löſchung des ein- 
getragenen Pfandrechtes aus folgenden Gründen: „Ein Contumaz- 
Urtheil könne nur dann erecutionsfähig werden, wenn bie Klage ge= 
hörig zugeftellt wurde; ben Beweis diefer Thatfache müſſe aber ber 
Erequent liefern, weil das Gefeg nirgends zu feinen Gunften eine Aus- 
nahme von ver allgemeinen Regel, daß dem Kläger die Beweislaft 
obliege, feſtſetze. Es beftehe feine gefetslihe Bermuthung dafür, daß ein 
Eontumaz-Urtheil auf Grund eines gerichtsoronungsmäßig abgeführten 
... Verfahrens gefchöpft wurde. Folglich könne das Contumaz⸗Ur⸗ 
theil gegen B nicht als rechtswirkſam oder executionsfähig angeſehen 
werden.“ 

Dieſe Entſcheidung wurde in Folge des Dagegen vom Exequen⸗ 
ten ergriffenen Recurſes vom oberften Gerichtshofe und zwar aus ven- 
felden Gründen, vie das O. L. ©. anführte, beftätigt. 


Nr. 561. 


Wirkung der Erflärung des Erblaffers, dag eine Schuld 
auf Koften des Erben, nicht des Legatard, zu tilgen fei. 


Eutiü. v. 12. Mai 1858, Nr. 4265 (Beitätigung der Urtheile der Prütur 
San Daniele v. 2. Dec. 1857, Nr. 7443, und des O. L. G. Venedig v. 
11. Februar 1858, Ne. 2109) sigemale di Giurispr. prat. 1859, 


M hatte ven Z zu feinem Erben ernannt und dem B fein gefanmtes 
bewegliches Bermögen, fowie den Fruchtgenuß feines ganzen Übrigen 
Bermögens vermacht. Außerdem ift im Teſtament angeorpnet, daß bie 
Rechnung mit vem Gläubiger A abzufchließen und die daraus hervor⸗ 
gehende Schuld auf Koften des Erben, nicht des Legatars, zu tilgen 
ſei. A ſchloß nun mit dem Erben einen gerichtlichen Vergleich, vers 
möge deſſen die Höhe ver Schuld feftgeftellt und ein Sachverſtändiger 
angewiejen wurde, einen dem Betrage derſelben entjprechenden Theil 
ber zum Nachlaß des M gehörigen Grundſtücke auszujcheiden, welche 
dem A an Zahlungsftatt überlaffen werden follten. A Hagt nunmehr 
gegen ven Fruchtnießer auf Herausgabe dieſer Grundſtücke; B wendet 
ein, daß weder die Anerfennung ter Schuld, no bie Feſtſetzung der 
Zahlungsmobalität giltig ohne feine Mitwirkung ftattfinden konnte, daß 
namentlich keines der zum Nachlaß gehörigen Grundſtücke, ohne feine 
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Zuftimmung, während der Dauer feines Fruchtgenuffes, ihm entzogen 
werden könne. Alle drei Inftanzen erfannten indeß dem Slagebegehren 
gemäß; ver oberfte Gerichtshof adoptirte die folgende von der zweiten 
Inſtanz vorgebracdhte Begründung: „Der Erblaffer ..... bat nicht 
eine fideicommiſſariſche Subftitution angeordnet, fondern eine Per- 
fonal-Servitut zu Gunſten des Beklagten begründet. $. 512 a. b. 
G. B. beftimmt, welhe Schulden ausjhlieglih dem Fruchtnießer zur 
Laſt fallen; die gegenwärtig eingellagte Schuld gehört nicht zu diefen und 
ift vem Beklagten auch nit durch teftanıentarifhe Anordnung aufer- 
legt. Sie fällt vielmehr dem Erben zur Laſt, welcher fie aber nicht 
aus Eigenem zu bezahlen hat, weil dazu eine bejtimmte und aus— 
drückliche Anordnung des Erblafferd erforderlih wäre, welde in der 
Beftimmung, daß die Schuld auf Koften des Erben, nicht des Legatars, 
zu tilgen jet, keineswegs zu erkennen if. Als das Vermögen bes 
Erblaffers ift nur dasjenige anzuſehen, das nad Abtragung der Pafliven 
übrig bleibt. Soll der Erbe zahlen, und muß er nit aus Eigenem 
zahlen, fo kann er nur auf das Vermögen des Erblaffers greifen, und 
ber Fruchtnießer muß fih auf ven Genuß vesjenigen befchränfen, was 
davon übrig bleibt. 


Nr. 362. 


Giltigkeit des fchriftlihen Teſtamentes, welches der Erblaſſer 
durch bloßes Kopfniden anerkannte, 


Entid. v. 12. Mai 1858, Ne. 4748 (Beitätigung des das Urtheil ded 
8. G. Tepl v. 28. Auguſt 1857, Nr. 3278, abandernden Urtheils des 
D. 8%. G. Prag v. 4. Februar 1858, Nr. 18475). ©. 3. 1861, Nr. 34. 


Gegen die Giltigkeit eines vom Erblaffer nicht eigenhändig ge- 
fhriebenen Teſtaments war nebft mehreren anderen Einwendungen aud 
die erhoben, ' dag der Erblaffer das Teſtament nit in der geſetzlich 
vorgefchriebenen Art als feinen legten Willen erlärt habe. Der durch⸗ 
geführte Zeugenbeweis ergab folgendes Refultat: Der eine Zeuze gibt 
an, daß er ben beiden andern Zeugen in Gegenwart des Erblaſſers 
den Auffag als ten legten Willen desfelben vorgewiefen und ihnen 
eröffnet habe, daß fie jolden ald Zeugen zu unterfertigen hätten. Der 
Erblaſſer habe dann mit ihnen ein Gefpräh angefangen und zu ihnen 
gejagt, fie mögen ſich darauf unterfchreiben. Der zweite Zeuge gibt an, 
ber Erblafler habe den als feinen letzten Willen vorgewiefenen Auf- 
fag mit „ja” und mit Kopfniden al8 ſolchen beftätigt: der dritte Zeuge 
bat das „ja“ nicht vernommen, wohl aber das Kopfniden gefehen. 

Das Bezirksgericht hat dem Klagebegehren Statt gegeben, indem 
dasfelbe annahm, daß die Anordnung des 8. 565 a. b. G. B. über 
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die Erklärung des letzten Willens auch auf die Beſtimmung des 8. 579 
a. b. G. B. angewendet werden müſſe. Die beiden höheren Inſtanzen 
ſahen das Teſtament als giltig an, und zwar der oberſte Gerichtshof 
unter nachſtehender Begründung: „Die Angaben der Zeugen genügen 
im Sinne des 8. 579 a. b. G. B. als Beſtätigung des letzten Willens, 
weil in dieſem Paragraph nicht ſo, wie im 8. 565 a. b. G. B. die 
bloße Bejahung als rechtsunwirkſam erklärt wird — und obige Um—⸗ 
ftände an der wahren Willensmeinung des Erblafjerd, der noch längere 
Zeit nad ter Errichtung des legten Willens lebte, nicht wohl 
zweifeln laflen.“ 


Nr. 563. 


Eigenbändig gefchriebenes, aber nur auf der erften Seite 

unterfchriebenes Teftament. — Ungiltigkeit auch folder nicht 

unterfchriebener Anordnungen, welche mit den unterfchriebenen 

in Zuſammenhang ftehen. — Unverjährbarleit des Rechtes, die 

Ungiltigfeit eines auf dieſe Weife angeordneten Legats geltend 
zu maden. 


Eutſch. v. 12. Mai 1858, Nr. 4753 (Beftätigung des Urtheild ded 2. ©. 
Venedig v. 18. Juni 1857, Nr. 4705, Abanderung des Uribeile des O. L. G. 
G. H. 1859, S. 102. 


M ftarb am 11. Auguft 1850 und hinterließ ein eigenhändig ge- 
ſchriebenes Zeftament, anf deſſen erfter und unterfchriebener Seite B 
zum Erben eingefest ift, mit dem Auftrage, „nachftehende Beftimmungen“ 
auszuführen; tie Beftimmungen felkft und unter diefen die Anordnung 
eines Legats für A folgen auf den fräteren Eeiten, welche nicht unter- 
ſchrieben ſind. Am 15. Yänner 1855 Hagte A auf Entridhtung des 
Legats. Die erfte Inftanz wies bie Klage ab; die zweite gab ihr 
Statt aus folgenden Gründen: „Wenngleich ver fragliche zweite Theil 
tes Teſtamentes nicht unterfchrieben ift, drückt er doch den beftimmten 
Willen des Erblaffers, den diefer in den (unterfchriebenen) Worten: 
„„Ich beauftrage meinen Erben, nachfolgende Beftimmungen auszufüh- 
ren,““ angelündigt bat — Worte, die er ausgeftrichen hätte, wenn er 
ihnen nicht ihre Bedeutung hätte laflen wollen. Könnte aber aud) 
diefer Theil des Zeftaments wegen Mangeld der Form, troß des 
inneren Zufammenhanges mit dem giltigen Theil, für ungiltig erklärt 
werben, jo käme es doch dem Geklagten B zu, die Ungiltigfeitserflärung 
zu verlangen. Weit entfernt dies zu thun, hat derfelbe jedoch die 
Erbſchaft auf Grund des Teftamentes angetreten...” Auch if, ſeitdem 
das Teſtament und biefer Nullitätsgrund dem Geklagten befannt wurden, 
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ein Zeitraum von mehr als drei Jahren vergangen, und es ſteht daher 
der Anfechtung dieſer letztwilligen Anordnung nad) 8. 1487 a. b. ©. B. 
die Berjährung entgegen.“ 

Der oberfte Gerichtshof hat jedoch das Urtheil der erften 
Inftanz aus nachſtehenden Gründen beftätigt: „Der Geflagte war nicht 
verpflichtet, die Ungiltigerflärung des Teftamentes in dem vom Kläger 
angerufenen heile, welchen der Erblaffer nicht unterfchrieben hatte, zu 
fordern. Demjenigen, welder troß dieſes Mangels darauf einen An⸗ 
ſpruch gründen wollte, kam e8 zu, ihn nöthigenfalls durch Klage geltenv 
zu maden. Erſt von da an war der Geklagte verpflichtet, alle ihm 
zuftehenden Einwendungen zu Vermeidung der olgen einer fchlechten 
Bertheidigung geltend zu machen. Es befteht alfo ihm gegenüber vie 
Einwenpung der dreijährigen Verjährung nicht zu Recht, da er ja nicht 
bie Ungiltigerlärung ber fraglichen Stelle begehrt, fondern nur zu 
feiner Vertheidigung den Mangel ver Form geltend macht. Quae tem- 
poralia sunt ad agendum, sunt perpetua ad exeipiendum.... Aus 
den in ven Entſcheidungsgründen zweiter Inftanz geltend gemachten 
Umftänven folgt ferner nit, daß jene Stelle als ver Ausprud des be- 
fimmten, definitiven Willend tes Erblaſſers angefehen werben könne. 
Eben daß er die erfte Seite unterfchrieb, da er doch tie Beendigung 
bes ganzen Actes hätte abwarten und fih auf eine Unterſchrift für 
das Ganze hätte beſchränken können, zeigt, daß er die Wichtigkeit und 

edeutung der Unterjchrift richtig auffaßte.. Wenn er dann dennoch 
diefe Vorficht bezüglich des zweiten Theiles des Teſtamentes nicht ge- 
brauchte, muß man daraus wohl fließen, daß er in Bezug auf den⸗ 
felben noch feinen definitiven Entſchluß gefaßt hatte. Jedenfalls ift 
die Form unerläßlih und ihre Unterlafjung hat die Nichtigkeit des 
Actes zur Folge (88. 578 und 601 a. b. G. B.). — Wollte man 
auch den vorliegenden all mit dem im $. 582 a.6.©. B. vorges 
febenen gleichftellen, jo... wäre die Anordnung doch ebenfalls nichtig, 
weil fie eben nicht mit den zur Giltigkeit eines legten Willens nöthigen 
Formen verfehen iſt.“ 


Nr. 564. 


Nichtberechtigung der allein erſchienenen Partei, welche die 
Erſtreckung der Tagſatzung begehrt, den Erſatz der Koſten 
zu verlangen. 

Eutſch. v. 12. Mai 1858, Nr. 4977 Geſtätigung des Decrets des K. G. 


Korneuburg vom 26. Jänner 1858, Nr. 2004, Abänderung des Decrets des 
D.L.G. Wien v. 10. März 1858, Nr. 3130). ©. H. 1858, &. 205 ff. 


Bei der zur Verhandlung über die Klage beftimmten Tagſatzung 
erſchien nur der Beklagte, welcher ſich darauf befchränfte, die Erftredung 
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der Tagſatzung und den Erſatz der ihm durch die vergebliche Tagſatzung 
erwachſenden Koſten zu begehren. Nach Schluß des Protokolls und 
nach der Entfernung des Beklagten erſchien der Kläger, willigte in die 
Erſtreckung der Tagſatzung, proteſtirte aber gegen den vom Gegner 
in Anſpruch genommenen Koſtenerſatz. In der That ward dieſer 
Anſpruch des Beklagten in erſter Inſtanz zurüdgewiefen; bie zweite 
gab vemfelben Statt. Die dritte beftätigte den Beſcheid der erften 
„weil ver Gellagte durch das Ausbleiben des Klägers nicht gehindert 
war, bie Einreve zu Protofoll zu geben und die Verhandlung in con- 
tumaciam zu beendigen”, 


Nr. 565. 


Rückwirkung neuer Gefege: Anwendung der Borfchriften des 
a. b. G. B. auf eine erft unter der Herrfchaft desſelben 
angefallene Erbſchaft. Verjährung der Erbichaftsflage, 


Entid. v. 14. Mai 1858, Nr. 3197 (Beltätigung des das Urtheil der 
Zramr en v.16. Juni 1857, Nr. 2028, abändernden Urtheiles des 
L. ©. Zara v. 15. October 1857, Nr. 4351). ©. 3. 1859. Nr. 21. 
Der im Jahre 1823 ohne Teftament verftorbene M hinterließ 
drei Söhne und eine Enkelin von feiner vor ihm verftorbenen Tochter. 
Eine gerihtlihe Auseinanverfetung der Erbredhte fand nit Statt, 
und fo fam es, daß einer der Söhne in dem Alleinbefite der ganzen 
Verlaſſenſchaft verblieb, welche mit Rüdjicht auf die Erbentjagung 
eines feiner Brüder zu gleichen Theilen den drei anderen Descendenten 
des Erblafjers zufiel. Im Jahre 1856 Hagte nun die Enkelin gegen ben 
erwähnten Befiter des ganzen Nachlaſſes auf Herausgabe des ihr gebüh⸗ 
renden Erbjchaftsprittel® gegen Einrehnung deſſen, was ihre Mutter 
gelegentlich ihrer Verehelihung von dem Erblaffer als Dos empfangen 
hatte. Der Bellagte excipirte: 1. daß die Verehelihung und Dotirung 
der Mutter der Klägerin im Jahre 1807 unter der- Herrfchaft der 
Geſetze der Republik von Ragufa erfolgte, und nad jenen Geſetzen 
(Cap. 27, 48 lib. IV. Statut.) den Töchtern, welde durch Heirath 
aus ihrer Familie getreten und hiebei dotirt worden find, an dem Vermögen 
der Eltern fein gefetliches Erbrecht mehr zuftehe; 2. daß das Klage⸗ 
recht jedenfalls durd Verjährung erlofchen fei, indem zwijchen dem 
Tode des Erblafjers und ver Anftellung der Erbſchaftsklage ein Zeit⸗ 
raum von mehr al8 dreißig Jahren liege. 
Die erfte Inftanz erfannte nad) dem Slagebegehren. In den 
Motiven wird vie erfte Einwendung des Bellagten durch die Berufung 
auf 8. 536 a. b. G. 8. befeitigt, aus defjen Beftimmung („da Erb- 
recht tritt erft nach dem Tode des Erblaffers ein’) mit Nothwendig- 
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keit folge, daß jedes eben geltend gemachte Erbrecht nach dem Beſtande 
und Umfange nur nach jenem Geſetze zu beurteilen ei, unter veffen 
Herrichaft der Tod des zu Beerbenven und hiermit der Erbanfall fich 
ereignet hat. Hätte die Mutter der Slägerin felbft noch den Tod 
ihres Vaters erlebt, jo würde fle ohne weiteres als Inteftaterbin des⸗ 
felben zu behandeln gewefen fein, um fo mehr bie Klägerin, welche 
nad dem öfterreihifchen Gefege nicht jure repraesentationis, fondern 
jure proprio Inteſtaterbin ihres mütterlihen Großvaters fei, weßhalb 
ihr Erbrecht von den privatrechtlichen Beftimmungen ver früheren Gefet- 
gebung in feinem alle, jelbft dann nicht berührt würde, wenn man 
denfelben immerhin noch einen Einfluß auf das Erbrecht ihrer Mutter 
einräumen wollte. Ueber die Klagverjährung hat fich die erfte Inftanz 
nicht ausgefprochen. 

Das Oberlandesgericht wies bie Klägerin ab. Im vollftändigen 
Gegenſatze mit der erften Inftanz, ſprach das Obergericht bie Anficht 
aus, daß das Erbrecht der Stlägerin nad ben öſterreichiſchen Erb⸗ 
gefetzen ein von dem Erbrechte ihrer Mutter abhängiges jus repraesen- 
tationis, das Recht der legteren aber durch ihre Heirath und Dotirung 
noch unter der Herrſchaft des damaligen Geſetzes erlofhen fei. Als 
zweiten Grund der Sachfälligkeit der Klägerin bezeichnete das Ober- 
gericht die eingetretene Verjährung der Erbfchaftsflage. 

Der oberfte Gerichtshof hat das Urtheil des Oberlandesgerichtes 
aus den nachfolgenden Gründen beftätigt: „Die (vorhin erwähnten) Be- 
fiimmungen in Capitel 27 und 48 bes vierten Buches der Statuten 
von Ragufa find Geſetze über das Erbrecht, welche nur in jenen 
Fällen zur Anwendung kommen können, wo der Tod des Erblafiers 
noch unter ihrer Herrfchaft eingetreten if, da e8 in der Natur ber 
Sache liegt, daß das Erbrecht nach den zur Zeit des Todes des Erblafjers 
geltenden Geſetzen beurtheilt werden muß. Es iſt daher die Frage, 
ob der Klägerin das angeſprochene Erbrecht an dem Vermögen ihres 
Großvaters zuſtehe, nach dem öſterreichiſchen Geſetze allein zu ent» 
ſcheiden, welches ihr jenes Recht (88. 733 und 734 a. b. G. B.) 
denn auch einräumt. Nichtsdeſtoweniger mußte ſie mit ihrem Begehren 
abgewieſen werden, wegen der Verjährung ihres Klagerechtes, weil ſeit 
dem Tode des Erblaſſers bis zum Tag der Anſtellung ihrer Klage 
mehr als dreißig Jahre verſtrichen waren, zum Verluſte eines Rechtes 
durch Berjährung nur der Nichtgebrauch desſelben durch die feſtgeſetzte 
Zeit, da es an ſich hätte ausgeübt werden können (was von dem hier 
zur Frage ſtehenden Recht von der Zeit des Erbanfalles an gilt) erfordert 
wird, und die Klägerin aud nicht bie Hemmung und Unterbrechung 
ber Berjährung aus einem der in ven 8$. 1494 bis 1497 0.6. ©. 2. 
erwähnten Gründen nachgewieſen hat.“ 
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Nr. 566. 


Bertheilung einer Concretalpenfion zwifchen der Witwe und 
den Kindern. 


Entid. v. 14. Mai 1858, Nr. 4742 (Benätignug des dad Decret des B. ©. 
Wieden zu Wien v. 16. November 1857, Nr. 19196, abändernden Decretö 
des D.X G. Wien v. 9. März 1858, Nr. 2976). ©. 3. 1858, Nr. 134. 

Der Beamte M ftarb im Jahre 1853 und feine Witwe erhielt 
bie normalmäßige Penfion. Der Vormund feiner minderjährigen Kinder 
erſter Che bat bei der Vormundſchafts Behörde um Anweifung ver 
Hälfte der Benfion für feine drei Mundel, und bei der auf diefes Geſuch 
angeordneten Tagfagung widerſetzte fi die Witwe dieſem Begehren, 
weil zwei der Finder ſchon verforgt feien und dem dritten, der Tochter 
Marie, nur ein Recht auf das Sechstel, nämlich den dritten Theil ver 
Hälfte der Penſion zuftehe, was fie ihr freiwillig zu geben bereit fei, 
mit welder Erklärung das Geſuch vom Gerichte erledigt und der Vor- 
mund auf ten Rechtsweg gewiefen wurde, falls er fi damit nicht 
begnügen zu können glaube. Als jedoch dieſe Tochter das Normal- 
alter erreicht hatte, brachte die Witwe ein Geſuch an, welches bezwedkte, 
baß biefer ſechste Theil der Penſion für ihre Tochter Marie eingeftellt 
und ihr wieder angewiefen werde. Da die Bormundfhafts-Behörde dem⸗ 
jelben keine Folge gab, überreichte fie eine Vorftellung, rückſichtlich 
Recurs, wo fie noch darauf hinwies, daß ihre Stieftohter auch er- 
werbsfähig fei. Das Bezirkögericht vernahm hierüber den Vormund, 
welder aber gegen das Begehren protejtirte, weil die Mündel nod 
Unterftügung bebürfe — was jedoch nicht nachgewieſen wurde — und 
die Witwe ihr freiwillig das Sechstel der Penfion zu geben erflärt 
batte, dieſes ihr Verſprechen aber nicht einfeitig zurüdnehmen könne. 
Das Bezirksgericht fand fich nicht beftimmt, von feinem früheren Be— 
Ichluffe abzugeben, ſondern legte die Vorftellung dem Dbergerichte vor, 
welches hierüber vie Einftellung des Penfionsjechstels für die Minder⸗ 
jährige verfügte, weil felbe das Normalalter überfhritten habe, bis 
wohin ihr geſetzlich nur ein Antheil an der Penfion gebührt, ihr daher 
aud) nur vom Gerichte zuerfannt werden Tann, und die Witwe num er- 
Härt, ihr diefen Antheil nicht länger belaffen zu wollen, 

Diefe Entfcheivung wurde auch vom oberften Gerichtähofe, bei 
welchem der Bormund dagegen Beſchwerde führte, mit Vorbehalt des 
Rechtsweges für ihn, beftätigt, da der frühere Penfionsbezug nur auf 
Grund ver Penfions-Vorfchriften angeſprochen worden war, und bie 
hierüber abgegebene Erklärung der Witwe, daß fie freiwillig ein Sechstel 
— den gejeglichen Betrag — der Mündel belaffe, nicht ohne weiteres dahin 
verftanden werben kann, daß die Mündel die Benfion auch dann noch 
fortbeziehen folle, wenn ſie nad den Penſions-Vorſchriften überhaupt 
fein Recht auf eine Penfton mehr hat. 
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Entbeprticteit der Pränotationsredhtfertigung im alle der 
Schulpübernahme. 


Eutſch. v. 14. Mai 1858, Nr. 4806 (Beitätigung des Urtheild des 3. G. 
—— v. 7. Ungnft 1857, Nr. 1327, Abänderung des Urtheils des Q.L ©. 
Brag v. 17. ovember 1857, Nr. 20214). ©. 3. 1861, Nr. 68. 


A hatte eine Wechfelforderung, die ihm an C zuftand, auf deſſen 
Realität pränotiren laflen; fpäter übertrug C feine Realität an bie 
B, welche in dem darüber abgeſchloſſenen Bertrage jene pränotirte, aber 
nicht gerechtfertigte Forderung zur Zahlung übernahm. Hierauf geſtützt 
verlangt A von der B die Zahlung. Die Gekllagte beftritt bie Rich⸗ 
tigkeit der Forderung, in&befondere aber, Daß durch jene Uebernahme 
bes pränotirten Betrags bie Rothwendigkeit der Rechtfertigung der Prä- 
notation entfallen fei, zumal da in jener Zuweiſung die VBerzichtlei- 
ftung auf alle Einwendungen gegen den Forderungsanfprud nicht liege. 

Das Bezirksgericht hat der Klagsſchlußbitte gemäß erkannt. Dagegen 
bat das Oberlandesgericht den Kläger mit feinem Begehren aus folgenden 
Gründen abgewiefen: „Wenn man aud von der Frage abfehen wollte, 
ob die eingeflagte Forderung richtig, und mit der von der B in dem 
erwähnten Kaufcontracte auf Abjchlag des Kaufſchillings zur Zahlung 
übernommenen Wechfelforderung des A identiſch jet — fo ift ed doch 
gewiß, daß der Uebernehmer einer Realität die hierauf haftenden Laſten 
nur in der Art und in dem Umfange, wie fie darauf verfichert find, 
zu übernehmen verpflichtet ift. Nun ift die eingellagte Forderung auf 
den genannten Realitäten blos pränotirt, eine pränotirte Yorberung 
fann' aber die Realität nur in fo weit belaften, als die Pränotation 
gerechtfertigt wird. Im vorliegenden Falle ift jedoch die Rechtfertigung der 
Pränotation bisher nicht erfolgt. Eine folde kann in dem Kaufver- 
trage nicht gefucht werben, nicht nur, weil in demfelben von der Recht⸗ 
fertigung dieſer Pränotation keine Erwähnung gefchieht, fondern auch, 
weil der erwähnte Kaufvertrag als ein zwiſchen vritten Perfonen ge— 
ſchloſſenes Gefhäft dem Kläger kein‘ größeres Recht einräumen kann. 
Da nun bie Liquibität der eingellagten Forderung dem urfprünglichen 
Schuldner C gegenüber nicht erwiefen, und das nur unter diefer Be- 
bingung ertheilte Pfandrecht bisher nicht gerechtfertigt worden ift, fo 
kann die Öellagte zur unbebingten Zahlung diefer Forderung aus der 
nur bedingt ertheilten Hypothek nicht verurtheilt werben.“ 

Der oberfte Gerichtshof hat das Urtheil erfter Inſtanz unter 


nachſtehender Begründung beftätigt:; „In dem Saufvertrage vom 


14. Auguft 1844, mittelft deſſen die Geklagte in den Beſitz der darin 
bezeichneten Realitäten gelangt ift, hat biefelbe die auf dieſen Reali⸗ 
täten haftenden, ihr von dem Berläufer nambaft gemachten Schulden, 
darımter auch die dermal eingellagte im Wege der Pränotation in bie 
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Grundbücher gelangte Forderung auf Abfchlag des bedungenen Kauf⸗ 
ſchillings übernommen, ohne daß bezüglich der Richtigkeit dieſer For⸗ 
derung ober ſonſtiger Einwenbungen ein Vorbehalt gemacht worden 
wäre. Diefe Zuweifung und Uebernahme ift nichts als eine Affignation 
im Sinne des 8. 1400 a.5. ©. B., welde nunmehr dadurch, daß 
der Kläger die Zahlung dieſer Vorberung von der Geklagten verlangt, 
im Sinne des 8. 1401 a.6. ©. 3. eine vollftändige geworben: ift, 
indem bie Geklagte ihre in dem verbücherten Kaufvertrage enthaltene 
Erklärung, die in Frage ſtehende Forderung auf Abſchlag des Kanf- 
ſchillings zu übernehmen, nicht widerrufen hat, und nicht widerrufen 
kann, fo lange fie fih auf Grund diefes Vertrags im Beſitze der be- 
fangenen Realitäten befinvet. Es ift eine vorläufige befondere Hecht: 
fertigung ber diesfalls erwirkten Pränotation hier nicht nothwendig und 
die Geklagte mit Recht, ohne Rüdfiht auf ihre gegen bie Liquidität 
der Forderung erhobenen Einwendungen, zur Bahlung verurtheilt 
worden.” 


Nr. 568. 


Unzuläffigfeit der Pränotation eines noch nicht fälligen Wechſels. 


Cutſch. v. 14. Mai 1858, Nr. 4881 $ Abänderung 7 lei pemi en 
Sernte did 8. ©. Sarolinentbal v. 29.2.1 
D.8.. Frag dv. 12. Jänner 1858 Ar. sn ir“ a se, rn mdes 


N. 569. 


Unzuläffigfeit der Pränotation eines Legates, beffen Sicer⸗ 
ſtellung der Erblaſſer dem Erben ausdrücklich erlafſen hat. 
Entid. v. 18. Mai 1858, Nr. ana en des Decreted de 8. ©. 


Sernis v. 17. Tecember 1857, N bändernuug des Decretes des 
. TG. Wien v. 3. —— Nr.1391). ©. 9. 1858, E. 218. ff- 
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Haftung des Erben für Schulden, welche auf der einem 
Anderen vermachten Sache fichergeftellt find. 


Ent v. 18. Nat 1858, Nr. 4423 (Betätigung be des had Urtheil der Prätur 

Trevilo v. 28. December 1857 abändernden Urtheiles des 

O.L. G. Venedig v. 35. Behr 55 Hr p 38 Giorn. di Giurispr. 
pra 


A Ulagte den B ald Erben der M ur. — der Zinſen eines der 
letzteren gegebenen Darlehens; B antwortet, das Darlehen ſei auf einem 
von der M dem C vermadhten Hauſe ſichergeſtellt; es habe daher der Le⸗ 
gatar nad) $. 662 a. 6. ©. B. die Schuld übernommen und die Klage 
wäre gegen biefen zu richten. 

Die erfte Inftanz wies in der That aus diefem Grunde die Klage 
zurüd, indem fie annahnı, daß die angeführte Beftimmung des a. b. G. B 
nicht blos für das Verhältniß des Legatars zu dem Exben, ſondern auch 
für die Stellung der Gläubiger maßgebend fe. 

Die beiden oberen Inſtanzen erfannten nad) dem Klagebegehren, 
und zwar der oberſte Gerichtshof „in Anbetracht, daß die Beſtellung einer 
Hypothek die perſönliche Haftung nicht aufhebt, da der Pfandvertrag nur 
eine Sicherſtellung, nicht eine Novation begründet (a. b. G. B. 8. 1368ff.); 
daß andererſeits zwar der Gläubiger nach 8. 1392 a. b. G. B. das 
Recht hat, ſich ohne Zuſtimmung des Schuldners einen Anderen zu fub- 
fituiren, nicht aber umgelehrt der Schuldner (8. 1344 a. b. ©. B.); 
daß fomit das Vermãchtniß der verpfändeten Sache nur zwiſchen dem 
Erben und dem Legatar ein Rechtsverhältniß begründen, nicht aber den 
Gläubiger binden kann, welchem gegenüber nach wie vor nur bie Verlaſ⸗ 
ſenſchaft des Mals Perfonalfchulpner (F. 466 a. b. ©. B.) erſcheint.“ 


Nr. 571. 
Unzuläſſigkeit der Einſtellung einer bereits eröffneten Feil⸗ 
bietung. 


Entſch. v. 18. Mai 1858, Re 4801 3008, nhan ded Decrets bed 2. ©. 
Bien v. 26. Jinnez 1558, — De Decrets bed 
O. L. G. Wien v. 2 März | 1888 8,3 3579. 6 9, Nr. 2. G. H. 


Eine auf 80.000 fl. geſchätzte Befigung warb im Concurswege 
mit dem Beifügen feilgeboten, daß fie aud unter bem Schatzungs⸗ 
werthe werde verkauft werden. Der einzige ſich meldende Kaufluſtige bot 
36.000 fl. und der Vermögensverwalter ber Eoncurömafle bat deßhalb, 

Glaſer, Unger und Walther Entid. II. 6 
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bevor der Zuſchlag erfolgte, um Einſtellung des Feilbietungsactes, 
deſſen Fortſetzung dagegen der Kaufluſtige verlangte. Die er te 
Iuſtanz entſchied, daß bie Weilbietung fortzufegen, und ver Raufluflige 
nur aufzuforbern fei, ſich die allfälligen Folgen eines etwa zu gewärtt- 
genden Recurſes gegenwärtig zu halten. Darauf wurde bie Beſitzung 
bem gebachten Käufer zugefchlagen. 

Die zweite Inſtanz hob ven Feilbietungsact auf, aus folgenden 
Gründen: „Da nad Lage bed Seilbietungsprotofold damals, als 
der Maffeverwalter das Superfedirungs-Vegehren ftellte, ver Abſchluß 
des Feilbietungsactes gemäß $. 336 0. &.D. nod nicht erfolgt war, 
und daher der Meiftbietende nod kein Recht auf bie feilgebotene Reali- 
tät erlangt hatte, fo war dieſer auch nicht berechtigt, gegen obige® Super- 
febirungsbegehren des Maflavermwalters Einfprache zu erheben. Es kann 
dem Lehzteren bas Recht der Siſtirung aus dem Grunde nicht beſtritten 
werden, weil die Feilbietung im Intereſſe der Concursmaſſe vorgenom⸗ 
men wurbe und daher auf Anſuchen der Geſammtheit der Gläubiger, 
welche durch den Concurömafle - Vertreter und Vermögenverwalter - 
vepräfentirt wirb, infolange fiftirt werben Tann, als nicht durch eine folche 
Siftirung die Rechte dritter Perfonen verlegt werden, was aber int vor- 
liegenden Falle nicht behauptet werben kann, da dem Meiſtbietenden bie 
Beronlaffung ver Feilbietung befannt gemacht wurbe. —— Auch dad Hof- 
becret vom 14. Nov. 1783, Nr. 213 I. ©. Geſſely L Tr. 1232) 
fieht der Siftirung nicht entgegen, weil vadurch die gefeglichen Rechte 
des Gläubiger binfichtlich der Yortführung ber Execution ober berem 
Siftirung nicht aufgehoben werben. 

Dagegen bat ber oberfte Gerichtähof „in ver Erwägung, baß bad 
Begehren bed Soneursmaffe-Vermalters, um Superfebirung mit ber be 
reits eröffneten Feilbietung, in der Ausſchreibung und in ben Bebing- 
niffen der Feilbietung nicht gegründet erfcheint , fondern ber Erfteher 
zufolge der Licitationsbedingniſſe im Zufammenhalte mit den 88. 3353 
und 336 a. ©. DO. durch das gemachte Anbot das Recht erlangt hat, 
zu begehrten, baß ihm das feilgebotene Gut, wenn in ber geſetzlich be⸗ 
ſtimmten Friſt fein größeres Anbot geſchieht, zugefchlagen werbe, über- 
dies das Landesgericht in diefer Feilbietung nur als von der Concurs⸗ 
inſtanz requirirte Behörde einſchriit, den Beſchluß des Landesgerichtes, 
daß mit der Feilbietung fortzufahren ſei, beſtätigt. 


“ Nr. 532. 
Bränotation auf Grund eines Einrebe-Protofolles. 
Entjch. v. 18. Mai 1858, Rr.5241 (Ubäuberung der keihförmi De- 
{ 1858, fr. 147 —— 


cxete der Prätur Latifana v. 28. Mü 1, und des 
- Benedig v. 7. April 1858, Nr. 663 Es d. Trib. 1858, ©. 216 ff. 
©. H. 1859, ©. 224 fi. 
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Mr. 573. 


Anfpruch auf Erfab für die durch Tieferlegung einer Straße 
berbeigeführte Beihädigung eines Haufes. 


Eutſch. v. 19. Mai 1858, Nr. 4848 (Bertätigm des Urtheiles des 2. ©. 

Berana v. 17. Anguft 1857, Nr. 3656, Abänderung deö. Urtheiled bed 

O. L. ©. Venebig v. 3. Der. 1857, Nr. 21404). Giorn. di Glarispr. 
prat. 1860, ©. 248 fi. 


Eine Gemeindeverwaltung hatte mit Genehmigung ber vorgeſetzten 
Anminiftrativ. Behörde eine der öffentlichen Straßen der Stadt tiefer 
legen laſſen. In Folge deſſen drohte das an diefer Straße ftehenve, mit 
Fundamenten an biefelbe geftütte Haus des A den Einfturz ; ed mußten 
zur Abwendung vesfelben Bauten vorgenommmn werden und A verlangt 
nun von ber Gemeinde dafür Erſatz. 

Die erfte Inſtanz wies ihn aus folgenden Gründen mit feinem 
Begehren zurüd: „Nach den untereinander zuſammenhängenden Beſtim⸗ 
mungen ber SS. 287 und 288 a. 5. ©. B. bilden die inneren Straßen 
oder Gaflen einer Stadt, welche zum Öffentlichen Gebrauche und ind» 
beſondere zum Gebrauche der Bewohner der Stadt dienen, ein Öemeinde- 
gut... :. Die Öemeindevertretungen haben daher das Recht diejenigen 
Ürbeiten an ihnen ausführen zu laſſen, welche im öffentlichen Intereſſe 
nothwendig oder nützlich erfcheinen. Da nun bie erwähnten Gaſſen der 
Gemeinde gehören, hängen fie auch ansfchließlich von der Gemeindever⸗ 
tretung ab und dieſer allein kömmt es zu, diejenigen Arbeiten an ihnen 
vornehmen zu lafien, welche zur Erhöhung ihres Nutzens, zur Erleichte⸗ 
rung ihres Gebrauches dienlich erfcheinen. Daraus, daß die Straßen 
der Stadt ein Gemeindegut bilden, folgt nach der ausprüdlichen Beftim- 
mung des 8. 311.5. G. B., daß fie, fo lange ſie Straßen find, nicht 
Gegenſtand eines rechtlichen Verkehres fein können und daß fie nicht er- 
jeffen werben fünnen, was übrigens im $. 1455 a. b. ©. B. deutlich 
ausgeſprochen ift. Sie find alfo ein volllommen freies Eigenthum ber 
Gemeinde. Daraus folgt, daß die Gemeindevertretung über dieſe Straßen 
vollkommen frei verfügen kann ($ 362 a. 6. ©. 8.) und daß, da Nie- 
mand Rechie an venfelben erfigen kann (8.1455 a. b. ©. B.,)auch Nie» 
mand das Recht hat, fi dem Gebrauche, den Die Gemeinbevertretungen von 
ihnen machen, zu widerfegen, und daß Niemand durch venfelben, was immer 
feine Folgen feien, in feinen Rechten verlegt werden kann, — endlich, 
baß die Gemeinvevertretung, da fie nur von ihrem Rechte innerhalb ver 
rechtlichen Schranfen Gebrauch macht, ven für einen Anderen etwa da⸗ 
raus erwachfenden Schaden nicht zu verantworten bat (8. 1305 a. b. 
G. 8.)..... Die Beftimmung des 8. 365 a. b. G. B., auf welde der 
Klager fich beruft, ift im vorliegenden Fall nicht anwendbar denn es 

6* 


handelt fich nicht darum, daß etwas, was zu feinem Eigenthum gehört, 
‚zum öffentlichen Beften abgetreten werben foll; vie Gemeinbevertretung 
nahm nicht einen dem Kläger gehörigen Raum in Beſitz, eignete fich feine 
ihm gehörige Sache an und ift ihm daher audy Feine Entſchädigung ſchul⸗ 
dig. Die Commune arbeitete auf ihrem Grund und Boden und wenn 
aus diefer Arbeit eine Beſchädigung des Klägers entftand, fo ift die Com⸗ 
mune in Gemäßheit ver SS. 362 und 1305 a. b. ©. B. nicht verant- 
wortlih”.. .... 

Die zeite Inftanz erlannte dem Kläger im Princip eine Entjchä- 
bigung zu. Gründe: „Wie weit man ſich auch die aus dem Eigenthum 
entjpringenden Rechte ausgedehnt denkt, ſo kann man doch nicht annehmen, 
daß es dem Eigenthümer eines Grundſtückes geftattet fei, auf demſelben 
folche wefentlihe Veränderungen vorzunehmen, welche den Einfturz eines 
daranftoßenden fremten Gebäudes herbeiführen können, und daß er 
nicht gehalten fein follte, dem Eigenthümer des bedrohten Gebäudes den 
für die Erhaltung desfelben gemachten Aufwand zu erfegen. Nach $. 364 
a. b. ©. 2. findet die Ausübung des Eigenthumrechtes nur infofern 
ftatt, al8 dadurch in die Rechte eines Dritten kein Eingriff gefchiebt ; 
und das Geſetz fpricht dabei nicht blos von binglichen Rechten an dem 
fraglichen Grundſtück, fondern es deutet auf jene Rechte hin, welche nad) 
den auch im 8.70.56. G. B. in Erinnerung gebrachten natürlichen Rechts⸗ 
grundfägen aus ber inneren Natur der Verhältniffe fich ergeben. Im 
diefem Sinne weift auch 8. 1305 a. b. ©. B. auf die Nechte Dritter 
bin, wenn er benjenigen jever Berantwortlichkeit entbindet, welcher von 
feinem Rechte innerhalb der rechtlihen Schranken Gebrauch madıt. Hier- 
raus folgt mit Nothwendigfeit, daß der Eigenthümer eines auch nicht 
mit einer Servitut belafteten Grundſtückes nicht jeder Verantwortung 
entzogen ift, wenn er auf demfelben Ausgrabungen vornimmt, welche den 
Einfturz eines benachbarten Gebäudes herbeiführen müſſen, daß er viel. 
mehr für die durch die nothwendig gewordenen Gegenvorfehrungen ver- 
anlaßten Koften einftehen müſſe. Das römifhe Recht hat für dieſen 
Tal ausdrücklich vorgeforgt; bekannt ift die L. 24. D. de damno infecto 
(8. 39.2): Si tam alte fodiam in meo, ut paries tua stare non 
possit, damni infecti stipulatio committetur. Bon der bargelegten 
rechtlichen Anſchauung kann aber auch zu Gunften der Gemeinden feine 
Ausnahme gemacht werben, felbft dann nicht, wenn es fih um zum 
Öffentlichen Beſten dienende Veränderungen handelt; denn die Regeln 
des Pivatrechts find nach $. 290 a. 6. ©. B. aub von ven Ber: 
waltern ver Staats- und Gemeindegüter zu beobadhten.”.... 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Inſtanz 
mit Berufung auf die Gründe vesjelben. | 
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Nr. 574, 


Erecutive Sequeftration: Anweiſung des Sequefters, nur 
an die dem Sequeftrationsführer vorgehenden Pfandgläubiger 
Zinfen auszuzahlen. 


Entid. v. 19. Mai 1858, Nr, 4912 Dibündernn der Deerete des L. ©. 
Graz v. 11. December 1857, Nr. 19784, nnd ded DO. 8. G. Graz v. 
1. Februar 1858, Nr. 1147). ©. H. 1858, ©. 352. ff. 


A bat die executive Sequeftration einer Realität erwirkt; ber 
Sequefter bat auch den dem A nachſtehenden Satgläubigern die Zinfen 
ihrer Capitalien bezahlt und dadurch das Erträgniß der Realität er⸗ 
ihöpft. A bittet nun das Gericht, dem Sequefter für die Zukunft 
diefen Vorgang zu unterfagen. Die erfte Inftanz wies dieſes Anſuchen 
zurück, weil fie ven Borgang dem Geſetze entſprechend anfah. Die zweite 
verwies den Erecutionsführer bezüglich einer allfälligen Bemängelung 
der nächſten Sequeftrationsrehnung auf die Vorfchrift des 8. 247 und - 
des zehnten Hauptftüdes der allg. Gerichtsorbnung. 

Der oberfte Gerichtshof jedoch fprah aus: „In Erwägung, daß 
laut Erecutionsbewilligung vem 9. Yuni 1857 zur Einbringung ber mit 
den Urtheilen vom 8. April 1856 behaupteten Darleiheuscapitalien von 
10,000 fl. und 6000 fl. dem A die erecutive Sequeftration des Bades 
N. bewilligt und dem Landtafelamte die Intabulation der Urtheile zur 
Wirkung des unbedingten Pfandrechtes auf die Früchte dieſer Realitäten 
für die Forderungen von 10.000 fl. und 6000 fl. aufgetragen wurbe, 
daß aber laut der Randtafel- und Grunpbuchertracte ſchon feit 20. Yuli 
und 3, December 1851 das unbedingte Pfandrecht zur Sicherftellung der 
Darlehenscapitalien per 10.000 fl. und 6000 fl. auf die obigen Reali⸗ 
täten intabulirt war; in Erwägung, daß fomit das auf die Früchte ge- 
feglich fich erftredende Pfandrecht (88. 457 und 447 a. 6. ©. 2.), fo- 
mit das Recht, aus dem Pfande die Befriedigung zu erlangen, bier nicht 
im Sinne des 8. 320 a. ©. O. durd die Sequeftrationsvormerlung 
erft erlangt, fondern nur die Execution der Früchte zur Einbringung 
jener ſchon mit dem Pfande bedeckt geiwefenen Forderungen bewilligt und 
erfichtlich gemacht wurde; in Erwägung, daß der ausgeſprochene Zwed 
diefer Execution eben die Eintreibung der Capitalsforderungen ift, und 
daß nach dem Hofdecrei vom 12. Oltober 1790 Nr. 63, Hofvecret vom 
6. Mai 1814 Nr. 1085, v. 20. Jänner 1834 Nr. 2638 I. ©. ©, der 
Sequeftrationd- rückſichtlich Erecutionsführer fein Hecht jo weit geltend 
zu machen befugt fein muß, al8 von ven Einkünften des fequeftrirten 
Gutes nach Abzug der Zinfen der auf bemfelben vorgemerkten Eapitalien 
nach Ordnung ber Priorität etwas erübrigte, daß er daher mit feiner 
Binfen- und Capitalsforberung in der Ordnung feines Sates, nach Be⸗ 
frievigung der Zinfen der dieſem vorgehenden, nicht der nachgehenden 
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Gläubiger zur Zahlung gelangen muß; in Erwägung, daß nach 8. 296 
a. ©. O. das Gericht ven Seqnefter auch rückſichtlich des Erlages ber 
Nutzungen anzuweifen hat, und bag vach dem Vorausgeſchickten bie von 
dem Sequeftrationsführer bei ver Tagfagung vom 7. September 1857, 
nachdem er die Sequefterrehnung genehmigte und von ber bisherigen 
Zuweiſung ver Erträgniffe Umgang genommen hatte, geftellte Bitte um 
entiprechende Weifung an das Sequefter pro futuro geſetzlich begründet 
“war, zumal dadurch weder einem Rechnungsproceſſe, noch einem Priori⸗ 
tätöftreite vorgegriffen, fondern die Sequeftrationsführung in Das vor- 
gefchriebene Geleife gelenft wird, ohne daß der Execut ober ber Sequefter 
daraus Anlaß zur Beſchwerde nehmen können: ift der Sequefter anzu⸗ 
weifen, in Zukunft ven Reſt des Sequeflrationsergebniffes, welcher nad 
Dedumg der Zinfen der dem Sequeftrationsführer im Satzrechte vor- 
gehenden Gläubiger ver fequeftrirten Realitäten erübrigt, au ben Se- 
queftrationsführer auf Rechnung des Capitals desfeiben abzuführen.” 


Nr. 575. 


Teſtament eines phyfiſch Großjährigen, über welchen die Ver⸗ 
längerung der Bormundfchaft verhängt wurde. 


ch. v. 26. Mai 1858, Nr. 4588 (Beftätigung der Urtheile des 2. ©. 
Beat v. 28. Mar; 1857, Ar. 4085 sy L. ©. Pr v. 29. De 
cember 1857, Ar. 13926). 9. 3. 1859, Nr. 27. 


Wider M war megen ſeines Hanges zur Verſchwendung nach voll⸗ 
endetem 24. Jahre bie Verlängerung der Vormundſchaft ausgeſprochen 
und dies durch Edict befannt gemacht worden. Er ftarb und ſetzte mit 
Üebergehung feines Bruders A, feines einzigen gefeßlichen Erben, eine 
Fremde, die B, als Erbin ein. A focht nun das Teflament als das 
eines gerichtlich erflärten Verſchwenders an, wurde aber mit feinem Be⸗ 
- gehren von allen drei Inſtanzen zurückgewieſen. 

Gründe der dritten Inftanz: Der Kläger A beftreitet bas 
Zeftament feines verftorhenen Bruders M, infoferne dieſer durch Dasfelbe 
über mehr als die Hälfte feines Vermögens letztwillig verfügt und feine 
Geliebte B zur Univerfalerbin feines ganzen Vermögens berufen hat, 
auf Grund des 8. 568 0.5. ©. B. 6108 deßhalb, weil durch die Ver⸗ 
fügung des Gerichte die Vormundſchaft über M auf unbeftimmte Zeit 
verlängert und dieſe Verlängerung mit Edict verlautbart worden ifl, das 
Vormundſchafts⸗Gericht aber auf die Vormundfchaftsverlängerung deß⸗ 
balb erfannt bat, weil durch die Bormundichaftsacten als erwieſen an- 
gejehen wurde, daß diefer Pupille einen Hang zum Verſchwenden babe 
und von ihm bei- Erreichung feiner Großjährigleit eine zwedimäßige Ge- 
bahrung mit feinem Vermögen nicht zu erwarten ftehe, vielmehr beforgt 
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werden müſſe, daß es in kürzeſter Zeit durchgebracht werden wird. Allein 
in der Regel ſteht Jedermann das freie Verfügungsrecht über ſein Ver⸗ 
mögen, auch das freie Teſtirungsrecht zu. Die Fälle, für welche daher 
das Geſetz dieſes Recht beſchränkt, ſind Ausnahmen von der Regel; ſie 
können alſo nur dann als vorhanden angenommen werben, wenn fie durch 
den Wortlaut oder durch den Zuſammenhang der Geſetze ausdrücklich 
bezeichnet erſcheinen. Das Geſetz macht nun in den 88. 568 und 569 
a. 6. ©. 3. hinfihtlich des Teſtirungsrechtes einen wefentlichen Unter- 
ſchied zwifchen einem unter ver Vormundſchaft ſtehenden Minderjährigen 
und einem gerichtlich erflärten Verſchwender. Demjenigen, welden das 
Gefetz für einen Minderjährigen hält, geftattet der $. 569 a. 6. ©. B. 
das unumfchränkte ZTeftirungsredht nach zurüdgelegtem 18. Jahre. Bei 
ihm bildet alfo der Umftand, daß er unter Bormmmdfchaft gehalten wird, 
feine Beſchränkung dieſes Rechtes, und es macht diefe Gefegesftelle 
feine Erwähnung von den Gründen, aus welchen die Bormundfchafts- 
bauer über das 24. Lebensjahr verlängert wird. Mag alfo die Ber- 
längerung aus was immer für Gründen verfügt worben fein, fo tritt 
body nach dem Wortlaute des 8. 569 a. 6. ©. B. nad) zurädlegtem 18. 
Lebensjahre des zur freien Verwaltung feines Vermögens vom Geſetze 
und vom Gerichte für noch nicht geeignet erkannten, daher ımter Bor- 
munbfchaft ftehenven, vom Gefege noch für minverjährig gehaltenen Im- 
dividuums das unbefchränkte Teftirungsredht in Kraft und Wirkſamkeit. 
Der 8, 568 a. b. G. B. beſchränkt wohl das Teſtirungsrecht eines ges 
richtlich erklärten Verſchwenders auf die Hälfte feines Vermögens, allein 
das Geſetz macht einen wefentlihen Unterfchied zwiſchen der Prodiga⸗ 
litätserklärung und der Bormundfchaftsverlängerung, wie dies ſchon and 
der Dergleihung der 88. 273 und 173 a. 6. ©. B. hervorgeht, in- 
dem die letztere Schon dann verhängt werden kann, wenn ber Minder⸗ 
jährige fi in beträchtliche Schulden verwidelt bat, die Probigalitäts- 
erflärung aber dann erfolgen muß, wenn aus der gepflogenen Unter- 
terſuchung offenbar wird, daß die betreffende Berfon ihr Vermögen auf 
eine unbefonnene Art durchbringt und ſich oder ihre Familie Durch muth⸗ 
willige oder unter verderblihen Bedingungen abgeſchloſſene Borgver- 
träge Tünftigem Notbftande preisgibt. Die Probigalitätserflärung er. 
fordert alfo das Vorhandenfein einer offenbaren und viel größeren Ge- 
fahr für das Vermögen und für die künftige Eriftenz der betreffenden 
Perfon oder ihrer Familie als die bloße VBormundfchaftsverlängerung. 
Bei dieſem wefentlichen Unterfhiede kann nicht angenommen werben, daß 
das Gefet für beide diefe, ihrer Beichaffenheit und ihrer Benennung 
nach gauz ungleichen gerichtlichen Erklärungen eine gleiche Rechtswir⸗ 
fung babe feftfegen wollen. Da übrigens nach dem Maren Wortlaute des 
8.568 a. b. G. B. die Beſchränkung des Teftirungsrechtes nur mit 
ber erfolgten Prodigalitätserflärung verbunden ift, fo bedarf e8 keines⸗ 
wegs der im $. 7. a. 6. ©. B. vorgezeichueten Auslegungsregel und es 
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muß demnach, weil M nicht gerichtlich als Verſchwender erklärt worden 
iſt, die Klage als geſetzlich ungegrüudet abgewieſen werben.“ 


576. 


Verpfändung der bürgerlichen Früchte eines Grundftüdes : 
Berhältnig dieſes Pfandrechts zu dem Pfandrecht an ben 
natürlichen Früchten. 


Entſch. 26. Mai 1588 Nr. 5086 „elätigung be der 0808, m be 
Decrete be 8. ©. Mailand v. 33. October r. 
D.8. G. Mailand v. 11. Februar 1858, 2e 857). ne 6 Trib. 186 


Dem A wurden bie fortlaufenden Pachtzinfe eines zur Berlaf- 
ſenſchaft des M gehörigen Grundſtücks für ſeine 8000 Lire betragende 
Forderung an die Verlaſſenſchaft im Executionswege eingeantwortet, und 
B, der Verwalter des Nachlaſſes, zum Sequeſter beſtellt. B verwen⸗ 
bete bie eingegangenen Pachtgelder, um die Zinfen der auf dem Grund⸗ 
ftüde früher inferibirten Capitalien zu bezahlen, und wurde nun von 
A auf Zahlung der 8000 Lire belangt. Der Beklagte berief ſich zu 
feiner Bertheidigung unter anderm auf die Borfchrift des 8. 383 
ital ©. D. ($. 394 weſtgal. ©. D.), nad; weldyer er verpflichtet 
gewefen jei, die Zinfen der Pfandcapitalien vor der Forderung bes 
Klägers zu bezahlen. — Beide Untergerichte erfannten nad dem Stlag- 
begehren und die dagegen ergriffene außerordentliche Nevifionsbe- 
ſchwerde des Beklagten wurde vom oberften Gerichtshofe mit Beru- 
fung auf die Entſcheidungsgründe ber Untergerichte verworfen. In 
Juſ Woen iſt geſagt, daß die Vorſchrift des erwähnten 8. 383 italien. 

D. ($. 394 weſtgal. ©. O., vgl. Hofderet v. 12. October 1790 
8 633.6. S. WeſſelyJ Nr. 1097) in dem vorliegenden Falle Teine 
Anwendung finde; denn es fei nicht Die executive Sequeftration des 
Grundſtückes felbft und feiner Früchte, noch die Sequeftration ber Früchte 
allein, fondern die Einantwortung der für die Pachtung des Grund- 
ftüdes zu entrichtenden Pachtgelver bewilligt worden, welche zwar bie na- 
türlihen Früchte des Gutes vertreten, allein deßhalb nicht als natür- 
liche Früchte und im Sinne des 8.457 a. b. ©. 3. als Zuwachs 
und Zugehör des Pachtgutes anzuſehen ſeien, ſondern beſtimmte per- 
ſönliche Forderungen des Verpächters gegen den Pächter vorſtellen, 
worüber der Erſtere nach ſeinem Belieben verfügen dürfe. Abgeſehen 
von der principiellen Unanwendbarkeit des citirten 8. 383 ital, ©. O. 
auf den gegenwärtigen Fall, ſei aber deſſen Anwendung hier anch 
deßhalb ausgeſchloſſen, weil nach 8. 457 a. b. G. B. das Pfandrecht 
an einer unbeweglichen Sache ſich zwar auch auf Zuwachs und Zu- 
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gehör, ſomit auch auf die noch nicht abgeſonderten Früchte derſelben 
erfiredt, allein von dem Pfandgläubiger nur in dem Falle an den 
Früchten geltend gemacht und ausgeübt werben kann, wenn er vie 
Sequeftration derfelben vor ihrer Trennung von der Hauptfade er- 
wirft bat, was aber hier von Seite Feines der Hupothelargläubiger 
gefhehen war.“ 


Nr. 572. 
Abhörung von Zeftamentszeugen zum ewigen Gedächtniß. 


Entſch. v.26. Mei 1858, Nr. 5443 (Beitätigung ded dad Decret des B. ©. 
Baden v. 28. Februar 1858, Nr. 1311, abändernden Derreis des D.2.6, 
Bien v. 23. Mär 1858, Nr. 3747). ©. 5. 1859, ©. 247 fi. 


. Die Teftamentderben der M widerfegen fi einem Geſuch um 
Abhörung der Zeugen zum ewigen Gedächtniß über die Identität der 
Erblafferin aus folgenden Gründen: 1. weil Gefuchfteller ſich nicht als 
Erben erklärt, daher an ver Sache Fein Intereſſe haben; 2. weil vie 
namhaft gemachten Zeugen Verwandte der Bittfteller find. In erfter 
Inftanz wird das Geſuch abgewiefen, von den beiden oberen Inftanzen 
bewilligt. 

Gründe der dritten Inftanz: „Wenn bie Impetranten 
auch ihr Recht zum Nachlaſſe der M noch nit glaubwürdig nachgewiefen 
baben, fo hindert diefes die Zulaffung der angefuchten Zeugenabhörung 
nicht, weil die Rechtserörterungen eben nur Gegenftand des Tünftigen 
Procefies fein können. Ebenfo kann die Untanglichkeit der abzuhörenden 
BZeuginnen derzeit noch nicht ausgeſprochen werben, weil, wenn fie auch 
Blutsverwandte der Zeugenführer find, fie deßhalb nach 88. 141, 142 
a. G. O. von der Zeugenfchaft nicht abfolut ausgeſchloſſen erſcheinen, 
der Umftand aber, daß fie felbft Anſprüche auf den Nachlaß erhoben 
haben, nicht nachgewiefen vorliegt. Welches Gewicht übrigens den abzu- 
bhörenden Zeugen beizulegen fei, kann erft aus ihren Ausfagen in Ver- 
bindung mit den im Procefje beizubringenden Behelfen beurtheilt wer⸗ 
ben... Endlich ift e8 auch gleichgiltig, ob die Impetranten ſich bereits 
erbserflärt baben oder nicht, da e8 dermal fih nur um Wahrung ihrer 
Rechte in einem künftigen Nechtöftreite handelt.” 
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Nr. 338. 
Forum contractus bei zweifeitigen Verträgen. 


38 v. 1. Juni 1858, Nr. 5851 (Betätigung des das Decret des 
. 6. Mailand v. 22. October 1857, Nr. 14408, abändernden Decrets 
des O. L. G. Mailand v. 8. An 1858, Nr. 4586). ©. 3. 1858. 
| Nr. 128. Gaz. d. Trib. 1858, ©. 474 ff. 


Ein Fabrilant in Lecco Tieferte einem Turiner Handlungshaus 
Eifenwanren. Es war verabredet, daß die Wanre einem Mailänver Spe- 
ditionshauſe zur Beförderung an die VBefteller übergeben werde. So 
geſchah es auch wiederholt; während jedoch für frühere Sendungen die 
Zahlung durch Geldſendung von Zurin direct nad) Lecco erfolgt war, 
blieb das Turiner Haus zulegt mit einem Betrag von 943 Tire im 
Rüdftend. Der Fabrilant belangte dasſelbe auf Grund des $. 43 ber 
Jurispictionsnorm in Mailand als dem Ort, wo der Bertrag zu erfüllen 
fei. Das Handelsgericht zu Mailand gab der Einwendung der Incom⸗ 
‚petenz Statt. „Es ift nicht bewiefen, daß verabredet werben, daß bie 
Zahlung in Mailand erfolgen follte. Wenngleich die Waare über Mailand 
und durch Vermittlung eines bortigen Spevitionshaufes befördert wer- 
den follte, fo Kann dieſer Umftand doch nicht als eine derjenigen Ver⸗ 
pflihtungen angefehen werden, welche fo eng mit dem Vertrag zufam- 
menhängen, daß dadurch Mailand Zahlungsort würde. Auch hat ber 
Kläger frühere Zahlungen, welde in Turin vollzogen und mittelft der 
Meflagerie Matti auf feine Koften überfandt wurden, angenommen, 
was anbeutet, daß nach dem Hebereinfommen der Barteien die Zahlung 
dort erfolgen ſollte.“ 

Das Oberlandesgericht erfannte die Zuftändigfeit des Handels⸗ 
gerihtes Mailand als im 8.43 I. N. begründet an. „Die Waare 
jollte an da8 geflagte Handlungshaus durch den Mailänder Spediteur 
befördert werden; diefer muß daher mit Rüdfiht auf 8.429 a. b. G. B. 
als Repräfentant der Gelfagten und von ihnen zur Empfangnahme er⸗ 
mädhtigt angefehen werden. Mailand war alfo der Ort, wo nad) aus⸗ 
brüdlicher Verabredung ber Verkäufer vie Waaren abliefern ſollte. 
Wenn nun aber in einem Bertrage, wie der vorliegende, gegenfeitige, 
ihrem Weſen nad) verwandte, gleich wichtige Berpflichtungen begründet 
werben, fo ift e8 in ver Orbnung, daß fie vor dem Geſetz eine gleiche 
Behandlung erfahren. Es muß daher 8. 43 I. N. in dem Sinne ver- 
fanden werben, daß es zur Begründung ver Zuftändigkeit jenes Gerich- 
tes, welches zuftändig wäre, wenn der Geklagte feinen Wohnfig an dem 
Orte hätte, wo der Bertrag erfüllt werben foll, ausreicht, wenn da, wo 
beide Contrahenten Berpflichtungen übernehmen, auch nur bezüglich einer 
biefer Verpflichtungen ber Ort der Erfüllung beftimmt ift. And} ift fein 
Grund abzufehen, warum, wenn der Ort der Zahlung beftimmt wäre, 
der Käufer dort auf Lieferung Hagen dürfte, dagegen aber der Verkäufer 
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nicht an dem Orte der Ablieferung auf Zahlung des Kaufpreifes follte 
Hagen können.“ 

Der- oberfte Gerichtshof betätigte pie Entſcheidung ber zweiten 
Inſtanz und die Gründe verfelben. 


Ar. 379. 


Gerichtsftand des Vertrages, begründet durch Annahme der 
Waaren mit einer Factura, in welcher ein beftimmter Zah⸗ 
lungsort bezeichnet: ift. 


Entih. d. 16. Juni 1868, Sr. 5949 (Betätigung des das Urtheil bes 
9.6. Wien v. 15. Yebrnar 1858, Nr. 12255, abändernden Urtheiled des 
8. % ©. Wien v. 6. April 1858, Nr. 4119). ©. 3. 1859, Nr. 20. 


Ueber die beim Hanvelögerichte in Wien angeftellte Klage des 
Kaufmanned A gegen den in Neufohl etablirten Kaufmann B auf 
Zahlung eines Waarenfaldo entipann fich ein Competenzftreit, weil ber 
Beklagte das handelögerichtliche Forum feiner Nieberlaffung in Anſpruch 
nahm, während ver Kläger die Zuſtändigkeit des Wiener Gerichtes als 
Forum contractus geltend machte. Der Tegtere behauptete, es fei in der 
Factura und in dem Preiscourant, womit er dem Gegner die Waaren 
nad Neuſohl überſchickte, die Bedingung der in Wien zu leiftenden Zah⸗ 
lung verfelben aufgezeichnet gewefen und dieſer Bebingung habe ſich der 
Dellagte unterworfen, indem er die Waaren ohne irgend welchen Borbe- 
halt annahın. Außerdem probucirte der Kläger einen Brief des Beklag⸗ 
ten des Inhalts, daß er dem Kläger den Saldo für eine andere Waaren- 
partie nach Wien überfenvet habe. 

Das Handelsgericht hat ſich für incomperent erflärt. Es fei von 
dem Kläger nicht einmal behauptet worden, daß zwifchen den Parteien 
über die in Wien zu leiftende Waarenzahlung ein mündlicher ober ein 
fchriftlicher Vertrag zu Stande kam; denn aus der Behauptung des 
Mlägers, dem Käufer der Waaren die Zahlung loco Wien zur Bedin⸗ 
gung geftellt zu haben, ergebe fi) nur, daß Über dieſen Zahlungsort 
bie Berhandlung eingeleitet wurde, nicht aber auch, daß und zu welchem 
Abſchluſſe diefelbe gelommen fei, unt daß der Bellagte das vom Kläger 
ihm angefonnene Berfprechen, in Wien zu zahlen, geleiftet habe. Daß 
Wien als Ort der zue Frage ftehenden Zahlung vereinbart worden fei, 
werde eben fo wenig durch jenes Schreiben des Bellagten bewiefen, da 
fih dasfelbe auf eine von ihm für eine andere Waarenfendung nad 
Wien geleiftete Zahlung beziehe. Der vom Kläger angerufene befondere 
Gerichtsſtand des Vertrages fei demnach nicht begränvet. | 

Das Dberlandesgeriht dagegen fprach die Anfiht aus, daß der 
Dellagte, indem er bie überſchickten Waaren annahın, ſtillſchweigend 
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(8. 863 a. b. ©. B.) ſeinen Willen, ſich allen in der Factura und dem 
Freiscourant geftellten Bedingungen zu unterwerfen, erklärt, mithin 
auch die Verpflichtung, in Wien zu zahlen, übernommen babe, wenn 
anders diefer Zahlungsort in Factura und Preisconrant ausdrücklich 
bebungen worben war. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Erkenntniß des Ober⸗ 
landesgerichts, weil die im 8. 43 3. N. gefegte Bedingung der Compe⸗ 
tenz des Gerichtsſtandes des Vertrages durch den zugelaffenen Haupteid 
über ven Inhalt der Factura und des Preiscourant bei der Natur des 
Lieferungsvertrages vollftändig nachgewieſen werde. 


Nr. 580. 


Borhandenfein eines Solivarfchulpners ale Grund der Nicht: 
bewilligung eines Verbotes. 


Fetg. v. 16. Juni 1858, Ne. 6371 (Beftätigung des dad Decret des 
8. ©. Cles v. 14. Yebrnar 1858, Nr. 1273, abündernden Decretes des 
D.2.6. Iunöbrnd v. 31. März 1858, Nr.-1270). ©. 3.1859, Nr. 17. 


Ein in erfter Inftanz bewilligtes, wider den B als Hauptſchuldner 
gerichtetes Verbotsgeſuch warb deßhalb von ber zweiten Inſtanz zurüd- 
gewiejen, weil fich ein Dritter (C) ald Bürge und Zahler dem Gläubiger 
verpflichtet hatte, und die Zahlungsfähigkeit jenes Dritten, welcher fich 
dem Gläubiger als Selbftzahler in der über die Hauptſchuld errichteten, 
vom Berbotswerber vorgelegten Urkunde verbürgt hat, von dem Legte- 
ren nicht in Frage geftellt wurde, mithin der Beweis eines gejeglichen 
Requiſits der Verbotöbewilligung, das ift der Gefahr des Gläubigers 
wegen Abgang anderer binlängliher Zahlungsmittel (8. 374 weſtg. 
[$. 283 a.] ©. O.), fehle. Es handelte ſich hier um die Frage, was der 
8. 374 weftg. ©. D. unter „Zahlungsmittel” verftehe: ob nämlich die 
fer Ausorud wörtlich zu nehmen und daher, wie es die erfte Inflanz 
getban hat, nur auf den beflagten Schuldner zu beziehen fei, oder ob 
demſelben eine Beziehung auch auf den Gläubiger und die Bedeutung 
von Befriedigungsmitteln gegeben werben foll. | 

Der oberfte Gerichtshof folgte der legteren Anfiht, indem er die 
Entjheidung der zweiten Inſtanz in der Erwägung beftätigte, „daß 
von dem Berbotsbewerber nicht nachgewieſen, ja nicht einmal behauptet 
wurde, daß der Solidarmitſchuldner nicht binlängliche Zahlungsmittel 
zur Befriedigung des Gläubigers befige, und daß daher eine Gefahr für 
bie Forderung desſelben nicht dargethan tft.” 
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Nr. 581. 


Bitte des Schuldarreftanten um Geftattung eines regelmäßi- 
gen Ausgangs zum Gebrauch einer Eur. 


— v. 16. Juni 1050, ae 6415 —— des das Decret des 
Wien v. 23. M ablnbezuben Decreted des 
8, ©, Wien v. Pe a Nr. 4258). ©. 3. 1859, Nr. 26. 


Nr. 582, 


Bertheilung des Erlöfes einer erecutiv verfteigerten Realität 
unter die Hhpothefargläubiger trog mittlerweile erfolgter Eon- 
curseröffnung. 


Plenar-€ nid: v. 17. Juni 1858, Nr. 6040 nn des zus 
bes D. 2%. G. Wien v. 6. April 1858, Ne. 4106) 1858, Nr. 97. 


ir. 583. 


Derehnung des Pflichttheiles im Falle einer die Hälfte 
des Vermögens nicht überfteigenden Schenkung. 


Eutſch. v. 22. Sant 1858 Nr. 4257 (Betätigung des Urtheiles der Prätur 
Bufio- ‚rn io v, 21. Zuli 1857, Nr. 4847, —53 — e3 Urtheiles des 
8. ail ans An 4. Der. 1857, Nr. 13927) , 1862, Nr. 52. 
Eco d. Trib. 1861, © —28 


M batte drei Söhne und drei Töchter. Mittelſt der Urkunde vom 
23. Yänner 1846 ſchenkte er den Söhnen ein Grundſtück im Werthe 
von 5000 L. a., wodurch jedoch die Hälfte feines Vermögens nicht er» 
ſchöpft wurbe. Kurze Zeit darauf ftarb er und hinterließ ein Teftament, 
in welchem feine ſämmtlichen Kinder auf die den Pflichttheil bildende 
Hälfte feines Vermögens, feine Söhne zugleich auf den Kefthetrag des⸗ 
felben zu Erben eingefegt waren. Die Töchter fchlugen die Erbichaft 
nad) der legtwilligen Anorbnung unter Vorbehalt ihres Pflichttheilrechtes 
aus, unter welchem Vorbehalte diefelbe ſodann den männlihen Erben 
eingeantwortet wurbe. Die Schweftern belangten ſodann ihre Brüder 
auf Solidar-Zahlung des ihnen gebührenben Pflichttheiles, als welchen 
fie je ein Zwölftel des väterlihen Nachlaſſes beanfpruchten und zu deſſen 
näherer Beftimmung fie unter Anderem auch die Anrechnung ber ven 
Eöhnen gemachten Schenkung begehrten. 

Die erfte Inſtanz gab dem Slagebegehren Statt, und war 
bezüglich der Berechnung des Pflichttheiles aus folgenden Gründen : 
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„In Anſehung der Frage, ob behufs Beſtimmung des Pflichttheils 
der Descendenten auch Schenkungen, welche die Hälfte des Vermö⸗ 
gens des Geſchenkgebers nicht erreichen, wie es bei der vorliegenden 
Schenkung des M der Fall iſt, einzurechnen ſeien, enthält das a. b. 
G. B. ausdrücklich keine Beſtimmung. Eine ſolche ergibt ſich aber 
aus der richtigen Deutung des 8. 951. In dieſem Paragraphe wird 
dem Geſchenknehmer die Verpflichtung auferlegt, den über die Hälfte 
des Vermögens empfangenen Theil der Schenkung zurüdzuftellen, wenn 
dies zur Ergänzung des Pflichttheiles, welcher ſtets in ber Hälfte des 
zur Zeit der Schenkung vorhandenen Vermögens beiteht, nothwendig 
wird. Demzufolge fegt das geltende Recht voraus, daß in einem 
ſolchen Falle kein frei vererbliche8 Vermögen übrig bleibt, dasfelbe viel- 
mehr durch die bereit gemachte Schenfung repräfentirt wird. 

biefen Sinn dem 8.951 a. 6. ©. B. nicht unterlegen wollie, müßte 
einer doppelten Abjurbität verfallen. Er müßte annehmen, daß das 
Geſetz dem Gefchenfgeber in demſelben Momente geftattet, frei über 
fein Vermögen zu verfügen, in welchem es den Geſchenknehmer ver: 
pflichtet, einen Theil des von dem Geſchenkgeber Empfangenen zu res 
‚fituiren, — und daß ein Ascendent über die Hälfte feines Vermögens 
buch Schenkungen unter Lebenden, über die andere Hälfte aber durch 
Teftament verfügen könne. Denn wenn das Geje feine Klage auf 
Minderung der Schenkung gewährt, fobald die reine Erbſchaft die 
Hälfte des zur Zeit der Schenkung vorhanden gewejenen Vermögens 
erreicht ober Überfteigt, fo gefchieht e& ohne Zweifel deshalb, meil es 
in dieſem Falle den Pflichttheil durch das zur Zeit des Todes des Erb» 
laſſers vorhandene Bermögen hinlänglich gebedt findet, wenngleich der⸗ 
felbe nicht nach dem reinen Nachlafje, fondern nach dem zur Zeit ber 
Schenkung vorhandenen Vermögen (beftimmt) berechnet wird, injofern 
ber reine Nachlaß die Hälfte vesfelben nicht erreicht. „„Indem bad 
Geſetz““, fagt Baſevi, „„die gewöhnliche Hegel, wornach fi das 
Succeſſionsrecht nach dem zur Zeit des Todes des Erblaffers vorhan- 
denen Bermögen richtet, für biefen Yal außer Kraft fegt, wendet es 
dem Descendenten die Hälfte des von dem Öefchenfgeber zur Zeit ber 
Schenkung befeflenen Vermögens zu.“" Aus demſelben Grunde nun, 
ans welchem Schenkungen, vie die Hälfte des Vermögens ausmachen 
oder überfchreiten, das ganze frei verfügliche Vermögen in ſich ſchließen, 
and demfelben Grunde müflen Schenkungen, welde die Hälfte nicht 
erreichen, das frei verfügbare Vermögen vermindern. Der einzige reelle 
Unterfchied zwifhen dem einen und andern alle beiteht blos darin, 
daß in bem erfteren die Schenkung das ganze frei verfügbare Ber- 
mögen in fich fließt, und das von Todes wegen Hinterlaffene infoweit 
einer Minderung unterliegt, als es die Hälfte des Vermögens über- 
jhreitet, während in dem zweiten Yalle die Schenfung blos einen 
Theil des frei vererblichen Vermögens vepräfentirt, fo wie jede Zu: 
wendung von Todes wegen nur einen Theil vesjelben repräfentiven 
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würde, wenn fie nicht die Hälfte des Naclaffes überſchritte. Wer 
enblih aus dem Zuſammenhange des $. 951 a. 5. G. B. diefe Folge- 
rungen nicht ziehen wollte, müßte der andern Abfurbität verfallen, daß, 
wenn ber Gefchenkgeber eine Schenkung über die Hälfte feines Ver⸗ 
mögend gemacht hätte, ver Pflichtiheil dieſer Hälfte gleichlommen 
mäfje und daher gar Tein frei vererbliche® Vermögen vorhanden fein 
könne, wenn er dagegen eine Schenkung unter der Hälfte feiner Habe 
gemacht, der Pflichttheil nicht mehr die Hälfte, fondern irgend eine Sache 
nad Umftänden vielleicht viel geringeren Werthes als im erfteren Falle 
zu fein brauche. Vermöge ver vorſtehend auseinandergefegten Grumb- 
füge und in Uebereinftimmung mit ven Anfichten der bewährteften Rechts⸗ 
gelehrten muß daher angenommten werben, daß auch in dem Falle, we 
die Schenkung bie Hälfte des zur Zeit ver Schenkung vorhanden 
gemwefenen Vermögens nicht überfteigt oder nicht einmal erreicht, der 
Geſchenlgeber aber fein, Vermögen nicht durch neuen Erwerb vermehrt 
bat, wie in dem vorliegenden Falle, — der Gefchenfgeber ſelbſt nur 
über fo viel von feinem Bermögen frei verfügen könne, als mit Ein- 
rechnung der bereitd gemachten Schenkung noch zur Hälfte desſelben 
erübrigt. Um ven Pflichttheil zu beftimmen, muß das gefchenkte Ver⸗ 
mögen als zur Beit des Todes des Gefchenfgebers noch im Nachlaſſe 
befinvlich angejehen werben, weßhalb Schenkungen, die nicht die Hälfte 
bes Vermögens des Gefchenkgebers erreichen, Brranlaffung find, wenn: 
glei nicht zur Meinderung der Schenkung gegenüber dem Geſchenk⸗ 
nehmer, fo doch zur Minderung des frei vererblichen Vermögens gegen- 
über dem Schenler. Hiermit ftimmt aud das römifche Recht vollſtändig 
überein. ..... “ 

„Der 8.951 a. b. G. 8. fest aljo voraus, daß Schenkungen, 
welche. nie Hälfte des Vermögens nicht erreichen, in das frei vererb- 
lihe Bermögen eingerechuet werben müfjen. Man könnte auch jagen, 
ber 8.951 a. b. ©. 8. fee voraus, daß das Vorhandenſein pflicht- 
theilöberechtigter Descendenten Schenkungen über bie Hälfte des Ver⸗ 
mögens unter eine Reſolntivbedingung ftele. Er anerkennt nämlich, 
daß die Nechte ver Descenventen nicht erft mit dem Tode ihres Ascen- 
denten wirkſam zu werden beginnen und fi nur auf das vorhandene 
Bermögen erfireden, ſondern, daß fie jchon früher Geltung haben und 
fih auf dad Vermögen desſelben überhaupt gegenüber unentgeltlichen 
Zuwendungen beziehen. Und ver $.951 a. b. ©. B. beſchränkt fi 
auch nicht darauf, den Descendenten die Befugniß einzuräumen, von 
dem Beſchenkten dasjenige, was er gegen die Beſtimmung des Geſetzes 
erhalten, als em felbftflänniges, von dem Pflichttheil unabhängiges 
Vermögen zurüdzuverlangen, indem er von biefem Rechte des Pflicht. 
theiles im erſten Abſatz ſpricht, im zweiten aber das Verhältniß zwi⸗ 
ſchen der reinen Erbſchaft und der Hälfte des zur Zeit der Schenkung 
vorhandenen Bermögens feſtſtellt, um darauf hinzuweifen, daß dieſe 
Hälfte, inſofern fie durch neue Erwerbungen ergänzt ift, den Pflichttheil 


— 96 — 


ausmacht, während im entgegengeſetzten Falle eine theilweiſe Reſtitution 
erfolgen muß, inſoweit es nothwendig iſt, den Pflichtheil, d. i. die Hälfte 
des zur Zeit der Schenkung vorhanden geweſenen Vermögens, zu ergän⸗ 
zen, ſowie er zugleich erflärt, daß dieſe Minverungsflage aus keinem an- 
bern Rechtstitel als der Dualität von Notherben hervorgehe und ftets 
von dem Recht auf den Pflichttheil abhängt...... “ 

Die zweite Inſtanz änderte diefes Erfenntnik in Anfehung ver 
Berechnung des Pflichttheild ab, aus folgenden Gründen: „.... Der 
Pflichttheil der Descenventen muß im Falle einer Schenkung menig- 
ſtens die Hälfte des zur Zeit der Schenkung von dem Schenker be⸗ 
jefienen Vermögens betragen, daher foviel, als fie erhalten haben 
wärben, wenn ſie ihr Recht auf den Pflichttbeil ſchon zur Zeit ber 
Schenkung ausgeübt hätten. Um daher zu beftimmen, ob eine Schen- 
fung das Pflichttheildreht ver Kindes verlegt habe, muß auf die Zeit 
feiner Entftehung Rüdfiht genommen werben („tempus mortis inspi- 
ciendum est, ut dignoscatur, utrum donatio a patre facta inofficioso 
vitio laboret, nee ne“), und wenn nad) Bergleihung des Vermögens, 
das ber der Bater zum Zeit ver Schenkung befaß und nach feinem Tode 
hinterließ, der reine Nachlaß die Hälfte des zur Zeit der Schenkung 
gehabten Vermögens nicht erreicht, fo findet die Rückforderung des 
Mangelnven gegenüber vem Geſchenknehmer zu Gunften der Notherben 
Statt (8.951 a. b. G. B.). Das Gefeg Hält das fragliche Rechtsge⸗ 
ſchäft nicht Schon von vornhinein für verlegend, wenn auch ver Geſchenk⸗ 
geber über mehr als die Hälfte feines Vermögens verfügte, fonbern 
erflärt es dafür erft dann, wenn er zur Zeit feines Todes nicht wenig- 
ſtens die Hälfte des zur Zeit der Schenkung befeflenen Vermögens hinter 
läßt. Wo er mehr als dieſe Hälfte hinterläßt, ift vie Schenkung unantaft- 
bar. „Auctis facultatibus patris, contingere postest, ut donatio, quæ ab 
initio paternae pietatis officio parum consons erat, deinde inofliciosa 
esse desineat.* Aus jeder Schenkung, fie fei noch fo gering, erwächſt 
den Notherben ein Nachtheil, weil fih dadurch das Vermögen des 
Geſchenkgebers, fomit auch die Duote des Pflichttheiles des Descen⸗ 
denten vermindert; aber das Geſetz erklärt im 8. 951 a. b. G. B. 
ausdrücklich jede Schenkung für unanfechtbar, die anfänglich die Hälfte 
des Vermögens des Schenkenden nicht überſteigt, und „in legitimam 
non conferuntur nisi ea, quae a lege expresse dietum est conferri 
debere.* Man lünnte wohl einwenden, daß ja dasjenige eingerechnet 
werben müſſe, was der Erblaffer durch Teftament over Codicill Jeman⸗ 
den zugewendet hat, daher auch eine Schenkung, die erft mit dem Tode 
des Geſchenkgebers wirkſam werden fol (8. 786 a. b. ©. B.) und im 
8. 956 a. 6. ©. B. einem Legate gleichgeftellt werde, in Beziehung auf 
den Pflichttheil als nicht gefchehen angefehen werden müſſe, was auch 
dem römischen Rechte entfpreche: „donationes mortis causa non minuunt 
legitimam, sed illa ex eo deducitur.* Jedoch, nach unferer Geſetzgebung 
muß eine Schenfung, — wenn fie auch erft mit dem Tode des Schenter® 
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wirffam werden fol, wenn nur dadurch dem Beſchenkten ein beitimmtes, 
perfönliches Hecht gegenüber dem Schenker eingeräumt und er fomit 
Gläubiger desſelben wird, und wenn, wie in dem vorliegenden alle, mit 
ber Unwiberruflichleit die Annahme derſelben und vie Uebernahme ber 
betreffenden Urkunde zufammentrifft, — als ein wahrer Bertrag ($. 956 
a. b. G. 8.) angefehen und darf in feiner Beziehung als ein Legat 
behandelt werden. Seine Erfüllung blos ift auf die Zeit des Todes des 
Gefchenfgebers hinausgeſchoben, aber das Recht felbft fteht ſchon wäh- 
rend feines Lebens dem Beſchenkten zu, der e8 auch auf feine Erben trans 
mittirt. Da fomit die Schenkung vom 26. Jänner 1846 als feine lebt- 
willige Verfügung erfcheint, fo findet ber 8. 786 a. b. ©. B. auf fie 
feine Anwenbung. 

„Der erfte Richter behauptet (und es ift jein vorzüglichftes Ar- 
gument), daß das Gefe den Descenventen des Geſchenkgebers ultra 
dimidium nicht die Hälfte des Nachlaſſes, fondern vie Hälfte des zur 
Zeit ver Schenfung von dem Geſchenkgeber befefienen Vermögens zu- 
iprehe; daß daher, wenn eine Schenkung über vie Hälfte den frei 
vererblichen Theil des Vermögens barftelle, analoger Weife auch eine 
Schenkung unter der Hälfte einen Theil des frei vererblihen Vermö- 
gend in fih ſchließen müſſe. Dagegen kommt zu bemerken, daß jene 
Prämifje nicht unbebingt zugegeben werden Tünne; daß wohl das Geſetz 
bei der Berechnung des Pflichttheiles jedesmal eine vorausgegangene 
Schenkung im Auge babe, aber nur eine foldye, welche Die Hälfte des 
Vermögens des Geſchenkgebers überfteigt, daß daher das beigezogene 
Argument, weil e8 zu viel beweifet, eben nichts beweijet, da jonft eine 
noch fo Heine Schenkung, eine Schenkung von wenigen Centefimi aud in 
den Pflichttheil eingerechnet werden müßte, was wohl Niemand behaup- 
ten wird... . 

Die dritte Inftanz beftätigte das erſtrichterliche Erkenntniß 
aus nachftehenden Gründen: „Die Beftimmung des 8. 951 a. b. 
G. B. muß an fih und in Zufammenhang mit den in den 88. 762, 
765, 7833, 786 ausgefprohenen Grundfägen, fe aufgefaßt und ange- 
wendet werden, daß diefe Grundſätze weder ausdrücklich noch durch Um- 
gehung und Täuſchung, welthe das Geſetz nicht einmal zulafjen, geſchweige 
denn hervorrufen kann, an Kraft und Wirkjamkeit verlieren. Wenn e8 
fih aljo, wie in dem vorliegenden Valle, um eine Seitens eined Fami⸗ 
lienvaters an einzelne feiner Kinder gemachte Schenkung handelt, fo muß 
darin eine anticipirte Ausübung des ihm vom Geſetze eingeräumten 
Rechtes, über die Hälfte feiner Habe ſowohl durch Schenkung unter Le- 
benden als von Todes wegen durch Zeftamente zu verfügen, infoweit ge- 
jehen werden, als dieſes dem Eigenthümer zugeflandene Recht mit den 
ihm als Ascendenten obliegenven Verpflichtungen in ver Art vereint wer- 
ven kann, daß die Ausübung des einen die Erfüllung ver andern mit all- 
fälliger nadhträglicher Reintegration des Vermögens ermöglicht und dieſe 
coeriftenten Pflichten in dem Acte der Schenkung zur Zeit des Todes des 
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Geſchenkgebers auch ohne nachträglichen Erwerb fo erfüllt erſcheinen, als 
ob ſich dieſe zwei Thatſachen in der letzten gleichſam durch eine Geſetzes⸗ 
fietion vereinigt hätten und ſo die Fürſorge für die Kinder nicht fruchtlos 
bleibt. Erſcheint nun als Geſchenknehmer gegenüber Jemanden, der 
Descendenten hat, ein Erbe oder Legatar des frei vererblichen Bermö- 
gend, fomit ſchon begünſtigt durch dem Tode des Geſchenkgebers voraus- 
gegangenen Erwerb, fo wirft er ven verhältnigmäßigen Werth des Ge⸗ 
ſchenkten in den Nechlaß ein, da das Geſetz, ſtets den Pflichttheil in Be⸗ 
zug auf das ganze Vermögen des Verſtorbenen intact erhaltend, den Ge⸗ 
ſchenknehmer behufs der Beſtimmung des Pflichttheiles, gleichwie wenn 
von einer Ueberſchreitung ber Hälfte geſprochen wird, zur Anrechnung 
des Empfangenen verpflichtet, damit er zur Zeit des Todes bed Geſchenk⸗ 
gebers und Erblaſſers gegenüber den Descendenten nicht reicher ſei, als 
ex es wäre, wenn er blos in Folge letztwilliger Verfügung zu dem Nach⸗ 
laffe berufen worden wäre. Andererſeits könnte auch diefe Frage nicht in 
einem entgegengejegten Sinne gelöft werden, wenn man bie Uebertrei- 
bung der Confequenz für unftatthaft erflären wollte, woran das Argus» 
ment von der ganz unfcheinbaren Schenkung des Vaters ftreift, da das 
Unftatthafte des falſchen Criteriums nur in der Uebertreibung des Sach⸗ 
verhaltes gelegen wäre, und eine falſche Hypotheſe nicht hinreicht, eine 
falſche Anwendung des Geſetzes zu rechtſertigen.“ 


Nr. 584. 


Ausfegung der Entſcheidung über die Gerichtstoften erfter 
Inſtanz bis zum Ausgang des in zweiter Inflanz angeorb- 
neten Beweisverfahrens. 


Ente 22. Inni 1858, Nr.5789 (bänberun, ded Urtheiled des O. L. G. 
rag v. 15. Febrnar 1858, Nr. 2878). ©. 3. 1858, Nr. 120. 


Die erfte Inſtanz hatte den Kläger ‘mit feinem Begehren ab⸗ 
gewieſen und ihn in die Koſten verfällt; die zweite ließ die von jenem 
angebotenen Beweiſe zu, und erklärte mit Berufung auf & 400 a. G. O. 
und das Hofd. v. 9. Mai 1785, Nr. 426 3. G. S. GGeſſely J. 
Nr. 1428) die Gerichtskoſten für gegenſeitig aufgehoben; ber oberfte Ge⸗ 
richtshof Dagegen erflärte nur die Koften der zweiten Inſtanz für gegen- 
jeitig aufgehoben und behielt ven Ausſpruch über die der erften Inſtanz 
dem Endurtheile vor. 

Gründe der dritten Inſtanz: „In den dem Juſtizhof⸗ 
vecrete vom 22. Yuni 1835, Nr. 42 9. ©. S., beigefügten Ur- 
tbeilsformularien -ift der Beiſatz vorgefchrieben, daß die Entſcheidung 
über die Gerichtöfoften bis zum Endurtheile aufgefhoben werbe, und 
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daß unterdeſſen jede Partei die einfache Taxe des Beiurtheiles zu ent⸗ 
richten habe. Dieſe Anordnung iſt ein der allgemeinen Gerichtsordnung 
und insbeſondere dem Hofdecrete vom 9. Mai 1785, Nr. 426, nachge⸗ 
folgte8 Geſetz, weßhalb viefelbe bei den Durch dieſes Geſetz erft neu ein- 
geführten, von den früheren im Inhalte und in der Form ganz verfchie- 
denen Beiurtheilen um fo mehr beachtet werden muß, als durch die 
gegenwärtigen Beiurtheile in der Hauptfache gar nicht erkannt, ſondern 
nur eine Ergänzung und Bervollftändigung des Beweisverfahrens zuge- 
laſſen wird. Es muß daher die Entfcheivung über die Gerichtskoſten dem 
Endurtheile vorbehalten bleiben, weil erft durch ein ſolches über die Ber- 
pflihtung des Gellagten entfehieden wird, daher auch nach $. 398 a. ©. 
O. erft dann über die Grundhältigkeit oder das Nichtbegründetfein ver 
Klage entſchieden werben kann.” 


Nr. 585. 


Anführung der Ehegattin als Mitgläubigerin in einer Schuld- 
urkunde, angeblih aus Rechtsirrthum hervorgegangen. 


Entf. v. 22. Juni 1858, Nr. 6342 (Beftätigung des das Urtheil des 
8. G. Linz v. 236. October 1857, Nr. 9626, abändernden Urtheild des 
D. X. ©. Wien v. 10. Februar 1858, Nr. 1197). ©. H.1859, ©. 343 ff. 


Beim Tode der Therefe A fanden fih Privatobligationen vor, in 
welchen fie gemeinfchaftlih mit ihrem Gatten Peter A als Gläubigerin 
genannt ift. Peter A nimmt jedoch ihren Erben gegenüber diefe Forde— 
rungen für fi allein in Anfpruch, da er die Darlehensvaluta allein ge= 
geben, und feine Ehegattin in die Urkunden nur in der irrigen Boraud- 
fegung aufgenommen babe, daß zwifchen Ehegatten nothwendig Güter- 
gemeinfchaft beftehe. — Die erfte Inftanz erkannte auf den Haupteib 
tarüber, daß Peter A die Baluta aus Eigenem gegeben; die beiden 
höheren Gerichte Dagegen wiefen fein Begehren unbedingt zurüd. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Durch die Schulddocumente 
ift nachgewiefen, daß diefelben mit Wiffen und Zuftimmung bes Klägers 
auch auf feine Gattin Thereſe anögeftellt wurden, wornach die Theil 
habung ber lettteren auf einem Bertrage einerfeitd zwifchen den A’fchen 
Eheleuten und anderſeits zwifchen viefen und den Schulpnern beruht. 
Kläger beftreitet die Giltigkeit dieſer Vertragsgeſchäſte wegen bes be- 
haupteten obgewalteten Irrthums, indem er anführt, daß er der Meinung 
war, daß zwifchen Ehegatten fchon an ſich Gütergemeinfchaft beflehe und 
er aus diefem irrigen Grunde allein feine Gattin an den drei Forderun⸗ 
gen Antheil nehmen ließ, wiewohl er die Schuldſcheins⸗, reſp. Ceſſions⸗ 
valuten aus eigenem Vermögen allein gegeben habe, und deßwegen mit 
Ausſchließung feiner Gattin der Forderungsberechtigte des ganzen Be- 
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trages fei. Allein diefe angeblich flattgefundene faljhe Vorausſetzung 
vermag nicht das urkundlich befcheinigte Forberungsredht der verftorbenen 
Thereſe aufzuheben. Der Beweggrund, aus weldhem ber Kläger fein 
Recht mit ihr theilte, felbft wenn angenommen wird, daß er allein die 
Baluten leiftete, ift für die Rechtskraft des Vertrages gleichgiltig, zumal 
ſich mit der Unfenntniß der gefeglihen Borfchriften in der Kegel Nie- 
manb entſchuldigen kann (S. 2 a. b. G. B.). Den Irrthum hat aber 
der Kläger auch gar nicht erwieſen, und ſelbſt für den Fall des Beweiſes 
blieb der mit ſeiner Gattin geſchloſſene Vertrag doch giltig, weil nicht 
einmal behauptet wird, daß die Irreführung von Thereſe ausgegangen 
iſt (8. 8714. b. G. B.) Uebrigens iſt auch nicht dargethan, daR das 
Uebereinkommen mit ſeiner Gattin einzig und allein auf dem falſchen 
Beweggrund beruhet habe, und daß zur Zeit dieſer Rechtsgeſchäfte eine 
Gütergemeinſchaft wirklich nicht beſtand. Die Documente enthalten keine 
Hinweiſung auf eine Gütergemeinſchaft als Beweggrund der Antheil- 
nehmung für Thereſe A, und lauten unbedingt, daher die erhobene Ein⸗ 
wendung nach 8. 901 a. b. G. B. unzuläſſig iſt, beſonders wenn erwogen 
wird, daß das Ceſſionsgeſchäft ſchon im Jahre 1846 geſchloſſen, die 
Schuldſcheine im Jahre 1852 und 1855 ausgeſtellt wurden, und durch 
dieſe ganze Zeit der Kläger die Mitberechtigung ſeiner Gattin unange⸗ 
fochten ließ, noch am 1. Jänner 1857 mit derſelben gemeinſchaftlich die 
Aufkündigung einbrachte und nun erſt nach deren Tode einen jahrelangen 
Irrthum behauptet, welchen er gegen ſeine Gattin nicht geltend gemacht 
hat, welche von dem Grunde ihres Rechtsverhältniſſes bezüglich der drei 
angeſprochenen Forderungen in Kenntniß war. Da die angebotenen 
Haupteide und Zeugenbeweiſe auf den unterlaufenen Irrthum nicht ge— 
richtet ſind, ſo mußte das erſtrichterliche Urtheil abgeändert werden.“ 
Gründe der dritten Inſtanz: „Das obergerichtliche Urtheil 
mußte aus deſſen Gründen und in der Erwägung beſtätigt werden, daß, 
wenn wirklich die Erblaſſerin aus ihrem eigenen Vermögen nichts geleiſtet 
hätte, was Kläger ſchon in erſter Linie zu erweiſen gehabt hätte, aber 
durch die Weisartikel über die von ihm perſönlich allein geſchehene Zus 
zählung der Baluta nie zu beweifen vermöchte, der Rechtsgrund ihrer 
activen Einftellung in den verbüdherten Schuldocumenten der Klage auch 
in einer Schenfung des ©atten, ja auch in einem Schuldanjpruche an den 
Gatten und Kläger liegen konnte, deren etwaigen Beſtand der Kläger aus⸗ 
zujchliegen nicht unternommen hat, und insbefondere in der Erwägung, 
daß die factifch beftandene und von den Ehegatten anerkannte Güter⸗ 
gemeinfchaft aus dem vom Kläger jelbft beigebrachten Belege über deren 
Gebahren zweifellos hervorgeht, daß demnad von einem Irrthume im 
Sinne des 8. 1431 a. b. ©. B. da nicht mehr die Rede fein kann, wo 
bie Annahme einer zuläffigen Gemeinfhaft an den fogar zum Theil ver- 
bücherten Forderungen von Seite ver Öattin vorliegt und nicht gejagt 
werben kann, daß ihr etwas geleiftet wurde, wozu fie fein Recht hatte. 
Der Irrthum, daß Kläger eine Gütergemeinfchaft einräumte, ohne gejeß- 
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lich Dazu verpflichtet zu fein, fällt in den F. 2 a. b. G. B. und nur was 
sine causa als eine Schuldabtragung gegeben wurbe, nicht der Beweg⸗ 
grund, der zur Einräumung eines Rechtes Jemanden beftinmte, Tann 
bie condictio indebiti nach ſich ziehen.“ 





Ne. 586. 


Paſſive Sadlegitimation im possessorium summariis- 
| simum. 


Entſch. v. 22. Juni 1858, Nr. 6618 (Aufhebung der Decrete der Prätur 

Gavirate v. 30. December 1857, Nr. 6021, und ded DO. 2. G. Mailand 

v. 30. April 1858, Nr. 55149). Gaz. d. Trib. 1859, ©. 65 ff, (Nach 
den’ Acten ergänzt.) 


In Folge Auftrags der Gemeinde D wurde von C, nad) Anleitung 
und Anordnung des B, aus dem Örundftüde des A Erde genommen, 
um fie zur Herftellung eines Gemeindewegs zu verwenden. Deßhalb 
. belangte der Agent de8 A den B und C in possessorio summariissimo 
wegen Befitftörung, und beide Untergerichte entſchieden nach dem Klage⸗ 
begehren. , 
Der oberfte Gerichtshof hingegen verordnete mit Aufhebung der 
untergerichtlihen Entſcheidungen die Zurüdftellung der Klage, und zwar 
„in Erwägung, daß der Kläger, welchem (wie aus den Acten hervorgeht) 
befannt war, daß B und C nur nach dem Auftrage ber Gemeinde D han= 
beiten, mithin die Gemeinde felbit die Haftung für die Folgen der Aus- ' 
führung des erteilten Auftrags übernommen hatte, die Gemeinde in 
possessorio summariissimo belangen mußte, daher die nur gegen die Voll⸗ 
jieber ihres Auftrages gerichtete Klage zur Verhandlung und richterlichen 
Entſcheidung nicht geeignet war — umfoweniger als, weil eben die Ge⸗ 
meinde ſelbſt nidyt belangt wurde, in der Verhandlung auch nicht Flar 
gemacht werden fonnte, ob ver von der politiihen Behörde bewilligte 
Straßenbau, welder zur behaupteten Befigftörung den Anftoß gab, das 
Privatinterefie der Gemeinde oder vielmehr ein öffentliches Intereſſe 
berühre, in welch' legterem Falle die Kompetenz des Richters zur Ver⸗ 
handlung und Entfcheivung von vornherein ausgeſchloſſen war.‘ 
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Nr. 587. 


Colliſion des Pfandrechts an einer unbeweglichen Sache mit 
ber Verpfändung ber bürgerlichen Früchte derfelben. 


Entid. v. 30. Juni 1858, Nr. 6588 (Beitätigung ded das Urtheil des 
8. G. Mailand v. 3. November 1857, Nr. 16840, abändernden Urtheils 
des O. L. G. Mailand v. 4. Mär rc ai 1422\. Eco d. Trib. 1862, 


A, defien Pfandredt an dem Grundftüd feines Schuldners C dem 
Pfanprechte des B im Alter vorangeht, hatte für feine Yorderung an 
Capital und rückſtändigen Interefien bereit8 die Realerecution eingeleitet, 
al® B gegen C pro solvendo die erecutive Einantwortung der vom Bes 
ftanpnehmer des Grundftüdes zu zahlenden Pachtzinſe und die Aufftellung 
eines gerichtlichen Sequefter8 zur Eintreibung derfelben erwirkte. Erſt 
nachdem der Sequefter D einige Pachtzinsraten eingehoben und dem B 
für Rechnung feiner Forderung bezahlt hatte, kam A hievon in Kenntniß 
und trat fofort gegen B, C und D mit einer Klage auf, worin er auf 
Grund des Altervorzugs feines Pfandrechtes das Begehren ftellte, daß 
der Sequefter D ſchuldig erfannt werde, alle von ihm eingehobenen und 
in Zukunft eingehenden Pachtgelder, zum Behufe der gerichtlihen Ver⸗ 
theilung derfelben nach dem Rang der Pfandrechte, bei Gericht zu hinter- 
legen. — Das Klagebegehren wurde von der erften Inſtanz abgewiefen, 
vom D. 2. ©. zugelaffen. 

Der oberfte Gericht&hof beflätigte aus den nachftehenden Gründen 
das Urtheil der zweiten Inftanz: „Nah 8. 457 a. b. G. B. erftredt fich 
das Pfanprecht auf alle Theile, auf Zuwachs und Zubehär ver Pfandfache 
folglich auch auf die noch nicht abgeſonderten oder bezogenen Früchte, fo 
daß, wenn der Schuldner einem Gläubiger fein Grunpftüd, und einem 
andern fpäter die Früchte desſelben verpfändet, bie fpätere Verpfändung 
nur in Beziehung auf die ſchon abgefonderten und bezogenen, Früchte 
wirkſam iſt. Da das Geſetz hiebei zwifchen natürlichen und Civilfrüchten - 
nicht unterfcheitet, und an anderen Stellen, wo es von den bezoyenen 
Früchten ſpricht, fogar ausprüdlih auch die Civilfrüchte darin begreift 
(8. 295 in Verbindung mit 8. 330 a. 6. ©. B.), fo muß angenommen 
werben, taß das an einer unbeweglichen Sache eingeräumte Pfandrecht 
fih auch auf die Eivilfrüchte derſelben, wozu die Beftandzinfe gehören, 
erftrede. Deßhalb beftinnmt das Geſetz im $. 1102, daß zwar der Be- 
‚ftandgeber fi die Vorauszahlung des Beftandzinfes bedingen darf, daß 
aber der Beftanpnehmer, der mehr als Eine Friftzahlung geleiftet bat, 
biefelbe den, nicht früher, fondern fpäter eingetragenen Gläubigern nur 
in dem Falle entgegen jegen fann, wenn die Zahlung in die öffentlichen 
Bücher eingetragen ift, mir andern Worten, wenn aud er ein Pfantrecdt 
an der Beftandfache erworben hat. Nah 8. 451 a. b. ©. B. erwirbt 
man das Pfandrecht an dem Grundſtücke felbft, wie an dem Zugehör, 
ſomit an den natürlichen und Civilfrüchten desfelben, nur, durch den Ein- 
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trag in das öffentliche Buch, und einmal erworben, kann es durch keiner⸗ 
lei Handlung eines ſpätern Gemein⸗ oder Pfandgläubigers aufgehoben 
und ebenſo wenig in ſeinem auf die Sache ſelbſt und ihre natürlichen 
und Civilfrüchte ſich erſtreckenden Umfange beſchränkt werden. Nur der 
Schuldner darf, fo lang er an der Pfandſache das Recht freier Verfügung 
bat, die natürlichen Früchte nach ihrer Abfonderung und bie bezogenen 
Civilfrüchte derſelben ſich zueignen und nad) feinem Belteben verwenden. 
Allein viefe Befugniß wird ihm von dem Geſetze nicht fo fehr in Hin- 
blid auf die Unthätigkeit ver Pfandgläubiger, ald um der VBermuthung 
willen eingeräumt, daß er die Früchte zur Befriedigung der Zinſenforde⸗ 
rungen der Pfandgläubiger verwenden werde, nach dem Grundfate, daß 
bei jedermann, bis zum Beweis des Gegentheils, Redlichkeit und fomit 
bie Bereitwilligfeit zur Erfüllung der übernommenen Berbinvlichleiten 
vorausgefegt werden muß. So wie aber dem Schuldner der Beſitz und 
die Berwaltung der Pfandfache entzogen wird, fällt jene Vermuthung 
hinweg, weil er hiedurch außer Stand gejegt ift, feinen Verbindlichkeiten 
nachzukommen, und da in einem folhen Falle vie Intereffen feiner Gläu— 
biger unter ſich in Wiverftreit gerathen, fo mußte das Gefeg, gleichwie 
in den allen des allgemeinen und des Partinlconcurfes, dafür Sorge 
tragen, daß jeder von ihnen erlange, was ihm nad) dem Rang feines 
Pfandrechts zulommt. Darauf gründen fid denn auch die Vorſchriften 
der 88. 383 und 412 italien. G.O. (&8. 394 und 423 weftgal. ©. D.), 
wornad in den Fällen der Sequeftration und der Pfändung der Ein- 
fünfte eines unbeweglichen Gutes ein Sequefter aufzuftellen ift, welcher 
diefelbe einzuheben, hievon die Zinfen und andern jährlich zu leiſtenden 
Zahlungen abzuführen hat und dem Scqueftrationswerber nur den Reſt 
zukommen lafjen darf. Ohne diefe vom Gefeg getroffene Vorſorge braucht 
der einfache Gemeingläubiger nur die Pfändung oder, was vasfelbe ift, 
die Einantwortung der Einfünfte eines Grundſtücks ſich zu erwirken, um 
mit dem Werthe derfelben für feine Forderung vor den Pfandgläubigern 
befriedigt zu werben, deren Pfandrecht gleichwohl nach 8. 457 a. b. ©. 
B. aud die Einkünfte des Gutes umfaßt. Die Vorſchrift des 8. 457 
muß in denr ber ratio legis entiprechenten Sinne verftanden werben und 
daher fofort nad) der Bewilligung der Sequeftration oder der Pfändung 
der Einfünfte des Grundſtücks zur Anwendung kommen; und dies ift 
auch die Bedeutung des $. 383 italien. ©. O. (8. 494 weftgal. ©. O.), 
welcher dem Sequefter vorfchreibt, in der darin bezeichneten Weife die 
Früchte zu vertheilen, ohne die Erfüllung diefes Auftrags von dem Ein- 
tritte eine8 gewiſſen Zeitpunfte® oder anderer Umftände abhängig zu 
machen, woraus mit Nothwendigkeit hervorgeht, daß er denjelben unver- 
züglih und ohne Ausnahme befelgen muß. Deßhalb ift auch der Umſtand 
vollfommen gleichgiltig, daß die Früchte von dem Sequefter bereit8 ab» 
geſondert und bezogen wurden, bevor noch die Gläubiger die Abficht, 
ihre Rechte daran geltend zu machen, kundgegeben haben. Sie find aud) 
nicht einmal in der Lage, dies zu thun, da fie von der Sequeftration und 
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Pfändung gar nicht in Kenntniß geſetzt werden. Und hätten ſie auch 
davon Kenntniß erhalten, fo dürften fie ſich zur Entſchuldigung ihrer Un- 
thätigleit immerhin darauf berufen, daß ſchon das Geſetz ihr Interefie 
wahrgenommen habe. Denn da mit ver Sequeftration die Einkünfte des 
Gutes unter gerichtliche Verwaltung geftellt find, jo wäre ed in ber 
That umbegreiflih, daß der Richter, der doch eingefegt if, um bie 
Schuldner durch Zwang zur Erfüllung ihrer Pflichten anzubalten, in 
ihrem Namen — blos weil feine Ingerenz nothwendig geworden — 
follte gejhehen laſſen können, daß ihre Berbinplichkeiten unerfüllt bleiben. 
Umfonft berufen fich die Beklagten in Bezug auf die feit der Sequeftra- 
tion eingehobenen Erträgniffe des Grundſtücks auf die Redlichkeit ihres 
Defites, Die weder der Sequeftrationsmwerber noch der Sequefter für ſich 
anführen können, weil fie damit nur die Unfenntnig des Gefeges geltend 
machen würden, womit ſich nad) $. 2 a. b. G. B. Niemand entjhuldigen 
darf. Da übrigens die Pfandgläubiger durch Die Injcription ihrer Rechte 
in dem öffentlihen Buche die Eriftenz derſelben zur allgemeinen Kennt: 
niß gebracht haben, fo füllt vie diesfalls von den Beklagten vorgeſchützte 
Unmifjenheit, anftatt fie zu entſchuldigen, ihnen vielmehr zur Laſt, da fie 
in der Tage, und, um die Vorſchrift des 8. 383 italien. ©. O. ($. 394 
weitgal. ©. 8.) erfüllen zu können, fogar verpflichtet waren, von dem 
öffentlihen Buche Einſicht zu nehmen. “ 


Nr. 588. 


Unzuläffigkeit der Einverleibung einer Erklärung des Eigen- 
thümers, wodurch Sachen als Zugehör eines Grundftüdes 
bezeichnet werben. 

d. v. 1. Juli 1858, Nr. 6147 er atäfigung De der narereie des 3. ©. 


—28 — v. 19. December 1857, des O. 8. ©. Prag 
v. 15. Marz 1858, Nr. 4861). ©. 2. —X Nr. 31. 
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Nr. 389. 


Competenz in Anjehung des Anſpruchs auf Erſatz der durch 
die Vertretung des Beſchädigten bei der Strafverhandlung 
entftandenen Koſten. 


Eutſch. dv. 1. Juli 1858, Nr. 6257 (Beftätigung des Urtheils des 8. G. 
Reienberg v. 12. Janner 1858, Nr. 5130, Abanderung des apeits des 
O. L. G. Prag dv. 31. Marz 1858, Nr. 4080). ©. 3.1861, Nr. 97. 


Die Beſchädigte begehrte in ihrer beim Civilrichter angebrachten 
Entſchãdigungsklage unter anderem aud) den Erſatz der Koften, welche 
durch ihre Vertretung. bei der aus Anlaß der ihr zugefügten Beſchädi— 
gung abgehaltenen Strafverhandlung erwachſen waren. Nur vie zweite 
Inſtanz entſprach dieſem Begehren; der oberſte Gerichtshof beſtätigte 
die entgegengeſetzte Entſcheidung der erſten Inſtanz aus folgenden 
Gründen: 

„Der $. 332 St. P. O. zählt sub d. die Koſten der Vertheidiger 
und anderer Parteienvertreter im Strafverfahren zu den Koften des 
Strafverfahrene. Es hat aljo nur das Strafgericht Über die Frage: ob 
und welche der in dieſem Gejegparagraphe aufgeführten einzelnen Koften- 
beträge ver Berurtheilte zu erjegen ſchuldig fei, zu erfennen. Diefes Er- 
tenntniß fteht daher keineswegs dem Civilrichter zu, welcher ſich nicht in 
ber Rage befindet, über die Nothwendigfeit und Zweckmäßigkeit der 
allenfälligen Vertretung und über die Größe des Erfagbetrages urtheilen 
zu lönnen.“ 


Nr. 590. 


Geſuch um Mäßigung der dem Gegner bereits erfeßten 
Procekkoften, gegen den Advocaten des letteren gerichtet. 


eat. v. 6. Zuli 1858, Nr. 7153 (Beltätigung ded dad Decret des 
G. Wien v. 30. März 1858, Nr. 21225, abändernden Decrets des 
x G. Wien v. 27. April 1858, Nr. 5255). H. 6. 1858, ©. 410 fi. 


A, zum Erſatz der Proceßkoſten verurtheilt, bezahlt Die Erpensnote 
bes Advocaten feines Gegners B, begehrt jedoch wider diefen Advocaten 
wenige Wochen jpäter die gerichtliche Mäßigung berfelben. Die beiden 
oberen Inftanzen erflärten dieſes Geſuch für unzuläffig, aus dem dop⸗ 
pelten Grunde, weil A durch die Zahlung die ihm berechneten Koften an- 
erlannt habe, und weil A nicht gegen den Advocaten des Gegners, fon- 
bern gegen biefen felbft im Wege Rechtens auftreten müßte. 


— — — — — 
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Nr. 591. 


Rechtfertigung des Ausbleibens eines Streitgenofjen von einer 
Zagfagung, bei welcher mit dem anderen verhandelt wurde. 


Entid. 7. Zuli 1858, Nr. 7161 (enfbehuug ber LAD, 
‚Derrete bei B. G. Meran v. 29. März 185 
G. Zunöbrnd v. 27. April 1858, Nr. 1808. 6 3. 1858, Nr. 116. 


In dem der Entſcheidung vom 3. bean 1858, Nr. 1027 
(Nr. 508 diefer Sammlung) zu Grunde liegenden Falle wurde in Folge 
biefer oberftrichterlichen Verfügung in die Meritalerledigung des von dem 
ausgebliebenen Streitgenoſſen angebrachten Geſuches um Gere qtfertigt · 
erklärung feines Ausbleibens eingegangen, und dieſes Geſuch von ven 
beiden unteren Gerichten abgewiefen, „weil (Gründe des Oberlandesge⸗ 
richte) der anfuchende Streitgenofje in rechtlicher Beziehung nicht als 
von der Tagfagung ausgeblieben angefehen werden könne, fohin der Fall 
‚ einer Rechtfertigung des Ausbleibens gar nicht vorliege, und weil, abge⸗ 
fehen davon, der gedachte Streitgenofje hätte nachweiſen müffen, daß bie 
Zagfagung ohne fein Berfchulden von ihm nicht befucht wurde, was hier 
nicht der Fall fei, da er von dem Zeitpunkt der ihm zugeftellten Klageru⸗ 
brif bis zur Tagſatzung Zeit genug gehabt hätte, zur Tagſatzung einen 
Bevollmächtigten zu fenden, oder um Ueberlegung der Tagfahrt anzuſuchen.“ 

Der oberfte Gerichtshof Hat „in der Erwägung, daß die mit Be 
fcheid vom 5. September zur Verhandlung auf den 30. September 
1857 beftimmte Frift mit Rüdfiht auf die an den zweitgenannten Ge⸗ 
Hagten in Wien mittelft bloßer Rubrik zugeftellte Klage offenbar zu be 
ſchränkt, und der Entfernung feines Wohnortes in Wien von dem Sitze 
des Gerichtes in Meran nicht angemeffen erfcheint, um wegen Herbei- 
Ihaffung der zur Selbftvertheidigung allenfalls nöthigen Behelfe und 
wegen Beftellung eines Rechtsfreundes in Meran die geeigneten Vor- 
fehrungen zu treffen, mit Zulaſſung des außerordentlichen Revifionsre- 
curfes dem Ausbleibens-Hechtfertigungsgefuche Statt gegeben.“ 





Nr. 592. 


Einflagung einer mit einem Superfat belajteten Pfandforde⸗ 
rung (für die Concursmaffe des Gläubigers). Verhältniß des 
Urtheils zum Klagebegebren. 

Entid. v. 8. Imli 3558 u 1278 Mars der gueipeike des B. ©. 

L. G. Prag v. 1 


Jaromirſch v. 2. O ‚Rt. 15 
% uni 57. 836 7045). © —RX Kr. 127. 


Der Verwalter der A’fchen —— klagt die Eheleute B 
auf Zahlung eines für A auf ihrem Hauſe verſicherten Betrages von 
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680 fl. Die Gellagten wenden ein, daß auf ber eingeflagten Poſt 
Superfäße haften, und das Einverftänpniß der Super-Gläubiger nicht 
ausgewiefen ift. 

Das Bezirksgericht verwarf diefe Einwendung. Dagegen wies das 
Oberlandesgericht die Klage ab, und begründete die Abänderung wie 
folgt: „Die Gellagten können, obgleich fie den aufrechten Beftand der 
eingeflagten Schuld zugeftehen, zur Zahlung nicht verurtheilt werben. 
Wie die Kläger felbft anführen, beftehen auf der eingeflagten Schuld 
Super-Haftungen. Dem Ausſpruche auf Verurtheilung der Geklagten 
zur Zahlung fteht daher die Anoronung des 8. 455 a. b. ©. B. ent- 
gegen, gemäß welchen der Eigenthümer der verpfändeten Sade feine 
Schuld nur mit dem Willen deffen, der das Afterpfand hat, dem Gläu- 
biger abführen kann. Diefes Einverftändniß der juperpränotirten Gläu⸗ 
biger liegt aber nit vor. Dur die abminiftrativen Vorfchriften der 
Concurs: Ordnung in den 88. 34, 38 und 39, gemäß welchen ver Maſſe⸗ 
Berwalter zur Eintreibung der Forderungen der Mafje verpflichtet ift, 
kann das materielle Recht, daher die angeführte Beftimmung des a. b. 
G. B. nicht modificirt werden. Es muß vielmehr die Hagende Concurs⸗ 
mafle jedem andern Gläubiger in der Beurtheilung ihrer Rechtsverhält⸗ 
niffe gleihgehalten werden. Auch kann der Spruch nit in der Richtung 
ergehen, daß die Geklagten die Schuld zu Gericht zu erlegen haben, da 
gemäß des 8. 248 a. ©. O. der Ausspruch des Urtheils nur entweder 
dem Begehren gemäß over als Abweifung erfolgen fol, und e8 dem 
Kläger oblag, bei der vorhandenen, ihm befannten Sachlage, jein Be- 
gehren demgemäß zu ftellen. Es kann envlich die Verurteilung der Ge- 
Hagten zur Zahlung nach der Klagebitte nicht in der Borausfegung er: 
folgen, daß der zu zahlende Betrag ohnedieß für vie Concursmaſſe werbe 
zu Gericht erlegt werden. Es ift nämlidy laut des $. 34 a. C. D. und 
des Hofdecrets von: 18. Mai 1790, Nr. 23, nicht ausgeſchloſſen, die 
Zahlung an den Soncursmafje-Berwalter felbft zu leiften, welcher zur 
Empfangnahme ver in die Concursmaſſe gehörigen Barfchaften berech— 
tigt ift, wenn er hierin nicht von den Gläubigern befchränft wird. Hie— 
durch würde nun nothwendiger Weife den fuperpränotirten Gläubigern, 
der Vorſchrift des 8.455 a. b. ©. B. zuwider, das Object ihrer Sicher⸗ 
ſtellung entzogen, abgeſehen davon, daß auch der Erlag in die gerichtliche 
Berwahrung für die Concursmaſſe einer wirklichen Zahlung nicht ganz 
gleich zu achten und von dem im 8. 1425 a. b. ©. B. ‚vorgefehenen 
Erlage zu Gerihtsbanden verſchieden iſt.“ 

Auf die Reviſionsbeſchwerde des Concursmaffe-Berwalters hat der. 
oberfte Gerichtshof beide Urtheile abgeändert und erkannt: Die Geflagten 
feien fyulbig, den Betrag von 680 fl. zu Gunften der Concursmaffe zu 
Gedicht zu erlegen. In den Entfcheidungsgründen wird bemerlt: „Der 
8.455 a. b. G. B. gibt nur die Art und Weife an, wie der Schuldner 
bei einer Afterverpfändung mit der Zahlung der Schuld vorzugehen 
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bat; keineswegs aber‘ liegt hierin für den Gläubiger das Verbot, daß 
er ohne ausgewiefene Zuflimmung der Afterpfand- oder Superfatgläu- 
biger die Zahlung nicht begehren fünne, zumal als diefer Paragraph 
darauf hinmweifet, daß der Schuloner feine Schuld gerichtlich hinter- 
legen müffe, welches Recht ihm überbieß auch der 8. 1425 a. 6. ©. 2. 
zugefteht. Diezu aber kommt noch, daß die auf der Forderung pr. 680 fl. 
verſicherten Superfaßgläubiger, da ihre Yorverungen vie Cribatare 
betreffen, Gläubiger der Concursmaffe find. Sie müffen daher aud) 
nad) $. 29 a. C. D. ihre Forderungen fowie das ihnen zulommeude 
Pfandrecht in dem Cvictal-Zermine geltend machen, widrigens ihre 
Anſprüche auf das Criva-Vermögen erlofhen find. Es ift demnad die 
Abweiſung dee Concursmaſſe-Verwalters mit dem Klagebegehren, ba 
bie Geklagten den aufrechten Beftand der Schuld zugeftehen, nicht ge- 
rechtfertigt, indem, wie eben gezeigt, der $. 455 2.6. G. 2. der 
Berpflihtung der Geflagten zur Zahlung nicht entgegenfteht. Der wei- 
tere von dem Oberlandesgerichte erhobene Anftand, daß die Geklagten 
zu dem Erlage der eingeflagten Summe bei Gericht'nicht verhalten wer- 
den fönnen, weil hierauf das Klagebegehren nicht gerichtet war, kann 
gleichfalls nicht al8 gegründet angefehen werden, weil in dem Begehren 
ber Zahlung an die Concursmaſſe doch ſicherlich das Geringere, nämlich 
des gerichtlichen Exrlages diefer Summe zu Handen der Concursmaffe. 
begriffen ift. Nachdem nun der 8. 455 a. b. ©. B. ausdrücklich dar- 
auf hinweift, daß bei einer Afterverpfändung der Schuldner den ſchuldi⸗ 
gen Betrag zu Gericht zu erlegen habe, fo mußte aud der Revifions- 
Befchwerde des Berwalters der Concursmaffe Statt gegeben und mußten 
die Geflagten zum gerichtlichen Erlag der eingeflagten Summe zu Gunften 
der Concursmaſſe verhalten werden.“ 


Nr. 593. 


Regreßanſpruch im Wall der Tilgung einer mit Simultan- 
hypotheken bevedten Yorberung. 


Entid. v. 18. Juli 1858, Nr. 6879 (Abänderung der Urtheile des B. ©. 
Bezzano v. 28. Juni 1857, Nr. 3346 und des O. L. G. Yundbrud v. 
11. März 1858, Nr. 1071). er Nr. 26. Eco d. Trib. 1859, 


Für eine Forderung ven 2182 fl. waren mehrere Grunpftüde 
fimultan verpfändet, weldye nach und nach durch Verkauf vom Perfunal- 
f&uloner in andere Hände gelangten. A, welcher einige diefer Grund- 
ftüde an fi gebracht hatte, wurde von dem Öläubiger mit der Hh- 
pothekarklage belangt, bezahlte dem Kläger, um ber Erecution zu ent 
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gehen, die ganze Forderung und ließ fi von demſelben ſowohl das 
Forderungsrecht gegen den Perſonalſchuldner, als auch die Hypothe⸗ 
farrechte gegen bie dritten Befiger der übrigen verpfändeten Grund⸗ 
füde abtreten. Gegen dieſe Letzteren trat nun A mit der Hypothekar⸗ 
Mage auf und begehrte die Herausgabe der von ihnen bejeflenen Pfand⸗ 
ſachen, dumit er ſich durch den gerichtlichen Verkauf derſelben die ganze 
von ihm dem Gläubiger bezahlte Summe wieder verjchaffen könne, fo- 
fern die Bellagten nicht vorzögen, ihm diefe Summe zu bezahlen. — 
Das Bezirfögericht erkannte, daß die Bellagten in solidum ſchuldig 
feten, die von ihnen befeflenen Pfandſachen zur Befriedigung des Klä⸗ 
gers für die von ihm dem Gläubiger bezahlte Summe, jedoch mit Abzug 
des auf ihn felbit old Realmitſchuldner fallenden Theilbetrages verfel- 
ben, herauszugeben. Das Oberlandesgericht erfannte, daß jeder der Be— 
Hagten und der Kläger jelbft zur Zahlung der Geſammtforderung nad 
dem Verhältniffe des durch gerichtliche Schägung zu ermittelden Werthes 
ber einzelnen Pfandſachen beizutragen habe. Es wurde jomit von beiden 
Untergerichten wem Kläger das Recht zuerkannt, mittelft der Hypothekar⸗ 
Mage die Befiter der Übrigen verpfändeten Grundſtücke zum theilmeifen 
Erfag der von ihn dem Gläubiger bezahlten Forderung heranzuziehen. 
Während aber die erfte Inſtanz diefe Erſatzpflicht der Beklagten als eine 
- jelivarifche betrachtete, glaubte das Obergericht das Verhältniß, in wel- 
dem diefelben hiezu verpflichtet find, mit analoger Anwendung des 
8.896 a. 6. ©. B. beftimmen zu follen. In diefem Paragraphe werde 
dem zahlenden Correalſchuldner das Recht eingeräumt, von den übri= 
gen Mitfchulonern den Erfag zu gleichen Theilen zu fordern, wofern 
nicht ein befonderes Verhältniß unter ihnen beftände. Da nun die 
Befiger der fimulten verpfändeten Orundftüde nur bis zu dem Werth 
berjelben haften, jo trete hier eben der Fall eines bejonderen unter 
ihnen beftehbenden Verhältnifjes ein, weldhes den Umfang der Erfaß- 
pfliht in der Art beftimme, daß alle Befiger der Pfandſachen, den 
Kläger mit eingefchloffen, zum Erfage verhältnigmäßig nad) dem Werthe - 
der einzelnen Grundſtücke concurriren. 

Der oberfte Gerichtshof hat das Klagebegehren zurüdgemiefen, 
jedoh dem Kläger das Recht, eine andere (nicht Hypothefar-). Klage 
anzuftellen, vorbehalten, und zwar aus folgenden Gründen: „Der Klä- 
ger, als Eigenthümer von mehreren für eine Forderung fimultan ver- 
pfändeten Grundſtücken, hat durch die dem Gläubiger geleitete Bezah- 
lung der ganzen Schulv nur eine nah 8.443 a. b. ©. B. ihm oblie- 
gende Berbinvlichkeit erfüllt. Dadurch ift er keineswegs in die Rechte des 
befriedigten Gläubigers in der Art eingetreten, daß er die Pfand- 
rechte, welche dem Letzteren zugeftanden, an deſſen Stelle geltend machen 
kann; denn durch die Zahlung der ganzen Schuld von Seite des- 
jenigen, welcher hiezu verpflichtet war, fofern er nicht worzog, dem Gläu- 
biger vie Pfanpbriefe felbft abzutreten, erlofchen ſofort auch die perfün= 
Iihe Forderung und das Pfandredt des Gläubigerd und Tonnten ſo— 
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mit weder durch Cefjion, noch durch eine andere Singularfucceffion 
auf den zahlenden Pfandſchuldner übergehen. Es mußte daher verjelbe 
mit der ihm nicht zuftehenden Hypothekarklage abgewiefen werden. Ob 
und welches perfönliche Regrekrecht ihm gebühre, Konnte nicht zum 
Gegenſtand der richterlihen Entfcheivung gemacht werden, weil ber 
Kläger fein Begehren varauf nicht geflellt, vielmehr gegen eine folche 
Behandlung des von ihm erhobenen Anſpruches ſich wiederholt ver⸗ 
wahrt hat. Bei dieſem Sachverhalte mußten die Beklagten in Folge 
ihrer Revifionsbefchwerbe, jedoch mit dem für den Kläger gemachten Bor- 
behalte feines allfälligen andern Slagerechtes, losgeſprochen werben“. 


Nr. 594. 


Aufforberungsflage gegen den Mandatar, welcher fich eines 
feinem Bollmachtgeber zuftehenden Rechtes gerühmt bat. 


Eutſch. v. 14. Juli 1858, Nr. 6595 (Mbändernug des Urtheild ded B. G. 
Aug tn, v. 15 änner 1858, Nr. 5236, sofa des lirtheild des 
Brag dv. 16. März 1058 Nr. 230 5 1861, Nr. 55. 


A brachte gegen bie Eheleute B eine Aufforderungsflage wegen 
Berühmung ein, welche fid auf Aeußerungen des Ehegatten darüber 
bezog, daß A bie Dachtraufe einer der Anna B gehörigen Scheune ver- 
baut babe, und ſchuldig fei, dies zu ändern. Florian B wird deshalb 
mitbelangt, weil er das Vermögen feiner Frau verwaltet, Die erfte 
Inſtanz gab der gegen diefen gerichteten Klage (bedingt) Statt. Das 
Dberlandesgericht wies fie jedoch zurüd, und begründete dies folgen- 
dermaßen: 

„Durch die von Florian B angeblich vorgebrachten Aeußerungen 
bat diefer nicht für fi, fondern für feine Gattin ein ihr wider ven Klä⸗ 
‚ ger zuftehendes Recht behauptet. E& kann ihm daher nicht aufgetragen 
werben, das behauptete Recht auszuführen, weil nad dem $. 66 a. 
©. D. nur Jenem, der ſich gerühmt bat, daß ihm wider einen Dritten 
ein Recht zufteht, deſſen Ausführung aufgetragen werden fann, und 
nach der bezogenen Geſetzesſtelle ver Auftrag nur dahin ergehen Tann, 
daß er fein Recht auszuführen habe. Es mangeln daher die Grund 
bedingungen zur Erlafjung des Auftrags auf Ausführung der Berüh⸗ 
mung, nämlich die Behauptung eines ihm zuftehenden Rechtes und 
daß ihm die Ausführung feines Rechtes auferlegt werde. Somit mußte 
die Aufforderungsffage, foweit fie wider Florian B gerichtet iſt, um 
fo mehr abgewiefen werben, als aus den Klagsausführungen jelbft her⸗ 
vorgeht, daß er die angeführten Rechte nicht für fich, jondern als ges 
fetlicher Vertreter feiner Gattin für dieſe zu behaupten gefucht hat.“ 

Der oberfte Gerichtshof hat das Urtheil zweiter Inſtanz aus 
folgenden Gründen beftätigt: 
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„Rah dem Wortlaute des 8. 66 a. ©. D. findet gegen den 
Bevollmächtigten, der fih rühmt, daß feinem Machtgeber ein Necht 
zuftebe, keine Aufforderung Statt. Das Oberlandesgericht hat dieſen 
Paragraph in dem vorliegenden Yalle um fo mehr mit Recht ange- 
wendet, al8 der Machtgeber, bier die Anna B, unter Einem mitbe- 
langt ift, und der Aufforberung gegen viefelbe ftattgegeben wurde.“ 





Nr. 595. 


Nichthaftung eines Kealitätenbefigers für die in den öffent- 
lichen Büchern nicht erfichtlich gemachten Gebühren von 
früheren Webertragungsfällen. 


Entid. v. 14. Inli 1858, Nr. 7302 (Beftätigung des dad Decret des L. ©. 
Graz; v. 18. December 1857, Nr. 20135, anfhebenden Decreted des O. L. ©. 
Graz v. 30. März 1858, Nr. 4999). ©. 3. 1859, Nr. 18. 


Das Gefud der Finanzbehörde um Eintragung von Vermögens⸗ 
Üebertragungsgebühren auf die betreffenden, inzwifchen weiter veräußerten 
Realitäten wurde vom oberften Gerichtshof aus folgenden Gründen 
abgewiefen: „Obſchon ver $. 72 des Patentes vom 9. Februar 1850, 
Nr. 50 R. G. Bl., der 8. 14 der Verordnung des Finanzminifteriums 
vom 3. Mai 1850, 3. 181, und der Minifterialerlaß vom 13. Decem- 
ber 1852, 3. 256, den Bermögens-Uebertragungsgebühren das Pfand⸗ 
recht auf die Realität, von der fie zu entrichten find, einräumen, fo 
wird Doch ın Letzterem erflärt, daß die Erſichtlichmachung dieſes Rechtes 
nur in ber durd die beftehenden Geſetze zur Erlangung. eines ding⸗ 
lichen Rechtes auf ein unbewegliches Gut überhaupt vorgefchriebenen 
Art Statt finden könne und daß an ben beftehenden Borjchriften über 
Eintragungen in die öffentlichen Bücher nichts geändert werde. Dieſe 
Borfchriften erheifchen aber vor allem, daß derjenige, gegen weldyen eine 
folde Eintragung beabfichtigt wird, felbft als Eigenthümer der bezüg- 
lichen Realität im öffentlichen Buche erfcheine. Die 88. 443 und 928 a. 
b. ©. 3. verpflichten Ienen, der ein Geſchäft über einen Gegenſtand 
der öffentlichen Bücher unternimmt, nur diefe Bücher einzufehen; es ift 
nirgends vorgefchrieben, daß er auch bei Steuerämtern Exrkundigungen 
einhole und gedachte Paragraphe erflären ihn nur für jene Laften 
baftungspflichtig, die er aus den äffentlihen Büchern erfehen kann. — 
Dean lünnte mit Sicherheit Fein Geſchäft über unbewegliche Güter ab⸗ 
ſchließen, wenn das Aerar nad einer Reihe von Jahren und etwa 
gegen ben zehnten oder noch fpätern Befignachfolger noch die oft ſehr 
bedeutenden Gebühren, welche die Befißporfahren hätten zahlen follen, 
geltend machen dürfte.“ 
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Nr. 396. 


Competenz zur Entſcheidung der Frage, wer den Gehalt 
eines PBfarr-Eooperators zu bezahlen babe. 


Eutſch. v. 14. Inli 1858, Ne. 7636 > Beitüligung de des Decrets des L. ©. 
Kealan v. 10. Septemb er 1857, ändernng des Decreted 
es O. L. G. Kralan v. 2. Dec. 1857 Nr. hs, ©. 3. 1858, Nr. 122, 


Ein Pfarrer Hagte ven Religionsfond auf Erſatz jenes Betrages, 
ben er jeinen Cooperatoren feit Uebernahme ver Pfarre bis zur Sifte- 
mifirung ihrer Stellen und Dotirung aus dem Religionsfonde bezahlt 
hatte. Die Klage wurde von der erften und dritten Inflanz wegen 
Unzuftändigfeit zurüdgewiefen, während die zweite fie angenommen 
hatte. 

Gründe der dritten Inftanz: „Die Frage, ob ein Pfarr- 
Eooperator auf Koften der betreffenden Pfarre oder des Religionsfondes 
eingefegt wurde, und ob deſſen Gehalt aus dem Religionsfonde oder 
den Einkünften der Pfründe zu bezahlen fei, kann nicht Gegenftand 
einer gerichtlichen Verhandlung und Entſcheidung werben, und das 
Landesgericht Krakau hat daher die vom Pfarrer A überreichte Klage 
ganz richtig auf Grund des 8. 1 lit. b weftgal. ©. O. vemfelben 
zurüdgeftellt. 


Kr. 397. 


Zulaſſunge eines Notars als Bevollmaͤchtigier i in einem Beſitz⸗ 
ſtörungs-Proceß. 


v. 15. ge 1858, Nr. 5938 (Anfbebung des Deereted des O. L. ©. 
Bear v. 8. Februar 1857, Kr. 2617). ©. H. 1858, ©. 258 ff. 


Nr. 398. 


Ablegung des Eides durh Einen der Streitgenofjen und 
nad einer Yormel, welche von der im Urtheil feftgefeßten 
abweicht. 


Entſch. v. 20. Juli 1858, Nr. 6726 (Beitätinung deö Decreted der Brätne 

St. Don v. 31. Jan 1858, Nr. 347, Ahänderung des Decreted des O. L. G 

Venedig v. 20. April 1858, Nr. 5685). Tribiine 1861, Nr. 258. —* 
d. Trib. 1861, S. 260 ff. 


In einem Miethftreit war zu Gunften der geflagten Eheleute 
B und C unter der Bebingung erfannt worben, daß fie über, neun 
Thatfachen ven Haupteid ablegen. Bei der Eivestagfatung legte 
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legte der B den Eid nur über acht Punkte ab, während die C alle neun 
Umftände beſchwor. Der Bermiether A glaubte den Proceß gewonnen 
zu haben, ſchritt zur Execution und bat um executive Delogirung der 
Miether. Die erfte Inſtanz gab dieſem Begehren nicht ftatt; wohl aber 
bie zweite ans folgenden Gründen: „Der Richter muß die Formel bes 
Eides im Urtheil genau feftftellen und alle für ven Gegenſtand der Ent- 
ſcheidung unerheblichen Umftände weglaſſen; dem Eivespflichtigen ift es 
aber nicht erlaubt, den Inhalt der Eidesformel zu ändern, ober eine ber 
zu beſchwörenden Thatfachen wegzulafien, indem alle gleich wefentlich 
find, wenn der Richter auf deren eivliche Beftätigung erfannt hat. Da 
nun... in ben Urtheilen..... erkannt wurde, daß die Aufkündigung ber 
Wohnung nicht zu Recht beftehe, wenn bie Ehegatten B und C die da⸗ 
jeldft fententionirten neun Haupteide ablegen würden und daß Dagegen 
im Fall der Nichtablegung dieſer Eide B und C die gekündigte Wohnung 
zu räumen haben, fo mußten vie Eide von beiven Gatten und nad) allen 
neun Formeln abgelegt werden und find daher, weil B nur acht Eide ab» 
legte, als nicht geleiftet anzufehen.“ 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte ven Ausfprud ber er ſten In- 
ftanz: „Denn wenn gleich der im Urtheil ... fententionirte fünfte Eid 
(den B nicht ablegte), in Verbindung mit den übrigen acht Eiven fteht, 
jo reichen doch diefe für fi allein hin, um den Beftand eines Mieth- 
vertrage8 auszufchließen und es lönnen auch durch jenen Eid der Gegen- 
ſtand der Miethe, die Höhe des Miethzinfes, die Dauer des Vertrages 
und bie Willendeinigung beider Theile nicht feftgeftellt werden. Wird nun 
erwogen, daß der Erfolg des Rechtsſtreites in jenem Urtheile von dem 
Beweife über die Abſchließung oder Nichtabfchliegung des Miethvertra- 
ge8 abhängig gemacht, daß von jevem anderen Rechtstitel abgejeben und 
daß von A felbft die Solidarität des Rechtsverhältniſſes der C zu ihrem 
Manne B behauptet wird, wird ferner erwogen, daß die C den Haupteid 
über alle Punkte abgelegt hat, jo müfjen die ſämmtlichen Eide im Sinne 
des 8. 892 0.6. ©. B. als geleiftet angefehen werben.” 


Nr. 599. 


Berpflihtung zur Bezahlung des Kaufpreijes für eine an- 
ſtandslos übernommene Waare. 


Eutie). v.20. JInli Ar. 7908 —— des Urtheiles des K. G. 
O nid 25. Oel 6, Nr. 769,8 tigung De des Urtheiled des O. L. ©. 
un dv. ar 1856, Fr. 6 31). ©. H. 1859, S. 199 ff. 


Auf Bezahlung für, ihm ‚gelieferte Weine von A belangt, antwortet 
B, er babe bebungen, daß der. Wein ein guter, alter 1822er und 15 fl. 
Blafer, Unger u. Walther Entſch. I. 8 
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pr. Eimer werth fei; das Vorhandenſein viefer Eigenfhaften hätte Klä- 
ger darthun müſſen, um fein Riagebegehren zu rechtfertigen. Demgemäß 
warb letzteres in erfter Inftanz zurüdgewiefen; bie beiven höheren Ge- 
richte gaben ihm ſtatt. 

Gründe der dritten Inftanz: „Nachdem B den ihm zuge 
ſchickten Wein übernahm, behielt, für fich verwendete und bie leeren Ge- 
fchirre dem Verkäufer überjchicte, fo wäre e8 mit den Grundſätzen ver 
Gerechtigkeit ganz unvereinbar, wenn er bafür gar nichts zahlen ſollte. 
B bat durch feine Hanblungsweife ven mit A. abgefchlofienen Wein- 
Kaufvertrag aufrecht erhalten und als erfüllt erklärt, und wenn der von 
ihm übernommene Wein von anderer Sorte als der bebungene war, fo 
hätte er das Recht auf Gewährleiftung gehabt. Der Beweis des die 
Gewährleiftung begründenden Mangels würde aber dem Geklagten ob- 
liegen, weil viefe Behauptung eine Einwenbung ift, und Einwendungen 
von der Partei bewiefen werden mäffen, welche fie vorbrachte. Der Ge- 
Magte hat aber weder über diefen Mangel, noch über den Umfland, daß 
ber Vertrag nur auf Wein vom Jahrgang 1822 lautete, einen Beweis 
angeboten, und mußte daher zur. Zahlung der ganzen Kaufſumme verur- 
tbeilt werben.” 


Nr. 600. 


Ueberhängende Baumzweige: Befisftörungsflage des Eigen- 
thümers bes Baumes gegen den Befiger des benachbarten 
Grundes. 


Entid. v. 21. Inli 1858, Nr. 7868 (Beftätigung des dad Decret ber 

Prätur Maroftica v. 20. Jänner 1858, Nr. 6636, 9 bändernden Deereted 

des O. %. G. Venedig v. 19. Mai 1858, Nr. 9482). Eco d. Trib. 1858, 
. 336. ©. H. 1860, ©. 373, 


Die Brüder Franz und Peter A waren bei der Theilung des 
väterlichen Vermögens übereingelommen, daß eine Reihe von Maulbeer- 
bäumen als Grenze zwifchen ihren Grundſtücken dienen, die Bäume felbft 
aber dem Franz A gehören follten. Diefer benützte dieſelben denn auch 
buch 29 Sabre in voller Ausdehnung und zwar auch jene Aefte, melde 
auf das Grundſtück feines Bruders überhingen. Als nun Peter A fein 
Grundſtück an B verfaufte, begann diefer die überhängenben Zweige ab- 
ſchneiden zu laffen, und wurbe in Folge deſſen mit der Beſitzſtörungs⸗ 
klage belangt. | 

‚Die erfte Inſtanz gab dem Klagebegehren Statt „in Anbetracht, 
daß bie in Rebe ſtehenden Maulbeerbäume ſowohl zur Zeit ver Theilung 
bes Vermögens der Brüder A, als auch zur Zeit des erfolgten Verkaufes 
bes einen Grundſtückes als die Grenze ver beiden Weder betrachtet wur⸗ 
den, daß demnach die Erhaltung diefer Bäume und zu dieſem Behuſe die 








— 15 — 


Schonung felbft der Überhängenben; Hefte und der hinübergewachſenen 
Wurzeln geboten erfcheint; in Anbetracht, Daß der Gellagte die Wurzeln 
ber erwähnten Bäume ungeachtet des ihm dadurch entflandenen Scha⸗ 
dens, und ungeachtet des im 8. 422 a. b. G. B. ihm eingeräumten 
RKechtes in ſeinem Boden geduldet hat und dulden mußte, weil er eben 
bie vertragsmäßig als Grenze dienenden Bäume zu ſchonen verpflichtet 
war; in Anbetracht, daß feine vießfälligen Befchwerben immer unbeachtet 
blieben, und daß ihm fomit nie weder ausdrücklich noch indirect das 
Recht zugeftanden worden if, fi Dur Ausreißen der Wurzeln von Dem 
durch diefelben verurfachten Schaden zu befreien“, 

Das Oberlandesgericht wies die Befigftörungsflage zurück, „weil 
es erwieſen ift, daß die von B ergehen Zweige in feinen Luftraum 
binüberhingen, weil aus dem nad 8. 422 a. b. ©. B. dem Öellagten 
zuftehenden Recht, vie üÜberhängenben Omen ven den Bäumen des bes 
nachbarten Grundſtückes abzuſchneiden, auch unzweifelhaft das Recht des 
Beſitzes dieſer Aeſte folgt; weil ſomit der vom Kläger geltend gemachte 
Beſitz der in Rede ſtehenden Aeſte bloß als ein precarifcher anzujehen ift, 
indem ver Gellagte, welcher die Hefte durch Abſchneiden zu feinem Eigen- 
thume machen konnte, den factiſchen Zuſtand bisher geduldet hatte, und 
folglich ſeinerſeits von einer Befisftörung Feine Rede fein fonnte, da er 
durch Abſchneiden ber uberhãngenden Aeſte der bisherigen Störung 
ſeines eigenen Beſitzes ein Ende machte, und endlich, weil das Geſetz 
keine Klage zur Abwehr von Handlungen gewährt, welche es ſelbſt ge⸗ 
ſtattet bat”. 

Der. oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung des Ober⸗ 
landesgericht8 aus defjen Gründen. 





Kr. 601. 


Berechnung der Friſt zur Einbringung der Beſitzſtörungsklage 
im Fall einer Stellvertretung im Befig, 


Eutſch. v. 28. Inli 1858, Nr. 6043 eklig des dag Decret dei 

8. ©. Preſtiz v. 25. Jänner 1858, Ne ann Decreted des 

O. L. ©. —35 v. 13. April 1858, Nr. 4893). G. 3. 1860, Pr. 2. G. H. 
1860, Giornale di Giurispr. prat. 1860, S. 159. 


Am 16. Mai 1857 hat ver L— zer Wirthſchaftsbereiter auf einer 
Hutweibe, deren Eigenthum der Befiger der Domaine 8, anfpricht, Gänfe 
der Gemeindeinſaſſen weidend betreten und biejelben gepfänbet. Hier⸗ 
"über berichtete er am19. Mai1857 an den Domainenbeftger und brachte 
in Folge des am 25, Mai 1857 zu 8. eingelangten Auftrags desſelben 
am 18. Juni 1857 die Befigftörungsflage gegen die Gemeinbeinfafjen 
ein. Gegen diefe Klage wurbe von ben Geklagten unter Anderem bie 
verfpätete Ueberreihung derfelben eingewenvet. Dagegen wurde in ber 

8* 
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Replik angeführt, daß der Bericht des Wirthſchaftsdirectors über bie 
vorgefallene Beſitzſtdrung dem Dom ainenbeſitzer erſt am 22. Mai 1857 
zugelommen fei, weßhalb die Friſt zur Meberreihung der Klage bis zum 
21. Juni 1857 Tief. 

Das Bezirtögericht hat ber Klage gemäß erlannt, pas Dberlandes- 
gericht aber die Klage als verfpätet abgewiefen. Die letztere Entſcheidung 
wurde vom oberften Gerichtähofe unter nachftehender Begründung bes 
ftätigt: „Das angegebene Befigftörungsfactum bat fih am 16. Mai 1857 
ereignet. Die Befisflörungsflage ift aber erft am 18. Juni 1857, daher 
am 33. Tage nad) diefer Ereignung eingebracht worden. Die im $. 2 
der kaiſerlichen Verordnung vom 27, Detober 1849 zur Einbringung 
der Befigftörungsflage beftimmte 30tägige Friſt Iäuft zwar erſt von dem 
Tage der erlangten Wiſſenſchaft der Störung. Allein ter zur Beforgung 
bes dem Kläger gehörigen Wirthſchaftshofes beftellte Wirthſchaftsbeamte 
bat von dem angegebenen Befitftörungsfactum offenbar ſchon an dem 
Tage, an welchem es fich ereignete, Kenntniß erhalten, weil er ſogleich 
bie auf der Weide betretenen Gänfe einfperren ließ. Nach dem Sinne 
und Geiſte des Geſetzes kann es aber nicht von der Willkür des vom 
Domainenbeſitzer beftellten Verwalters oder des Verwaltungsamtes ab- 
hängen, den Domainenbeſitzer von dem Ereigniſſe wann immer in Kennt⸗ 
niß zu fegen und bie Präcufiofrift zur Einbringung der Beſitzſtörungs⸗ 
Hage beliebig zu erweitern, beſonders da dad Geſetz dieſe Frift weſentlich 
zum Schuße des Gegentheils feſtgeſetzt hat, durch Verabſaãumung dieſer 
Friſt daher dem Gegner das Recht erwächſt, nicht mehr durch eine bloße 
Beſitzſtörungsklage, ſondern nur im ordentlichen Rechtswege belangt 
werden zu können.“ 


Nr. 602. 
Behandlung von Simultanhypotheken bei der Kaufſchillings⸗ 
Vertheilung. 
Entſch. v ult 1858, Nr. 7766 ‚rufebung der Decrete des 2. G. 


" — 57, NRr.21300, und 8 D.8.®. Brag v. 28. Mirz 1858, 
Prag fr. 5454). ©. 3. ne, Nr. 86. u 


Auf den Häufern Nr. 1 und 2 hafteten viele Schulppoften fimul- 
tan; bei der Berechnung des Kauffchillings für das Haus Nr. 1, welche 
am 26. April 1850 genehmigt wurde, wurden zwölf Schuldpoften zur 
Zahlung gewieſen; eine dreizehnte Poſt, eine Forderung ver A pr. 8000 F., 
ging dabei leer aus. Später ward das Haus Nr. 2 um 12205 fl. exe- 
cutive veräußert. Die Käuferin B legte einen Bertheilungsentwurf vor, 
gegen welchen feiner der Ünterefienten eine Einwenbung machte, und 
welcher deßhalb von der erften Inftanz genehmigt wurde. Bei dieſer Ver⸗ 
theilung waren zumächft Diefelben zwölf Satpoften zur Zahlung ange 
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wiefen, welche bereitd auf den Erlös des Hauſes Nr. 1 verwiefen waren; 
baber erübrigte für die dort durchgefallene Forderung der A nur ein Be⸗ 
trag von 7 fl. 

In Folge ihres Recurfes änderte das Oberlandesgericht die Er- 
ledigung in dem Sinne ab, daß der A und den nachfolgenden Gläubigern 
bie Zahlung aus dem Meiftbote in fo weit vorbehalten werde, als bie 
Simultanhypothek auf dem Haufe Nr. 2 durch wirkliche Zahlung aus 
dem Erlöſe des Hauſes Nr. 1 erlöfchen werde. Dagegen recurrixte nun 
wieder die Erfteherin B. 

In Folge deſſen hob ver oberfte Gerichtshof beide unterrichterliche 
Beſcheide und die venfelben zu Grunde liegende Verhandlung auf, und 
beauftragte die erfte Inftanz eine Tagfagung zur Verhandlung über Die 
Bertheilung des für das erecutiv veräußerte Haus Nr. 2 angebotenen 
Raufpreifes pr. 12205 fl. anzuordnen, hiezu den Erequenten, den Exe- 
euten, die licitatorifchen Käufer der beiden Häufer Nr. J und 2 und alle 
auf beiden Häufern verficherten Zabulargläubiger mit dem Bebeuten 
vorzuladen, daß bei dieſer Tagſatzung jever Gläubiger feine Forderung 
an Kapital, Zinfen und Koften zu liquidiven habe, dann daß auf jene 
Forderungen, welche fimulten auf dem Haufe Nr. 1 haften und aus dem 
für viefes Haus gelöften Kaufpreife pr. 9300 fl. durch den Bertheilungs- 
befcheid vom 23. April 1850 zur Zahlung zugewiefen worben find, bei 
ber Berechnung und Bertheilung des für das Haus Nr. 2 gelöften aufs - 
preijes für den Fall kein Bedacht genommen würde, wenn vie Gläubiger, 
zu deren Handen dieſe Forderungen bücherlich zugefchrieben find, bei ber 
angeorbneten Tagſatzung nicht erfcheinen. „Bei diefer Tagſatzung ift ſo⸗ 
nach in Gemäßheit der Hofvecrete vom 15. Jänner 1787 Nr. 621 sub s, 
und vom 22. December 1815, Nr. 1197, die Verhandlung über jede 
einzelne Haftungspoft zu pflegen und in gefchloffener vollftändiger Ver⸗ 
handlung weiter das Amt vem Gefebe gemäß zu handeln. Denn gemäß 
Hofdecret vom 23. October 1794, Nr..199 sub b, ift das Gericht ver» 
pflichtet, dem Käufer einer im Erecutionswege verfteigerten Realität ein 
Berzeichniß der aus dem Kaufpreife zu bezahlenden Schulven mitzutheilen. 
Diefe Mittheilung kann aber nad) dem Hofvecrete vom 15. Sänner 1787, 
Rr. 621 sub s, und vom 22. December 1815, Nr. 1197, exit dann 
gefchehen, wenn unter ven Pfanpgläubigern vie ordentliche Verhandlung 
wegen des Borzugsrechted gepflogen worden if. Da jedoch der Käufer 
gemäß Hofbecret vom 15. Jänner 1787 Nr. 621, den Tabulargläubi- 
gern nur foweit, als der Kaufſchilling reicht, zu haften hat, fo darf das 
dem Käufer mitzutheilende Verzeichniß nur die als richtig anerkannten 
Schulden, welche aus dem Kaufpreife zu bezahlen. find, jeboch keine wei- 
teren über diefen Betrag des Kaufſchillings hinausgehenden Verwahrun⸗ 
gen enthalten. Im vorliegenden alle ift jedoch feine dem Geſetze ent- 
ſprechende poftenweife Verhandlung gepflogen, fondern 6108 der von ber 
Käuferin einfeitig verfaßte Vertheilungsentwurf den erfchienenen Inter- 
efienten vorgelegt, von den Zabulargläubigern ein Intereſſenrückſtand 
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und Koftenerfat nicht ausprüdlich angefprochen oder liquibirt, und von 
dem Gerichte felbft auch auf den aus ben Grundbüchern befannten Um⸗ 
ftand feine Rüdfiht genommen worben, daß mehrere auf dem veränßerten 
Hanfe Nr. 2 verficherte Forderungen auf dem Haufe Nr. 1 haften, und 
mit dem Bertheilungsausmeife vom 26. April 1850 zur Zahlung aus dem 
für das Haus Nr. I gelöften Kaufpreife angewiefen worben find. Es 
kann daher auf rund dieſes unvollftändigen Verhandlungsprotofolles 
feine ordentliche und entſprechende Vertheilung des Kauffchillings er» 
lafien werden, weßhalb ſowohl dasſelbe als auch die darauf ſich ſtützen⸗ 
den Befcheide erſter und zweiter Inſtanz als nichtig aufgehoben werden 
müſſen.“ 


Nr. 603. 


Zulaſſung zur Eidesablegung trotz mittlerweile afolgter 
Betrugsanzeige. 


u v. 28. Juli 1858, Ar. 8075 de des das Deeret des 
L Brun v. 16. März 1858, Nr. 1621, abäuderuden Decretes des 
O. L. ©. Brünn v. 26. April 1858, Nr. 3148). G. 9. 1858. ©. 305, 306. 


In einem Nechtsftreit mar auf Ablegung des ben: Geklagten über 
die Echtheit ihrer Unterfchrift aufgetragenen Haupteides rechtskräftig er- 
fannt worden. Der Eid wurde von den Gellagten rechtzeitig angetreten 
und auf ihr Anſuchen eine Tagſatzung zur Ablegung vesfelben anbe⸗ 
raumt. Mittlerweile hatte der Kläger bei dem Strafgerichte Die Anzeige 
wegen Betruges durch Antretung falicher Haupteine angebracht. Die 
erfte Inſtanz, welcher dieß vom Strafgerichte mitgetheilt wurde, erklärte 
hierauf, daß es in Folge dieſer Anzeige von der angeordneten Tagſatzung 
abzukommen babe und daß es den Geklagten vorbehalten bleibe, nad; Er» 
ledigung der eingeleiteten Strafamtshanblung unter Umſtänden um bie 
Anordnung eirier neuen Eivestagjagung einzukommen. Die beiden oberen 
Inſtanzen hoben dieſen Befcheid auf und trugen der erſten Yuflanz bie 
fofortige Anorbnung einer neuen Eidestagſatzung auf; und zwar ber 
oberfte Gerichtähof „in der Erwägung, daß Die fraglihe Streitfache vom 
Civilrichter bereits rechtskräftig entſchieden ift, daher das Hofvecret vom 
6. März 1821 im vorliegenden Falle keine Anwendung leidet, und mit 
Hinweifung auf die SS. 234, 235 a. ©. O.“ 
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Unzuläffigleit der Beſitzſtörungsklage im alle der Dienft- 
entlafjung. | 


entio. v. 5. Anguft 1858, Nr. 8522 (Beftätigung des dad Decret des 
B. &. Freyſtadt u. 25. Mai 1858, Nr. 965, abändernden Decreted des 
D.R.G. Wien v. 22. Juni 1858, Nr. 72391). Tribüne 1861, Nr. 231. 


C hatte im Jahre 1855, vor feiner Abreife nach entfernten Län⸗ 
bern, ben B bevollmäditigt, auf feinen Gütern vie ihm nöthig fcheinen- 
den Beränderungen jeder Art einzuleiten und für ihn abzuthun. Eonflicte, 
welche bald nachher zwiſchen B und A, dem von C für eines der Güter 
gegen halbjährige Kündigung beftellten Verwalter, entſtanden, beftimmten 
ben B, feinen Mandanten hievon zu verftändigen, welcher hierauf ihn 
durch ein ſpecielles Mantat ermächtigte, nen A fofort aus dem Dienfte 
zu entlafjen. B fündigte nun — im März 1858 — mit gerichtlicher Ein- 
gabe dem A den Dienft, forderte ihn auf, das Schloß zu ränmen und 
die Vollmacht des C zurückzugeben, und verfperrte noch in bemfelben 
Monate die Kanzleilocalien, vie darin befindlichen Eafien u. f. w. Aus 
Anlaß deſſen belangte A, der von feiner Stelle nicht weichen wollte, den 
B mit einer Befigftörungsflage und begehrte, daß ven Beklagten aufge- 
tragen werbe, die Cafjenlocalität zu entfiegeln und ihm zu derfelben den 
Zutritt zu geftatten. — Das Gericht erfter Inſtanz erfannte nach dem 
Klagebegehren; das O. %. ©. wies den Kläger ab. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entfcheivung ver zweiten 
Inſtanz aus folgenden Gründen: „Der Bellagte ift durch die von C im 
Jahre 1855 ertheilte Vollmacht in Beziehung auf die Verwaltung ber 
Güter des C an bie Stelle des Dienftgebers des A getreten. Wenn er 
nun bem bebienfteten A erflärt, daß er ſich von ihm feine Dienfte mehr 
leiften Iafjen will, und ihn — durch die Abfperrung ber Amtslocalien 
— an der Berrichtung derfelben hindert, fo liegt hierin keine Befitftd- 
rung, weil im 26. Sauptftüde a. b. G. B. nirgends beftimmt iſt, daß 
der Beitellte berechtigt fei, ven Dienftherrn feine Leiſtung gegen deſſen 
Willen aufzundthigen, ſondern nur, daß er für ven Schaden, der ihm aus 
ber Verhinderung entfteht, Erfag fordern dürfe. (8. 1155 a. b. ©. 3.) 
Uebrigens hatte C felbft die dem Kläger ertheilte Vollmacht durch feinen 
Mandatar B widerrufen, und der Kläger war daher nach $. 1020 nicht 
mehr befugt, die damit verbundenen Rechte auszuüben, ſondern wieder 
nur Entſchädigung zu fordern, und die wörtliche oder. thatfächliche Ber- 
—— an der Ausübung der Vollmacht iſt ebenfalls keine Befig- 

örung.“ 


0 
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Ar. 605. 


Gerihtsftand bei gleichzeitiger Belangung des Perfonal- und 
des Hypothekarſchuldners. 


Eutſch. v guft 1858, Nr. sn (Beltätigung des das Decret ded 
2. ©. —8— In 18. April 1858, Nr. 6103, indernzer Deerets des 
D. L. G. Venedig v. 27. Mai 1858, Nr Nr. 9963). © . H. 1860, ©. 889 fi. ° 


A bat eine Forderung an B und C, deren erflerer in Venedig 
wohnt; die Forderung ift auf einer in den Bocche di Cattaro gelegenen, 
jetzt bem D gehärigen Realität pfandrechtlich fihergeftellt. A verbindet 
die Klage gegen die Perſonalſchuldner mit der gegen ven Beflger der 
Hypothek, nennt B zuerft und bringt feine Klage in Benebig an. Auf: 
Recurs des D wird er mit der Klage, foweit fie D betrifft, von ven 
beiden höheren Inflanzen abgewiefen, vom oberften Gerichtshof, „weil 
nad) $. 49 der Yurisbictionsnorm jene Klagen, welche ein bingliches 
Recht auf ein unbewegliches Out zum Oegenftanbe haben, ohne Rüdfidht 
auf die Perſon bes Oellagten bei jener Prätur oder bei jenem Gerichts⸗ 
bofe anzubringen find, in deren Umkreis das hypothezirte Grundſtück fich 
befindet; weil nad) dem 8. 47 derfelben Yurisbictionsnorm die ausfchließ- 
lich dem Realforum onrbehaltenen Gegenſtände jelbft durch Ueberein- 
fommen der Parteien nicht vor ein anderes Forum prorogirt werben 
können; weil Kläger in vorliegendem Falle gegen die Einen als Berfonal- 
ſchuldner die Zahlung der rüdjländigen Untereffen begehrte, vem D 
gegenüber aber nach ven 88. 447, A61 und 466 a. 6. ©. 2. die völlig 
verfchiedene Pfandrechtsklage anftellte, und weil diefer fomit nicht wie die 
Anderen als Mitſchuldner belangt worden ift, folglich $. 41 Jurisdic⸗ 
tionsnorm auf ihn nicht anwendbar erſcheint“. 


\ 


Nr. 606. 


Berechtigung ber Partei, eine von beiven Untergerichten ab- 
gelehnte Einrede im Revifionsverfahren wieder anzubringen. 


Entid. v. 11. Auguft 1858, Ne. —8 Hehrt na des das Urtheil des 
om iland — December 18 185 10505 — Urtheils 
es A: —— v. 2. Ari 16 ls 3 2900). Gaz. d. Trib. 


' 


Der Klage des A fette ber Bela B zuerft die Einrebe.der In⸗ 
competenz des angerufenen Gerichtes, fodann meritorifche Einwendungen 
entgegen. Das Gericht erjter Inflanz wies den Kläger ab; auf befien 
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Appellation erfannte das D. 2. ©, nad) dem Klagebegehren. Aus den 
Motiven der untergerichtlichen Erkenntniffe geht hervor, daß beide In⸗ 
ftanzen die Einrebe der Incompetenz verworfen und ihre Entſcheidungen 
auf meritorifche Gründe geftügt haben. In der Reviſionsbeſchwerde, die 
B gegen das obergerichtliche Urtheil einlegte, machte er neuerdings die 
Incompetenz ded Gerichte erfter Inſtanz geltend und begehrte vor 
Allem aus diefem Grunde die Abweifung ber Klage, refpective die Be- 
ftätigung des erftrichterlichen Urtheils. 

„Obgleich — jo beginnen die Motive der oberftrichterlichen Ent- 
ſcheidung — beide Untergerichte die Incompetenzeinrede des Beklagten 
verworfen und er gegen bie erjtrichterliche Entſcheidung nicht appellirt 
bat, fo glaubte der oberfte Gerichtshof deſſenungeachtet mit der vom Be- 
Hagten im Zuge des Reviſionsverfahrens nochmals angebrachten In- 
competenzeinrebe ſich befafjen zu müfjen, weil der Bellagte nicht genöthigt 
war, gegen die Motivirung des zu feinen Gunſten ausgefallenen Er⸗ 
tenntnifjes der erften Inſtanz Beſchwerde einzulegen.” — Der oberfte 
Gerichtshof erklärte übrigens dieſe Einrede ebenfalls als ungegrünvet . 
und beftätigte in merito die Entſcheidung des O. 2. ©. 


Nr. 607. 


Anfpruch auf Remuneration für Einleitung fremder Rechts⸗ 
geſchäfte. Beſtimmung derſelben durch den Richter. Verhält- 
niß des Urtheils zum Slagbegehren. 


Entſch. v. 12. Auguft 1858, Nr. 8270 (Theilweiſe Detinung des das 
Urtheil der Stadtprätur Venedig v. 13. mir) 1958, Nr. 9882, abäudern- 
den Hrtheiled deö D. 8. ©. Benedig 2 10, ai 1858, Nr. 8554). 9. ©. 


Der Rechtsconſulent A belangte ven B auf Zahlung von 252 Lire 
al8 2% Provifion für Vermittlung eines Darlehens von 50,400 Tire. 
Aus der Verhandlung ergab fi, daß zwar die Einleitung des Dar- 
Iehensgejchäftes, nicht aber das Zuftandelommen vesfelben durch A be- 
wirft worden war. Die erfte Inſtanz wied aus dieſem Grunde ven A 
mit feinem Anfprud auf Senfariegebühr ab, jedoch mit Borbehalt ver 
durch eine neue Klage geltend zu machenden Anſprüche auf eine erft zu 
ermittelnde nicht nach Percenten berechnete Remuneration. Auch die 
zweite Inſtanz ſprach die verlangte Senfalengebühr ab, erkannte jedoch 
auf Zahlung einer Nemunerationdgebühr von 200 Lire im Falle ver 
Ablegung des Schätungseides. Der oberfte Gerichtshof verurtheilte 
ben B unbedingt zur Zahlung von 200 Lire aus folgenden Gründen: 
„Beide Inftanzen haben ganz richtig Dahin geurtheilt, daß dem Kläger 
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bei dem fraglichen Gefchäft die Eigenfchaft eines Mällers nicht zukomme. 
Demungeachtet ift im Wefen der Sache ein definitiver Urtheilsſpruch 
über das Recht des Kläger anf eine Entlohnung für feine Dienftzeit 
ganz gut möglich. Es erjcheint zwedlos und widerfpridt der Prarisiver 
Gerichte, die Parteien vor ein neues Forum zu verweifen; vielmehr em⸗ 
pfiehlt fich der Vorgang des Obergerichtes, welches nad den vorgelege- 
nen Acten die Bemeflung des entſprechenden Betrages der Entlohnung 
unmittelbar vornahm. Da nun ans den vom Obergericht angeführten 
Gründen ver Betrag von 200 Fire als angemefien erachtet werden muß 
und nad) den Verbältniffen der Parteien und nad der Natur der vom 
Kläger geleifteten Dienfte ein Schätzungseid überfläffig erfcheint, zumal 
nah 8. 1152 a. b. G. 3. eine Entlohnung, worüber nichts ſtipulirt 
war, vom Richter bemeffen werben kann, wird das obergerichtliche Er⸗ 
fenntmiß nur in der Richtung abgeändert, daß die Bemeſſung des Be⸗ 
trageö der Entlohnung nicht erft von dem Schätungseid des Klägers 
abzuhängen hat.” 


Nr. 608. 


Beeinträchtigung als VBorausfegung der Beſitzſtörungsklage. 


Entſch. v. 17. Anguft 1858, Nr. 9299 KDetätigung der Deerete ded B. ©. 
St. Pölten v. 22. Mai 1858, Nr. 4188, und des O. L. G. Wie v. 
30. Juni 1858, Nr. 7747). 6. 3. 1860, Re. 51. 


Die Gutsherrſchaft B hat dem A eine Wiefe verpachtet; auch be- 
findet fi diefer im phyſiſchen Befig und fieht eine Störung desſelben 
darin, daß die Gutöverwaltung im April die Wiefe mit Dünger über- 
führen ließ. Seine Beſitzſtörungsklage wurde in allen brei Inſtanzen 
zurüdgewiejen, und zwar von ber erften: „in der Erwägung, daß der 
Kläger das Klagebegehren dahin ftellt, zu erkennen, ver Geflagte habe 
ihn dadurch, daß er Anfangs April 1858 auf die in ber Klage erwähnten 
Wiefen Dünger aufführen ließ, im ruhigen Befige des Rechtes ver Be- 
nügung biefer Grundſtücke geflört; in der ferneren Erwägung, daß das 
bloße, und zwar Anfangs April gefchehene Aufführen des Düngers 
allein, ohne andere damit verbundene Handlungen, eine Störung in der 
Benützung von Wiefen nicht begründet, weil e8 nad) dem Bugeftänd- 
nifje des Klägers felbft bis zum Monate April eines jeden Jahres feine Be- 
nüßung einer Wiefe gibt, fondern dieſe erft in der darauf folgenven 
Jahreszeit eintritt; in der Erwägung, daß nad) 8. 2 ber kaiſerl. Verord⸗ 
nung vom 27. October 1849 es zum Begriffe der Beſitzſtörung gehört, 
dag Jemand im Befige einer Sache oder eines Rechtes beeinträcd- 
tigt wird, eine ſolche Beeinträchtigung des allfälligen Flägerifchen Rechtes 
der Denfigung biefer Grundſtücke dem Dargeftellten zufolge aber nicht 
vorliegt”. 
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Die Zurüdweifung ded auferordentlichen Revifionsconcurfes er- 
folgte „in der Erwägung, daß gleihförmige Entfcheidungen der Unter- 
gerichte vorliegen, und daß diefelben nad) der beftehenden Borfchrift nur 
in dem alle einer offenbaren Gefetziwibrigleit abgeändert werden dürfen, 
— dann in Erwägung, daß ein folder Fall nicht vorhanden ift, indem 
für jene Entfcheivung immerhin die Anordnung des 8. 2 der kaiſ. Ber- 
ordnung vom 27. October 1849, Nr. 12 R. ©. Bl., welder zur Be⸗ 
fiöftörung eine Beeinträhtigung des Befiges oder eine widerrecht⸗ 
lihe Befigentfegung fordert, dann der Umftand fpricht, daß der Kläger 
durch die im April l. I. von der Gutsverwaltung verfügte Düngung der 
Pachtwieſen in deren Benützung, folglich im PPachtbeſitze, nicht beein- 
trächtigt worden iſt“. 


Nr. 609. 


Pflicht des Gatten, welcher ſich unbefugterweife in das Aus: 
land begeben und dort feinen Wohnſitz aufgefchlagen bat, der 
im Inland zurädgebliebenen Gattin den Unterhalt zu leiſten. 


Eutſch. v. 24. Anguf 1858, Nr. 8702 (Beftätigung des das Decret bed 
2. &. Mailand v. 19. April 1858, Nr. 5077, abänbernden Decrets des 
D.8. G. Mailand v. 11. Juni 1558, A. 7728). Gaz d. Trib. 1859, 


Nachdem A gegen die Borfchriften des Auswanderungspatentes 
bie Öfterreichifchen Staaten verlaffen und fih im Auslande angeſiedelt 
hatte, belangte ihn feine im Inland zurädgebliebene Gattin B auf 
Scheidung von Tiih und Bett und begehrte außerdem, daß ihr wäh» 
rend des Procefjes von dem Vermögen des A die zur Beftreitung bes 
Unterhaltes erforverlihe Geldſumme bezahlt werde. Das Gericht erfter 
Inſtanz verwarf dieſes Geſuch aus vem Grunde, weil bie B nad) 
8. 92 a. 6. ©. 2. verpflichtet fei, dem A in feinen Wohnſitz zu 
folgen, und zwar auch während des Procefjes wegen Scheidung von 
Tiſch und Bett, da der im 8. 107 ebenvort bezeichnete Fall, daß ihr 
vom Richter noch vor der Entſcheidung des Procefies ein abgefon- 
berter Wohnort bewilligt wurde, nicht eingetreten fi. — Das OD. 
L. ©. gab dem Geſuche Statt. 

Der oberjte Gerichtöhof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz „in Erwägung, daß A unbefugt abwefend ift, daher die Bor- 
hrift des $S. 92 a. b. ©. B. hier außer Anwendung bleibt, weil 
die Gattin nicht genöthigt werden kann, dem Manne in ven Wohnfig 
zu folgen, welden er unbefugterweife im Auslande aufgefchlagen hat.“ 
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Nr. 610. 


Zulaſſigkeit der Executionsführung auf eine zweifelhafte 
und unverbriefte Forderung. 


Eutſch. v. 24. Angufı 19 1858, Ir. 2557 — der sıeiafoem! igen 
Decrete Pi L Graz v des 58 L. G. 
Graz v. 22. Iuni 1858, Mr. 1088). 6 3 1850. Nr. 8. 


A verlangte zur Einbringung feiner Wechfelforderung die ere- 
cutive Einantwortung derjenigen Forderung, welde der Bellagte an 
eine dritte Berfon als Valuta für ausgeftellte Wechſel muthmaßlich 
anzuſprechen hat. In erfter Inflanz wurde biefes Begehren abge- 
wiejen, weilnah $. 314 a. ©. D. nur eine wirklich beitehenve Yor- 
derung eingeantwortet werben könne, Kläger aber felbft angibt, daß 
er ben Beftand der einzuantwortenden Baluta-Forberung nur vermuthe, 
daher wegen Mangels eines geeigneten Objectes die verlangte Exe⸗ 
eution nicht bewerkſtelligt werden könne. 

Auf den Recurs des Klägers, worin insbefondere angeführt 
wurde, daß nadı $. 317 a. ©. D. eine illiquide oder ftreitige For— 
derung executive eingeantwortet werben könne, wurde ber erſtrichter⸗ 
liche Beſcheid aus dem Grunde beſtätigt, weil die verlangte executive 
Einantwortung nah $. 314 a. ©. O. nicht ausführbar, ſomit auch 
die Bewilligung derſelben ſelbſt unzuläflig erſcheine, indem über die 
einzuantwortende Forderung keine Urkunde beſtehe. 

Dem außerordentlichen Reviſionsrecurſe wurde aus folgenden 
Gründen ſtattgegeben: 1. weil nach den 88. 314, 316 — 319 der 
a. © O. der Richter bei Erledigung des Gefuches um Einantwor⸗ 
tung einer angeblichen Forderung eines Schuldners in die Frage, ob 
die Forderung beſtehe, liquid und einbringlich ſei, nicht einzugehen 
hat; 2. weil die Bewilligung der angeblichen Execution von der 
Frage, ob dieſelbe ausführbar ſei, und (bei gebetener Einantwortung 
der Forderung eines Schuldners) von der Frage, ob die im Schluß—⸗ 
fage des 8. 314 a. ©. O. vorgeſehene Anmerkung -auf der Schuld⸗ 
Urkunde vollzogen werben könne, — ganz unabhängig ift, und 3. weil 
auch Yorderungen des Schuldners, über welche Feine Urkunde vorfindig 
ift oder befteht, von der Execution nicht ausgeſchloſſen find. - 
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Nr. 611. 


Anfpruch des Ceffionars einer getilgten aber nicht gelöfchten 
Hppotbefarforderung auf nochmalige Zahlung. 


Entf. v. 1. September 1858, Nr. 8825 (Beltätinung des Urtheiled des 
8. G. Korneuburg v. 27. Febr. 1858, Nr. 452, bünberuun ded rthene 
des O. L. G. Wien v. 9. Juni 1858, Nr. 4562). ©. H. 1858, ©. 404. 


Dem A ift eine für C auf dem Haufe des B haftende Sagpoft 
executive eingeantwortet worden. B, auf Zahlung belangt, beweift, daß 
er bereit8 an C gezahlt habe. Die erfte und dritte Inſtanz wiejen 
biefe Einmwendung, die zweite wies das Klagebegehren zurüd. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Kläger begehrt die Zah: 
lung eines Satcapital®, welches auf der geflagten Realität einverleibt 
ift, und welches zu Folge erecutiver Einantwortung im Jahre 1856 an 
ihn gefonmen ift. Geklagte wenden ein, und es ift rechtlich dargethan, daß 
ihon lange vor der Zeit, als dieſes Satcapital an den Kläger ge- 
fonımen, dem C, von weldem das Recht an Kläger überging, Zahlung 
vollftändig geleiftet worben if. Um nun die Kraft des Rechtes des 
Klägers zu erwägen, muß wohl zunächft erörtert werben, was Kläger 
dur die Einantwortung des Satcapitald erworben hat: offenbar 
feine Forderungsrechte aus dem Darleihen, da dies Rechtsgeſchäft be- 
reit8 abgewidelt und das Forderungsrecht des B fchon erlofchen war, 
“mithin lediglich das Pfandrecht. Dieſes fteht dem Kläger in vollem 
Maße zu dem Ende zu, um mit jener Forderung aus ber verpfän- 
deten Realität befriedigt zu werden, für welche das Pfandrecht ein- 
geräumt war. Dieſe eriftirt jedoch nicht mehr, mithin ift dem Kläger 
feine Rechtsübung nad der Natur der Sache infoferne unmöglich, als 
er wegen des ihm zuftehenden Pfandrechts die erlofhene Forderung 
geltend machen will, Hiernach mußte Kläger abgewiefen werben.” 

Gründe der dritten Inftanz: „Wenn es gleich nad) dem 
erften Sate des 8.469 .a. 6. ©. B. richtig ift, daß das Pfandrecht 
durch Tilgung der Schuld aufhört, fo erfcheint dieſe allgemeine Regel 
in Anfehung der Hypotheken durch die zwei leuten Säge des näm⸗ 
lichen Paragraphes dahin befchränft, daß die Tilgung der Schuld zur 
Aufhebung der Hypothek nicht Hinreiche, und daß das Hypothekargut 
fo lange verhaftet bleibe, bis die Schuldurkunde aus den öffentlichen 
Büchern gelöfcht ift. Eine Satzpoſt muß daher fo lange, als fle nicht 
ans ben öffentlichen Büchern gelöſcht ift, ungeachtet ver etwa gefches 
henen Zahlung als aufrecht beftehenp angefehen werben. Dies forbert 
bie Natur und der Zwed ber öffentlichen Bücher. Nachdem nun bie 
Satpoft zur Zeit, als Kläger die executive Einantwortung: erwirkte; 
auf dem Haufe des Beklagten noch eingetragen war, folglich ungeachtet 
ber eingewenbeten Zahlung noch aufrecht beitand, jo bat Kläger durch 
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bie erwähnte Einantwortung eine giltige Saßforderung wider Bes 
Hagten erworben, daher Lebterer ſchuldig ift, die Satzforderung in 
Gemäßheit der Einantwortung zu bezahlen.‘ 


Nr. 612. 


Competenz des Hanbelsgerichts über Klagen aus Theater- 
Engagements. 


Entſch. v. 1. September 1858, Nr. 9931 (Veftätigung des Decrets des L. 
adna v. 22. Inni 1858, Nr. 8026, Abänderung des verein be ED. 2. 


G. 
6. 
enedig v. 22. Zuli 1858, Nr. 13579). Koo d. Trib. 185 244 fi 


fir. 613. 


Berantwortlichleit des Curators für Vernachläſſigung des 
Intereffe feines Euranden. 


Entid. v. 14. September 1858, Nr. ar ti des de3 das Urtheil 
be 8.6. Seitenftetten v. 18. Jänner 1858, Nr. 6 ändernden Urtheiles 
IED.L.G. Wien v. 27. April 1858, Kr. 3648). 6.3.1859, Nr. 14. 


B war Curator des A; als folder verkaufte ex eine dem leßteren 
gehörige Realität, ohne für vie Sicherſtellung des Kaufſchillingsreſtes 
von 1967 fl. zu ſorgen, welcher in Raten zu 400 fl., die erſte am 
9. October 1856 fällig, zu zahlen war. Auf Grund diefes Vertrages, 
welcher von einem Notar verfaßt war und von der Curatelsbehörde 
genehmigt wurde, erwirkte der Käufer am 31. October 1856 bie Ein- 
verleibung feines Eigenthumsrechtes, ohne.aucdh nur die erite Kauf: 
Thillingsrate bezahlt zu haben. Am 12. November erwirkte ein Gläu- 
biger des neuen Käufers die Pränotirung einer Forderung von 1000 fl.; 
und nun warb B feiner Euratel enthoben, und ein neuer Curator 
beftellt, welcher zwar ben Kaufſchillingsreſt pränotiren ließ; allein bei 
der erecutiven Beräußerung ber Realität fiel die Forderung durch, ja 
ſelbſt der vorangehende Gläubiger erlangte nur einen Betrag von A5OfL. 
Der neue Curator belangte nun ben B auf Erfag dieſes Betrages, 
weil wenigſtens dieſer Betrag zu retten geweſen; B wendete ein, daß 
er Alles gethan habe, was man bei gewöhnlichem Grade des Fleißes 
und ber Aufmerkſamkeit von ihm fordern könne. Er als ſchlichter Land⸗ 
mann (Bürgermeifter in einem Dorfe) habe ſich wegen Berfafjung des 
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Raufvertrages an einen Sachverſtändigen, den ber Rechte Funbigen 
Notar gewendet, und das Gericht felbit habe den Vertrag genehmigt. 
In der mangelhaften Berfaflung desjelben, daß nämlich die Befigan- 
ſchreibung des Käufers ohne gleichzeitige Sicherftellung des Kaufſchillings 
darin zugeftanden worden, liege die Onelle alles Schadens, an dem er 
daher gar feine Schuld trage. Aber auch fpäterhin könne ihm feine 
ſolche zur Laft gelegt werben, denn er fei gar nicht von der erfolgten 
Genehmigung des Vertrages verftändigt worden. Da ferner der Käufer 
vor dem 31. October 1856 fih nicht an den grundbücherlichen Befig 
ſchreiben ließ, fo hätte er in keinem alle früher eine Pränotirung an« 
fuchen können. Dieſes wäre nur in den erjten eilf Tagen des November, 
bevor ber Wechfel per 1000 fl. zur Vormerkung fam, möglich gewefen; 
in dieſer Beziehung könne man aber nicht verlangen, daß er ſich täglich 
feit vem Abſchluſſe des Kaufes bei dem ein paar Stunden entfernten Be⸗ 
ziel8amte hätte erkundigen follen, ob des Käufers Anfchreibung ſchon 
erfolgt fei oder nicht. Ja felbft dieſe VBorficht wäre fruchtlos gewefen, 
wenn ber Käufer oder ein Dritter zugleich mit der Einverleibung bes 
Eigenthums für felben die Einverleibung oder Bormerkung eines Pfand- 
rechtes erwirkt hätte, wa8 wegen ber oberwähnten ſchlechten Verfaſſung 
des Kaufvertrages allerdings mögli war. 

Die erfte Inſtanz hatte den Magenden Curator abgewiefen und 
fogar zum Erſatze der Gerichtöloften verurtheilt; dagegen verhielten bie 
beiden obern Inftanzen ven Bellagten zur Zahlung, weil die Nichtzuhal« 
tung ſchon ver erften Kauffchillingsrate eine gegründete Beforgniß der Zah- 
lungsunfähigkeit des Käufers heroorrief, Daher die Nothwendigkeit einer 
Sicherftellung eintrat ; dieferwegen aber, wenn der Eurator als Landmann 
nicht ſelbſt die erſorderlichen Schritte Fannte, er ſich an einen Sachverſtän⸗ 
digen hätte wenden follen. Ein folder würde ven Schuldner zur freiwil- 
ligen Beftellung der Sicherheit aufgefordert, und im Entftehungsfalle 
bie Pränotirung des Kaufjhillingsreftes angefucht haben. Die erft am 
31. October erfolgte Anſchreibung des Käufers wäre fein unbeflegbares 
Hindernif gewefen, und gleich nachdem fie erfolgt war, hätte Bellagter 
um die Pränotirung des Kauffchillingsreftes anlangen können. Der Ge- 
klagte hatte in der Perfon eines Notars einen Bevollmächtigten am Orte 
des Grundbuches, wo dieſer täglid oder doch alle drei bis vier Tage 
ſich um die Befiganfchreibung erfundigen und innerhalb ver Zeit vom 
31. October bis 11. November 1856 einfchläffig die Pränotatton bes 
gehren Tonnte. Allein er behauptet nicht einmal, diefen Notar von 
der am 9. October 1856 unterbliebenen Zahlung in Kenntniß gefett zu 
haben. Es war wohl möglich, daß wegen der fehlerhaften Berfaflung 
des Bertrage® der Käufer zugleich mit feinem Eigenthumsrechte eine 
Schuld zur Einverleibung hätte bringen können, woburd die Pränos 
tirung für den Curator vereitelt worden wäre. In biefem Falle 
würde man den Gellagten allerdings vom Berſchulden losſprechen 
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mäffen. Allein derſelbe ift nicht eingetreten; ſondern bet ber durch die 
unterlaffene Zahlung ſchon der erſten Rate begründeten Beforgniß einer 
Gefahr und dadurch für jeben guten Hausvater rege gewordenen Auf- 
merffamfeit war es geboten, zugleich aber auch möglich, in obiger Zeit 
bie Pränotirung anzuſuchen. 


Mr. 614. 


Berpflihtung zur Bezahlung einer fingirten, aber dem 
Geffionär gegenüber als giltig anerkannten Schuld. 


ud b. 18. September 1858, zur. 8464 tigung des dad Urtheil 
NY Boden v. 4. März 18 8, Nr. 4 ab in ernden Urtheils des 
O. L. —* Inn⸗ end dv. 27. Mai I658, Nr. 1787). 6 .3. 1958, 5 Nr. 142. 


B hatte dem C einen Betrag von 3000 fl. verfärieben, und als 
C von diefer Forderung 400 fl. an die A abtrat, die Richtigkeit der⸗ 
felben ver Ceſſionarin gegenüber ausprüdlic anerkannt. Die A klagt 
num biefen Betrag gegen bie Concurömafle des B ein; allein ber Ber- 
treter ber letzteren weifl durch ein ftrafgerichtliches Erkenntniß nad, 
daß jene Vorberung fingirt fei, und macht geltend: Forderungen, welche 
nie zu Recht beftanden, fünnten nad $. 1351 a. 6. ©. 2. auf 
nicht giltig cebirt werben, es ſetze daher auch $. 1396 a. b. G. B. 
Forderungen voraus, melde urſprünglich zu Recht beftanden. — Aus 
biefem Grunde wies in der That die erfte Inſtanz das Begehren ver 
A zurück; bie beiden oberen Inſtanzen dagegen gaben ihm ftatt, und 
zwar ber oberfte Gerichtshof: „weil ber Schuldner die Forderung in 
der Ceſſion ausdrücklich als beſtehend und in allen Rechten begründet 
anerfanut habe und die Redlichkeit der Ceſſionarin und gegenwärtigen 
Klägerin bei ver Uebernahme dieſer Forderung nicht in Zweifel gezogen 
werben könne“. 


Nr. 615. 


Nothwendigkeit des ausprüdlichen gerichtlichen Widerſpruches 
gegen die Ehelichkeit eines im vierten Monat der Ehe gebornen 
und von beiden Ehegatten als unehelich behanbelten Kindes. 

Entid. v.14. September 1858, Nr. 9129 (Betätigung des da8 Urtheil des 


2. G. Linz v. 17. December 1857, Nr. 1 abänhegnben Urtheiled des 
0.2. €. Bien v. 28. April 1858, Nr. Au 3. 1858, Re. 182. 


Katharina A, verehelichte C, gebar im vierten Monat der Che 
eine Tochter, welche ſie als Iofepha A ins Taufbuch eintragen lieh. 


v 
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Sie erwirfte ſodann die Beftellung ihres Gatten zum Bormunde 
dieſes Kindes und klagte gemeinfchaftlich mit dieſem den B auf Anerfen- 
nung der unehelichen Baterfchaft. Alles dieß geſchah innerhalb ver erften 
ZMonate nach der Geburt des Kindes, ohne daß Übrigens C feine Vater⸗ 
haft ausdrücklich gerichtlich widerſprochen hätte. — Die er ſte Inſtanz 
gab dem Klagebegehren ſtatt; die beiden oberen dagegen wieſen es zurück, 
und zwar der oberſte Gerichtshof, weil er die angeführten Handlungen 
ber Kläger — abgeſehen davon, daß fie von ihnen ſelbſt nicht zur Bes 
gründung ihres Begehrens angeführt wurden — nicht für geeignet 
hielt, ven vom Gefege geforderten gerichtlichen Widerſpruch ver Vaterſchaft 
zu fuppliren, „mit weldem fo höchſt wichtige Rechte des Kindes verfnüpft 
find, daß man deren Verluſt nicht blos von concludenten Handlungen 
und einer bloßen Negation (der Nichtanerfennung) abhängig machen kann.” 


Nr. 616. 


Unzuläffigleit des Vorbehalts nachträgliher Genehmigung 
feiten8 ter Koncursgläubiger bei der nah $. 39 a. C. O. 
erfolgenden Veräußerung eines Eridagutes. 

* ſet v. 14. September 1858, Nr. 10445 (Beftätigung des Decrets des 


Kloſternenburg v. 11. März 1858, Nr. 670, Abanderung des De- 
cretö deB DO. 2. ©. Wien v. 2. Juni 1858, Nr. 6457). ©. 3.1858, Nr. 131. 


Nr. 617. 


Recht auf Abfonderung der Erbſchaft vom Vermögen des 
Erben. 


gutie. 2 v. 15. September 1858, Nr. 0 —R bed Decretes des 

®. Berienbeug v. 14. Juuni 185 änderung des Decrets 
Be D. 2. @. Wien v. 18. Inii 1858, HE. 8321). ©. 9.1858, ©. 345 ff. 

Das Gefuh eines Gläubigers des Erblaffers um Abfonderung 
des Nachlaſſes vom Vermögen ver Erben warb in erfter Inſtanz bewil- 
ligt, in der zweiten abgewiefen. Die Begründung diefer Entſcheidung 
war folgende: „Wenn aud) ver 8 812 a. b. ©. B. die Abfonderung des 
Vermögens geftattet, fo ift doch Diefe von der Bedingung abhängig ge= 
macht, daß wenigftens mit Grund die Beforgniß einer Gefahr vorhanden 
fei. Bittſteller hat diesfalls eine Gefahr, welche bei einer derartigen 
Bermengung obwalten follte, nicht einmal angedeutet, und feine Geſuchs⸗ 
begrändung beruht auf der Beſorgniß, aus der Berlafjenfchaft die Be- 
frievigung nicht zu erhalten. Da aber das Berlaffenfhaftsvermögen be- 


Olafer, Unger u. Walther, Enti. I. 9 
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reits inventirt und nach der allgemeinen Angabe des Bittftellers vie 
Forderung feiner minorennen Tochter durch das Pfanprecht auf der in die 
Verlaſſenſchaft gehörigen Yabriksrealität fichergeftellt ift, fo ift nicht abzu⸗ 
fehen, wodurch die Beforgniß einer Gefahr begründet werden follte, da 
vom Bittfteller felbft behauptet wird, daß für die Verlaffenfchaft noch 
Activforderungen ausftehen, Es mußte daher, va das Begehren des Bitt- 
ftellers nicht einmal durch Wahrſcheinlichkeitsgründe unterftägt ift, dasſelbe 
zurüdigewiefen werben.“ 
Der oberfte Gerichtshof hat den die Separation bewilligenden Be⸗ 
ſcheid erfter Juſtanz beſtätigt und zwar aus folgenden Gründen: „Nach 
8. 812 a. b. ©. B. kann ein Erbihaftegläubiger, Legatar oder Notherbe 
vor der Einantwortung verlangen, daß die Erbfchaft vom Vermögen des 
Erben abgejondert vom Gerichte verwahrt, oder von einem Curator ver- 
waltet, und fein Anſpruch darauf vorgemerkt und berichtigt werde, wenn 
er beforgt, daß er durch bie Vermengung der Verlaſſenſchaft mit dem 
Bermögen ded Erben für feine Forderung Gefahr laufen fünne. Diefes 
Recht des Gläubigers, Legatars oder Notherben ift nad) ven Worten und 
‚nad dem Sinne de Geſetzes nicht davon abhängig, daß die durch jene 
Bermengung des Nachlaſſes mit dem Vermögen bes Erben für feine For⸗ 
derung entftehende Gefahr als wahrfcheinlich dargethan wurde oder gar 
als erwiefen worliege; fondern ver Öläubiger oder Legatar ift zum Be- 
gehren der Separation berechtigt, ſobald er beforgt, daß er durch jene 
Bermögensvermengung für feine Forderung Gefahr Iaufen könnte. Es 
genügt alfo dazu die fubjective Beforgniß des Glaubigers auch ohne alle 
Nachweiſung der Wahrſcheinlichleit oder der Wirklichkeit einer Gefahr.“ 


Nr. 618. 


Ceſſion einer bereits bezahlten, aber im öffentlichen Buch 
nicht gelöſchten Forderung; Benachrichtigung des Ceſſionars 
von der erfolgten Tilgung. 


Eutſch. v. 15. September 1858, Nr. 10255 (MBünberung her Urtbeile 

des 8. Sarolinenthal v. 30. Mä ärz 1857, Ne. 3 2.6. 
Brag d. 29. December 1857, Nr. 21416). ©. 3 . 1860, Wr. 4 
Auf der den Eheleuten B, gehörigen Realität ift eine — 
pfandrechtlich ſichergeſtellt, welche urſprünglich dem M zuſtand, ſpäter auf 
feine Wittwe N überging, und nunmehr auf Grund einer Cefflon der 
legteren auf A überfchrieben wurde. Der Klage bes letteren fegten bie 
Eheleute B eine Quittung entgegen, weldye ihnen M auöftellte, und 
welche fie dem A vor Vebernahme der Forderung vorgezeigt zu haben 
behaupten. Die erfte Inſtanz verurtheilte fie auf Grund des 8. 469 
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a. b. ©. B. unbedingt zur Zahlung; die zweite fprad fie unbebingt 
bavon los, und begründete dieje Entſcheidung, wie folgt: „Gemäß 8. 1394 
a. b. ©. 2. find bei der Mebertragung einer Forderung von einer Perfon 
an die andere die Rechte des Uebernehmers mit jenen des Weberträgers 
in Rüdficht auf die überlaffene Forderung eben viefelben, und es fteht 
aud) zufolge $. 1396 a. b. ©. B. dem Sculoner dad Recht zu, dem 
Uebernehmer gegenüber feine Einwendungen gegen die Forderung anzu- 
bringen. Die Geklagten haben ver Klage die Einwendung ber ſchon an 
M gejchehenen vollftändigen Zahlung mit Probucirung der Duittung 
entgegengeftellt. Dieſe Einwendung ift volllommen gegründet; denn 
wenn auch der Kläger die erfolgte Zahlung und die Identität der quit- 
tirten mit der eingellagten Forderung widerfpricht, fo befteht über bie 
Identität kein Zweifel. Der Kläger hat aud die Echtheit der Ouittung 
nicht beftritten; er hat alfo die Echtheit der Quittung ſtillſchweigend an- 
erfannt, was zufolge ver SS. 107 und 114 a. ©. O. auch den Beweis 
der erfolgten Zahlung herftellt. Iſt nun die Zahlung der ganzen Forde⸗ 
tung an M bewiefen, dann hatte N, welche in Anfehung aller Rechte und 
Berbindlichkeiten zufolge $. 547 a. b. ©. B. den Erblaſſer repräfentirte, 
fein Recht, 333 fl. 20 Fr. als eine Actiopoft der Verlaſſenſchaft desſelben 
anzuſehen und fi) einantworten zu lafjen, alſo auch nicht an einen Dritten 
abzutreten. Es ift fomit die Ceffion, nachdem die Forderung zufolge 
8. 1412 a. 5. ©. B. durch die erfolgte Zahlung getilgt worden ift und 
bie Rechte des Klägers als Uebernehmersd mit den Rechten der N gemäß 
8. 1394 a. b. ©. 8. viefelben find — ohne rechtliche Wirkung. Der _ 
Kläger kann fi) mit dem geltend gemachten, in vem $. 1500 a. b. G. B. 
bei der Verjährung feftgeftellten Grundſatze, daß er die Forderung im 
Bertrauen auf die Öffentlihen Bücher an fich gebracht habe, nicht ſchützen. 
Zur Zeit der Ausfertigung der Ceſſion war der cedirte Capitaltheil auf 
ben Namen des M gar nicht einverleibt, wohl aber war die angefuchte 
Einverleibung der erwähnten Ouittung grundbücherlich als abgejchlagen 
angemerkt. Dieſes Sach- und Rechtsverhältniß war dem Kläger be- 
fannt (denn er gibt zu, daß ihm die Hypotheksbeſitzer die Rädzahlung er- 
wähnten, daß er dies aber blos für eine Ausflucht gehalten habe); deſſen⸗ 
ungeachtet hat er die Eeffion gleichzeitig mit den Einantwortungs-Ur- 
funden für den M und die N in einer Eingabe zur Einverleibung einge- 
bracht; er befand fich daher in keiner Beziehung in gutem Glauben. Es 
ift Daher das Klagerecht ungegründet.“ | Ä 

Der oberfte Gerichtshof erkannte auf ven Haupteid über die That- 
ſache, daß der Kläger noch vor der Uebernahme des eingeflagten Be⸗ 
trages bei den geklagten Eheleuten fi) über die Nichtigkeit dieſer Forde⸗ 
rung erkundigte, daß dieſe ihm bei dieſer Gelegenheit eröffneten, daß fie 
die Schulb an M bereits bezahlt haben und ihm auch bie Quittung vor- 
zeigten. Die Begründung lautet: „Der 8. 469 a. 6. G. 2. beftimmt, 
daß zur Aufhebung ver Hypothek die Tilgung der Schuld allein nicht Hin» 


9* 
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reiche, fondern das Hypothekargut fo lange verhaftet bleibe, bis die Schuld⸗ 
urkunde aus den öffentlihen Büchern gelöfcht if. Hieraus folgt, daß 
wenn ein Dritter im Vertrauen auf die öffentlihen Bücher eine Super- 
Intabulation oder Super-Pränotation auf der no haftenden Hypothek 
erwirkt, er hierdurch das Pfanprecht wirklich erworben habe. Dies gilt 
auch von dem Ceffionar, wenn er eine zwar berichtigte, aber aus dem 
öffentlichen Buche noch nicht gelöfchte Forderung redlicher Weife an fich 
bringt. Diefem ſteht nicht entgegen, daß $. 1394 a. b. G. B. ausſpricht, 
daß die Rechte des Ueberträgers und des Uebernehmers dieſelben ſeien; 
denn ſowohl durch dieſen Paragraph als durch die nachfolgenden 88. 1395 
und 1396 a. b. ©. B. find lediglich die perſönlichen Rechte und Ver⸗ 
binbfichleiten des Cedenten, Ceffionars und Ceſſus beftimmt, während 
die binglichen Rechte, welche für dieſe Perfon aus der Hypothek entftehen, 
nur nad) den Hauptftüde über das Pfandrecht beurtheilt werden können. 
Es könnte daher ver Kläger aus dem Grunde, daß er die eingellagte For⸗ 
derung cejfionsweife an fich gebracht hat, mit feinem Klagebegehren nicht 
abgewiefen werben; denn einestheils ift e8 aus dem Grundbuchsertracte 
erfichtlich, daß die Poft von 333 fl. 20 fr. an M und von diefem an bie 
N auf Grund der beigebrachten Einantwortungs-Urkunde, endlich mittelft 
Ceſſion an den Kläger gediehen ift, andererfeitö aber geht aus dem Grund⸗ 
buchsertracte nicht hervor, daß von Seite der Geflagten die Tilgung des 
von dem Kläger erworbenen Betrages erfolgt ſei. Es Tonnte fohin der 
Kläger mit Rüdficht auf den Grundbuchsſtand diefe, wenn auch getilgte 
Forderung rechtswirkſam erwerben. Die Geklagten haben zwar die 
Quittung de8 M eingebracht, deren Echtheit nicht widerfprodhen wurde... 
Allein mit dem Geſuch um Einverleibung diefer Quittung wurden die 
Geklagten durch Beſcheid vom 29. September 1853 abgewiefen. Es 
ift aber weber aus dem Grumbbuchsertracte, noch aus dem Befcheide zu 
entnehmen, daß dieſer abſchlägige Beſcheid angemerkt wurde. Es kann 
daher auch nicht geſagt werden, daß der Kläger aus der Anmerkung 
(welche zwar in Folge des Hofdecrets vom 27. Auguſt 1819 hätte ge⸗ 
ſchehen ſollen) die Nichthaftung der Poſt hätte erſehen können. Dagegen 
aber muß die von den Geklagten vorgebrachte Einwendung und der hier⸗ 
über in der Duplik dem Kläger aufgetragene rückſchiebbare Haupteid über 
die Thatſache, daß der Kläger noch vor der ceſſionsweiſen Uebernahme 
bes eingellagten Betrags pr. 333 fl. 20 fr. bei den Geklagten ſich über 
bie Richtigkeit der Yorderung erkundigte und daß fie ihm bet diefer Ge- 
fegenheit eröffneten, daß fie dieſe Schuld an M bereitö bezahlt haben und 
ihm auch die biesfällige Duittung zeigten, als entſcheidend angefehen 
werben. Wurde ver Kläger vor dem Abfchluffe der Ceſſion in die Kennt- 
niß der gefchehenen Tilgung biefer Forderung gefeßt, fo kann er ſich nicht 
mehr darauf berufen, daß er blos im Vertrauen auf die öffentlichen 
Bücher dieſelbe erworben habe, fondern er hätte fich bereits im unreblichen 
Glauben befunden, indem er wiſſentlich eine bereit3 getilgte Forderung 








— 13 — 


an ſich gebracht Hätte. Gelingt daher ven Gellagten biefer Beweis, 
jo müßte der Kläger mit feiner Klage abgewiefen werben, während im 
Valle des Mißlingens des Beweiſes ihm die eingeflagte Forberung zuer- 
kannt werben muß.” 


Nr. 619. 


Aufhebung der Gerichtsfoften im Fall der Abänderung der 
bedingten Verurtheilung in eine unbebingte. 


Sat v. 21. Sept. 1858, Nr. 10386 (Abänderung des Urtheiles des 
O. L. G. Wien v. 25. Mai 1858, Nr. 4569). ©. 3. 1858, Nr. 142. 


A belangte ven B auf *eiftung einer Entſchädigung. Die erfte 
Inſtanz hielt die Verpflichtung des Geklagten zu felber im Allgemeinen 
von einer Erklärung abhängig, welche er dem Kläger gemacht haben follte 
und worüber diejer ihm den Haupteid aufgetragen hatte, und verurtheilte 
ihn zur Zahlung eines gemäßigten Betrages, wenn 1. der Beweis durch 
biejfen vom Kläger ihm deferirten Haupteid zu feinem Nachtheile ausfiele, 
dann 2. der Kläger bezüglich einer Schadenspoſt ven Erfüllungseid, und 
3. über die Beträge die angebotenen 3 Schägungseibe ablegen würde, — 
Die Gerichtskoſten wurden für ven Fall, als der Kläger nur theilweife 
obfiegen würde, gegen einander aufgehoben, jedoch bei gänzlicher Sad: 
fälligfeit des einen oder andern Streittheile® derfelbe zu ihrer Vergütung 
vernrtheilt. 

Es appellirte nun ver Kläger und zwar blo8 deßhalb, weil die Er- 
fagpflicht des Geklagten nicht unbedingt ausgeſprochen, jondern durch ben 
Haupteid bedingt worden war. 

Das Obergericht gab dieſer Beſchwerde Statt, erklärte fomit den 
Geklagten gegen Ablegung blos der Erfüllungs- und Schätzungseide für 
zahlungspflichtig, hob.die Appellationskoften gegen einander auf, erkannte 
aber bezüglich ver Koften der erften Inſtanz, daß der Stläger, wenn er 
ganz fachfällig würde, fie dem Geklagten, dagegen diefer dem Kläger dann 
zu erfeen habe, wenn felber ven Erfüllungseid und wenigftens einen 
der drei Schägungseide ablegen würde; follte Kläger nur ven Erfüllungs- 
eid abſchwören, fo bleiben vie Gerichtskoften erfter Inftanz gegen einander 
aufgehoben. Dieje Entjheivung wurde damit begründet, daß ungeachtet 
ver erfolgten Abänderung des erftrichterlihen Spruches (durch Weglaf- 
fung des Haupteides) der Kläger immerhin noch gänzlich ſachfällig wer- 
den kann, und gegen die bevingte Berfällung in ven Erfatz der Gerichts- 
Toften fich nicht beſchwert hat. . 

Der Gellagte ergriff nun die Reviſionsbeſchwerde, ſowohl gegen die 
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Beſeitigung des Haupteides — in welchem Punkte aber vom oberſten 
Gerichtshofe derſelben keine Folge gegeben wurde — als auch gegen feine 
Verurtheilung in den Erſatz der Gerichtskoſten für den Fall, als Kläger 
den Erfüllungseid und nur einen der angebotenen drei Schätzungseide 
ablegen ſollte, zumal der Koſtenpunkt von feinem Theile in Appellation 
gezogen und Revident vom erften Richter nur dann in den Erfag der Ge⸗ 
richtskoſten verfällt wurde, wenn Kläger alle Eide, — Haupteid, Er- 
füllungseid und drei Schägungseide — ſchwören würde. 

Der oberfte Gerichtöhof gab der Kevifionsbefchwerde in viefem 
Punkte Statt und hob die Gerichtsfoften aller drei Inftanzen gegenjeitig 
auf, „weil nach der ausprüdlichen VBorjchrift des Hofvecret3 vom 9. Mat 
1785, Nr. 426 3. ©. ©. und bes $. 400 a. G. O. das Appellations- 
Gericht, wenn dasſelbe das erftrichterlihe Urtheil abändert, die in der 
Rechtsſache aufgelaufenen Gerichtökoften jedesmal als gegen einander 
aufgehoben zu erflären hat, im vorliegenden Falle das obergerichtliche 
Urtheil für ven Kläger zwar günftiger als das erftrichterliche war, allein 
emungeachtet nad) der Borjchrift des Geſetzes die Gerichtöfoften bei der 
Abänderung des Urtheils ver erften Inſtanz aufzuheben feien”. 


Nr. 620. 


Grenzen der Beweiskraft der in Steuerfachen aufgenommenen 
Operate. 


Entid. v. 22. Sept. 1858, Nr. 8281 „(geläkigung der Urtheile des L. ©. 
BWienv.10.N0v.1857,Nr. 85619 und des DO. 2. ©. Wien v. 12. Mai 1858, 
Nr. 1989). ©. 9. 1859, ©. 358 ff. 


Es heißt in den oberftrichterlichen Motiven: „Wie ſchon das Ober: 
landesgericht bemerkt hat, find die in Stenerfahen aufgenommenen 
Dperate und bie ohne Zuziehung Dritter errichteten Inventuren nicht 
beweisträftig.. Das von Kläger felbft bezogene Patent vom 20. 
April 1785 erflärt in dem berufenen 8. 18, daß Dominien, welde 
vielleicht bisher von den Untertdanen nicht. verfteerte Gründe in An- 
ſpruch zu nehmen den Anlaß ergreifen wollten, an die gehörigen Wege, 
ibr Eigenthum barzuthun, verwiejen werben müßten, wo aber den— 
felben die bis dahin von Seite ver Unterthanen unterlafjfene Yatirung 
und folglic bie unterbliebene Berfteuerung einiger Gründe zu feinen 
Behufe dienen könne. Diefer Paragraph fpricht zwar nur von Gründen, 
die bisher weder in linea dominicali noch rusticali verftenert wurden, 
zeigt aber doch, daß auf die unterlaffene Fatirung und Verſteuerung 
fein großes Gewicht zu legen fei, wenn es ſich um die Entſcheidung 
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über das Eigenthum handelt. Der S. 12 viefes Patentes verorbnet fo» 
gar, daß, wenn bad Eigenthum eines Grundes ftreitig ift, die Patirung 
demjenigen aufzutragen fei, der fich im Beſitze Befindet, welches jedoch 
auf die Eutſcheidung über das Eigenthumsrecht felbft feine Beziehung 
haben fol. Die Inftruction vom 1. Mai 1819 8. 39 (Bol. Geſ. 
Sammlung Band 47, Seite 550) ſagt, daß die Angabe des Beſitzers im 
Steuerregulirungs-Operate für ober wider die Rechte nichts entſcheide. 
— Das Hofvecret vom 26. Sänner 1781 Wr. 43.6. ©. 8. 3 ver- 
ordnet wohl, daß in allen auf das Gültbuch Beziehung nehmenven Rechts⸗ 
angelegenheiten auf das Gültbuch gefegmäßige Rückſicht zu nehmen, und 
jener Theil, der durch den Inhalt vesfelben geſchützt ift, ver Laft des Be⸗ 
weiſes enthoben zu achten fei, was jedoch nur foweit gehen Tann, als das 
Gultbuch beweisträftig ift, zur Frage nämlih, ob ein Grund dominical 
fei, oder nicht, keineswegs aber darüber, wen das Eigenthum desfelben 


zuftehe.“ 


Nr. 621. 


Execution eines weitere Befigftörungen unter Androhung einer 
Geldftrafe unterfagenden Erfenntniffes: Nothwendigkeit der 
Bernehmung des Erecuten vor Bewilligung des Erecutiong- 


gejuches, 


gti. 6 v. 22. September 1858, Nr. 9092 ug F Decrete des 
laufenbnrg v. 9. October 1857, Nr. 4618 des O. L. G. 
Hermannſtadt dv. 22. Detember 1857, Nr. 12516). & Ir 1859, Nr. 18, 


| In einem Befigftörungsproceß warb ber Bellagten weitere Stö⸗ 

rung des Defiges des Klägers bei Strafe von 50 fl. unterfagt und ber 
Gerichtskoſtenerſatz mit 10 fl. ‚auferlegt. Nach Rechtskraft dieſes Er⸗ 
kenntniſſes brachte der Kläger ein Erecutionsgeſuch, i in welchem er wegen 
ber zugeſprochenen Gerichtskoſten die Mobiliarpfändung begehrte ,‚ und, 
geftügt auf die Angabe eines nenen Beſitzſtörungsfactums, die Berhäns 
gung ber angebrohten Geldſtrafe verlangte. Beides ward ohne Verneh« 
mung ber. Bellagten in er fter Inſtanz bewilligt, wogegen das Obergeridht, 
weil die beiden Bitten nicht gefondert wurden, und weil die zweite nicht 
in einer neuen Klage vorgebracht fer — ben Befcheid aufhob, und ſowohl 
gegen das Gericht ald gegen ven Hechtöfreund des Klägerd Ordnungs⸗ 
firafen verhängte. 

Der oberfte Gerichtshof jedoch hat „in Erwägung, daß mit dem 
Beſcheide des k. k. ſtädt. deleg. Bezirtsgerichtes zu Klaufenburg vom 
24. Yuli 1857, 3. 4084, erfannt murbe: Die Bellagte habe ben 
Kläger, welcher fih im factifgen Beſitze des in Frage ftehenden 
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Aders befinde, in biefem Beſitze geflört, fich jeder weiteren Störung 
bei einer Gelbftrafe von 50 fl. EM. zu enthalten, und dem Kläger bie 
Gerichtskoſten von 10 fl. EM. zu erfegen, — in Erwägung, daß biefer 
Befcheid in Rechtskraft erwachfen, daher nach $. 438 der C. P. D. exe- 
cutionsfähig ift, daß auch zur Erzwingung einer richterlich auferlegten 
Unterlafjung die Erecution geführt werden fan, ſomit im vorliegenden 
alle, wo der rechtsfräftige Beſcheid ſowohl auf die Unterlafjung einer 
weiteren Störung, als auch auf den Erſatz der Prozekloften durch vie 
Bellagte, beides hei fonfliger Execution lautet, und die Bellagte nach 
Angabe des Klägers und ihrem eigenen Geſtändniſſe im Recurſe gegen 
biefen Befcheid gehandelt hat, da® Erecutionsbegehren nicht ohne Grund 
auf die Bollfiredung des Beſcheides in beiden Richtungen geftellt 
wurde, demnach ver Hägerifche Vertreter hierin nicht wider bie Proceß⸗ 
ordnung gefehlt hat, — in Erwägung ferner, daß obzwar ber Beſitz⸗ 
ftörungsftreit der Parteien endgiltig ausgetragen wurde, daher eine neue 
Klage über venfelben Gegenftand und aus demfelben Rechtsgrunde un- 
zuläfftg gewejen wäre, die Erecution zur Hereinbringung der angebrohten 
Geloftrafe doch ohne Bernehmung der Beklagten auf einfeitiged Ein— 
fchreiten des Klägers bei noch nicht gefetzlich conftatirter Thatſache, daß 
bie Bellagte wider den ihr im Beſcheide ertheilten vichterlichen Auftrag 
gehandelt habe, nicht hätte angeorbnet werden jollen, diefer Vorgang 
aber nicht als ein ſolches Verſchulden anzufehen ift, weldes ven 
vom Dberlandesgerichte dem Nichter erfter Inſtanz fomie dem Ver— 
treter des Klägers ertheilten Verweis, deren Verfällung m bie beiden 
Parteien verurfachten Gerihtsfoften und den dem Hägerifchen Bertreter 
zuerfannten Berluft ſeines Honorars begründen fünnte, beide unterge- 
rihtlihen Beſcheide aufzuheben und dem Gerichte erfter Inflanz zu ver- 
orbnen befunden, über das Erecutionsgefuh eine Tagſatzung anzube: 
raumen, und nah Einvernehmung der Parteien neuerlid darüber zu 
entfcheiden. 


—— 


Nr. 622. 
Klagencumulirung. 


Eutid. d. 22. September 1858, Nr. 10691 (Beftätiguitg des Decrets des 


8. ©. Leitmeriz v. 9. April 1858, Nr. 2657 Abänderung des Decxet 


des O. 2. ©. Prag v.15. Juni 1858, Nr.10270). ©. 9. 1860, ©. 12. 

A meldete bei ver Concursmaſſe des B die ihm cebirten For⸗ 
berungen aller Yabrifsarbeiter bes B, auf Grund einer von biefen 
unterſchriebenen Ceſſionsurkunde in einer Klage an, warb jedoch von 
ber zweiten Inſtanz zur Separation angewiefen. Der: oberfte Ge: 
richtshof verfügte die Annahme der Klage aus folgenden Gründen: 
„In der Klage ftellt A cess. noe. der Fabrifsarbeiter gegen vie Eon- 
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cursmaſſe B das Begehren auf Zahlung der in der Fabrik des Eri- 
datars und zwar aus ber legten Woche vor ausgebrodhenem Concurje 
ansftändigen Yöhne und fogenannten Stehgelder in dem Geſammtbe⸗ 
trage von 741 fl. 13 kr. Oe. W. Eine Berweifung ber Klage zur 
Abſonderung würde zur Folge haben, daß gegen 56 Fiquibirungspro- 
cefje durchgeführt werden müßten, wo mit Rückſicht auf die Gering- 
fügigleit der einzelnen Forderungen und ber hiermit verbundenen Aus- 
lagen die Fabriksarbeiter ihre Torderungsbeträge gar nicht anzufprecdhen 
in ber Lage wären, während die Concursmaſſe ganz unnäg mit den 
Koften der Durdführung dieſer Liquidirungsproceſſe zum Nachtheile der 
Glaͤubiger bebürbet würbe. Die Decretirung dieſer anfdyeinend cumu⸗ 
Iirten Klage zur Verhandlung läßt fih aber auh nah 8.46.09. 
geſetzlich rechtfertigen, indem die eingeflagten Gegenftände gleichartig 
find, da fie in dem Lohnvertrage ihren Urfprung haben, johin zwifchen 
benfelben ein innerer Zufammenbang um jo mehr wahrnehmbar ift, 
als felbe auf dem gleihen Verhältniſſe der Arbeitsleute zu ihrem 
Dienftheren beruben." 


Sir. 623. 


Zulaffung anderer Zeugen an Stelle eines vor der Abhörung 
verjtorbenen Zeugen. 


Entſch. v. 23. September 1858, Nr. 10519 (Abänderung der gleidhfürmi- 
en Decrete der Prütur Sarnico v. 4. Juni 1858, Yir. 2656, und des 
8. ©. Mailand v. 8. Juli 1558 x 9027). Eco» d. Trib. 1859, 


A belangte den B als Erben des C wegen Zahlung von 1161 
Lire auf Grund einer Privaturfunde, worin der Erblafjer dem A in 
Folge der Berechnung: ihres gegenfeitigen Soll und Haben obige 
Summe fhuldig zu ſein erflärte. Da der Beklagte die Echtheit des 
Kreuzzeihend des C auf der Urkunde ableugnete fo trug der Kläger 
mit den auf berfelben unterjchriebenen zweit Zeugen den Beweis bar- 
- über an, daß C in ihrer Oegenwart, nachdem pie Urkunde ihm vor- 
gelefen worten, das Kreuzzeihen beigefett habe. Diefer Beweis 
wurde durch Beiurtheil zugelaſſen; es Fonnte aber nur der eine Zeuge 
verhört werben, da der andere inzwifhen ftarb. A begehrte nun an 
Stelle des letztern die Zulaffung von vier Zeugen und bie Berneb- 
mung derſelben — nicht Über den obenerwähnten Beweisſatz, fondern 
darüber, daß C bie Ridhtigleit der Forderungen des A, aus denen ſich 
nah Abzug feiner Gegenforderungen die ſodann durd tie Urkunde 
feftgeftellte Summe von 1161 Lire als reftlihe Schuld des C ergab, 
in ihrer Gegenwart anerkannt habe, | 

Bon beiden Untergerichten wurde dieſes Geſuch aus dem Grunde 
abgewiefen, weil nad 8. 211 italien. G. D. (8. 221 weſtgal. ©. O.) 


— 18 — 


und Hofdecret v. 18. September 1844 Nr. 830 9. ©. ©. andere 
Zeugen, an Stelle eines vor der Bernehmung verftorbenen Zeugen, 
nur in dem alle zugelaflen werben können, als viefelben „von der 
nämlichen Eigenſchaft find”, mithin ihr Zeugniß über die nämliden 
Umftände angeboten wird, worüber der Berftorbene hätte vernommen 
werben follen. 

Der oberfte Gerichtöhof bewilligte das Gefud „in Erwägung, 
dag mit dem zur Erläuterung des 8. 221 weſtgal. ©. O. (8. 211 
italien. ©. D.) erlaffenen Hofvecrete vom 18. September 1844 
Nr. 830 3. ©. ©. der durd den Tod eines Zeugen ım den Beweis 
. gelommenen Partei eine Art von Wiebereinfegung in den vorigen 
Stand zu dem Ende gewährt werben follte, damit die Partei zur 
Vermeidung von unnöthigem Zeit- und Koftenaufwand das ihr ent- 
gangene Beweismittel durch andere ihr zu Gebote ſtehende Beweis: 
mittel erfegen könne, wenn fie nur auf diefe Art jenen Mangel zu 
erfegen vermag und Umftänte dabei eintreten, welche fie berechtigen, 
dieſes Rechtsmittel in Anfprud zu nehmen, — daß aber biefes Er- 
forberniß in dem vorliegenden Valle allerdings vorhanden ift, nachdem 
der verſtorbene Zeuge der eine von den zwei Zeugen war, in deren 
alleiniger Gegenwart C die Schuldurkunde über die eingeflagten 1161 
Lire unterzeichnet haben fol”. Ä 


- Nr. 624. 
Nachlaß des Erbpachtzinfes, 


Eutid. v. 28, September 1858, a. 2062 8 > oeflätigung des Urtheild der 
rätne Tirano d. 7. Mat 1 bünderung deö Urtheild des 
.2. &. Mailand v. 18. Juni ER ir ein. Gaz.d. Trib. 1859, ©. 15. 


Für den Erbpacht eines Wieſen⸗ und Ackergrundſtücks und eines 
Weingartend war laut Vertrag ein in Getreide und in Wein von 
guter Qualität „ex vineis dieti fundi vinegti‘‘ beſtehender Pachtzins 
al zu entrichten. ° Der Örundherr A belangte nun ben Erbpäcter 

B auf Entrichtung der Abgabe für die letzten fünf, oder im Falle 
der gegen die älteren Rückſtände eingewendeten Verjährung, wenigſtens 
für die legten drei Jahre. B machte von ber Einrede der Verjährung 
Gebraud und verlangte außerdem von der Klage vollftändig frei ge- 
ſprochen zu werben, weil während der ganzen Periode, für melde A 
den Grundzins forderte, die Neben in Folge der Traubentrankheit 
unfruchtbar geblieben waren. — Die erfte Inſtanz verurtheilte ihn zur 
Entrihtung der Abgabe für die legten drei Yahre; das DO. L. ©. 
entband ihn vollends von der Klage. 

„In Erwägung, daß die Feſtſetzung einer von beftimmten Grund« 
flüden als Abgabe zu entrichtenden Menge Wein guter Qualität als 
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eine nur zu Gunſten des Grundherrn gemachte Stipulation eines 
genus und nicht einer species angefehen werben kann, — daß der Bellagte 
nicht einmal behauptet hat, daß die von ihm befeflenen Grunpftüde 
ansfchlieglih nur als Kebland benützt werden, vielmehr aus dem 
Erbpachtvertrag und aus ſeinen Zugeſtändniſſen im Proceſſe das Ge— 
gentheil hervorgeht, daß nämlich die Grundſtücke auch Erträgniſſe an⸗ 
derer Art gegeben haben und noch liefern, — daß andererſeits der 
Kläger durch fein fchonendes Zuwarten ſeit fünf Jahren ohnehin bei- 
nahe die Hälfte ſeiner Zinsforderung einbüßt, während ver Erbpächter 
den ganzen Vortheil der bewilligten partiellen Nachſicht der Steuern 
allein genoß, — daß endlich ‚keiner von im 8. 1133 a. b. G. B. 
bezeichneten Fällen eines Zinsnachlaſſes hier eingetreten iſt, hat der 
oberſte Gerichtshof Das erftrichterliche Urtheil beſtätigt.“ 


Nr. 625. 


Wiedereinſetzung wegen neu aufgefundener Zeugen dem zum 
Erfüllungseide Zugelaſſenen bewilligt. 


ange v. 28. September 1858, Nr. 10564 fastätigung des Urtheils 
8% eigen nd v. 16. Schruar 1858 änderung des Ur⸗ 
theild des DO Frag d. 18, — * Mr. oa ® ®. 3. 1861, 


Der Klage des B * A * Unterſagung der Benütung 
einer Grundwieſe war bedingt, d. i. injoferne flattgegeben worden, als 
A den ihm in biefe: Urtheile auferlegten Exrfüllungseid nicht ablegen 

würde. Die Entſcheidungsgründe befagen ausbrüdlid, daß der Klage 
deßhalb bedingt flattgegeben wurve, weil nur der eine von ben von 
A geführten Zeugen den bier entjcheidenden Thatumftand mit Be— 
ſtimmtheit beftätigte. Auf diefen Sachverhalt geftägt, trat nad) erflof- 
fenem Urtheile A mit einer Klage gegen B auf, in welder er angab, 
daß er nad) zugeftelltem Urtheile über den angeführten, in ven Ent- 
ſcheidungsgründen felbft als entſcheidend hervorgehobenen Umftand neue 
und erhebliche Beweismittel, nämlich neue Zeugen, gefunden habe, 
durch welche Zeugen ſelbſt bewiefen werden wird, daß Kläger von 
ihnen erſt nad) der Urtheilsfällung erfuhr, daß fie jenen Thatumſtand 
bezeugen können. Hierauf geſtützt, begehrte er die Reſtitution, welche 
bie erfte und drit te Inſtanz bewilligte, die zweite verſagte. 

Gründe der zweiten Inſtanz: „Nach dem Hofdecrete v. 
30. October 1788, Nr. 91193. G. S. (Weffely I Nr. 766). 
kann nicht derjenige, dem bie Ablegung eines Eides aufgetragen worben, 
fondern nur deſſen Gegentheil zur Führung neuer Beweiſe zugelafjen 
werden. Da nun in dem Urtheile, wider welches zur Beibringung 
neuer Beweismittel die Wiebereinfegung in den vorigen Stand- von A 
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begehrt wird, legterer zur Ablegung feines Erfüllungseides nad) für 
Das von ihm angeführte Factum durch den Zeugenbeweis gelieferter 
halben Probe zugelaffen worden ift: fo fteht ihm aud nad dem be- 
sogenen Geſetze nicht das Recht zu, fein Gewiflen durch die Anbrin- 
gung neuer Beweife zu vertreten, zumal eine derlei Gewiflensvertretung 
nur bei dem Haupteide und zwar nur in fo lange, als derſelbe noch 
nicht angenommen ift, zuläffig ericheint, und die VBorfchrift des Hofde- 
crete8 vom 23. Yuli 1789, Nr. 1038 9. ©. S. lit. b. (WeffelyI 
Nr. 746) eine erweiterte Auslegung und Anwendung auf tarin nicht 
vorgefehene Fälle nicht zuläßt, daher auch nicht auf den vorbehaltenen 
Crfüllungseid Anwendung finden kann. Bei dem nad) dem Geſetze 
dem Reftitutionswerber nicht zulommenden Rechte zur Führung anderer 
Bemeife ftatt des ihm vorbehaltenen Erfüllungseides muß berfelbe 
auch mit feinem Begehren um Wiebereinjegung zur Anbringung dieſer 
Beweiſe abgewiefen werden.“ 

Gründe der dritten Inftanz: „Die Hofdecrete vom 30. 
Dctober 1788, Nr. 911 und 23. Juli 1789, Nr. 1038 9. ©. ©. 
sub b, beziehen ſich lediglih auf den Haupteiv. Die 88. 372 und 
373 a. ©. O. geftatten dem Verkürzten, für den Fall neu gefundener 
Beweismittel die Wiedereinfegung in den vorigen Stand zu begehren. 
Diefe Gefegesftelen machen keinen Unterſchied in Bezug auf bie 
Perfon des Reftituiionswerbers, ‚nod in Bezug auf den Gegenftano 
der Rechtsangelegenbeit oder des fonftigen früher angebrachten Rechts⸗ 
mittels. An und für fi iſt im vorliegenden Yale das Neftitutions- 
begehren nicht zurückzuweiſen, da ſich dasſelbe auf den 8. 372 a. ©. O. 
beruft; — die Umftände, über welche nad dem Reftitutionsbegehren 
der orbentliche Beweis durch Zeugen angetreten wurde, ftellen fich 
mit Rüdblid auf das der Reſtitutionsklage beiliegende Urtheil als er- 
heblih vor. Daß der Keftitutionswerber diefes neue Beweismittel nicht 
gefliffentlich zurüdgehalten und daß er dasſelbe nad) erft zugeftelltem Ur- 
theile zur Kenntniß bekam, zeigt die gepflogene Verhandlung. Es er- 
gibt fih fomit fein Anftand, dem Reftitutiondbegehren nah 8. 372 
a. G. O. Statt zu geben.” 


Nr. 626. 


Erfüllungseid zur Ergänzung einer dur einen bevenklichen 
Zeugen und durch Indicien bergeftellten halben Probe. 
Entid. v. 29. Schtember 1858, Nr. 8645 (Beltätigung des Urtheild der 
Prätur Latifana v. 5. März 1858, Nr. 1014, Abanderung ded Urtheils 
des O. L. G. Venedig v.17. dun 1858, Nr. 8108). &. H. 1860, ©. 332 fi. 
Eco d. Trib. 1858, ©. 383 ff. 

Kläger hat zu beweifen, daß Z, ein Bevollmächtigter des DBe- 
flagten, im Namen des letteren mit ihm einen Vertrag geſchloſſen 
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babe, er macht als Zeugen R und S namhaft, deren erfierer fein 
Schwiegerfohn if. ALS es zum Bemeisantritt fam, zog er den Zeugen 
8 zurüd. Die erſt e und britte Inflanz laffen ihn zum Erfüllungseide 
zu, die zweite nidt. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Tie Ausſage des R, des 
einzigen über dieſen Umftand vernommenen Zeugen, ift bevenklich, 
weil R der Schwiegerfohn des Klägers if. Mehr als jeder Andere 
bätte der Werkmeifter S über die näheren Umftände des Vertrages 
ausfagen können; dieſen Zeugen hat jedoch der Kläger außer Spiel 
gebracht, wahrfcheinlich, um dem Gegner die Möglichkeit zu nehmen, 
mittelft der befonderen Frageſtücke den angebotenen Gegenbeweis zu 
führen. Das fpriht nicht für den guten Glauben des Klägers 
und läßt es bevenflich erfcheinen, den Ausgang des Procefjed von der 
AUblegung des vom Kläger angebotenen Ergänzungseides abhängig 
zu machen.“ 

Gründe der dritten Inftanz: „Der oberfte Gerichtshof 
fonnte nur ber erften Inſtanz beiftimmen, da das gellagte Etabliffe- 
ment nicht nur diefen vom Kläger behaupteten Umftand nicht wider: 
ſprochen, fontern ihn fogar durch die Bemerkung, daß Z zur Zeit des 
Bertragsabjhluffes nicht mehr Beamter des Etabliffements geweſen 
fei, indirecte zugegeben hat; da ferner der nicht völlig verwerfliche 
Zeuge R ausprüdlich die Angaben des Klägers beftätigt, und da 
endlich die von dem gellagten Etabliffement in den Frageftüden für 
ben Zeugen S angeführten Umftände, daß nämlih Z von dem Kläger 
die Zahlung begehrt und erhalten, und daß Z hierüber eine Quittung 
auögeftellt habe, auch ihrerfeits auf die Eriftenz eines Vertrags zwi- 
jhen Kläger und 2 ſchließen laffen. Die aufgeftellten Hypotheſen über 
bie Gründe, welche ven Kläger bewogen haben, ven Zeugen S nicht 
vernehmen zu laſſen, find inconcludent.' 


Nr. 627. 


Zeitpunft zum Eidesantritt, wenn gegen das Urtheil Appel- 

Iation (Revifion) angemeldet und erft aus der Beſchwerde 

zu erfehen if, daß der den Eid betreffende Punkt des Ur- 
theil8 nicht angefochten fei. 

Entſch. v. 29. September 1858, Nr. ee (Beftätigung des Decrets des 


L. G. Wien v. 28. Mai 1858, Nr. 6 eng des Decrets des 
D. 2. G. Bien v. 7. Juli 1858, Nr. Re, 858, ©. 377. 


Ein Urtheil zweiter Inftanz hatte dem A einen Haupteid aufer- 
legt, welchen diefer antrat. Sein Geſuch warb auf die vom Gegner 
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B eingebradhte Revifionsanmeldung, welde ohne nähere Angabe gegen 
das obergerichtlihe Urtheil gerichtet war, gewiefen. Die fpäter einge- 
brachten Revifionsbefchwerben zeigten, daß die Revifion nur gegen den 
Ausſpruch über die Gerichtöfoften gerichtet war. A teprobucirte fein 
Geſuch erft, al8 die Entſcheidung des oberften Gerichtshofes erfolgt 
war. Gegen die Annahme vesfelben proteftirte aber B, und feinem 
dagegen gerichteten Recurſe warb aus folgenden Gründen ftattgegeben: 
„Wenn audy nad) der Revifionsanmeldung des Recurrenten die DBer- 
weifung des Cidedantretungsgefuches hierauf ben A gegen die Ein- 
wendung der Verfpätung deßhalb fchügt, weil dort auch die Abände⸗ 
rung bes Eides zum ©egenftande der Revifion gemacht ift, fo Hat 
tod diefer Schuß dann aufgehört, als Recurrent durch die Reviſions⸗ 
befhwerbe in Kenntnig kam, daß Recurrent von ber Revifion in ber 
Hauptfahe abließ und biefelbe nur im Punfte der Gerichtäkoften 
fortfetste. Damals hatte A den Eid anzutreten, dies hat er unterlaffen, 
wornad feine Wiederanbringung der Eidesantretung nad erfolgten 
höchſten Erkenntniſſe über die Gerichtsfoften verfpätet if, mithin von 
Amtöwegen zurückzuweiſen war." 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den erftrichterlichen Beſcheid. 
Gründe: „Recurrent wurde mit dem zur Antretung des zurüdgefcho- 
benen Haupteides überreihten Gefuche auf die vom Gegner am 14. 
December eingebrachte Revifionsanmeltung gewieſen, welde jedoch 
allgemein gehalten und worin nicht wie im $. 258 a. ©. O. und im 
Hofdecrete vom 14. Juni 1784 Nr. 306 3. ©. ©. sub x (Weffely I 
Nr. 810) vorgefchrieben ift, Har ausgedrückt war, in welchen Punkten 
des obergerichtlihen Urtheils der Revident ſich befehwert findet und 
daß feine Reviſionsanmeldung nur den Punkt der Gerichtöfoften zum 
Gegenſtande habe. Der Recurrent konnte daher mit Recht die Reviſion 
als gegen den ganzen Inhalt des obergerichtlihen Urtheils gerichtet 
anſehen und mit ber neuerlichen Beweisantretung den Erfolg des He: 
vifionszuges abwarten, an welchem Berhältniffe dadurch, daß der Gegner 
in den Reviſionsbeſchwerden feine Beſchwerde auf den Punkt der Ge- 
richtskoſten befchränfte, nichts mehr geändert werden konnte, da dad- 
felbe bereit8 dur den erwähnten Befcheid feftgeftellt und ver Re⸗ 
current die Anmeldung nach dem Öofvecrete vom 15. Jänner 1787 
Nr. 621 J. G. S. aub kk (Weffely INT. 811) als das Wefentlichfte des 
Reviſionszuges anzufehen berechtigt war. Das Landesgericht hat daher 
das Gefucd des Recurrenten, womit derfelbe nady erfolgter Nevifions- 
entſcheidung das frühere auf die gegnerifhe Reviſionsanmeldung ge= 
wiefene Eidesantretungsgeſuch reprodueirte, geſetzmäßig aufrecht erledigt, 
daher dieſer Befcheid in Abänderung der obergerichtlichen Entſcheidung 
oberftrichterlich beftätigt werben mußte.‘ 
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Nr. 628. 
Umfang bes Wohnungsrechtes. 


—28 v. 5. October 1858, Nr. 10690 (Beltätigung des Urtheils bed 
8. ©. San . März 1858, Nr. 1752, Abänderung des Urtheils des 
O. L. G. —18 v. 18. Mat 1858, Nr. 9344). ©. 3. 1862, Nr. 58. 


Laut des verbücherten Kaufvertrags gebührt der A in dem Haufe 
ihres Bruders B „das unentgeltliche Quartier in dem Zimmer zur ebenen 
Erte Iinf8 beim Eingange des Hauſes, fammt einer Kammer und Küche 
bis zu ihrer Verehelichung“. Nach Beftellung diefer Dienftbarleit wurde 
die A Mutter zweier unehelihen Kinder. B war nun wohl bereit, feiner 
Schwefter ven Genuß ver Wohnung zu geftatten, wollte jedoch nicht er- 
lauben, daß fie ihre unehelichen Kinder mit in die Wohnung aufnehme. 
Die A bat daher, zu erkennen: B fei ſchuldig, fie das oben bezeichnete 
MWohnungsreht ausüben und biefe Wohnung gemeinfhaftlih mit ihren 
minberjährigen Kindern benügen zu laſſen. Der Geklagte wendete ein, 
daß in der Aufnahme ver unehelichen Kinder, welche jedenfalls nicht 
zum ordentlichen Hausweſen einer ledigen Frauensperſon gehören, eine 
unzuläffige Erweiterung der Servitut liege. 

Die erfte Inftanz erkannte dem Klagebegehren gemäß; da8 Ober- 
landesgericht hat das Urtheil in dem angefochtenen Punkte, nämlich, daß 
B feiner Schwefter die Benützung der Wohnung gemeinjchaftlich mit 
ihren Kindern zu geftatten ſchuldig fet, abgeändert und die Klägerin mit 
piefem heile de8 Begehren unter nachftehender Begründung abge- 
wiefen: „Das Bedürfniß des Gebrauchsberechtigten ift nach 8.506 a. b. 
G. B. nad dem Zeitpunfte der Bewilligung des Gebrauches zu be- 
ſtimmen, und nachdem die Klägerin eingeftanden hat, daß zur Zeit ber 
Errichtung des Contractes, auf welchen fie ihr Klagerecht fügt, ihre 
zwei minderjährigen unehelichen Kinder nicht geboren waren, fo ift offen- 
bar, daß der Umfang der erwähnten Dienftbarfeit als auf das blos per- 
fünlihe Bedürfniß der Klägerin befhränft angefehen werden muß. Dies 
findet feine Begründung auch in den 88. 6 und 914 a. 56. ©. B., nadı 
welchen die Berträge mit Rüdficht auf die Abſicht der Contrahenten aus⸗ 
gelegt werden müſſen. Die Abficht der vertragfchließenden Theile im 
gegenmärtigen Falle kann aber nur dahin angenommen werben, baß bie 
Klägerin die eingeflagte Wohnung nur für ihre eigene Perfon zu ges 
brauchen berechtigt fein fol; venn nur bis zu ihrer Verehelichung ſollte 
die Klägerin die Wohnung behalten, und wenngleich dieſelbe dermal 
noch unverehelicht iſt, ſo treten doch bei ihr, ba fie Mutter zweier un« 
ehelicher Kinder ift, eben jene Nüdfichten ein, weßhalb im Falle ihrer 
Berebelihung, um nämlich dem Hauseigenthümer nicht eine weitere 
Laſt aufzubürven, ihr Wohnungsrecht aufhören ſoll. Auch läßt ſich 
nicht vorausſetzen, daß ein Vater ſchon in Vorausſicht, daß ſeine Tochter 
ben Pfad der Tugend verlaſſen und außer der Ehe Kinder gebären werde, 
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eine Stipulation im Bertrage machen möchte. Uebrigens dürfen Ser- 
vituten nad) 8. 484 a. b. ©. 2. gegen den Willen des Verpflichteten 
nicht erweitert werben, was hier eintreten würde, wenn dem Geklagten 
bie Verbindlichkeit auferlegt werben follte, die Benügung der Wohnung 
auch den zwei unehelihen Kindern der Klägerin zu geftatten, da es auf- 
liegt, daß eine Wohnung von trei Perfonen mehr als von einer ab⸗ 
genüßt wird und mehrere Wohnleute, zumal Kinder, auch mehr be» 
läftigen.” . 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte (mit einer hier nicht 
in Betracht kommenden Aenderung) das Urtheil der erften Inſtanz: 
Gründe: „Die Klägerin hat durch die grundbücherliche Einverleibung 
des Contractes das dingliche Recht der unentgeltlichen Bewohnung der 
im Contracte bezeichneten Beſtandtheile des Hauſes erworben. Dieſes 
Recht iſt durch keine andere Bedingung beſchränkt, als dadurch, daß es 
nur bis zur Verehelichung der Berechtigten zu dauern hat. Dieſe be 
fchränfende Bedingung ift bisher nicht eingetreten, weil die Klägerin 
noch unverehelidht ift. Es fteht alfo dieſes Recht der Klägerin noch gegen- 
wärtig zu, was auch der Geklagte in feiner Einreve ausdrücklich zu= 
gefteht, indem er nur dagegen proteftirt, vaß die Klägerin ihre beiden 
unehelihen Rinder an dem Wohnungsgenuffe theilnehmen laffe, weil 
das Wohnungsreht in dem Contracte nur auf die Perfon der Klägerin 
allein befchränkt fe. Der 8. 521 a. b. ©. B. erflärt zwar das 
Wohnungsredt für eine Servitut des Gebrauches, und nad $. 504 
befteht diefe Servitut de8 Gebrauches darin, daß Jemand befugt ift, 
bie beftimmte Cache blos zu feinem Bedürfniſſe zu benügen. Allein das 
Geſetz ftellt die Servitut der Wohnung doch nicht ganz gleich mit der 
des Gebraudes, indem e8 beide von einander abgefondert behandelt und 
ber 8. 504 das Recht des Gebraudes einer Sache blos auf das Be- 
dürfniß des Berechtigten beſchränkt, im $. 521 aber das Wörtchen „bloß" 
nicht vorkommt. Daraus geht hervor, daß der Wohnungsberedhtigte in 
der Wohnungsbenägung nicht blos auf feine einzige Perfon beſchränkt 
fei, fondern daß ſich das Recht auf fein Hausweſen ausdehne. Im vor⸗ 
liegenden Falle find die Hausbeſtandtheile, welche ver Klägerin zur Be- 
wohnung (Quartier) im Contracte zugewiefen werden, ausdrücklich und 
jpeciell bezeichnet, und e8 werden in dem Slagebegehren feine anderen 
Localitäten angeſprochen, daher aud) feine Ausdehnung der Servitut in 
Bezug auf das Object erlangt. Wenn au) die minderjährigen Finder 
bei ihrer Mutter in den derſelben zugewiefenen RTocalitäten fich befinden, 
fo ftellt doch diefes Verhältniß fich Teineswegs als eine Auspehnung 
der Servitut des Wohnungsrechtes dar, weil der Mutter Die gefegliche 
Pflicht der Erziehung und Verpflegung ihrer unehelichen minderjährigen 
Kinder obliegt, weil e8 auch zu ihren Bebürfniffen gehört, die Finder 
bei fih zu haben. Der Vater der Klägerin bat bei der Stipulirung 
des Wohnungsrechtes für feine beiden Töchter keineswegs das Aufhören 
dieſes Rechtes auch auf den Fall einer unorventlihen Aufführung oder 
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‚ des Gebärens uneheliher Kinver gefegt. Es ift fogar nicht einmal wahr- 
ſcheinlich, daß es fein Wille geweſen fei, eine feine Zöchter für den Fall, 
wenn fie uneheliche Kinder haben follte, von dem für fie bebungenen 
Rechte auszufchließen; denn er fonnte und mußte wohl wiſſen, daß eine 
ledige Weibsperfon, welche für uneheliche Kinder zu forgen hat, ver 
Wohlthat einer unentgeltlihen Wohnung weit mehr als eine kinverlofe 
bedarf, und daß es ein fehr wejentliches Bedürfniß für eine Mutter fei, 
die Kinder bei fih zu haben. Wenn auch die Klägerin zur Zeit der Sti- 
pulirung des Wohnungsrechtes noch keine unehelihen Kinder hatte, fo 
ift doch das nachträgliche Gebähren berjelben keine Veränderung ihres 
Standes, weil fie fi noch immer im ledigen Stande befindet, und aus- 
ſchließlich nur der Eintritt in den ehelihen Stand contractmäßig das 
Erlöfchen des Wohnungsrechtes zur Folge haben fol. Es muß daher 
ver Geklagte für ſchuldig anerkannt werben, die Klägerin das ihr aus dem 
Eontracte zuftehende Recht zur unentgeltlihen Benützung der im Con- 
tracte bezeichneten Beſtandtheile feines Haufes ausüben zu laffen und zu 
geftatten, daß fie mit ihren minderjährigen Kindern diefe Wohnung 
benüge." 


Nr. 629. 


Unzuläffigkeit der Pränotation von orberungen des Advo⸗ 
caten gegen feine Clienten auf Grund der Vollmacht. 


Eutſch. v. 5. October 1858, Ne. 11094 (Beftätigung der. gleihfürmigen 
dectcle des 8. ©. ohenelbe v. 17. Zunt 1858, a 2218, nud des O. L. G. 
Prag dv. 19. Auguſt 1858, Nr. 14683). ©. 3. 1858, X 143. 


Nr. 630. 
Exceptio non numerat® pecunie. 


—— 6. October 1858, Nr. 9592 (Beſtätigung des dad Netbei des 
ienv. 11. Mai 1858, Nr. 80, abändernden Urtheild des O. L. G. 
Bien dv. 7. Zuli 1858, Nr. 7627). ©. 3. 1858, Nr. 143. 

A belangte den B auf Zahlung von 5000 fl, weil B in einem 
Notariatsacte erflärt hatte, von ihm ein Darlehen von 5000 fi. 
erhalten zu haben und bie darin bebungene Verfallzeit fchon verftrichen 
war. Dei der Berhanblung geftand B, von ber Gattin bed A. in 
befjen Abwefenheit und nachdem er im Vertrauen auf die Darlehens: 
zufiherung des Letzteren den Notariatsact ſchon hatte aufnehmen laſſen, 
4000 fl. mit dem Bebenten erhalten zu haben, daß ihr Gatte derzeit 
nicht mehr Geld habe, worüber er Zeugenbeweis und Erfüllungseid 
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anbot. Replicando gab A zu, daß nicht er, ſondern ſeine Gattin, welche 
nun ihm die Vertretung leiſte, das Darlehen zugezählt habe, jedoch 
mit allen 5000 und nicht blos mit 4000 fl., worüber er dem B 
den im KRüdichiebungsfalle von feiner Gattin abzulegenden Haupteid 
auftrug. B entgegnete nun, daß durch dieſes Geſtändniß die Unrich⸗ 
tigkeit des Notariatsactes, worin A felbft als Zuzähler des Darlehens 
angegeben werde, dargethan, verjelbe daher beweislos fei, und trug 
vorfichtsweife der Gattin und Bertretungsleifterin des A den Haupteid 
über die Zuzählung aller 5000 fl. C. M. auf. 

Die erfte Inſtanz machte tie Zahlung der ftreitigen -1000 fl. 
von dem Haupteide abhängig, welchen ver Kläger in ver Replik dem B 
über die Zuzählnng aller 5000 fl. durch feine, des A, Gattin auf- 
getvagen hatte. „Denn obgleich die vom Kläger beigebrachte vidimirte 
Copie der nad dem Patente vom 21. Mai 1855 aufgenommenen 
Schuldurkunde vollen Glauben verdiene, fo müffe do bei dem Um⸗ 
ſtande, als gemäß diefer Urkunde vie Zuzählung der Valuta nicht in 
Gegenwart des Notars gefhah, fondern darin der frühere Empfang 
der Darlehens Valuta beftätigt wird, über den Widerſpruch des Ge— 
klagten in Anfehung des Empfanges der vollen Baluta der vom Klä⸗ 
ger aufgetragene referible Haupteid als zuläflig angejehen werben.“ 

Auf die Appellation des Klägers hat das Oberlandesgericht Die Zah⸗ 
* fung diefer 1000 fl. von jenem Haupteide abhängig gemacht, welchen der 
Geklagte dem Kläger Über die Nicht- Zuzählung ver Valuta aufge- 
tragen hatte. Denn nicht dem Kläger, welder eine vollen Beweis 
machende Urkunde für fi bat, kann der Beweis über die vom Gellag- 
ten wiberfprochene volle Zuzählung der Valuta auferlegt werden, ſondern 
es liegt vielntehe nad. dem Patente vom 1. Mär; 1867 Nr. 636 
9. ©. ©. dem Geklagten ver Beweis des Widerſpruches ob, in 
welcher Deziehung fih der von ihm duplicando aufgetragene Haupteib, 
e8 babe die Gattin des Klägers in deſſen Namen - ihm, ftatt der 
verfehriebenen 5000 fl., nar 4000 fl. als Darlehen zugezählt, als 
vollkommen entjcheidend darſtellt. 

Der oberſte Gerichtshof hat das obergerichtliche Urtheil 
beſtätigt, weil der Notariatsact zwar nicht Über die wirkliche Zuzäh⸗ 
lung des Darlehens, aber doch über des Geklagten Geſtändniß, daß 
er felbes vollſtändig erhalten habe, den Beweis herſtelle, und es gleich⸗ 
giltig fei, ob ihm das Geld von dem Kläger ſelbſt, oder durch deſſen 
Gattin behändigt wurbe. 
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Nr. 631. 


Nichtzuftändigkeit der Gerichte für Klagen gegen Organe der 
Gemeindepolizei wegen Weberfchreitung ihrer Amtsgewalt. 


Entid. von 6. October 1858, Wr. an (Beitätinung des das urnein us 
B.G. Auffig v. 14. März 1858, Re. 1504, aufhebenben ecreted des O.L 
Prag vom 28. Juni 1858, Rt. 9680). & 3. 1861, Nr. 135. 


Gegen B, Gemeinderath der Stabt — g, brachte A eine Klage 
deßhalb an, meil er in Begleitung eines Polizeimannes auf dem Markt 
erjchienen jei und dem Kläger den Verkauf von Fiſchen unterfagt babe, 
wozu er fein Recht gehabt. Die erfte Inſtanz fchöpfte auf Grund 
viefer Klage ein Urtheil, welches von den oberen Inftanzen als nichtig 
aufgehoben wurde. 

Der oberfte Gerichtshof bemerkte: „Die Polizeiaufficht gehört 
unter bie ber Gemeinde vom Staate im Delegationsmege zugewieſenen 
Öffentlichen Geſchäfte, und die Frage, ob eine ſchuldbare Ueberſchreitung 
der biesfälligen Amtsgewalt ftattgefunden habe, Tann nur von ver 
competenten höheren Adminiftratiobehörde entjchieden werben. Erſt 
dann, wenn ein Erkenntniß derjelben erfolgt ift, daß der Betreffende fich 
einer ſchuldbaren Ueberſchreitung feiner Amtsgewalt ſchuldig gemacht 
habe, kann derjenige, der ſich durch die Ueberſchreitung i in ſeinen Privat⸗ 
rechten verletzt findet und ſich mit dem ihm zuerkannten Erſatze nicht 
zufrieden ſtellen, oder ven ihm blos vorbehaltenen diesfälligen Auſpruch 
im ordentlichen Rechtswege geltend machen will, gegen die ſchuldtra— 
gende Perſon und deren Mitſchuldige bei dem competenten Civilrichter 
die Civilklage einbringen. Ein ſolches Erkenntniß der zuſtändigen Ao- 
miniftratiobehörbde liegt aber nicht vor, weßhalb das Dberlandesgericht 
mit vollem Rechte den Beſchwerdeführer mit feiner Klage vorerft an 
biefelbe gewiefen bat.“ 


tr. 632. 


Verhältniß der Gerichte zu den Adminiftrativbehörven. 


Entſch. v. 6. October 1858, Nr. 11038 en des dad Decret der 
Peütur Spilimbergo v. 16. Ma abändernden Deeretes 
des O. L. G. Benedig v. 14. Juli 1858, die 11267). Tribüne 1861, Nr. 182. 


In der vom Fiscalamte zu Venedig in Vertretung des k. k. 
Aerars wieder B, C und D wegen Zahlung von 22000 Fire ange- 
ftelten Klinge wurbe angeführt, daß im Obtober 1848 B, einer ber 
damaligen Dictatoren der revolutionären Regierung in Benebig, für 
bie Befakung des von ben laiſerlichen Truppen belagerten Forts 
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Dfoppo bei der Kriegeeafie 22000 Lire anwied; daß C, welchem 
diefe Summe ausgezahlt wurde, 1000 Lire zurücdbehielt und nur 
21000 fire den zur Ueberbringung nad Dfoppo beftellten Berfonen 
einhändigte, welde, durch die inzwifchen erfolgte Kapitulation des 
Forts an der Vollziehung ihre® Auftrages verhindert, das Geld bie 
auf 8000 Fire, die fie für ihre Auslagen zurüdbehielten, dem C zurüd- 
ftellten; daß viefer die Gelofumme vem D, Agenten des B, einhändigte, 
der fie gemäß Auftrag des B zur Beftreitung der Koſten der Haus- 
haltung des Letzteren verwenbete. Auf Grund diefer Thatſachen 
forderte der Kläger von B und D als Solivarfchuldnern die Zahlung 
von 22000 Fire und von C die Zahlung des Theilbetrages von 1000 
Lire. — Das Geriht erfter Inſtanz wies die Klage wegen Incom- 
petenz der Gerichtsbehörden zurüd, weil die Beflagten im Jahre 1848 
Beamte einer, gleihwohl nur factifchen Regierung waren, mithin nad) 
der a. h. Entſchliegßung vom 31. Auguft 1839 nicht angehalten werben 
fönnen, über die Verwendung von Geldern, weldye fie als Drgane der 
öffentlihen Gewalt aus der Kriegscaffe genommen haben, dem Richter 
Nehenihaft zu geben. Das O. L. ©. erflärte die angerufene Prätur 
als competent. 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inftanz, „in Erwägung, daß die an die Stelle der früheren factifchen 
Gewalt getretene kaiſerliche Negierung, eben weil fie die gefetliche 
Regierung ift, au als berechtigt angefehen werden muß, über Ver- 
wendung von öffentlihen Geldern, welche keineswegs für bie frühere 
factifche Regierung, fondern zu Privatzweden gebraucht wurben, Re- 
chenſchaft, insbefondere von den eigenen Unterthanen, zu fordern; — 
daß die Stellung, welche damals die Beklagten ald Beamte der factifchen 
Regierung einnahmen, ganz gleichgiltig ift, weil einerfeitd das Klag- 
begehren lediglich auf Zurüdftelung einer von den Beklagten widerredt- 
lid) angeeigneten Summe und nidt auf Nechenfchaftablegung über ihr 
Hanteln als Beamte gerichtet ift, anderfeits diefelben damals Beamte 
einer unrechtmäßigen, aufgezwungenen Regierung waren, auf welche bie 
nur faiferlihe Beamte im Auge habenden Disciplinarvorjchriften, wor« 
auf das Gericht erfter Inftanz fich bezog, feine Anwendung haben; daß 
die faiferlihe Regierung überhaupt niemals die Maßregeln und Vorkeh— 
rungen der factifchen Regierung und ihrer Organe für gefegmäßig aner- 
fannt und nur für jene Verfügungen eine Ausnahme gemacht hat, weldye 
inzwifhen auf Privatrechte dritter Perfonen bereits Einfluß hatten; daß 
bie Beklagten, da fie aud die Competenz ter Berwaltungsbehörve be- 
ftreiten, die Unzuftändigkeit eigentlich aus dem Grunde einwenven, um 
ſich ver Erfüllung einer gegen fie behaupteten Verbindlichkeit entfchlagen 
zu fönnen, und ſonach die Frage nach der Zuftändigfeit mit der allzeit 
nur der richterlichen Entjcheivung unterliegenden meritorifchen Frage nad) 
dem Beſtande der Verbindlichkeit fel&ft vermengen.” 
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Nr. 633. 


Gerichtsſtand der zuſammenhängenden Streitſache: Klage 
auf Vertretungsleiftung angebracht bei dem Gerichtsſtand der 
Hauptſache. 

Entſch. v. 6. October 1858, Nr. 11210 (Beſtätigung des Decretes des L. ©. 
Mailand vom 25. Inni 1858, Dr To, Abänderung ded Decretes des 


O. L. G. Mailand v. 22. Suli 185 r. 9628). G. 3. 1859, Nr. 29. 
Gaz, d. Trib, Ss € 107 ff. 


A wurde von B beim Landesgerichte zu Mailand auf Uebergabe 
mehrerer Staatsobligationen belangt. Der Bellagte, welder die frag- 
lihen Stantspapiere einem Dritten, dem in Como wohnhaften C, mit 
dem Auftrage übergeben hatte, diefelben dem Kläger anszufolgen, ver⸗ 
kündigte dem C den Streit und verklagte ihn, da er ſich weigerte, dem 
Streite beizutreten, beim Landesgerichte zu Mailand auf Leitung ber 
Bertretung in dem ſchwebenden Hauptprocefje und eventuell auf Schad- 
loshaltung für den ihm nachtheiligen Ausgang vefielben. C wendete, 
mit Beziehung. auf feinen Wohnſitz in Como, die Unzuſtändigkeit des 
angerufenen Oerichtes ein. Das Pandeögericht i in Mailand erklärte fich 
für incompetent und ftellte die Klage dem A mit tem Bedeuten zurüd, 
daß er diefelbe bei dem Gerichte des vom C gewählten Wohngrtes ans 
zubringen habe, weil das perfönliche Recht gegen einen Dritten, wel- 
ches der Kläger geltend macht, für fi, ohne Verzögerung des Haupt- 
procefjes, zur Entſcheidung zu bringen fei und daher fein gejeßlicher 
Grund vorliege, aus welchem der Beklagte gegen die Hegel des $. 13 
IN. von einem anderen Gerichte als jenen feines Wohnortes Rebe 
und Antwort zu geben hätte. — Das Oberlandesgericht entſchied für bie 
EC ompetenz de8 Mailänder Landesgerichtes. In den Motiven ift gejagt, 
daß beide Klagen auf einer und derfelben Thatſache beruhen, indem 
A, der Beklagte im Hauptprocefie, anftatt daß er bie Staatspapiere 
dem B lieferte, Ddiefelben dem im Streitverfündungsproceffe beffagten C 
gegeben hat. Das zur Entſcheidung des erften Proceſſes angerufene 
Gericht fei daher nah 8. AO I. N. auch für: den zweiten Proceß 
competent, ba diefer Paragraph Streitfachen, welche aus der nämlichen 
Thatfache entfprungen find und aus diefen Grunde zuſammenhängen, 
bei dem nämlichen Gerichte anzubringen geſtattet, ohne weiter zu unter⸗ 
ſcheiden, ob die Parteien in beiden Proceſſen dieſelben ſind oder nicht. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die Verordnung des Landes⸗ 
gerichtes mit Bezugnahme auf die Gründe deſſelben und in fernerer 
Erwägung, daß der vom Oberlandesgerichte aus dem 8. 40 I. N. 
bergeleitete Grundſatz, wollte man ihn überhaupt gelten laſſen, nahezu‘ 
auf alle Streitverfündungsproceffe anzuwenden wäre, und fo der Be- 
klagte gegen die Regel des 8. 13 9. N. in den meiften diefer Fälle vor 
das Gericht des Hauptproceſſes gezogen werben dürfte. 
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Nr. 634. 


Beweis der erfolgten Beiwohnung durch Indicien. 
Eutid. v. 12. October 1858, Ir. 8782 en des Urtheiled der 


Prätur Maroſtica v. 21. Septem em ER: u d deö 

Urteilen des O. L. G. Veuedi 3 1868, Ne 6 

1859, Ar. 13. Eco d. Er E: ‘ 2. ie @iorn. Pu —8 1839, 
©. 76. . 9. Der 277 


Eine Klage auf —— der unehelidien tert war auf 
eine Reihe von Thatumftänden geftäßt, welche geeignet fchienen, auf einen 
flattgehabten Beifchlaf fchließen zu laſſen; die Mutter des unehelichen 
Kindes hatte ſich erboten, die Ausfagen der über dieſe Umſtäände vernom- 
menen Zeugen durch den Erfüllungseid zu ergänzen; nur vorfichtShalber 
wurte dem Bellagten audy der referible Haupteid über die Beimohnung 
aufgetragen. Nach der Vernehmung der Zeugen erlannte die erfte In- 
ftanz auf den Erfüllungseid, die zweite dagegen auf ben Haupteid. Der 
oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil des erften Richters, und zwar 
„in Erwägung, daß e8 in einer Angelegenheit jo zarter Natur, bei wel⸗ 
Ser eine ausprüdlihe Erklärung meiftens ſchon durch das natärliche 
Schamgefühl ausgefchloffen erfcheint, mehr als in irgend einem andern 
Valle geftattet fei, andere Zugeftändniffe und andere Thatſachen von glei- 
chem Gewichte (fatti equipollenti) al® Grundlage anzunehmen, — daß 
als ſolche die außergerichtlichen Geſtändniſſe over die von dem Geklagten 
gegen ben Priefter D. Antonio gemachte Aeußerungen anzufehen feien, 
undaß ex zwar ein Liebesverhältnig mit der A unterhalten habe, daß fie 
dadurch aber nicht in jenen Zuftand (ter Echwangerfhaft) gerathen 
fei"*, eine Yeußerung, weldyer er ſich bevient hatte, nachdem ihm die An- 
ſchuldigung der A, fleifchlichen Umgang mit ihr gepflogen zu haben, vor: 
gehalten worden war, — in fernerer Erwägung der noch bezeichnenderen 
Aeußerungen des Bellagten gegen B, daß er (Geklagter), „„wenn er aud) 
in ber age gewejen wäre, mit der A anzufangen, was er wollte, doch 
immer im Auge gehabt habe, fie nicht zu fchwängern"", Auspräde, 
benen zufolge bie beiden Zeugen fid für berechtigt hielten, ven Geklagten 
für den Vater des neugeborenen Kindes zu halten, — im Zuſammen⸗ 
halte endlich dieſer Umſtaände mit den beſchworenen Zeugenausſagen... 
über die häufigen mehrſtündigen nächtlihen Zufammenkünfte des Beklag⸗ 
ten mit der A in ihrem abgefonderten Gemache.“ 
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Nr. 635. 


Wahl des definitiven Concursmafje-Berwalters: Wahlrecht 

folder Gläubiger, deren Forderung noch nicht liquidirt iſt. 

Ausfchliefung des Vertreters eines Gläubigers von ber 
Wahl zum Eoncursmaffe-Berwalter. 


Eutſch. v 128 Ddebt 1858, Bi 9297 (Aufhebung der Decrete des L. ©. 
Bien v B. Jünn 1858, Nr. 45054, und des O. L. ©. Wien vom 
8. Inni 1858, Kr. "76a G. 3— 1858, S. 389 fi. 


Nr. 636. 


Unzuläffigkeit einer Klage zur Geltendmadhung bes Rechtes 
eines Dritten, ungeachtet ein mittelbares Intereffe des Klägers 
dargethan iſt. 


Eutid. v. 13. Drobe 1858, Ne. 10607 (Befätigung des dad Urtheil des 
8.6. 6il Mär ‚ Nr. 65, abändernden Urtheild des O. L. G. 
Jun * * 16. uni 1858, Nr. 2241). ©. 3. 1858, Nr. 141. 

Die Gemeinde A überreichte gegen die Erben des B eine Klage, 
worin fie anbrachte, B habe vor vielen Jahren zwei aus der Fremde 
gelommene Weibsperſonen, bie Schweſtern C, bei ſich aufgenommen, und, 
als die Gemeinde felbe nicht im Orte duiden wollte, damit ſie nicht 
wegen ihrer Vermögensloſigkeit feiner Zeit der Gemeinde zur Laſt 
fielen, fich der Gemeinde gegenüber verbindlich gemacht, daß er biefe 
Schweftern ganz aus eigenen Mitteln erhalten wolle, jo daß fie der 
Gemeinde nie zur Laft fallen follten; daß aber nun, nad dem Ableben 
bes B, die einzig noch am Leben befindliche Maria C die Gemeinde 
um Unterſtützung angehe, weßhalb gebeten werde, zu erkennen: Die 
Geklagten feien als Erben und Rechtsnachfolger des B fhulvig, der 
Maria C den mangelnden Unterhalt bis zu deren Tode zu leiften, und 
zwar ohne allen Anfprudy auf eine diesfällige Entſchädigung von Eeite 
ber Gemeinde. Die Geklagten erhoben dagegen nebft mehreren anderen 
Einwendungen auch jene, daß die Gemeinde zu biefem Rechtsſtreite 
gar nicht legitimirt fei, weil fie Forderungen der Marin C gelten 
machen wollte, ohne durch Vollmacht oder auf andere Weife von ihr 
dazu ermächtigt worden zu fein, oder ohne ihr bereit8 einen Unterhalt 
gezahlt und ihre etwaigen Rechte darauf gegen vie Erben des B burd) 
Abtretung übernommen zu haben. 

Die erfte Saftanz erlannte, dem Klagebegehren gemäß, ohne 
gegen obige Einwendung in den Orlinden etwas anzuführen. Dagegen 
wies das Oberlanbeögericht die Klage zurüd, „weil bie Gemeinde ohne 
weiteres, gleichſam in Vertretung der Darin C, den Unterhalt für jelbe 
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nicht begehren kann, da fie fein Recht zu diefer Vertretung nachgewieſen 
hat. In Folge des Reverſes könnte ſie von den Geklagten wohl die 
Enthebung von allen Unterhaltsanſprüchen ver Maria C, ſowie ben 
Erfat deſſen, was fie verfelben in biefer Beziehung allenfalls bereits 
geleiftet haben follte, verlangen, allein von einer ſolchen fchon geſchehe⸗ 
nen Leiftung erwähnt fie felbft nichts. 

Die Öemeinde bemerkte in ihrer Reviſionsbeſchwerde dagegen, daß 
ja ihr Klagebegehren ganz auf dasſelbe hinausgehe, wie jenes, welches fie 
nad) der Meinung des Oberlandesgerichtes hätte ftellen können und follen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte da8 Urtheil des Oberlandes- 
gerichtes aus den Gründen vefjelben. 
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Nr. 637. 


Bitte des Schuldarreſtanten um Geſtattung eines regelmäßigen 
Ausganges zum Gebrauch einer Cur. 
utſch. v. 14. October 1858, Nr. 10213 (Beltätigung des Decrets bed 


E 
9.9. ae v. 18. Im! 1858, Nr. 23824, Abänderung des Decretö des 
2.6. Beit v. 6. Zult 1808, wꝛ Rr. 7500). Tribine 1861, Nr. 46. 


Nr. 638. 


Nichtzulaffung des Zeugenführers zur Ergänzung ter von 

einem ber beiden von ihm geführten Zeugen wiberfprochenen 

Ausfage des anderen, Nichtberechtigung desfelben zur Geltend- 
machung der Verwerflichkeit feiner Zeugen. 


gute. d Dan. October 1858, Nr. 10443 (Beftätigung des das Urtheil bed 
mid ı v. 18. December 1857, Nr. 45523, abändernden Urtgciieh 
be AN $ 8. rünn v.16. März 1858, Nr. 1845). ©. H. 1859, ©. 345 fi. 

A behauptet, dem Yabrilanten B Garn geliefert zu haben; er führt 
al8 Zeugen feinen ehemaligen Knecht T und ven U, welcher Bleicher 
im Dienfte des B ift. Erfterer fagt aus, dem letzteren das Garn für 
B übergeben zu haben; U aber fagt eben fo beftimmt aus, daß dies nicht 
wahr jet. Die erfte Inftanz ließ A zum Erfüllungseide zu; die beiden 
oberen wiefen fein Klagebegehren zurüd. 

Gründe der dritten Inftanz: „Der Kläger bat für bie 
jeinen Klagsanſpruch begründende Thatſache der am 27. Juli 1852 
erfolgten Uebergabe von 8% Schock Garn an ven von dem Geklag⸗ 
ten beftellten Bleiher U den Zeugenbeweis burch feinen gemefenen 
Knecht T und den Bleicher U angeboten, und es wurde durch rechts⸗ 
kräftig geworbdene® Beiurtheil diefer Zeugenbeweis zugelaffen. — Der 
Umftand, daß der Zeuge U für die angeblih von ihm übernommenen 
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Garne verantwortlich, ſonach mit Rüdfiht auf den 8. 141 a. G. O. 
verwerflich fei, kann nicht beachtet werden, da Kläger felbft ihn als 
Zeugen führt, er fomit als vom Kläger felbft geführter Zeuge um fo 
mehr für unbedenklich gehalten werden muß, als er von der auf Grund 
der Ausfage des T ihm zur Laſt gelegten Veruntreuung durch rechtskräf⸗ 
tiges Erkenntniß des Strafgerichtes losgeſprochen und ſchuldlos erklärt 
worden ift. Bei diefen hier obwaltenden Berhältniffen wird die zu Gunften 
des Klägers abgelegte Zeugenausfage des T purdy die mit verfelben in 
ımmittelbarem birecten Wiberfpruche ftehende Ausfage des zweiten 
Zeugen U aufgehoben, und es kann verfelben gar keine Beweiskraft, um 
fo minder jene einer halben Probe beigelegt werben.“ 


i 


Nr. 639. 


Unzuläffigkeit ver Pränotation eines eventuellen Rechtsan— 


ſpruches. 
Eutſch. v. 20. October 1859, Nr. 11873 (Betätigung des dad Decret ber 
Srätur Dolo v.15. Inni 1 858, Ne. 3361, abändernden Deereted des O. L 
G. Venedis v. 28. Juli — giorn. di Giurispr. prat. 


[4 
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"Nr. 640. 
Beginn der Berjährungsfrift der Gewäßrleiftungsflage. 


Eutih. v. 12. October 1858, Nr. 11909 (Mbändernn des Urtheild des 
8. ©. Olmüg ». 11. December 1857, Nr. 6010, Beitätigung des Urtheils 
des 0.8. ©. Brlinn v. 19. Mai 1858, Nr. 3908). ©. 9.1859, ©. 385 ff. 

Am 25. September 1823 kaufte A von B deſſen als verfäuflich 
eingetragened Handelsgewerbe; der Vertrag war in das öffentliche Buch 
eingetragen und erſt als A im Jahre 1842 das Gewerbe weiter ver- 
faufen wollte, eröffnete ihm bie Adminiftratiobehörve, daß fie die Ver- 
fäuflichfeit de8 Gewerbes nicht anerfenne, weil dasjelbe nicht über das 
Normaljahr zurüdreihe. Am 5. October 1854 warb dem A bie 
Beftätigung diefer Entſcheidung durch das Minifterium eröffnet, und 
am 2. Mär; 1855 Hagte er gegen B auf Auflöſung des Saufvertrages 
und Rückſtellung des Kaufpreiſes. B fette die Verjährung entgegen. 
— Die erfte Inſtanz entpra dem Klagebegehren und bemerkte 
binfichtlich der Verjährung, die Frift könne erſt von der Iutimirung 
der Minifterial-Entjheidung laufen, weil dieſe allein ver lage 
zur Grundlage dienen konnte, und ber allgemeine Grundſatz bes 
8. 1478 a. 6. ©. B. um fo mehr für die im $. 933 und 1487 er- 
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wähnten kürzeren Friſten gelte.” — Die beiden höheren Gerichte wiehen 
das Klagebegehren zurüd. 

Gründe der dritten Inftanz: „Die lage de praes. 
2. Mär; 1855, womit A die Auflöfung des mit Bam 25. September 
1823 geſchloſſenen Kaufvertrages begehrte, ift nach Ablauf des dreißig⸗ 
jährigen Termins eingebradht und das Klageredht offenbar verjährt. 
Jedes Recht verjährt nah 8. 1478 a. b. ©. B. binnen 30 Yahren, 
und das Recht auf Gemwährleiftung oder das Recht einen Bertrag 
wegen eines unterlaufenen Irrthums ungiltig erklären zu laflen, nad 
den 88. 933 und 1487 0.6.©. 8. in einem nod kürzeren Zeitraume. 
Der $ 1478 beftimmt zwar allerdings, daß zur Verjährung ver Nicht: 
gebrauch, eined Rechtes, „„das am fi jhon hätte ausgeübt werben 
können““, erforderlicd ſei, — das ift die rechtliche Möglichkeit der 
Ausübung eines Rechtes; und deshalb will der Kläger behaupten, daß 
er erft feit 5. Detober 1854, dem Tage, an welchem vie Endent⸗ 
ſcheidung der höchften politifchen Behörde über die Nichtverkäuflichkeit 
ſeines SHandlungsbefugnifjes ihm intimirt wurde, in der rechtlichen 
Möglichkeit war, die Klage auf Ungiltigleit des Vertrages einzubrin- 
gen. Allein diefe Behauptung ift unrichtig. Sogleih nad erfolgter 
Uebernahme des Hanvelögewerbes war der Kläger in der Rage, deſſen 
Beſchaffenheit ſelbſt zu prüfen, und er fonnte fi) aus dem äffentlichen 
Gewerbbude, in weldem feine Handelsgerechtigkeit irrig als verkäuflich 
erfchien, überzeugen, daß bie Eintragung diefer Gerechtſame erft nad 
dem Ablaufe des mit dem Hofbecrete vom 5. November 1779 vorge- 
zeichneten Normaljahres erfolgte, daß daher die politiſche Behörde 
einen gefeglihen Grund finden könne, diefe Handlung als verkäuflid 
nicht anzuerlennen. Bet dem Kläger, der Handelsmann ift, muß bie 
Kenntniß der Handelögefege vorausgefeßt werben. Auf die Entſcheidung 
der politiihen Behörden, weldhe der Kläger ſchon weit früher hätte 
anſuchen können, kann es hier nicht anlommen; denn zur Verjährung 
genügt der Nidhtgebraud des Rechtes durch die gejeglich beftimmte 
Zeit. Ueberdies ift auch durch bie vorliegenden Entjcheivungen ver. 
politifchen Behörden keineswegs ausgeſprochen, daß das vom Kläger 
erfaufte Handelsbefugniß im Jahre 1823 Tein verfäufliches war, ſondern 
die Entfheidung geht nur dahin, daß diefe Gerechtſame als verfäuflich 
nicht anerkannt werden könne — eine Entjcheidung, welde der Abficht 
ver Gefetgebung, die verfäuflihen Gewerbe möglichft zu vermindern, 
volllommen entſpricht. Wird überdies eriwogen, daß zur Zeit des Ber- 
tragsabſchluſſes beide Eontrahenten fih im guten Ölauben befanden, 
und daß der Kläger in diefem Glauben durch mehr als 30 Jahre 
die Handelsgerechtſame zu feinem Bortheile benäßte, jo erſcheint bie 
obergerihtliche Entſcheidung als vollkommen gefegmäßig.“ 
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Nr. 641. 


Berbinblichkeit zur Zahlung an einem beftimmten Ort, be- 
gründet durch die Verpflichtung zur Bezahlung an beftimmte, 
dafelbft wohnende Perfonen. 


Eutſch. vom 20. October 1858, Nr. 11963 (Be des das Decret der 
Brätn Valdobbiadene v. 30. Ami i 1858, Nr. 3190, a bänberuben Decretd 
30.8. ©. Venedig v. 2. Aunuf 16 1858, Nr. 16258). @. 5. 1858, 


B bat fidy verpflichtet, der A, als Mutter feines unehelichen 
Kindes, oder deſſen Bormund, periodiſch einen beitimmten Altimentation®- 
betrag zu zahlen. Dit diefer Zahlung gerieth er in Rückſtand und 
ward am Wohnort der A, nicht an dem feinigen, auf Zahlung belangt. 
Die Einwendung des nicht gehörigen Gerichtöftandes warb von den 
beiden oberen Inſtanzen aus folgenden vom oberften Gerichtshof 
aboptirten Gründen der zweiten Inſtanz zurüdgemwiefen: „Da ber 
Machthaber des Beklagten am 11. Yänner 1853, im Nachtrage zu 
dem gerichtlichen Bergleihe vom 12. Dat 1854 ſich verbindlich machte, 
für die dem fraglichen unehelihen Rinde zu leiftenden Alimente einen 
beftimmten monatlichen Betrag entweder deffen Vormunde Dr. P oder 
ber A zu zahlen; da legtere ihren bejtändigen Wohnfig im Orte bes 
Gerichtes hatte, bei welchem die Streitfache anhängig gemacht warn 
da daher, fo lange das Gegentheil nicht bewiefen wird, anzunehme; 
ift, daß Bellagter, kraft der auf fich genommenen Verpflichtung zur 
obenermähnten Leiftung derfelben entweder am Wohnſitz des Dr. 
P oter an jenem der A Genuge thun mäfje; ba er jelöft die dies⸗ 
fällige Verbindlichkeit injofern anerkannt hat, als er, wie in der Klage 
angeführt und von ihm nicht widerfprochen wurde, bis zum 12. Jänner 
1857 den in Rebe ftehenden Alimentationsbeitrag dem Dr. P zu- 
tommen ließ; ba demnach ſowohl auf Grund des gerichtlichen Ueber- 
einfommens und der durch vier Jahre vemfelben gegebenen Erfüllung, 
als mit Hinblid auf die Beichaffenheit der fraglichen Leiſtung anzu- 
nehmen ift, daß der Bellagte auch die Verbindlichkeit eingegangen 
babe, den Alimentationsbeitreg im Wohnorte der Kläger bei einer 
der zwei im Vebereinlommen vom Jahre 1853 bezeichneten Perfonen 
abzuführen ; da endlich ver Wohnfig des Klägers als ungewiß erjcheint, 
mußte der erftrichterliche Beſcheid aufgehoben werden.“ 
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Nr. 642. 
Unzuläffigfeit des Reviſionsrecurſes gegen die im Befig- 
ftörungsverfahren vom Oberlandesgerichte angeorbnete Zeugen- 
vernehmung. 


Entſch. v. 21. October 1858, Nr. 11982. ©. H. 1859, ©. 120. 


In einer Befigftörungsfache verfügte pas Oberlandesgericht die Ber- 
nehmung neuer Zeugen; wider den vom Geklagten dagegen ergriffenen Re⸗ 
viſionsrecurs brachte der Gegner eine Proteftation ein, weil Gellagter durch 
die obergerichtliche Entſcheidung in keinen ſchlimmeren Rechtszuſtand 
verjegt, fondern blos die Bervollftändigung des Verfahrens angeorbnet 
wurde, und weil nach 8. 46 der a. h. Entſchließung vom 18. October 
1845 und 8. 16 der faif. Berordg. vom 27. October 1849 der Recurs 
blos gegen Enpbeicheide ftattfindet. Die Proteftation wurde vem 
oberften Gerichtshofe vorgelegt, welcher dem Recurſe des. Geklagten 
nicht ftatt zu geben befand, und zwar aus den im Protejtationsgefuche 
des Klägers angeführten Gründen, ta ein Recurs in Befisflörungs- 
ſachen nur gegen Endbeſcheide zuläſſig ift. 
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Nr. 643. 


Verhältniß des Afterpächters zu nachträglichen Verabredun— 
‚ gen zwiſchen dem Hauptpächter und dem Verpächter. 
Entf. v. 26. October 1858, Nr. 10872 (Betätigung des Urtheils der 
Prätur Baldagno v. 26, November 1857, Nr. 9393, Abänderung des 
Urtheils des O.2.G. Venedig von 27. Mai 1858, Nr. 6326). 6. 3, 
1859, Nr. 42. Eco d. Trib. 1859, ©. 83 ff. 

B hatte im Jahre 1848 mehrere Grunpftüde gepachtet, welde 
er im Jahre 1852 den Brütern R in Ajterpadht gab. Dieſe verpad- 
teten diejelben weiter an A und zwar für die Zeit bis 11. November 
1857, trafen aber fpäter mit B ein Uebereinlommen, vermöge deſſen 
fie ven Pacht der Grunpftüde vom 3. December 1854 ihm, dem ur⸗ 
fprünglihen Pächter, wieder überließen. Gegen letteren richtete 
nun der Afterpächter A eine Klage auf Anerkennung feines Rechtes, 
die Grunpftüde big 10. November 1857 zu bearbeiten und zu befigen. 
Er ward mit feinem Begehren, welchem die zweite Inſtanz ftattgab, 
in erfter und Dritter Inſtanz abgewiefen. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Die Brüder R waren nad 
8.1098 a. b. ©. B. ohne Zweifel berechtigt, die von ihnen gepach— 
teten Welver dem A bis zum 10. November 1857 in Afterpacht zu 
geben, indem fie das ihnen von dem Bellagten B eingeräumte Recht 
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ihrerfeit8 auf A übertrugen, beziehungsweife ven von thnen erfauften 
Gebrauch an Letztern weiter verkauften ($. 1090 und 1094 a. b. 
®. 8.) Wenn e8 nım gleich im Allgemeinen richtig ift, daß durch 
ben zwifchen B und ten Brüdern R abgefchloffenen Bachtvertrag ein 
perfönliches Rechtsverhältniß nur zwiſchen den bejagten Contrahenten 
ezengt wurde, und daß weiter der zwifchen ben Brüdern R und dem 
A eingegangene Padıt wieder nur zwifchen biefen letzteren ein Obli— 
gationdverhältniß begründete , fo ift es doch anderſeits auch gemiß, 
daß tie Brüder R, weil fie das ihnen zuftehende Gebrauchsrecht 
mittelft des Afterpacdhtes dem A verkauft hatten, nicht mehr auf an- 
bere Weife giltig über dasſelbe verfügen konnten. Wenn daher bie 
Brüder R unterm 3. December 1854 ihr Gebraudsreht dem B 
wieder abtraten, jo iſt dies eine weitere Veräußerung eines ſchon ver⸗ 
äußerten Rechts. Zu Gunſten des Klägers fpricht nun die frühere 
Veräußerung mit ber gleichzeitig erfolgten Einräumung des Befites 
und ihm muß demnach der Borzug vor dem Bellagten eingeräumt werden. 

Gründe der dritten Inftanz: „Der Kläger ftüst feinen An— 
ſpruch Tediglic) auf ven am 15. März; 1852 zwifchen ihm und den Brü- 
dern RB abgefchloffenen Afterpacht. Aus diefem Vertrage entftanden aber 
blos zwifchen den contrahirenden Theilen Rechte und Verbindlichkeiten, 
und kann daraus ber Kläger fein wie immer gearteted Hecht gegen den 
Beklagten ableiten, welchem es, da er dabei nicht intervenirte, freiftand, 
ven feinerfeit8 früher mit den Brüdern R abgefchloffenen Pachtvertrag 
mittelft gegenfeitigen Uebereinfommens zu modificiren. Wenn e8 daher 
ver Bellagte und die Brüver R in ihrem Intereſſe fanden, burd das 
Uebereinfommen vom 3. December 1854 von dem früheren Rechtsver⸗ 
hältniſſe abzugeben und dasfelbe vor dem 10. November 1857 aufzu- 
Iöfen, und wenn ſich der Kläger dadurch in feinen, aus dem Afterbeſtand⸗ 
vertrage mit den Brüdern R ihm auftehenden Rechten für gekränkt erach⸗ 
tet, jo kann er diefe immerhin in einer, gegen die Letzteren gerichteten 
und ihm hiermit vorbehaltenen Klage geltend machen, aber gegen ben 
heutigen Beklagten fteht ihm aus jenem Bertrage kein Klagerecht zu.” 


ir. 644. 


Befigentfegung duch Verhinderung des Holzfchlagens in 
einem Wald. | 

Eutſch. v. 26. October 1858, Nr. 12185 (Beitätigung ded das Decret des 
8.6. Agram v. 18. Februar 1858, Nr. 978, abündernden Decretes der 
Banaltafel in Agram v. 8. Juli 1858, Nr.3616). ©. 3. 1859, Nr. 13. 

A überreichte eine Beſitzſtörungsklage wider B, weil biefer in 
einer Waldftrede, die er befige, und weldye an den dem B gehörigen 
Forſt grenze, am 14. October 1857 habe Holz fällen laſſen, während 
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früher feit mehr als 5 Jahren imnter er, A, in jenem Waldtheile Beſitz⸗ 
rechte ausgeübt habe, B gab zwar zu, daß ber Pächter des A erft An- 
fangs September veflelben Jahres in der erwähnten Walbparcelle Hol; 
zu Reifen ſchneiden ließ, behauptete und bewies aber, daß feine dazu 
gelommenen Leute dem Arbeiter nicht nur die Hade, ſondern auch das 
Holz wieder abnahmen, A in Kenntniß davon gelangte, und binnen ber 
gejetlichen Friſt von 30 Tagen keine Beſitzſtörungsklage wegen biejes 
Üctes anftellte; er fei daher zuleßt im factifchen Beſitze dieſer Wald⸗ 
ftrede gewefen, wenngleich Kläger fie verpachtet habe. 

Das Bezirkögeriht gab dem Klagebegehren Statt. Es begründete 
dieſen Ausipruch damit: „Durch Zeugen ift dargethan, daß A den frag- 
lichen Waldtheil vor 5 Jahren dem X und vor 2 Jahren dem Y verpad)- 
tete, daß lettterer vor 3 Jahren im Auftrage und Namen des Klägers 
Holz zu Weinftöden daſelbſt gefällt und ausgeführt babe. In viefen 
Thatſachen liegt unverkennbar eine Befisthätigleit bezüglich dieſes Wald⸗ 
grundes. Dagegen ift der Geklagte nie in einem foldhen factifchen Ver⸗ 
hältnifje zu ſelbem geftanden, und es kann aus dem Umſtande, daß er den 
Abgeorbneten des Pächters beim Schneiden der Reifftöde anbielt, dann 
ibm Hade und Holz abnahm, um fo weniger für den Geklagten der fac- 
tiſche Beſitz gefolgert werden, als durch diefen Pfändungsact nicht der 
beutige Kläger in feinem Beſitze der Sache, fondern höchſtens der Nuß- 
nießer und rüdfichtlih Pächter in feinem Pachtrechte gehindert wurde, 
was jedoch hier, wo die Klage wegen Störung im Befite des Waldes 
felbft angeftellt worden ift, nicht in Betradyt kommt.“ 

Das Obergeriht wies das Klagebegehren zurüd, „weil aus den 
Zeugenausjagen hervorgehe, daß der Kläger feines früheren Befiges 
der Walpftrede nit am 14. October, fondern ſchon Anfangs Septem- 
ber durch die erwähnte Pfändung ber Hade und des Holzes entfekt 
wurde, während die Holzfällung (vom 14. October) nur eine wicber- 
holte Beſitzeshandlung, aber Teine neue Befigesftörung war. Indem 
daher nicht erwiefen wurbe, daß ber Kläger noh am 14. Dectober im 
factifchen Befige des Waldes gewefen ift, gegen die früher. im Sep- 
tember vollzogene Befigeshandlung aber, die ihm fogleih zur Kenntniß 
gebracht wurde, in ber offenen dreißigtägigen Friſt die richterliche Hilfe 
nicht angefucht hat, muß Kläger mit feiner Beſitzſtörungsklage abgewie- 
fen werden." Ä 

Der oberfte Gerichtshof hat die obergerichtliche Entſcheidung be- 
ftätigt, weil au er in der Abnahme ver Hade und des Holzes eine 
Entjegung des Klägers aus dem bisherigen Befige fand, gegen welche 
er in der Frift von dreißig Tagen keine gerichtlihen Schritte unternahm, 
daher die Holzfällung durch den Geklagten am 14. October 1857 nicht 
mehr als eine ſolche Handlung angefehen werden kann, vie den Kläger 
zu einer Beſitzſtörungsklage berechtigen könnte. 
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Nr. 645. 
Sequeftration zur Sicerftellung von Aerarialanſprüchen. 


Entſch. v. 26. October 1858, Nr. 12191 —— — ld: 
Derreie des 8. ©. Obervel lach v. 10.8 des 
9.8. ©. Graz v. 13. inguſi 1858, Ar. 6430). 6. 8. 1859, Nr. 13 


Die Finanzprocuratur nahm einer Gemeinde — für das 
Montan-Nerar das Eigenthum eines Waldes in Anſpruch, und ver- 
langte die fofortige Sequeftration des Streitgegenftandes. Die unteren 
Inſtanzen verfügten die Bernehmung der Öegenpartei bei einer Tag⸗ 
fagung; dem von der Finanzprocuratur dagegen eingelegten außerordent⸗ 
Iihen Revifionscurfe wurde vom oberften Gerichtshofe auf Grund des 
Hofdecret3 vom 18. September 1786, Nr. 577 3. G. S. (Wefjely J 
Nr. 1100) in Erwägung, daß e8 fidy bei der angegebenen Gefahr nicht 
um einen fireng gerichtsorbnungmäßigen Beweis derſelben handeln kann, 
und da dem Staate gegenüber die nur für Private im alle des 8. 293. 
a. ©. D. vorgefehene effective Eautionsleiftung entfällt, — flattgege- 
ben und die von ber k. Sinangprocuratur angefuchte Sequeftration 
bewilligt. 


Nr. 646. 


Nichtverpflichtung des Vaters zum Erſatz der Unterhaltsfoften 
für fein ohne feine Zuftimmung beieinem Dritten lebendes Kind, 


Eutid. vom 27. Octsber 1858, Nr. 11224 N des Urtheils der 
Brätur Chio —TF Yon 16. September 1857 Abänderung ded 
Urtheils de G. Benet —X 16. —5— 1858, Nr. 5910). ©. 9. 


A klagt feinen Schwiegefhn B auf Erfag des Unterhaltes, 
welchen er feiner minderjährigen Enkelin, der Tochter des B, welde 
nebft ihrer Diutter gegem ven Willen des B beim Kläger lebt, geleiftet 
hatte. Seinem Begehren ward in zweiter, nicht aber in erfter und 
dritter Inſtanz flattgegeben. 

Gründe der zweiten Inſtanz: „In Erwägung, daß bie 
Pflicht des Vaters, feinen Kinvern den Unterhalt zu leiften, eine unbe- 
bingte ift, und daher nicht aufhört, wenn Lebtere nicht bei ihm wohnen, 

in Erwägung, daß es im vorliegenden Falle dem Beklagten freiſtand, 
, feine Tochter ins väterlihe Haus zurüdzubringen, und daß Demnach ber 
Kläger, welcher viefelbe „unge Zeit hindurch unterhielt, auf Grund ber 
Beſtimmung des 8.1358 a. b. ©. B. allerdings berechtigt ift, einen 
Erfaß zu fordern, mußte dem bon ibm geftellten Begehren: principiell 
Statt gegeben werden.” 
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Gründe der dritten Inftanz: „In Erwägung, daß ber 
Beklagte, welcher übrigens nicht überwieſen wurde, feiner Tochter eine 
gegründete Veranlaſſung zur Entfernung aus feinem Haufe gegeben zu 
haben, wohl befugt war, viefelbe zurüdzufordern, daß er aber durch bie 
unterlafjene Ausübung dieſes Rechtes weder Kraft einer gefetlihen Be- 
ſtimmung, noch ftilfehweigend irgend eine Verpflichtung gegenüber dem 
Kläger auf fih nahm, welcher feine Enkelin aufnahm und bei ſich behielt; 
in Erwägung, daß dem Kläger in feiner Eigenfchaft als Vater der Frau 
und Großvater der Tochter des Beklagten insbefondere die Pflicht ob⸗ 
gelegen wäre, ſich von jeder Betheiligung an dem zu enthalten, was ale 
eine offene und tadelnswerthe Auflehnung gegen die maritale und bezie- 
hungsweiſe väterliche Gewalt des Beklagten ſich herausftellte; in Erwä— 
gung, daß man endlich nicht fagen könne, daß Letzterer durch feine Be- 
freiung von ber Vergütung ver vom Kläger getragenen Unterhaltskoften 
fi mit fremden Schaden bereihern würde, da Bellagter nur verpflich- 
tet ift, feiner Tochter den Unterhalt in feinem eigenen Wohnhaufe zu 
leiften; in Erwägung, taß fogar anzunehmen ift, daß Geklagter immer 
bereit war, in feiner gewöhnlichen Haushaltung, welche durd die Abwe— 
jenheit eines unmündigen Kindes fih nicht änderte und auch ſich nit 
ändern konnte, diefelbe Pflicht zu erfüllen — mußte das erftrichterliche 
Erfenntniß beftätigt werben. Ä 


Nr. 647. 
Active Proceplegitimation. 


gute v. 27. October 1858, Nr, 11285 (Betätigung des Urtheild des 

8. G. Mailand v. 16. März 1858, Nr. 18889 abändernden Urtheild des 

O. L. G. Mailand v. 28. Mai 1858, Nr. 6694). Gaz. d. Trib. 1858, 
€. 507 ff., 1859, ©. 31 fi. 

A und B, Mitglieder der unter den Namen A, B& Comp. 
beftehenden Geſellſchaft, waren von ven übrigen Mitglievern zur Füh— 
zung der Geſchäfte bevollmächtigt und fchloßen in diefer Eigenfchaft 
mit C einen Dertrag, wodurch derſelbe Schuldner der Geſellſchaft 
wurde. Nach tem Tode des B belangte A, als „Chef und Leiter ver 
Geſellſchaft“, ven C auf Zahlung feiner Schuld. Der Beklagte beftritt 
vor Allem das Recht des A, die Geſellſchaft zu vertreten, weil das 
ihm und dem B ertheilte Mandat zur gemeinfchaftlihen Gefchäfts- 
führung feit dem Tod des Letztern erlofchen fei. Die erfte Inſtanz 
vermwarf diefe Einwendung und erfannte nad) dem Klagebegehren. — 
Das O. L. G. wies den Kläger ab und bemerkte in den Entfchei- ' 
dungsgründen: „Wenn der Geſchäftsbetrieb fir eine Geſellſchaft meh- 
reren Dlitglievern derfelben anvertraut und tabei nicht ausdrücklich er- 
Härt wurde, daß jeber von ihnen jelbftfländig und unabhängig von den 
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andern handeln darf, fo feien fle zum gemeinfchaftlichen Betrieb ber 
Geſchäfte verpflichtet und Feiner von ihnen könne durch fein einfeitiges 
Handeln der Geſellſchaft eine Verbindlichkeit auferlegen, weil die Mit- 
wirkung Aller die Gewähr einer guten Gefchäftsleitung fein follte und 
deßhalb zur Bedingung des ihnen ertheilten Mandats gemacht wurde. 
Da nun im vorliegenden Falle durch den Tod des B die Mitwirkung 
beiver Mandatare A und B bei dem ihnen unter biefer Bebingung 
übertragenen Betriebe der Gefchäfte der Gefelligaft unmöglich gewor⸗ 
den ift und andererſeits A im Procefje nicht dargethan hat, daß 
nunmehr ihm allein dieſe Vollmacht extheilt wurde, fo konnte er bie 
Geſellſchaft als Klägerin in dem Nechtöftreite nicht vertreten, und 
mußte die von ihm denncd in ihrem Namen angeftellte Klage wegen 
mangelnder Actiolegitimation ad causam abgewiefen werben.” 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtheil 
une eher, Gründen und mit Berufung auf die 88. 1190 und 1011 
a. b. G. B. | Ä “ 


Nr. 648. 


Rechtliche Natur des Grundentlaſtungs⸗Capitales. Theilbar- 
feit der Haftung für die Löſchung mehrerer Satpoften. 


geil. v. 2. November 1858, Nr. 10625 —I des Urtheiles des 
B. G. Podiebrad v. 24. September 1857, Nr. 3693, Abänderung des Ur⸗ 
theilö des D. 2. ©. Brag v.20. April 1858, Nr. I303). 6. 3 18601 Nr.120. 


Die Eheleute A Übernahmen, als fie ihre Realität den Eheleuten 
B verkauften, die Verbindlichkeit, Die Löſchung der Sagpoften zu erwirken; 
ein 2828 fl. betragender Theil des Kaufpreifes warb zurüdgehalten, 
auf der Realität fichergeftellt, und das Pfandrecht für die Erfüllung 
iener Berbinblichleit darauf fupereinverleibt. Nun find alle jene Sat- 
poften gelöfcht, nur das Grundentlaftungscapital von 124 fl. ift übrig 
geblieben, und da biefes nur ratenweife abzuzahlen ift, bieten bie Ber- 
fäufer den Käufern an, den Betrag von 124 fl. von ihrer Kaufpreis- 
forderung abzuziehen, verlangen aber, daß alles Uebrige gezahlt werbe. 
Die Bellagten dagegen behaupten, fie könnten zur Zahlung nicht eher 
verhalten werben, als bis alle Satpoften gelöfht find. Die erfte 
Inftanz hat dem Slagebegehren entſprochen, bie zweite es mit nach⸗ 
ftehender Begründung abgewiefen: „Die von den Geflagten dem Klage- 
begehren entgegengefegte Einwenbung, daß folange das zu ihren Handen 
auf dem eingellagten Kauffchillingsrefte für vie Verbindlichkeit ber 
Kläger, alle von ven Geklagten als Käufern nicht übernommene Pafliven 
aus Eigenem zu bezahlen und grundbücherlich Löfchen zu laffen, bücherlich 
haftende Pfandrecht nicht gelöfcht ift, die Kläger die Zahlung jenes 

Glaſer, Unger und Walther Entſch. II 11 
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Kaufſch illingsreſtes nicht anſprechen Können, ftellt ſich als begründet dar. 
Denn durch den Grundbuchs⸗Extract ift es nah 8. 111 a. ©. ©. 
erwiefen, daß auf dem Kaufſchillingsreſte pr. 2828 fl. EM., welder 
den gegenwärtigen Klagsgegenſtand bildet, zu Handen der Geklagten das 
Pfandrecht für die von den Klägern übernommene Verbindlichkeit, alle 
von den Geklagten nicht übernommene Schulden löſchen zu laſſen, bücher- 
lich haftet. Der erwähnte Kaufſchillingsreſt ift fomit ven Geklagten ver- 
pfändet. Wird nun erwogen, daß nad 8. 447 a. b. ©. 2. das Pfand⸗ 
recht in dem, dem Gläubiger zukommenden Rechte befteht, ans ver ihm 
verpfändeten Sache, wenn die Verbindlichkeit zur beftimmten Zeit nit. 
erfüllt wird, die Befriedigung zu verlangen, fomit den Gellagten der in 
Rede ftehende Kauffchillingsreft fo lange für ihr Recht — von ven 
Klägern die Erwirkung der Löſchung aller von ihnen (Geklagten) nicht 
übernommenen Schulden zu fordern — zur Sicherheit zu dienen hat, bis 
die Kläger die Löſchung aller dieſer Schulden erwirkt haben; daß bie 
Kläger aber in dem Klagsnachtrage felbft eingeftehen, daß ihnen noch 
die Beranlafjung der Löſchung eines Betrages von 124 fl. obliegt; fo 
liegt e8 am Tage, daß den Gellagten durch die Berurtheilung berjelben 
zur Bezahlung des eingellagten Betrags von 2703 fl. die Möglichkeit 
der Realifirung des von ihnen auf den zu Weihnachten 1855 fälligen 
Kaufſchillingsreſt pr. 2828 fl. EM. erworbenen Pfandrechts benommen 
würde, und biefelben aus dem factifchen Befige ihres Pfandes geſetzt 
würden, was um fo weniger flattfinden Tann, al® nad) 8. 1369 a. b. 
©. 3. der Hypothecarglänbiger zur Aufgebung feines Pfandrechtes nur 
nach erfolgter Befriedigung — im gegenwärtigen Falle nach vollftändig 
gefchehener Erfüllung der den Klägern obliegenden Depurirungs-Ber- 
bindlichkeit — verhalten werden kann. Der Umftand, daß fich die Kläger 
die Abrechnung der ihnen zur Zahlung und bücdherlihen Löſchung im 
Sefamnitbetrage von 124 fl. obliegenden bücherlichen Pafliven von dem 
Kaufſchillingspeſt pr. 2828 fl. C. M. gefallen laſſen wollen, vermag an 
der Sache nichts zu ändern, weil fich vermöge des 8. 457 a. b. ©. 2. 
das Pfandrecht der Geklagten in Betreff jeder einzelnen Tabularpoft, 
deren Löſchung den Klägern obliegt, ja binfichtlich jeden Theiles einer 
folden Tabularpoſt auf den ganzen Kauffchillingsreft von 2828 fl. EM, 
erftredt. So lange nun die Löſchung des von den ©ellagten auf jenen 
Kauffchillingsreft erworbenen Pfandrechts nicht gejchehen ift, können auch 
die Gellagten, wegen des Beftandes dieſes Pfandrechts, zur Bezahlung 
des eingellagten Betrages nicht verhalten werden.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil ver erften Inſtanz 
aus folgenden Gründen: „Die Grundentlaftungsquote ift Teine gewöhn- 
lihe Schuld, fondern eine Grundlaſt, welche ſchon aus dem Gefege auf 
der Realität haftet, ein gefetzliches Vorrecht genießt und immer nur 
gegen den jeweiligen Beſitzer geltend gemacht, beziehungsweife aus ber 
Realität bereingebracht wird. Die Kläger haben nun ausprüdlich erklärt, 
daß fie den diesfalls noch rüdftändigen Betrag von dem ihnen gebüb- 
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renden Kaufſchillingsreſte abfchlagen, und nur die Bezahlung des erübri- 
genden Betrages begehren. Bei viefer Erklärung und der gejeglichen 
Eigenfchaft ver fraglichen Poft ift der von den Klägern übernommenen 
Depurationsverpflihtung Genüge gejchehen und find die Gellagten vor 
jever möglichen Haftung gefihert; fomit iſt ber Zweck der fraglichen 
Bertragsbeftimmung erfüllt, mithin auch das Recht der Kläger, auf 
Zahlung der erübrigenden Kaufſchillingsrate, beziehungsweife des Reſtes 
derfelben, dringen zu können, hinlänglich begründet.“ 


649. | 


Unzuläffigkeit der Theilung einer gemeinfchaftlichen Sache, 
wenn deren Ausführung einen beträchtlichen Koftenaufwand 
erfordert. 


Entid. dv. 2. November 1858, Nr. 10931 (Betätigung des das Urtheil der 
grabır Pieve v. 20. März 1858, Nr. 1540, abändernden Urtheiles des 
. L. ©. Venedig v. 30. Kam 1888, Re 9629). Eco d. Trib. 1859, 
A Magte gegen B auf Theilung einer Beiden gemeinfchaftlichen 
aus Grundſtücken und Gebäuden beftehenden Befigung. B beftritt die 
Zuläffigkeit der Theilung mit Berufung auf 8. 843 a. 6. ©. B., indem 
er behauptete, daß diefelbe ohne beträchtliche Verminderung des Werth 
der gemeinfchaftlihen Sache nit möglich fei. Aus dem Kunftbefunde, 
der über diefe Frage im Proceffe aufgenommen wurde, ergab fi, daß 
die ganze Beſitzung den Werth von 25.000 Fire hat, daß eine Theilung 
derfeiben in 2 Hälften möglich ift, allein, fo weit fle vie Gebäude betrifft, 
mehrfache mit einem Koftenaufwand won wenigftend A118 Lire verbun- 
dene Herftelungen erfordern würde. Hierauf wurde das Klagebegehren 
von der erften Inſtanz zugelaffen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das die Klage abweiſende 
Urtheil der zweiten Inftanz „in Erwägung, daß die Sachkundigen den 
Werth der ganzen Befltung auf 25.000 Lire veranfchlagt und dabei 
ertlärt haben, daß, un die Theilung verfelben in 2 Hälften zwedent- 
ſprechend auszuführen, ein Koftenaufwand von wenigftens A118 Fire 
erfordert werde, — daß aber die Aufwendung einer folhen Summe, 
da fie beinahe den fechsten Theil des Werthes der ganzen Beſitzung 
erreicht, allerdings als eine beträchtlihe Verminderung ihres Werthes 
anzufehen ift, mithin ver beklagte Miteigenthümer nach 8. 843 a. b. G. B. 
fich die Theilung wider ſeinen Willen nicht gefallen laſſen muß.“ 


11* 
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Nr. 650. 
Haupteid: Erforderniffe der Eidesformel. 


eu. d v. 2. Ranember 1858, Nr. 11691 (Beftätigung, be der Aripeite bed 
x. Bri 2 ‚1 8, und rag v 
9, ae 1858, Nr. 18444). ©. 3. 1859, Wr. 1 iss. 

A behauptet, für B in deſſen Auftrage Gefchäfte über Kohlen⸗ 
lieferungen gefchloffen zu Haben, und verlangt Erſatz feiner Reifeloften, 
jo wie des Schadens, der ihm aus der Nichterfüllung ber Verträge durch 
B erwachſen fei. Unter anderen von allen drei Inftanzen als unzureichend 
anerfannten Beweismitteln über die Bevollmächtigung des Klägers von 
Seite des Gellagten zu diefem vom Kläger gejchloffenen Vertrage und 
der vom Öellagten nachträglich erfolgten Genehmigung besfelben hatte 
der Kläger dem Gellagten in ver Replik ven Haupteid dahin aufgetragen, 
„er ſchwöre, e8 fei unwahr, daß Kläger nach feiner Rüdlehr von M. 
ihm (dem Gellagten) über ven Erfolg der Sendung referirte, und daß 
derſelbe alles Veranlaßte als ihn verbindlich genehmigte“. Die beiden 
untern Inſtanzen erachteten dieſen Eid in dieſer Faſſung als zu allgemein 
und unbeſtimmt, daher als unentſcheidend. — In der gegen die beiden 
unterrichterlichen Erkenntniſſe überreichten außerordentlichen Reviſions⸗ 
beſchwerde wurde rückſichtlich der Verwerfung dieſes Eides angeführt, 
daß derſelbe ſich auf den narrativen Theil der Klage beziehe, den Kläger 
nur zur Erſparung von Wiederholungen in die Eidesformel nicht aufs 
genommen habe. 

Auch der oberfte Gerichtshof fand den Beweis über die nachträg- 
liche Genehmigung des vom Kläger allenfalls abgeſchloſſenen Bertrages 
von Seite des Geklagten durch den in ber Replik dem Gellagten 
aufgetragenen Haupteid nicht geliefert und rechtfertigte die Uebergehung 
dieſes Beweifes folgendermaßen : „Diefelbe folge aus der Unvollftändig- 
feit und Allgemeinheit dieſes Eides. Das Vorgeben des Klägers, daß 
dieſer Eid ſich auf das in der Klage und in deren Verfolg Erzählte oder 
Angeführte beziehe, iſt nicht geeignet, die erwähnte Mangelbaftigkeit 
zu befeitigen. Wenngleih der Haupteid über jene Geſchichtsumſtände, 
welche der Gegner widersprochen hat, dem legteren aufgetragen werben 
kann, jo ift doch wefentlich erforderlich, daß diefe Umftände, melde den 
Haupteid bilden follen, deutlich, genau und bejtimmt angeführt werben. 
Dieſes mangelt tem erwähnten, in der Replik bezüglich einer angeblid 
nachträglich von dem Gellagten erklärten Genehmigung aufgetragenen 
Eide. Es kann dem Richter nicht zugemuthet werden, die hierauf allen⸗ 
falls in den Satzſchriften Bezug nehmenden, von dem Kläger etwa 
gemeinten Umſtände zu erörtern, und ſo den unvollſtändigen Eid zu 
ergänzen." | 
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Nr. 651. 
Erwerbung des Eigenthums überjendeter Sachen, 


Extid. v. 3. November 1858, Nr. 10388 (Beftätiguug des dad Heibeit 
des 9— Leitmeriz v. 30. October 185 T7,RE. 5391, abänderuden Urthe 
3.8 9.2. @. Brag v, 22. December 1857, Rt, 28096). 6,18. 1801, Pr. in 


- A in Wien bat dem B aus Teplit Felle verkauft; B fordert den 
A brieffih auf, die Belle nach Bodenbach zu ſenden. Dies gefchleht auch; 
doch wird die Sendung nicht an B, fondern an den Spebiteur H adreflirt. 
Als darauf B in Concurs gerieth, nahm A das Eigenthum der Welle in 
Anspruch, welchem Begehren auch in zweiter und dritter Inftanz ent- 
ſprochen warb. 

Gründe der dritten Inftanz: „Nah 8. 429 a. b. G. B. 
werben überfhidte Sachen erft dann für übergeben gehalten, wenn fie 
ver Uebernehmer erhält; e8 wäre denn, baß biefer die Ueberſchickungsart 
ſelbſt beftimmt oder genehmigt hätte. Nun bat der gellagte Käufer in 
dem Briefe vom 25. Mai 1856 den Verfäufer erfucht, dieſer möchte die 
1500 Felle nad) Bodenbach abſenden, wobei es ſich von felbft verfteht, 
daß die Felle unter der Adreſſe „an B" nad Bodenbach abgefenvet 
werben follten, während bie elle nad Bodenbach an ven Spebiteur H 
überfenvet wurden. Da biefe Ueberſendungsart von B weder beftimmt 
noch genehmigt wurde, Jo können bie Felle an Bald übergeben und deren 
Eigenthum als erworben nach den 88. 429 und 1053 a. b. ©. B. nicht 
angefehen werben; biejelben blieben alſo noch das Eigenthum des 
Klägers.“ 


Nr. 652. 


Umfang der Entfhädigungspflict im Kalle der Entehrung 
unter nicht erfüllter. Zufage der Ehe. 


v. 3. November 1858, A „0708 —— der a form 
Yrtfeite der Prätur Canu 2. Min 106 069, und des 
ver G. Mailand v. 35. Juni ss, Nr. 71 5). — d. Trib. 1858, 


Beide Untergerichte hatten der unter ber nidhterfüllten Zufage der . 
Ehe verführten und entehrten Klägerin nebft ven Entbindungs- und 
Wochenbettloften no einen Betrag von 1500 Fire (unter ber Bebin- 
gung der Abſchwörung des Schägungseides) als Erſatz des durch die 
Entehrung ihr zugefügten Schadens zuerlannt. 
Der oberfte Gerichtshof ſprach den Bellagten von bil let 
pflict frei, und zwar aus folgenden Gründen: „Der 8. 132 
D. beichräntt das Erſatzrecht der Klägerin auf bie —— 
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und Wochenbettloften: fie hat dahes Teinerlei Anfpruch gegen den Be- - 
Hagten wegen angeblicher fchwerer Verlegung ihrer Ehre. Das Geſetz 
machte die Ehre als ſolche nicht zum Gegenftand einer Schägung in 
Geld und gab daher im $. 1330 ebendort veman feiner Ehre Gekränkten 
ein Recht auf Entſchädigung und Genugthuung nur in dem Falle, wo 
ihm durch die Ehrenbeleidigung ein wirklicher Schade oder Entgang an 
Gewinn verurfacht worden ift. Die Klägerin bat aber einen wirklichen 
Schaden oder ven Entgang eines beflimmten Gewinnes als Folge der 
angeblich erlittenen Ehrenkränkung nicht nachgewiefen, fondern nur bie 
Möglichfeit eines zufünftigen Gewinnentganges, als welche ſich bie 
anlene Erfchwerung ihrer ehelichen Verbindung darftellt, hervor⸗ 
gehoben.‘ 


Nr. 653. oo. 
Recht auf Berzugszinfen gegen die Concursmaſſe. 


Entih. v. 3. November 1858, Nr. 10955 we Rütigung des das Urtheil des 
36. Rrohniß v. 21. December 1857, Nr. 6808, abändernden Urtheiles 
des O. L. G. Brünn dv. 25. Mai 1858, Nr. 3924). ©. 3. 1859, Ne. 5. 


Nr. 654. 


Friſt zur Einwendung des nichtzuftändigen Gerichtes, wenn 
bei der nah $. 16 a. ©. O. angeordneten Tagſatzung das 
Uebereinfommen auf münbliches Verfahren nicht getroffen wird. 


Eutih v.8. November 1858, Nr. 11170 (Beftätigung des das Urtheil des 
9. 6. Prag dv. 29. April 1858, Nr. 108623, abandernden Urtheild des 
D.8. G. Prag v. 5. Juli 1858, Nr. 11229). ©. 3. 1862, Nr. 28. 


Eine Zagfagung warb nad $. 16 a. ©. D. angeorbnet, bei 
dieſer aber das mündliche Verfahren nicht vereinbart; darauf die Klage 
zur Erftattung der Einrede binnen 30 Tagen am 16. Yänner 1858 
zugeftellt, und vom Bellagten am 28. Yänner 1858 vie Einwenbung 
des nicht gehörigen Gerichtöftandes eingebracht. Die erfte Inftanz ſah 
bie Einwendung als rechtzeitig eingebracht, bie beiden oberen Inftanzen 
ſahen fie al8 verfpätet an. 

Gründe der erften Inftanz: „Der Kläger macht gegen bie 
vom Öellagten eingebradhte exceptio fori geltend, daß biefelbe zu fpät 
überreicht worben fei und fchon deßhalb verworfen werben müfje, weil 
fie nad) den Hofvecreten vom 10. Mai 1784 Nr. 285 9. ©. ©. md 
27.. Juli 1792 Rr. 36 9. G. S. (Weffely I Nr. 302 und 348) bei 
der nah 8.16 a. ©. DO. anf den 8. Jänner 1858 angeordnet gewe- 
jenen Tagfahrt Hätte angebracht werden follen; ferner daß ber Geklagte 
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dadurch, daß er bie Einleitung bes fhriftlichen Berfahren® begehrte, fich 
dem Prager Handelsgerichte auch zur Durchführung dieſes fohriftlichen 
Verfahrens und zur Entſcheidung desſelben ausdrädlih unterworfen 
habe. Allein das Hofbecret vom 27. Juli 1792 Nr. 36 entfcheivet nur 
den Fall, wo das mündliche Verfahren auch das gefegliche ift. Bei dem 
vorliegenden Falle war aber das jchriftliche Verfahren das gefetliche; 
und da fich der Geklagte dem Antrage des Klägers zur mündlichen Ver⸗ 
handlung nidyt gefügt, das orbentliche fchriftliche Verfahren eingeleitet 
und die Klage neuerlich zur Erftattung der Einreve binnen 30 Tagen 
dem Gellagten zugeftellt wurde: fo ſtand demfelben auch das Recht zu, 
in der erften Hälfte diefer Einrebefrift die exceptio fori einzubringen. 
Dies hat ver Gellagte auch gethan. — Eben fo wenig kann die Erflä- 
rung bes Geklagten, daß er das ihm vom Kläger angebotene mündliche 
Berfahren nicht annehme, fondern auf dem geſetzlichen ſchriftlichen Ver⸗ 
fahren beharre, für eine ausprüdliche Anerkennung ver Competenz des 
Prager Handelsgerichtes angefehen werden." \ 

Öründe der britten Inftanz: „Da bie Klage am 19. No- 
vember 1857 mit dem Anhange des 8. 16. a. ©. O. zur Tagfahrt 
auf den 8. Yänner 1858 vorbefchieden, bei dieſer Verbefcheivung daher 
auch die Borfchrift des Hofvecretd vom 10. Mai 1784 Nr. 285 beob- 
achtet wurde; fo lag dem Geklagten nah 8. 16 a. G. O. ob, fid 
entweder dem angetragenen mündlichen Berfahren zu fügen, ober die 
ſchriftliche Cinrede mitzubringen. Wollte er fi) der mündlichen Verhand⸗ 
lung nicht fügen, fo war er do im Sinne des Hofbecrets vom 27. Juli 
1792 Nr. 36 sub a verpflichtet, bei der am 8. Jänner 1858 abgehal- 
tenen Tagfahrt, bei welcher beide Theile erfchienen und das Ueberein⸗ 
fommen auf das jchriftliche Verfahren trafen, welche alſo vor ſich ging, 
die Einwendung des ungehörigen Gerichtsſtandes zu erheben; auf feinen 
Val ftand ihm jedod eine weitere Friſt zu deren Anbringung zu, weil 
die Friſt zur Mitbringung der ſchriftlichen Einrede fchon in der Klags⸗ 
vorſchreibung vom Richter beftimmt worden war, dieſe aber nach dem 
Hofvecrete vom 27. Juli 1792 längftens bis zur Tagſatzung ausge 
dehnt werden fonnte. Die erft am 28. Jänner 1858 erfolgte Einbrin- 
gung dieſer Einwenbung ftellt ſich daher als verfpätet dar.“ 


Nr. 655. 
Auslegung einer Vollmacht. 
Entid. v. 3. November 1858, Nr. 11852 (Beftätigung des dad Urtheil des 
ö Bien Fee Di ; heil 


$- v. 1. April 1858, Nr. 146 abandernden Urtheiles des 
2. ©. Wien v. 17. Angnft 1858, Nt. 8686). Tribiine 1860, Nr. 14. 
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Nr. 656. 


Güterabtretung nach bereit begonnenem Schuldenarreft. 


Entid. v. 9. November 1858, Nr. 12708 (Beftätigung ber gleichförmigen 

Derieie bed 8. ©, Sticky. 26, Genlcuber TBBD, Se ‚10481, un 

des O. L. ©. Trieft v. 80. September TB58. Nr. —8 G. 3. 1859, 
Fr. 6. Giornale di Giurispr. prat. 1859, 115. 


Ar. 657. 


Unzuläffigkeit der Abſchwörung des Haupteides in einer von 
ber Gerne des Urtheils wejentlich abweichenden Faſſung. 
Entid. v. 9. Nov. 1858, Nr. 123822 — aign g des Decrets 
der Prätur Epilimbergo ». 26. Mai 1 "er 17008) des 
Decrets des D. L. Venedig vom 29. Seyte emb er 1 188, 
» Eco d. Trib. 1859, S. 20 ff 

Dei der Tagfahrt, welche zur Ablegung eines vom Kläger ange- 
tretenen Öaupteides anberaumt war, erklärte derfelbe, den Eid fo wie er 
im Urtheil formuliert wurde, nicht feiften zu können und fiellte die Bitte, 
den Eid nach einer Formel abfhwören zu dürfen, bie von der im Urtheil 
feftgeftellten wejentlich verfchieden war, wogegen der Beklagte Einſprache 
erhob. — Bon der erften Inſtanz wurde das Geſuch des Klägers ab- 
gewiejen und zugleich, da er den Haupteid nad) der Formel des Urtheils 
nicht geſchwören, der Beweis, welcher durch benjelben hätte erbracht wer- 
den follen, für erlofhen erklärt. — Das DO. L. ©. verordnete mit Auf- 

hebung des erftrichterlihen Beſcheides, daß der Kläger zur Ablegung des 

Haupteides in der von ihm beliebten, von ber Formel des Urtheild ab- 
weichenden Faſſung zuzulafien fei, mit Vorbehalt der nad geleiftetem 
Eide über die Wirkung und Folge desjelben für den Rechtsſtreit zu tref⸗ 
fenden Entſcheidung. 

Bom oberften Gerichtöhofe wurde 1. das Geſuch des Klägers 
um Zulaffung zur Leiftung des Eides nad) der veränderten Formel ab» 
gewiefen, und 2. die Ausfchreibung einer neuen Tagfahrt zur Ablegung 
bes Eides nach ber Formel des Urtheild angeoronet, — ad 1. weil bei 
ber wefentlichen Abweichung der vom Kläger gewollten Eivesformel von 
jener des Urtheild und bei der vom Bellagten dagegen erhobenen Ein- 
ſprache bie Wirkungslofigleit des. angebotenen Eides für den Ausgang 
des Nechtöftreites fchon dermalen feftfteht, der Richter aber die Ab⸗ 
ſchwörung eines unnügen Eides nicht geftatten darf, — ad 2. weil zwar 
der Kläger ven Eid nach der urtheilsmäßigen Yormel nicht gefhworen, 
andererſeits jedoch der Beklagte das Begehren, daß deßhalb der Beweis, 
den der Kläger durch den im Urtheil ihm aufgetragenen Haupteid hätte 

erbringen follen, für erloſchen erklärt werde, nicht geftellt bat, ultra petitum 
aber, wie es bie erfte Inftanz gethan, nicht geſprochen werben darf. 
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Nr. 658. | 


lage gegen den Bürgen beim Gerichtsftand des Hauptver⸗ 
trages angebracht. 


g v. 13. Juli 1 
j Nr. 138. 


A belangte ven Bärgen B beim Gerichte jenes Ortes, wo ber 
Hauptſchuldner C zu zahlen verfprodhen hatte. Der von B deßhalb erho⸗ 
benen Einwendung ber Incompetenz ward inerfter und britter Inflanz 
ftattgegeben; von der zweiten wurde fie verworfen. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Nah 8. 1346 a. b. G. 8. 
haftet ver Bürge dem Gläubiger für die Erfüllung aller Verbindlichkei⸗ 
ten des Schuldners ; zu diefen gehört aber gemäß des 8. 902 a. b. G. B. 
nicht blos der Gegenſtand des Vertrages, fondern zugleich die Verbind- 
lichkeit, daß dieſer Vertrag zu ber Zeit und an dem Orte und auf die 
Art vollzogen werbe, wie e8 die Parteien verabredet haben. Der Bürge 
muß demnad; dem Gläubiger des erften Schuloners im ganzen Umfange 
der Verbindlichkeit, fomit für die Erfüllung des von dem Hauptfchuld- 
ner eingegangenen Vertrages mit allen feinen Nebenbeftimmungen in 
Anfehung der Zeit, des Ortes und der Art desfelben haften. It der Drt, 
wo der Hauptſchuldner feine Berbinblichleit dem Vertrage gemäß er- 
füllen ſoll, ausdrücklich bedungen worden, fo ift der Gläubiger auch be- 
rechtigt, von dem Bürgen die Erfüllung der Verbindlichkeit, für welche 
er fi) verbürgt hat, dort zu fordern, wo fie der Schuldner felbft zu lei⸗ 
ſten verpflichtet war; zumal als durch den Bürgjchaftsvertrag feine Um⸗ 
änderung, fondern nur eine Befeitigung der Berbindlichleiten des Haupt- 
ſchuldners begründet wird. Nun wird in ber Klage behauptet, daß der 
Geklagte ven Kläger erfucht habe, vem C, im Valle er für feine Hand⸗ 
lung etwas bei dem Kläger beftellen follte, zu crebitiren, indem er (Ge⸗ 
Hagter) ſich verpflichte, hiefür zu gerantiren, folglich als Bürge einzu- 
ftehen. Der Kläger babe in Folge deffen dem C wirklich Waaren gelie- 
fert, für welche ihm C 178 fl. ſchuldig blieb und ſich mittelft Wechfel- 
accepted verbunden habe, diefe Summe am 28. November 1854 in 
Prag zu bezahlen. Der Kläger behauptet ferner, daß die hierwegen gegen 
C geführte Execution bisher fruchtlos geblieben, und er daher berechtigt 
fei, feinen Bürgen auf Bezahlung dieſer Schuld zu Belangen. Unter der 
Borausjegung, daß die angeführten Umſtände wahr find, wäre der Ge- 
klagte als Bürge des C unzweifelhaft verpflichtet, vie Schuld des Letzte⸗ 
ren dort zu bezahlen, wo fie ver Schuldner felbft zu zahlen ſich ver⸗ 
bumden hatte. Diefer Zahlungsort ift die Neuſtadt Prag. Das ſtäd⸗ 
tifche velegirte Bezirlögericht der Alt- und Neuftabt Prag ift fomit ge⸗ 
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mäß des $. 43 der Yurisbictionsnorm vom 20. November 1852 
im vorliegenden Falle der zuſtändige Gerichtsfland des Vertrages, 
fie deſſen Erfüllung der Geklagte als Bürge einftehen zu wollen 
erflärte.“ | 

Gründe der dritten Inftanz: „Die Jurisdictionsnorm 
vom 20. November 1852 ftellt im 8. 13 als Regel auf, daß alle Klagen 
bei dem Perfonalgerichtsftande des Gellagten einzubringen feien. Der 
8. 43 macht eine Ausnahme von diefer Regel, muß daher ftrenge aus⸗ 
gelegt werben. Nach dieſem Wortlaute muß das forum contractus in 
einem Bertrage ausdrücklich beflimmt fein. Im vorliegenden alle wird 
nun die Klage gegen C auf einen Bürgfchaftsvertrag gegründet umb es 
wird nicht angeführt, daß in diefem Vertrage die Stadt Prag als ber 
Drt, wo die Bürgſchaftsverbindlichkeit zu erfüllen ift, ausdrücklich be» 
ftimmt worden fei. Es ift zwar wohl in dem der Klage zuliegenden Wech⸗ 
fel, deſſen Bezahlung von dem Gellagten als Bürgen gefordert wird, 
der Zahlungsort Prag beftimmt. Allein e8 wird weder in ver Klage, 
noch in der Replik behauptet, daß ver Gellagte ſich ausdrücklich gerade 
für die Bezahlung dieſes Wechſels verbürgt habe. Da ſonach die Be- 
flimmung des Zahlungsortes Prag in feinem Vertrage ausprüdlich 
ausgefprodhen worden ift, fo ftellt fi die erhobene Einwenvung des 
incompetenten Gerichtsſtandes ale im $. 48 ber Inrisdictionsnorm 
gegründet dar, weßhalb das erftrichterliche Erkenntniß beftätigt wer- 
den muß.” ‚ Ä 


Nr. 659. 


Raten oder Renten ? 


Entid. v. 10. Nov. 1858, Wr. 12587 (Beftätigung des das Urtheil des 
8. ©. Benedig v. 5. October 1857, Nr. 8396, abändernden Urtheils des 
D. 2. ©. Venedig v. 26. Mai 1858, Di 5099). Eco d. Trib. 1360, 


A überließ dem B fein Waarengeſchäft und als Entgelt dafür ver- 
ſprach der Vebernehmer, fo lang das Gejchäft in Betrieb fein wird, ihm 
monatlich 46 Lire zu bezahlen. B ließ beinahe fünf Jahre ohne Zahlung 
verftreihen und als er von A auf Zahlung aller rüdftändigen Raten be- 
langt wurbe, wendete er gegen bie mehr als dreijährigen Rückſtände die 
Berjühruug ein. Das Gericht erfter Inftanz wies die Einrede der Ber- 
jährung zurüd und verurtheilte den B zur Zahlung aller eingellagten 
NRüdftände, weil die Monatsraten, zu deren Zahlung B fich verpflichtete, 
in ihrer Geſammtheit als das Entgelt für die Abtretung des Geſchäftes 
bebungene, ratenweife zahlbare Kapital bilden und folglich nicht in bie 
Kategorie der nach 8. 1480 a. 5. ©. B. der Triennalverjährung unters 
worfenen Abgaben, Zinjen und Renten fallen. 
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Bon dem. D.L.©. und dem oberften Gerichtshofe hingegen wurde 
die Einrede der Verjährung zugelaffen und der Bellagte von der Zahlung 
ber mehr als dreijährigen Rüdftände freigefprodden, weil verjelbe als 
Entgelt für bie Ueberlaffung des Geſchäftes dem Kläger eine von Monat 
zu Monat, alfo in regelmäßig wiederlehrenden Perioden zahlbare Geld⸗ 
rente verſprochen bat, welche in der Claſſe der im 8. 1480 a. b. G. B. 
bezeichneten Zeiftungen ohne Zweifel enthalten ift. 


Nr. 660. 


Gerichtsftand der Connerität. 


Entid. v. 10. November 1858, Nr. 12789 (Beftätigung des Actz der 
Prutur Villafrauca v. 4. Iuni 1858, Nr. 7731, Abandern rung ah ed Decrets 
des O. L. G. Venedig v. 1. Sept. 1858, Nr. 14687). ©. 9.1859, ©. 52 fi- 


Am 1. April 1853 brachte die A bei der Prätur Billafranca gegen 
B eine Klage auf Ungiltigerffärung, eventuell Auflöfung, eines Padt- 
vertrages vom 5. December 1858 an; noch vor dem Endurtheil ſchloſ⸗ 
fen die Parteien (am 21. April 1856) einen Vergleich, welcher das 
Pachtverhältniß nen ordnete, die Feſtſtellung des Zinfes Schiedsrichtern 
anheimftellte, und weiter beitimmte, daß nad) erfloffenem Schiedsſpruch 
ber durch die lage vom 1. April 1853 erbffnete Rechtöftreit behoben , 
fein folle. Als jedoch der Schiedsſpruch erging (3. Juni 1856), brachte 
die A eine Klage auf Ungiltigerflärung ſowohl des Schiedsſpruches, als 
auch des Vergleiche vom 21. April 1856 an, und zwar ebenfall® bei 
der Prätur Billafranca, deren Zuftändigkeit durch die Zufammengehörig- 
keit der Streitſache mit der durch Klage vom 1. April 1853 eröffneten 
begründet fein jollte. Die Prätur erklärte ſich unzuftänbig. Das Ober- 
landesgericht hat hingegen, „in Erwägung, daß mit der vorliegenden 
Klage das Begehren auf Nichtigkeit des Schiedsſpruches und des Ver⸗ 
trages geftellt wurde, welder legtere im Wege des Vergleiches an bie 
Stelle des früheren ddo. 5. December 1848, auf deſſen Nichtigleitser- 
klärung oder Auflöfung die lage de praes. 1. April 1853 gerichtet war, 
treten follte; daß Traft dieſes Vergleihes der mit der lage vom Jahre 
1853 anhängig gemachte Rechtöftreit bis zur Fällung des Schiedsſpru⸗ 
yes, welcher, in Gemäßheit des von den Parteien ausgeftellten Compro⸗ 
mifjes, zur Zuflandebringung des im obigen Vergleiche vorgefehenen 
Pachtvertrages, insbeſondere durch Feftftellung des betreffenden Zinjes 
beftimmt war, in der Schwebe gelaffen wurde, und daß falls in ver heu⸗ 
tigen Rechtsſache der Schiedsſpruch und der bezügliche Bachtvertrag ale 
nichtig erflärt werden jollten, ver frühere Proceß erlebigt werden müßte; 
daß zwar jede von den zwei Rechtsſtreitigkeiten anf einen verfchienenen 
Bertrag ſich beziehe, daß jedoch ver eine derſelben au die Stelle des an- 
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deren gefeßt werbe, umb beide eine und biefelbe. Beſitzung zum Begen- 
ftand haben, weßwegen ein Zufammenhang zwiſchen ihnen vorhanden iſt 
und fogar bie Nichtigkeit jenes vom 21. April 1856 als eine unmittel- 
bare Folge der mit der Klage vom Jahre 1853 angefuchten Nichtigkeits⸗ 
erflärung ſich darſtellt; — daß daher die zwei Rechtäftreitigfeiten mit 
einander im Zuſammenhange ſtehen und daß bie frühere bei ber 
Prätur in Billafrancz verhandelt wurde, und mit Hinblid auf die Bor- 
fhrift des 8. 40 der I. N." die gedachte Prätur als competent erflärt. 
Allein der oberfte Gerichtshof beftätigte die Erledigung ver Prätur 
und zwar, „in Erwägung, baß es ſich um ein perfönliches Klagerecht 
banbelt, und daß die Bellagten na ihrem Wohnfige der Gerichtsbar⸗ 
keit der Prätur in Billafranca nicht unterftehen; daß wenn gleich irgend 
ein Zufammenbang der vorliegenden Streitfache mit jener, welche mit 
ber Klage vom 1. April 1853 auf Nullität und eventuell auf Auflöfung 
des Beitanpvertrages. vom 5. December 1848 gerichtet wurde, nicht ver- 
kannt werben kann, die num vorliegende Klage fih doch auf die ange- 
führte Thatfache fügt, daß bie Schiedsrichter in ihrem Sprude vom 
3. Juni 1856 die mit dem Compromiſſe vom 21. April vesfelben Jah⸗ 
res ihnen übertragenen Befugniffe überjchritten haben, während dieſe 
Thatfache der früheren Klage vom 1. April doch unmöglid zum Grunde 
liegen Tann; daß daher bie beiden Streitigkeiten nicht aus ber nämlichen 
aherjadı entfprungen find, und fomit bie Berfügung bes 8.40 ber 
J. N. bier nicht Plat greifen Tann“. 


Nr. 661. 


Ausftattung der Braut, als Theil des Heiratsgutes in An- 
ſpruch genommen. 


Se v. November 1858, Nr. 12797 Dehätigung | des ——ã— des 
v. 9. December 1857, Nr. 7352 eruug, deö Urtheiles 
280. x 1% eng ».10. Mai 1858, Nr. Es 5 Fi 1850, Re. 137. 


Ein Ölänbiger der Ehefrau A pfändete verfchienene ihr gehörige 
Effecten; der Ehemann A behauptete, diefe Effecten, zumeift Frauen⸗ 
Heider u. dgl., bilden die Ansftattung feiner Grau, welche im Werthe 
von 1400 fi. in das ihm zugeficherte Heiratsgut von 4000 fl. eingerech⸗ 
net worden feien, fo baß er außerdem nur 2600 fl. erhielt. 

Die zweite Inſtanz ließ ihn zum Beweiſe über biefe Umſtände 
zu; bie erfte und dritte aber wiejen fein Begehren fofort zuräd, bie 
letztere ans folgenden Gründen: „Das bürgerliche Geſetzbuch enthält 
keine Anorbnung über die einer Tochter mitgegebene Ausftattung, fon- 
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bern befpriht eine ſolche in ben 88. 788, 790 'und 1231 nur.in ber 
Art, daß fie den Söhnen zu geben ifl. Daß die einer Tochter gegebene 
Ausftattung als ein Theil des Heiratögutes zu betrachten fei, wirb in 
feiner Oefetesftelle erklärt. Wenn alſo auch "wirklich bie Gattin bes 
Klägers ein Heiralsgut von 4000 fl., ‘u. 3. 2600 fl. baar und .1400 fl. 
als Ausſtattung, erhalten hätte, fo folgt daraus noch keineswegs, daß 
den Kläger an dieſen Effecten ein Eigenthums⸗ oder Nutznießungsrecht 
zuſtehe; denn der Gellagte gefteht felbft zu, daß dieſe Effecten eigentlich 
nicht ihm, fonbern feiner Gattin übergeben worden feien, die Uebergabe 
berfelben an die Gattin kann aber als eine Ueberihidung an den Kläger 
um fo weniger angefehen werben, als auf feinen all angenommen wer- 
den kann, daß die Mutter die blos zum meiblihen Gebrauche dienenden 
Sachen durch die Tochter habe dem Kläger überfchiden wollen. So 
wenig ald ein Eigenthum, ebenfo wenig fteht dem Kläger ein Nutznie⸗ 
Bungsredht an biefen Sachen zu, dem die Nutznießung ift nach $. 509 
des a. 6. ©. B. das Serpitutsrecht, eine fremde Sache, mit Schonung 
der Subflanz, ohne alle Einſchränkung zu genießen. Dieje Effecten find 
aber ſchon nach ihrer Beſchaffenheit zu einer Nugniegung im gefetlichen 
Sinne nicht geeignet, weil fie offenbar feine Früchte tragen und keinen 
andern Nutzen abwerfen, als den, daß fie gebraucht werden können — 
bie darunter befindlichen weiblichen Kleidungsſtücke aber auch ſelbſt zu 
einem perſönlichen Gebrauche für den Kläger nicht geeignet find.“ 


Nr. 662. 


Zuläffigfeit der Wiebereinfegung in den vorigen Stand 
ob noviter reperta im ſummariſchen Broceffe. 


Entf. v. 17. November 1858, Nr. 12343 (Beftätiqung des Urtheiles 
der Prätur Baldagno dv. 26. Mai 1858, Nr. 2848, Abänderung bed Ur⸗ 
theild des O.L.G. Venedig v. 83 Jut 1058, Mr. 13142). Eco d. Trib. 


In einem fummarifch verhandelten Brocefje wurde der Bellagte A 
zur Zahlung einer Kaufgelofhuld von 93 Lire unter der Bedingung 
verurtheilt, daß der Kläger B mit dem Haupteide abläugne, vom Be. 
klagten die Zahlung bereits erhalten zu haben. Nachdem B den Eid ab- 
geſchworen hatte, trat A gegen ihn als Kläger auf und begehrte auf 
Grund neuer Beweife durch Zeugen, welche die von B eivlich abgeläug- 
nete Thatſache der Zahlung zu beftätigen vermöchten, die Wieberein- 
fegung in den vorigen Stand ob noviter reperta. Das Gericht erfter 
Inftanz wies ven Kläger ab, weil nad) 8. 40 des Gejeges vom 31. März 
1850, Nr. 126 R. ©. Bl. über ven fummarifchen Civilproceß im lomb. 
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venet. Rönigreihe (8. 38 des Hofdecrets vom 24. October . 1845, 
Nr. 906 9. ©. ©.) Gewifjensvertretung und Gegenbeweis nad) ge- 
ſchloſſenem Verfahren nicht mehr ftattfindet, gleichviel (da das Geſetz 
nicht weiter unterfcheidet) ob die hiezu bienlichen- Beweismittel der Partei 
noch vor oder erſt nad dem Schlufje des Verfahrens bekannt geworben 
jeien, mithin, wenn der Partei nicht einmal geftattet ift, durch Verlegung 
neuer Beweismittel die Abſchwörung eines Eides zu verhindern, fie um 
fo weniger befugt fein kann, nach geleiftetem Eide auf Grund der nova 
die Wiebereinfegung zu begehren. — Das Oberlanvesgeridht ging von 
per entgegengejegten Anſicht aus und erkannte nach dem Stlagbegehren. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterliche Urtheil jedoch 
aus dem runde, weil die vorgebradhten Beweismittel weder erheblich 
noch wahre nova feien (8. 489 weftgal. ©. O.) In der zwifchen ven Un- 
tergerichten flreitig gewordenen principiellen Frage nad) der Zuläfligleit 
der Reftitution ob noviter reperta erflärte fich der oberfte Gerichtshof 
für die bejahende Meinung des Oberlandesgerichtes, und zwar „in Er- 
wägung, daß nach ven beftehenven. Gefeßen und insbeſondere nach dem 
Hofdecret vom 23. Juli 1789, Nr. 1038 9. ©. ©. im orbentlichen 
Civilprocefie die Reftitution ob noviter reperta ohne Zweifel auch in 
dem alle zuläffig if, wo ein Haupteid bereit8 abgeſchworen wurde, — 
daß das Gefeg Über den ſummariſchen Proceß im $. 40 (8. 38 des Hof- 
decrets vom 24. October 1845, Nr. 906 3. ©. ©.) zwar bie Gemil- 
jensvertretung und den Gegenbeweis nad) gefehloffenen Berfahren für 
unzuläffig erklärt, allein die Reftitution ob noviter reperta überhaupt 
nicht ausgefchloffen hat, mithin dieſes Rechtsmittel nad) 8. 9 des citirten 
Geſetzes ($. 7 des Hofvecretd vom 24. October 1845), welcher verord⸗ 
net, daß, inſoferne dasſelbe keine näheren Beſtimmungen enthält, die 
über das gerichtliche Streitverfahren ertheilten allgemeinen Borfchriften 
zu befolgen feien, im fummarifchen Proceſſe allerdings ftattbaft iſt, und 
daß die proviforifche Eivilprocekordnung für Ungarn und Siebenbürgen, 
wodurch die anderwärt® nur für den jummarifchen Proceß gegebenen 
Vorſchriften für den mündlichen Civilproceß überhaupt eingeführt wor- 
ven find, in den 88. 366, 367 und 368 ver Partei den Gebrauch des 
Rechtsmittel der Keftitution ob noviter reperta auch im Falle eines 
bereit8 geſchworenen Eides ausdrücklich einräumt.” 


— 15 — 


Nr. 663. 


Erecutionsführung auf eine ftreitige Gegenforderung. 


Entſch. v. 17 Nov. 1858 Nr. 13001 (Beftätigung des Decretö bed B. ©. 
Rican v. 30. uzil 1858, Nr. 1083, bänberung des Decretö des O. L. ©. 
Prag v. 2. Anguſt 1858 Nr. 10795). ©. 3.1859, Nr. 88. 


B und C find 'verurtheilt, dem A 4000 fl. zu zahlen; dagegen 
haben fie gegen legteren Erfatzanſprüche gerichtlich geltend gemacht, über 
welche noch nicht entfchieben iſt. A will num auf dieſe gegen ihn gerich⸗ 
teten Erſatzanſprüche Erecution führen, und die erfte Inſtanz bewilligt 
das Gefuch. Die zweite Inftanz Dagegen weift e8 zurüd, „weil die gegen 
A eingellagten Erſatzanſprüche des B und C, fo lange ihr Forderungs⸗ 
recht jelbft noch ftreitig ift, als eine eigentliche Borderung nicht angefehen 
werben können, daher aud die Execution im Sinne des 8. 340 

a. © O. um jo minder Play greifen Tann, als fi fonft Erequent 
und Erecut in einer und berjelben Perſon orbnungswibrig vereinigen 
wärben.“ 

Dagegen hat ver oberfte Gerichtshof den erftrichterlichen Beſcheid 
beftätigt, „weil auf jedes Vermögen bes Schuldners, in ſo weit nicht 
eine ausdrückliche, geſetzliche Ausnahme beſteht, die Execution geführt 
werden kann und zweifelhafte Forderungeni im Geſetze hiervon nicht aus⸗ 
genommen find.” 


Nr. 664. 


Kundmachung ver Ausfage eines zum ewigen Gebädhtnif 
verhörten Zeugen vor Schluß des Proceſſes. 


gen en ».17. November 1858, Nr. 1082 ‚(Beltätigung der gleihlörmi, 
3 as °. &. Mailand v. 16. Juli os 8, Nr. 4792, und des 
and v. w Sehtember 1858 11580). Gaz. d. Trib. 

1859, ©. 18 [m 


Während eines von A gegen B geführten Procefjes, in welchem 
der Kläger einen Beweis durch mehrere über biefelben Weisartikel zu 
verhörende Zeugen angeboten hatte, begehrte A, daß einer dieſer Zeu- 
gen fofort zum ewigen Gedächtniſſe vernommen werde. Die Verneh⸗ 
mung wurde trotz ber Einſprache des B bewilligt, der Zeuge. über 
die Weisartilel und die von Letzterem eingelegten befonderen Frageftüde 
verhört und das verfiegelte Protofoll bei Gericht hinterlegt. Nun ver- 
langte A die Kundmachung des Zeugenverhörs und beide Untergerichte 
bewilligten fein Geſuch, indem fie ven Parteien bebeuteten, daß ihnen 
frei ftebe, fofort in der Gerichtskanzlei Abfchriften des Verhörsproto⸗ 
fol8 zu erheben, Dagegen ergriff der Bellagte den Recurs an den 
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oberften Gerichtöhof, weil die Eröffung der Zeugenausfage erft dann 
zu geſchehen babe, wenn der Richter durch Beinrtheil auf den zum 
ewigen Gedächtniß verhörten Zeugen allein anerlannt, refpective bei Zus 
lafjung mehrerer Zengen auch die Vernehmung biefer Letzteren flattge- 
funden hat. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf den Recurs „in Erwägung, daß 
nad) $. 243 italien. ©. D. (8. 253 weflgal. ©. DO.) in dem Falle, 
wo die Aufnahme eines Beweiſes zum ewigen Gedächtniſſe zugelaffen 
wird, fo wie im XIV. Capitel der ©. O. verorbnet wurde, verfah- 
ven werben foll, und daß nad) 8. 244 italien. ©. O. (8. 254 weſt⸗ 
gal. ©. O.), wenn die Gegenpartei wegen Gefahr im Verzug ober 
weil fie noch unbekannt ift, über das Gefuh um Bernehmung von 
Zeugen zum ewigen Gedächtniß nicht vernommen werben fonnte, bie 
Zengenausfagen verfchlofien bei Gericht zu hinterlegen find und deren 
Eröffnung erft dann ftattfinden foll, wenn der Richter durch Beiurtheil 
auf die zum ewigen Gedächtniſſe verhörten Zeugen erkannt Hat, reſpec⸗ 
tive bei Zulaſſung mehrerer Zeugen aud mit diefen die Berhöre voll- 
endet find, — daß alfo in dem vorliegenden Falle, wo die Gegen⸗ 
partei Über das Gefuh um Aufnahme des Zeugenverhöred vernommen 
und von ihr auch die befonbern Yragftüde überreicht wurden, nad der 
Auslegungsregel: inclusio unius exclusio alterius, die Kundmachung 
der Zeugenausſage fofort zu bewilligen war, wie dies auch in ven 
Hofdecreten vom 25. Juli 1800 3. ©. ©. Nr. 505, und vom 15. Oe⸗ 
tober 1802 3. ©. ©. Nr. 579 (Weffely INr. 701 und 702) aus⸗ 
drücklich gejagt iſt“. 


Nr. 665. 


Verhältniß der Adminiſtrativ-Behörden zu ben Gerichten: 
Sicherſtellung von Erfaganfprüchen der Kirchen- und Armen- 
cafe gegen die Verlaſſenſchaft des Pfarrers. 


Entf. v. 17. November 1858, Nr. 13124 (Abänderung der gleichför⸗ 
migen Decrete des B. ©. Laa v. 16. Schtember 1858, Nr. 4671, und 
des D. 8. G. Wien v. 12. 8, Ne. 12414). ©. 9. 1589, 


Beim Tode eines Pfarrers zeigte fi in der Caſſe ein Abgang 
und pie Statthalterei trug der Finanzprocuratur auf, für bie Sicherung 
der Erſatzforderungen aus der verpflichteten Verlaſſenſchaft zu ſorgen. 
Auf Grund dieſes Auftrages verlangte die Finanzprocuratur einfimgilen 
zur Sicherſtellung der fraglichen Erfaßforderung, in Gemäßheit der 
Hofbecrete vom 18. September 1786, lit e. Nr. 577, und vom 24. Ocs 
tober 1806, Nr. 789 3. ©. ©. (Weffely I Nr. 1100 und 1101), 
die Pfändung des Vermögens des verftorbenen Derhantes. Dieſem 
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Anſuchen wurde in erfter Inftanz nit willfehrt und zwar aus dem 
Grunde, weil die Unterfuhung, Entſcheidung umd Erecution über die 
fraglichen Erfatforverungen nicht den politifchen Behörden zuftche, 
fondern diefelben, gleich anderen Anfpräden an vie Berisffenjchafts- 
maffe, liquidirt und gerichtsorbnungsmäßig durchgeführt werben müßten. 

Das Oberlandesgeriht beftätigte biefe Entfheivung aus bem 
Grunde, weil das ‘Hofbecret ‘vom 18. September 1786 sub c nur 
bann Anwendung firbet, wenn gerichtöorbnungsmäßig ber Fall eimes 
Berbotes, einer Sequeftration, des Arreſtes, oder eine® anderweitigen 
Sicherfellungsmittels nachgewiefen wird, dieſes Erforderniß aber Iaut 
dem Geſuche der Finanzprocuratur nicht vorhanden fei. 

Dagegen hat ver oberfte Gerihtöhof „in Erwägmg, daß nad 
dem Hoffanzleivecrete vom 22. Jänner 1841, a. 5. Eutfchliefung vom 
10. Auguſt 1841, Hoflanzleivecret vom 17. Februar 1843 nad 
dem Tode eines ieben 1. f. Pfarrers die Liquidirung bes Kirchen⸗ 
und ArmeninftitutSvermdgens vorzunehmen ift, baß die diesfalls ven 
ber politiſchen Behörde erflofjene Beftätigung ‚eines Abganges und 
einer ſchwebenden Unterſuchung ſo wie die Weiſung zur einſtweiligen 
Sicherſtellung im Sinne der Hofdecrete vom 18. September 1786 
Nr. 577 und 24. October 1806 Nr. 789 vie k. k. Finanz⸗ Procu- 
ratur zu ihrem Anfuchen genügend legitimirt, und jede anderweitige 
eng einer Gefahr entbehrlich macht, unter Beziehung auf ben 

. 812 a. 6. ©. B. die Vormerkung des Gtatthaltereivecretes auf 
ber Berlaffenfhaftsinventur zur Sicherftellung der befprochenen Ab⸗ 
gänge bewilligt." 


Nr. 666. 


Berantwortlichkeit des auf unentgeltlihe Herausgabe einer 
Realität Belangten für die nach der Klage erfolgte Belaftung. 


Eutſch. v. 18. November 1858, 3 Br. ne rt en des Urtheils des 
K. ©. ‚Auttenberg v. 29. Deremb bäuderung des Ur- 
theils des O.L.G. Prag v. 26. BES. Nr. 6527). ©. 3.1860, Nr. 101. 


B war in Folge einer Klage vom 13. Juli 1852 durch Uptheil 
vom 19. October 1852 für ſchuldig erflärt, ein ihm bücherlich zuge- 
jchriebenes, in der That aber dem A gehöriges Haus dem legteren 
unentgeltlich abzutreten. Ehe dies aber gefchah, warb ein am 17. Mai 
1852 abgefchlofjener Vertrag verbüchert, vermöge deſſen B bad Hans 
dem Z verfauft und fi die bücherliche Sicherftellung eines Kauf: 
jhillingsreftes von 500 fl. und des Rechtes lebenslänglicher Benugung 
bebungen hatte. Z trat nun zwar freiwillig dad Haus dem A:nb; 
allein dem Letzteren ft es nun um Löſchung ber für: B verbäcjerten 

Olafer, Unger u. Walther Entſch. IL. 12 
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Rechte zu thun, und er richtet deßhalb gegen Letzteren eine Klage, 
welcher in erfter und dritter Inſtanz, nicht aber in der zweiten, 
ftattgegeben wurde. Ä | 
Gründe der zweiten Inftanz: „Der in dieſem Urtheile 
‚enthaltene Ausprud „„unentgeltlih”“ kann nur auf die Nichtzahlung 
eines Kaufſchillings, Teineswegs aber aud auf die laftenfreie Abtretung 
des Hauſes gedeutet werben. Dem B wurde aud im dieſem Urtheile 
bie Verbindlichkeit nicht auferlegt, die auf dieſer Hausbälfte befind- 
lichen Laften und namentlih den Kauffchillingsreft pr. 500 fl. und 
fein und feiner Gattin lebenslänglihes Benützungsrecht löſchen zu laffen, 
welche beide Rechte fi auf den vom Geklagten mit Z {yon am 17. Mai 
1852, daher ſchon vor Ueberreihung der erſt am 13. Yuli 1852 
eingebrachten (lediglich auf eine Leiſtung gerichtet gewefenen, und nicht 
bie Bindication dieſes Haufes bezwedenden) Klage eingegangenen, 
jedoch erft nah Schöpfung dieſes Urtheil® zur bücherlichen Eiu⸗ 
tragung bewilligten Vertrag gründen. Da nun dem Kläger ſchon deß⸗ 
balb, weil nad dem Haren Wortlaute des Urtheild feine Klage vom 
13. Juli 1852 feine Vindicationsklage war, aud bie Anordnung des 
8.378 a. 5. ©. B. nicht zu Staiten fommen kann, übrigens ber 
Kläger auch nicht in Abreve ftellt, daß vie Abtretung der Hauſes⸗ 
hälfte von dem Z an ihn, wenn auch nicht laftenfrei, fo doch unent- 
geltlih geſchah; fo hätte derſelbe, um einen feinem Klagebegehren 
entſprechenden richterlichen Spruch zu erlangen, entweder nad) ven 
88. 380, 449 und 480 a. 6. ©. 2. die Ungiltigleit des Rechtstitels, 
im Grund deſſen B das Pfandrecht für den Kauffhillingsreft und 
für fih und feine Gattin das Benützungsrecht erlangt hat, erweifen 
oder aber darthun müſſen, daß dieſe ſchon über drei Jahre bücherlich 
baftenden Rechte (von denen das letztere überdies nicht blos für den 
Geklagten, fondern auch für feine nicht geflagte Gattin vorgefchrieben 
ift) auf eine gefetliche Art erlofhen find. Da der Kläger dieß nım 
nicht gethan hat und der Geklagte insbeſondere in erfterer Beziehung 
bie nicht erwiejenen Behauptungen des Klägers widerſpricht, daß ber 
Gellagte nur durch die Bedrohung mit einer Klage des A bewogen 
wurbe, bie erwähnte Haufeshälfte zu verlaufen, daß dieſer Verkauf 
und defjen Verbücherung nur dahin abzielte, um den für A günftigen 
Erfolg feiner Klage zu vereiteln, daß er für ſich oder im Einver- 
ftändnifje mit dem Z irgend wann ein Unrecht beging, und daß bie 
in Frage ftehenden beiden Haftungen auf eine unrevlihe Art bewerk⸗ 
fteligt worden wären, jo muß ber Kläger abgewiefen werben.“ 
Gründe der dritten Inftanz: „Dur die dem Urtheile 
vom 19. October 1852, beigefegte Vollſtreckungs⸗Clauſel wird er- 
Hört, daß dieſes Urtbeil... vollftredbar fe. Durch dieſe Voll- 
jteedbarkeitserflärung ift, .... dem ellagten eine doppelte Ver⸗ 
pflihtung auferlegt, daß er nämlich fchuldig fei, dem Kläger a) bie 
auf feinen Namen bücherlich vorgeſchriebene Haushälfte in's Kigen- 
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thum abzutreten; dann b) diefe Abtretung auf eine folde Art zu be⸗ 
werkftelligen, vaß ber Kläger das Eigenthum ver Haushälfte un- 
entgeltlich erlange.. 

Ad a) Um bie Erfüdung der erſten biefer beiden Berpflichtun- 
gen handelt e8 fi im vorliegenden Rechtsſtreite micht mehr, weil ber 
Kläger erklärt, daß dieſe Haushäffte ihm bereits von dem Z abge- 
treten worden fei, und weil deßhalb in der vorliegenden Klage auch 
da8 Begehren nicht auf eine wirkliche Abtretungsbewerkftelligung, fon- 
dern nur darauf gerichtet wird, 

ad b) daß der Gellagie für ſchuldig erkaunt werde, den für 
ihn auf dieſer Haushälfte haftenden Kaufſchillingsreſt pr. 500 fl., 
wie auch das auf dieſer Haushälfte für ihn und ſeine Gattin ver⸗ 
ſicherte Recht der lebenslänglichen Benügung derfelben binnen 14 Tagen 
grundbücherlich löſchen zu laſſen. 

Durch den, der Klage beiliegenden Grundbuchs⸗Extract ift er- 
wiejen, daß der Geklagte vie Haushälfte, zu deren Abtretung an ven 
Kläger er verurtheilt worben ift, an Z um ben Preis von 600 fl. 
verfauft, und in biefem Berfaufs-Eontracte die Bezahlung des Kaufs- 
preisreftes pr. 500 fl. für fi, dann bie‘ Lebenslängliche Benützung 
diefer Hanshälfte für fih und feine Gattin ſtipulirt habe. Beide 
dieſe Stipulationen ſind alſo Gegenleiſtungen für die vom Geklagten 
geſchehene Abtretung ver Haushälfte an Z, alſo das Entgelt für 
diefelbe. Da derfelbe jedoch zur unentgeltliden Abtretung dieſer 
Haushälfte an den Kläger verurtheilt worben ift, fo ift er auch 
offenbar nicht berechtigt, dieſes Entgelt von dem Kläger anzufprechen. 
Die grundbücherliche Haftung dieſes Entgelte8 auf der Haushäffte 
ftelt fih aber als ein folder gegen ven Kläger geftellter Anfpruch 
dar, weßhalb derjelbe dem Kläger gegenüber rechtlich ungegründet ift. 
Uebrigens liegt e8 offenbar in dem Begriffe einer unentgeltlihen Ab⸗ 
tretung, daß demjenigen, der eine Sade unentgeltlich erhalten foll, 
diejelbe fo übergeben werde, daß er fein Entgelt dafür zu leiften hat. 
Blieben jedoch die beiden ſtipulirten Leiftungen auf der Haushälfte 
verfichert, fo wären dieſelben ein wirkliches Entgelt, welches der Kläger 
an den Geklagten, der doch zur unentgeltlihen Abtretung verpflichtet 
ift, aus der Hypothet leiften müßte, wa® dem rechtskräftigen Urtheils⸗ 
ſpruche offenbar zuwider wäre. Es liegt ſonach in der durch das Ur⸗ 
theil ausgeſprochenen Verpflichtung zur unentgeltlichen Abtretung der 
Haushälfte auch die Verbindlichkeit des Geklagten, dieſe beiden Sti« 
pulationen aus den Grundbüchern löſchen zu laſſen, und es wird ſeine 
Sache ſein, dieſe Löſchung nicht nur in Bezug auf ſeine Perſon, ſondern 
auch bezüglich des von ihm für feine Gattin ſtipulirten Mitbenügungs- 
rechtes zu bewirken.“ 


128 
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Nr. 667. 


Nichtberechtigung ver Käufer, einer mit Bewilligung der Ver⸗ 

laſſenſchafisbehörde vor der Einantwortung veräußerten Rea- 

lität, die Löſchung der wider den Erben erwirkten Eintra- 
gungen zu verlangen. 


Eutſch. v. 18. November 1858, Nr. 12557 (Beftätigung bes eils de& 
en v. —— 1858, Nr. 4166 Serum des eils des 
D.%. ©. ®ien v. 9. gInn 1858, Nr. 6516). ©. 3. 1859, Nr. 16. 


| Auf einem zum Nachlaß des M gehörigen Haufe hatte B, ein 
Gläubiger des Miterben Z, einen Betrag von 1000 fl. nad) 8. 822 


Dagegen bat das Oberlandesgeriht dem Klagebegehren aus 
folgenden Gründen ftattgegeben: „Der 8. 822 a. b. ©. B. madt 
den Beſtand der Sicherſtellung von zwei Borausfegungen abhängig, 
nämlich daß fie den bei der Abhandlung der betreffenden, Berlafien- 
[haft vorfommenden Anſprüchen unnachtheilig, — und erſt von ber 
Zeit der erlangten Einantwortung wirkſam fein fol. Zu obigen An- 
jprüchen ‚gehören nicht nur diejenigen, welde ſchon bei dem Tode des 
Erblaſſers befanden haben, und den Gläubigern gegen den Exblaffer 
unmittelbar zugeftanden,, fondern auch jene, welche durch genehmigte 
Borgänge im Laufe der Berlaffenfhajts-Abhandlung gegen die Ver⸗ 
laſſenſchaft erwachſen. Durch die Veräußerung des Haufes aus ber 
Verlaſſenſchaft des M an ven Kläger ergaben fih für venfelden An- 
iprüche auf Uebergabe des Hauſes aus der Verlaſſenſchaft, und dieſe 
geben den Anfprüchen des Geflagten aus der Sicherſtellung als Gläu- 
biger des Miterben Z vor, weil die Sicherftellung nad $. 822 allen. 
Anſprüchen bei der Berlafienichaftsabhaublung zu weichen bat. Die 
zweite Bebingung des $. 822 a. b. ©. B., nämlid die Einante 








wortung bes in Anſpruch genommenen Verlaſſenſchaftsobjectes oder eines 
Theiles desſelben an den Schuldner, rückſichtlich Miterben Z, iſt auch 
nicht eingetreten, weil mit dem Haufe vor der Einantwortung dispo⸗ 
niet, und ber Kläger vergewährt wurbe, von bem aus der eventuellen 
Sicerftelung, nie Die Zahlung ber 1000 fl. zechtfid) geforbert werben 
fönnte.... u 

Der oberſte Gerichtshof hat das Urtheil der er ſten Suftanz be» 
ftätigt, „in Erwägung, daß, nachdem ver 8. 822 a. b. ©. B. dem 
Gläubiger eines Erben geftattet, das ihm angefallene Erbgut auch vor 
der Einantwortung mit Bormerfung zu belegen, es nicht in ber Will- 
für des oder der Erben gelegen fein könne, eine foldhe bereits erwor- 
bene Sicherftellung eigenmächtig — durch Veräußerung ber Be ität — 
ihm wieder zu entziehen; in Erwägung, daß e8 ihre Sache fei, die 
—— der betreffenden Satzpoſt zu bewirken, wenn ſie dieſelbe nicht 
dem Käufer zur Zahlung überwieſen haben, daraus aber nicht die Ver⸗ 
bindlichkeit für den Geklagten folge, fein Pfandrecht aufzugeben ; in 
Erwägung, daß durch die dem Kläger erthellte Bewilligung zur Ein- 
verleibung feines Eigenthumsrechtes und die Ausſcheidung des Hanfes 
vor der Einantwortung an die Erben, das Object des Pfand rechtes 
dem Geklagten nicht entzogen wurde, fondern dieſes nur dann ganz 
ober zum Theile geſchehen wäre, wenn zufolge der gepflogenen Ver— 
laſſenſchaftsabhandlung nach M fich zeigen würde, daß dem Z gar fein, 
oder nur ein geringerer Antheil, als die Sagpoft pr. 1000 fl. an ver 
Erbſchaft oder dem verkauften Haufe zulomme, wonach der Geklagte 
allerdings fein Pfandrecht ganz oder mit einem Theilbetrage auflaffen 
müßte, während Z jedoch unter jenen Erben erfcheint, denen bie Ver- 
laſſenſchaft des M eingeahtwortet wurde, alfo auch der darunter begrif- 
fene Kaufpreis, der an die Stelle des Haufes trat; — in Erwägung 
endlich, daß bie Erben des M auch nicht berechtigt gewejen wären, den 
Geklagten etwa dadurch um fein Pfandrecht zu bringen, daß fle dem 
Z auf fein Erbtheil nur andere Objecte und gar keinen Antheil an 
dem Haufe zugewiefen hätten, und daß fie nicht mehr Recht, als fie 
hatten, dem Käufer übertragen konnten." 


Nr. 668. 
Schadenerſatz wegen Abnüsung einer Sache. 


Eutſch. v. 23. November 1858, Nr. 9848 Beftätignun des Urtheild der 

Peätiir Codroipo v. 33. April 1858, Nr. 2324, Ablinderun bed Nettes 

65 0.2. ©. Venedig v. 1. Yuli dası — 10805). Eco d. Trip. 1858, 
® ® 1] ‘ 


A und B verwedjelten aus Berfehen ihre Heberröde. Nah einiger 
Zeit ſtellte A dem B den Ueberrock desſelben zurüd, nachdem er ihn 
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einigemal, jedoch ohne ihn abzunügen, getragen hatte; B that dasjelbe mit. 
dem Rod de8 A, welcher aber von ihm ziemlid abgenügt worden 
wor. A lehnte die Annahme des Kleivungsftädes ab und begehrte 
mittelft Klage, daß B ſchuldig erfannt werde, gegen Zurüdnahme des 
Ueberrods ihm den 80 Fire betragendeu Werth desfelben zu erjegen, 
welden der Rod zur Zeit hatte, als er in die Hünde des B kam. 
Kunftverftändige erflärten, daß das Kleidungsftüd ziemlich abgenügt, 
allein no in brauhbarem Zuſtand fei und beftimmten feinen derma⸗ 
kigen Werth mit 72 Lire. Von der erften Inſtanz wurde der Kläger 
zum Schätungseid: „daß fein Rod zur Zeit, ald er in bie Hände 
des DBellagten kam, 80 Lire werth geweſen jei”, zugelafien und im. 
alle der Eivesleiftung der Letztere verurtheilt, ihm 8 Lire, d. i. den 
Umerſchied zwifchen dem damaligen und dem jetigen Werth des Klei- 
dungsftädes, zu bezahlen. — Vom Oberlandesgericht hingegen wurde das 
Klagebegehren, unter der Beringung des erwähnten Schägungseives, 
volftändig zugelaffen und dieſes Urtheil durch die Erwägung begründet, 
„daß nah 8.1323 a. b. ©. B. ver zum Schadenerſatz Berpflichtete 
Alles in den vorigen Stand zurüdzuverfegen, oder, wenn dieß nicht 
thunlich, den Schätzungswerth zu vergüten habe, daß der Rod in dem. 
Zuſtande, wie er früher war, dem Kläger nicht mehr zurückverſchafft 
werben könne, und daß der Beklagte, weldher das Kleivungsflüd, ob- 
fhon er wußte, daß es nicht ihm gehöre, in Gebrauh nahm und 
abnügte, diefe Unmöglichkeit verſchuldet habe, dag mithin der Kläger 
mit der Zurüdftellung -des Rockes und wit der Zahlung des von ver 
erften Inftanz ihm zuerkannten Werthunterjchieves ſich nicht beanügen 
müſſe, fondern berechtigt fei, die Annahme des Kleidungsſtückes zu 
verweigern und den Erſatz des Werthes zu fordern, den es zur Zeit 
der Entfremdung hatte.” 

Der oberite Gerichtähof beftätigte das Urtheil der erften Inſtanz 
und bemerkte in den Entſcheidungsgründen: „Für die Frage, wie im 
vorliegenden alle die Zurüdverfegung in den vorigen Stand nad 
8.1323 a.b. ©. 2. ftattzufinden habe, beziehungsweife der gemeine 
Sachwerth (8. 1332 ebendort) zu vergüten fei, ift die Erwägung 
maßgebend, daß das Geſetz nirgends der Willlür des Beſchädigten 
anbeim ftellt, vie Sache, woran die Beſchädigung vorfiel, zurüdzunchmen 
oter dem Beichädiger zu überlafien, und daß es ebenfowenig ven 
Letztern ermächtigt, die Sache zurüdzubehalten, wenn er nur den Werth 
derſelben vergütet, Daß es alfo der vom Geſetze ausgeſprochenen Gleich⸗ 
ftellung der Parteien und der Natur des Berhältniffes ganz angemefjen 
it, wenn dem frühern Befiger die Sache felbft wieder zurüdneftellt 
werden darf, vorausgefegt, daß fie inzwijchen nicht in ihrem Weſen 
umd ver beftimmengen Form verändert oder nad gewöhnlicher Auf- 
foflung unbrauchbar geworben fei. Deßhalb, und weil ver Rod des 
Klägers nad) dem Ausfpruche der Kunftverftändigen dermalen noch in 
brauchbarem Zuftande ift, und der Kläger felbft den Rod des Bes 
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Hagten demfelben erft, nachdem er davon Gebrauch gemacht hatte, 
zurückſtellte, wurde das erſtrichterliche Erkenntniß beſtätigt.“ 


Nr. 669. 


Aufhebung der Gerichtskoſten für. den Fall, daß die Unecht⸗ 
beit der der Klage zu Grunde liegenden, auf den Kläger 
von dritter Hand übergegangenen Urkunde dargethan wird, 


Eutid. v. 23. November 1858, Nr. 11838 Beſtätigung des Urtheild des 
8. ©. Leitmeritz v. 14. Inni 1858, Nr. 4409 goanberung des Urtheils 
des D.2. 6. Frag dv. 5. Juli 1858, Nr. 12618). ©. 3. 18682, €. 75. 


A MHagt einen durh Giro auf ihn übergegangenen Wechſel 
gegen die B als Acceptantin ein; lettere beftreitet die Echtheit ihrer 
Unterfchrift, worüber ver Eid entfheiden fol. Die erfte Inſtanz legte 
nur ber Bellagten, nicht auch dem Kläger für den Fall, daß er babei 
fachfällig würde, ven Gerichtstoftenerfag auf, Die zweite ftellte da- 
gegen beide Parteien gleich, vw. 3 aus folgenden Gründen: — „Es 
läßt fi nicht behaupten, daß irgend eine Billigleitsurfache für die 
Aufhebung der Gerichtöloften beftehe, zumal der Kläger nicht behauptet, 
daß die Öefiogte ibn auf irgend eine Art zu der Annahme veranlaßt 
babe, daß fie diefe Namiensfertigung eigenhändig angeſetzt habe oder 
dur Jemand Anvern babe anfegen lafien, vielmehr der Umſtand, 
daß er die Borficht gänzlich unterlafien hat, vor der Uebernahme des 
Wechſels erft Erkundigung über vie Echtheit des Acceptes bei B cin« 
zubolen, was ihm doch nad den burd die Verhandlung hervorgekom⸗ 
menen Umftänden jehr leicht geweſen wäre, und taß er diefe Erfun- 
digung nit einmal vor Weberreihung der Klage einholte, auf eine 
auffallende Sorglofigkeit des Klägers hindeutet, durch weldye allein, falle 
das Hccept unecht ift, die Proceßkoſten verurfacht worden wären.” 

Der oberfte Gerichtshof bat das Urtheil erfter Inſtanz mit 
nachftehender Begründung beftätigt: „Der Kläger bat den dieſem 
Proceſſe zum runde liegenden Wechfel als Giratar von dem Wedhfel- 
ausfteller übernommen. Die Wechſelordnung legt dem Giratar bie 
Berpflihtung nicht auf, fi vor Uebernahme des Wechſels über bie 
Echtheit der Unterfchriften der VBormänner des Giranten die Ueber⸗ 
zeugung zu verſchaffen und er ift auch in ben meiften Fällen nicht 
in ver Lage, dies zu thun. Die Gellagte felbft führt keinen Thatum⸗ 
ftand an, aus welchem ber Kläger ven Argwohn hätte ſchöpfen können, 
daß die dem Wechfel beigefügte Acceptation der Geklagten ein Fal ſum 
fei. Die in ven Einwendungen aufgeftellte Behauptung, daß das Accept 
von der Geklagten weder jelbft, noch mit ihrem Wiffen und Willen 
von einer andern Perfon gefchrieben worden fei, war ber Kläger nicht 
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gehalten unbebingt ald wahr auguerfeunen, ſondern vielmehr mit vollen: 
Grunde veranlagt und berechtigt, diesfalls Die richterliche Eatſcheidun 
herbeizuführen, daher mit Rüdfiht auf die Beflimmung des $. 398 
a. G. D. allerdings erhebliche Gründe für die gegenfeitige Aufhebung 
der Koften beſtehen.“ ” 


Nr. 670. 
Erfigung — oder Berjährung der Vindicationsklage? 


Enid. v. 24. Nesember 1858, Nr. 11794 (Abändernng, der gleräide- 
migen Urteile der Brätur Schio v. 8: Mai 1858, Nr. 4869, und des 
O. L. G. Benedig v. 32. Juli 1858, Nr. 12293). ©. H. 1859, Nr. 9 ff. 


Die Brüder A hatten gegen den Z am 31. Yänner 1806 eine 
Ange eingebracht, mit welcher fie das Eigenthum eines beſtimmten 
Grumdſtückes in Anſpruch nahmen. Diefer Klage warb in erfler und 
zweiter Inſtanz mit den Urtheilen vom 10. October 1309 und vom 
10. September 1810 flattgegeben; letzteres Erkenntniß aber exit am 
7. October 3820 zugeftellt. Inzwifchen war das Grundſtück durch Ver⸗ 
träge vom 4. und 22. November 1813 auf X und fodaun auf B über: 
gegangen, gegen welche vie Brüder A am 29. September: 1850: die 
Bindicationsklage anftellten. “Die beiven unteren Inftauzen hielten bie 
Berufung des Bellngten auf Erfigung und reſp. Derjih für un- 
zuläffig. Die Prätur ging namentlich davon aus, daß bie Kläger erft 
am Tage der Zuftellung des Appellationsurtheil® die Uebergabe ver 
Grundſtücke hätten begehren können; — daß ihnen, da vom 7. October 
1820 bis zum 29. September 1850, an welchem Tage bie Klage ein- 
gebracht murbe, noch nicht 30 Jahre verflofien waren, die Verjährung 
nicht giltig eingewenbet werben kann; — daß dem ber Umftand nicht 
entgegenfteht, daß die Bellagten durch eine längere Zeit ungeflörte und 
redliche Beſitzer der angeiprodienen Güter waren, denn bie Erfitung 
fegt die Verjährung. voraus und begreift dieſelbe fogar in fih, und 
kann daher. beim Abgange diefer letzteren nicht. eintreten. 

Der oberfie Gerichtshof gab der außerordentlichen Kevifionsbe- 
ſchwerde ftatt und wies die Kläger mitihrem Begehren gänzlich ab; und zwar: 
„Mm Erwägung, daß X die Güter, um welche es ſich handelt, mittelſt 
Urtumde ddo. 4. Ronember 1813 von Z gelauft und B mittelfl Urkunde 
vom 22. Novenzber obigen Jahres diefelben an ſich gebracht Hat, und 
daß daher beiden nach 8. 1461 a. b. G. B. ein rechtmäßiger und zur 
Erſutzung hinreichender Titel zur Seite ſteht; daß dieſelben immer in 
vollenr guten Glauben waren, nicht nur auf Grund ber im 8. 328 
a. b. ©. B. aufgeftellten Bermuthung, ſondern auch weil feine. Spur da 
ift, welche darauf hinwieſe, daß fie auch nur hätten ahnen können, daß 





— 185, — 


die von ihnen gekauften Realitäten ihren Rechtsvorgängern nicht ge= 
hörten; und daß daher, wenn glei) vie Unreplichfeit des Z, welcher 
allerdings von: dem auhängigen Procefje Kenntniß hatte, zugegeben wer⸗ 
den follte, diefelbe nach 8. 1463 a. 6. G. B. fie nicht hindern konnte, 
die Erfigung von dem Tage ihres Befiges anzufangen; daß ſowohl vom 
4.08 won 22. November 1813 angefangen bis. zum 29, September 
1850, au welchem Tage die vorliegende Klage eingexeifht wuude, unges 
fähr 37 Jahre verfloffen find, weßwegen auch das dritte Erforberniß 
zur Vollendung der Erfigung nad 8. 1470 a. 6. ©. B. eingetroffen 
wäre: daß fomit dem geftellten Begehren ſowohl die 10:, 20: und fogar 
jährige Verjährung nad) dem itafienifhen, als auch die Erfigung 
nad dem äfterreichifchen Gefetzbuche im Wege ftehen würde; daß, wenn 
auch dem urfprünglihen Beflter gegenüber, wegen der verfpäteten, erft 
am 7. October 1820 gefchehenen Juftellung des appellatorifhen Ur⸗ 
theiles ddo. 10. September 1810, die Verjährung nicht eingetreten wäre, 
die Bollendung der Erfigung von Seite der Beklagten nah 8. 1478 
b. ©. 3. die Verjährmg des Rechtes der Kläger, ihnen gegenüber, nady 
ſich gezogen Hätte: indem ber früher anhängige Proceß, fo wie aud das 
erwähnte obergerichtlihe Urtheil in Bezug auf die heutigen Beklagten, 
welche daran nicht Theil nahmen, und fogar nie davon in Kenntniß 
famen, al® res inter alios acta zur Unterbrechung weder der Berjäh- 
rung, nod der Erfigung geeignet waren; daß es als Regel gilt, vaß a 
persona ad personam non fit interruptio active nec passive, und 
demnach fowohl der Artikel 2244 des aufgehobenen italienifchen, als der 
8. 1493 des öſterreichiſchen Geſetzbuches die ansdrückliche Beftimmung 
enthalten, daß durch die gerichtliche Belangung die Verjährung blos ven 
Belangten gegenüber unterbrochen wird; daß die Eonforten A e8 blos 
fi felbft zuzufchreiben haben, daß fie zehn Jahre verftreichen ließen, 
ohne fi um den Ausgang des bei der zweiten Inftanz anhängigen Pro» 
ceſſes zu erkundigen, und die Zuftellung der ergangenen Entſcheidung zur 
befchleunigen, und dann erft nad Verlauf von mehr als weiteren 29 
Jahren die heutige Klage anftrengten, und daß daher durch ihre Nach⸗ 
täffigfeit vie Beklagten in ihrem auf Grund eines gjltigen Titels und 
ganz inbona fide erworbenen, und Überdies durch die Erſttzung gefehfitten 
Eigenthumsrechte nicht verkürzt werden Fönnen.* 
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Ir. 621. 


Umfang des Begriffes von Eontractsfoften, welche laut 
Licitationsedict der Erfteher zu tragen hat. 


Ent| 24. November 158, Ar 12618 (Beltätigung des dad Urtheil 
der Fiat Verona * 22. Saul 1 8, Nr. 18606, abändernden Urtheils 
de 2. G. Venedig v. 2 kon 1606 —8 14829). Eco d. Trib. 


In dem der amtlihen Landeszeitung inferirten Berfleigerungs- 
edicte, wemit die Stantöverwaltung zur Uebernahme von Uferbauten 
einlud, wurde unter anderem feftgefegt, daß alle mit dem Contract verbun- 
benen Koften („tutte le spese inerenti al contratto“) von dem Erfteher 
zu tragen feien. Bei der Berfteigerung wurten die Arbeiten dem B zuge- 
fhlagen, welcher von A, dem Herausgeber der amtlichen Yandeszeitung, 
auf Zahlung der Koften der Inſertion des Verfteigerungsedictd belangt, 
von der erften Inftanz freigefprodhen und vom Oberlande 8gericht zur 
Zahlung verurtheilt wurde. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten Inſtanz 
und bemerkte in den Entjheitungsgränden, baß die Koften der Injer- 
tion des Edicts zwar darin nicht beſonders erwähnt find, jedoch in dem 
allgemeinen Ausdrud : „alle mit dem Contract verbundene Koften” ent⸗ 
halten gedacht werden müflen, weil die Verfteigerung und der Zufchlag 
an den Erfteher nur unter den im Edicte voraus angekündigten Bedin⸗ 
gungen ftatifindet, mithin das Edict die Contractöbebingungen feftfegt, 
und daher die Koften desfelben, beziehungsweije ver Einrüdung in bie 
Zeitung, als Contractstoften zu gelten haben. 


tr. 632. 


Grundzins als Reallaft: Eintragung derfelben in der Ru— 
brif des Beſitzſtandes. 


zei. . v. 24. Nov. 1858, Nr. 19845 berung 5 ng deö Urtheils —3 
819.12. Mai 1858, Nr. 1709, Abanderung eB Urtheils ded O. 2 
Wien v. 25. Aula "1858, Ir. 71467). ©. 3. 1859, Nr. 18. 


In Jahre 1821 überließ ver —— des Grundſtückes 
Nr. 1 einem Anderen einen Theil des Grundes zur Erbauung eines 
Haufes, wobei anſtatt des Kaufſchillings ein jährlicher Grundzins von 
zehn Gulden bedungen wurde. Das neue Haus (Nr. 2) erhielt eine be⸗ 
jondere Grundbuchseinlage; der Erbauer ward als Eigenthümer einge- 
tragen, und in der beim Befitsftande geführten Rubrik: „Letter Kauf- 
oder Uebernahmswerth“ ward angemerkt: „Ohne Kauffchilling gegen 
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jährlichen Grundzins von 10 fl.” Auch bei dem Grundſtück Nr. 1 ward 
der (dem Bejiger gebührende) Grundzins ausgezeichnet. Im Jahre 1857, 
bis zu welcher Zeit das Haus Nr. 2 einmal um 400 fl., einmal um 
500 fl. verlauft und jedesmal blos diefer Kaufpreis ins Grundbuch ein- 
getragen worden war, belangte A, der damalige Beſitzer des Grundes 
Nr. 1, die Eheleute B, Befiger: des Haufes Nr. 2, auf Zahlung des 
feit 4 Jahren ausftändigen Grundzinjes. Dem SKlagebegehren ward in 
eriter und britter Inftanz ftattgegeben, während bie zweite e8 zurückwies. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Aus tem Grundbuchs-⸗ 
extracte zeigt fi, daß die dem erften Erwerber diefer Realität nachfol- 
genden Befiger fi zu einem Kaufſchilling von 400 fl. und die gegen- 
wärtig Öellagten zu einem folhen von 500 fl. verpflichteten. Bei tiefen 
ſpätern Berträgen fand daher ein wefentlicher Unterfchien von dem erften 
ftatt, indem nun ein förmlicher Kaufſchilling ftipulirt' wurde. Die An- 
nahme, daß die Geklagten ftatt des Kaufſchillings — wie es im Vertrage 
vom 1. Juni 1821 beißt — einen jährlihen Grundzins und zugleich den 
feftgefegten Kaufſchilling zu entrichten haben, läßt fich nicht rechtfertigen, 
weil der Grundzins ftatt des Kauffchillings im obigen Vertrage bedungen 
wurde, woraus folgt, daß durch die Feſtſtellung eines Kaufſchillings die 
Berpflihtung zur Entrichtung des Grundzinſes aufhörte.“ 

Gründe der dritter Inftanz: „Obfchon der erwähnte 
Grundzins auf der fraglichen Realität im Grundbuche nicht ald Sagpoft, 
als Pfand, ausgezeichnet ift, jo ift er es doch bei vem Befigftande, wo 
früher aud) der Grunddienſt und ähnliche Giebigkeiten erfichtlich gemacht 
waren; es fonnten daher die Beklagten fih von dem Beftande besfelben 
aus dem Grundbuche Überzeugen und müflen nad $. 443 a. b. ©. 2. 
ihn aud) übernehmen, ohne daß e8 darauf ankommt, ob ihre Befißvor- 
fahren fie davon verftändigten oder felbft ihn entrichteten. Die aus dem 
Grundbuchsextracte erfichtlihen Kaufsverträge zwifchen pritten Perfonen 
berühren nicht die Rechte des Klägers, der dieſe Rente von jedem Befiger 
der Realität zu fordern hat, und es wäre fonft im Belieben des erſten 
Erwerbers geftanden, durch feinen Verlauf im Jahre 1822, aljo ein 
Jahr nad der Bedingung dieſes Grundzinfes, den Eigenthümer ver. 
Wieſe darum zu bringen, was gewiß nicht in der Abficht der Paciscen- 
ten lag." 
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Nr. 623. 


Unterbredung der Berjährung ? 


v. 
2. r Padna v. 28. Mai 1858, Re. 5502, Abänderuitg des Urtheils des 
D. L. G. Benedig 9.27. Anguit 1858, Nr. 14236). Eco d. Trib. 185 


&.u. 24. November 1858. Nr, 12021 (Beflätigung de3 Heel des 
132 A. (Nad den Licten berichtigt 


' 


Im Jahre 1847 belangte A den B wegen Zahlung mehrjähriger 
Bachtzinfe im Betrage von 2110 Lire; die zur Berhanblung anberammte 
Tagfahrt wurde von ben Parteien nicht befucht und ver Procek blieb 
nun bis gegen Ende 1854 liegen, um welche Zeit der Kläger die Wie⸗ 
deraufnahme des Verfahrens begehrte und hieber in Yolge emer inzwi⸗ 
fen vom Beklagten geleifteten Abſchlagszahlung von 610 Lire die 
Klagbitte auf Zahlung von 1500 Lire beſchränkte. Die Wieneraufnahme 
fand ftatt und es wurde von ben Parteien biebei das fchriftliche Ber- 
‚fahren beliebt. In der Einrede beſchränkte fih B darauf, ven Beſtand des 
in der Klage angeführten, allen durch feinerlei Behelfe nachgewiefenen 
Pachtvertrags abzuläugnen, mit dem Vorbehalte, feine Einwendungen 
anzubringen, ſobald der Kläger das Pactverhältnig bewiefen haben 
wird ; und als dieſer mit der Replik die Aber ven Pachtvertrag errichtete 
Urkunde beibrachte, jettte B in der Duplik die Einwendung der Triennal- 
verfährung der geforderten Pachtzinfe (8. 1480 a. b. ©. B.) entgegen, 
welde während ver fleben Jahre des Liegenbleibens der Streitfache 
(8. 1497 0.6. ©. 8.) zweimal eingetreten fei. Um diefe Einwendung 
zu eliviren, berief fi A unter anderen auf die während jener Zeit vom 
Beklagten geleiftete Abſchlagszahlung, wodurch die Forderung anerlannt 
und daher die Verjährung unterbrochen worden fer (F. 1497 a. b. G. B.) 
Dee Zeitpunkt der geleifteten Abſchlagszahlung wurde im Proceffe nicht 
näber bezeichnet. Von der erften Inſtanz wurde der Einwand ber Ber- 
jährung abgeiwiefen und dad Klagebegehren zugelaffen, wogegen das 
O. L. G. jener Einwendung flettgah und den Bellagten freifprach. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das Urtheil ver erſten 
Inſtanz und begründete die Abweifung der Verjährungseinrede mit ber 
Erwägung, daß auf die Klage des A, worin er die Zahlung rückſtändiger 
Pachtzinſe, ohne ven Pachtvertrag felbft fofort beizubringen, forderte, der 
Bellagte nach $. 6 weftgel. ©. DO. — zumal der Proceß fchriftlich ge- 
führt wurde — alle dilatorifchen und peremptorifhen Einwendungen, 
worunter auch jene der Verjährung, fofort in der Einredejchrift vorzu- 
bringen hatte, daß mithin auf die erft in der Duplik vorgefhlitte Ein- 
wendung der Berjährung keine Rüdficht zu nehmen war und biejelbe 
um fo mehr abgewiefen werben mußte, al® der Beklagte durch die Ab⸗ 
ſchlagszahlung von 610 Lire das Recht des Klägers ſtillſchweigend aner⸗ 
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kannt und nicht bewiefen hat, daß feit jener die Verjährung unterbreden- 
den Abſchlagszahlung bis zur Wiederaufnahme des Verfahrens neuer- 
dings ein Zeitraum von 3 vollen Jahren verftrichen fei. 


| Nr. 674. | 
Borreht ber Steuern bei einer executiven Veräußerung. 
ut. n 2a. Nov. 1858, Nr. 13234 (Beftätigung des dad Dectet des 


Entf 
2.60% 0.15. December 1857, Nr. 1949, abändernden Decreted des 
O. * aim v. 25. Mai 1858, Kr. 3718). G. 3.1859, Nr. 30. 


Es wurde die Realität eines Gewerbsmannes, der jedoch nur eine 
Perſonalbefugniß und Fein radicirtes Gewerbe beſaß, im gewöhnlichen 
Executionswege veräußert, bei der Tagfagung behufs der Kaufſchillings⸗ 
vertheilung vom Steueramte unter andern auch ein Rückſtand an der 
Erwerbs⸗ und Einkommenſteuer angemeldet, und von der erſten Inſtanz 
demſelben der Vorzug vor ben Übrigen Forderungen zugefprochen. In 
Folge der dagegen erhobenen Beſchwerde hat aber die zweite, und auf 
Reviſionsrecurs des Steuerätars auch die dritte Inſtanz dieſen Steuer⸗ 
rückſtaudsbetrag von dem Kaufſchilling geſchieden und ven Tabulargläu⸗ 
bigern zugeibiefen, „weil die Erwerb⸗ und Einkommenſteuer nicht, gleich 
der Grimdfteuer, auf‘ ber Realität haften, :da8 Gewerbe fein mit felber 
verbundenieg Nealgewerbe war, ini Eriverbfteuerpatente vom 31. De— 
cember 1812, $. 18, zur Einbringung der Ermwerbfteuer, folglich der 
nad verſelben bemeſſenen Einkommenſteuer, die Militärexecution, und 
nur im äußerſten Falle die Pfändung und der Verkauf der Habſeligkeiten 
des Steuerpflichtigen als Executionsmittel vorgezeichnet find (unter 
welchem Ausdrucke „Habſeligkeiten“ offenbar nur bewegliches Gut 
gemeint iſt); endlich weil die Vorſchriften in Concursfällen, wo das 
gefammte Vermögen des Schuldners in Erecution gezogen iſt, auf bie 
aus einer Particular- Execution folgende Meiftbotvertheilung nicht An- 
wendung finden“. 


Nr. 675. 


Nichtzuſtändigkeit der weltlichen Gerichte bei Streitigkeiten 
über den Anſpruch auf die Erträgniffe einer Pfründe. 
Entid. v. 30, Nonember 1858, Nr, deese 52 (Detätl ung des das Urtbeil der 
rätur Seele, v. 6. Juli 1858, 4, an ehenben Decretes des 
.L. G. Venedig v. 28, — 1858, Nr. 14147). ©. 3. 1859, 
Nr. 75. Giornale di ‚Giurispr. prat. 1859, 6, 12 

In einer Klage machte der Tanonicus A geltend: Das Decanat 
des Capitels der Concordia übe feit nahezu ſechs Jahrhunderten die 


Seelforge in Pieve di Dardago, und zwar mittelft eines von ihn: ge- 
wählten Bicares, welcher biefür.von ven, der genamnten geiftfichen 
Jurisdiction unterworfenen Gütern den Zehent, anfänglich in natura, 
feit lange her aber ſchon in einem beftimmten Reluitionsbetrage bezieht, 
wie er denn auch von dem gegenwärtigen Decane A bezogen wurbe und 
bezogen wird. Nichtsdeſtoweniger weigere fi) der Priefter B als Kaplan 
zu St. Martin in P., den Zehent von einigen Grunbftüden, welche zur 
befagten geiftlihen Gerichtsbarkeit gehören, zu entrichten, obwohl die 
Pächter diefer Grundſtücke denſelben bis zum Jahr 1853 unweigerlich 
entrichtet hatten, obwohl die Zehentpflichtigleit in dem, mit dem früheren 
Beneficiaten abgefchloffenen Pachtvertrage ausdrücklich hervorgehoben 
wurde, und obwohl die betreffenden Grundftüde in dem Katafter mit 
den Behentbande belaftet erfcheinen, welche Laſt als ein, an das Decanat 
des Capitels der Concordia abzuführender Zins (livello) bezeichnet wird. 
Kläger begehrte daher die Verurtheilung des B zur Entrichtung des ihm 
gebührenden Zehents in natura oder zur Zahlung von 110 2. 50 €. 
als Entſchädigung ſammt Aperc, Zinfen. Die Prätur zu S erfannte dem 
Klagebegehren gemäß. 

Das Obergeriht caflirte das erftrichterliche Urtheil und trug ber 
. Prätur auf, die Acten dem competenten geiftliden Gerichte abzu- 
treten, und zwar in Erwägung, „daß es fih in dem vorliegenden alle 
darum handelt, zu entjcheiven, ob und in welchen Ausmaße dem Deca⸗ 
nate des Capitels der Concordia der Zehent insbeſondere von eini- 
gen zur Raplanei von St. Martin gehörigen Grundſtücken gebühre; 
in weiterer Erwägung, daß nad) Art. X des Concordates alle geiftlichen 
Angelegenheiten zur Competenz ber geiftlihen Gerichte gehören, und daß 
nad Art. XIII ebd. nur die rein bürgerlichen Angelegenheiten ber 
©eiftligen, wie 3. B. Verträge über die Ermerbung. des Eigenthums, 
Darlehen, Erbanfprüce u. dgl. der Competenz der Civilgerichte unter- 
ftehen; — in fernerer Erwägung, daß der zu entfcheidenve Streit zwifchen 
zwei geiftlihen Beneficien und nicht zwifchen der Kirche und einem Pri- 
vaten obwaltet, und daß es ſich in legter Auflöfung um eine Erweiterung 
oder Einſchränkung dieſer Beneficien, vaher um eine Angelegenheit 
bandelt, welche nad) Art. XXVIL des Concordates ebenfalls als eine 
rein geiftliche zu betrachten ifl.“.. ... 

Der oberfte Gerichtshof hat, „in Erwägung, daß, wie das Ober» 
gericht bereits ſich ausgefprohen und begründet hat, das weltliche 
Geriht nicht competent ift, um diefen vor das kirchliche Forum 
gehörigen Nechtöftreit zu entſcheiden; im fernerer Erwägung, daß 
bie über die Klage eingeleitete Verhandlung deßhalb ipso jure null 
und nichtig ift, mit, theilmeifer Abänderung des obergerichtlihen Ur- 
theiles, infoferne es die erfte Inſtanz beauftragt, die Acten dem 
competenten kirchlichen Gerichte vorzulegen, zu Recht erlannt: die lage 
ſei lediglich den Kläger zurädzuftellen und ihm zu beveuten, daß es 
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ihm unbenommen bleibe, feine Anfprüche vor dem geiftlichen Richter 
geltend zu machen, wovon die Gegner zu verftändigen". 


Nr. 6726. 
Auslegung der Bertragsclaufel: „fo Lange Beide am Leben 
find.” 


Eutjd. v. 1. December 1858, Nr. 23209 (Befätigung des das Urtheil 
dee 8. G. zeitmeri v. 5. Darı 1858, Nr.1556, abandernden Urtheils des 
D. 2. ©. Prog v. 11. Anguſt 1858, Nr, 11530). ©. 3. 1868, Nr. 26. 


Für die Eheleute Kaſpar und Maria A erübrigte bei dem Ber- 
 faufe ihres Haufes ein Kaufihillingsreft von 2000 fl. C. M., welcher 
gemäß dem 5. Abſatze des Kaufvertrages „fo lange ob dem: verkauften 
Hauſe mit 5 % verzinslich pfandrechtlich haftend bleibt, als die Herren 
Verkäufer beide leben“. Nadı dem Ableben der Maria A belangte 
man bie Hypotheksbeſitzer auf Zahlung des Kaufſchillingsreſtes, wo⸗ 
gegen die Beklagten mit Berufung auf vie erwähnte Bertragsbeftimmung 
einwenbeten, baß ber Kaufſchillingsreſt erſt dann zahlbar fei, bis auch 
Kaſpar A verftorben fein wird. | 

Das Kreisgericht hat die Mläger aus folgenden Gründen abge- 
wiefen: „Bei Entſcheidung der Rechtsfache handelt e8 ſich um die Aus- 
legung des 5. Contractspunftes. Die Frage nämlich, ob nun ‚ ba die 
Mitverfäuferin Maria A verftorben ift, die Zahlung dieſes Kauffchillings⸗ 
reſtes ſchon jet oder erft nach dem Ableben des Mitverläufers Kaſpar 
A gefordert werben könne, bildet den vorliegenden Streit. Die Ber- 
tragsbeftimmung ift undeutlich, fann für fih allein fowehl zu Gunſten 
‚der Kläger, wie auch zu Gunften der Oellagten ausgelegt werben. 
Wird jedoch auf den folgenden 6. Vertragsabſatz gefehen, in welchem 
es heißt: „Sollten die verfäuferifchen Eheleute einen Betrag von 200 fl. 
jährlich benöthigen, fo verbinden ſich die Verkäufer denfelben gegen 
iährige Auffündigung an die Verkäufer zu berichtigen, mogegen biefe 
verbunden find, den Käufern eine löfchungsfähige Quittung auszuftellen“ 
— fo ergibt fih zur Genäge, daß die Verkäufer bie Käufer in ber Zah⸗ 
lung dieſes Kaufſchillingsreſtes nicht drängen, und durch die Beifegung 
bed Wortes „„Beide”* in dem 5. Abfage die Zahlungsfrift auf län- 
gere Zeit hinaus unt bis zum erfolgten Ableben beider Verkäufer 
feftftellen wollten; denn an und für ſich betrachtet erſcheint die Be— 
laſſung des Kauffcillingsreftes gegen 5% Berzinfung als Haftung 
auf der verkauften Realität als feine beſondere Begünftigung für bie 
Käufer. Eine folde Konnte erft dadurch für die Käufer erwachfen, 
daß bie Zeit der Zahlung fo weit ald möglich hinaus verlegt wurde. Es 
jollte alſo dadurch, wie mit Rückſicht auf den 6. Abſatz zu entnehmen ift, 
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ten Käufern eine Bergünftigung eingeräumt werben, und in biefem 
‚ Betracht ift dieſe Erklärung im 5. Vertragsabfate von den Ber- 
käufern ausgegangen, daher fie au, weil fie undeutlich ift, nad) 
8. 915 a. b. ©. 2. zu ihrem Nachtheile erflärt werden muß. — 
Es ift fonach, nachdem der Mitverfäufer Kaſpar A fih noh am Leben 
befindet, der Zeitpunkt, zu weldhem die Zahlung dieſes Kaufſchillings⸗ 
reſtes geforbert werben kann, noch nicht gelommen und mußten bem- 
nad) die Kläger abgewiejen werben.” 

In zweiter Inſtanz wurde dem Klagebegehren ftattgegeben; bie 
Gründe ber oberſtrichterlichen Beftätigung Diefer Entſcheidung lauten: 
„Werden die in dem 5. Bertragsabfage gebrauchten Anspräde und ins- 
befondere das Wort „„Veive”* In dem gewöhnlichen Verſtande genom- 
men, fo ergibt ſich unzweifelhaft, daß der fragliche Kaufſchillingsreſt nur 
fo (amge auf'dem Haufe verfichert zu bleiben hat, als beide Verkäufer 
leben. Allein, wenn auch der Sinn dieſes Abfages als zweifelhaft an- 
genommen werben wollte, müßte die Auslegung gegen die Geltagten ge- 
heben, weil der Kauffchikling bei der Uebergabe der verlauften Sache 
:3# entrichten kommt, fowie im Sinne ver 88. 914 und 915 a. b. ©. 3. 
die Auslegung gegen denjenigen, ber eine mehrere Abweichung von dieſer 
‚allgemeinen Regel in-feinem Intereſſe geltenn machen will, gejchehen 
müßte. Das Oberlandesgericht hat daher mit Hecht die, Gellagten zur 
Zahlung der fonft richtigen Schuld verhalten.“ 


Nr. 677. 


Berurtheilung des vom Ceſſionar beffagten Ceſſus — bei 
nicht vollftändig erbradgtem Beweiſe der Ceſſion —- zur ge- 
richtlichen Hinterlegung der Schuld. 


Entſch. v. 7. December 1858, Nr. 10146 ( des dus Nrtheil der 
— Bordenone v. 24. Februar 1858, —— bee Urtheiles 
L. G. Veneding v. 3 Mei 1898, Nr. BUN Eco d. Trib.1860, 


* 


A belangte ven B auf Zahlung einer Ihm von Meeedirten For⸗ 
derung von 1249 Lire. Die Forderung felbft ergab ſich ale Liquid, 
allein der vollftändige Beweis der vom Bellagten beftrittenen Ceſſion 
derſelben wurde nicht erbracht. Aus dieſem Grunde verwarf die erſte 
Inſtanz das Klagebegehren. Das O. L. G.hingegen verurtheilte ven 
Beklagten zur gerichtlichen Hinterlegung der 1249 Lire für Rechnung 
(„ai riguardi“) ſowohl des Klägers als auch feines angeblichen Ce— 
denten M, und bemerkte in feinen Wrotiven, daß einerſeits bei ber 
anerfannten Richtigkeit der Schuld des Bellagten fein Grund vor- 
handen war, ihn von der Zahlung vohftändig frei zu fprechen und 
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andererſeits terfelbe, ohne Verlegung der Rechte ˖ tes urfprünglichen 
Gläubigers M zur Zahlung mittelft gerihtlicher Hinterlegung für Rech— 
nung des Klägers und des M verurtheilt werten fonnte, wornach e8 dem 
Kläger frei bleibt, entweder einverftäntlid mit M ober auf dem Wege 
des Proceſſes gegen benfelben vie Ausfolgung des Depofitums zu 
erwirken. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die Entſcheidung der 
zweiten Inſtanz „in Erwägung, daß zwar bie vom Kläger beigebrach— 
ten Behelfe nicht genügen, um die behauptete Erwerbung der Forderung 
zu beweiſen, daß aber ſein Intereſſe, die Verurtheilung des Schuldners 
zu erwirken, und ſomit ſeine Sachlegitimation ſich nicht verkennen läßt 
und die in dieſer Hinſicht vom Beklagten vorgebrachten Einwendungen 
dadurch, daß das O. L. G. ihm vorſichtsweiſe die Zahlung mittelſt ge— 
richtlicher Hinterlegung auftrug, beſeitigt wurden, zumal der Cedent M 
ſich dem Beklagten, welcher ihm den Streit verkündet hatte, nicht 
anſchloß“. 


Nr. 678. 


Berechnung der Dauer eines Dienſtvertrags nach der Kalen⸗ 
berzeit. 


Entf. v. 7. December 1858, Ki auge N ded das Urtheil 
ber Krane Treviglio 28 M 865, abandernden Urtheiles 
des O. L. G. Mailand v. 24. Sun 1.1808, ur 8627), Gaz. d. Trib. 1859, 


A, welcher in dem Haufe bes B um ben Lohn von 1 Lira täglich 
gedient hatte, belangte nach Auflöfung des Bertrags feinen Dienftherrn 
wegen Zahlung des vom 3. Juli 1851 bis Ende December 1855 aus- 
ftändig gebliebenen Liedlohns. 

Bon dem DO. L. G., deſſen Urtheil der oberfte Gerichtshof mit 
Berufung auf die obergeridhtlihen Motive beftätigte, wurde bie Lied⸗ 
Iohmsforderung für die erwähnte Dienſtperiode mit Abziehung ber 
Summe, weldye der Kläger vom Bellagten auf Abfchlag erhalten zu 
haben Jugeſtand, demſelben zugeſprochen und bei der Berechnung die 
Kalenderzeit zu Grund gelegt, die im Gegenſatz zur Berechnung nach 
der bürgerlichen Zeit (8. 902 a. b. ©. B.) für den Kläger ein Mehr 
von 4 Tagen, reſpective von-4 Lire, ergab... 


Safer, Unger und Walther entia. 1. 13 
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Nr. 679. 


Umfang der Rechtskraft bes Urtheils: Erecutionsführung 
wider einzelne Gemeinveglieber auf Grund des gegen bie 
Gemeinde gefällten Erfenntniffes. 


Entid. v. 9. December 1858, Rr. 182980 (Abänderung der plekain rmi- 
en Decrete des B. G. Kremſfier v. 28. —55 1 58, Ar. 1206, und des 
.2. ©. Brünn v. 3. Auguſt 1858, Nr. 6573). G. H. 1859, ©. 125 ff. 


A, als Befiger des Gutes Z, hatte wider die Gemeinde B em 
Urtheil erwirkt, vermöge deſſen er als Eigenthümer ber fogenannten 
Rodäcker anerkannt, und die Gemeinde B, „fo wie jeber andere In⸗ 
haber“ dieſer Rodäder angewiefen wird, diefelben dem A zu übergeben. 
Gegen die erfolgte executive Webergabe der Aecker proteftirten aber 
mehrere Infaffen ver Gemeinde B, indem fie barthaten, daß fie im Be- 
fige oder ded in der Inhabung der Aeder feien. Die beiden unteren 
Inftanzen erklärten in folge defjen ven Erecutionsact für ungiltig; die 
dritte hielt ihn dagegen aufrecht. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Das Urteil von 28. Yes 
bruar 1854, auf Grund deffen von A Execution geführt wird, ift lebig- 
lid) wider die Gemeinde B ald ſolche ergangen und es ift auch von dem 
Gericht die executive gerichtliche Uebergabe der durdy obiges Urtheil dem 
A eigenthümlich zuerfannten Rodäder nur wider die Gemeinde B be- 
willigt worden. Die angefochtene Erledigung enthält nun keineswegs den 
Ausiprud, daß die vom A auf Grund des obigen Urtheild wiver bie 
Gemeinde B erworbenen Executionsrechte erloſchen find, fondern durch 
obige Erledigung wird lediglich die vorgenommene executive Uebergabe 
ber nicht im Befige der Gemeinde B, fondern einzelner Juſaſſen vafelbft 
befindlichen und im neuen Kataſter auch ven Beſitzſtänden derſelben 
zugejchriebenen fogenannten Rodäcker an A für rechtsungiltig und un- 
wirffam erflärt. Bei dem Vollzuge der bemilligten erecutiven Uebergabe 
der fraglichen Rodäcker konnte es fih nur darum handeln, ob die zu 
übergebenden Grundſtücke fi im Befige des Grecuten, d. i. der Ge. 
meinde B oder im Befige anderer Perfonen befinden; es konnte aber 
keineswegs in eine Entſcheidung eingegangen werben, ob ber Beſitz recht⸗ 
mäßig, reblih und echt fei oder nicht. Da es fih nun bei Vornahme 
biefer Erecution ergeben bat, daß bie zu übergebenden Rodäcker ſich nicht 
im Befige ver Gemeinde B, fondern einzelner Injafjen bafelbft befinden, 
gegen welche fein Urtheil erfloffen und feine Erecution bewilligt worden 
iſt, das obige wider die Öemeinde B ergangene Urtheil gemäß $. 12 
a. 6. ©. B. auf andere Perfonen nicht ausgedehnt und auf Grund des⸗ 
felben wider andere Perfonen eine Execution nicht geführt werben kann, 
das requirirte Bezirksamt aber ungeachtet diefes hervorgelommenen Ans» 
ſtandes die im Belige einzelner Infaffen befindlichen Rodäcker denſelben 
abgenommen und dem Erequenten A übergeben bat: fo erfcheint der von 
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dem Erkenntnißgericht erfolgte Ausfpruch, daß ber diesfällige Uebergabs⸗ 

act rechtöungiltig und unwirkſam fei, volllommen gerechtfertigt." 
Gründe der dritten Inftanz: „Es ift durch Urtheil rechts⸗ 
fräftig erfannt, daß die Gemeinde oder jeder andere Inhaber ſchuldig 
fei, die (im Urtheile bezeichneten) Rodäder dem Eigenthümer A zurüd 
zu geben, denn nad dem Ergebnifje der Proceßverhandlung war bie 
Gemeinde, cbwohl feit einer langen Reihe von Jahren im Genuffe ver 
Kodäder, doc) ftetö nur zeitlicher Pächter derfelben, und hatte auf Feine 
Art ihre Nubeigenthum hierauf dargethan. Wenn die Gemeinde währenn 
dieſer Zeit einzelne PBarcellen der Rodäder an einzelne Gemeindeglieder 
überließ, jo konnte nah 8. 442 a. b. ©. B. das Recht diefer pritten 
Perſonen ebenfalld nur ein zeitlihes Pachtverhältniß fein und Das Eigen- 
thumsrecht der Öutsinhabung konnte dadurch nicht im Mindeſten berührt 
werben. In dem abgeführten Rechtöftreite waren bie Angaben ver ge- 
Hagten Gemeinde über den Umftand, wer die Rodäcker im Beſitz habe, 
ſchwankend. Es gefhah zwar Erwähnung, daß einzelne Barcellen an 
britte Perfonen aus ver Gemeinde gelangt feien, die Gemeinde felbft 
aber lehnte die Klage von fich nicht ab, fondern behauptete vielmehr und 
ſuchte durch Zeugen zu erweifen, daß die Gemeinde als ſolche feit mehr 
ale 60 Jahren dieſe Rodäcker befige,” — und daß fie das Nugeigen- 
thum dadurch erfeflen babe. Da vie belangte Gemeinde nicht behauptete 
und nicht bewies, daß die Zutheilung der Parcellen an andere Perfonen 
al8 an Gemeindeglieder gefchehen fei, fo muß unter biefen gegebenen 
Berhältnifjen auch angenommen werben, daß mit der Klage des A nicht 
nur die Gemeinde als ſolche, fondern auch jedes einzelne Mitglied der- 
jelben belangt wurde und daß fomit das Urtheil, wie gegen das Ganze, 
auch gegen jeben einzelnen Theil wirkfam fei. Das Verhältniß der Ge⸗ 
meinde zu jedem einzelnen Mitgliede verfelben bringt e8 nothwendig mit 
fih, daß jeder Einzelne an dem Nuten oder Nachtheile der Gemeinde 
Theil nehmen muß, und ein gegen die Gemeinde erfloffenes Uxrtheil muß 
daher nothiwendig auch gegen einzelne Gemeindeinſaſſen eine Wirkung 
haben. Deßhalb lautet au das Urtheil, auf deſſen Grundlage die Ere= 
cution gegen die Gemeinde bewilligt wurde, daß nicht nur Die Gemeinde, 
fondern jeder andere Inhaber ſchuldig fei, tie Rodäder der Gutsinhabung 
zurüdzuftellen. Nachdem in der Klage des A dargethan war, daß die 
fraglichen Rodäder urſprünglich ein Beftanptheil des Gutes Z waren, 
bat andererſeits die Gemeinde B nicht bewiefen, daß einer over ber 
andere Inſaſſe derfelben fich im bücherlichen Befige ver ihm zugetheilten 
Barcellen befinde, oder daß jemals die einzelnen Parcellen dem betref- 
fenden Befigihume als Hausgründe grundbücherlich zugefchrieben wurden 
oder daß ſie überhaupt in irgend einem Grundbuche erſcheinen; das 
Parcellen⸗Protokoll beweiſt weder Eigenthum noch Beſitz, ſondern nur, 
daß die Parcellen mit dem übrigen Grundbeſitze der einzelnen Inſaſſen 
verfteuert werden; nur biefer Beſitz wurde von den politiichen Behörben 
im Jahre 1848 und nur infofern geſchützt, daß die Gutsinhabung als 
13* ‚ 
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Kläger auftreten mußte — dies ift auch gefchehen und die Klage hatte 
das Urtheil zur Folge, auf, teffen Grund nun die Erecution geführt wird. 
Bei der vorgenommenen erecutiven Hebergabe der Rodäcker Hat zwar 
die Öemeinde Broteft erhoben und zwar vorzüglich aus dem runde, 
weil die Orundftüde, deren Uebergabe A erwirken wollte, nicht im Beſitze 
ver Gemeinde, fondern im Befite einzelner Gemeindesönfaflen feien, 
das Urtheil aber nur gegen die Gemeinde und nicht gegen Die jetzigen 
Befiger lautet, Wenn die Gemeinde ungeachtet der vorausgegangenen 
Entſcheidungen der politifhen Behörden, melde fie auf das deutlichfte 
nur als zeitlichen Pächter anerkannten und ungeachtet fie im Proceſſe die 
Erfigung für fid) behaupten wollte (während nun jeder Beſitz derjelben 
in Abrede geftellt werten will), im Laufe der Jahre mit einzelnen Par— 
cellen tiefer Acker verfügte, fie einzelnen Gemeindeglievern zur Bes 
nügung überließ, vielleicht verfaufte und dieſe Nutznießer die Parcellen 
dann wieter an andere Gemeindeinſaſſen verkauften over vererbten, fo 
waren alle diefe Vorgänge, wenn fie etwa die Erwerbung des Eigen- 
thums oder tes Beſitzes für einzelne Inſaſſen bezwedten, willfürlid), 
eigenmächtig und unbefugt, denn die Gemeinde war jeder Zeit, wie fie 
aus den vielen Eutfcheitungen ter politifchen Behörden wohl wiſſen 
mußte, nur zeitlicher Pächter und konnte nah 8. 442 a. b. ©. 2. auf 
Andere nicht mehr Rechte Äbertragen, als fie felbft hatte, Daher jeder 
einzelne GemeindesInfaffe nur zeitlicher Inhaber fein konnte. Das 
Ratafter beweifet weder das Eigenthum ned) den Beſitz. Uebrigens war 
der Gutsherr urfprünglid (vor 1755) gewiß Eigenthünter ber jett 
ftreitigen Grundftüde, weldye in allen älteren Urkunden ſtets Dominical 
genannt werben. Sie erſcheinen im Grundbuche nicht als Hauptgründe, 
fie find den einzelnen Infaffen der Gemeinde grundbücherlich nicht zuges 
fhrieben, fondern find ein Beftanttheil des Gutes Z, waren ſtets im 
Katafter mit dem Gute vereinizt und erft im Jahre 1848 braditen es 
die Erecuten dahin, daß ihnen diefe Grundſtücke zu ihren Anfäffigkeiten 
im Katafter zugefchrieben wurden. Ihre Behauptung, daß fie fidy ſtets 
im ruhigen Befite befanden, ift, wie die im Procefje vorgelommenen 
Entjheidungen bewiefen, durchaus unwahr. Jeder Infaffe, ver Parcellen 
von der Gemeinde zugetheilt erhielt, konnte fich Überzeugen, daß bie 
Gemeinde felbft nicht im Grundbuche und daher nicht bereditigt war, 
ihn die Orundparcellen als „untrennbare Hausgrände” zu feinem Be: 
fig zuzutheilen. Das Bezirksamt, als requirirte Behörde, ift nach Ana⸗ 
logie des Hofdecrets vom 29. Mai 1845, Nr. 889 3. ©, ©. bei Bor- 
nahme der Execution gefegmäßig vorgegangen und es fteht jenen Perſonen, 
welche ſich durch die Erecution für beeinträchtigt halten, frei, ihr angeb- 
Lich ftärkeres Recht gegen den A im ortentlichen Rechtswege geltend zu 
machen. Aus diefen Gründen erfcheinen die angefochtenen Erlebigungen 
ber unteren Unftanzen als gefeßwibrig." 
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Nr. 680. 


Umfang der Entfhädigungspflicht im Falle einer Entehrung 
unter nicht erfüllter Zuſage der Che. 


Entf. v. 9. December 1858, Nr. 13228 (Beftätigung des das Urtheil 

ber Krätur Movere v. 18. uni 1858, Nr. 2684, abändernden Urtheiles 

des D. 2. G. Mailand v. 16. Sept. 1858, Wr. 11129. ©. 3. 1859, 
Nr. 60. Gaz d. Trib, 1859, ©. 214 ff. 


Eine unter nicht erfüllter Zufage ber Ehe Entehrte verlangte 
außer dem Erfaß für die Koften der Entbindung, des Wochenbettes und 
für den während bes letzteren verſäumten Verdienſt, ned) 1000 L. als 
Erſatz des ihr durch tie Entehrung zugefügten Schadens. 

Die erfte Inftanz erkannte dem Klagebegehren gemäß, jedoch mit 
Herabjegung bed angefpredyenen Betrages auf 700 Fire oder auf jene 
geringere Summe, meldye fid) in Folge des von ter Klägerin abzulegen- 
ben Schätungseides herausftellen würde. Der Richter ging hierbei von 
ber Betrachtung aus, daß es ſich in dem vorliegenten Falle nicht um 
eine bloße Echaploshaltung, fondern um die Peiftung ber vollen Genug» 
thuung handle. „Indem ter 8.1328 a. b. G. B. einer verführten Weib8- 
perfen, wenn fie ein Kind zur Welt bringt, ausdrücklich den Anſpruch 
auf die Koften der Entbindung und des Wochenbettes zuerfennt, behält 
er ihr für den Fall, als der Verführer wegen eines Verbrechens oder 
einer Uebertretung beftraft wird, aud) alle jene Rechte bevor, deren das 
Strafgeſetzbuch felbft erwähnt. Das im $. 506 ©. Et. der Entehrten 
zugeftandene Recht auf Entſchädigung ift aber weſentlich verfchieven von 
dem im erften Abſatze des 8. 1328 a. b. ©. B. aufgeführten Anjprucde. 
Dem Letzteren zufolge hat ter Berführer nur die Koften ber Entbindung 
und des Wochenbettes zu bezahlen und vie übrigen im 3. Hanptftüde des 
erften Theiles bes 0.6. G. B. feſtgeſetzten Vaterpflichten zu erfüllen, 
der 8. 506 bes Str. ©. aber, auf ven ſich der $. 1328 a. b. G. 2. 
bezieht, verpflichtet ihm mit Rückſicht auf die ihm zur Laſt fallende Schuld 
und die Verletzung des gemachten Eheverſprechens zur Leiflung ber 
vollen Genugthuung nah Inhalt der 88. 1324, 1325 und 1330 
a. b. ©. B., alfo zum Erfat des entgangenen Gewinnes, ber erbuldeten 
Schmerzen und der verlorenen Ehre. Dies erhellt um fo gewiffer daran, 
baß mit der Entehrung unter nicht erfüllter Zufage der Ehe nicht noth- 
wendigermeife bie Erzeugung eines Kindes verbunden fein muß, daß 
bie Strafe des 8. 506 des Str, ©. B. den Berführer trifft, mag er 
mit der Berführten ein Kind erzeugt haben oder nicht, und baß der 
gedachte $. der Entehrten ein Recht auf Entfhäpigung vorbehält, auch 
weun fie nicht geſchwäugert worden iſt. Man wende nicht ein, daß durch 
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das Zugeflännnig eines ausgebehnten Eutfhänigungsanfprudhes der 
Entfittlihung Vorſchub geleiftet werde; denn man könnte audy das Argu⸗ 
ment umlehren und behaupten, daß der Mann, indem man ihm die Laſt 
bes Schadenerjages für feinen Fehltritt abnimmt, zur Immoralität ver- 
leitet werde, und überdem: foll fein Unterfchied gemacht werben zwiſchen 
einer Frauensperjon, die ſich ſittenlos ihrem Verführer ergibt und jener, 
die im Vertrauen auf ein ihr gemachtes Eheverſprechen als Opfer der 
Berführung fällt?" 

Das Oberlandesgericht erfannte auf die Zahlung für die often 
der Entbindung und des Wochenbettes und für entgangenen Berdienft, 
wies dagegen die Klägerin mit ihrem Anfprudy auf weitere Entſchädigung 
zurüd. In den Abänverungsgründen heißt es unter anderm: „Eine Ber- 
legung an ber Ehre begründet zwar eine Privatllage, aber niemals an 
und für ſich felbft einen Anſpruch auf Entſchädigung, wenn durch die 
ehe ibigung nicht zugleich ein wirfliher Schaden oder em Entgang 

des Gewinnes verurfacht worden ift. Die Ehre kann nicht abgefchägt, 
nicht mit Geld aufgewogen werben. Klägerin hat aber weder vargethan, 
nody behauptet, welchen Schaden fie durch Verlegung ihrer Ehre er- 
litten habe, oder welder Vortheil ihr dadurch entgangen fei, fie kann 
daher weder auf Grundlage des 8. 1328, noch auf jener des 8. 1330 
b. G. B. diesfalls einen Erſahanſpruch geltend machen.“ 

Das obergerichtliche Urtheil wurde von dem oberſten Gerichtshofe 
beſtätigt und zwar „in Erwägung, daß in dem vorliegenden Falle der 
8. 1328 a. b. G. B. zur Anwendung zu kommen hat, welcher einer 
verführten Weibsperſon, wenn ſie ein Kind zur Welt bringt, blos den 
Anſpruch auf Erſatz der Koſten der Entbindung und des Wochenbettes 
zuerkennt, ohne Rückſicht auf den Grad und die Art der Verführung; 
ſowie in weiterer Erwägung, daß wenn auch aus einer Ehrenkränkung 
ein Schade entſtehen kann, der zu einer Erſatzklage Anlaß gibt, hierzu 
nach Inhalt des 8. 1330 a. b. G. B. der Beweis eines wirklich erfolgten, 
nicht aber blos vermutheten und wahrſcheinlich bevorſtehenden Schadens 
erfordert wird.“ 


Pr. 681. 


Recht der Sparcaffen auf unmittelbare Veräußerung ver- 
pfändeter Wertbpapiere gegenüber dem Cribatar. 


ati. © >, Dereuder 1858, Nr. 13397 (theilweiie Beftätigung des das 

her i de3 2. ©. Mailand u. 26. Mä 1858, Ar. 2653, abandernden Ur- 

theils des D.%. &. Mailand v. 30. Iali 1858, Nr. 8199). G. 3. 1859, 
Nr. 30. Eco d. Trib. 1859, ©. 71 fi. 
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Nr. 682. 


Abgrenzung der Kompetenz des Bezirfsgerichtes und des 
Gerichtshofes erfter Inftanz bei Genehmigung von Rechts: 
gefhäften für Pflegbefohlene. 


Eutii. v. 9. December 1858, Nr. 13626 (Aufhebung bed Derreted des 
O. L. G. Benedig v. 31. Auguſt 1858, Nr. 15755). &. 9.1859, ©. 26. 


M hatte den B zum Erben eingefegt, ihm aber auferlegt, feinen 
Neffen A und C Erziehung und Unterhalt zu gewähren, ven Nadlaf 
aufzubewahren und demjenigen der gedachten Neffen zu binterlafien, 
welcher ihm geeigneter ſcheine, das Anſehen der Yamilie zu erhalten. 
In Folge vielfacher Streitigkeiten kam zwiſchen B und den Curatoren 
der Legatare ein Vergleich zu Stande, vermöge deſſen letztere einige 
Grimpftüde fofort erlangten, auf jeven weiteren Anſpruch aber Verzicht 
leifteten. Diefer Vergleich ward von der Prätur genehmigt; allein das 
Dberlandesgeriht bob den Befcheio der Prätur auf, weil der fragliche 
Vergleich eine unmwiberruflihe Berzichtleiftung auf das den genannten 
zwei Mündeln zuftehende Eigenthumsrecht hinſichtlich eines Theiles Des 
Berlaßvermögend nach M und fomit eine Beräußerung im Sinne bed 
8. 78 der italı (83 der öſterr.) Surispictionsnorm enthalte, und daher 
die Genehmigung ausschließlich den: Landesgerichte zufonme. 

Der oberfte Gerichtshof hat „in der Erwägung, daß ben minver- 
jährigen B und C, fraft des Teftamentes des M, allerdings ein allfälfiges 
Recht auf feine, beim Todesfalle des eingefegten Erben, Einem von 
ihnen zufallende Verlaffenfchaft, nicht aber das Eigenthumsrecht auf die 
in berfelben begriffene Liegenfchaft zufteht; daß fie daher durch das mit 
dem eingefettten Erben abgefchloffene Uebereintommen keineswegs unbe- 
weglihe Sachen, die fie noch nicht beflgen und bie möglicherweife auch 
nie ihnen gehören werden, veräußert, ſondern blos über ihren etwaigen 
Anſpruch auf die in Rede ftehende Verlaffenfhaft. und über das zu ihren 
Ounften angeordnete Bermädtniß des Unterhaltes und der Erziehung 
fi) verglichen haben; daß der $. 78 der Jurisdictionsnorm vom 20. 
November 1852, indem derfelbe b[o8 die Genehmigung der Veräußerung 
unbewegliher Sachen, nicht aber aud einfache Vergleiche und die im 
8.233 a. 6. ©. B. vorgefehenen Geſchäfte von größerer Wichtigkeit 
dem Gerichtöhofe erfter Inftanz zumies, für diefe letztern offenbar blos 
die Genehmigung ber orbentlihen Vormundſchaftsbehörde erforderte, wie 
auch aus der Vorfchrift des $. 187 des kaiſ. Butentes vom 9. Auguft 
1854 für die Angelegenheiten außer Streitfachen zu entnehmen ift, bie 
Zuftändigkeit der Prätur anerkannt.“ 
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Nr. 683. 


Zuftändigfeit der Nealinftanz für Klagen auf Löſchung des 
Pfandrechtes wegen Ablauf der Friſt, für welche basjelbe 
eingeräumt ift. 


Entid. v. 9. December 1858. Nr. 13627 (Beſtätigung des das Decret des 
2. G. Benedi a dv. 22. Juli 1858, Nr. 14083. aband.rndcn Decreted des 
D. L. G. Venedig dv. 23, Spt. 1858, Nr. 17323). ©. H. 1859, S. 19. 


A batte dem B eine Realität verkauft, und demfelben zur Sicher⸗ 
ftellung feiner Gemwährleiftungspflicht eine andere Realität für die ganze 
zur Erfigung erforderliche Zeit verpfändet. Nach Ablauf diefer Zeit be- 
langen bie Erben des A den B bei feiner Perfonalinftanz auf Löſchung 
des Pfandrechtes. 

Die erfte Inſtanz wies die Einwendung des ungehörigen Ge- 
richtöftandes zuräd, „in der Erwägung, daß die vorliegende Klage das 
von den Klägern angeſprochene Recht zum Oegenftand hat, daß näm⸗ 
lich die fragliche Hhpothelarinfeription wegen Berlaufes der Frift, auf 
welde ihre Wirkfamleit beſchränkt worden war, gelöfcht werde, daß biefe 
Klage blo8 gegen die Berfonen zuläflig ift, zu Gunſten welcher die Hy⸗ 
pothel beftellt wurde, und daher auf einem perfänlichen Recht beruht, ſo 
wie auch mit Hinblick auf ven 8. 307 a. b. G. B.“ 

Die beiden oberen Inſtanzen dagegen ſprachen unter Hinweiſung 
auf 8. 49 I. N. die Unzuſtändigkeit der Perſonalinſtanz aus. 

I 
1 l 


681. N 2 
Wiebereinjegung zur Appellation, erlangt nach der Antretung 
und vor der Ablegung des Haupteides. 


suth. v. 9. December 1858, Nr. 13688 Meätinung des dad Decret ded 
Etanißlau v. 27. October 1857, Nr. 7802, abandernden Decrets des 
D.8. G. Lemberg v. 24. Närz 1858, Nr. 2483). &.H. 1860, Wr. 227 ff. 


B, dem Bellagten, find burd das Urtheil erfter Inſtanz drei 
Haupteide auferlegt, die er auch antritt. Bei der Eidestagſatzung bittet 
er, unter Hinweiſung darauf, daß er bie Wietereinfegung gegen bie ver« 
ſäumte Frift zur Appellation begehrt habe, um Ausfegung der Eides- 
leiftung bis nach erfolgter Entſcheidung über vie Wiedereinſetzung. So⸗ 
wohl dieſes Geſuch als die Wiedereinſetzung wird bewilligt, in zweiter 
Inſtanz aber das erſte Urtheil beſtätigt. Nach Ablauf der entſprechenden 
Friſt verlangte nun B, es ſollen die ſtillſchweigend zurückgeſcho— 
benen und vom Aläger nicht angetretenen Haupteide für erlofchen 
erklärt werben. Diefem Anſpruch gab die erfte Inftanz ftatt, die beiden 
höheren aber wiefen benfelben zurüd. 
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Gründe der dritten Inftanz: „Es hät zwar feine Rich—⸗ 
tigkeit, daß erft mit dem beftätigenden obergerichtlichen Urtheile von 
19. März 1857, der dem Bellagten in den Abſätzen I. II. und IH. 
aufgetragene Haupteid zur Rechtskraft gelangte, wodurch es ben An- 
ſchein gewinnt, daß Bellagter in tem gefeglihen Termin von 14 Tagen 
den Haupteid hätte antreten, oder Kläger nad) WVerftreihung der nächft- 
folgenden drei Tage jid) zur Ablegung des entweder ausdrücklich oder ftills 
ſchweigend rückgeſchobenen Haupteides hätte melden ſollen. Allein in dem 
gegenwärtigen Falle hat Beklagter bereits auf Grund des landesgericht⸗ 
lichen Urtheils am 7. Dec. 1855 die zugelaſſenen Haupteide angetreten, 
in Folge deſſen ſofort auch mit dem Beſcheide vom 31. Dec. 1855 die 
Tagfahrt auf den 29. Februar 1856 angeordnet wurde. Er ſelbſt 
ſtellte ferners bei dieſer Tagfahrt durch ſeinen Bevollmächtigten die 
Bitte um Aufſchub der Eidesablegung wegen des mittlerweile einge— 
brachten Wiedereinſetzungsgeſuches zur Appellationsfriſt, worüber von 
Seite des Stanislauer Kreisgerichts unterm 3. März 1856 der rechts⸗ 
kräftige Beſcheid dahin erfolgte, daß die Ablegung dieſes Haupteides bis 
zur Beendigung des Reſtitutionsſtreites und rückſichtlich bis zur höheren 
Beſtätigung des Urtheils aufgeſchoben werde. Aus dem Inhalte dieſes 
Beſcheides folgt ſohin klar, daß die Eidesantretung in ihrer Kraft ver- 
blieb, und nur vie Eivesabnahme den erwähnten Aufſchub erfuhr. Da 
bei diefer Sachlage von ciner ftilfchweigend erfolgten Rückſchiebung des 
Eives feine Rede fein kann, und Recurrent gegen den Beifag hinfichtlich 
des Auſſchubes bis zur Beftätigung des erftrichterlihen Urtheils feine 
Berufung einlegte, da ferners Kläger bei vem Beſtande dieſes Beſcheides 
gar nicht in der age war, den Haupteid als ſtillſchweigend zurlidgefchoben 
anzufehen, jo wurde vom Oberlandesgerichte ganz mit Recht diefer Eid 
als nicht zurückgeſchoben angejehen, und deſſen Erföfhungserklärung ver⸗ 
weigert, zumal als es nur Sache des Beklagten ſein kann, um die An— 
ordnung einer Tagfahrt zur Ablegung des angetretenen, jedoch aufge⸗ 
ſchobenen Haupteides anzulangen.“ 


Nr. 685. 


Eigenmächtige Auswanderung als Grund der Suspenfion 
ber väterlichen Gewalt. 
ch. v. 14, December 1858, Nr. 11001 GBeſtätigung des Decrets der 


Entſ 
Srätur Mailen v. 22 M 858, Nr. 11351, Aufhebung des Decrets 
des O. L. G. Mailand v. 2 —9 — An Nr 11416). Gaz. d. Trib. 


B begab fi mit einem auf ein Jahr ausgeftelten Paß in das 
Ausland und ſchlug dort feinen Wohnfit auf. Bald nad feiner Ab⸗ 
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reife wurde von einem öfterreihifhen Strafgerichte gegen ihn wegen 
Verdachtes eines Berbrehens der Verhaftébefehl erlaffen. Der Ott 
feines Wohnfiges im Ausland war der in Defterreih zurüdgebliebenen 
Tamilie des B befannt. Nachdem einige Yahre verftrichen waren, bat 
feine Gattin auf Grund des $. 176 a. b. ©. B., daß die väterliche Ge- 
walt des B über feine minderjährigen Kinder außer Wirkfamkeit gejegt 
und ihr felbft vie Bormundfchaft übertragen werde. 

In Uebereinftimmung mit dem Gerichte erfter Inftanz bewilligte 
der oberfte Gerichtshof ihre Bitte „in Erwägung, daß die mehrjährige 
ungejegliche Abwefenheit des im Auslande ſich aufhaltenden B, deſſen 
andauerndes Widerftreben gegen die Rückkehr in das Inland durch Die 
Bruchtlofigkeit der an ihn hiezu ergangenen Aufforderungen und ter 
erlafienen Requifitorien um feine Verhaftung offenbar geworden ift, nicht 
anders benn als eigenmädtige Auswanderung im Sinne des 8. 176 
a. b. G. B. qualificirt werden kann, in folge welcher nad) dem citirten 
Paragraphe die väterlihe Gewalt des B über feine Kinder außer Wirk. 
ſamkeit zu treten bat.“ 


Nr. 686. 
Befisitöruug ? 


utid. © 58 December 1858, Nr. 12931 GBeſtätigung des das Decret 
des 6 Bozen v. 18. Au guit 1858, Nr. 8722, abündernden Decretd 
des O. L. G. Innsbruck v. 6. October 1858, Nr. 3812).6.3. 1860, Nr. 3. 


A pflog init B eine Grenzberichtigung, wobei durch mündlichen 
Bertrag feftgeftellt wurde, daß B ein Gitter in einem längs der Grenze 
aufzuführenden Zaune anbringen und A durch felbes bittweife über ven 
Grund des B gehen dürfe. Zugleich wurde dem B da8 Recht eingeräumt, 
dies Gitter nad) feinem Belieben zu ſchließen. B_errichtete den Zaun erſt 
einige Monate fpäter und ſchloß ihn völlig ab, fo daß bem A jeber 
Durdgang verwehrt wurde. Dagegen erhob A die Befigftörungsklage, 
indem er ein Durchfahrtsrecht mit einem Schieblarren behauptete, das 
er durch mehr ald 30 Jahre ausgeübt haben wollte. Die erfte Inftanz 
wies die Beſitzſtörungsklage zurüd, weil B nachgewieſen, daß A ben 
Durchgang nur bittweife benügen dürfe, und biefer, dem B des Recht 
einräumte, das Gitter nach Belieben zu fließen, der frühere Befig des 
Durchfahrtsrechtes des A aber durch den Vertrag zwiſchen beiden offen⸗ 
bar in ein Precarium umgewandelt worden ſei. Die zweite Inſtanz 
hob dieſen Beſcheid auf, die dritte beſtätigte Die letztere Entfchei- 
dung, und zwar in der Erwägung „daß e8 ſich bei Beſitzſtörungsſachen 
nur un den Beweis des letzten factiſchen Befigftandes handelt, 
der Kläger ven letten factifchen Beſitz feines fraglichen Durdgangs- 








— 203 — 


rechtes durch mehrere Zeugen erwiejen hat, ver Gellagte das Fac⸗ 
tum biefer Störung eingefteht und derjenige, ver ein ftärferes Hecht zum 
Befige geltend machen will, nach dem Hoffanzleidecrete vom 20. April 
1737, 3. 9424, den orventlihen Rechtsweg betreten muß, in welchem 
auch die Fragen über Titel, Redlichkeit oder Unreblichkeit, folglich auch 
über die Echtheit oder Unechtheit des Beſitzes zu verhandeln find." 


Nr. 687. 


Abwendung des Perfonalarreftes durh Anweifung auf eine 
bereits mit Befchlag belegte Penſion. 


Entf. v. 15. December 1858, Nr. 13939 (Beitätigung des Decrets der 

Stadtprätur nenebig v. 38. Eeptember 1858, Nr. 35605, Abänderung 

des Decrets des D. X. G. Venedig v.26. October 1858, Nr. 30239). Eco 
d. Trib. 1859, ©. 48. ©. H. 1861, ©. 198. 
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Nr. 688. 


Unzuläſſigkeit der Einwendung der Triennalverjährung bei 
Einklagung der auf den Pflichttheilsbetrag entfallenden In» 
tereſſen. 


Eutſch. v. 21. December 1858, Nr. 14119 (Beſtätigung des Urtheiles 

der Prätur Schio v. 11. Juni 1858, Nr. 5054, Abänderung des Urtheiles 

des O. L. G. Venedig v. 30. Sepiember 1858, Nr. 15482). ©. 3.1859, 
’ r. 


Der im Jahre 1847 verſtorbene A hatte feine beiden Söhne zu 
Erben des ganzen Vermögens eingefegt. Im Jahre 1852 traten die 
übergangenen zwei Tüchter des Erblafjerd gegen die teftamentarijchen 
Erben und Befiter der Verlaffenfchaft mit einer Klage auf, worin fie, 
um biernady ihre. Pflichttheildanfprüde geltend maden zu können, die 
Inventarifirung tes gefammten Nachlaſſes begehrten. Nach der Be- 
endigung diefes zu ihren Gunften entſchiedenen Procefjes wurde noch in 
demfelben Jahre 1852 die gerichtliche Beſchreibung und Schätzung der 
Berlaffenfchaft vorgenommen und nad) einem Zeitraume von dritthalb 
Jahren feit der Vollendung der Inventur ftellten die übergangenen Noth— 
erbinnen gegen bie Teftamentserben die Klage an: 1. auf Zahlung ber 
von ihnen in Geld berechneten Bflichttheilsfummen ; 2. auf Zahlung der 
59 Intereſſen diefer Summen von Todestage des Erblafjerd anges 
fangen. Die Berechnung der PflichttHeildfunmen gefhah in der Klage 
auf Grund eines den reinen Activftand der Verlaſſenſchaft darftellenden 
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Auéweiſes und ter Einrechnung deſſen, was die Klägerinnen als Hei- 
rathsgut von dem Xeftator voraus empfangen hatten. Als die Beklag⸗ 
ten der Zinfenforderung in Beziehung auf den zeitlihen Umfang der- 
felben tie Zriennalverjährung nad $. 1480.a. b. ©. 3. einwenbeten, 
entgegneten die Klägerinnen, daß e8 ſich hier nicht eigentlich) um Interefjen 
im Sinne des $. 1480, fondern um die Antheile an den Früchten ver 
Erbſchaft handle, welche ihnen vermöge Allerhöchſter Entſchließung vom 
30. Sänner 1847, Nr. 1051 93. ©. ©. nad) dem BVerhältniffe ihrer 
Pflichttheile gebühren und von ihnen ftatt in natura in Geld deßhalb 
gefordert werden, weil fie nad) der Allerhöchſten Entfchliegung vom . 
2. Sänner 1844, Nr. 7819. ©. ©., überhaupt die Befriedigung ihrer 
Pflihttheildanfprühenur in Geld und nit in natura verlangen können; 
e8 feien font die von ihnen eingeflagten Intereſſen nichts anders als 
tie ın Geld veranfdlagten Früchte ihrer Pflichttheile. Außerten ber 
haupteten die Klägerinnen an der Verfolgung ihrer Rechte bis zum Jahre 
1852 verhindert geweſen zu fein, weil erft in dieſem Jahre das Nach— 
laßvermögen durch das gerichtliche Inventar feftgeftellt wurde. Die Ge— 
klagten erwiberten, daß tie vom Gefete ihnen ertheilte Begünftigung, 
vermöge weldyer fie Die Notherben in Geld abfertigen dürfen, zur Folge 
babe, daß die Letzteren nur Intereffen und zwar die gefeglidyen von 4% 
zu fordern beredhtiget, taher in Anſehung verfelben der Berjährung&bes 
ftimmung tes $. 1480 allerding8 unterworfen feien, daß die nicht ge= 
ſchehene Aufnahme des. Inventars fie nicht verhinderte, früher die gegen- 
wärtige Klage anzuftellen, und daß es jedenfalls ihre Sache geweſen 
wäre, die Beichleunigung diefer gerichtlichen Handlung zu veranlaffen. 

In dem Punkte der Intereffen erkannte die erfte Inſtanz, daß 
die Beflagten ſchuldig feien, die auf 4% herabgeſetzten Zinfen der Pflicht 
theilsſumme von dem Todestage des Erblaffers an zu bezahlen. In den 
Entfdyeitungsgründen wird gefagt, daß der Pflichttheil dem Notherben 
von dem Todestage des Erblafferd an gebühre, mithin eine mit einem 
beftimmten Verfallstage verfehene Forderung fei und als ſolche das Recht 
des Gläubigers gegen den fäumigen Schuloner auf Zahlung der Mora» 
zinfen und zwar von dem Todestage des Teftators an, begründe. Das 
Recht auf diefe Zinfen konnte aber von den Sllägerinnen, bevor ihre 
Pflichttheilsforderungen ziffermäßig feftgeftellt waren, nicht geltend ge- 
macht werben, die Verjährung der Interefjen beginne daher gegen fie erft , 
mit dem Tage des gegenwärtigen Urtheiles, mittelft deffen die Liquidation 
ihrer Pflichttheilgforderungen ebenerft erfolgt fei. 

Auf die nur von den Beklagten ergriffene Appellation (die Klä⸗ 
gerinnen lißeen e8 bei der Reduction des Zinfenmaßes von 5 auf 4% 
bewenden) erfannte das Oberlandesgericht, daß die Beklagten ſchuldig 
jeien, die Intereſſen nur für drei Jahre von der Klage zurüd gerechnet 
zu bezahlen. Das Obergericht, welches gleich ber erften Inſtanz dieſe 
Schuld als eine wahre, der Borfchrift des 8. 1480 unterworfene Zinfen- 
ſchuld betrachtete, erklärte die Einwentung der ZTriennalverjährung für 
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ſtatthaft, weil nach ſeiner Anſicht die Klage der Notherbinnen ſchon ſeit 
der Zeit des Todes des Erblaſſers actio nata war. 

Auf die Reviſionsbeſchwerde der Klägerinnen beſtätigte der oberſte 
Gerichtshof das erſtrichterliche Erkenntniß aus den nachſtehenden 
Gründen: „Die von den Klägerinnen begehrten und von ihnen ſoge— 
nannten „Intereſſen“ find nicht Zinſen im eigentlichen Sinne des Wortes, 
fondern die in Geld veranſchlagten natürlichen Früchte der Verlaſſenſchaft, 
welche ven Notherben im Verhältniß der Pflichttheile nach $. 786 a. b. 
G. B. und Allerhöchſter Entſchließung vom 30. Jänner 1847, Nr. 1051 
J. G. S. gebühren. Gleichwie nun die Klage der Notherben gegen bie 
° Yefiger und Verwalter des gefanımten Nachlaſſes auf Ablage der Rech— 
nung über die Früchte desfelben, und auf Herausgabe des ihnen gebüh— 
renden Antheild an den letzteren in natura oter in Geld nicht verjährt 
ift, fo Fann eben fo wenig von einer Berjährung der von ihnen auf Zah: 
lung der Intereſſen angeftellten Klage die Rede fein, weil fie hiemit 
eben nichts anderes geltend madıten, als ihr Recht auf ben in Ber- 
centen des Geldbetrages ihrer Pflichttheilsforderung beredineten Antheil 
an den Nutungen der Verlaſſenſchaft. Forderungen diefer Art find 
fein Oegenftand ber im 8. 1480 a. b. ©. B. normirten Verjährung, 
weil durch fie der Befiter und Verwalter der Verlaſſenſchaft den Noth- 
erben nicht zu einer pericdifch wiederkehrenden Leiftung, fendern zum theils 
weifen Erfaß (in natura oder in Geld) deſſen verpflichtet wird, was er 
als immerhin periodiſch wiederfehrende Nutungen des Nachlaſſes bezogen 
bat. Das Klagerecht war aber felbft nad diefem Paragraph nicht er- 
loſchen; denn die Möglichkeit, e8 auszuüben, hing von ter gerichtlichen 
Inventur und Schätung des Nachlaſſes ab, diefe Acte waren aber erft 
zu einer Zeit vollendet, von welder bis zur wirklichen Anftellung der 
Klage nicht drei Jahre verftrichen find und es fällt die verfpätete Auf- 
nahme derfelben ven Notherben deßwegen nicht zur Laſt, weil ihrerfeits 
durch die frühere auf Inventarifirung ver Verlaſſenſchaft angejtellte und 
zu ihren Gunſten entſchiedene Klage alles gefchehen war, um die Vorbe⸗ 
bingung der Geltendmachung ihres Klagerechtes wegen Autzahlung der 
Pflichtiheilsfunme und des Gelpbetrages ihrer Nutungsantheile zu er- 
füllen.” 


_ X — 


Nr. 689. 


Nihtberehtigung der Concursmaſſe, die Einverleibung des 

Eigenthumsrechtes des Cridatars zu verlangen, wenn fie nicht 

auch in die zur Bedingung gemachte pfandrechtliche Sicher- 
ftellung des Kaufſchillings einwilligt. 


Entid. v. 33. December 1258. Nr. 14393 (Abändernn ber —A—— 
migen decrete des 8. ©. Kiftelbad) v.2. Juli 1358, 0, und des 
D.R.G. Wien v. 21. September 1858, Nr. 1580), ®. 3 1859 Nr. 17, 


Die Eheleute A hatten im Tauſchwege ben Eheleuten B ihre Be 
figung gegen Zahlung eines Ergänzungsbetrages von 4600 fl. abge- 
treten, und venfelben die Bewilligung zur Einverleibung ihres Eigenthums⸗ 
rechtes unter der Bedingung der gleichzeitigen Einverleibung ihres Pfand⸗ 
rechtes für gedachte Forderung ertheilt. Die Eheleute B geriethen in 
Cencurs und die Concursmafje erwirkte die Gewähranfchreibung der B, 
ohne zugleich um die Einverleibung des erwähnten Pfandrechtes anzu» 
ſuchen. Die Eheleute A, welche übrigens auch ſelbſt leßteres Anfuchen - 
ftellten und bamit unter Hinweis auf Das Hofvecret vom 4. Juli 1824, 
Nr. 2012 abgewiefen worden waren, recurrirten gegen bie Gewähran⸗ 
ſchreibung der Cridatare. Mit dieſem Recurſe wurden ſie abgewieſen, 
weil in dem Geſuche des Concursmaſſe-Vertreters nur die grundbücher⸗ 
liche Einverleibung des Eigenthumsrechtes der Cridatare begehrt wurde, 
und durch bie Bewilligung dieſer Einverleibung die Recurrenten in An- 
ſehung des im Tauſchvertrage ihnen eingeräumten Rechtes nicht befchränft 
wurben. „Was jedoch — heißt es weiter — die von dem Bezirks⸗ 
gerichte in dem recurrirten Befcheide zur Berftändigung beider Theile 
ausgeſprochene Anjict anbelangt, daß die Einverleibung des Pfandrechts 
der Eheleute A in Anfehung ver Forderung per 4600 fl. C. M. nidt 
ftattfinden könne, weil über va8 Vermögen ver Eheleute B der Concurs 
eröffnet wurde, fo kemmt zu berüdficytigen, daß ein rechtskräftig abge- 
ſchloſſener Vertrag, welchen beide Theile anerkennen, durd) die Eröffnung 
des Concurjes feine Rechtskraft nicht verliert.“ 

Gegen dieſe Erledigung ergriffen die Eheleute A ven außerorbent- 
lichen Revifionsrecurs, welchem der oberfte Gerichtshof ftatt gab, indem 
er mit Abänderung ver beiden unterrichterlihen Entſcheidungen das 
Geſuch des Concurömafje-Bertreters um Einverleibung des Eigenthums⸗ 
rechtes der Cridatare ohne gleichzeitige Einverleibung des Pfandrechtes 
für die Gegner zurüdwies, „weil im Tauſchvertrage vom 12. Dc- 
teber 1857 8. 5 bie Eheleute A in gedachte inverleibung nur 
gegen dem gewilligt haben, daß unter Einem die Forberung per 
4600 fl. C. M. zu ihren Ounften auf bie Realität einverleibt 
werde. Wil nun die Concursmafle der B’fhen Cheleute dieſes 
bedingte Recht auf die Uebertragung des Eigenthumsrechtes (8. 431 
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a. b. G. B.) geltend machen, und das bücherliche Eigenthum erſt er⸗ 
werben, ſo muß fie auch die Bedingung, von welcher es abhängt, erfüllen, 
und zur Gegenleiſtung bereit fein. (88. 897 und 699, dann 1052 a. b. 
G. 3.) Da fie nun aber erflärt, dieſes nicht thun zu wollen, fo fann ihr 
auch die davon abhängige Einverfeibung des Eigenthumsrechtes nicht be- 
willigt werben. Ob durch legtere, wenn fie unbedingt gefchieht, das 
Recht der A’fchen Eheleute nicht beſchränkt werde, hat der Richter in 
Grundbuchsſachen nicht zu beurtheilen, ſondern nad), bem Inhalte der 
vorliegenden Urkunden zu entſcheiden.“ 


Nr. 690. 


‚Nichtigkeit des Urtheils, welches einen Punkt definitiv ent- 
Iheidet, während e8 andere vom Ausgang eines Beweis: 
| verfahrens abhängig macht. 


Entſch. v. 28. December 1858, Nr. 11074. (nafebun des Urtheils des 
9.8. ©. Eperies v. 13. Juli 1858, Nr, 5302). ©. 3. 1859, Nr. 18. 


In einem Rechtöftreite pto. Schabenerjates aus einem Pachtver⸗ 
hältniſſe und des Pachtzinserlaſſes für tie noch übrige Pachtzeit hatte 
das Gericht erfter Inftanz den Kläger mit feinem Begehren abgewiefen, 
das Dberlandesgeriht auf Appellation beider Streittheile das erft- 
richterliche Urtheil theilweife beftätigt, in einem Theile jedoch aufgehoben 
und weitere Ergänzung ber Verhandlung durch Zeugenvernehinung, jo 
wie neuerliche Erfenntnißfhöpfung angeorbnet. Der oberfte Gerichts⸗ 
hof hat jedoch „in Erwägung, daß über eine und dieſelbe Rechtsſache nur 
ein Endurtheil gefällt werden könne, ſomit die Entfcheidung des Ober- 
landesgerichtes, in fo ferne darin mehrere Punkte der Hauptfrage meri- 
toriſch entjchieden, über ein anderes aber nach Bernehmung der Zeugen 
ein weiteres Verfahren, neue Verhandlung und Urtheilsfhöpfung ange- 
orbnet wurde, mit den Beftimmungen ver Civilproceforbnung in keinem 
Einklange flehe, auf die gegen ie beftätigenven Abjäge der zweiten Inſtanz 
angemeldete außerordentliche Reviſionsbeſchwerde des Klägers das Urtheil 
ber zweiten Inſtanz in diefen Punkten aufzuheben und dem in dem nicht 
beanftändeten Theile des oberlandesgerichtlichen Beſcheides angeorbneten 
weiteren neuerlichen Verfahren feinen freien Lauf zubelafien befunden”. 
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Nr. 691. 


Ungiltigfeit des Schiedsſpruches, welcher erft nach der im 
Compromiß feitgefegten Zeit abgegeben wird. 
Entf. v. 28. December 1858, Nr. 14118 (Betätigung des Urtheild der 
Pratur Epilimbergo dv. 2. Juni 1858, Ver. 3441, Abänderung des Ur⸗ 
ihciles des O. L. 9. Venedig v. 26. Auguſt 1858, Ver. 14235). ©. 3. 
1859, Nr. 25. Giorn. di Giurispr. prat. 1859, ©. 28 ff. 

In einen unterm 7. Eepteniber 1854 abgefchleffenen Schieds— 
richter-Bertrag hatten die Barteien die Beftimmung aufgenommen, daß 
der erwählte Schiedsrichter feinen Schiedsſpruch lüngftens bis Ente 
Dctober 1854 alzuneben hätte. Statt deffen erfolgte das Laudym erft 
am 27. Jänner 1855. Cine der verflodtenen Parteien Hagte nunmehr 
auf Ungiltigkeit dieſes Schiedsſpruches wegen der eingetretenen Berjpätung. 

Ter erfte Nichter gab dieſem Klagebegehren Etatt, und zwar in 
Erwägung, daß das Laudum nicht rechtzeitig erfolgt, demnad) als un- 
giltig anzufehen fei, da die Seftftellung eines beftimmten Termines eine 
weſentliche Bedingung in fidy enthalte, deren Erfüllung der 8. 1012 des 
Prozeß-Reglements des Königreichs Italien bei Strafe der Nidjtigkeit 
vorjchrieb, eine Verfügung, weldye, wenn fie die beftehende öfterreichifche 
Geſetzgebung auch nidyt ausprüdlic aufgenommen hat, doch von der 
Praxis ftets als mit den Örundfägen derſelben übereinftimmend aner- 
fannt wurde, fo daß der Edjiedsrichter nad) Ablauf ver ihm vorgezeich- 
neten Friſt nicht mehr als befugt erfcheint, mit Erlaffung feines Schieds⸗ 
ſpruches weiter vorzugehen. 

Dagegen fand das Oberlandesgericht das Begehren der Klage 
zurüdzuweifen. In den bießfülligen Mbänderungsgründen heit es: „Es 
erhellt nicht, daß die Parteien die Feſtſetzung eines beftinmten Termines 
für ven Schiedsſpruch zu einer wefentlihen Beringung des Vertrages 
gemadt haben, dergeftalt, daß der beftellte Schiedsrichter, wofern er 
feinen Ausspruch nicht innerhalb des gedachten Termines abgeben würde, 
des ihm in dem Compromiſſe ertheilten Mandates verluftig fein folle. 
Iſt aber die Einhaltung der mehrgedachten Frift Fein wefentliches Er- 
forberniß der Giltigfeit des in Frage ftehenden Laudum, fo kann ber ein- 
feitigen Weigerung ber Klägerin, in eine TFrifterftredung zu willigen, 
den anderen betheiligten Parteien gegenüber, welde durch ihr Still- 
ſchweigen zu erfennen gegeben haben, daß fie ſich einer fpäteren Fällung 
des Schiedsſpruches nicht widerfegen, feine Wirkſamkeit beigelegt - 
werden. 

Der oberfte Gerichtshof, an melden dieſe Rechtsſache gedieh, 
fand den Ausſpruch der erften Inſtanz zu beftätigen, in&befondere „in 
Erwägung, daß die Bellagten eine unter Zuftimmung fänmtlicher In— 
tereffenten vorgenommene Verlängerung des Termines für den Schiebe- 
fpruch nicht dargethan haben; in fernerer Erwägung, daß nad) $. 349 
ital. ©. D. ein Compromiß nur dann giltig ift, wenn es ſchriftlich 
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abgefaßt wurde, daß demnach alle jpäteren Mobificationen bes urſprüng⸗ 
lichen Bertrages ebenfalld nur durch einen ſchriftlichen Vertrag begründet 
erben önnen;. in endlicher Erwägung, daß ber am 27. Jänner 1855 
gefällte Schiedsſpruch zu einer Zeit erfolgte, wo die Vollmacht des 
Schiedsrichters bereits erlofhen war, daß daher das Laudum für bie 
Parteien. nicht mehr bindend fein konnte.“ 


Nr. 692. 


Vermuthung des Eigenthums der Gattin an den von ihrem 
Ehemann empfangenen Schmuckſachen. 


v. 29. December 1 1858, Nr, 11172 Behätimng des dad Nripen 
wa re. Berga April 11858, Nr. 6417, abäündernden Urthe 
des O. L. G. —* 3. Juli 1888, Wr. 8856). Gaz. d. Trib. 1 50, 


Nach dem Tobe des M ftellte deſſen Witwe A mit Klage gegen 
feinen Erben B das Begehren: daß ihr Eigenthum an mehreren ins Ver: 
loflenfhaftsinventar aufgenommenen Schmuckſachen anerkannt und B 
verurtheilt werde, dieſe Prätiofen in dem Leihhaufe, wo fie M verpfändet 
hatte, auszulöfen und ihr zu übergeben. — Bon der erften Inſtanz 
wurde die Klägerin abgewiefen. Das Oberlandesgericht erfannte nad) 
dem Klagbegehren aus folgenden Gründen: „Da ber Beklagte zugeftand, 
daß die Klägerin fich der Schmuckſachen mit Zuftimmung- ihres Gatten 
wiederholt bedient habe, andererfeit® jevoch abläugnete, daß ihr von M 
das Eigenthum an benfelben eingeräumt worben jei, fo if Die Frage zu 
erörtern, ob ihr Midie Schmudjachen geſchenkt oder nur geliehen habe. 
Ermägt man nun das vertrauliche Verhältniß miteinander lebender Gat⸗ 
ten, die koſtbare Beſchaffenheit der Schmudgegenftände, wodurch eine 
größere Borficht bei Aufbewahrung berjelben geboten war, und die im 
8.1238 a. 6. ©. B. aufgeftellte Rechtsvermuthung, welche die Verwal⸗ 
tung des Vermögens ber Ehefrau, fo lange fie ſich nicht dagegen erflärt 
bat, dem Ehemann einräumt, fo werben die im Procefje hervorgetre- 
tenen Umftänbe, taß M die Brätiofen in feinem Secretär aufbewahrte, 
daß er fie fogar verpfändete und manchmal aus Anlaß vorübergehenber 
häuslicher Zwiſtigkeiten der Gattin die Prätiofen, mit denen fie ſich eben 
Ihmüden wollte, vorenthielt und in dem Schreibtifche verſperrte, nicht 
für genügend erachtet werben können, um die Annahme, daß biefelben 
Prätiofen der Gattin geſchenkt waren, aufzuheben, ſondern höchſtens 
daran zweifeln laſſen, dann aber gerabe ber. im 8.1247 0.6. ©. 2. 
aufgeftellten Rechtsvermuthung Raum geben, daß die Schmudfachen ber 
Klägerin von M nicht geliehen, ſondern geſchenkt worben feien. Diefe 
Vermuthung weicht nur dem vollftändigen Oegenbeweife, welcher aber 
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von dem Beflagten mit Hilfe der vorhin angeführten Umftände noch nicht 
erbracht wurde, weil dieſelben erſt den Zweifel, ob eine Leihe oder eine 
Schenkung vorliege, rege machten, das Geſetz im $..1247 dieſe Unge- 
wißheit aber zu Gunſten der Klägerin beſeitigt.“ 

„Zu Erwägung, daß die Partei darüber, daß M die Schmudfachen 
feiner Gattin zum Putze gegeben hat, einverftanden find, und vom Be⸗ 
klagten nicht einmal behauptet wurde, daß eine foldye Liberalität ven Ver⸗ 
mögensverhältniffen und der focialen Stellung des M unangemefien 
geweſen wäre, — baf die Verfügung, welche M burd, bie Verpfändung 
per Prätiofen, um einer augenblidlichen Berlegenheit zu begegnen, mit 
oder ohne Zuftimmung der Klägerin, getroffen hat, vermöge feiner gejeß- 
lichen Eigenfhaft als Verwalter ihres Vermögens und ber Natur des 
zwifchen Ehegatten beftehenven Verhältniffes, bereits erworbene Rechte 
der Klägerin nicht aufheben konnte, — und mit Berufung auf die Gründe 
des Oberlandesgerichtes“, hat der oberſte Gerichtshof das Urtheil der 
zweiten Inſtanz beſtätigt. 


Nr. 693. 


Präcluſivtermin für den Anſpruch auf Erſatz der Proceßkoſten 
(insbeſondere der Koſten des Eidesverfahrens). 


v. 29. December 1858, Nr. 13362 (Beftätigung des dad Derret 
Sale Sermide v. 31. Auguft 1858, Nr. 3742, ernden Decr 
2. &. Mailand v. 1. October 1858, Kr. 12775). &. 9.1599, ©. Fi 


In einer fummarifch verhandelten Rechtsſache wurde ver Ausgang 
des Streite von dem dem Bellagten B zurüdgefchobenen Haupteite ab- 
hängig gemacht. B trat denfelben an und begehrte hiebei die Vergütung 
ver bezüglichen Koften, welche ihm. auch nach erfolgter Eidesablegung 
von der erften Inflanz zugefprodhen wurden. Die zweite Inſtanz 
gab der angeſuchten Liquidhaltung der fraglichen Koſten keine Folge, in 
der Erwägung, daß die Entſcheidung über die Zulafjung eines aufge- 
tragenen oder angebotenen Eides mit der meritorifchen Entſcheidung zu⸗ 
faınmenfällt, da der Ausgang des Rechtsſtreits von der Herſtellung oder 
Nichtherſtellung bes betreffenden Beweiſes abhängig gemacht wird; daß 
die Streittheile ſchon bei der Anbietung und der Berhandlung über bie 
Zuläffigfeit dieſes Beweismitteld die zur allfälligen Antretung desſelben 
nöthigen Koften veranſchlagen können und dieſelben zu dem Ende zu ver⸗ 
zeichnen haben, damit der Richter bei der Entfcheidung über Die Gerichts⸗ 
toften im Sinne der $. 515 und 521 ital. ($. 398 und 402 allgem., 
8. 529 und 535 weſtg.) Gerihtsorbnung darauf Bedacht nehme, daß 
demnach für bie nad) gefälltem Urteil angeſprochenen Koften für die Ab- 
fegung eines mit demſelben zugelafjenen oder aufgetragenen Eides jebe 
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Bergütung abzuerfennen ift, indem fie, wenn fie ſchon im Laufe des Pro⸗ 
ceſſes verzeichnet wurden, nicht wieder in Anſchlag gebracht werben 
bärfen, im entgegengefegten Falle aber dem bezüglichen, fpäterhin ge- 
ftellten Begehren die Vorſchrift des $. 522 ital. (8. 403 allg., 8. 536 
galiz.) Gerichtsordnung entgegenftehet. 

Die dritte Inſtanz beftätigte die Entſcheidung ber zweiten, „ba 
das Urtheil als Gefeg zwijchen ven Parteien wirkt, fowohl in Betreff der 
Hauptfache als der Nebenbeftimmungen und namentlih in Bezug auf 
die im Verhandlungs⸗ und Beweisverfahren auflaufenden Gerichtskoſten, 
und da die Gerihtsorbnung feine Nachträge oder Zufäge zum Urtheil 
zuläßt.“ 


Nr. 694. 


Fortbeſtand der in älteren Geſetzen gegründeten Gütergemein- 
Schaft unter der Herrfhaft des a. b. G. 2. 


Entid. v. 29. December 1858, Nr. 14303 (Beftätigung des Urtheils der 
Prätnr Thiene v. 29. April 1858, Nr. 1251, Abänderung des Urtheils 
des DO. 2. G. Venedig v. 3. September 1858, Nr. 14228). G. 3.1859, 
Nr. 37 und 65. Giorn. di Giurispr. prat. 1859, ©. 48 fi. ©. 9. 
1861, &. 221 fi. 


XF 


⸗ 


Im Jahre 1807, unter der Herrſchaft des Code Napoleon, ver⸗ 
heiratete ſich die A ohne Ehepacte. Nach dem im Jahre 1854 eingetre⸗ 
tenen Tode ihres Gatten belangte ſie die Erben desſelben auf Anerken⸗ 
nung der nach dem franzöſiſchen Rechte durch die Ehe entſtandenen 
Gütergemeinſchaft, auf Theilung des vorhandenen, ihr und den Verſtor⸗ 
benen gemeinſchaftlichen Vermögens und Herausgabe der einen Hälfte. 
Sie gründete die Klage auf die Beſtimmungen des franzöſiſchen Geſetzes 
über das eheliche Güterrecht, wornach die Gütergemeinſchaft unter Ehe⸗ 
gatten eine vertragsmäßige oder eine geſetzliche iſt, die eine wie die andere 
am Tage der geſchloſſenen Civilehe, niemals in einem andern Zeitpuncte 
ihren Anfang nimmt, und die gefeglihe Gütergemeinſchaft in allen 
Fällen entfteht, wo die Parteien entweder einfach erflären, daß fie ſich 
unter dem Syſtem der Gütergemeinfchaft verheiraten wollen, oder aber 
ed an jeder Erflärung über das Güterrecht ermangeln laffen (Code Na- 
poleon Art. 1399, 1400 u. ſ. f.). Die Bellagten machen folgende 
Einwendungen: Unter der Herrfchaft des franzöflihen Rechtes habe zu 
Gunſten der Klägerin eine gefegliche Gütergemeinfchaft deshalb nicht 
entſtehen Können, weil ihr Gatte zur Zeit der Ehefchließung und fo lange 
noch das franzöftfche Gefe m Kraft beftand, vollftändig vermögenslos 
war; als er endlich zu einigem Vermögen gelangte, ſei aber das öſter⸗ 
reichiſche Geſetz bereits in Wirkfamkeit getreten, within die Entſtehung 
einer gejeglichen Gütergemeinfchaft aus dem Grunde unmöglich geweſen. 
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weil diefe Geſetzgebung die Guütergemeinſchaft unter Ehegatten nur durch 
Bertrag entſtehen Lafle. 

Die erfte Inftanz erlannte nach dem Begehren ber lage, bie 
zweite aber gegen das Rlagebegehren, im Sinne ber von dem Bellag- 
ten angebrachten Einwendungen, welche nach der Anſicht des Oberge⸗ 
riht8 eine beſondere Stüße in dem Hofdecrete vom 12. December 
1817, Nr. 1394 9. ©. ©. fanden. Denn in diefer Novelle zum 
9. b. ©. B. werde ver analoge Fall des nah dem franzöfifchen Ge⸗ 
fege (Art. 384) den Eltern zuftehenden Nutspießungsrschtes an dem 
Bermögen ihrer Kinder dahin entjchieven, daß denfelben in Beziehung 
auf das während des Beftandes jenes Gefeges ſchon vorhandene Ver⸗ 
“ mögen ver Kinder der Nießbrauch durch die Einführung des öfterreichifchen 
Gefeges nicht benommmen worden fei, daß alfo die Eltern ein jus quae- 
situm der Nutznießung wohl an dem früher, nicht aber auch an dem erft 
unter der gegenwärtigen Geſetzgebung erworbenen Vermögen ber Kin⸗ 
der haben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erſtrichterliche Urtheil 
und zwar „in Erwägung daß bie Klägerin fi ohne Erridtung von 
Ehepacten verheiratete, mithin ihre Che nach Art. 1400 des Code Na— 
poleon einer ausbrädlich unter dem Regime der Gütergemeinſchaft ge- 
ſchloſſenen gleich) zu achten war, — daß diefe gejegliche Gütergemtein- 
haft nah Art. 1399 des Code mit dem Lage der gejchlofjenen Ehe 
ihren Anfang nahm und vermöge der Natur der Sache bis zur Auflö- 
fung des ehelichen Verhältniffes fortbeftand, — daß in Yolge des Ehe— 
vertrages die Gütergemeinfhaft auch in dem Falle zur Eriftenz fam, 
wenn die Ehegatten fein Vermögen befaßen, weil fie fi jowohl auf das 
gegenwärtige wie anf das zufünftige, erwartete Vermögen derfelben be: 
308. — daß alfo die durch die Gütergemeinfhaft begründeten Rechte der 
Gatten an dem während der Ehe erworbenen Vermögen nicht erft durch 
diefen Erwerb in das Leben gerufen wurden, fondern gleich der Güter- 
gemeinſchaft als ihrer Quelle bereits zur Zeit ver Eheſchließung beftan- 
ben, und befhalb von der nachmaligen öſterreichiſchen Gefeggebung, 
unter welder ver Bermögenserwerb ftattfand, nicht berührt werben 
fonnten (8. 5 a. b. ©. B.), — daß durd die Verordnung vom 
12. December 1817, Nr. 1394 J. ©. ©. allerdings das Verbot 
der Rückwirkung fpäterer Geſetze bei dem elterlihen Nutznießungsrechte 
bes Artileld 384 des Code Napoleon auf das währenn der Herrſchaft 
dieſes Geſetzes ſchon vorhandene Vermögen der Kinder befchränft 
wurde, daß aber die öſterreichiſche Gefeßgebung, indem fie dieſe Ab— 
weihung von der allgemeinen Regel des 8.5 a. b. ©. 2. für das be- 
ſagte Nutznießungsrecht der Eltern nit auch für das Verhältniß 
der geſetzlichen Gütergemeinſchaft unter Ehegatten eintreten ließ, die 
Abſicht kund gab, die denſelben durch die Gemeinſchaft erworbenen 
Rechte in ihrem ganzen Umfange, d. i. an dem vor wie nach der Abro- 
gation des franzöfifhen Geſetzes erworbenen Vermögen, unter ben 
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Schuß bes Rüdwirkungsverbotes zu ftellen, — daß, fowie die Gäter- 
gemeinfchaft, welche durch die Erklärung der Brautleute, ſich unter dem 
Regime der Gütergemeinfcyaft ehelichen zu wollen, begründet wurbe, 
als eine vertragsmäßige durch das neue Geſetz feinerlei Beränderung 
in ihrem Beſtande erleiven konnte, dasſelbe aud von der ohne Ueber— 
einlommen der Parteien entitandenen gefetlichen Gemeinſchaft gelten 
muß, weil der Art. 1400 des Code Napoleon beide Arten in ven recht⸗ 
lichen Wirkungen einander vollkommen gleichgeftellt Hat, — endlich daß 
es ſich hier um ein Rechtsinſtitut handelt, welches von dem öſterreichiſchen 
Geſetze nicht aufgehoben, vielmehr (nur mit der Beihränfung, daß das 
Kechtöverhältnig durch Bertrag begründet werden muß, 8. 1233 a. b. 
©. 8.) beibehalten wurde, — ein Umftand, der von felbft zur Annahme 
führt, daß die öſterreichiſche Gefeugebung denn aud jede unter dem 
früheren Geſetze zwilhen Ehegatten entſtandene Gütergemeinſchaft 
in ihrer vurch dasſelbe rechtlich begründeten Exiſtenz unangetaſtet 
laſſen wollte.“ 


Nr. 695. 
Execution eines Erkenntniſſes, womit Beſitzſtörungen ohne 
Androhung einer Strafe unterſagt werden: Nothwendigkeit 
der Vernehmung des Etecuten vor Bewilligung des Execu⸗ 
ttonsgefuches. 
Euti. v. 2. December 1858, u das a Cotta hen des das Decret 
Braumen v. 31. Aunguſt n Deceh 
Hr ED. PX &. Wien v. 10. October — m. "18315. ®.3. i85B, N. 84. 

A, deffen Wiefe an jene des B grenzte, hatte gegen Setsteren im 
Beſitzdrungeſtreite das Erkenntniß erwitkt, derſelbe ſei nicht ermäch⸗ 
tigt, den A im Beſitze der Wiefen- Parzellen Nr. 1 und 2 vurch Ab⸗ 
fechfen des Grafes zu flören, und habe fich daher in Zuknuft jeder der⸗ 
derartigen Handlungen zu enthalten. — Nun brachte A nady' einiger Zeit 
an, daß B neuerdings an derjelben Stelle, weldye zu dem Beſitzſtörungs⸗ 
ſtreite Anlaß gab, Gras gemäht habe, bat um Einhebung eines Fön- 
falles von 50 fl. C. M. und um Verbot jeder ferneren Befitzſtörung Bei 
100 fl. Pönfall. Die erfte Inſtanz verfügte fogleih die Einhebung 
eines Strafbetrages von 25 fl. und Die Androhung eines foldien von 
25 fl. gegen bie etwaige nächfte Beſitzſtörung. 

Auf den Recurs des B, der wiverfpradh, an der bezeichrieten Stelle 
genäht zu haben, hat die zweite Inftanz ben Erecutionsbejcheib. aufs 
gehoben, und der erfteu Inſtanz die Ruckſtellung des Ponfalles per 
25 fl. und die neuerliche Entfcheidung über das Gefuch bes A nach ge- 
flogener Erhebung aufgetragen. Diefe Verordnung wurde von dem 
Oberſten Gerichtshof in der Erwägung beſtätigt, daß hier, wo es fich 
um eine Unterlaſſung handelt, vie 88. 800 u. 310 a. G. O. nicht dii« 
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wenbbar find, — daß bie neuerliche Befipftörung, wodurch das Hecht des 
Klägers auf Einhebung eines Pönfalls bebingt ift, erft feftgeftellt fein 
muß, — daß enblidy die num einzubebende Strafe früher dem Betrage 
nad) nicht beftimmt, daher bezüglich ihrer Höhe eine Beſchwerdeführung 
ves Bellagten nit möglid und der Beſcheid im dieſer Richtung nicht 
rechtöfräftig geworben war. 


Nr. 696. 


Auslegung eines Urtheils: Ceffionsweife Uebergabe einer 
Obligation. 


Entſch. v. 30. December 1858, Nr. 13468 —— der her glei hör 
migen Decreie dei B. ©. Brekburg v. 22. Inni 185 d 
des DO. L. G. Preßburg v. 7. en 1858, Nr. Se ®. H. 1860, 


Gegen B, welcher verurtheilt ift, „ver A eine von C über 144 fl. 
ausgeftellte Obligation ceffionsweife zu übertragen”, wird Erecution 
geführt. Er ſucht um die Amortiſation der angeblich verlornen Obli⸗ 
gation an, erlegt eine Ceſſionsurkunde zu Gericht und bittet um Einftel- 
ung der Erecution, Die beiden unteren Inſtanzen gaben dem Geſuche 
Volge, das Oberlandesgericht unter folgender Begründung: „Unter einer 
ceflionsweifen Uebertragung einer Obligation wird nad dem gewöhn⸗ 
lichen und juridiſchen Sprachgebrauche die Abtretung der Obligation 
mittelſt einer beſonderen Erklärung verſtanden. Da B in dem techtd- 
fräftigen Erkenntniſſe für ſchuldig erfannt wurde, die Obligation auf die 
Klägerin cefjionsweife zu übertragen, fo fann er mit Hinblid auf biefen 
Wortlaut des Urtheild auch zu nichts mehr verhalten werden, als mozu 
ihn der Wortlaut des Urtheild verpflichtet; won einer gleichzeitigen Ueber» 
gabe der Obligation an den Kläger geſchiehn in dem Urtheile keine Er⸗ 
wähnung, wiewohl nicht zu verkennen iſt, daß die Ceſſionsurkunde allein 
zur Geltendmachung der cedirten Forderung dem Schuldner gegenüber 
nicht genügt, daß vielmehr hiezu auch der Beſitz der Obligation nöthig 
iſt. Allein, daß der Geklagte auf Grund des erwähnten Urtheils zur 
Uebergabe der Obligation gerichtlich und im Wege der Execution nicht 
verhalten werden kann, daran iſt die Klägerin ſelbſt ſchuld, indem ſie in 
dem bereits abgeführten Proceſſe die Uebergabe der Obligation nicht 

ausdrücklich begehrt hatte.“ 

Dem außerordentlichen Recurſe ward jedoch ftattgegeben, „in Er⸗ 
wägung, daß der Ausdruck in dem Urtheile: „„der Beklagte iſt ſchuldig, 
die Obligation ceſſionsweiſe zu übertragen,’ weder nad) dem allge⸗ 
meinen gemöpnügen noch nach dem geſetzlichen (88. 426, 1392, 1393 
a. b. ©, 8.) Sprachgebrauch anderd gedeutet und genommen werben 
kann, als: daß ver Beklagte ſchuldig fei, der Klägerin die Obligation 
und eine Ceſſion über diefelbe zu übergeben." 














1859. 


Nr. 693. 


Zahlung der in einer Rechnungsmünze contrahirten Geld- 
ſchuld nad dem Cours des Tages der Vertragserrichtung. 


FR v. 4. Jänner 188. a 11640 (Beftätigung des Nripeits deö L. ©; 

v. 17. Imni , Nr. Abanderung des lrtheild des 

* a ig Weiland 5 E wſer 1858, Nr. 9915). A de Trib, 
3. 1868, Re. 12. 


Zwiſchen B und M kım ac Bertrag zu Stande: M trat dem 
B fein ganzes Bermögen ab, deſſen Beftandtheile in der Vertragsurkunde 
einzeln angegeben, erft nach öfter. Lire und fchließlich nach Lire Mila- 
nesi correnti, — die Lira Milanese (melde jeit dem Yinanzpatente 
vom 1. November 1823 nur mehr als Rechnungsmünze galt) zu */, ber 
öfterr. Lira, d. i. nach dem (unter ihrem im Patent vom 1. Novem⸗ 
ber 1823 feftgefegten Courſe ftehenden) Plagcours des Tages der Ver⸗ 
tragserrichtung berechnet, — gejhätt wurden. ALS Gegenleiſtung ver⸗ 
ſprach B, ein Capital von 60. 000 Lire Milanesi correnti binnen 
10 Jahren nach dem Tod des M den Erben desſelben zu bezahlen und 
vom Todestag des M angefangen mit: 5°%/, zu verzinfen. . Nach dem 
Tod Ides M empfing A, welchem ver Berftorbene ven Fruchtgenuß des 
Capitals von 60.000 Lire Milanesi vermadt hatte, von B mehrere 
BZinfenzahlungen, wobei der Schuldner die Lira Milanese nad) dem 
Platcours des Berfolldtages berechnete, welcher niedriger war, als 
der vorhin bezeichnete Cours des Tages der Vertragserrichtung. A war 
hiermit nicht zufrieden, da er die Lira Milanese nad dem geſetzlichen, 
refpective höchften Cours berechnete, und belangte den B auf die [einer 
Berechnung entſprechende Nachzahlung von 160 öfterr. Lire. Es Ing 
fomit die Frage vor: ob bei den in Lire Milanesi correnti verſpro- 
cheneu Zinfenzahlungen ber Werth dieſer KRehnungsmünze nad ihrem 
gejeglihen Cours, ober nad jenem des Tages der Bertragserrid- 
tung oder aber nad dem Cours des Berfalldtages zu beflimmen 
lei. Das Gericht. erfter Inſtanz entſchied fih für den Cours 
bes Tages der Bertragserrichtung und verurtheilte demgemäß ben Be- 
Hagten zur Nachzahlung von 100 öfterr. Fire, wogegen das O. L. ©. 
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mit BZugrundelegung des Courſes des DBerfalltages denſelben von 
jeder Nachzahlung frei ſprach. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte pas erftrihterliche Erlenntniß 
„im Erwägung, daß, nachdem die Eontrahenten bei der Schäung ber 
‚dem B abgetretenen Örunpftüde und anderer Bermögensbeftanptheile 
ben erft in öſterr. Lire ausgebrüdten Werthbetrag fofort in Lire 
Milanese correnti, d. i. in die Platwährung umgefegt und hiebei ohne 
Ausnahme die Lira Milanese mit °/, der öſterr. Lire berechnet haben, 
nicht einzufehen ift, aus welchem Grunde fie fir die gleichfalls in 
Lire Milanesi correnti ausgedrückte Gegenleiftung des B von her 
früher angenommenen Berechnung des Curſes der Lire Milanese ab- 
gewichen fein follten, und daß, wenn die bei der Zufage der Gegenleiftung 
gebraudten Worte: in Lire Milanesi correnti, ohne weiteren Beifag, 
in der That zu unbeftimmt find, - um darauf Bin anzunehmen, daß 
bie Parteien hiebei nur an den Platzcours des Tages der Vertrags⸗ 
errichtung und nicht an den Cours einer andern, allenfalls ver .tünf- 
tigen Zahlungszeit gepackt haben, im Zweifel die Willenserklärung 
in dem Sinne auszulegen ift, welder der Vorfchrift des 8. 989 
a. b. ©. 8. näher lommt“. 


Nr. 698. 


Zurückweiſung des Anfpruches des Producten, welcher die 
Borweifung der Originalurkunden erft bei der Tagfagung 
fordert, auf Erſatz der Koften diefer Tagſatzung. 


Eautſch. v. 4. Jinner 1850, Nr. 14930 (Betätigung de9 Decrets des RW. 
Eger v. 7. Augnſt 1858, Nr. 8057, — des Deerets des O. L. G. 
Bra v.11. October 1858, Nr. 18084). ©. 3. 1802, Kr. 117. 


Der Beklagte hatte die Vorzeigung der Originalien erft bei 
der Tagſatzung begehrt, und letztere mußte, da ber Kläger diefefben 
nicht bei ſich hatte, erflredt werben. Der Product verlangte ben 
Erfag der ihm hiedurch verurfachten : Koften, weldem Auſpruch 
bie zweite Inſtaͤnz flaftgab, „denn da der Vertreter des Ge- 
klagten bei der gedachten Tagfahrt die Recognoscirung der Originalien 
begehrt hatte und bei dem Umftative, als vie Tagfahrt am Wohn- 
orte des Bevollmächtigten des Klägers ſtattfand, daher diefer in Folge 
bes von feinem Gegner geftellten Recognoscirungsbegehrens die Ori⸗ 
ginalien aus feiner Kanzlei fogleich hätte herbeiſchaffen laſſen Tönnen, 
nicht gejagt werben Tanıı, daß berfelbe dieſe Originalien nicht bei ſich 
hatte, indem unter ben Worten: ‚nicht bei ſich“ nur ein folder 
Zuſtand verftanben werden Tann, welcher für den Anzeiger, von wel- 
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dem die Vorzeigung der Originalien verlangt wird, bie Möglichkeit 
ver ſogleichen Herbeiſchaffung dieſer Urkunden Ausfeließt, fo iſt es 
offenbar, daß ver Kläger dadurch, daß er jene Originalien, deren 
Kecognodeirung vom Bertreter des Geklagten begehrt wurde, nicht 
fofort zur Tagfahrt herbeifchaffen ließ, vielmehr um Beſtimmung eier 
neuerlichen. Tagfahrt bat, die Vornahme der angeordneten Tagfatung 
vereitelt hat. Der Kläger ift demnach verpfliätet, feinem Gegner bie 
Erfheinungstoften zu erfegen und kann ihn bievon der Umſtand, daß 
fein Gegner die Recognoseirung erſt bei der Tagſatzung verlangte, 
nicht befreien, da derſelbe nach dem Hofbeerete vom 5. April 1791 
Nr. 135 9. G. S. (Weffely I Nr. 639) beredtigt war, erſt Bei 
der Tagſatzung die Einfiht der Originalten zu begehren.“ 

Dagegen beftätigte der oberfte Gerichtshof die entgegengefeßte 
Entfcheivung ver erften Inflanz, ans folgenden Gründen: „Das Hof- 
beeret vom 5. April 1791 Nr. 135 ift offenbar durch das fpätere Hofdecret 
vom 24, Yuli 1801 Nr. 533 3. ©. S. (Weffely I Nr. 315) dahin 
erläutert worben, daß in dem alle, wenn bei einem mündlichen Verfah⸗ 
ren bie Einfiht der Originalurlunden erft bei der Tagſatzung verlangt 
wurde und die Gegenpartei ohne Unterſchied, ob Kläger oder Geklagter, 
ſolche nicht bei fich hätte, zu deren Beibringung eine Tagſatzung an- 
zuordnen fe. Da nun diefe Erlänterung dahin motiviert wird, daß 
die Bartei vor dem Begehren des Gegentheils zur Beibringung der- 
felben nicht verbunden ift, fo ergibt fi offenbar, daß der Vertreter 
des Kläger keineswegs die Schuld an der nothwendig geworbenen 
Erftredung der auf ven 3. Auguft 1858 beſti umt gewefenen Tagfahrt 
trage, und daß es vielmehr die Bade des Gellagten gewejen wäre, 
ſich nad) der Vorſchrift des 8. 123 a. ©. DO. zu benehmen und bie 
außergeriöhtliche ober bei deren Verweigerung nad) 8. 125 a. ©. O. 
die gerichtliche Einficht der Originalien zus begehren. Auf keinen Fall 
aber kann dem Kläger der Erfa der aus der Tagfahrtserſtreckung 
erwachſenen Koſten aufgebürbet werben.“ 


Nr. 699. 
Berziht auf Geltendmachung des Compenſationsrechts? 
. 2:4. Jänner 1850, Nr. 14947 (Beltätigung des bad Urthell der 
Bm. * 8. zei 1858, Nr. 2437. —ãe—— des 
"2.8. Mailaud v. 1. October 1858, Nr. 12026). Qaz. d. Frib. 1859, 
©, 206 ff. G. 3. 1868, Nr. 75. 


Im Yahre 1847 erwarb A durch Ceſſion eine mit 4% ver- 
zinsliche Forderung gegen -B im Betrage von 9000 Lire. Im Jahre 
1851 wurde von Beiden die Forberung, welche hinwieder B gegen A 
für Wanrenlieferungen behauptete, mittelft Urkunde auf 8000 Lire 
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richtig geftellt, als unverzinsliches Capital erlärt'und von A die raten- 
weife Tilgung diefer Schuld verſprochen. Ueber das Bermögen bes B 
wurde der Eoncurs eröffnet und A überreichte num feine Liguibirungs- 
age mit dem Begehren, vaß 1. feine Vorberung von 9000 Fire fammıt 
Zinſen als liquid erflärt, 2. fein Recht, mit dieſer Forderung bie 
Gegenforberung bes B von 8000 Lire zu compenfiren, anerkannt und 
in Folge biefer Aufrechnung ver Reſt jeines Guthabens an die Eon- 
cur&mafje im Betrag von 1000 Lire nebft Zinfen als Liquid zugelafien 
werde. Der Concurömafje-Bertreter beftritt das von A in Anſpruch 
genonmmene Recht zur Compenfation, weil ber Kläger dadurch, daß er 
im Jahre 1851 mittelſt Urkunde ſich dem B als Schuldner von 8000 
Lire bekannte, ohne hiebei von feiner Forderung gegen denſelben Er⸗ 
wähnung zu thun, auf das Recht zur Compenſation verzichtet habe. 

Das Begehren des Klägers um Anerkennung ſeines Compen⸗ 
ſationsrechtes, reſpective um Zulafſſung zur Geltendmachung desſelben 
im Concurſe, wurde vom Gericht erfter Inſtanz abgewieſen; das 
O. L. G. gab dieſem Begehren Statt. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Urtheil der zweiten 
Inſtanz mit Berufung auf die Motive des O. L. G. welches feine 
Entſcheidung damit rechtfertigte, daß Forderung und Schuld bes Klü- 
gers richtig, gleichartig und fällig, mithin geeignet jeien, fich theilweiſe 
gegenfeitig aufzuheben, — daß feine Forderung zur Zeit ver Richtig⸗ 
ftellung feiner Schuld zwar jchon befanden habe und daher einen 
Gegenſtand ver Abrechnung hätte bilden können, daß aber der Kläger 
von der Abficht geleitet war, feine bei B fruchtbringend angelegte 
Forderung liegen zu lafien und nur aus dieſem Grunde fi ver- 
pflichtete, feine unverzinslihe Schuld an B zu bezahlen, ohne von dem 
Eompenfationsrehte Gebrauch zu maden, — daß aljo der Stläger 
anf dieſes Hecht nicht Berzicht gefeiftet habe, und dasjelbe nach wie vor 
geltend machen fonnte. 


Nr. 700. 


Giltigkeit eines Schiedsſpruchs, der erft nach Verſtreichung 
der den Schiedsrichtern hiezu geſetzten Friſt gefällt wurde. 
E 1859, Nr. 14948 (8 des ba eil 
re Mir Brodeie 1. 18. April 1858, Si. 98 — helle 


der 
des ie G. Mailand v. 24. Srtemb er 1858 Nr. 10855). er d.Trib. 
1859, e. 141 ff. ©. 3. 1868, Nr. 82. 


Durch fchriftlihen Vertrag erwählten A und B zwei Schieds⸗ 
richter zur Theilung eines gemeinfchaftlichen Bermögens, über die fie 
fi) nicht vereinigen konnten, und die Schiedsrichter erflärten in der 
felben aud von ihnen unterzeichneten Urkunde, daß fie den von ben 
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Parteien ihnen gegebenen Auftrag, in Monatsfriſt den Schiedsſpruch 
zu fällen, übernehmen. Allein erft nad einem Jahr trafen fie vie 
Entſcheidung, und e8 begehrte nun A mittelft Klage gegen B, wegen. 
Berfäumung der den Sciebsrichtern gefegten Friſt, das Erkenntniß, 
daß der Schiedsſpruch nidtig und das Compromiß aufgelöst fe. — 
Das Gericht erfter Inſtanz erfannte nad dem Sllagebegehren; das 
D. 2. ©. wies den Kläger ab. Ä 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte da8 Urtheil der zweiten In⸗ 
ftanz au® folgenden Gründen: „Das Compromiß, in Folge deſſen der in 
Trage ftehende Schiedsſpruch gefällt wurde, enthält zwei Verträge; 
den emen ſchloſſen die Proceßparteien A und B, indem file das 
Uebereinfommen trafen, ihre flreitigen Rechte durch Schiedsrichter ent- 
ſcheiden zu laffen, und den zweiten Bertrag ſchlofſſen fie mit den 
Schiedsrichtern, indem fie ihnen den andererfeitS angenommenen Auf- 
trag gaben, die Entſcheidung und zwar in Monatsfrift zu fällen. 
Aus dem legteren Bertrage entſprang nur. für die Schiedsrichter eine 
Berbinblichkeit, nit au für B, und es fehlt fomit der von A gegen 
ihn angeftellten Klage an jedem Rechtsgrund. — Das Compromiß 
ift ferner, wie ein anderer Vertrag, ben gefeßlihen Normen über die 
Berträge unterworfen, foweit nicht das 27. Capitel der weftgal. Ger 
richtsordnung hievon Ausnahmen feftfett. Nun bat in dem Yalle, 
daß ein Contrahent den Vertrag gar nicht oder nicht in der bebungenen 
Zeit, an dem beſtimmten Drte und auf die bedungene Weife erfüllt, 
dee andere Contrabent nad $. 919 a. b. ©. B. nicht das Recht, 
die Aufhebung des Vertrages zu verlangen, fondern kann nur bie 
genaue Erfüllung desſelben und Scabenerfag fordern. Der Kläger 
A ift alfo auch nicht unter dieſem Geſichtspunkte berechtigt, fi des 
Compromifjes für entbunden zu betrachten und den wenngleich erft 
nach der beftimmten Frift gefüllten Schiedsſpruch zurückzuweiſen. — 
Ehenfowenig vermag die (in der Reviſionsbeſchwerde geltend gemachte). 
Borjchrift des 8. 1056 a. b. ©. B. den Anſpruch des Klägers zu 
begründen; denn dieſer $. normirt in einer von der Regel abwei- 
chenden Weife den jpeciellen Fall, wo bei einem Kaufe die Feſtſetzuug 
des Kaufpreifes einem Dritten aufgetragen und von demſelben ver 
Preis in der bedungenen Frift nicht beftimmt wurde, und bekräftigt 
daher nur um fomehr die allgemeine Regel für die übrigen nicht aus⸗ 
genommenen Yalle.“ 
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Nr. 701. 


Erffärung eines ber auf dem Teſtamente unterfchriebenen 
Zeugen, daß die Unterſchrift unecht fei. 


Eu 4. Jänner 1859, Nr. 14984 COeRäk ung bed dad Hr des 
og Reitomif U». 14. October 1857, 150 5 abänd ändernd —— 
8 des D. L. ©. Prag v. 26. —— en G. 3. 1861, 


In der Rechtsſache der geſetzlichen Erben des M gegen bie 
teftamentarifch berufenen Erben wegen Annullirung des M'ſchen Tefta- 
ments haben die Kläger den Beweis über die Unechtheit des angefoch- 
tenen Teſtaments durch bie drei auf dem Teſtamente gefertigten Zeugen 
geführt. Einer ber Zeugen, D, erflärte feine Unterſchrift für falfch und das 
nun vorliegende Teftament nicht als dasjenige, worauf er feinen Namen 
gefertigt hatte. Bon Seite ber in der erften Inſtanz obflegenden Ge⸗ 
klagten wurbe in der Appellationseinrebe gegen ven durchgeführten Zeu⸗ 
genbemeis ‚eingemwenbet, daß bie Ausfage des D, als eined einzigen 
Zeugen, einen gerichtsordnungsmäßigen Beweis nicht Tiefere und fomit 
unentfcheidend fei. In zweiter Inftanz wurde dem Klagebegehren ge- 
mäß bie Ungiltigfeit des Teſtaments ausgefprocen. 

Diefes Urtheil wurde vom oberfien Gerichtöhofe beflätigt und 
bie obermähnte Einwenbung ber Geflagten nachſtehend widerlegt. „Es 
liegt in der Natur der Sache, daß die Echtheit der Unterſchrift eines 
unbeſcholtenen Zeugen nur von dieſem ſelbſt beſtätigt oder widerſprochen 
werden kann, und daß nicht zwei oder mehrere Zeugen erforderlich find, 
um bie Echtheit oder Unechtheit einer ſolchen Unterfchrift zn erweifen.“ 


Nr. 702. 
Verhãltniß des Aufforberungs- Procefies zuıfı Rechnungs⸗ 
Proc. 
v.1 1859, 1400 ‚bed DaB 
Bet BB ZU aaa at name 
ven D. 8. ©. Prag v. 15. December 1658, Wir — ©, 3, 1680 


Der Aufforderungsflage des A, früheren Verwalters einer Herr- 
ſchaft, gegen deren Befiger B, welcher geäußert hatte, daß ihm A nicht 
unbebeutende Beträge ſchulde, und welcher auch ein Verbot gegen ihn 
erwirkt und die Auszahlung des rüdftändigen Gehaltes verweigert hatte, 
war in erfter Inſtanz ftattgegeben worden; in der zweiten warb 
fie zurückgewieſen, weil das Recht, deſſen fi B gerühmt habe, und 
über welches ihm das ewige Stillſchweigen auferlegt werben follte, nicht 
genügend beftimmt angegeben fei. 
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Der oberfie Gerichtshof beftätigte pas Urtheil zweiter Juſtanz, 
jedoch aus folgenden Gründen: „Der Kläger war nad) feiner Angabe 
Dberbeamter ‚ver Herrſchaft X nnd bat flatt des durch Krancheit ver- 
hinderten und fpäter verſtorbenen Rentmeiſters die Legung der Rech- 
nungen für die Jahre 1847 und 1848, mithin für eine Zeit, in wel- 
her er noch als Oberbeamter bebienftet war, übernommen, biefe 
Rechnungen verfaßt, dem Geklagten übergeben und kann, wie er in 
ber Replik anführt, trog aller feiner Betreibungen ſchon in das dritte 
Jahr die Finalifirung verfelben nicht erwirken. Bei dieſen Berhält- 
niffen ftand dem Kläger nad $. 100 a. ©. O. das Recht zu, deu Ge- 
Hogten zur Bemängelung der Rechnungen aufzufordern, und die Aeuße⸗ 
rungen bed Gellagten, daß er an den Kläger Forderungen zu ftellen 
babe, können, fo lange die Rechnungen des dem Kläger untergeorbnet 
gewefenen Rechnungsführers nicht erledigt find, nicht als eine Berüh⸗ 
mung im Sinne des $. 66 a. ©. D. angefehen werben und find nicht 
geeignet, diefe Angelegenheit von dem geſetzlich vorgezeichneten Wege 
des Rechnungsproceſſes ab» und auf den Weg des. eigentlichen Auffor- 
derungsproceſſes zu leiten.” 
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Nr. 703. 


Legitimation des Inteſtaterben vor Antretung der Erbſchaft 
zur Klage gegen den Beſitzer der Verlaſſenſchaft auf eidliche 
Angabe der Beſtandtheile derſelben. 


Eutſch. v. 11. Sänner 1859, Nr. 14869 Behätigung ber gleihförmigen 
Urtheile ded L. G. Mailand v.6. al 1858, Nr. 507, und de8 DO. 8. ©. 
Mailand dv. 7. Auguft 1858, Nr. 7746). Gaz. d. Trib. 1859, ©. 99 ff. 


A belangte als Anteftaterbe des M die Witwe des Verflorbenen 
auf eivlihe Angabe ver Beſtandtheile ver Verlaſſenſchaft, indem er be⸗ 
bauptete, daß die Beklagte, um ſich für angebliche Forderungen an M 
zahlhaft zu machen, von feinem Nachlaſſe Einiges befeitigt habe. Die 
Beklagte .beftritt die Sadjlegitimation des A, weil berjelbe die Erb- 
ſchaft des M nod) nicht angetreten hatte, und aus diefem Grunde wurbe 
der Kläger von beiden Untergerichten abgewiefen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die untergeridhtlichen Entjchei- 
dungen, jeboch wegen des nicht geredhtfertigten Verdachtes, daß bie Be- 
Hoagte Verlafienfhaftäftüde befeitigt oder von der Bejeitigung berjelben 
Wiſſenſchaft habe ($: 294 weftgel. ©. O.), und verwarf in feinen 
" Motiven die den untergerichtlihen Erkenntniſſen zu Grunde gelegte 
Anſicht, daß der. Aläger, ohne die Antretung der Erbſchaft, ad causam 
nicht legitimirt war, weil es fich in dieſem Nechtöftreite nicht um bie 
Erlangung bes Befiges der Erbſchaft handelte, wozu allerdings neben 
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bem Titel zur Erwerbung auch die Erwerbungsart erforderlich wäre, 
fondern nur darauf anlam, in dem aus dem Erbanfalle entftanvenen 
berechtigten Intereſſe des Klägers den Beftand ver Verlaſſenſchaft für 
bie Abhandlung und Cinantwortung berfelben zu ermitteln, und weil 
nad dem Geſetze ($. 823 a. b. ©. 3.) felbft der Zuläffigkeit ver 
Erbſchaftsklage nit an die Bedingung gefnüpft ift, daß der Kläger 
bie Erbſchaft angetreten habe. 


Nr. 7. 
Auftragung des Haupteides an.einen Blödfinnigen, 


Entſch. v. 11. Jänner 1859. Nr. 148 Beitätigung des dad Urtheil des 
2, ©. Prag v. 20. Februar 1858, Nr. 3818, abändernden Urtheils des 
O. L. 6. Prog v. 15. October 1858, Nr. 16966). ©. 3. 1859, Nr. 83. 


Bon der Concursmaffe des A belangt, berief fih B auf einen 
mit dem A gefchlofienen Bergleih, und trug über benjelben dem 
legteren den Haupteid auf. Der Concurdmafjevertreter berief ſich darauf, 
daß A wegen Blödſinns unter Curatel gefett fei. Die erfte Inſtanz 
erflärte den Haupteid für unzuläfjig, „weil fih ein Blöpfinniger nicht 
vertheidigen Tann, wozu offenbar die Seldftbeftimmung gehört, einen 
Eid anzunehmen und abzuſchwören oder venfelden zurüdzufchieben. In 
bem Kofvecrete vom 27. März 1841, Nr. 518 9. ©. S. (WeffelyI 
Nr. 739), wird zwar gejagt, daß das jedem ftreitenden Theile zuftehende 
Recht, feinem Gegner den Haupteid aufzuiragen, auch dem Gläubiger 
eines in Eoncurs verfallenen Gemeinfhuloners nicht benommen werden 
Tonne. Allein das Geſetz ſchränkt diefe Kegel durch die Bedingung ein, 
baß biefes Nechtömittel, nämlich der Haupteid, nah der a. G. O. zu- 
läjfig ift, was, wie gezeigt, im vorliegenden Falle nicht zugegeben 
werben kann.“ | 

Die beiden höheren Inftanzen erfannten auf den Haupteid. 

Gründe der dritten Inflanz: „Nah 8. 203 a. ©. O. 
und der Refolution vom 31. October 1785, Nr. 489 sub ggg. (Weſ⸗ 
ſely I Nr. 732), ift die Partei, welche die Streitfadhe zu ver- 
gleichen berechtigt wäre, befugt, vem Gegner den Haupteid über jene 
Geſchichtsumſtände, welche dieſer widerjproden hat, aufzutragen. Sind 
biefe Gefchichtsumftände wefentlih und geeignet, zur Entſcheidung der 
Hauptjache zu führen, hat der Nichter auf viefen Eid zu, erfennen. . 
Daß dieſes im vorliegenden Falle eintrete, zeigen die Verhandlungs⸗ 
acten und die Gründe zu dem obergerichtlichen Urtheile. Die von dem 
Eoncursmafjevertreter gemachte Einwendung, daß der Cridatar irrſtunig 
und unter Curatel geftellt fei, vermag nicht das Erkenntniß auf den 
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von dem Kläger dem Cridatar aufgetragenen Haupteid zu beirren, 
theils weil bei dem angegebenen Gemüthszuftande besfelben eine zur 
Beflerung - fi neigende Aenderung eintreten Tann, theils weil das 
Hofdecret vom 27. März 1841, Nr. 518 3. ©. S., dieſen Haupt⸗ 
eid unter Beobachtung ber vorgezeichneten Vorſichten zuläßt. Es 
kann dermal nicht ausgefprodhen werben, in wie fern der Cridatar 
unabweislicd unfähig ift, fi über vie Annahme des ihm aufge 
tragenen Haupteides oder allenfalls über vie Zurädjchiebung desſelben 
zu erflären. Uebrigens kann dem Kläger wegen eine bei dem Ge- 
Hagten zufällig eingetretenen Gemüthszuftandes das dem Erfteren zu- 
ſtehende Beweismittel nicht ohne weiteres entzogen werben.“ 


Nr. 703. 


Anspruch des Armenvertreters auf den feinem Clienten zus 
gefprochenen und von einem Gläubiger des letzteren in Exe— 
cution gezogenen Gerichtskoftenerfag. 


Entid. v. 11. Zänner 1859, Nr. 239 (Beitätigung des das Decret der 
Srätur Gravedona v. 27. October 1858, Nr. 5947, abündernden De- 
crets des O. L. ©. Mailand B & Er 1858, Nr. 15467). ©. 9. 


A, der Armenvertreter des H, führt im eigenen Namen Execution 
zur Einbringung der dem H in deſſen Rechtsſtreit gegen B zuge- 
fprochenen Gerichtöfoften, welche fich inzwifchen Z, ein Oläubiger des 
H, executiondweife einantworten lief. Das Executionsgeſuch des A, 
in erfter Inſtanz bewilligt, warb von den oberen Gerichten zurüd- 
gewiefen; die Entſcheidung der dritten Inſtanz lautet: „In Erwägung, 
daß einerfeitd der Kecurrent aus dem Urtbeile ddo. 13. Gebr. 1850, 
fein Ereeutionsrecht herleiten Tann, weil B dadurch verhalten wurde, 
die ©erichtsloften im Betrage von 2. 50. 50 nit ihm, fondern 
feinem Clienten H zu zahlen; daß andererſeits aber vie in's Ge⸗ 
biet des materiellen Rechtes fallende Frage, ob das kraft des 8. 517 
ital. ©. O. dem Beſchwerdeführer zuftehende Recht hinfichtlih ver 
obigen Summe ver von Z baranf erwirkten gerichtlichen Pfändung 
vorzugehen habe oder nicht, nur im orbentlihen Rechtswege und 
gegenüber allen ‘Betheiligten, nämlidy fowohl dem B al8 dem Z ges 
genüber, erörtert und entjchieven werden kann; hat der oberſte Ge- 
richtshof den Recurs als unbegründet zurückzuweiſen, unter Einem 
aber dem A das Recht vorzubehalten befunden, feine Anfprücde im 
ordentlichen . Rechtöwege, der Gerichts-Ordnung gemäß, geltend zu 
machen.“ 
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Nr. 706. 


Antretung eines Imehreren Streitgenoffen aufgetragenen Haupt 
eides durch einen berjelben. 


Plenar eutſch. v. 12. Jänner 1859, Nr. 14384 4. 14385 (Abänderung 
der Decrete des B. ©. Warus dorf v. » . * ni u. 5. October 1858, Nr, 

20 und 2923, und bed DO. 2. ©. 21. September n. 3. Novem- 
- ber 1858, Nr. 15764 und 207 8) 6. 9. 1862, ©. 394 fi. 

In der Rechtsſache des A gegen B und C wegen Zahlung von 
700 fl. als Zins für verpachtete Fabrikslocalitäten erfloß das Urtheil, 
daß die Bellagten ſchuldig feien, dem Kläger die 700 fl. zu bezahlen, 
wenn fie mit dem ihnen rüdjhiebbar aufgetragenen Haupteide nicht 
ableugnen, die Fabrikslocalitäten im Haufe des Klägers auf brei Jahre 
gepadhtet, dem Kläger dafür 700 fl. als Jahreszins angeboten und 
befien Zahlung verjprodhen, auf Grund dieſes Uebereinkommens den 
Pacht der Localitäten angetreten und über die bedungene dreijährige 
Beſtandzeit hinaus fortgeſetzt zu haben. Eine Solidarpflicht der Be⸗ 
klagten zur Zahlung wurde im Urtheil nicht ausgeſprochen. — 
B überreichte für feine Perſon allein die Eidesantretung, und A einige 
Tage nachher das Geſuch um Ablegung des ihm ſtillſchweigend zurück⸗ 
geſchobenen Eides, weil der zweite Delat C den Eid in ber feftge- 
festen Friſt nicht angetreten habe. 

Der oberfte Gerichtshof entfchien auf Abweifung ver Eibes- 
antretung des B und verordnete die Ausſchreibung einer Tagfahrt zur 
Ablegung des von A angetretenen Eides. Gründe: „Die Eidesan- 
tretung bed B entipricht nicht dem Urtheile, gemäß welchem nit Ein 
Bellagter allein, fondern Beide den Haupteid nach ber im Plural 
gefaßten Formel desſelben zu leiften haben, wogegen die von B ent- 
worfene, feiner Eibesantretuug beigelegte Formel nur auf feine Perfon 
lautet. Der Eid, welchen B ablegen will (daß er die Fabrikslocali⸗ 
täten nicht auf 3 Jahre gepachtet, dem Kläger dafür 700 fl. als 
Jahreszins nicht angeboten noch verjproden habe u. j. w.), ift im 
Urtheile nicht normirt und deßhalb unſtatthaft: denn der Haupteid 
muß ſo wie er im Urtheil normirt iſt, geſchworen werden, weil die 
darin ausgeſprochenen Folgen von dieſem Eide abhängig. find, und 
die Leiftung des Eides nad) einer andern Dom Urtheile abweichenden 
Formel andere ald die im demſelben bezeichnete Rechtsfolgen nach ſich 
ziehen, ſomit auf dieſem Wege eine nah der G. O. unzuläſſige 
Aenderung des rechtskräftigen Erkenntniſſes zur Folge haben würde. 
Demnach mußte die Eidesantretung des B abgewiefen und, dba fein 
Streitgenog C den Eid nicht antrat, der Hanpteib ald dem Kläger 
ſtillſchweigend zurädgefchoben betrachtet und bie Eidedantretung des 
Legteren zur Ablegung des Eides verbefchieden werden.” 
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Ar. 707. 


Borausfegungen bes Anſpruchs auf Gewährleiftung. 


ti. v. 15. Jänner 1859, Nr. aus a Denken g des das Urtheil der 

Frütur San Daniele vom 80. Jun 6, g bändernden Urtheils 

‚2. ©. Venedig v. 4. he Tone, Nr. 14149). Giornale di 
Giurispr. prat. 1860, ©. 323 ff. 


Der Kläger A bat von dem Bellagten B eine Kuh gelauft; 
er behauptet, ausdrücklich erklärt zu haben, daß er dabei hauptſächlich 
auf die Gewinnung von Milch es abgefehen hatte, und von B bie 
Berfiherung erhalten habe, daß die Kuh eine beftimmte Quantität 
Milch zu liefern vermöge. Nun habe aber vie Kuh von dem Augen» 
biid an, wo fie ihm übergeben wurde, feinen Tropfen Milch gegeben. 
&r verlangt daher Auflöſung des Kaufvertrages, Rückſtellung des 
Raufpreifed gegen Rückgabe ver Kuh, und Entſchädigung. — B ant- 
wortef, er habe keinerlei Verpflichtung bezüglich der Milch übernommen; 
er babe dem A die Kuh und das zwei Monate alte Kalb, welches 
fie damals nährte, gezeigt, und ihn fo in den Stand gefegt, ſelbſt 
fih davon zu Überzengen, wie viel Mil er ‚zu erwarten hätte; eine 
Bemerkung über die wahrfcheinlihe Quantität babe er erft nad Ab⸗ 
ſchluß des Kaufes gemacht. 

Die erfte Inſtanz erkannte nah dem Klagebegehren; vie 
beiven höheren Inſtanzen wiefen e8 zurüd; ber oberfte Gerichtshof 
ging dabei von folgenden Gründen aus: "Gefegt auch der Kläger 
hätte wirflih vor dem Ankauf ver Kuh ausprüdlich erklärt, daß es ihm 
um Gewinnung von Mil zu thun fei, und ber Bellagte hätte ihm 
wirklich eine beftimmte Quantität Milch angegeben, auf welche gerechnet 
werben könne: fo ift darunter doch nicht zu verftehen, daß der Beklagte 
die Haftung dafür übernommen habe, daß das Thier dad ganze Jahr 
hindurch täglich dieſe Duantität Mil Tiefern werde; denn wie aus 
den Angaben der Sachverſtändigen hervorgeht, Können verfchiedene 
Umſtände, wie 3. B. Uenderung des Futter, der Behandlung u. ſ. w., 
zeitweife eine Veränderung ber Milch herbeiführen, Der Kläger befic- 
tigte die Kuh, ehe er fie kaufte; er wußte, daß fie ein ausfchlieglich 
von ihr genährtes Kalb habe, und daß fie kurz vorher zum Stier ge= 
führt worden. Und nachdem fie in feinen Stall gebradyt worden war, 
und der Umftand, daß fie fehr wenig Milch gebe, ihm befannt gewor- 
ben, zahlte er den Kaufpreis und zeigte ſich fomit zufrieden. Auch fpäter 
nody behielt er fie, und zog von ihr Nuten durch bie zwei Kälber, 
bie fie inzwifchen brachte und ausſchließlich mit ihrer Milch nährte; 
bei diefem Stand der Dinge kann Kläger weder nad) $. 871 noch nad 
8. 932 a. 5. ©. 3. die Auflöfung des Kaufvertrages verlangen.“ 


Glaſer, Unger und Walther, Entſch. IL 15 
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Nr. 708, 


Gleichzeitige Geltendmachung der Wechfelforberung umd des 


Regreßanſpruchs wider diefelbe Concursmaffe. 


Entſch. v. 19. Jänner 1859, Nr. 12752 a der „untbeile des 
8. G. Reihenberg v. 27. ebruar 1858, 8 O. L. ©. 
Prag v. 13. Juli 1858, Nr. 9700). G. 9. 1860, S. 3 ff. 


Nr. 709. 
Unzuläffigfeit der Bertretungsleiftung auf Seite des Delaten, 


eutih. 0 v. 19. —2 1859, Nr. 13104 ı Behätipen des dad Urtheil des 
88 — Br i 1858, 17 abändernden Urtheiled des 
rag N ze Ynguf i858, Nr. 15606). G. 3. 1862, Nr. 98. 
Bon A auf Zahlung eines Betrages von 200 fl. belangt, fette 
B die Einwendung der Zahlung entgegen, indem er darüber, daß bie 
Zahlung an den Eaffier des Klägers erfolgt fei, dem legteren ben 
Haupteid auftrug; der Caſſier erklärte fofort, diefen Haupteid als 
freiwilliger Bertretungsleifter des Klägers anzunehmen, und bie erfte 
Inſtanz legte ihm denſelben auf. 
Die beiden oberen Inftanzen erkannten jedoch, der Eid fer vom 
Kläger in Perfon abzulegen. 
Gründe der dritten Inftanz: „Nah 8. 207 a. ©. O. 


kann demjenigen, der den Proceß im eigenen Namen führt, der Haupt- 


eid auch über fremde Handlungen aufgetragen werben. Der Geklagte 
hat den entjcheidenden Haupteid dem Kläger felbft aufgetragen und 
nad obigem Paragraph das Recht, zu verlangen, daß der Kläger 
jelbft. perfönlih ven Eid ablege. Die Ablegung des aufgetragenen 
Eides dur den Bertretungsleifter ift daher ohne Zuftimmung ober 
Einverfländniß des Deferenten nicht geftattlih. Die jurivifche Perfo- 
neneinheit zwifchen der Proceßpartei und ihrem Bertretungsleifter fteht 
dem nicht entgegen, weil biefe nur ba, wo das Geſetz ausprüdlich nicht 
entgegen fteht, wie im Yalle des rückgeſchobenen Haupteides berüd- 
fihtigt werden Tann. Da nun ber ©ellagte ver Ablegung des dem 
Kläger aufgetragenen Haupteides durch deſſen freiwilligen Vertretungs- 
leifter nicht beigeftimmt: fo bat das Oberlandesgericht mit vollem Grund 
auf den vom Kläger felbft abzulegenden Haupteid erkannt." 
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Nr. 710. 


Unzuläffigfeit der Koftenaufhebung im Falle der oberrichter- 
lichen Aenderung der Eidesformel, 


Eutſch. vom 19. ‚ner 1859, Nr. 14213 (Beitätigung des Urtheils des 
8. 8 Eger v. 21. Yuli 1858, Nr. 3578, auänberung des Nrtheild des 
| O. L. ©. Prag dv. 12. October 1858, Nr. 16804). @ . 3. 1861, Wr. 91. 


Das Oberlandesgericht beftätigte im Wefentlihen das ven Bes 
Hagten bebingt in ber Hauptſache, fowie in die Koften verurtbeilende 
Erfenntniß der erjten Inftanz; weil jedoch dabei die Formel des vom 
Kläger abzulegenden Erfüllungseives geäntert warb, erklärte das 
Obergericht die Koften erfter und zweiter Inſtanz auf Grund des 
8.400 a, ©. O. und Hofd. v. 9. Mai 1785 Nr. 426 9. ©. ©. 
für gegenfeitig aufgehoben. 

Der oberfte Gerichtöhof hielt aber den Ausſpruch ver erften 
Inſtanz über die bei ihr aufgelaufenen Koften aufredt. 

Diefes Erkenntniß wurde nachſtehend begründet: „Der Kläger 
bat den Erfüllungseid nur im Allgemeinen angeboten, ohne ihn zu 
formuliren. Die Eivesformel wurde erft von dem Kreisgerichte nor= 
mirt. Das Oberlandesgeriht bat das kreisgerichtliche Urtheil in ver 
Hauptſache beftätigt und nur die Eidesformel abgeändert. Bei biefer 
Sachlage kann daher nicht gejagt werben, daß ber Kläger mit irgend 
einem Theile ſeines Begehrens ſachfällig geworden wäre und das 
Oberlandesgericht hätte in der Modificirung der Eidesformel um ſo 
weniger einen Grund zur Aufhebung der Gerichtskoſten erſter Inſtanz 
finden ſollen, als dieſelbe nicht etwa in Folge eines als grundlos er- 
kannten Begehrens der Partei, ſonderu lediglich in der für unrichtig 
erkannten, blos von dem Richter erſter Inſtanz ausgegangenen Tex⸗ 
tirung ihren Grund bat. Demzufolge erſcheint in Betreff der Ge— 
richtskoſten erſter Inſtanz die Reviſionsbeſchwerde ganz begründet, weß⸗ 
halb derſelben auch Statt gegeben und diesfalls das Urtheil erſter Inſtanz 
beſtätigt wurde. Anders verhält es ſich dagegen in Betreff der Koſten 
zweiter Inſtanz, weil das Oberlandesgericht, ſobald es die Appella⸗ 
tionsbeſchwerde des Geklagten, wenn auch nur zum Theil, gegründet 
fand, die Koſten zweiter Inſtanz nothwendig gegenfeitig aufheben 
mußie ‚ weßhalb in dieſem Punkte das oberlandesgerichtliche Urtheil 
beſtätigt wurde.“ 


15* 


_ MB — 
Kr. 711. 
Ei, ‚ut: Gimmauerung zum Zweck der Probe. 


mer 1859, Nr. 14439 (Beftätigung des Urtheils des 
. 39. September 1857, Nr. 742800 bänderum des lir- 
ya Mad. 11 Ananf 4508, Nr. 90238). ©. H. 1859, 


mat das Eigenthum eines Dampfkeſſels in Anſpruch, wel⸗ 

ce jur B’fhen Concursmaſſe gehörigen Fabrik ſich befinbet. 

Sg Zurung ſeines Anfpruches gibt er an, daß er biefen Dampf- 

sg einer neuen Conftruction angefertigt, und um ben- 

.. ya probiren, nod vor der Eröffnung des Concurſes 

mit demfelben das Uebereinkommen getroffen babe, daß der 

itefſel in dem Fabriksgebäude des legteren auf feine Koften auf> 

hut and probirt werden und daß dieſe Probe durch einige Zeit fort« 

Wein follte. Kläger babe den Keſſel auch wirklich in bie B'ſche Fa⸗ 

.grgaffen, und auf feine Koften dazu ein eigenes, bis heute jedoch 

op aicht geheiztes-Keffelhaus errichten laſſen, wornach fein Eigenthums- 

yet in Anfehung dieſes Dampfleffels keinem Zweifel unterliegen könne. 

Nur die zweite YInftanz ließ den Beweis über viefe Umftände 

zu, die erfte und britte dagegen erfannten lediglich auf Entſchädigung 

des Kläger; die Dritte „in Erwägung, daß das Kefjelhaus, im 

welchen der fragliche Dampfkeſſel, deſſen Eigenthum der Kläger an- 

fpricht, eingemauert ift, ein umbeftrittenes Eigenthum ber geflagten 

Concursmaſſe ift, daher der Dampfleffel nad) den 88. 294 und 297 
a. b. ©. 3. als Zugehör des Keffelhaufes anzufehen ft”. 


Nr. 712. 
Bertretungsbefugniß ‚der Notare. 


Entid. v. 19. Jänner 1859, Nr. 268 (Beftätigung der Decrete des B. G. 
Mattighofen v. 7. October 1858, Nr. 2825, ımd des DO. X. G. Wien 
v. 2. November 1858, Nr. 18125). ©. 9. 1859, ©. 57. 
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Gegenfeitiges Verhältniß der Gerichte und Adminiſtrativ⸗ 

behörden: Incompetenz der Gerichte in Miblenbauftreitig- 

feiten, ungeachtet die Adminiftratiobehörde auf den Rechtsweg 
verwiefen bat. 


Entf. v. 19. Jänner 1859, Nr. 439 (Aufhebung der gleichförmigen 
Decrete des B. ©, —A— ». 4. Ann 1858, Ar. 477, und bes D.2.@. 
Graz v. 21. September 1858, Nr. 7586). 6. 9.1859, ©. 268 ff. 

A ſuchte bei dem Bezirksamte Kappel in Kärnten um bie Be- 
willigung zu einem Müblbaue an. Die beiden Anrainer B und C 
erhoben dagegen Anftänbe, theils weil fie durch das beabfichtigte neue 
Mühlwert in der Benügung ihrer am nämlichen Waſſer befindlichen 
Werke (eines Schmienehammerd und einer Mahlmühle) beinträchtigt 
würden, theild weil A für den angeblid von ben Vorfahren bes B 
errichteten Wehrfchlag feine Bergütung leiften wollte. &8 erfolgte vom 
Bezirksamte Kappel mit Berufung auf eine Verordnung der Landes- 
regierung vom 6. Yuli 1868, 3.9885, die Erledigung des Inhaltes, 
daß gegen den von A beabfichtigten Mühlbau weder aus öffentlichen 
Rückſichten, no in techniſcher Beziehung ein Anſtand obmalte, daß 
aber vorerft die von zwei Wafjerbezugsberechtigten gegen dieſen Bau 
erhobenen, auf Privatrechte gegründeten Einwendungen im Rechtswege 
auszutragen feien. In Folge defien brachte A eine Aufforderungsfiage 
ein, gegen deren Annahme B und C an daB Oberlanbesgericht recur- 
rirten. Allein „in ber Erwägung, baß ber Eingang und vie 88.1 
und 2 ver allgemeinen Mühlordnung vom 1. December 1814 in kei- 
ner Weife entnehmen laffen, als hätten durch viefelben die auf nene 
Bauführungen überhaupt und auf neue Wafjerbauten insbeſondere Bezug 
nehmenden gejeglichen Anordnungen des 8. 72 der allg. ©. O., bes 
Hofvecretes vom 5. März 1787, Nr. 641 9, ©. ©., dann ver 
88. 340 bis 342, und 413 a. b. ©. B. in ihrem grunpfäg- 
lihen Sufammenbange im Sinne und mit der Wirkung des VIII. 
Abſatzes des allerhöchſten Kundmachungs⸗Patentes zum allg. bürgerl. 
Geſetzbuche vom 1. Juni 1811 dergeſtalt aufgehoben, beſchränkt oder 
abgeändert werden wollen, daß die mittelſt der bezogenen Beſtimmun⸗ 
gen ver allgemeinen Muhlordnung vor Geſtattung eines neuen Mühl⸗ 
baues vorgeſchriebene Bernehmung ber dabei intereffirten Aurainer 
durch die politifche Behörde behufs der ausnahmslofen und unbebing- 
ten Berhandlung und Entſcheidung ihrer privatrecdhtlichen Einfprüche 
im politiſchen Wirkungsfreife, und überhaupt zu einem andern Zwecke 
einzutreten babe, als um zunächſt von biefen Einfprüden Kenntniß 
zu erlangen, für ven Fall, als ſich viefelben zugleich als in Öffentlichen 
(politifhen) Ruckſichten eh, und mit folchen verbunden barftel- 
len; darüber von dieſem Geſichtspunkte aus im eigenen (politiſch⸗admi⸗ 
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niſtrativen) Wirkungskreiſe zu entſcheiden, ſonſt aber dieſelben auf den 
Rechtsweg zu verweiſen; in Erwägung, daß aus den Beſtimmungen 
ber Mühlordnung nicht zu entnehmen iſt, als habe durch dieſelben in 
den fraglichen Beziehungen überhaupt etwas Anderes angeordnet und 
bezweckt werden wollen, als dies ſchon zur Wahrnehmung der hiebei 
in Betracht kommenden öffentlichen Rückſichten durch die in die allge⸗ 
meine politiſche Geſetz Sammlung (21. Band, Seite 156) aufgenom⸗ 
mene Verordnung vom 12. Juli 1804, und durch die für die einzelnen 
Kronländer erfloffenen Verordnungen gefhah: in der Erwägung, daß 
diefe Anficht und Auffaffung der viesbezüglichen Vereinigung der Ge- 
ſetze und beiverfeitigen Competenzgrenzen auch durch ten Inhalt der 
Abfchnitte VIII. und XL. („Einflußnahme bei Streitigkeiten über Waſſer⸗ 
rechte und Bauten“) ver mit der Faiferl. Entfchliefung vom 26. Juni 
1849, Nr. 295 R. ©. Bl. allerhödjft genehmigten Grundzüge für bie 
Organiſation der politifchen Verwaltungsbehörden und burd den Inhalt 
ber 88. 34, 37, 53, 58, 66, 69 und 88, der zu Folge allerhödfter 
Entihliegung vom 14. April mit Minifterial - Verordnung vom 
24. Upril 1850 erlafjenen Iuftruction für die politifchen Behörden, 
dann der 88. 22, 25, 26, 28, 29, 35, 44, 48, 53 der Beilage A, 
— 88, 1,19, 21 und 25 der Beilage B, und ver 88. 1, 6 und 28 
der Beilage C, der Minifterial-Berorbnung vom 19. Jänner 1853, 
Nr. 10 R. ©. Bl., über die mit allerhöchſter Entſchließung vom 14. 
September 1852 feftgefegte Einrichtung und Amtswirkſamkeit der poli⸗ 
tiſchen und Gerichtsbehörden ihre Beftätigung erhält; in der Ermägung, 
daß fi die kärnthner'ſche Landesregierung mittelft ihrer unwider⸗ 
ſprochen rechtsfräftigen Entſcheidung vom 6. Yuli 1858, 3. 9885, in 
ihrem obbezeichneten zuſtändigen Wirkungsfreife bereitd beitimmt und 
unzweibentig darüber andgeiprochen bat, daß gegen ven von A beab⸗ 
fihtigten Mühlbau aus Öffentlichen (polizeilichen und technifhen) Rück⸗ 
fihten Anftände weder unmittelbar noch mittelbar, daher auch nament- 
lich nicht aus dem Geſichtspunkte der von den Befchwerbeführern einge- 
wenbeten angeblichen Gefährdung ihrer Gewerbs⸗ und Beſitzrechte ob⸗ 
walten, und fie deßhalb mit viefen ihren (rein privatrechtlichen) Einwen- 
bungen zur Austragung derſelben auf den dafür zufländigen Rechtsweg 
gewiefen werben, auch dieſe angeblich gefährveten Gewerksrechte ber - 
Recurrenten, um deren monopolifirenden Schuß es ihnen gegenüber dem, 
dem A .ertheilten Mahlmühl-Befugnifle, inhaltlich) ver Begründung ihrer 
vorliegenden Einwendungen augenfällig zunächſt und vorwaltend zu thun 
ift, fo wie bie damit verbundenen politifchen Intereſſen in geeigneter 
Weife zu berficfichtigen, ſchon, und nur bei der bereits in Redts- 
kraft erwachſenen viesfälligen Gewerbsverleihung der Ort war; biefe 
Gewerbsrechte als ſolche daher bei dem in Frage ſtehenden Bauconjenfe 
überhaupt gar nidht mehr in Betracht kommen konnten, und es fid 
demzufolge nur mehr um allfällige fonftige nach dem rechtöfräftigen 
Ausſpruche der competenten politiſchen Behörde, aber — wie gejagt — 
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burchaus nicht vorhandene polizeiliche Anftänbe, fo wie über bie Ein- 
ſprache ver Befchwerbeführer einzig mehr um die rein privatrechtliche 
Befiges- und Rechtsfrage handeln Tonnte; in der enblichen Erwägung, 
daß, abgejehen von allem dem und, wenn auch das Oberlandesgericht 
die Anficht ver Necnrrenten feines Ortes theilen, und ven Gegenftand 
als auf ven Weg der Verhandlung und Entſcheidung durch die poli- 
tiſche Behörde gehörig anfehen wollte, e8 doch dieje Anficht überhaupt 
in irgend einer und in&befondere in ber von den Necurrenten ange⸗ 
fonnenen Richtung der fofort auszufprechenden Aufhebung bes richter- 
lichen Kingebefcheives vom 4. Auguft 1858, und Verweifung ver Sache 
auf den politifchen Berhandlungsweg bet dem bermaligen (formellen) 
Stande verjelben noch zur Geltung zu bringen, deßwegen nicht mehr 
in ber Rage und berechtigt wäre, weil bie. diesfalls beftehendentge- 
jeglichen Vorſchriften (Hofpecrete vom 28. October 1815, Nr. 1187; 
vom 5. October 1816, Nr. 1285, und 23. Juni 1820, Nr. 1669 
3.8.5. Weſſely INr. 877, 878 und 44), auf deren Beobachtung der 
8. 5 der Inrispictionsnorm vom 20. November 1852, Nr. 251 R. G. Bl. 
für den Fall eines im Sinne des $. 1 derfelben über die gerichtliche oder 
politifhe Competenz entitehenden Zweifels ausdrücklich Hinweifet, mit 
welchen beſondern Borfchriften daher die SS. 1 und 48 diefer Yuris- 
bietionsnorm dergeftalt in Einklang zu fegen find, daß fie unter fich 
und mit dem $. 5 derſelben nidht in Widerſpruch und Verwirrung 
gerathen, — unzweibeutig anorbnen, daß einen ſolchen Zweifel und 
bie. präfumtive Unzuſtändigkeit der Gerichtsbehörde anzuregen in der 
Negel nur Aufgabe ver politifchen Behörde (der Lanbesftelle) im In⸗ 
terefje der zunäcdhft von ihr wahrzunehmenvden ratio publica ift, und 
daß, wenn e8 aud den Gerichtsbehörden erfter und namentlich höherer 
Inſtanzen vorbehalten und beziehungsweife zur Pflicht gemacht erfheint, 
diefe Unzuftändigkeit oder einen darüber entftandenen Zweifel ihrerfeits 
von Amtöwegen oder nad Einwendung ver Barteien in Anregung 
und (im Concertationswege) zur Verhandlung und Entſcheidung zu 
bringen, fie hierüber dieſe ihre Unzuſtändigkeit und die Einjtellung oder 
Aufhebung des bisherigen gerichtlichen Verfahrens auszufprechen, doc 
ausbrädlich nur für den Fall angewiejen und berechtiget find, wenn 
bie politifche Landesſtelle die Sache, als zur politifhen Verhandlung 
gehörig, in Anſpruch nimmt, nicht aber, wenn fie diejelbe ihres Ortes 
nicht dazu geeignet findet, für weldhen Fall (8. 2 des obbezogenen 
Hofdecretes vom 23. Juni 1820), und insbefondere dann, wenn wie 
bier die die Einleitung des Rechtsweges enthaltende richterlihe Erle⸗ 
digung als folde und an fih ſchon in Rechtskraft erwachſen und auch 
die zur Erhebung der Einwenbung des nicht gehörigen Gerichtsftandes 
gefeßlich (8. 40 d. ©. DO.) beftimmte Frift ſchon verftrichen ift ($. 48 
der Jurisdietionsnorm), wortdeutlich angeorbnet erfcheint, daß das Ober- 
gericht die Fortſetzung des Rechtsverfahrens zu verfügen, beziehungs- 
weiſe bemfelben freien und ungehinverten Lauf zu lafien habe; — 
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dieſe negative Erklaäͤrung ver competenten politiſchen Behörde aber 
gegenwärtig in dem Inhalte der ihrerſeits und an ſich (in poli⸗ 
tiſcher Linie) gleichfalls ſchon in Rechtskraft erwachſenen Verordnung 
der kärntneriſchen Landesregierung bereits ſo beſtimmt und unzwei⸗ 
deutig ausgeſprochen vorliegt, daß ein weiteres diesfälliges Einver⸗ 
nehmen des Oberlandesgerichtes mit der benannten Landesregierung 


als völlig überflüſſig und unangemeſſen erſcheinen würde, hat das 


Oberlandesgericht den Recurs zu verwerfen befunden.“ 

Dagegen bat ver oberſte Gerichtshof, nach genommener Rückſprache 
mit dem Miniſterium des JInnern, den Beſcheid mit dem Beifügen 
aufzuheben befunden, daß die Aufforderungsklage des Aſzurückgewieſen 
werde, da biejelbe einen gemäß der Muühlordnung vom 1. December 1814 
der politifchen Behörde angehörenden Gegenftand betrifft, und vermöge 
‘der Eröffnung des Minifteriums des Innern das politifche Berfah- 
ren über diefen Wafferbaugegenftand nicht für erſchöpft angefehen wer- 
ben kann, daher den Parteien bevorftehe, gegen bie Entſcheidung ber 
Landesregierung vom 6. Yuli v. I, 3. 9885, ven Minifterial- 
Recurs zu ergreifen.“ 


Nr. 714. 


Anſpruch des Pächters auf einen Nachlaß vom Pachtzins 
im alle der Erpropriation gepachteter Grundſtücke. 


Entſch. v. 25. Jänner 1859, Nr 527 Dasiterung De der aleiorä rmigen 
Urtheile des 8. 6 Nentra v. 7. Juni 185 und bes DO. 2. @. 
Preßburg v. 9. Auguft 1858, Nr. 7866). ibn 1860, Nr. 8. 


A, welder dem B nıehrere Adergeunbftäde verpachtet hatte, be⸗ 
langte ihn wegen Zahlung des Pachtſchillings vom legten Jahre; 
B feßte diefer Forderung die durch Erpropriation einiger Aeder ge- 
ſchmälerte Benützung ber gepadhteten Grundſtücke entgegen und begehrte 
den Nachlaß eines von ihm bezeichneten Betrages an dem eingellagten 
Pachtzins. — Beide Untergerichte gaben dem Klagebegehren im vollen 
Umfange Statt, ohne diefe Einwendung zu berüdfichtigen. 

Der oberfte Gerichtshof bingegen bewilligte den von B begehrten 
Abzug und befchränfte die vom Kläger zuerkannte Forderung auf ben 
Heft, aus folgenden Gründen: „Der Verpächter ift nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen dem Pächter für ben ganzen Pachtgegenftand berge- 
ftalt zur Gewährleiftung verpflichtet, daß er für ben ber Benägung 
entzogenen Theil veffelben im Sinne des $. 1104 a. b. ©. B. von 
dem Beftanpnehmer feinen Zins verlangen Tann, refpective ven Abzug 
eines verhältnigmäßigen Theild vom Pachtſchilling ih gefallen lafſen 
muß. Nachdem die Stantsverwaltung einige von ben verpachteten 
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Grundſtücken zum Straßenbau verwendet hat, iſt dem B bie Benütung 
derſelben entgangen, und er darf wegen Erholung des Schadens nicht 
an das k. k. Aerar gewiefen werden, da dasjelbe nicht zu ihm, fondern 
nur zum Verpächter und Eigenthämer der Grunvftäde in ein Rechts⸗ 
verhältniß getreten ift, und diefer allein ven Schadenerſatz begehren 
kann, deſſen Anfpruch durch die Erpropriation begründet wird, wogegen 
er dem Pächter allerdings für die hiedurch entzogene Benützung von 
Grundſtücken Gewährleiftung ſchuldig if." 


Nr. 715. 


Zod bes Delaten nah Annahme des Haupteides und vor 
dem Urtbeil. | 


Entſch. v. 25. Jänner 1859, Nr. 544 (Beltätigung des Urtheild des B. ©. 

Roveredo dv. 28. Anguſt 1858, Ne. 4347, Abänderung des Urtheils des 

D. 8 G. Junsbruck v. 1. Derember 1858, Nr. 4512). ©. 3. 1860, 
r. . 


A hatte dem B über das Slagefactum - ben Haupteid aufge 
tragen, den ber Vertreter des Letzteren bei der hierüber eingeleiteten 
ſummariſchen Verhandlung annahm. Bei der zum Schlußverfahren 
anberaumten Tagſatzung erklärte jedoch der Vertreter des Gellagten, 
daß dieſer vor zwei Tagen geftorben fei, daß ihm daher im Urtheile 
die Abſchwörung des in der Einrede angenommenen Haupteives nicht 
mehr auferlegt werden Tünne, gegen welche Folgerung ver Kläger 
proteftirte, | 

Das Bezirksgericht erkannte auf den angenommenen Haupteid 
des B und gab für den Fall der Nichtablegung veffelben nach 8. 36 
der VBorfchrift über das ſummariſche Berfahren dem Klagebegehren unter 
Aufhebung der Koſten ftatt. 

Das Oberlandesgericht wies das SKlagebegehren zurüd, aus 
folgenden Gründen: „Da die Thatſache des Todes des Gellagten 
noch vor dem Schluß des Verfahrens unter den Parteien feftgeftellt 
war, jo konnte der Nichter nicht mehr auf einen Eid erkennen, ber 
vom Berftorbenen zu leiften gewefen wäre. Der Kläger mußte daher 
des angebotenen Beweifes durch den Haupteid verluftig, und da er 
feinen andern Beweis beigebradt hat, mit feinem Begehren abge- 
wiefen werben.” 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erſtrichterliche Ur- 
theil aus nachſtehenden Motiven: „Die Entfeheivung der Streit⸗ 
ſache Hängt offenbar von dem Haupteide Über die im :Urtheile erſter 
Iuftanz formulirten Thatumflände ab. Diefer Eid war. dem Ge- 
klagten bereits in der Klage aufgetragen, und für ihn in ber Ein- 
rede von feinem DBertreter angenommen worden. Das Ableben des 
Geklagten bildet ein zufälliges Ereigniß, trifft iha jelbft, und kann 
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den Kläger des ordnungsmäßig angewenbeten Beweismitteld des Haupt- 
eides nicht beranben. Mag auch bie wirkliche Ablegung des Eides durch 
den Tod des Geklagten unmöglicd geworben fein, principiell muß er doch 
immer mit Urtheil zugelaffen werben, weil nod) die Frage offen bleibt, ob 
er wirklich für abgeſchworen zu halten ſei oder nicht, ein Punbkt, weicher 
über Anlangen der Parteien den Gegenſtand einer beſonderen Verhand⸗ 
lunggand Entſcheidung zu bilden hat.“ 


Nr. 716. 


Pränotirung einer auf einer Realität baftenden Pfandſchuld 
“auf einer anderen, Einklagung einer mit Pfandrechten be- 
lafteten Saßforderung. 

Entid. & R4 Jänner 1859, Nr. 264 (Reätigung des das Urtheil des 


8 © iohafen n d. Thaya v. 6. Mai 1858, Nr 30, abändernden 
Hitheites bee 9. 8, @. Wien v. 1. Sentember 1858, Nr. 8460). ©. 9. 
1859, ©. 253 ff 


A bat eine Forderung an B, welche auf deſſen Haus Nr. 1 ficher- 
geftellt ift, und auf welcher mehrere Superpränotationen haften. Nun 
erwirkt A die Pränotation auf dem dem B gehörigen Haufe Nr. 2, und 
klagt anf Zahlung und Yuftificirungserflärung ; in der Replik begehrt er 
mit Rüdficht auf die Superpfanbredite ftatt ver Zahlung den gerichtlichen 
Erlag. Die erfte Inftanz weift die Klage zurüd, aus folgenden Grün- 
den: 1. Weil auf der Forderung noch Pfandrechte vritter Perſonen haf- 
ten, die Einwilligung der Pfanpgläubiger zur Einflagung und rüdficht- 
lich Zahlungsübernahme nah 8.455 a. b. G. B. nicht nachgewieſen 
ift, konnte Öeflagter feiner Zahlungsverbinplichkeit nicht nachkommen. 
2. Die nachherige Aenderung des Klagebegehrens auf gerichtlichen Erlag 
ber eingeflagten Forderung erfcheine als in der Replik angebradt, ge- 
rihteordnungswidrig. 3. Wegen Mangel eines Pfandrechtstitels konnte 
der Juſtifieirung der Pränotation nicht flattgegeben werben. 

Die beiden oberen Inftanzen erfannten auf Erlag der Schuld und 
Zuftificirung der Pränotation. Das Oberlandesgericht bemerkt zu 2: 
„daR bierin feine Anderung des Klagerechtes Tiege und das Begehren 
in dieſem Punkte auch ein gejegmäßiges ſei.“ Der oberfte Gerichtshof 
bemerkt zu 1: Der Gläubiger könne die Zahlung „ungeachtet der darauf 
geführten Pfändungen noch immer begehren, jedoch nah 8. 455 a. b. 
©. B., in Ermanglung der Zuftimmung der Satgläubiger, blos zu 
Gerichtshanden;“ und zu 3: daß zur Pränotirung „nad; dem Geſetze 
fein Ausweis einer Gefahr vorgefchrieben iſt.“ 
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Nr. 717. 


Präcluſivtermin für den Anſpruch auf Erſatz der Procef- 
koſten (insbefondere der Koften des Eidesverfahrens). 


Entii. v. 1. Pu 1859, Nr. 10836 ginn I ng ns ges Detret der 

Stadtprätur Jlaud v. 22. November, 1 8, abündernden 

Seereies ded DO. 2. G. Mailand v. 22. December Go Nr. 16337). 
6. H. 1859, ©. 73. 


[4 


Bei volllommen gleicher Sachlage wie in dem der Entſcheidung 
vom 29. December 1858, Nr. 13362 (ſ. oben Nr. 693) zu Grunde 
liegenben alle, entſchied nn der oberfte Gerichtshof abermals dafür, 
baß bie nachträgliche Zuerkennung ber Koften des Eivesverfahrens nicht 
ftattfinde, und zwar diesmal „in ber Erwägung, daß die fraglichen Koſten 
der Klägerin durch die Erfüllung einer als Bedingung ihres Obſiegens 
ihr auferlegten Verbindlichkeit erwachſen und daher von ihr zu tra⸗ 
gen find“. 


| Nr. 718. 
Zur Zeit der Cholera errichtetes Teftament. 


Entid. v. 3. —58 838 Nr. 572 (Befätisung des Meibei, der Prütur 

Apiano dv. 30. Nr. 1902, Be tätigung, dee Urtheils des O. L. 

Benedig v. 14. etober — Nr. 13986). Eco d. Trib. (861. 108 fi. 
— Sribine 1861, Nr. 103. 


Im Jahre 1855 erkrankte in Woiano bie M an. ber Cholera, 

welcdye damals im Benetianifchen ausgebrochen war und Mafregeln ver 
politifchen Behörde gegen ihre Verbreitung hervorgerufen hatte. Auf ihren 
Wunſch, Zeftament zu machen, und nachdem fie erft dem Ortspfarrer und 
dann dem Notar eröffnet hatte, daß fie Willens fei, ihren Töchtern den 
Pflichttheit und das übrige Vermögen ihren Söhnen zuzumwenden, begaben 
fih ber Notar, der Ortepfarrer und ein britter Zeuge (an Stelle des» 
jenigen, welcher vom Notar erfucht worden war, als Zeuge zu fungiren, 
allein aus Furcht vor Unftedung abgelehnt hatte) zur Kranken, und 
während der Notar und der Pfarrer an ihrem Bett flanden, der dritte 
Zeuge aber auf der Schwelle ver Thür des Krankenzimmers zurück⸗ 
geblieben war, gab die M ihren legten Willen damit fund, daß ſie auf die 
: Tragen des Pfarrers: ob fie ihre Söhne zu Erben einfeßen und ihren 
Töchtern den Pflichttheil Hinterlaffen wolle, bejahenn antwortete. Der 
Notar und der Pfarrer vernahmen deutlich, was fie ſprach, der britte, 
auf ver Thürfchwelle zurüdgebliebene Zeuge hörte nur die Fragen und 
nit auch die Antwort, allein er ſah, daß die Kranke durch Kopfniden 
zuſtimmte; daß er ihre Worte nicht vernahm, erklärte der Zeuge aus fei- 
ner Entfernung vom Krankenbette und aus der Befangenheit, in welche 
ihn die Furcht vor der Anftedung verfegt hatte. 
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Die auf den Pflichttheil eingeſchränkten Töchter der M beftritten 
nun mittelft Klage die Giltigkeit des erwähnten mündlichen Teftamentes, 
wogegen bie eingefegten Erben behaupteten, daß dasſelbe minveftens als 
begünftigtes Teftament nad) 88. 597 und 598 a. b. ©. B. rechtswirkſam 
fei. Bon der erften Inftanz wurde die Klage abgewiefen. Das Ober: 
lanbesgericht erlärte das Teftament als ungiltig. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das erſtrichterliche Urtheil, 
„in Erwägung, daß die Frage: ob die Cholera anſteckend oder epidemiſch 
oder beides zugleich ſei, zwar unter den Männern der Wiſſenſchaft noch 
ſtreitig iſt, nichtsdeſtoweniger aber die politiſche Landesbehörde im Jahre 
1855 ſich beſtimmt fand, gegen das Umſichgreifen ber Cholera Vorkeh⸗ 
rungen zu treffen, und daß in Italien fowohl von den Aerzten wie von 
dem Bolfe die Cholera für eine anftedende Krankheit gehalten und deß⸗ 
halb allgemein die Berührung mit Cholerakranken und inficirten Gegen⸗ 
ftänden vermieden und häufig auch bie Aufforderung, bei der letztwilligen 
Berfügung eines Cholerakranken als Zeuge zu dienen, abgelehnt wird, — 
daß zur Zeit, als die M teftirte, in ihrem Wohnorte Aviano die Cholera 
herrſchte, woran fie jelbft erfranft war und ftarb, und daß eben deßhalb 
derjenige, welcher vom Notar erfucht wurde, als dritter Zeuge zu fungiren, 
e8 ablehnte, und der an feiner Stelle eingeladene Zeuge aus Furcht vor 
der Anftedung an ver Thürfchwelle des Krankenzimmers ftehen blieb, von 
wo aus er nur die zuſtimmenden Kopfbewegungen der M fehen, nicht aber 
ihre Stimme vernehmen fonnte, — daß ſonach der Fall eingetreten war, 
in welchem fie ihren legten Willen giltig in ver nach 88. 597 und 598 
0.6. ©. B. begünftigten Weife, und zwar bei der beftandenen Gefahr ver 
Anſteckung auch vor zwei Zeugen und ohne daß ihre gleichzeitige Anweſen⸗ 
heit erforderlich gewefen wäre, errichten konnte, — daß bie M erft dem 
Drtöpfarrer allein, dann dem Notar allein ihren legten Willen eröffnete, 
und darauf in Gegenwart Beider und eines dritten Zeugen die ihrer 
früheren Mittheilung gleich lautende Tegtwillige Anordnung wiederholte, 
welche demnach, obgleich von dem dritten Zeugen nicht vernommen, außer 
allen Zweifel geſtellt iſt.“ 


Jr. 719. 


Klage auf Ausſcheidung unbeweglicher, in eine Mobilien- 
erecution einbezogener Sachen: Berechtigung des Vertreters 
der Concursmaſſe des Executen zur Anftellung dieſer Klage. 


Entf. v. 8. Februar 1859, Nr. 978 (Betätigung des Decretes des H. ©. 
Bien v. 23. Novenber 1858, Nı. 99574 (Mbäudernug deö Derzeres bes 
D.L.G. Wien v. 7. December 1858, Nr. 14784. ©. 3. 1859, Nr. 86. 

Zwei Gläubiger einer Actiengefellfchaft hatten gegen dieſelbe 
die Mobilienerecution bis zur Schägung geführt, als Über das Ber- 
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mögen ber Gejellfchaft der Concurs ausbrach, ver die Fortfegung ber 
Execution hemmte. Nun belangte der Vertreter und proviſoriſche Ver: 
walter der Concursmaſſe jene beiden Gläubiger mit einer Klage, worin 
er behauptete, daß einige von den der Mobilienerecution unterzogenen 
Gegenftänden, als Zugehör eines Fabriksgebäudes, die Eigenſchaft 
unbeweglicher Sachen haben, und daher um das Erkenntniß bat, daß 
dieſe in dem Schätzungsprotokolle mit Nr. 1, 2, 8 bis 15 bezeichneten 
Objecte als Pertinenzſtücke des Fabriksgebäudes aus der Mobilien- 
execution, beziehentlich aus dem Bereiche des prätoriſchen Pfandrechtes, 
auszuſcheiden ſeien. Auf Recurs der Beklagten gegen die Annahme der 
Klage verordnete die zweite Inſtanz, daß die Klage gemäß Hofdecret 
vom 22. Juni 1836 Nr. 145 9. ©. ©. (Weffely I Nr. 1338) von 
Amtswegen zurüdgewiefen werde, weil biefelbe die Aufhebung längſt 
rechtskräftiger Erecutionsacte anftrebe, zumal auch der Advocat, welcher 
die lage angeftellt, zu diefer Proceßführung nicht ermächtiget erfcheine, 
da er nicht ald Vertreter oder Verwalter der Concursmaſſe, jondern 
eigentlich als Vertreter einer Claffe von Gläubigern — der auf dem 
Fabriksgebäude vorgemerfien Hypothekgläubiger — gegen andere 
Gläubiger der Gantmaſſe einfchreite, um die Lage der erfteren durch die 
Erhöhung des Werthes der ihnen als Pfand haftenden Sache zu ver- 
beflern. 

Der oberfte Gerichtöhof beflätigte den Beſcheid der erften In- 
ſtanz aus folgenden Gründen: „Es ift zwar richtig, daß eine Klage 
des Executen auf Annullirung längft rechtöfräftiger Executionsacte nad) 
Hofdecrst vom 22. Suni 1836 Nr. 145 9. ©. ©. von Amtöwegen 
zurüdgewiefen werben müßte, da der Erecut — die Actiengeſellſchaft — 
gegen die richterliche Bewilligung der Mobilienpfändung und gegen die 
weiteren Executionsſchritte ben Recurs zu ergreifen gehabt hätte. Allein 
bie zur Frage ftehende Klage begehrt ausdrücklich nicht die Annullirung 
der Erecutionsbefcheide überhaupt, fondern will die theilweife Ungefeß- 
lichkeit der Bornahme der Execution durch die Einbeziehung nicht 
beweglicher Objecte barthun; fie fordert das Erkenntniß: e8 feien vie 
unter Nr. 1, 2, 8 bis 15 in die Mobilienerecution einbezogenen Sachen 
als Zugehör des Fabriksgebäudes der erequirten Schulonerin auszu= 
ſcheiden, und will fomit das Recht dritter Perfonen, der Hypothekar⸗ 
gläubiger, im Siune des Hofvecretes vom 14. Yuli 1845 (WeffelyI 
Nr. 1337) 8. 2 vor Kränfung bewahren. Infoferne nur der wahre und 
unverfürzte Werth der Hypothek und daher auch der Betrag des mög⸗ 
licherweife daraus für die Gemeingläubiger ſich ergebenden Ueberſchuſſes 
immerhin die ganze Concurömafje und das Intereſſe der Geſammt⸗ 
gläubiger berührt, welches ber Concurdmafje-Bertreter und Verwalter 
auch gegen einzelne Gläubiger wahrzunehmen allerdings berufen ift, 
darf von Amtswegen eine Klage, die die richterliche Erörterung und Ent« 
ſcheidung der Frage bezwedt, ob beftinnmte Gegenftände als Bertinenz einer 
zur Concursmaſſe gehörigen. unbeweglichen Sache, folglich als immobilia 
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zu betrachten feien, nicht zurüdgewiefen, und — da die Möglichkeit, daß 
eine Hypothek durch ungehörige Abtrennung wejentlicher, gefeglicher 
Beſtandtheile verfelben auf das empfinblichfte gefehmälert werde, nicht 
in Abrede geftellt werden fann — die Austragung ber Rechte der 
Hypothekargläubiger, welche, von ber Mobilienerecution nicht verftändigt, 
im Recurswege dagegen aufzutreten gar nicht ih der Lage waren, im 
orbentlihen Rechtswege nicht beſchränkt werben. 


Nr. 720. 


Nichtigerklärung der Yeilbietung. Nüdforderung des auf 
Grund eines gerichtlichen Vergleiches Gezahlten. 


& 16. v. 8, Sebruar 1859, Nr. 1018 meätigung bed dad Urtheil des 
Alt- 2 enftadt aus v. 20. 0,3 185 29480, abändern: 
—* irAllign des O. L — ‚1 November 1858, Nr. 17824). 


A hatte eine Rei gepzäet, pi die Eulturperiove 1857 den 
Pachtſchilling bezahlt und die Yelder bebaut. Inzwifchen hatte B am 
22. Mai 1857 die Realität im Wege zwangsweiſer Verfteigerung ge- 
Tauft, und zwar nnter der Bedingung, daß die Nugungen vom Erftehungs- 
tage an auf ihn übergehen; er belangte daher, als A die Früchte dennoch 
einerntete, denfelben um Kücftellung ver Früchte. Bei der Berhandlung 
am 22. September 1857 kam ein Vergleich zu Stande, vermöge deſſen 
B ſtatt der Früchte jelbft 50 fl. erhielt. Als jedoch durch eine Entfcheidung 
bes oberften Gerichtshofes vom 10. Februar 1858 der Yeilbietungsact 
on wurde, klagte A den B auf Rüdftellung der indebite bezahl- 
ten . 

Die erfte Inftanz wies das Begehren zurüd; weil B bis zur Ent⸗ 
ſcheidung des oberften Gerichtshofes redlicher Befiger und zum Bezug 
aller Früchte nad 8. 330 a. b. ©. B., und fpeciell nad) $. 1121 zum 
Bezug der vom Pächter eingeernteten, berechtigt, und eben darum anderer« 
feit8 au A bei der Zahlung in feinem Irrthum war. 

Die beiden oberen Inſtanzen gaben dem Begehren ſtatt; bie 
dritte führte zur Begründung an: „Der Yeilbietungsact gewährt dem 
Meiftbieter nur in fo fern Recht, als derſelbe in feiner Kraft bleibt. 
Das Eigentbum der erftandenen Sache und mit biefem ver Beſitz 
verfelben ift daher an die auflöfende Bedingung gefnüpft, daß bie 
Veilbietung nicht wegen unterwaltender Mängel für null und nichtig 
erllärt wird. Nachdem nun mit ber Entſcheidung des oberſten Ge⸗ 
richtshofes vom 10. Februar 1858, die Feilbietung für nichtig er⸗ 
klärt wurde, fo konnte auch Geliagier auf den Bezug der Nutzun⸗ 
gen keine Rechte erwerben. Es kann ſich ferner Beklagter als Er- 
fteher diefer Realität auch nicht auf den $. 326 a. 6. ©. B. berufen und 
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bie Nutzungen der von dem Executen vor der Feilbietung an den 
Kläger verpachteten zwei Grundſtücke, als deren Surrogat fich der von 
dem Kläger dem Bellagten auf Grund des gerichtlichen Vergleiche8 vom 
22. September 1857 gezahlte Betrag darftellt, als bereits in fein 
Eigenthum übergegangen anjeben, indem ihm befannt fein mußte, daß jein 
Beſitz erft mit dem entgiltig ausgeſprochenen anfrechten Beitande feines 
Erwerbötiteld, das ift des Yerlbietungsactes, für ihn rechtliche Wirkun- 
gen äußern Tünne. So wenig daher DBellagter, wenn er biefe Welver 
felbft bebaut und die Früchte eingeerntet hätte, dieſelben als in fein 
Eigenthum übergegangen hätte anfehen künnen, in welcher Beziehung er 
nur die Vergütung des gemachten nüglichen Aufwanbes zu beanfpruchen 
befugt geweſen wäre, jo wenig fteht ihm das Recht zu, das ihm indebite 
bezahlte Entgelt diefer Nutzungen zu behalten, da er fi bier nur mit 
bem Schaben eines Dritten bereichern würde, zumal als Kläger neben 
dem Pachtſchillinge für die Felder, auh noch an den Bellagten das 
Entgelt der Nutzungen mit 50 fl. berichtigen mußte. Was ben 
Umftand anbelangt, daß bei Feilbietungen die gewöhnliche Bedingung 
vorfomme, daß von dem gerihtlihen Zuſchlage die Nutungen und 
bie Gefahr auf den Erfteher übergehen, fo ift body offenbar hiebei 
ftet8 die VBorausfegung, daß ver Feilbietungsact in feiner Giltigkeit 
bleibe. Uebrigens konnte durch den gerichtlichen Vergleich das Recht des 
Beklagten nicht in ein ftärkeres verwandelt werben, ba Kläger den⸗ 
jelben in der irrigen Borausfegung einging, daß der Yeilbietungsact 
in feiner Giltigkeit ftehe.” 


Nr. 721. 


Zablungsübernahme: Klage des Dritten gegen den Leber- 
nehmer. 


Eutid, & 3. Tebrnar 1859, Nr. 1108 ee des das Urtheil ded 
arbitz v. 15. December 1 abändernden Urtheiles 
8 9 T 6. Brag v.25. Auguft 1858 8, Nr. 9918). G. 3. 1859, N. 41. 


Bei dem Verkaufe eines Grundſtückes kamen vie Contrahenten 
rüdfichtlid der Bezahlung des bedungenen Preifes überein, baß der 
Käufer B, anftatt einen Theil desſelben (4700 fl.) dem Berkäufer C 
auszuzahlen, ſich ihm verpflichtete, eine auf dem Grundſtücke haftende 
Satzpoſt desjelben Betrages dem Olänbiger zu bezahlen. Ein gleiches 
Uebereinkommen, die nämlihe Sappoft betreffend, war auch ſchon da⸗ 
mals, als der nunmehrige Verkäufer das Grundſtück von dem früheren 
Eigenthämer käuflich an fi) bradte, von den Kontrahenten getroffen 
worden. Der Gläubiger der übernommenen Satforderung übertrug 
dieſelbe durch Ceſſion dem A, welder, um die Forderung hereinzubrin- 
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gen, auf das verpfändete Grundſtück Die Execution führte, es zur Ver⸗ 
ſteigerung brachte, allein bei der Vertheilung des Meiſtbotes mit einem 
Theile feiner Forderung, und zwar mit 2500 fl., unbefriedigt blieb. Um 
nun dennod auch zu dieſem Gelde zu kommen, belangte er im Bereine 
mit C als freiwilligen Bertretungsleifter ven B mit ber perfönlichen 
Klage auf Zahlung des duch die Execution nicht hereingebrachten 
Gorberungsreftes von 2500 fl. Die Hanpteinwendung des Bellagten 
befand darin, daß er betritt, perfönliher Schuldner des Klägers zu 
fein. Das Bezirksgericht hat dieſer Einwendung ftattgegeben. Das 
Oberlandeögericht hingegen verurtheilte ven Bellagten zur Zahlung ber 
geforberten Summe von 2500 fl. an den Kläger. Zur Frage: ob ver 
Kläger, ohne deſſen, beziehentlich feines Cedenten, Zwifchentunft ver 
Beklagte beim Anlaufe des Grunpftüdes die Bezahlung der Satzpoſt 
für den Berfäufer auf Abſchlag des Kaufpreifes übernommen hat, be= 
rechtigt fei, ven Käufer auf Erfüllung diefer nur dem Verkäufer gegen- 
über eingegangenen Verbindlichkeit zu belangen, bemerkte das Obergericht 
in ben Motiven, daß der Anjtand, ver fi) diesfalls ergeben Tünnte, 
dadurch befeitigt wurde, daß ber Verkäufer der Klage freiwillig bei- 
getreten und daher im Sinne des 8.59 a. G. O. als Mitlläger an- 
zufehen, vie Berechtigung desſelben aber zur Leiftung dieſer Vertretung 
durch fein eigenes Intereſſe an dem Ausgange des Procefjed außer 
Zweifel gefett fei, da fchon er bei feiner Erwerbung des Grundſtückes 
bie fragliche Satzpoſt zur Zahlung übernommen babe, folglich feinem 
Berfäufer für die Erfüllung diefes Verſprechens fo lange verhaftet bleibe, 
als der Gläubiger nicht volllommen befriedigt ift. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte aus weſentlich gleichen Gründen 
das Urtheil der zweiten Inſtanz. 


Nr. 722. 


Nichtzuftändigkeit der weltlichen Gerichte zur Entſcheidung von 
Privatrechtsftreiten zwiſchen geiftlichen Beneficien. 
Entf. v. 4. Februar 1859, Nr. 350 (Beitätigung des das Urtheil der 


Brülur Bicenza v. 18. Juli 1858, Nr. 2204, nuibebenden Decrets des 
-%. 6. Benedig v. 4. a — 17102). Eco d. Trib. 


A belangte als Befiger eines geiftlichen Beneficiums den B «als 
Beſitzer eines anderen geiftlihen Benefieiums auf Entrichtung eines 
Grundzinſes. Das Gericht erfter Inſtanz erfannte nad dem Klage⸗ 
begehren. Auf Uppellation des Bellagten vernichtete das Oberlandes⸗ 
gericht wegen offenbarer Incompetenz ver weltlichen Gerichtsbehörbe das 
erftrichterliche Urtbeil und verorbnete die Ueberſendung der Procehacten 
an das zufländige geiftliche Gericht. 
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nm Erwägung, daß es fih in dem Nechtöflreite um die Frage 
handelt, ob van Dal Decret vom 27. April ne zur Anwendung 
zu buingen, — daß bei der Entfcheidung biefer Trage das Interefie von 
zwei geiſtlichen Beneficien Betheiligt n mithin Die weltlihe Gericht 

darüber nicht exfennen darf, bevor die competente kirchliche Behörde, 
welcher nach den beftehenden Einrichtungen die Verwaltung ind Aufficht 
über das Kirchengut zufleht, von dem Rechtöftreite Kermtniß genommen 

und befanden bat, die Entfeheibung desſelben dem meltlichen Gerichte zu 
überlaffen”, — bat der oberfle Gerichtshof bie birlandesgericifide 
Vererdnung, mit Berweifung der Parteien vor bie competente Kirchen- 
behöxbe, betätigt. u 0 a 


Nr. 723. 


Uebergabe der geſchenkten Sache mit dem Beifag, daß die⸗ 

ſelbe im Fall des Todes des Uebergebers Eigenthum des 
Uebernehmers werden ſolle. 

Entf). v. 8. Februar 1859, Nr. 68 (Beiätigung des das Urtheil des 5 

der mueren Stadt Wien v. 18. Mai 1888, Nr. 16411, gbänderuden tet 8 

89.8.6. Wien vp. 27. Ottaber 1868, Nr.10005). G. H. 1850, 6.124 ff. 


Die M flegelte 5 Tage vor ihrem Tode 3400 fl. in Met. Obli⸗ 
gationen ein, adreſſirte das Palet an A umd lieh es biefem mit der Er- 
klärung einhändigen, daß es, wenn fie fterben follte, ihm eigenthümlich 
gehören follte. A aber gab nach dem Tode der M dem Sperrcommiffär 
auf deffen Berfangen, jedoch mit ausbrüdlicher Verwahrung feiner 
Rechte, das Paket heraus, und Hagte ſodann auf Anerkennung feines 
Eigenthumsrechtes. Das Klagebegehren ward in erfter Inſtanz zurüd- 
gewiefen, „weil wenn auch al8 erwiefen angenommen wird, daß bie 
Uebergabe ber fraglichen Obligationen, von denen der Kläger felbft zuge= 
ftebt, daß fie früher ein Eigentum ver M waren, noch bei Rebzeiten ver 
Letzteren an ven Kläger wirflic erfolgt fei, au dieſer Usbergabe und 
erfolgten Annahme allein, ba einerfeie der Urkunde —* dem 
beſchriebenen Couvert die Erforderniſſſe einer giltigen letztwilligen An⸗ 
ordnung mangeln, andererſeits M fid) des Befugniſſes die Schenkung zu 
widerrufen, nicht ausdrücklich begeben hat, und eine ſchriftliche Urkunde. 


baräßer dem Beflagten nicht eingehändigt worden ift, eine Schenkung 
auf ben Todesfall nicht gefalgert weuben Mune, melde übrigens ber 
Kläger feiner Klage auch nicht zu Grunde legt”. 

Dagegen haben die beiden oberen Inftanzen dem Slagebegehren 
Statt gegeben, die dritte aus folgenden Gründen: „Es Tiegt im Be— 


*) Nach dieſem Geſetz ift ber Emphyteut berechtigt, den fünften Theil der 
Abgabe für die Grundſteuer zurädzubehalten. 
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griffe einer letztwilligen ober vertragsmäßigen Schenkung auf den Todes⸗ 
fall, daß die Uebergabe des geſchenkten Gegenftandes exft nach dem Tode 
bes Teſtators oder des Promittenten erfolge. Uebergibt der Teſtator 
oder Promittent das Object ber Bedenkung dem Legatar oder Bromiffer 
felbft, jo liegt hierin wohl die deutlichſte Erflärung, daß der Beſcheukte 
ſogleich Eigenthümer der Sache werben fol; mag num der Beweggrund 
ber gewejen fein, daß die M ihr nahes Ende fühlte, und um die Weit- 
wenvigfeiten einer lettwilligen Erklärung in gejeglicher Form zu befei- 
tigen, die bem A zugedachten Obligationen ihm fogleich behändigen ließ, 
oder daß fie, die dem A’fchen Haufe dankbar war, bei ven Beziehungen, 
in welchen fie zu diefem Haufe fand, vorausfette und erwartete, daß 
der Geſchenknehmer ihr die Obligationen felbft zurückgeben werde, wenn 
fie vem Leben erhalten werben follte. Wäre letzteres auch ausdrüclich 
bedungen worden, fo Eönnte Beute von ber Wirkung dieſer auflöfenden 
Bedingung keine Frage fein, weil fie der Krankheit erlegen ift. Kläger 
muß alfo als reblicder und echter Befiter dieſer Obligationen angejehen 
werben; er bat diefe Obligationen der Sperrcommiffion zwar übergeben, 
jedoch mit Vorbehalt feiner Rechte und mit der Erklärung, daß fie in 
bie Berlafjenfchaft nicht einbezogen werben vürfen; daß fie vemungeachtet 
für die M’fche Verlaſſenſchaft von der Sperrcommiffion deponirt worden 
find, kann ihm alfo nicht nachtheilig fein. Ans diefer Depofitirung Hat 
der Verlaſſenſchafts⸗Curator keine Rechte erworben (8.958 a. b. G. B); 
da der Kläger feine Beſitzrechte auf dieſe Obligationen nicht aufgegeben 
hat, der Geklagte aber keine Beſitzrechte darauf geltend zu machen ver⸗ 
mochte, ſo mußte das obergerichtliche Urtheil in Folge der 88. 348 und 
372 a. b. ©. B. beſtätigt werben." 


Nr. 724. 


Bedingung ber Zuläffigkeit einer gegen den Schulpner — 
nah Eröffnung des Eoncurfes über fein Vermögen — ge- 
richteten Klage. 

Entſch. v. 8. 81 äti i ⸗ 

id. v ebruar 1850, Nr. 816 Bieltätignng ber eleihfürmigen Der 


crete ded 2. G. Mantnav. 23. October 1858, 
Mailand v. 20. Novemd. 1858, Rr. 14875). Gaz. d. Trib.1859, 6.169 ff. 
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Nr. 723. 
Anzuläffigfeit einer zweifachen executiven Weilbietung derſelben 
Realität. 


Futſch. v. 8. Februar 1859, Nr. 1218 (Betätigung der gleihfärmigen 
Decrete des H. ©. Prag v. 16. October 1858, Nr. 25889, und des O. L. 
Brag v. 7. December 1858, Nr 28258).. ©. 3. 1859, Nr. 56. 


Ein Pfandgläubiger A verlangte, nachdem die. verpfändete Rea⸗ 
Utät bereits im Berfteigerungswege auf Betreiben eines andern Glau⸗ 
bigers B veräußert war, in einem wider den urſprünglichen Beſitzer der 
Pfandſache gerichteten Geſuch die executive Schätzung. Bon den beiden 
unteren Inftanzen zurüdgewiefen, machte A in feinem Reviſionsrecurs 
geltend, daß er durd fein Einfchreiten weder die Rechte des Erftehers 
des Haufes beirren, nod au ihn die Zahlung der erequirten Poft vor 
Rechtskraftigwerden der Kaufſchillings⸗Berechnungs Erledigung aufer- 
Legt haben wollte, fondern nur den Beitritt zu dem bereit8 vollgogenen 
‚zweiten und dritten Erecutionsgrade zu erlangen zum Zwede hatte, um 
jeiner Zeit, wenn die Kaufſchillingsberechnung erfolgen und die Erlebi- 
‚gung hierüber in Rechtskraft erwachſen würde, fogleich die Bezahlung 
der erequirten Forderung, in fo weit felbe aus dem Kauffchillinge zur 
„Zahlung gelangen follte, fordern zu können, und um biefelben Rechte, 
welche der Erequent, zu defien Handen die Veräußerung ftatt fand, er- 
worben hat, auch zu erlangen, fonady den Erfteher zur Vornahme der 
Kaufſchillings⸗Berechnung zwingen und bei Nichteinhaltung der Feilbie- 
iungsbebingniffe die KRelicitation erwirlen zu lönnen; — wobei berfelbe 
insbefondere den Umftand bervorhob, daß nur der Erequent, zu befien 
Gunſten die Feilbietung vorgenommen wurbe, nad) ben Yeilbietungsbe- 
dingnifjen bereditiget ift, den Erfteher zur Vornahme der Kaufjchillings- 
Berechnung zu verhalten, und bei Nichteinhaltung der Yeilbietungsbe- 
Dingniffe die Relicitation anzufuchen und zu erwirfen, daß daher, wenn 
ver Erfteher mit diefem Erequenten fich einverftehen, oder wenn der Exe- 
quent zugleich der Erſteher würde, er alsdann die Berechnung des Kauf- 
ſchillings Jahre lang nicht pflegen könnte, und die verficherten übrigen 
Gläubiger geduldig zufehen müßten, wie fie von dem Erfteher hintan⸗ 
gehalten und getäufcht werden, welchem möglichen Webelftande dadurch 
ein Ziel gejeßt werben kann, daß den übrigen Gläubigern für ihre eye- 
cutionsfähigen Forderungen ver Beitritt zu den bereits vollzogenen Ere- 
cutionsgraden geftattet und bewilligt wird, woburd den erworbenen 
Kaufrechten des Erftehers kein Abbruch gefchehen würde. 

Der oberfte Gerichtshof hat den B mit feinem Recurſe gegen 
die gleichlautenden Entſcheidungen ver erften Behörben, „in Erwägung, 
Daß nady den beftehenden Geſetzen nach einer bereit8 vollzogenen execu⸗ 
tiven Feilbietung ein neuer Erecutionsact gegen den früheren Beſitzer 
der dem Meiftbieter verfauften Realität unzuläflig ift, und daß über- 
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dies nach der Anzeige des —— — bie Vertheilung des Meift- 
botes bereits gepflogen wurde“, abgewieſen. J | 


Nr. 3186. . 
Wirkungen der Eontumaeirumg. 


Eniſch. v. 9. Februar 1850, Nr. 958 (Beftätigung des Urtheils des 2. & 
Bien v. 2. Innt 1854, Wr. 16591, Abanberuug des Urtheils des O. 2. G. 
Wien u. 3. Rovember 1854, Nr. 1421). b. 3. 1850, Nr. 54. 

A hatte die executive Einantwortung einer Forderung bewirkt, 
welche feinem Schuluner S gegen B zuftend. Er klagte nun diefe For- 
derung ein und wies ſich dabei Über die Höhe feiner Anſprüche gegen C 
and. Die erfte Inſtanz ſprach ihm, obgleich B ſich contumaciren ließ, 
einen Theil bes eingellagten Betrages ab, weil verfelbe nach des Klägers 
eigenen Angaben ihm nicht vermöge jenes'Urtheiles gebühre, zu deſſen 
Bollſtreckung er die Einantwortung erwirkt hatte. B appellirte, ohne Be— 
ſchwerden einzubringen ; hierauf wies die zweite Inftanz ven Kläger 
ab, weil nad) feinen eigenen Angaben feine Forderung wegen empfanges 
ner Abfchlagszahlungen in Effecten und Baarem im der urſprünglichen 
Höhe nicht mehr beftehe, feine Berechnung ungeachtet ber erfolgten Con« 
tumaeirung micht ohne meiteres als richtig Angenommen werden könne, 
indem über die Schäßung der Effecten hier nicht abgeſprochen werben 
könne, und die Berechnung überhaupt erft zwifchen dem Kläger und fei- 
nem Schulbner C richtig geftellt werben müffe, rüdfichtlich weldher B 
weder zu einer Beanſtändung noch zu einer Anerkennung berufen fei, 
und ohne eigene Befahr aus dem Vermögen bes C nichtE erfolgen dürfe. 

Der oberfte Gerichtshof fand das erftrichterliche Urtheil zu beftä- 
tigen, „weil nah $ 7 a. ©. D. dem Geklagten obgelegen war, in ber 
Einrede alle factifchen und rechtlichen, peremptorifchen und bilatorifchen 
Einwendungen anzubringen, und nachdem er dieſes nicht that, dem Klä⸗ 
ger bezüglich des Umſtandes, daß er von feinem Schuldner nicht mehr 
als die von ihm angeführten Abfchlagszahlungen erhalfen habe, nad; 
8.360.©.D, voller Glauben beigemeffen werben muß, daher das Ober- 
gericht die Einwendung, daß Geklagter fo lange nicht zur Zahlung ver- 
bunden ſei, als nicht fein Gläubiger C die Hböhe der vom Kläger berech- 
neten Forderung anerfannt babe, — was aber bereits gejchehen fein 
kann — um fo weniger von Amtswegen hätte geltend machen follen, als 
dadurch auch dem Kläger die Möglichkeit benommen wurde, gedachte Ein= 
wendung in einer fpäteren Schrift zu widerlegen." 
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Nt. 322. 


Anſpruch 28 bie Güter abtretenden Schuldijers uf %- 

wäßrung bes böchſt nolhigen Mulorhalies, garichtsh. „gegen 

andere als bie im $. 363 a. ©, D. genannten Perfonen. 
Wirkung eines Zugeftänbniffes einzelner Gläubiger. 


Eutid. v. 9. geiruur 1 1859, Nr. 1202 Ba nberung ee Den he 8. G. 


Ey —E A, Be Siorn, Ba Slip — 


Unzuläffigfeit der Ueberweiſusg bes auf der gerichtlich feil- 
‚gebotenen Realität haftenden Fruchtgenuſſes auf ben Kaufpreis. 
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Der oberfte Gerichtähof beflätigte die Verorbnung bes Ober- 
landesgerichtes aus folgenben Gründen: „Da es richtig ift, daß — wie 
{bon das Obergericht bemerft dat — das Grunpftäd mar mit dem 
Werthe und Erldſe, ver ſich mit Rüdfiht anf den primo loco haftenden 
lebenslãnglichen Fruchtgenuß der Gattin des Eribatars (melder nicht 
willkürlich ohne Einvernehmen ver Bereditigten, von dem Grundftäde 
auf den Preis desfelben verwiefen werben Tann) ergeben wird, in bie 
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Concursmafſe gehört, ſo iſt es unerlaͤßlich, daß in den Feilbietungsbe⸗ 
dingniſſen darauf Bedacht genommen, und nicht, wie es hier im 8. > 
derſelben gefchah, der phyſtſche Befig und die Nutzungen des Grundſtücks 
dem Erſteher ohne weiters zugeſichert werben." 


Rt. 729. 
Erecutionsfähigkeit eines Siquibirungsurtheils, 


Se v. 15. Februar 1859, Nr. 1545 De A des Decrets de 
Wien v. 30. November 1858, bändernng des De- 
EAN des O. L. G. Wi a v. 22. —— isbo Ar. 15342). ©. 3. 1859, 

r. 85. ©. H. 1859, &. 109. 





Nr. 730. 


Derhältniß pafliver Streitgenoffen zu einander und zum 
Bertreter eines unter ihnen. 


Eutſch. ». 16. Gchrugr 1859, Nr. 888 Be der Mr en 
Decrete des B. ©. Tüffer v. 28. September 18 und deö 
O. L. G. Grab 0.10. Rosember 1858, Nr. 8591). ©. 9. —ã . 119 fe 


B, C und D, mit einer gemeinfchaftlichen Klage belangt, waren, 
erfterer durch ben Abvocaten N, legtere perſönlich bei ver Tagſatzung 
erſchienen, und wenbeten Incompetenz ein. Nach längerer Zeit theilte 
N dem C und D mit, daß jene Einwenbung tur ein dem B als Erft« 
genannte zugeftellteö Urteil zurüdgewiejen, daß darauf in der Sache 
felbft verhantelt, und in erfter Inftanz gegen die Gellagten entſchieden 
worden jei. B und C verlangen nun, da fie von der Verhandlung ohne: 
Kenntniß geblieben, Reftitution wegen ſchlechter Vertretung. Ihr Öefud 
wird in allen Inſtanzen zurüdgewiefen, in ver dritten „in Ermwägung,, 
daß der Advocat N keine Verpflichtung auf ſich hatte, für die Mitbes 
Hagten C und D gegen das Incivenzurtheil zu appelliven, da er ven D 
nicht bevollmächtigt war, und C, obfchon er dem N am 25. Auguft 1857 
eine Vollmacht ausgeftellt hatte, bei ver Tagfatung am 28. Auguft 1857 
perfönlich erfchienen war und ſich felbft vertreten hatte; in ber Erwägung, 
daß N, ohne dazu aufgefordert zu fein, auch nicht gehalten war, bie Ge⸗ 
juchfteller C und D von bem Reaſſumirungsgeſuche des Klägers und der 
darüber angeorbneten Tagfagung in Kenntniß zu feßen, fondern e8 an 
ihnen lag, ſich von dem jeweiligen ang und Stand der Sache die ge⸗ 
wünſchte Kenntniß in. verſchaffen und den Advocaten N gehörig zu 
informiren“, | 
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Nr. 731. 
Differenz oder Lieferungsgeſchäft? 


Eutid. v. 16. Febrnar 1859, Nr. 911 (Beätinung des Urtheils bes P G. 
Mailand v. 21. Auguft 1858, Nr. 10088, Abänderung de⸗ Urtpeite des 
O.L. G. Mailand v. 8. Ravember LEN. nr 18368). @az. d. Trib. 1859, 


A verfpradh dem B auf einen beflimmten Tag die Lieferung von 
150 Xctien der italienifchen Centraleiſenbahn; B verpflichtete fi) dem 
A zur Bergütung des auf die Actien bereits eingezablten Capitals und 
zur Zahlung von 20°), ihres Nennwerthes (damaliger Cours der Actien). 
An dem Lieferungstage bot A dem B die Actien an und als B diefelben 
abgelehnt, belangte er ihn auf Zahlung der 5°%,, betragenden Differenz 
zwiſchen dem vom Tag des Gefchäftsfchluffes bereihneten Cours der 
Actien und dem niebrigeren Cours, ven fie am Lieferungstage hatten. — 
Das Gericht erfter Inflanz gab dem Klagebegehren Statt; das O. L. ©. 
wies den Kläger ab. Ä 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterliche Urtheil, „in 
Erwägung, daß B die Actien mit dem Tage des Geſchäftsabſchluſſes er- 
worben hat, mithin die Differenz ee dem (20°/, des Nennwerthes 
betragenden) Cours derfelben, zu deſſen Zahlung er fih bei Schließung 
des Geſchäftes verpflichtet hatte, und dem niedrigeren Cours des Lie 
ferungstages als Verluſt auf feine Rechnung zu fegen ift, gleihwie er, 
wenn inzwifchen ber Cours geftiegen wäre, berechtigt fein wärbe, auch 
den daraus erwachſenden Gewinn für ſich allein in Anfpruc zn nehmen, 
daß folglih A, welcher durch die von B abgelehnte Annahme der am 
Lieferungstage ihm angebotenen Actien weber für feine Perſon ber in 
den Cours ſchwankungen liegenden Gefahr eines Berluftes an dem Wertbe 
jener Actien ausgeſetzt, noch zur fernen Aufbewahrung verjelben für 
Rechnung des B genöthiget werben darf, von ihm die Vergütung der 
erwähnten Coursdifferenz von 5%, mit vollem Recht fordern konnte”. 


Nr. 73%. 


Sicherungsobject umd Dauer des gejeglihen Pfandrechtes 
des Bermietbers. — Befisftörungsflage. 
Entſch. v. 16. Februar 1859, Nr. 1682 (tbeilweife stbänberung bez Zct 


des DB. ©. Wieden in Wien v. 31. December 1858, Nr. nd De 
D. 2. ©. Wien v. 11. Jänner 1859, Nr. 864). 6. ©. 1861, ©. 51 ff. 


A hatte in den ber B gehörenden Häufern Nr. 31 und 33 mehrere 
Localitäten gemiethet. Trog der erfolgten Bezahlung des Miethzinfes 
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hinderte ihn die B an ber Gntier ung feiner Mobilien aus ben gemie- 
theten Räumlichkeiten; A ftelte deßhalb die Beſitzſtörungsklage gegen 
B on, welde:ba ber hierüber angeorbueten Tagfähuig einwenbete, A 
ſchulde ihr noch für eine andere früher miethweife bewohnte Rocalität X 
im Hauſe Nr. 33 den Pine: Im Laufe det Vethandlinig wurde feftge- 
FHelt, daß bie Ffferten aus ner Bocafität X bereits vor Jahren shtie 
Beanftändüng hinaudgebradt worden waren. 
Die erfte Inſtanz erlannte aus folgenden Gründen zu Gunflen 
des A, daß bie Gellagte nicht berechtigt ſei, den Kläger In der Heraus- 
bringung bex in ben gemietheten voralen ver Häuſet Nr. 31 md 33 
befindlichen Gegenſtände zu hindern: „Nach 4 1101 4. b. G. B. Hat 
ber Vermiether ner Wehhuung das geſozliche Pfandrecht auf jene Stücke 
des Miethers, weiche zur Beit der lange noch in ver Wohnung be⸗ 
finden, Für welche eben Der Zins aubſtändig iſt. Run befinden ſich Tik- 
gerifshe Effecten im ber Wohnung des Hauſes Nr. 31, Tür telde 
die Bellagte ſeibſt nicht. behauptet, einen Zins no zu fordern gu 
haben. Bezüglid) dieſet Efigoten iſt alſo deren Zutlickbehaltung aus 
dem Titel der Zinsſchuld für bie gemietheten Loealitäten in dem 
Hauſe Nr. 31 nach 8.471 und 1101 a. b. G. B. nicht gerechtfertigt. 
Es iſt dieſe Berweigerung aber auch bezuglich der in dem gemleiheten 
Localitãten des Hauſes Nr. 33 beſtudlichen Objecte nicht gerechtfertigt, 
weil die vorliegende Quittung die Zahlung der letzten Zinsrate xusweiſt, 
dir behauptete Zineſchnld aus früherer Zeit von ver Geklagten nicht er⸗ 
wieſen und nicht eirmal eingellagt ift und füt ven Kläger vie Bermu⸗ 
thung der Bezahlung ber früheren Raten gemäß $. 1429 a. b. G. B. 
ſfpricht.“ | \ 

Die zweite Inſtanz erkannte zu Gunften der Bekllagten. „Da eb 
anbeftritten if, daß fotwohl vie Toralitten In Mr. 31 ale 33 von der 
Geklagten wermiethet Wurven, fo gebührt ihr das geſetzliche Pfandrecht 
gur Sicherſtellung des Miekhziuſes nach 8. 1101 auf alle eingebrachten 
Fahrniſſe, oßne —— ob dieſelben in ver einen oder der audern 
Localität eingeſtellt wntben. Dieſes Pfandrecht wird nad) dem Hoſpeeret 
vom 10. April 1837 Nr. 189 J. G. S. ſchon durch die Einbringung 
der Einrihtungsftäde begründet und tft ſchon von dieſem Zeitpunkte 
wirkſam, indem bie Anbringung der lage nicht zur Erwirkung des ge- 
feglihen Pfandrechts, fondern ngr, zur Durchführung desſelben nöthig 
ift. Hieraus ergibt fi, daß die Gellagte feit der Einbringung ber Fahr⸗ 
niſſe ſich fortwährend im ungeſtörten faetiſchen Befige des Rechted, viefe 
Gegenſtände zue Sicherſtellung des Miethziaſes zu behalten, befunden 
bat und daß ihr naher, indem fie von biefem Rechte Gebrauch macht, 
eine Störung des klaͤgeriſchen Beſitzes nicht zur Laſt gelegt werben Tann. 
Ueber bie Frage, ob Burd) die vorgelegten Quittungen auch bie Bezahlung 
bes früheren Miethzinſes als ausgewieſen zu betrachten fei, Tann hier 
nicht eutfchieden werben, weil nach 8.5 der Verordnung vom 27. October 
1849 bei Verhantlungen über Defipffdrungen es einzig auf die That⸗ 








ſache des lehten faetiſchen Beſttzes ankommt, Die hier, fonisit file bar 
Yfandbeßtz betrifft, zu Gunften ber Gellagten ſpricht, die ‚weitere Frage 
über die Giltigkeit des Zindanſpruchs aber; kein Gegenſtand dieſer Ber- 
Banblung iſt.“ . ® | on 
Die dritte Infbanz erfannte, die Geklagte fei nicht berechtigt, 
Den Kläger an ber Hexausbringung ber im Haufe Nr. 31 —* 
HObiecte zu hindern, wies jedoch den Kläger rückſichtlich feiner im Haufe 
33 befindlichen Gegenſtäände ab. Gründe: „Bene Wohnung, für 
welche die Gellngte noch einen rückſtändigen Miethzins anſpricht und 
deßhalb ein Pfandrecht anf Die eingebrachten Fahrniſſe geltend 
will, befand ſich im Haufe Nr. 33, und es muß ihr daher has Pfanb⸗ 
recht auf bie in dieſem Haufe, wenngleich in audern als den Käumlich⸗ 
keiten, für welche der Zins gefordert wird, beſindlichen Effecten zuge⸗ 
ſtanden werden, und der Kläger iſt nicht. berechtigt, ſelbes durch Weg⸗ 
rãnmen ber Sachen zu vereiteln. Nicht .ebenfo verhält es ſich mit. ben 
Effecten in der Wohnung des Haufes Nr. 31, weil für Beine Lodalttät 
et eine Zindforberung, daher auch Fein Pfandrecht für jelße 
befte „u “ 


Nr. 733. 
Einklagung von Altimenten pro praeterito: Verjährungsfrifl. 


Ente. v. 22. Bghfuae 1859 Nr. 1577 _(Befätigng des Urtheiles bes 
. G. Srüun v. 23. Juni 1867, Ne 5715, - * des Ir: iut 
O. L. G. Brunn v.24. Februar 1858, Nr. 1215). ©. 9.1800, S. 140f. 
Die A belangte am 21, Juni 1856 ven B auf Zahlung der 
Alimente für ihr am 27. Februar 1844 gebernes unehliches ſtiud. Die 
erfte Inſtanz entiprad dem Slagebegehren vollſtändig; bie zweite 
verurtheilte den Beklagten nur zur Zahlung der Fünftig fälligen Ali⸗ 
mentationdraten und derjenigen, welche auf bie Zeit feit.21. Irmi 1858 
entfallen. Die Motivirung diefer Abänderung lautet: Anbelangend bie 
angeſprochenen Alimentationsbeträge ift zu unterſcheiden zwiſchen jenen, 
welche die A aus dem Grunde auſpricht, weil fie das Kind anſtatt bes 
vorzüglid dazu verpflichteten Vaters verpfiegt hat, und bemjenigen, bie 
vom Klagdtage angefangen, die Bormunbfhaft im Namen und zu Gun⸗ 
ften des unehelihen Kindes felbft in Anſpruch nimmt. Bezüglich der 
rfteren ift wieder zu unterfcheiven, ob der Anſpruch auf Erſatz dieſer 
Koften von Seite der Klägerin in dem Redtöverhältziffe eines Geſchaͤfts⸗ 
führers ohne Auftrag, oder in dem Rechtsverhältniſſe eines Selbfiver- 
pfligteten gegenüber feinen Mitverpflichteten begründet ift; inbem bie 
Rechtsfolgen in beiden Fällen weſentlich verſchieden find. Im 8. 166 
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a. b. ©. B. wird beſtimmt, daß ein uneheliches Kind das Recht, hat, von 
feinen Eltern eine ihrem Vermögen angemeffene Verpflegung, Erziehung 
und Verforguug zu fordern; nach 8. 167 ift der Vater vorzüglich dazu 
verbunden, die Mutter ſubſidiariſch. Aus dieſen Gejegesftellen geht daher 
hervor, daß die Mutter ebenfo wie der Vater verpflichtet fei, für ven 
Unterhalt ihres unehelichen Kindes zu forgen, daß die erflere gegenüber 
dem zweiten nicht im Verhältniß eines Geichäftsführers ohne Auftrag, 
fondern eines Berpflichteten ſteht. Die Erfagrechte der Mutter gegenüber 
dem Vater ihres Kindes gründen fi) daher nicht im 8.1042 a. b. G. B., 
welcher einen Theil des 22. Hauptftüdes bildet, ver vie Bevollmächtigung 
behanoelt, und insbeſondere die Leiftungen eines Gefhäftsfährers zum 
Gegenftande bat; obwohl der auf viefen Paragraph gegründete Anſpruch 
jeder zur Verpflegung des Kindes vom Geſetze nicht verpflichteten dritten 
Perfon fowohl gegen ven Vater, als gegen die Mutter felbft zufteht. 
Der Bater, welcher feinen Theil der Verpflichtung nicht erfüllt, verurſacht 
der mitverpflichteten Mutter, die dem Gefege immer für die Eriftenz des 
Kindes haftend bleibt, einen Nachtheil in ihrem Bermögen, fomit einen 
Schaden im gefetlihen Einne, deſſen Erſatz dieſelbe unter den gefetzlichen 
Beihränkungen vom mitverpflichteten Water zu fordern beredtigt ift. 
Wenn nun im vorliegenden Falle, na Ausjchlag des in Betreff der 
Beimohnung aufgetragenen Haupteides, Gellagter als Vater des Kindes 
der Klägerin anzufehen ift, fo hat derfelbe die Berpflichtung, dieſen Scha⸗ 
denerſatz zu leiften, ift jedoch berechtigt, für fich die Rechtswohlthat der 
Berjährung nach 8. 1489 0.6. ©. B. anzurufen, und die Zahlung der 
‚verjährten Beträge zu verweigern. Da nun ber Geflagte die Berjährung, 
wirklich einwenbete, fonnten nur diejenigen Beträge, die der Entſchädi⸗ 
gungsffage drei Yahre vorgingen, und zwar in der nicht angefodhtenen 
Höhe des erſtrichterlichen Urtheild zuerkannt werben.” 

Dagegen hat der oberfte Gerichtshof das erftrichterlihe Urtheil 
aus folgenden Gründen zu beftätigen befunden: „Den Gegenſtand ver 
Kevifion bildet nur jener Abfat des obergerichtlichen Ausfpruches, womit 
der Bellagte bedingt blos zum Erfage ter von der Mutter des unehe⸗ 
lichen Kindes getragenen Alimente für vie Zeit vom 21. Juni 1851 bis 
dahin 1856 verurtheilt werde, welche der erfte Richter derfelben, auch 
bebingt, für die Zeit vom 27. Yänner 1845 bis 21. Yuni 1856 zuer- 
kannt, und in biefem angefochtenen Abfage muß das erftrichterliche Ur⸗ 
theil betätigt werben; denn nad den gefeglihen Veſtimmungen des 
8. 166 und 167 4. b. G. B. bat auch das unehelihe Kind einen An- 
ſpruch auf die Alimente gegen feine Eitern, wozu der Bater vorzüglich 
verbunden ift. Diefe dem Bater auferlegte gefegliche Verbindlichkeit wird 
aber dadurch, Daß die Alimente von der Mutter beftritten worden, nicht 
aufgehoben, fondern diefer gebührt hiefür von dem Vater im Sinne des 
8. 1042 a. 5. ©. B. der Erfaß, da fie nur in Vertretung des Geklagten 
als Vaters diefe geleiftet bat; e8 muß daher ihr Anſpruch auf Erfag als 
gegründet um fo mehr angenommen werben, als damit auch die Unter- 
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behörten einverflanden find, und das Oberlanbesgericht dieſen Erfat 
blos auf die Zeit der nicht eingetretenen Verjährung einſchränkt. Allein 
«8 kann bier die kürzere Berjührungsfrift meber nad $. 1480, noch nad 
8.1489 0.6. ©. 3. angenommen werden, da rädjichtli tes ſchon 
Geleiſteten von einer Verbindlichkeit zur Leiftung gegenüber dem Belang- 
ten keine Rede fein kann, und der anf die Näüdftellung des ſchon Ge⸗ 
leifteten erhobene Anſpruch keineswegs einen Schadenerſatz begründet, 
noch dieſem gleichgeftellt werden kann, da das Geſetz fchon in diefer Hiu⸗ 
fit einen Unterſchied macht; es kann daher unter dieſer gejeglichen Be⸗ 
fimmung das intercedendo Geleiftete für einen Schadenerſatz um ſo 
weniger angenommen und darauf eine kürzere Berjährumgsfrift ange» 
wendet werden, als ver Anſpruch auf die Rückſtellung des in Vertretung, 
Seleifteten nur der orbentlihen Verjährung unterliegt.“ 


Nr. 7A. 


Geſuch und Verlängerung ber Frift zur Anbringung ber 
’ Einwendungen im Mandatsprocef. 


Entſch. v. 22. Februar 1859, Ar. 1778 (Aufpebung ber Decrete der Stadt⸗ 
prätur Mantug v. 12. December 1858, Nr. 25942, und des O. L. G. 
Mailand v. 24. December 1858, Nr. 16381). ©. 3. 1859, Nr. 54. 


A erwirkte gegen feinen Schuldner B auf Grund einer notariellen 
Urkunde im Sinne bes $. 1 der kaiſ. Verordnung vom 21. Mai 1855 
Ne. 95 R. G. B. den richterlichen Zahlungsbefehl. Vor Ablauf des 
vierzehntägigen Termins überreichte B ein Geſuch, worin er anführte, 
daß die Forderung bes A in dem Kaufspreiſe fir Grundſtücke beftehe, 
die derſelbe ihm als hypothekenfrei verfauft babe, daß aber eingezogenen 
Erfundigungen gemäß dieſe Güter mit Pfanpfchulden belaftet fein dürften, 
weßhalb Bellagter, um ſich hierüber Gewißheit zu verfchaffen, bei dem 
‚Sypothelenamte die Ausfertigung des Hppothelen- Zeugniffes nachgeſucht 
Habe, und, da er dasſelbe noch nicht erlangen Tonnte, zur Anbringung. 
feiner Einwendungen gegen ven Zahlungsbefehl eine Friftverlängerung 
von 30 Tagen begehre. — Die Prätur erledigte dieſes Geſuch mit dem 
Beicheide, daß der Gegner über dasſelbe binnen 3 Tagen bei fonft ftill- 
ſchweigend bewilligter Friſt fich zu äußern babe. — Auf Recurs des 
Klägers verwarf dad Oberlandesgericht das Friftgefuch, weil ber gegen. 
ven Beklagten erlaflene Zahlungsbefehl als folder vie Wirkung eines 
verurtheilenden Erkenntniſſes habe, daher die Frift zur Anbringung vor 
Einwendungen gegen benfelben fo wenig, al8 der Termin zur Anmeldung 
der Appellation gegen ein Urtheil erſtreckt werden könne, und weil bie 


— mw — 


Feiſt, um welche es ſich bier handelt, den Parkei zur Zeiſteng einer ihr 
auferlegten Zahlung bei. ſonſtiger Exeention, nicht: zur Befolgung 
riss proceſſualiſchen Auftrages des. Richtera zeſetzt wurde, mithin bes 
Vorſchriften des 37. Hauptiſtüdes der weſtg. ©. O. über die Bricch- 
friſten uu fo weniger unterliege, als eine mit. Anwendung dieſer Nornien 
zen Bellagten gewährte Friſtverläaungerung dahin fähren winde, daß ber 
‚Kläger, fo kutge der ucue Termin offen iß, verhindert wäre, daß nach 
3.7 ver kaiſ. Berorbining. vom 21. Mini 1805 fıhen mit Ablauf Der 
BZehlungefriit erwachſene Det auf Ereeution zur Gücherftellung. feine 
Forderung geltend jn uachen. on . 
„In Ermohgmug, daß bier Beklagte in feinen. Geſuche nicht zur 
zen Entihluß, nem Babkımıgiibefehle ſich aicht zu Figen, an den Tag: go- 
legt, ſondern auch. bereitß eine Einwendung gegen venfelken, -—- gleich 
wohl, ohne fie mit den erforberlichen Beweismitteln zu unterftägen, — 
vorgebracht hat, daß demnach bie ‚Innergarb der im Bahlungsbefehle ge- 
fetten vierzehntägigen Friſt überreichte Eingabe des Beklagten als ein 
geſetzlich wirkſames Anbringen von Einwendungen gegen das Zahlungs- 
manbat betrachtet werben muß, wenn auch andererſeits die ſchließlich darin 
geftellte Bitte um Bewilligung einer Friſt zur Sammlung der für bie 
Bertheivigung nöthigen Behelfe unzuläffig ift, — hat ver oberfte Ge⸗ 
richtshof, mit Unfhebung der Beſcheide Beiver Urntergerichte, vetordnet, 
daß bie erfle Iaflatız auf das Gefach des Bellagten bas im S. 6 ber 
Taif. Verordnung vom 21. Mai 1855 ie ben Fall rechtzeitiger Anbrin⸗ 
tg von ——— gegen ven Zahlungsbeſeht) worgefchrießene 
Vrorehberfahren eineie. J nn 


Ne. 735. 


Unzuläſſigkeit der Beſitzſtörungsklage ans Anlaß der Uns 
Übung poligeilicher Gewalt der Gemeine. 
uf. v.22. Febrnar 1859, Nr. 1887 (Beftätt bed das Derek Dur 
Fran Serravalle v. 4. Belsbe 1858, Nr. 3598, abändernden Decretöd 
.2.©. Benebig v. 81. December 1858, Nr. 22052). Eco d. Trib, 1859, 
| &. 364 fi. 

A belangte die Glieder des Ausſchuſſes der Gemeinde B in pos- 
sessorio summariissimo Wegen Befigftörung, weil das auf dem Grunb⸗ 
ftüde eines Dritten entfpringenbe und in dag Hans des A gelsitee 
Quellwaſſer nach Auftrag ver Bellagten aufgefaugen und zu großem 
Theile in eine andere Richtung geleitet, refpectine dem Kläger entzogen 
wurde. — Das Klagebegehren wurde vom Gerichte erfter Anflany guge- 
laſſen, von dem O. L ©. abgewieſen. | 
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Dee oberſte Gerichtshof betätigte die Entſcheldung der zweit en 
Iuſtanz „in Erwägung, daß die Beklagten nicht als Mandatare einer 
jnriſtijchen Perſon — der Gemeinde B-— In privatrechtlichen Beziehungen 
derfelben, ſondern im Ausübung der zur Handhabung der Geſundheits⸗ 
und Straßenpolizei der Gemeinde übertragenen politiſch adminiſtrativen 
Gewalt gehaudelt haben und für dieſe ihre Hanblungen, wenngleich durch 
diefelben A im Befitze feines Waſſerbezugsrechts geſtbrt wurde, nur der 
ihnen yorgeſetzten Verwaltungsbehörde Rebe zu ſtehen Haben und keines⸗ 
wegs deßhalb mit einer Befitzſtörungollage auf gerichtlichem Wege ver⸗ 
folgt Werden Dürfen.“ ' 


Nr. 736. 
Sathlegitimation. 


.u.28. Kebrusz 1859, Nr. 17 tigung bex Urtheile des 2. @. 
— 1858, We. 1078 are 
toder 1858, Nr. 9302). Tribiine 1860, Nr. 1. 


"Der Abvoeat B hatte eine für A in Wien Beftimmte Gelbfunme 
von A000 fl. — an den Wiener Advocaten C, Vertreter des A, adreflirt 
— ber Peftbehöwe feines Wohnorts zur Weiterbeförberung Abergeben ; 
das m Wien angekommene Gelbpacket wurde von bem Austräger ber 
Poſtanftalt in der Kanzlei des verreiften Advocaten O einem ber Schreiber 
eingehänpigt, welcher das Poftrecepiffe unterfchrieb und das Gelb unter» 
ihlug. "Run belangte A, dem fi) B als Vertretungsfeifter anſchloß, 
bie Sinurggprecuratur in Vertretung des Staatsſchatzes auf Erſatz ber 
4000 fl. Die Bellagte wendete vor Allem den Mangel der Legitimation 
des A zur Klage ein, weil nad) der Fahrpoſtordnung vom Jahre 1838 
bie Boftanftalt nur dem Aufgeber und unter gewiffen Umftänden dem 
Adreſſaten, niemals aber einem Dritten hafte, und behauptete, daß bie 
Vertretungsleiftung des B an der Perfon des ſonach ad causam nicht 
Iegitimiwten Klagers A. nicht® Änbere, dadon abgeſehen, daß bier der Fall 
einer dem B obliegenden Gewaͤhrleiſtung an A auch gar nicht vorliege. 
Außerdem erhob die Beklagte meritorifhe Einwentungen, deren that- 
fählihe Orundlage fie durch Zeugen zu beweifen anbot. — Beide 
Untergerichte verworfen die Einwendung der mangelnden Sachlegiti⸗ 
mafon, indem da8 Geriht erfter Inftanz fofort dem Klagebegehren 
flattgab, ımb das O. L. G. den von der Bellagten angetragenen Zeugen- 
beweis zuließ. | 

Die Finanzprocuratur brachte nun die außerordentliche Reviſions⸗ 
beſchwerde an, worin fie neuerdings den Mangel der Eadlegitimation 
des Mägere geltend machte und aus dieſem Grunde die Freifprechung 
des Staatsſchahes begehrte. Der oberſte Gerichtöhof verwarf die Be⸗ 
ſchwerde aus folgenden Gründen: „Das Revifionsbegehren wird ledig⸗ 
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lich auf den Mangel der Legitimation bes A zur angeſtellten Klage und 
darauf geftügt, daß auch im obergerihtlichen Beiurtheile durch die An⸗ 
erfennung diefer Legitimation ein Verwaltungsgrundſatz des Pofgefälls 
verlegt werde, der Grundſatz nämlich, daß nur ber Verfenber und unter 
gewiffen Bedingungen der Adreſſat, und nie ein Dritter Erſatzanſprüche 
erheben könne. Allein diefe Einwendung ift unbhaltbar, nachdem B, ber 
anbeftrittene Aufgeber ver Geldſendung und demnach erſatzberechtigt, 
fon in der Klage als freiwilliger Vertretungsleifter dem Kläger A ſich 
angeichloffen, ven gemtinfchaftlichen Advocaten für den Proceß auch be- 
vollmãchtigt, ſonach mit A das Begehren auf Zahlung geftellt hat. B unb 
A erfheinen fomit aud im Sinne ver 88. 58 und 59 a. G. DO. und 
des Hofdecrets v. 13. Mai 1785 Nr. 431 als identificirte Klagpartei, 
und es bleibt eine ganz müßige. dem obwaltenden Verhältniſſe wider- 
Sprechende Behauptung, daß A ein zur Klaganftellung nad dem Poft- 
gefeg vom J. 1838 unberedtigter Dritter fei. Es kann doch keinem 
Zweifel unterliegen, daß wenn B felbftftändige Rechte anf die verfandte 
Summe gehabt hätte, er diefelben, fowie die allenfalliigen Anfprühe an 
das k. k. Poſtgefäll wegen unrichtiger Zuftellung feiner Sendung, dem 
A jeden Augenblid abtreten konnte (8. 1393 a. b. ©. B). Die Finanz- 
procuratur, rädfihtlih das Poftgefäll, welches bei dieſer Proceklage 
vor jeder möglichen Benachtheiligung durch Erfagleiftung an einen Un- 
berechtigten geſchützt ift, und in feiner andern Lage fich befindet, als wie 
wenn B allein over A, als deſſen Ceflionar, allein aufgetreten wäre, 
entbehrt jeder Grundlage zur Behauptung einer Rechtöverlegung und 
bat, da der von ihr angetragene Beweis der an eine zum Empfang be- 
rechtigte Perfon ausgehänpigten Gelbfendung vom Übergerichte zuge⸗ 
Jaffen wurde, die Reviſionsbeſchwerde ohne allen Grund ergriffen.“ 


Nr. 737. 
Borausfegungen der Gemwährleiftung. 


Entſch. v. 23. Februar 1859, Nr. 1794 Caehätigung des Urtheils des 

B. G. Königſtadil v. 80. Mai 1858, Nr. 3506, Abän erung det nrbeit 

des O. L. ©. Prag v. 20. Deteber 4858, Nr. 14394). G. 3. 1868, 
r. . 


A bat von B eine Kuh „zum Abſchlachten“ um 30 fl. gelauft; 
es zeigte fich, daß die Kuh krank, das Fleifch völlig ungenießbar fei, und 
felbe mußte auf Befehl des Bezirksamtes verfcharrt werden. B wenbete 
ein, daß er dem Kläger bei Unterhbandlung des Kaufvertrags ausdrücklich 
‚gejagt habe, daß die Kuh krank fei, was auch der niebrige Kaufpreis 
bewähre. Dies geftand auch der Kläger zu, begründete aber feinen Erfag- 
anſpruch damit, daß er die Kuh ausdrücklich zum Abſchlachten getauft habe. 

Nur die zweite Inſtanz verhielt ven Bellagten zur Gewähr- 
leiftung ; die erfte und dritte fpradhen ihn frei. 
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Gründe der zweiten Inſtanz: „Es wird vom Geklagten 
zugeſtanden, daß er am 23. Juli 1856 dem Kläger eine Kuh um 30 fl. 
zum Abſchlachten verkauft habe. Wenngleich daher der Kläger zugeſteht, 
daß er die Kuh als krank gelauft Habe und daher auf bie Gemwährleiftung 
für die Uebergabe eines gefunden Viches nicht dringen kann, fo tft doch 
nah 8. 922 a. b. ©. B. der Öellagte für die nach der Natur des Ge- 
ſchaäftes vorausgefetzte Eigenſchaft, daß die zum Abfchlachten, d. 5. zum 
Ausichrotten, verlaufte Kuh zu diefem Zwede verwendet werben könne, 
verantwortlih. Nach der Beſtätigung des Bezirksamts Königſtadtl 
vom 25. Auguſt 1856 iſt jedoch die im Orte Ch. geſchlachtete Kuh 
auf amtlichen Auftrag ärztlich unterſucht und in Sanitätshinſicht 
für ungenießbar erkannt, ſofort deren Einſcharrung verfügt worden; und 
es wird vom Geklagten weder die Identität dieſer auf amtlichen Auftrag 
verſcharrten mit der an den Kläger verkauften Kuh beſtritten, noch auch 
behauptet, daß die Ungenießbarkeit derſelben die Folge einer andern Krank⸗ 
heit geweſen, als mit welcher die Kuh zur Zeit des Verkaufes behaftet 
war, noch endlich die Erloſchung der Gewährleiſtung nad 8. 933 a. b. 
G. 8. eingewenvet; und der vorerwähnte Erlaß des Bezirksamts 
Königftadtl ift das Zeugniß eines zur Polizeiaufficht beftellten öffentlichen 
Amtes, daber die darin enthaltene Beftätigung, daß das Fleiſch vom ber 
geſchlachteten Kuh ungenießbar war und nach amtliher Anordnung ver» 
ſcharrt worden ift, nad 88. 1I11 und 112 a. ©. D. für erwiefen ange- 
jehen werden muß, ohne daß e8 einer weitern Beweisführung hierüber 
von Seite des Klägers berarf. Da der die Gewährleiftung begründende 
Mangel im vorliegenden Yalle nit mehr behoben werben kann: fo ift 
der Berfürzte zufolge 8. 932 a. 6. ©. B. berechtigt, die Aufhebung des 
Bertrages zu begehren, weßhalb demfelben auch die Rüdftellung des bes 
zahlten Kaufſchillings zuerlannt werden muß. Dagegen bat der Kläger 
auf den Erfat des weitern Schavens feinen Anfpruch, weil et nicht er⸗ 
wiefen bat, daß ihm dieſer Schade durch Verſchulden des Geklagten 
zugefügt wurde, vielmehr angenommen werben muß, daß er an biefem 
Schaden felbft Schuld trage, da er wiffentlih ein kraukes Vieh gelauft 
bat, und daher die Wahrjcheinlichleit voransgefehen haben mußte, das 
dasſelbe zu dem beabfichtigten Zwede der Ausjchrottung nicht tauglich ſei.“ 

Gründe der dritten Inftanz: „Wenn bie Mängel einer 
Sache in die Augen fallen, fo findet nah 8. 928 a. 6. ©. B. außer 
dem Falle einer ausprüdlihen Zufage, daß die Sade von allen Fehlern 
und Laften frei fei, feine Gewährleiftung Statt. Diefer Grundfag muß 
daher um fo mehr audy in jenen Fällen in Anwendung fommen, wo ber 
obwaltende Mangel dem Uebernehmer ausdrücklich befannt gegeben 
wurde. Der Kläger gefteht zu, daß ihm bei dem Verlaufe die Kuh aus- 
drücklich als krank bezeichnet wurde. Zur Begründung feines Entſchädi⸗ 
gungsanfpruches hätte daher der Kläger im Sinne des 8. 928 a. b. 
G. B. darthun follen, daß bei dem Kaufe der Kuh vie Bebingung, 
daß das Fleiſch derfelben ungeachtet ihrer Krankheit zum Genuſſe ge⸗ 
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eignet jet, ausdrücklich verabredet worden. Daß tiefes nit der Fall 
geweſen fei, geſteht der Kläger zu, will jedoch das Beſtehen biefer Be⸗ 
bingang nad) 8. 922 a. b. G. B. aus den in einem folden Falle ge- 
wöhnlich vuraudgefetzten Eigenf alien abfeiten, was aber bier bei ber 
Behimmuug bes $. 92B a. 5. ©. B. nicht angeht, zumal auch der Kiä- 
ger darüber, daß das Fleiſch der um 23. Juli 1886 erfauften Kuh ſchon 
as dieſem Tage ungenießbar war, ını nicht erſt etwa in ber Zwiſchenzeit 
bis zu ber nach dem Zengniſſe vom 25. Auguft 1856 erfolgten Ab⸗ 
ſchlachtung ungenichhar geworben fei, Teinengenügenben Beweis geliefert. * 


Ar. 738. 


Ereeution auf Grund von Gebüprenzapfangsanfträgen ber 
Finanzbehörden. 


. 2. 23. Zehrusr 1859, Nr. 1970 a —— 
En ” des 8. G. Sechshaus v. 25. Septembe r 
IR 6. Bi 56 — — Nr. ander on. 134 59, Rr. 50. 


Auf Grund eines den Cheleuten A und B gemeinfähaftlich er⸗ 
theitten and unerfüllt gebliebenen Auftrages zur Zahlung einer Percen- 
tanlgebühe won 17 fl. 35 fr. EM. begehrte bie öfterreichtfche Finanz⸗ 
proeuratur im Vertretung bes E. k. Aerars gegenüber der Ehegattin B 
die ereentive Pfändung und Einantwortung bes au einem Capitale ihr. 
zuſtehenden Fruchtgenuſſes und die Intabulation des executiven Pfand⸗ 
rechts im Grundbuche auf das in demſelben auf ein Haus eingetragene 
Eapital. Die Zuſtellung des Zahlungsauftrages erfolgte zu Händen des 
Ehemanns A. Beide Untergerichte haben da8 Gefuch zurückgewieſen, 
weh jeve Erecutionsführung vorausfegz, daß die Urkunde, wodurch das 
Recht zur Execution begründet werben fol, bemjenigen, gegen welchen es 
geltend gemacht wird, and zugeftellt worden fei, und dieſe Vorſchrift 
durch vie Miniſterialverordnung vom 13. Dec. 1862, Rr. 256 8. ©. Bl. 
feine Aenderung erlitten habe, da in berjelben gerade die Zuftellung an 
tie Partei zur Bedingung gemacht werbe, im vorliegenden alle aber 
die Zuſtellung des Zahlungsauftrages an die mit der Eyecution verfolgte 
Partei B «ben nicht nachgewiefen worden fet. 

„In Erwägung aber, daß die DRinifterialverorbnung vom 13. 
December 1852 Nr. 256 überhaupt nur von dem Ausweife der Zu⸗ 
ftellung des Gebühren Zahlungsanftrages handelt, und daß bier ber 
Bahlungsauftrag an die Cheleute A und B gemeinjhhaftli lautete, 
daher vie von A — dem Erfigenannten im Zahlungsauftrage — 
allein gefchehene Beftätigung der Zuſtellung im Sinne des $. 385 
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a. ©. D. als genügend zu betrachten ift und nicht von Amtswegen 
eine von der Partei vielleicht gar nicht beabfichtigte Beanftändigung 
dagegen gemacht werden darf", Hat der oberfte Gerichtshof auf den 
Recurs der Pinanzprocuratur - beide unterrichterlihe Verordnungen 
aufgehoben und der erften Inftanz aufgetragen, mit Befeitigung des 
geltend gemachten Abweifungsgrundes das Executionsgeſuch in merito 
zu erledigen. | 


Nr. 739. 


Natur des dem Gläubiger des Erben in$. 822 a. b. G. B. 
eingeräumten Rechtes. 


Entid. v. 1. März 1859, Nr. 1328 (Berätigung des das Decret des B. ©. 
geil an v. 4. September 1858, Nr. 3438, abündernden Decreted des 
. 8% ©. Prag v. 23. November 1858, Nr. 222355). ©. 3.1862, Nr. 69. 
Der Nachlaß des M befteht aus Grundſtücken, auf welchen ein 
Gläubiger des B, eines ver Erben, für eine Forderung von 2446 fl. 
die Pränotation in Gemäßheit des 8. 822 a. b. ©. B. erwirkte. 
Später wurde die Pränstation mit der im $. 322 vorgefchriebenen 
Beſchränkung dur Urtheil für gerechtfertigt erklärt, ſohin das erecutive 
Pfandrecht einverleibt. Nunmehr begehrte der Gläubiger bie erecutive 
Schätzung der Grundftüde, ward jedoch mit diefem Gefuhe von den 
beiden höheren Inftanzen abgewiejen. 

Gründe der dritten Inftanz: „Dur das, bem erecutiven 
Einverleibungsgefuche zum Grunde gelegene Urtheil ... ift nım die sub 
hypotheca der Erbanſprüche ver Geflagten auf das M'ſcheNachlaßvermögen, 
welches in den genannten Grundantheilen befteht, erwirkte Pränotation 
jedoch mit dem ausdrücklichen Beifate für gerechtfertigt erfannt worden, 
daß dieſe Sicherftellung den bei der Abhandlung des Nachlaſſes nach M 
vorkommenden Anfprühen unnachtheilig und erft von der Zeit der er⸗ 
langten Einantwortung wirkſam fein ſolle. Es wurde daher auch bie 
executive Intabulation auf die dem B zuftehenden Erbsanjprüdje zu 
dem M’fhen Nachlaſſe bewilligt. Wenn daher aud) die fpeciell bezeich- 
neten Grundantheile in die Verlaſſenſchaft des M gehören, fo bilden 
doch dieſe Grunpftüde keineswegs unmittelbar die den Necurrenten 
zugeftandene Hypothek, jondern er hat nur das Pfandrecht auf die dem 
Schuldner Hinfichtlih dieſer Grundftäde zuftehenden Erbsanſprüche 
erworben. Das ihm auf die Grundſtücke zugeftandene Pfandrecht ift 
alſo nur ein unmittelbares, welches nach 8. 822 a. b. G. B. und nad 
dem ausvrüdlichen Wortlaute des obergerichtlichen Urtheils erft von 
Zeit der erlangten Einantwortung wirkfam fein fol. Da nun ber 
Necurrent weder im Intabulations- noch im Schätzungsgeſuche ange- 
führt und nachgewiefen hat, daß die Erbseinantwortung nach M bereits 

Glaſer, Unger und Walther Entid. II. j 17 
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erfolgt, dann daß dem B ein und welcher Antheil der genannten Grund» 
ftüde zugewiefen worden fel, jo kann aud die Erequirung der biefem 
noch nicht gehörigen, fondern ein Berlaffenjhaftsgut des M bildenden 
Grundſtücke nicht bewilligt werben." 


Nr. 740. - 


Unzuläffigkeit der mündlichen Appellations - Anmeldung im 
ſchriftlichen Verfahren. 


Entſch. v. 1. März 1859, Nr. 1610 (Betätigung des dad Decret des B. ©. 
Bose v.22. Nopember 1958, Nr. 11820, abandernden Deerets des O. L. ©. 
Snusbrud dv. 21. Tecempr 1858, Nr. 4760). ©. 3. 1860, Yr. 75. 

In einer fchriftlih verhandelten Rechtsſache Hat der Kläger bie 
Appellations-Anmeltung gegen das erftrichterliche Urtheil am 14. Tage 
nad) der Zuftellung mündlich zu Protokoll gegeben, worauf das Gericht 
Tagfahrt zum Appellations-Verfahren und zur Acten-Jurgtulirung 
anorbnete. Der Gellagte ergriff gegen dieſen Beſcheid den Recurs, 
indem er anführte, ver Proceß fei auf Grund des Kinverftänpniffes 
ver Parteien jchriftlic verhandelt worden, folglich hätte die Appellations⸗ 
Unmeltung, gleichviel ob fie mündlich oder fchriftlich erfolgte, ihm zur 
Erftattung der Appellations-Einreve binnen 14 Tagen zugeitellt werben 
follen (8. 335 weftg. ©. D.). Eine Tagſatzung zum Appellations-Ver⸗ 
fahren und zur Acten-Inrotulirung jei nur im mündlichen Verfahren 
onzuorduen (338 weitg. ©. O.). 

In Erwägung, daß im ſchriftlichen Proceſſe auch die Appella« 
tions- Anmeldung ſchriftlich überreicht werden muß und daß es feiner 
Partei frei fteht, eigenmädtig vie Gattung des Verfahrens abzuän- 
bern, hat das Dberlandesgericht dem Recurſe Statt zu geben, uud 
dem erften Nichter aufzutragen befunden, dem Kläger in Erledigung 
feiner protofollarifchen Appellations- Anmeldung zu eröffnen, daß dieſer 
gerihtöorbnungswibrig angebrachten Appellationd » Anmeldung nicht 
Lauf gegeben werde, dem Kläger jedoch frei ftehe, feine fjchriftliche 
Aprellations. Anmeldung und Beſchwerden binnen drei Tagen anzu⸗ 

ringen. | 

Gegen diefe Entjbeidung ergriffen beide Theile den Recurs — 
ber Kläger, weil er die mündliche Appellatione-Anmeldung nad ber 
bisherigen Praxis der Gerichte für geſetzmäßig erfolgt anſah, alfo fie 
nicht wiederholen zu müffen glaubte; — der Oellagte, weil er das 
Recht des Klägers, die Appellations⸗Beſchwerden nachträglich zu über- 
reihen, für unwiederbringlich erloſchen betrachtete (88. 332 und 489 
weitg. ©. O.). 

Der oberfte Gerichtshof hat „in Erwägung, daß der Kläger und 
der Geklagte fid) auf das fchriftlihe Verfahren vereinigten, ohne ſich 


* 
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für das Appellations- oder Reviſionsverfahren das mündliche Ver⸗ 
fahren vorzubehalten; in Erwägung, daß Fein Theil eigenmädhtig von 
biefen Mebereintommen abgeben kann; in Erwägung, daß ber 8. 330 
weſtg. &. D. verorbnet, daß man bei dem mündlichen Verfahren 
auch nur mündlich die Appelletion anmelden könne und daß man daher 
umfomehr annehmen muß, daß bei vem fhriftlichen Verfahren die Appel⸗ 
lation auch nur fehriftlich angemeldet werden könne; in Erwägung, daß 
der Kläger feine Appellation am letzten Tage ver geſetzmäßigen Frift 
mündlich zu Protofoll gab, und der Richter diefelbe, ohne den Klä- 
ger zur fohriftlichen Ueberreihung berfelben nach den Geſetze anzu- 
weifen, zu Protofol nahm, daß e8 folglich zur Vermeidung einer Wie 
bereinfegung in ben vorigen Stand zwedmäßig war, dem Kläger eine 
kurze Frift zue Ueberreihung feiner fchriftlihen Appellations- Anmeldung 
zu beſtimmen“ — mit Berwerfung ber Recurfe beiver Theile die ober- 
Iandesgerichtliche Entſcheidung beftätigt. 0 


Nr. 741. 


Erbeinfegung der „nächſten Verwandten“. 


Enti. v. 1. März 1859, Nr. 1787 (Abänderung der Decrete ded B. ©. 
Sronau v. 18. September 1858, Ne. 3, ind des O. L. G. Graz v. 
16. November 1858, Nr. 8740). G. H. 1860, S. 170 ff. 


M fette in feinem Zeftamente feinen Vater zur einen Hälfte, 
feine „übrigen anderen Verwandten” zur anderen Hälfte feines Nach- 
laſſes als Erben ein. Die nächſten Verwandten, weldye die Erbſchaft 
in Anfprud nahmen, waren die A, Tochter einer Schwefter ber 
Mutter des Erblafjers, ferner die Repräfentanten von drei Schweitern 
des Vaters (und zwar von der einen 5, von der anderen 3, von 
einer dritten 1). Die erfte Inſtanz vertheilte die den nächſten Ver- 
wandten zufallende Hälfte nah Stämmen‘, fo daß aljo auf die Re 
präfentanten einer jeden der 4 Zanten des Erblaſſers, und namentlich 
auch auf die A, ein Achtel des Nachlaſſes entfiel. Die zweite In⸗ 
ftanz ging davon aus, daß die Vertheilung nit nach den für die 
gefegliche Erbfolge, jondern nad ben für die teſtamentariſch ertheils 
ten Vorſchriften, insbefontere nad) $. 555 a. b. B. ©. zu gefchehen 
habe, und wie® daher jedem ber zehn Seitenverwanbten ein Zwan⸗ 
zigftel des Nachlafjes zu. | 

Die dritte Inftanz ſprach der A ein Viertel des ganzen Nach 
laſſes aus folgenden Gründen zu: Wenn ein Erblafjer feine nächften Ver⸗ 
wandten ber Seitenlinie ohne nähere Bezeichnung derfelben zu Erben bes 
rufen hat, fo will er offenbar, daß nur jene Perfonen ihn beerben follen, 
welche ihm nach den gefeglichen Erbrechtsbeſtimmungen die nächſten find. 
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Hierauf gründen fi) die 88. 559 und 682 a. 6. ©. B. Eine ſolche Te⸗ 
ftamentaranordnung ift aljo eine ſtillſchweigende Berufung zur geſetz⸗ 
lihen Erbfolge. Dieſe beſtiumt aber nicht blos die Perſon des Erben 
und die Nähe der Berwandtichaft, fondern aud die Art und Weife der 
Bertheilung des Nachlaſſes unter mehrere Erben und deren Repräfen- 
tanten. Wenn der Erblaffer nicht ausdrücklich beftimmt, welcher Antheil 
den nach dem gefeßlihen Erbrechte erft auszunittelnden Verwandten zu⸗ 
zufommen hat, jo hat er eö auch bezüglich der Größe des Erbtheiles eines 
Jeden bei dem belaffen, was diesfalls das Geſetz beftimmt ; diefes hat 
aber in ven SS. 559 un» 682 bezüglich der Verwandten eine Ausnahme 
von der Anorpnung des SS. 555 a. b. G. B. gemacht, und fomit eine 
vom Richter feftzuhaltente Bermuthung aufgeftellt. Im heutigen Falle 
concurriren bezüglich des den Seitenverwandten zulommenden Nachlaſſes 
gleich nahe Descendenten aus der dritten Linie des Erblaffers, nämlid) 
9 Descendenten des väterlihen Großvaters des Erblaffers und ein 
Descenvent (A) der mütterlichen Großmutter des Letzteren. Die A er- 
foheint alfo als Repräfentantin des weiblichen Stammes, den Repräfen: 
tanten des männlichen Stammes gegenüber — al8 eine Perſon. Hier- 
nad hätte die Einantwortung an fie nad 88. 559, 682, 738 a. b. 
G. B. in der Art erfolgen follen, daß die Hälfte der für bie Seitenver- 
wandten beftimmten M’ihen Berlaffenfhaft in zwei Theile getheilt, 
davon ein Theil der großväterlihen Descendenz, beftehend in 9 Köpfen, 
zur weiteren Bertheilung an dieſe nah dem Borftellungsredhte, 
und ein anderer gleicher Theil, oder "/, des ganzen Nachlaſſes, ver 
A als ver einzigen Nepräfentantin der ımütterlihen Großmutter des 
Erblafjers zugefallen wäre.‘ 
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Nr. 742. 


Verlaſſenes Waſſerbett. — Beſitz an demſelben? 


Entſch. v.1. März 1859, Nr. 1795 (Beftätigung ded das Deeret der Prätur 
Sarnıco v. 25. November 1858, er. 5521, abündernden Decrets des O.L. ©. 
Mailand v. 29. December 1858, Nr. 16545). Gaz. d. Trib. 1859, ©. 226 ff. 

Dem Waffer, welches in einen die Orundftüde des B durch— 
fchneidenden Canale lief, wurde mit Zuftimmung des zum Waſſerbezug 
berechtigten A eine andere Richtung gegeben, „und B benügte das ver: 
fafjene Bett, um es für fih urbar zu machen. A belangte nun ven 
B in possessorio summarissimo wegen Befisftörung, indem er behaup- 
tete, Eigenthümer und Beſitzer des befagten Waſſerbettes zu fein, weil 
das durch jenen Canal geleitete Waſſer ihm gehörte. Der Bellagte 
mendete ein, daß dieſer lettere Umftano den Kläger nicht zum Eigen: 
. tbümer oder Bejiger des alveus gemacht habe, fondern daß bieraud 
"für ihn fi nur der Beſitz der Servitut der Wafferleitung durd) die 
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Grundſtücke des Beklagten ergeben würde, welcher Beſitz aber, ſeit⸗ 
dem das Waſſer mit Zuſtimmung des Klägers abgeleitet und durch 
einen andern Canal geführt wurde, von ihm ſelbſt aufgegeben ſei. — 
Das Gericht erſter Inſtanz ertanute nach dem Klagebegehren; das 
Oberlandesgericht entſchied gegen dasſelbe. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die Entſcheidung des Ober- 
Iandeögerichtes „in Erwägung, daß der Kläger für feine Behauptung, 
Befiger des einftigen Wafferbette8 zu fein, durchaus feinen Beweis 
beigebracht hat, indem die auf Anordnung des Klägerd unternommenen 
Sanalarbeiten, deren Ausführung er durch Zeugen beweifen will, ledig- 
li die Erhaltung des Waſſers in regelmäßigem Taufe bezielten, fomit 
als Befihandlungen an dem Wafferbett jelbft nicht gelten können“. 


Nr. 748. 
Unzuläffigkeit der Einftellung der Execution wegen einer gegen 
den Kläger eingeleiteten Wucherunterfuchung. 
Entf. v. 1. März 1859, Wr. 2255 (Onfbebung der gegiafürmigen Des 


crete des 8. G. Wels v. 3. November 1858, Nr. 2280, und deö 
Wien v. 14. December 1858, Nr. 110580 '®. 3 . 1859, Nr. 45) 


Nr. 744. 
Fortdauer des Perſonalarreſtes nach erfolgter Güterabtretung. 


Entid. y. 8. März 1859, Nr. 2382 (Beitätigung des Decrets des L. G. 
Wien v. 11. Jänner 1859, Mr. 66253, Abänderung des Decrets des O. L. G. 
Wien v. 25. Fanner 1859, Nr. 942). ©. 3. 1859, Nr. 55. 


Nr. 745. 
Umfang der Haftung von Streitgenoffen für die Proceßkoſten. 


Fatih. v. 8. März 1859, Nr. 2587 (Beitätinung ded dad Decret des 
x. ©. Bergamo v. 5. November 1858, Nr. 10077, abändernden Decretö 
des O. L. G. —— 22. Dre 0 Ne. 16111). Gaz.d,Trib. 1859, 


Auf die von A gegen B und deſſen Genoſſen angeftellte Klage 
um Theilung eines gemeinfhaftlihen Vermögens entſchied das Gericht 
nad dem Begehren des Klägerd und verurtheilte die Beklagten aud) 
zum Erſatz der auf 430 Fire richtig geftellten Procegkoften. Nach ein⸗ 
getretener Rechtskraft dieſes Erkenntniſſes begehrte A gegen zwei von 
den Bellagten die Mobilienpfändung für die volle Summe der ihm 
zugeſprochenen Proceßkoſten. — Das Gericht erſter Inſtanz bewil⸗ 
ligte die Pfändung. Das Oberlandesgericht wies den Kläger ab, indem 
es ihm das Recht vorbehielt, gegen diefelben Beklagten die Pfändung 
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für jenen Theilbetrag der Proceßloften zu begehren, welchen fie als 
Theilſchuldner zu bezahlen haben, 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte die Verordnung des Ober⸗ 
landesgericht8 „in Erwägung, daß, jowie die Koften der Theilung eines 
gemeinſchaftlichen Vermögens der Negel nad von fänmtlihen Genoſſen 
pro rata getragen werden müſſen, ohne daß im diefer Beziehung zwi⸗ 
hen ihnen ein Solivarverhältniß beftände, die beklagten Streitgenoflen 
in gleicher Weife und ohne Solidarität auch zum Erſatz der Koften 
ber von ihnen unbeantwortet gelaffenen Klage auf Theilung bed ger 
meinfchaftlihen Vermögens beizutragen haben, zumal da das Erlennt⸗ 
niß, wodurch auf Theilung entſchieden und ihnen der Erſatz der Koften 
auferlegt wurde, in leßterer Beziehung ein Solidarverhältniß nicht 
feſtgeſetzt hat”. 


Nr. 746. 
Entſchädigungsklage aus der Verwaltung des Sequefters. 


Entid. v. 9. März 1859, Nr. 2133 (Beſtätigung des das Urtheil der BERUE 
Loreo v. 7. September 1858, Nr. 3460, abandernden Nrtheilddes DO. 2. @. 
Vendig v. 9. December 1858, Nr. 20916). G. 3. 1859, Nr. 70.’ 

Ein Pachtgut, deffen Früdte auf Anfuchen eines Gläubigers 
des Pächters fequeftrirt worden waren, wurde wegen eines Steuer- 
rüdftandes der im Iombarbifch-venetianifchen. Königreiche eingeführten 
privilegirten Fiscalexecution unterzogen und verkauft. Der Verwalter 
ber Concursmaſſe des inzwifchen infolvent gewordenen Verpächters exe 
fegte, um das Grundſtück einzuldjen, den 550 L. betragenden Kaufepreis 
innerhalb der gefeglichen Einlöfungsfrift, und belangte den ſequeſtiren⸗ 
den Gläubiger und den Sequefter auf Vergütung diefer Summe zur 
ungetheilten Hand. Nach den Beftimmungen des Beftandvertrages hatte 
der Pächter die Grundfteuer für Rechnung des Berpächters mit den 
fälligen Pachtgelvern zu bezahlen, — Die Prätur erfannte nad dem 
Begehren; da8 Oberlandeögericht gegen dasſelbe. Die Erkenntniffe 
beider Untergerichte beruhen auf meritorifhen Gründen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das abweifende Urtheil des 
Oberlandeögerichtes, und zwar „in Erwägung, daß die Öeftion des Se- 
quefters nad) 8. 393 weſtg. ©. O. Gegenftand der Rechnung ift, die 
derfelbe bei dem Richter einzureichen hat, von welchem unmittelbar er 
fein Mandat empfing ($. 392 weſtg. ©. D.); daß eben die Unter 
ſuchung der Rechnung zu ergeben bat, ob und für welde Mängel ver 
geführten Verwaltung der Sequefter in Haftung fei, mithin bie vorlies 
gende, vor ver Rechnungsablage gegen ihn angeftellte Klage auf Erſatz 
des angeblid durch ſchuldbare Unterlaffung des Sequeſters einem 
Dritten verurſachten Schadens verfrüht ift; durch die Klage, in fo ferne 
dieſelbe auch gegen den ſequeſtrirenden Gläubiger gerichtet iſt, dieſer 
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für eine Nacdläfligkeit de8 Sequefter8 verantwortlid gemacht, fomit 
gegen den Öläubiger eine richterliche Entfcheivung herbeigeführt werben 
fol, welche pen Beweis eines dem Sequefter zur Laft fallenden Berfchul« 
dens zur Borausfegung bat; daß endlich bei der durch die Seque- 
ftration der Früchte de8 Pachtgutes eingetretenen Aenderung in dem 
factifchen und rechtlihen Verhältniſſe bed Verpächters beziehentlich der 
klagenden Concursmaſſe desfelben zu feinem Pächter, die Frage: Wem 
die Beſchaͤdigung des Verpächterd durch die unterlaffene Steuerzahlung 
zur Schuld zuzurechnen und deßhalb der Erfat des Schadens aufzu- 
legen fei, ohne daß der Pächter ſelbſt an dem Procefie als Streitgenoffe 
Theil nimmt, nicht entfchieden werben kann”. 


Kr. 747. 


Zahlungsübernahme: Klage des Dritten gegen den Ueber- 
nehmer, 


Entſch. v. 9. März 1859, Nr. 2208 (Betten de8 dad lirtheil der 
Stadtprätur Belluno v. 28. Juni 1858, Nr. 2832, abänderuden Urtheild 
des O. L. G. Venedig v. 3. December 1858, Nr. 12979). G. 3.1859 Nr. 66. 

Bei der Abfchliefung des Kaufvertrages über ein Grundftüd 
verfprach der Käufer B dem Berläufer C, daß er auf Abjchlag des 
Kaufjhillings die Summe von 832 L., welche A von C zu fordern hatte, 
an feiner Statt dem Gläubiger bezahlen werde. 8, liegt nicht vor, 
daß A dieſem Bertrage jemals beigetreten ſei; es fcheint vielmehr, 
daß er Davon nicht einmal Kenntniß erlangt babe, da er gegen ſeinen 
Schuldner C geridtlihe Schritte unternahm, um mit feiner Forderung 
auf dem Bermögen desſelben fichergeftellt zu werden, Nach A's Tode 
traten num beflen Erben gegen B mit einer Klage auf, worin fie auf 
Grund des erwähnten Bertrages begehrten, daß B al® Affignat [huldig 
erfannt werde, die Forderung von 832 2. ihnen zu bezahlen. Auch C 
war zur Zeit der Klageſtellung bereits geftorben. 

Die Prätur erfannte nad) dem Begehren. In den Entſcheidungs⸗ 
gründen wirb die Affignation als ein von C dem B ertheiltes Mandat, 
dem A einen Bortheil zuzumenven (8. 1019 a. 6. G. B.), aufgefaßt, 
welches dem Lebteren, beziehentlich feinen Erben, nachdem fie davon 
Kenntniß erlangt hatten, das Recht gab, gegen den Mandatar B lage 
zu führen, fo lange die Vollmacht nicht widerrufen wurde. Da nun.ein 
folder Widerruf von dem Bellagten B nicht einmal behauptet und an- 
bererfeit8 von ihm die eingemwenbete Befriedigung des Autor ber 
Kläger durch den Affiftenten felbft nicht bewiefen worden fei, fo könne 
fi der Beklagte ver Pflicht, die Abernommene Schuld den Klägern 
zu bezahlen, nicht entjchlagen. 
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"Das Oberlandesgeriht hat die Kläger abgewieſen. In den Mo 
tiven wird die erftrichterlihe Subfumtion des Gefchäftes unter $. 1019 
a. 6. ©. B. als unrichtig bezeichnet, da der vor B übernommene Auf: . 
trag nicht darin beftand, dem A einen Vortheil zuzuwenden, fondern eine 
Forderung desjelben an der Stelle jeined Schuldners zu bezahlen, abge- 
ſehen davon, daß diefes Mandat durch den von der Ausführung besfelben 
eingetretenen Tod des Mandanten wieder erlofchen war (8.10224.6.©.8. 
Es handle fi hier um einen von dem Affignanten und dem Affignaten 
gefchloffenen Anweifungsvertrag, aus welchem ein Obligations-Berhält- 
niß zwifchen dem Letzteren als Schuldner und dem Affignatar als 
Gläubiger nur in Folge des Beitrittes des Affignatars entftehen konnte ; 
der Beitritt desfelben jei aber nicht nachgewieſen worden, vielmehr das 
Gegentheil, die Nichtannahme der Afjignation von feiner Seite, voraus- 
zufegen, da er, nachdem der Vertrag zu Stante gefommen, nocd gegen 
ben Affignanten gerichtliche Schritte unternommen habe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil des Oberlandes- 
geridhte® aus denſelben Gründen. 
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Nr. 748. 


Frift zur Appellation nad Verabredung auf fehriftliches 
Berfahren ftatt des fummarifchen. 


Entſch. v. 9. März 1859, Nr. > aber 1ED8L Se der yeißförmigen 
Decrete —F B. ©. St. Florian v. 2. October 1 4, und 
8.2.6. Wien v. 7. December 1858, Nr. 14581). G a 1859, Nr. 57. 


Nach Anordnung der Tagfagung zum fummarifhen Verfahren 
vereinigten fi die Parteien auf das fchriftlihe Verfahren, wobei der 
Beklagte, welcher den Antrag machte, ausdrücklich die Erfparung ber 
Neifeloften feines Vertreter ald Grund angab. Am 14. Tage nad) 
Zuftellung des Urtheils erſter Inſtanz brachte ver Beklagte die Appel- 
lationsanmeldung ein; ſie ward aber von beiden unteren Inſtanzen 
als verſpätet deßhalb zurückgewieſen, weil „in dem Uebereinkommen 
auf das ſchriftliche Verfahren von dem Appellationszuge feine Ermäh- 
nung gefchieht, und die Abficht der Kontrahenten nur auf die Er- 
ſparung der Koften gerichtet war”. 

Der oberfte Gerichtshof gab dem aufßerorbentlihen Reviſions⸗ 
recurje nicht ftatt, da er diefe Auslegung des Uebereinkommens nicht 
offenbar unrichtig fand. 
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Nr. 749. 


Beftelung des PVerwalters einer gemeinfchaftlichen Sade 
dur den Richter. 


Eutſch. v. 9. März 1859, Nr. 25230 (Abänderung der gleichförmigen De- 

erete des L. ©. —885 6. September, 1858, Nr. 17065, und des DO.2. ©. 

Venedig v. 23. November 1858, 2 ae 4 1602). 1ieo d. Trib. 1859, &.267. 
©. 3, 14 


A und B find je zur Hälfte Eigenthümer eines Haufes, deffen 
Berwaltung bisher von B geführt wurde. Eine Meinungsverfchievenheit, 
welche über die Vermiethung desfelben zwifchen ihnen entftand, veran« 
laßte den A bei Gericht da8 Begehren zu ftellen, daß die Verwaltung 
des Haufes einem Dritten, dem C, übertragen werbe. B erhob dage⸗ 
gen Einſprache und madte geltend, daß fein Grund vorhanden fei, 
ihm die Adminiftration, die er bis nun zur Yufrievenheit des Mit- 
eigenthümers A geführt babe — was diefer nicht abläugnete — ab» 
zunehmen, und daß er bie Bertheuerung der Verwaltung durch Beftellung 
eines andern Berwalters fi nicht gefallen Laffen müffe, zumal nicht 
in der Perſon des dem A nahe verwandten C. — Beide Untergerichte 
verwarfen bad Geſuch des A und begründeten ihre Entfeheidung damit, 
baß ber im $. 836 a. b. G. B. behandelte Fall der Nothwendigkeit, 
einen Verwalter des gemeinſchaftlichen Hauſes (deſſen Wahl übrigens 
hier, wo die Autheile der beiden Miteigenthümer gleich groß ſind, 
allerdings von dem Richter zu treffen wäre) aufzuſtellen, nicht ein⸗ 
tritt, da die Verwaltung von dem Miteigenthümer B und zwar zur 
Zufriedenheit des andern Genoſſen geſührt wird, daher kein Grund 
vorliegt, ihn derſelben gegen ſeinen Willen zu entkleiden; daß A, wenn 
er mit der von B beabfichtigten Vermiethung des Haufes nicht einver- 
ftanden ijt, feine Einwilligung hiezu verfagen mag, allein deßhalb noch 
nicht berechtigt ift, das Haus unter die Verwaltung eined Andern ftellen 
zu laffen und babuch dem B das ihm vom $. 833 a. b. ©. 8. 
eingeräumte Befugniß der Mitverwaltung der gemeinſchaftlichen Sache 
zu entziehen, und daß überhaupt die zwiſchen den Miteigenthümern in 
Betreff der Art der Verwaltung entſtandene Uneinigkeit für ſich allein 
nicht hinreicht, um die von dem Einen nachgeſuchte gerichtliche Be⸗ 
ſtellung eines Verwalters zu rechtfertigen, da dem andern Genoſſen die 
hiermit gewöhnlich verbundenen höheren Verwaltungskoſten nicht auf⸗ 
genöthigt werden dürfen. 

„In Erwägung, daß nach 8. 833 a. b. G. B. in Angelegen- 
heiten der orbentlihen Verwaltung der gemeinfchaftlihen Sade die 
Mehrheit der nach Verhältniß der Antheile der Miteigenthümer zu 
zählenden Stimmen entſcheidet, — daß die Bermiethbung des gemein- 
ſchaftlichen Haufes, worüber A und B fi nicht vereinigen können, zu 
den Angelegenheiten der ordentlihen Verwaltung desfelben gehört, — 
daß mithin über die Urt der ferneren orventlihen Berwaltung des 
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Hauſes, wie auch über die Wahl des Verwalters, eine Uneinigkeit der 
Genoſſen vorliegt, welche bei der Gleichheit ihrer Eigenthumsantheile 
durch Stimmenmehrheit nicht geſchlichtet werden kann, woraus ſich 
nach 8. 836 a. b. ©. B. die Nothwendigkeit der Beſtellung eines Ver⸗ 
walters durch den Richter ergibt”, — hat ber oberfte Gerihtähef 
mit Abänderung der untergerichtlihen Entſcheidungen verorbnet, daß 
der Verwalter des gemeinfchaftlihen Haufes von dem Richter beftellt, 
biezu aber eine dritte, von ben Parteien nicht vorgefchlagene Perfon 
gewählt werbe. 


— — .—|—— 


Jr. 750. 


Zuläffigleit des Diffeffionseides über die Unterfchrift eines 
Berftorbenen, ungeachtet derjenige, der den Eid fchwören Fol, 
in fremden. Namen Proceß führt. 


Eutſch. v. 9. März 1859, Nr. 2558 (Befätigung des Urtheiled des 2. @. 
Brag v. 6. Mai 1858, Ar. 5147, Abänderung deö Urtheiles des D.R. ©. 
rag d. 27. October 1858, Nr. 16968). ©. 3. 1859, Nr. 64. 


Ein Armenhans, welches den B beerbt hatte, war in ber Berfon 
feines Oberdirectors auf Grund einer angeblih von B und von zwei 
Zeugen unterfchriebenen Urkunde bellagt. Der Oberpirector beftritt 
die Echtheit der Unterfhrift und es ward ihm darüber ver referible 
Haupteid aufgetragen, auf welden die erfte Inftanz auch erkannte. 
Das Oberlanbesgericht [prah dagegen aus: Der dem Oberbirector des 
geflagten Armenhaufes über die Echtheit ber Unterfchrift aufgetragene 
Hanpteid fei nach 8. 207 a. ©. O. unzuläffig. „Denn der Oberdirector 
. führe nicht im eigenen, fondern im Namen des von ihm vertretenen 
Armenhaufes den Procek, und die Beflimmung des 8. 37 des Summar- 
Patents, al eines Ausnahmsverfahrens, kann feine analoge Anwendung 
finden,“ 

Der oberſte Gerichtöhof hat das Urtheil erfter Inſtanz beftätigt 
und dieſes Erkenntniß nachftehend begründet: „Der über die Echtheit 
der Unterfchrift des B aufgetragene Haupteib ift ein gerichtsordnungs⸗ 
mäßiges Beweismittel und der Zuläfligfeit desfelben ſteht der Umſtand, 
daß der Oberbirector des gellagten Armenhaufes den Proceß nicht 
im eigenen Namen führt, nicht entgegen. Denn der 8. 207 a. 
G. D., nad weldem demjenigen, der den Proceß nicht im eigenen 
Kamen, fondern nur für einen Dritten führt, der Eid nur über feine 
eigenen und nicht über fremde Handlungen aufgetragen werten Tann, 
fpriht nur vom Hanpteide. Diefe Beitimmung findet fomit auf ven 
im 8. 134 a. ©. O. als ein befonvered Beweismittel aufgeftellten 
Diffeffions-Eid feine Anmendung. Daß diefe Anficht in dem Sinne 
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und dem 1 Seife bes Geſetzes begründet fei, geht auch aus dem 8. 37 
bes Geſetzes über das Summarverfahren hervor, weil biefelbe fonft dort 
nicht fo Har und beſtimmt hätte ausgefprochen werben können.” 


Nr. 751. 


Fortdauer der Verbürgung im Fall ftillfehweigender Erneue⸗ 
rung bes Beftandvertrages. 


Eutſch. v. 15. März 1859, Nr. 2517 a A des das Urtheil der 

GStadtprätur Bencd'g v. 7. Septemb er 1858 3, abändernden lir- 

theils des O. L G. Asenedig vom 13. Jänner 1859, Nr. —3 8). ©. 3. 1859, 
Nr. 62, Eco d. Trib. 1860 ©. 328 ff. Teibine 1861, Nr. 100. 

In dem fhriftlihen Vertrage, worurh A tem B fein Haus 
»ermiethete, wurde die Dauer der Miethe auf ein Halbjahr, vom 
1. Auguſt 1853 bis Ende Jänner 1854, feftgefegt und zugleich fünfs 
zehntägige Auflündigung bet fonft ſtillſchweigend auf ein weiteres Halb» 
jahr erneuerter Miethe bedungen; für die Bezahlung des Miethzinfes 
verpflichtete ſich den: A als Solivarbürge. A kündigte dem Miether 
anf 1. Auguft 1855; die gerichtliche Auffündigung wurde dem Letzteren 
rechtzeitig zugeftellt, ver Bürge jedoch hievon nicht verftändigt. B blieb 
aber, mit ftillfchweigender Genehmigung des. A, nad dem 1. Auguft 
1855 in der Wohnung bis zum 1. März 1858, an welchem Tage 
er biefelbe in Folge der im December 1857 ihm und aud dem Bür⸗ 
gen intimirten Auflündigung bes A räumte. Da er den Miethzins für 
das legte Yahr, vom 1. März 1857 bis Ende Februar 1858, ſchul⸗ 
dig geblieben war, belangte A ihn und den Solidarbürgen C auf 
Zahlung vesfelben. Dem gegen C gerichteten Klagebegehren ward nur 
in erfter Inſtanz ftattgegeben, vie beiden höheren Gerichte wiefen 
es zurüd. 

Gründe der dritten Inftanz: „Der Kläger gründet fein . 
gegen C gerichtetes Begehren auf den Miethvertrag, welchem berfelbe 
ale Solidarbürge beigetreten war. Nun ift aber biefer Miethvertrag 
am 1. Auguft 1855 durch die auf diefen Tag gegebene, vom Miether 
nicht beanftändete Künpigung des Klägers erlofhen und mit demfelben 
auch der Bürgfchaftsvertrag. Wenn alfo der Miether nah dem 1. Aus 
guft 1855 fortan mit Zuftimmung des Beftandgebers in der Wohnung 
blieb, fo geſchah e8 auf Grund eines neuen zwiſchen ihnen ftattgefun- 
denen Uebereintommens, welchem C al® Bürge nicht mehr beigetreten 
if. A bat daher gegen den Letzteren kein Klagerecht auf Zahlung von 
Mietbzinfen, welche der Beflannnehmer aus der Periode dieſes zwei⸗ 
ten Bertrages ſchuldig ift.“ 
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Nr. 752. 


Umfang des Geſchäftsbefugniſſes öffentlicher Agenten. 


Entit, b. v. 15. März 1859, Nr. 2708 (Beltäti ugs des Decrets des O. L. ©. 
ien v. 15. December 1858, Nr. 1486 . 1859, ©. 208. 

Eine Advocatenlammer führte gegen einen —— Agenten 
Beſchwerde, weil derſelbe in vielen Streitſachen als Verwalter einer 
Brandſchadenscaſſe, als Güterdirector eines Stiftes und auch als Ver⸗ 
treter mehrerer anderer Parteien, deren Vermögen er nicht verwalte, 
mit Berhandlungsvollmadyt eingefchritten fei. 

Das Oberlandesgericht gab diefer Beſchwerde Folge und unter- 
ſagte den Agenten für die Zukunft ähnliche Vertretungen, weil dieſe 
die dem Agenten zuftehenden Befugniffe überfchreiten. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung des. Obere. 
landesgerichted aus folgenden Gründen: „Die vom Oberlandesgerichte 
gegebene Anwendung der die Behandlung der Wintelfchreiber betref⸗ 
fenden Yuftizminifterialverorpnung vom 8. Juni 1857 Nr. 114 
R. ©. DB. auf die äffentlihen Agenten, ift, infoweit es ſich um 
Schriftenverfaſſung und Barteienvertretung in Streitfadyen handelt, aller- 
dings begründet, weil dieſe als Erwerbsgeichäft betriebene Vertretung, 
wenn aud im fummarifchen uud mündlichen Streitverfahren auf dem 
Lande das Einjchreiten befugter Rechtsfreunde- für die Parteien nicht 
nothwendig ift, immer nur den Advocaten als ſolchen zugewiefen bleibt, 
beren Beftellung auf dem Lande fonft ganz überflüffig wäre; weil 
eben deßhalb aud nad dem Inhalte des Hoffanzleivecreted vom 16. 
April 1833 Nr. 2608 J. ©. S. (wodurch das Inftitut der „Hofe 
agenten” aufgehoben und jenes der „öffentlihen Agenten” eingeführt 
wurde) die Öffentlihen Agenten von ber gewerbsmäßigen Partetenver- 
tretung im Gtreitverfahren ausgeſchloſſen find ; weil endlich der $. 185 
der Geſchäftsordnung vom 3. Mai 1853 Nr. ER. ©. Bl. über- 
haupt nur von „zuläffigen Bevollmädtigten“ handelt, ohne vie geſetz⸗ 
lichen Bedingungen der Zuläſſigkeit zu berühren.“ 


Nr. 753. 


Bedingungen der Intabulation. Schenkung auf den Todesfall. 
Entid. v. 15. März 1859. Nr. 2a „(eekätinung des Decretes des 2. ©. 


Wien v. 3. December 1858, Nr. 62105 anänderung ded Decrets des 
D. 2. ©. Wien v. 18. Jänner 1859, Nr. 544). ©. 3.1859, Nr. 69. 
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Berhältnig der Gerichte zu den Adminiftrativbehörden: Com- 
petenz der Gerichte zur Enticheidung über die Exrtabulation 
eines als öffentliches Gut erflärten Grundftüdes. 
Entid. v. 15. Mär; 1859, Nr. 2835 (Beitätigung der nleihfürmigen De- 


crete des L. G. Trieit vom 10. November 1858, Nr. 10131, und des D. L ©. 
Trieft vom 8 Jänner 1859, Nr. 4939). ©. 3. 1859, Nr. 48. 


Ein Grundftüd, auf weldem zu Gunften zweier Gläubiger 
Sätze von 65.000 fl. und von 30.000 fl. einverleibt waren, war in 


einen öffentlihen Pla verwandelt worden und e8 bat deßhalb der 


Bertreter des Magiftrates von Trieſt um die Austragung aus ber 
Landtafel. Diefe Austragung ward von ven unteren Inflanzen ver- 
weigert, weil fie die bezüglich der erwähnten zwei Säte beigebrachte 
Löſchungsbewilligung nicht genügend fanden. | 

Segen dieje gleihförmigen Verordnungen ver Untergerichte ergriff 
ber Vertreter des Magiftrates den Recurs und führte in vdemfelben 
Folgendes an: „Was nicht Gegenſtand des Privatrechtes ift, gehöre 
nicht in die Öffentlichen Bücher und fei der Jurisdiction der Gerichts- 
behörde entzogen; Angelegenheiten folder, d. i. nicht privatrechtlicher 
Natur, feien von der VBerwaltungsbehörbe zu regeln und zu entfcheiden. 
Nun habe aber der Magiftrat, in Vollziehung eines Auftrages der 
Berwaltungsbehörde und bereditigt durch das Statut von Trieſt und 
die beftehenden Gefege, den Ausspruch gethan, daß die fraglichen 
Grundſtücke nicht mehr Privateigenthum, fondern ein öffentliches Gut 
feien. Durch die politifhen Geſetze werde die Verwaltungsbehörde auch 
angewwiefen, in den Fällen der Ummantlung von Privateigenthum in 
öffentliches Gut für die Befriedigung der etwaigen Hypothekargläubiger 
Sorge zu tragen und dann auszufprecdhen, daß durch die Umwandlung 
die Hypotheken weggefallen feien. Dieſen Ausjpruh Habe nun der 
Magiftrat, nachdem er fi erft von der Tilgung der hypothekariſch 
verficherten Yorderungen die Ueberzeugung verſchafft hatte, gethan und 
jeinen Bertreter beauftragt, die Abjchreibung derſelben in ver Landtafel 
zu erwirfen. Den Gerichten habe daher eine Prüfung der Gründe des 
Wihungsgefuches im Intereſſe ver Pfandgläubiger, eine Cenfur ber 
vom Magiftrate kraft feiner Amtsbefugnif getroffenen, nur der Beur- 
theilung der ihm vorgefegten VBerwaltungsbehörde unterliegenden Ber: 
fügung nicht zugeftanden, fie feien verpflichtet gewejen, dem Abfchrei- 
bungsgeſuche des Magiftrates als dem Requifitorium einer Behörde 
ohnemeiteres Bollftredung zu geben, anftatt daß fie den Magiftrat 
gleich einer Partei behandelten.“ 

Der oberfte Gerichtshof hat den Recurs verworfen, und zwar 
„in Erwägung, daß nach den Beftimmungen des a. b. G. B., nad) 
den über die Führung der öffentlichen Bücher beftehenden Vorſchriften 
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und aud nad den 88. 49 und 90 der I. N. nur die Gerichte ber 
rufen find, jene Anorbnungen zu erlaffen, wodurd Veränderungen im 
dem Stande der öffentlihen Bücher herbeigeführt werden follen, und 
baher aud nur fie zu beurtheilen haben, ob die Bedingungen, unter 
welchen eine ſolche Veränderung bewilligt werden kaun, erfüllt feien, 
— daß, wenn aud dem Magiftrate ver Stadt ZTrieft der Ausſpruch 
zufland, daß bie der Stabtgemeinde gehörigen Orunpftüde von nun 
an öffentliches Gut fein follen, nichtsdeftoweniger das Landesgericht 
in Trieft ald das competente Realgericht den Austrag vderfelben aus 
ber Yanttafel und bie Löſchung ter darauf haftenden Laſten zu bes 
willigen hatte; — daß mithin das befagte Landes gericht auch berufen 
war, zu unterfjuchen, ob die von Den Gefege für tie Zuläſſigkeit von 
Hppothefenföfhungen geforberten Belege wirflid) beigebrad)t wurden, 
und daß die vorgelegte Erklärung des Magiftrates: Es jei die bereits 
gefchehene Tilgung der auf den Grundſtücken haftenden Schulden er- 
hoben worden, dem, Gerichte um fo weniger genüyen durfte, als vie 
Stattgemeinde in dieſer Angelegenheit Partei iſt, und über die Tilyung 
der Paſſiven außerben fein hinlänglicher Beweis mit dem bei ber 
erften Inftanz überreichten Gefuche vorgelegt wurde“. 


Ä Nr. 755. 
Handlungsfähigkeit der Meilitärperfonen vom Feldwebel 
abwärts. 


Decrete des Rt. ©. Wien v. 12. October 1858, N 
Wicw a. 23. November 1858, Nr. —* ti 2 rer 


Die Ehegatten A hatten von B und C ein Hans ft F 
Einverleibungsgeſuch warb aber, ſoweit es Die dem B gehörige Hälfte 
betraf, von beiden unteren Inſtanzen abgewiefen, weil B Cadet-Ge⸗ 
meiner bei einem Yeldjäger-Bataillon jet, 

Der oberfte Gerichtshof gab dem dagegen ergriffenen Recurſe ftatt: 
„Denn im Hofbecrete vom 25. Juni 1795, Nr. 237 3.8.6. (Wejfely 
I Nr. 1007) fei e8 wohl unterjagt, Mititäriften vom Feldwebel abwärts, 
ihr Bermögen ohne Conſens der betreffenden Militärbehörde auszuzahlen 
und derjenige, welcher dieſem Verbote entgegenhandelt, fer unter Umftän- 
den mit ber darin ausgefprodhenen Ahndung bebroht; allein e8 fei weder 
aus den Worten nody aus dem Sinne biefed Geſetzes zu entnehmen, 
baß ein folder Militärift über fein unbeweglihes Bermögen, wenn 
fenft fein Hinderniß im Wege fteht, nicht beliebig verfügen könne, und 


daß er bei der Veräußzerung desſelben an die Zuſtimmuns ſeiner Mili⸗ 
tärbehörde gebunden ſei.“ 


Entid). v.15. März 1859, Nr. 2900 (Apünberung, det er glei MERK 
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Borausfegungen der Befigftörungsflage. 


Eutſch. v. 22. März 1859, Nr — —— des das Decret des B. G. 
Bianjenburg v. 1. September 1858, N abändersden Decrets bes 
D. 2. 8. Hermanuftadt v. 18. Basler 1858, Nr. 10053). &. 9.1859, 


A hatte am 23. October 1857 ein Grundſtück erflanden, in 
deſſen phyſiſchen Befig er, den Beilbietungsbebingniffen zufolge, fofort 
treten ſollte. Im Sommer 1888 brachte er eine Beſitzſtörungsklage 
gegen B ein, welcher das Getreide auf dem Grundſtück zu ſchneiden 
begann. In erſter Inſtanz zugelaſſen, ward ſein Begehren in zweiter 
und dritter Inſtanz zurückgewieſen. 

Gründe der zweiten Inſtanz: „Der factiſche Beſitz ſpricht 
für den Geklagten, nachdem er im Herbſte 1857 den fraglichen Ader- 
grund von der frühern Kigenthümerin auf ein „Jahr in Pacht ge- 
nommen und angebaut bat, und zwar ijt dies um fo. mehr ber 
Tal, als der Kläger gar nicht behauptet, noch weniger erwiefen Kat, 
daß er Beſitzrechte auf dieſen Ader factiſch ausgeübt hätte. Das Er⸗ 
ſtehen desſelben bei der gerichtlichen Licitation gibt dem Kläger nach 
88. 317 und 424 a. b. G. B. den Titel, das Recht zum Beſitz, keines⸗ 
wegs aber den factiſchen Beſitz; und der vom Kläger berufene 8. 1121 
a. b. G. B. findet im Befibftörungsverfahren keine Anwendung, wohl 
aber im ordentlichen Verfahren wegen Geltendmachung des ftärlern 
Rechtes, — welches einzufchlagen dem Kläger unbenommen bleibt.“ 


Nr. 757. 


Compromiß unter der Bedingung der Genehmigung des 
Schiedsſpruches Durch das Euratelgericht; Beendigung ber 
Euratel vor ale Genehmigung. 


Entid. dv. 22. Mär; 1859 2264 (Beftätigung des das Urtheil der 
Frätur Breno v. 24. Juli LE 8, Nr. 52 16, abändernden Urtheild des O.2.®. 
Mailand v. 26, November 1858, Nr. 12958). ©. 3.1859, Nr. 76. 


Zwifhen dem Curator des zum fchweren Kerker verurtheilten 
A und defjen Gegner kam ein Compromiß zu Stande, vermöge deſſen 
ber Schiedsfprudy gegen den A erft dann Wirkung haben follte, wenn 
er nom Guratelgericht genehmigt würde. Am 5. Februar 1857 ver- 
fügte die Curatalbehörde vie Zuftellung des Schiedsſpruches an ben 
Curator ded A zur Erklärung oder Anjtellung ver Klage nad) SS. 352 
und 353 it. G. O. (88. 273 und 274 a. ©. O.). Die Zuftellung 
erfolgte am 11. Februar. Am 7. desſelben Monats ward aber A in Folge 


\ 
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eines Önadenactes aus dem Kerker entlaffen, und am 13. März bob 
das Gericht die Curatel auf. A Magte fodann auf Ungiltigerflärung 
des Schiedsſpruches. 

Die erfte Inſtanz wies das Klagebegehren zurück. In ten Mo- 
tiven wird geſagt, daß der Mangel der euratelgerichtlichen Genehmi- 
gung des Schiedsſpruches dem Kläger Fein Recht gebe, denfelben anzu- 
fechten, weil der Vorbehalt diefer Genehmigung felbftwerftändlich die 
über den Kläger verhängte Vermögenscuratel zur nothwendigen Vor- 
ausjegung hatte, mithin biefelbe durch die inzwischen erfolgte Aufbe- 
bung ter Curatel entbehrlich wurde, 

Das Oberlantesgericht erfannte nad) dem Begehren und zwar 
aus folgenten Gründen: „In dem Compromiffe ift die Wirkſamkeit 
des eventuellen Schiedsſpruches an die curatelgerichtlihe Genehmigung 
desfelben geknüpft, dieſe Suspenſivbedingung aber vereitelt worden, 
weil A, ehe noch fein Gurator Über tie ſchiedsrichterliche Entſcheidung 
vor dem Guratelgerichte ſich erflärt hatte, wieder zur freien Bermögens- 
verwaltung gelangt war, fomit die Genehmigung desjelben von Seite 
der bisherigen Euratelbehörde gar nicht mehr erfolgen konnte. Es 
mußte daher der Sciersiprud, um gegen A wirkſam zu fein, von 
ihm felbft ratihabirt werden, was aber nicht geſchah, da er vielmehr 
mittelft Klage die Nichtigkeit und Ungefeglichfeit desfelben geltend ge- 
madt bat.“ 

Der oberfte Gerichtshof heftätigte das Urtheil des Oberlandes- 
gerichtes mit Billigung ver von demfelben hinausgegebenen Entfcei: 
dungsgründe. 


Nr. 758. 


Pfandbriefe an gerichtlihen Depofiten: Altervorzug. 


Eutſch. v. 23. März 1859, Nr. 3087 (Beftätigung ded Decreted des B. ©. 
Pürglitz v. 3. Anti 1858, Nr. 1924, Abänderung des Decrets des O. L. G. 
rag v. 237. October 1858, Nr. 16701). ©. 3.1859, Nr. 117. 

In Erlerigung eines bei dem DBezirkögerichte unmittelbar am 
17. Auguft 1857 eingebrachten Geſuches wurde dem A am 30. Juni 
1858 die erecutive Einantwortung eines gerichtlichen Depoſitums bes 
willigt, und deshalb dem Befceide des Landesgerichtes Prag vom 5. 
Mai 1858, womit dasselbe Depofitum Tem B executive eingeantwortet 
und das Bezirksgericht um den Vollzug erſucht wurde, feine Folge 
gegeben. — Das Oherlanvesgeriht ſprach der vom Landesgerichte 
Prag ausgehenden Einantwortung die Priorität zu; der oberfte Ger 
richtshof dagegen beftätigte die Verfügung des Bezirksgerichtes, „in 
Erwägung. daß für die Priorität der ans derlei Einantwertungen er: 
worbenen Rechte nur das frühere Einlangen bei dem Gerichte, wo 
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das Erecutionsobject befindlich ift, maßgebend fein kann, weil fonft jene 
Rechte nicht von der Wachſamkeit der Parteien, fondern von der fiber 
derlei Geſuche und Requiſitionen erfolgenden früheren ober fpäteren 
Erledigung abhängen würben, hierauf aber verſchiedene Zufälligkeiten, 
wie Krankheit der Beamten, Geſchäftsandrang zc. Einfluß nehmen 
fönnen, was gewiß nicht als dem Sinne und der Abfiht der Gefete 
entfprechend angefehen werben Tann; in Erwägung enblid, daß dieſe 
Annahme aud) durd) die Analogie der über die Erwerbung von Eigen- 
thums⸗ und Pfandrechten auf unbewegliches Vermögen beftehenven Ver⸗ 
ordnungen unterftägt wird.“ 


Nr. 759. 


Anerkennung der ganzen Schuld durch Theilzgahlung ? Theil- 
»zahlung nach Ablauf der Verjährungsfrift, 


Entſch. v. 28. März 1859, Nr. 2486 HR des das Urtheil des 
B. G. Mattighofen v. 28. "April I 1858 9, abän heruben Urtheiled 
des O. L. G. Wien v, 17: ——— Nr. 11946). ©. H. 1859, 


Auf dem Haufe und Gute des A haftet feit 11. Juni 1790 
für das Pferrgotteshaus B eine Satpoft von 166 fl. 40 fr., wovon 
. am 10. Jänner 1844 ein Betrag von 83 fl. 20 fr. durch einen Vor- 

gänger des A abgezahlt wurde. A verlangte nun die Löſchung, weil Die 
Schuld theild durch Zahlung, theils durch Verjährung getilgt fei. — 
Die erfte Inflanz wies das Klagebegehren zurüd; die zweite gab 
bemfelben ftatt, und der oberfte Gerichtähof trat der Entſcheidung und 
Begründung der zweiten Inſtanz bei. 

- Gründe der erften Inftanz: „Es kommt nicht vor, daß 
und wann vor dem 10. Yänner 1844 an dem urſprünglichen Capital 
etwas bezahlt worden wäre; aus dem Inhalt der Quittung erhellt nicht, 
daß die am 10. Jänner 1844 geleiftete Zahlung nur die Tilgung eines 
an dem urfprünglichen Capital noch umberichtigt gewefenen Reſtes ober 
bie vollſtändige Tilgung des ganzen Capitals zum Gegenftande gehabt 
babe, e8 find auch feine befonderen Umſtände angeführt, wegen welder 
dies ber Fall fein und nicht diefe Zahlung vielmehr als in Anſehung 
bes ganzen Capitals geleiftet betrachtet werden follte. Diefe Zahlung ift 
jomit eine Handlung, die nicht blos in Anfehung eines beſonders und 
individuell beftimmten Theiles des urſprünglichen Capitales, fondern 
vielmehr eine folche, welche in Anfehung dieſes ggengen Capitales unters 
nommen worben ift. Sie ift daher nad 8. 863 0.6. ©. 2. eine in 
Anfehung der ganzen Forderung gefchehene — — des Beſtehens 
dieſer Forderung, es kann ihr insbeſonders nicht blos die im 8. 1432 
a. b. G. B. vorgeſehene Wirkung beigelegt werben, weil damit im 
Grunde gefagt wide, daß diefe Zahlung ans einem Irrthum geleiftet 

Glaſer, Unger u. Walther Entſch. I. 18 
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worden fei, alfo ein Umſtand angenommen würde, ver keineswegs ver- 
muthet werden kann, fondern der vielmehr von Jenem, der ſich darauf 
beruft, erwiefen werben müßte. Es liegt aber nichts dafür vor, daß ber 
Eigenthimer des fraglichen Gutes im Jahre 1844 ſich in einem Irrthum 
über feine Verpflichtung und über bie in Anfehung der fraglichen Yor- 
derung beftandenen Sad» und Rechtsverhältniſſe befunden habe, oder 
daß ihm auch nur diefe Berkältnifje nicht befaunt geweſen feien, und 
baß er nur in Folge dieſes Irrthums oder biefes Nichtwiffene Zahlung 
in Anfehung diefer Forderung geleiftet habe. Demnach muß diefe Zahlung 
für eine folde erlannt werden, die der damalige Beſitzer des Haufes 
Nr. 10 in Anerkennung des, der damals ſchon lange abgelaufen gewe- 
fenen Verjährungsfrift ungeachtet, dennoch beſtehenden Rechtes des ge- 
klagten Gotteshaufes geleiftet, wodurch er ſomit erklärt hat, daß ber 
Ablauf der BVerjährungsfrift das Beftehen der Rechte des geflagten 
Gotteshanfes nicht aufgehoben Habe. Daß eine foldye Anerkennung des 
Beſtehens ver Schuld eine Unterbrechung der Berjährung bewirkt, kann 
nah 8. 1497 a. b. ©. 2. nicht bezweifelt werden. Es kommt daher 
nur darauf an, ob mit Rüdfiht auf 8. 1497 a. b. ©. B. durch dieſe 
erft nach Ablauf der Verjährungsfrift erfolgte Schuldanerkennung eine 
Unterbrechung ver Verjährung gefchehen fei. Im $. 1497 a. b. G. 2. 
ft allerdings mır von dem Falle einer noch vor Ablauf der Verjährungs- 
frift erfolgten Schuldanerkennung die Rebe, allein damit ift über eine 
erſt nach Ablauf der Berjährungsfrift erfolgte Anerkennung gar nichts 
gefagt, und wenn auch der 8. 1502 0.5. ©. 3. erflärt, daß der Ver⸗ 
jährung nicht im Voraus entjagt werden könne, fo ift damit keineswegs 
gefagt, daß nicht ber abgelaufenen Verjährungsfrift ungeachtet ein Recht 
wirlſam als noch beftehend anerfannt werden fünne. Sowie die Erfigung 
bie Ausübung eines wirklichen Beſitzes von Seite des Erfigenden 
vorausjegt und ohne ſolche nicht gedacht werden kann, ebenfo ſetzt auch 
bie Berjährung ihrer Natur nad) voraus, daß Jener, deſſen Recht durch 
Berjährung erlojchen fein fol, fich nicht in der Ausübung eines Beſitzes 
beöfelben befinde, denn ebenfo, wie im Falle der Erfigung aus ber 
Aueübung eines Befiges ein Rechtstitel für die Erwerbung eines echtes, 
ebenfo wird im Wale der Verjährung aus der Nichtausübung eines 
Beſitzes ein Rechtstitel, die Erlöſchung eines Rechtes (welches dieſer 
Beſitz begründet) zu verlangen, von dem Geſetze gegeben. Auf Grund 
biefe8 von dem Gefege gegebenen Titels Tann jener, der ihn für fid 
bat, entweder die Zuerfennung bes etwa erfefjenen Rechtes nach $. 1498 
a. b. ©. B. verlangen und hiedurch die nad) 8. 380 a. 6. ©. 2. zu 
jever Eigenthbums-Erlangung nöthige Erwerbungsart begründen, ober 
aber im entgegengefetten alle nach $. 1499 a. b. ©. B. die Nichtig⸗ 
erflärung des bisher gegen ihn beftandenen echtes und hiedurch die 
Aufbebung begründen. So lange die Aufhebung des Rechtes nicht erfolgt 
ift, kann ein früherer Befig immer wieder ausgeübt werden und liegt 
Jenem, ver ſich etwa durch folde Ausübung, fei e8 wegen Ablauf der 
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BVerjährungsfrift oder aus anderm Grunde, gekränkt erachtet, ob, fich 
jolder Ausübung in dem zur Anfechtung einer ungerechtfertigten Befig- 
ausäbung überhaupt geeigneten Ort und Zeit zu widerſetzen. Das ge⸗ 
klagte Gotteshaus, gegen welches die Rictigerfiäuumg feiner Forderung 
nie verlangt wurde, hat aber feinen Befig und zwar wie oben gefagt im 
Sabre. 1844 in Aufehung ber ganzen Forkerung ausgeübt und hat be= 
zügli des noch unberichtigten Theiles berfelben jemen Beſitz auch 
neuerlich ausgeübt, weil e8 diefen Theil feiner Forderung am 12. Mai 
1853 angemefvet hat, und weil, wenngleich über dieſe Anmeldung die 
Liquidität der Forderung nicht anerkannt worden ift, doch nicht fofort 
der Befit des Gotteshaufes und die im Sabre 1844 erfolgte Anerken⸗ 
nung des Beftehens feiner Forderung beftritten worden tft. Seit dem 
Jahre 1844 ift aber die Berjährumgsfrift nah 88. 1472 und 1485 
a. b. ©. B. noch nicht abgelaufen.“ 

Gründe der zweiten Inftanz: „Die Streittheile find darüber 
eimig, daß die in der Quittung beftätigte Zahlung pr. 83 fl. 20 Er. fich 
auf die fragliche grundbücherlich haftende Gatzpoſt pr. 166 fl. 40 fr. ber 
ziehe. ES iſt zwar richtig, daß in der Theilzahlung einer Schuld die An⸗ 
erfenmung der ganzen Forderung liege, e8 muß jedoch erfichtlich oder aus 
ben Nebenumftänden zu entnehmen fein, vaß die Zahlung eine Theil- 
zahlung fei, nämlih anf Abſchlag eimer beſtehenden mehr betragenven . 
Schuld gemacht wurde. Diefes ift aus der Quittung nicht nur nicht zu 
entnehmen, fondern der Inhalt derſelben läßt vielmehr erkennen, daß der 
Borgänger des Klägers als Käufer des Gutes nur mit einem Capitale 
pr. 83 fl. 20 fr. als Schuloner ber Kirche zu B erkannt wurde, indem 
nicht anzunehmen ift, daß ſich das Pfleggericht, welches die Quittung fir 
die Pfarrkirche ausftellte, des Ausdruckes „jenes Sapitalpr. 83 fl. 20fkr.“ 
bedient hätte, ohne der größeren Capitalſchuld zu erwähnen, -auf deren 
Abschlag diefer Betrag ala Theilzahlung entrichtet fein follte, und daß 
der Beliger der Hypotheken-Realität nur einen Intereffenbetrag von 
einem Capitale pr. 83 fl. 20 kr. zu bezahlen gehabt Habe, wenn er 
Schuldner noch des ganzen auf feiner Realität für die Kirche haftenden 
Capitals pr. 166 fl. 40 fr. geweſen wäre, womit auch die Ausfagen der 
früheren Beftger der Realität, die an dem Ausgange des gegenwärtigen 
Streites mit feinem Intereſſe betheilt find, Übereinflimmen. Da alfo in 
der laut der Quittung gefchehenen Zahlung feine Anerkennung des Be— 
ſtandes einer größeren Schuld liegt, und vie beflagte Kirche gegen den 
Widerfpruc des Klägers nicht darzuthun vermochte, in dem eitverlaufe 
bon 40 Yahren von einem Forderungsrechte hinfichtlich des auf vem Gute 
haftenden Capitals 166 fl. 40 kr., fo weit es die im Jahre 1844 bes 
zahlten 83 fl. 20 fr. fammt Zinfen von diefem Betrage überfteigt, Ge⸗ 
brauch gemacht zu haben, fo ift diefe Forderung theil® durd Zahlung, 
theils durch Berjährung erlofchen.” 


18* 
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Nr. 760. 


Bindication von baarem Gelb. 


Entf. dv. 29. Mr 1 1859, Ne. 302 „Geetätigung der Urtheile des 8. ©. 
Neniat v. 31. December 1 1857 und ded DO. %. G. Temedvar 
v. 4. Mai 1858, Ag Mh 5 9. 1859, ©. 215. 


Amt haben gemeinſchaftlich mit B ein Pachtgeſchäft gemacht 
und verlangen jegt von ber Concursmaſſe des B Anerkennung ihres 
Miteigenthums an dem Ertrage, welder in einem ihnen gemeinfchaftlich 
gehörigen Kaſten von B verwahrt wurde, refp. Erſatz vor allen Gläu— 
bigern. Ihr Be egehren ward von ber dritten Inſtanz zurückgewieſen, 
aus folgenden Gründen: „Wenn auch als wahr angenommen wird, daß 
die aus dem gemeinfhaftlihen Pacht eingegangenen Gelder in bie ge⸗ 
ſellſchaftliche Truhe eingetragen und dort verwahrt wurden, daß ferner 
die bei der Inventirung des Concursvermögens in dieſer Trube vorge- 
fundene Baarſchaft von 1081 fl. in Banknoten und 55 fl. 51 kr. in 
Silber⸗ und Scheidemünze eben von dieſem gemeinſchaftlichen Einkommen 
herrühren, ſo geben ja doch die Kläger ſelbſt zu und es erhellt aus dem 
Umſtande, daß in derſelben Truhe nyoch Wechſel in dem Betrage von 
100.000 fl. vorgefunden wurden, daß das aus ber Pachtung einge⸗ 
floſſene geſellſchaſtliche baare Gelb, deſſen Betrag die Kläger nur mit 
11.274 fl. 13 kr. angeben, mit dem dem Cridatar ausſchließlich gehö⸗ 
rigen baaren Gelde vermengt wurde; die Kläger geben ferner ſelbſt zu, 
daß jene Wechſel dadurch entſtanden ſind, daß der Cridatar mit dem ge⸗ 
ſellſchaftlichen Gelde verfügt hat, wodurch ſie ſelbſt eingeſtehen, daß bei 
der gejellichaftlihen Einnahme keine Umſtände eingetreten find, aus 
weldhen der Cridatar wiffen mußte, daß es ihm nicht geftattet war, 
das gefellichaftliche Gut zu verwenden, wenn nur der Betrag besfelben 
feinerzeit den Flägern erſetzt werben würde. Unter diefen Umftänden 
aber bildet das baare Geld nad) 8. 371 a. 6. ©. 8. keinen Gegenftand 
der Eigenthumsflage und es fteht den Klägern nad dem Eoncurögefege 
Aauch Fein Recht zu, Die vorzugsweife Erjagleiftung ihrer Gewinnftantheile 
aus der Concursmaſſe zu fordern.” 
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Nr. 761. 


Exceptio rei judicatae: Einfluß des geltend gemachten 
Erwerbgrumdes auf den Umfang der Rechtskraft. Rechtskraft 
der Entſcheidungsgründe. 


Entid. v. 29. März 1859, Nr. 3270 (Betätigung deB Urthei des 8. ©. 
Deeganten v. 27. September 1858, Nr. 2088, Abänderung des Urtheils 
3.8 D.2.6.Wienv. 38. December 1858, Kr. 15150). 6.3.1859, Nr. 78. 


Im Jahre 1853 hatte A gegen feinen Grundnachbar B eine 
confeflorifhe Servitutöllage angeftellt, worin er das Erfenntniß begehrte, 
daß der Bellagte ſchuldig ei, das von ihm in dem Vergleiche vom 
18. Auguft 1800 anerkannte Recht des Klägers, das Wafler von dem 
Mühlbache des Beklagten, auf feine — des Klägers — Wiefe zu leiten, 
im Grundbuche bei dem dienenden Grundftüde (des Beklagten) einver- 
leiben zu laſſen. Geftügt auf neue Beweismittel, deren Beibringung von 
dem Richter geftattet wurde, machte ver Kläger in der Replik auch die 
Erfigung der Dienftbarkeit al8 Klagegrund geltend, und ftellte nur das 
Begehren auf Anerlennung ber Erfitung der in der Ausübung auf ge- 
wifje Jahreszeiten und während derjelben auf einen beftimmten Wochen- 
tag (im Gegenfage zu dem Begehren der Klagſchrift, welches allgemein 
lautete und Feine Zeit ausnahm) eingefchränkten Servitut und auf Ge- 
flattung der Einverleibung verfelben bei dem Grundſtücke des Beklagten. 
Durch gleihförmige Urtheile der erften und zweiten Inſtanz vom Jahre 
1855 wurde A mit feinem Begehren, fo wie er es fowohl in ber Klag⸗ 
ſchrift als auch in der Replik gefaßt hatte, abgewiejen. In den Motiven 
des erften Richters ift gejagt, daß das Petit der Replif aus dem — 
meritorifhen — Grunde der Unftatthaftigleit des Erfigungstiteld ver- 
worfen werde, wogegen das Obergericht in feinen Entſcheidungsgründen 
dieſes Petit, ohne auf die meritorifche Erdrterung desfelben ſich einzu- 
laſſen, als eine unzuläffige Aenderung des Klagebegehrens erflärte, da 
es fi in der Klage um die Intabulation einer bereit anerfannten ver- 
tragsmäßigen Servitut, in der Replit aber um ven Erwerb verfelben durch 
Erfigung handelte. Im Jahre 1858 überreite nun A gegen B eine 
zweite ſtlage mit wörtlicher Wiederholung des in ver Replik des erften 
Proceſſes geftellten Begehrens, welcher ver Beklagte, da dem Kläger in 
den früheren abweichenden Erkenntniſſen die Erneuerung der Klage nicht 
vorbehalten worden war, die Einwendung der res judicata entgegen- 
ſetzte. Das Bezirksgericht gab diefer Einrede Statt und erkannte demnach 
auf den Rüderlag der Klage; das Oberlandesgericht hingegen erfannte, 
daß der Rüderlag nicht Statt habe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterlihe Erkenntniß 
aus folgenden Gründen: „Dadurch, daß das Obergeriht in ven Mo— 
tiven feines früheren Urtheiles das damals in der Replik geftellte Be- 


— 1 — 


gehren lediglich Aus dem formellen Grunde ber von dem Proceßgefege 
nicht geftatteten Uenderung des Klagebegehrens als unzuläffig erklärt 
bat, wird die nunmehr erhobene Einwendung ber bereits entſchiedenen 
Rechtsſache nicht entkräftet. Wärde in dem früheren Procefie ver Kläger 
im Sinne der 88. 1, 9 und 49 a. G. O. mt dem alternativen Be- 
gehren der Replik die Anftrengung eines neuen Kingerechtes beabfichtigt 
haben, fo hätte er von der damaligen Klage abftehen und eine neue Klage 
überreigen mäffen (Hofverret vom 15. Bänner 17837 lit. e Nr. 620); 
allein ex wollte offenbar das nur reftringirte Begehren um Anerkennung 
und Einverleibung der Servitut auf einen weitern Klaggrund, d. t. ben 
ber Erfigung, auch ſtützen und brachte deßhalb bie nenen Beweismittel, 
der Replik vor. Hiermit hat er auch diefen Titel feines Klaganſpruches 
der richterlichen Entſcheidung unterzogen und mußte nad den Grund- 
fügen bes oͤſterveichiſchen Civilproceſſes wohl wiſſen, daß ber richterliche 
Spruch, in welhem „„von den Beweggrünben, nichts erwähnt werben 
darf“" (8 248 0. ©. O.), allein maßgebend fein werde, mochten bie 
vorgebrachten Beweismittel des Klägerd aus meritorifchen oder nur aus 
formellen Gründen von der Beachtung ansgefchleffen werden. De nun 
Beide Untergerichte im erfteren Proceſſe das Klag- und Replilbegehren 
zurüdgewiejen hatten, und bie exnenerte Klage das lehtere Begehren 
wörtlich wieberhoft, fo tritt der Rückerlag berjelben nach Hofbecret von 
15. Sänner 1787, Rr. 621, mit vollem Bug in Wirkſamkeit. — Die 
Beweggründe des obern Richters können, wie gelagt, an der Rechtslraft 
feiner Entſcheidung vichts ändern, und bei einer andern Auffafiung 
müßte die Geſetzgebung offenber auch den Gebrauch der Rechtsmittel 
gegen die Motive geftetten, nur um bie etwa präjudicirende Wirkung 
derfelben zu verhüten. So würde in dem gegebenen Galle der Beltagte 
vollen Grund gehabt haben, im erften Proceſſe felbft gegen das zu feinen 
Gunſten beftätigende Uxtheil des Obergerichtes die Reviſion gu eugrei- 
fen, wenn er e8 als gejeglich zuläflig hätte erlennen können, da die vom 
erſten Richter auch über die Begründung des Servitutsanfpruches durch 
die Erfigung gefühlte Entſcheidung, ungeschtet der obergerichtlichen Be⸗ 
ftätigung, nicht eine rechtskräftig erlebigte, fondern offene Frage fet und 
bleibe. In der That, e8 wären Die Proeefje enplofer Wiederholung preis- 
gegeben, wenn, abgejehen von dem ohnedies gefehlich beſtehenden Rechts⸗ 
müttel der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, die aus den Motiven 
des Richters herporleuchtende Nichtbeachtung Eines Klagetitels wegen 
deſſen unfhrmlicher Geltendmachung zur Wiederanſtellung ber Klage nad> 
der Entfcheirung des Procefles bevechtigen ſollte.“ 
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Nr. 762. 


Gerichtsftand des Vertrages: Ort ver Reifung durch bie 

Ratur derjelben beftimmt. — Fortdeune der Zuftändigkeit 

bes Gerichte® nah dem Ausſcheiden jenes Streitgenoffen, 
durch welden fie begründet wurde. 


Entſch. v. 29. Mär; 1859, Nr. 33834 a ce des „das Derret ber 
— Mantua v. 16. Jünner 03 ernden Decretes 
8 D.L.G. Mailand v. 10. Februar 1859. Ar. 2547). Fer 417) Nr. 143. 


A war als Anffeher einer aus Reisfelbern beftehenden Beſitzung 
angeftellt, in welcher Eigenſchaft (risajo) er Die Reiscultur und Fechjung 
zu überwachen hätte, und hiefür einen durch fchriftlichen Vertrag be⸗ 
fimmten Lohn in Naturalten, nämlich) einen Sad Reis für je 100 Säde 
ber Heisernte bezog. Da A diefen feinen Lohn für das Jahr 1868 
nicht erhielt, fo belangte ex bei der Stabtprätur in Mantua den in jemer 
Stadt wohnhaften B, ald Aominiftrator der Beſitzung, und vie un Rö⸗ 
miſchen domicilirten C und D, als Pächter derfelben, auf Entlohnung, 
beziehentlich auf Leiftung des ihm gebührenden Procentes von der im: 
Sahre 1858 gewonnenen Reisernte. Bei der hierüber angenreneten 
Tagfahrt vertheidigte ſich (durch Erſtattung der Einrede) der B allein, 
während bie Mitbeflagten C und D die Bertagung der Bersanplung 
nachſuchten. Bei der zweiten Tagfahrt fette der Kläger den nicht mehr 
erichienenen B außer Streit; C und D aber wenveten mif Berufung auf 
ihren Wohnort die Incompetenz der vom Kläger 'gewählten Prätur von 
Mantua ein, zu deren Einwendung fie ſich berechtigt hielten, nachdem 
B aus dem Streitverhältniffe geſchieden war und fle felbft ih auf den 
Streit nod nicht eingelaffen hatten. — Die erfte Inſtanz erlärte ſich 
für incompetent, weil in dem zwifchen ben Parteien errichteten VBertrage 
der Ort, wo dem Kläger ber ihm’ verfprodene Lohn gegeben werben 
follte, ausdrüclich nicht beftimmt war. — Das Oberlandesgericht ver⸗ 
warf die Einwendung der Incompetenz, „in Erwägung, daß in den dem 
Kläger verfprochenen Cerealien der Entgelt für feine ver Eultur eines im 
Bezirke der Stabtprätur ven Mantua belegenen Grunpftüdes gewid⸗ 
meten Dienfte beftand, daher ſchon vermöge ver Natur des geſchloſſenen 
Bertrages der Ort ber ihm gebührenden Gegenleiſtung von jenem feiner 
Borleiftung beftimmt war, — und daß übrigens, hievon abgefehen, 
Thatfachen, welche erft nach ber Zuftellung der Klage und während des 
bereit8 anhängig gemarhten Rechtsſtreites (mie hier die Außerftreitfegung 
des für feine Perfon ber Jurisviction von Dantua unterworfenen erſt⸗ 
beklagten B) eingetreten find, bie einmal begründete Competenz des auge: 
tufenen Berichtes nicht wieder aufzuheben vermögen. u 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte bie Entiheivung des Oberlan« 
desgerichtes aus deffen Gründen. 


nn 
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Nr. 763. 


Einflagung einer Schenkung auf Grund einer nicht produ⸗ 
cirten Urkunde. Yormulirung des Haupteides, 


ri v. 29. März 1859, Kit „sol. (Abänderung der sleinförmigen 
eile des 2. ©. Prag v. 10. April 1858, Nr. 6533 un D.8. ©. 
Brag dv. 26. Augu lass, Ne. 12088 ®. 3. 1508 —— io. 


A belangte ven B auf Zahlung eines zugefiherten Schenkungs- 
betrages von 4000 fl. nebft den vom Klagstage laufenden 4% Saum- 
falszinjen. Diefes Begehren wird auf folgendes Factum geftüst: B habe 
ihm die Zuficherung, daß er ihm A000 fl. ſchenke und ihm folche über- 
geben werbe, gemacht und über diefe Schenkung eine Schenkungsurkunde 
ausgeftellt, welche er als verfprechender und der Kläger als aunehmenver 
Theil unterfchrieben habe. Als num der Kläger fpäter vom Geklagten 
diefe 4000 fl. verlangte, habe diefer geantwortet, er möge ihm die Schen- 
kungsurkunde zurüditellen und er werde ihm bie 4000 fl. übergeben. 
Hierauf habe der Kläger im Vertrauen auf die Redlichkeit des Gellagten 
biefem die Schenkungsurkunde zurüdgeftellt, diefer habe ihm aber die 
4000 fl. nicht gegeben. Der Inhalt der Schenkungsurkunde ddo. 21. 
April 1845 fei ihm, Kläger, nicht mehr genau wörtlich bekannt, fo viel 
wiffe er aber genau, daß in verfelben der Geklagte erklärte, daß er ihm, 
Kläger, einen Betrag von 4000 fl. ſchenke, und daß er, Kläger, dieſes 
Berjprehen angenommen babe. Der Gellagte widerſprach, vem Kläger 
eine Schenkung gemacht oder zugefichert zu haben; wohl aber geftand 
er zu, daß wirklich eine Urkunde ddo. 21. April 1845 beftanden habe, 
behauptete jedoch, daß diefe Urkunde dem A Lediglich zur leichtern Aus: 
weifung feines Hanblungsfondes übergeben worden, und daß derjelben 
die wirkliche Stipulation einer Schenkung nicht zum Grunde gelegen fei. 
Derjelbe habe auch diefe Urkunde zum Ausweife feines Hanblungsfondes 
benüßt und diefelbe zurüdgeftellt erhalten. Die Ausftellung diefer Ur- 
funde fei daher eine bloße Scheinhandlung gewejen und ver Kläger babe 
ibm Die fpätere Zurüdftellung dieſer Urkunde zugefihert. Weber 
fänmtlihe Behauptungen wurden Haupteive aufgetragen. Das Lan- 
beögeriht hat auf den Haupteid, „das B nicht verſprochen habe, dem 
A zu dem Zwecke der Etablirung einer Materialwaarenhandlung Dad 
nöthige Geld zu geben, daß er in Folge dieſes gegebenen allgemeineu 
Berfprehens dem A nicht die Zufiherung gemacht habe, daß er ihm 
4000 fl. ſchenken und fogleich übergeben werbe — ferner, daß er dem 
A über diefe Schenkung eine Schenkungsurkunde ddo. 21. April 1845 
nicht ausgeftellt, und daß er, B, ſolche als verfprechender und A als 
anmehmender Theil nicht unterjchrieben habe, und daß er, B, auf das 
Angehen des A, mit ihm Ordnung zu maden, nicht geantwortet habe, 
er möchte ihm die Schenlungsurkunde zurüdftellen und er werde dem 
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A die 4000 fl. übergeben, und daß ihm A dieſe Schenkungsurkunde 
nicht zurädgeftellt habe”, erfannt. 

Dieſes Urtheil wurde vom Dberlandesgerichte aus folgenden Grün⸗ 
den beftätigt: „Bei dem Widerſpruche des Gellagten Liegt dem Kläger ver 
Beweis in der zweifadhen Richtung ob, daß die Schenfung von 4000 fl. 
durch die fehriftliche Urkunde ddo. 21. April 1845 auf die angegebene 
Art begründet — dann daß dieſe Urkunde dem Geklagten auf feine Auf- 
forderung und gegen die zugleich gegebene Zuſicherung, er werbe dem 
Kläger diefe 4000 fl. übergeben, wieder zurüdgeftellt worden tft. Dieſer 
Beweis liegt in dem erftrichterlich zugelafienen Haupteive, weil in dem⸗ 
felben alle wefentlihen Momente, welche der Kläger in ver erwähnten 
zweifadhen Richtung zu erweiſen bat, gelegen find. Dem Begehren des 
Appellanten wegen Hinweglaffung des Eidesſatzes über vie Leiftung 
und Annahme des Berfprechens der Schenkung von 4000 fl., dann 
über die Austellung der Urkunde ddo. 21. April 1845 Tann nicht 
Statt gegeben werden, weil das erftere Moment zur Wefenheit des 
den Klagsanſpruch rechtfertigenden im 8. 938 a. 6. ©. B. begrün⸗ 
beten Rechtstitels des Schenkungsvertrags gehört und weil in legterer 
Beziehung der Gellagte wohl die Ausftellung einer Urkunde ald Schein- 
geſchaͤft, keineswegs aber nah der Richtung der Eidesformel als Be- 
weismittel Aber die gemachte Schenkung zugefteht, vielmehr letzteres 
ausdrücklich widerſpricht.“ 


Der oberſte Gerichtshof‘ jedoch hat ver außerordentlichen Revi-— 


ſionsbeſchwerde des Geklagten Statt gegeben und das Klagebegehren 
unter nachſtehender Begründung abgewieſen. „Bei dem ausdrücklichen 
Zugeſtändniſſe des Geklagten iſt das Factum der geſchehenen Aus⸗ 
ſtellung einer Schenkungsurkunde ddo. 21. April 1845 erwieſen, 
kann alſo keineswegs der Gegenſtand eines weiteren Beweiſes ſein. 
Die öſterreichiſche Geſetzgebung ſtellt nun im 8. 943 a. b. G. B. 
die von anderen Geſetzgebungen abweichende und unbedingt lautende 
Vorſchrift auf, daß aus einem blos mündlichen, ohne wirkliche Ueber⸗ 
gabe geſchloſſenen Schenkungsvertrage dem Geſchenknehmer kein Kla⸗ 


gerecht erwachſe, und daß dieſes Recht durch eine ſchriftliche Urkunde 


begründet werden müſſe. Nach dieſem klaren Wortlaute des Geſetzes 
können alſo die der Ausſtellung der Urkunde ddo. 21. April 1845 
allenfalls vorausgegangenen Verſprechungen oder auch mündlich abge⸗ 
ſchloſſenen Schenkungsverträge das Klagrecht nicht begründen, weßhalb 
ein jeder darüber angebotene Beweis als unentſcheidend entfallen muß. Die 
Schenkungsurkunde ſelbſt wird aber vom Kläger nicht beigebracht, weß⸗ 
halb auch das Klagerecht als nicht begründet erfcheint. Wenn aber 
aud die Angabe des Klägers, daß er diefe Urkunde dem Geflagten 
zurüdgeftellt und daß biefer ihm zugefichert habe, daß er nah Rück⸗ 
ftelung der Urkunde ihm, Kläger, die 4000 fl. übergeben werbe, voll» 
fommen rechtlich bewiefen wäre, fo würde doch dadurch allein das 
Klagerecht noch keineswegs gefeglih begründet fein. Denn nad dem 


’ 
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Geſetze lann nur der Inhalt der ſchriftlichen Urkunde vom Richter 
beachtet und nur darnach die Verpflichtung des Geſchenkgebers beurtheilt 
werden. Der wirkliche Inhalt der Schenkungsurkunde wird aber vom 
Kläger nicht bewieſen, vielmehr erklärt derſelbe felbft, daß ver Inhalt 
dieſer Urkunde ihm nicht mehr genau wörtlich befannt fei, daß er jedoch 
genau wiffe, der Geklagte babe darin erflärt, daß er ihm, dem Kläger, 
4000 fl. ſchenke. Wenn nun auch diefer vom Kläger angegebene Imbalt, 
erwiefen wäre, fo könnte doch auf Grund einer jo unbeftimurten Er⸗ 
Märung der GeMagte keineswegs verurtheilt werden, dem Kläger ohne 
weiteres binnen 14 Tagen 4000 fl. zu bezahlen, weil aus dieſem 
unbeftimmten und unklaren Inhalte keineswegs die unbebingte Ber- 
pflihtung des Geklagten zu einer binnen 14 Tagen zu leiſtenden 
Barzahlung rechtlich gefolgert werden könnte. Der Kläger hat aber 
auch nicht einmal diefen angegebenen Inhalt der Urkunde rechtlich bes 
wiefen oder zum beweifen angeboten. Deun er trägt in ber Replik dem 
Geklagten den Haupteid blos dahin auf: dieſer folle ſchwören, daß 
er dem Kläger in Folge des im Allgemeinen gegebenen Berfprechens 
die Zufiherung nicht gemacht habe, daß er dem Kläger 4000 fl. 
ſchenken und ihm fogleich übergeben werde, und daß er dem Kläger 
über diefe Schenfung eine Schenkungsurkunde ddo. 21. April 1845 
nicht ansgeftellt habe. Wird nun diefer dunkel und verfchiebenartig 
beutbare Haupteid in Betrachtung gezogen, fo ift es klar und offenbar, 
daß tarin ‚von dem eigentlichen Inhalte der Schenkungsurkunde gar 
feine Rede fei und daß blos aus den voraudgegangenen Beiprechun- 
gen auf dieſen Inhalt folgerungsweife gejchloflen werben folle. Eine 
ſolche Folgerung kann aber bei der Haren Vorſchrift des 8. 943 a. b. 
G. B. rechtlich nicht gezogen werden, weil nur der wirkliche Inhalt ver 
fchriftlihen Urkunde tie Grundlage der richterlihen Entſcheidung fein, 
anf die der Ausftellung Ter Urkunde vorausgegangenen mündlichen Ver⸗ 
ſprechungen oder Verabredungen aber vom Gerichte feine Rückficht ge- 
nommen werden fann. Es ſtellt fich daher diefer Haupteid als unent- 
ſcheidend, überrieß aber aud zum Theil als unzuläflig dar, weil der 
Geklagte ſchon in der Einreve die Ausftellung der Urkunde vom 21. 
April 1845 ausdrücklich zugeftanden hat, nad 8. 203 a. G. O. aber 
der Haupteid nur Aber die vom Gegner wiberfprodenen Umſtände zu⸗ 
läſſig fl. Die vom Kläger geftellte Eivesformel kann daher auf feinen 
Fall zugelaffen werden. Das Gericht kann aber eine Abänderung der⸗ 
felben bei ihrer ganz eigenthümlich geswängten Textirung nicht vor- 
nehmen, indem es nach 8. 208 a. ©. O. nur berechtigt ift, die allen⸗ 
falls zur Sache nicht gehörigen Umftände aus der Eivesformel wegzu- 
lafien, eine Weglaffung des Umſtandes ber Urkundenausſtellung aber 
im vorliegenden Falle eine volltonmene Aenderung der Eidesformel 
nötig machen würde. Der Kläger will zwar weiter burch ben bem 
Geklagten aufgetragenen Haupteid beweifen, daß der Geklagte auf des 
Klägers Anfuchen, mit ihm Ordnung zu machen, geantwortet babe, 


* 
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er möchte ihm die Schenkungsurlunde zurückſtellen und er werde ihm, 
Mläger, vie 4000 fl. übergeben, dann daß ver Kläger demſelben bie 
Schenkungsurkunde zurüdgeftellt habe. Diefes vom Kläger angegebene 
Faetum enthält aber gleichfalls nur angeblich mündlich gemachte Ver⸗ 
ſprechungen, welche nah S 933 a. b. ©. B. unberückſichtigt bleiben 
müſſen, weil der eigentliche Inhalt der Urkunde dem Richter unbekannt 
ift, .Diefer daher amd wit zu beurtheilen vermag, ob dem Mäger ans 
diefer Urkunde wirklih das SKlagerecht zuftand, und ob jonad das 
nachträgliche Verſprechen gemäß 8. 941 a. b. ©. B. als ein entgelt- 
liches Geſchäft zu betrachten fei. Die Entfcheidvung der frage, ob bie 
Schenkungsurkunde ddo. 2. „April 1845 von dem Kläger dem Ge⸗ 
Hagten zurücgeftellt worden fei, hildet keinen Gegenftand des vorliegen» 
den Rechtsſtreites, weßhalb auch der diesfalls aufgetragene Haupteid 
als unentſcheidend entfällt. — Da ſonach die Urtheile erfter und zweiter 
Inftanz dem Haren Wortiaute und Stane des 8. 943 a. b. G. B. 
und deu $8.208 und 208 a. G. O. zuwiterlaufen, daher auf einer 
offenbaren Geſetzwidrigkeit berußen, fo muß dem außerordentlichen 
Reviſſonsbegehren Statt gegeben nad mit Abänderung verjelben auf 
Abweifung des unbegründeten Klagsbegehrens erkannt werben.“ 


Nr. 764. 
Fortbeftand der in älteren Gefegen gegränbeten Güterge- 
meinfchaft unter ber Herrichaft des a. b. ©. 
ud. v. 80, März; 1859, Nr. 261 Beta des bad Urtheil ber Brü- 


a ned g v. 29. ungıit 1858, 36659, abändernden Urtheils 
2. ©. Venedig v. 22. Derenber 185 1858, —* 21418), £.co.d. Trib.185 


Im Iahre 1811, unter der Seraf des Code Napoleon, ver- 
heiratete fih die M mit B ohne Ehepaete. Nach dem im Jahre 1853 
erfolgten Tode der M trat ihre Univerfalerbe A gegen den B mit einer 
Klage auf, wortn er anfährte, daß die nad) dem franzöffihen Rechte 
fofort mit dem Ehevertrag entitandene gefetlihe Gütergemeinfhaft zwi- 
ſchen den Eheleuten B und M das ganze, damals vorhandene und in 
ber Folge bis zur Auflöfung der Ehe erworbene Bermögen berfelben 
umfaßt habe, und das Begehren ftedte, daß die Gütergemeinfhaft in 
diefem Umfang anerkannt, das ganze Bermdgen, welches zur Zeit des 
Todes ter M vorhanden war, getbeilt, und ihm vom Bellagten vie 
eine Hälfte besjelben herandgegeben werde. Der Bellagte wendete unter 
anderem ein, baß der Anſpruch des Klägers auf das bis zum 1. Jänner 
1816 — dem Tag der eingetretenen Herrſchaft des üÖflerreichifchen 
a. b. G. B. — erworbene Vermögen zu befhränfen fei, weil dieſes 
Geſetz die Gütergemeinfchaft nur durch Vertrag entftehen laſſe. — Von 
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dem Gerichte erſter Inſtanz wurde das Klagebegehren mit dieſer von 
B geforderten Einſchränkung zugelaſſen, wogegen das Oberlandesgericht 
demſelben nach ſeinem ganzen Umfange ſtattgab. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten In⸗ 
ſtanz. — Die Entſcheidungen der zweiten und dritten Inſtanz ſind in 
ähnlicher Weiſe motivirt, wie das oberſtrichterliche Urtheil vom 29. De⸗ 
cember 1858, Nr. 14303 (Nr. 694 der gegenwärtigen Sammlung). 


Nr. 765. 
Geltendmachung des Compenfationsrechtes gegen eine Eon- 
cursmaſſe: Eompenfirung mit Forderungen, welche erft nad 
der Concurseröffnung fällig werben. 
Entf. v.5. April 1859, Nr. 3666 (Beftätinung des Urtheild des 2. ©. 


Wien v. 8. Juni 1858, Ar. 22618, Abänderung ded Urtheils 80 * G. 
» Bien v. jo November 1858, Rr. 11711). ©. 3. 1859, Nr. 7 


Nr. 766. 
Gerihtsftand des Vertrages. 


Entſch. v. 8 April 1859, Nr. 3878 Feſtat des das urhein des 2. G. 
Bien v. 17. Anguft 1858, Nr. 38072, abänd. Urtdeild des DO. 8. ©. 
Wien v. 15. December 1858, Nr. yo, G. 3. 1859, Mr. 87. 

"Der Wiener Handelsmann A verklagte bei dem Landesgerichte 
in Wien den in Ungarn etablirten und wohnbaften Kaufmann B auf 
Zahlung für Waaren, welde ihm von dem Kläger gegen baare Ber 
zahlung nach Ungarn geliefert worden waren. Der Bellagte machte mit 
Berufung auf feinen Wohnfig die Einwendung ber Unzuftändigfeit des 
vom Kläger gewählten Gerichte, wogegen biejer anführte und mit dem 
Haupteide zu beweifen fich erbot, daß fein Gegner, nachdem er Schulb- 
ner der eingellagten Wanrenforberung geworden, ihm das mündliche 
Verſprechen geleiftet habe, „daß er, wenn er wieber nach Wien komme, 
die Sache ausgleihen werde”. — Das Landesgericht erfannte, „daß 
die Einwenbung ber Incompetenz biejer Gerichtsbehörde Statt finde 
und ber Kläger aus biefem runde mit feinem Begehren abzumeifen 
fei, weil nad $. 43 Jurisd. Norm der Gerihtöftand des Bertrages 
nur in den Fällen eintrete, wo berfelbe in einem Vertrage ausdrücklich 
beſtimmt wurde, eine jolhe Beftimmung aber in ben allgemeinen, dem 
Kläger zugefchriebenen Ausprüden: „„er werde, wenn er wieder nad) 
Wien komme, die Sade ausgleichen,” nicht gefunden werben könne". 
— Das Oberlandesgeridht erfannte auf den oben erwähnten Haupteid 
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md je nad dem Ausfalle vesjelben, auf Zulafjung oder Abweifung 
der Einrede der Unzuftändigleit. In den Motiven ift gejagt, „daß nad 
ber vom Beklagten nicht widerjprochenen Behauptung des Klägers bie 
Baaren gegen Baarzahlung geliefert worben fein. Wenn nun ber 
Beklagte mit Bezug auf diefe zu leiftende Baarzahlung die durch den 
Haupteid nachzuweifende Aeußerung machte, fo könne dieſelbe nur als 
das Verſprechen, in Wien zu zahlen, verftanden werben, deſſen Annahme 
von Seite des Klägers ſchon dadurch außer Zweifel gefett fei, daß 
der Beklagte nicht behauptete, daß der Kläger mit biefer Zuſicherung 
fich nicht begnägt habe. Ein ſolches von dem Gläubiger angenommenes 
Berfprechen begründe daher nad) 8.43 J. N. den Gerichtsſtand des 
durch Vertrag beftimmten Zahlungsortes.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Erkenntniß des Ober- 
Iandesgerichtes aus beflen Gründen. 


Nr. 767. 
Berjährungsfrift rüdfichtlih eines jährlichen Entgelts für 
Dienftleiftungen. 


Entiä. u. 6. Myril 1850, Sr. 3585, (Befätigung beö daß Urtheit be& 
. &. Wien v. 15. März 1858, Nr. 17563, abänderuden Nrtheiles des 
8 L. G. Wien v. 9. December 1858, Nr. 13498). ©. 3. 1859, Nr. 100. 

Ein Kaminfeger beforgte im Haufe des B bie Reinigung ber 
Rauchfänge und hatte dafür bevungenermaßen jährlich 30 fl. zu be= 
kommen. Nach dem Tode des B Magte er gegen tefien Erben auf Zah- 
Iung dieſes Entgelts für 12 Jahre; es wurde bezüglidy der über drei 
Jahre vom Klagstage zurüdreichenden Zeit die Berjährung auf Grund 
des 8.1480 a. b. G. B. eingewendet. Die erfte Inftanz gab der Einwen- 
bung Statt. Sie ging hiebei von der Anſicht aus, „daß die Forderungen 
aus rückſtändigen jährlichen Dienftleiftungen nach 8.1480 a. b. G. B. in 
drei Jahren verjähre, daß bie klägeriſche Forberuug eben in jene Rubrik 
gehöre und daher mit dem Betrage von 300 fl. . C. M. bereits bei 
Ueberreihung der Klage verjährt geweſen fei. Es war nämlich ber 
zwifchen dem Kläger umd dem verftorbenen B gejchloffene Vertrag ein 
Bertrag über eine entgeltliche Dienftleiftung nad $. 1151 und 1163: 
a. b. ©. B.; Kläger übernahm die Reinigung der Rauchfänge in ven 
beiden Häufern, wofür B eine Jahresbeftallung von 30 fl. C. M. 
zuficherte ; Kläger hatte Jahr für Jahr bie Arbeit zu leiften und hie- 
für die bebungene Beftallung zu erhalten.” Die zweite Inſtanz wies 
dagegen die Einwendung der Verjährung zurüd und der oberfte Ge⸗ 
richtshof beftätigte diefe Entſcheidung, „da ſchon nad dem Spradh- 
gebrauche der geforverte Rauchfangkehrerlohn fih nicht unter die im 
$. 1480 a. b. ©. 8. aufgezählten Leiftungen, als: Abgaben, Zinfen, 
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Renten ſubſumiren läßt, und auch in rechtlicher Beziehung im Falle 
des 8. 1480 a. b. G. B. das Recht auf derlei wiederkehrende For⸗ 
derungen ſelbſtftändig beftehen und daher einen fortwährend wirkſamen 
Titel haben muß, während im gegenwärtigen Tale had Forberungs- 
recht erſt durch die Leiftung der bevungenen Arbeit begründet wird.” 


Nr. 768. 


Borausfegungen des Anſpruches auf Erſatz der Reiſekoſten 
des Advocaten. 
Entſch. v. 12. April 1859, Nr. 4086 (Beflätigmmg dei daS Decret der 


Bram Venedig v. 18. Tecember 1858, Nr. 50680, abänd. Decret3 des 
. X. G. Veucdig dv. 8. Febinat 1059. Nr. 735). Eoo d. Trib. 1862, 


Auf die von A gegen den in Verona wohnhaften B bei der 
Prätur in Benedig angeftellte Klage um Zahlung von 27 fl. wurde 
das jummarifche Berfahren eingeleitet und vom Beklagten ein Advocat 
aus Verona als Vertreter zur Tagſatzung entjendet, welder die Un- 
zuſtändigkeit Des angerufenen Ger.ctes eiuwentete. Beide Untergerichte 
gaben pisfer Einmenbung Statt und verorpneten die Zurüdftellung der 
Klage mit Berfüllung bes Klägers in den Erſatz der Kojten. Allein das 
Oberlandesgericht eliminirte bei Berechnung verjelben vie von der erften 
Juſtanz dem Beklagten zuerfaunten Koften der Reiſe feines Advocaten 
von Verona nady Venedig. 

Der oberite Öerichtöhof beftätigte die Entſcheidung ber zweiten 
Inſtanz aus folgenden Gründen: „Das in den Fällen des mänplichen 
Berfahrens der Partei zuftehende Recht, ihre Sache perfünlid zu ver- 
treten, darf von ihr nicht dazu mißbraucht werden, um dem Gegner 
unndthige Koften zu verurfahen. Da nun die Beichaffenheit bed vor« 
liegenven geringfügigen Proceſſes für den Beklagten die Nothwendig- 
Teit, felbft bei der Tagfahrt zu erjcheinen oder einen Rechtsanwalt 
feines befondern Vertrauens von Verona dahin zu entjenden, nicht nur 
nicht rechtfertigte, fondern vielmehr ausſchloß, fe kann er den Erſatz 
ber hieraus erwachfenen Reiſekoſten von dem ſachfälligen Kläger nicht 
fordern, auch wenn er von der Nothwendigkeit der Abfendung feines 
Bertrauendmannes überzeugt war, weil er felbft die nachtheiligen Fol⸗ 
gen feiner irrigen Meinung tragen muß; $. 538 weitgal, ©. O.“ 
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Nr. 769. 


Selbſtſtändige Gegenbeweisführung durch diefelben Zeugen, 
‚welche der Beweisführer anruft. 

or ar April 1859, Nr. 4122 (Beftätigung des Dad Urtheil des 

2% 18.00 1658, Mr. 4979 abinb, Urtheils ded D.8. © 
Gran v. 6. Decemb, 1858, 28370). 6. 5. 1868, 9. 180, 

Das Teftament der M warb unter Anrufung von Zeugen, wor- 
unter auch die Teftamentszeugen, als ungiltig angefochten; die geklag⸗ 
ten teftamentarifhen Erben dagegen behaupteten, das Teſtament der 
M jei unter Beobachtung ber geſetzlichen Formlichkeiten zu Stande ge- 
fommen, der legte Wille der M mündlich erklärt, ſodann niedergeſchrieben 
und von der Erblafferin und den Zeugen gefertigt worden. Die Gellag- 
ten haben ben ganzen Vorgang umftändlich angegeben und ben Beweis 
gleichfalls durch Zeugen (darunter ebenfalls die drei Teſtamentszeugen) 
angeboten. In erfter Inftanz wurde nur der von den Klägerinnen an- 
gebotene Zeugenbeweis zugelaffen und in den Entſcheidungsgründen be- 
merkt: — „Was ten in ber Einreve behaupteten mündlichen lebten 
Willen, welcher mit dem beftrittenen Teftamente dem Inhalte nach über- 
einftimmen ſoll, anbelangt: fo ift derfelbe in dem gegenwärtigen Proceſſe 
jedenfalls unentſcheidend, denn bleibt der fhriftliche letzte Wille aufrecht, 
jo ift der vorgeblihe mündliche, mit dem fihriftlihen übereinſtimmende 
legte Wille überflüffig; wird jedoch der ſchriftliche letzte Wille als ungil- 
tig erklärt, fo liegt e8 jenen Perſonen, melde aus dem mündlichen legten 
Willen einen Anfprud herleiten wollen, ob, dieſen letzten Willen als 
Kläger in einem abgeſonderten Proceſſe gegen die gefeglihen Erben zu 
erweifen. Hiebei wird Übrigens ganz von dem Umftande abgejehen, daß 
— da die Klägerinnen duch dieſelben Zeugen ihren Beweis führen 
wollen — es den Geklagten ohnedies freifteht, durch befondere Frage- 
ftüde auch auf die Erörterung ver ihrerfeits behaupteten factifchen Um- 
flände einzuwirfen.” — Vom Oberlanvesgerichte wurde auch der in der 
Einrede angebotene Zeugenbeweis zugelaffen, und dieſes Urtheil ward 
vom oberften Gerichtshof aus folgenden Grünven beftätigt: „Der von 
ven ©eflagten über ven gefeglihen Vorgang bei Errichtung des beftrit- 
tenen Teftaments angebotene Zeugenbeweis kann ſowohl zur Wiverlegung 
der von den Klägerinnen aufgeftellten factiihen Behauptung, als auch 
zur näheren Aufflärung in der Sache felbft wefentlich dienen. Die Zu- 
laſſung desſelben entſpricht ſonach ganz dem Hofvecrete vom 22. Juni 
1835 Nr. 42 3. G. S. Dem fteht nicht entgegen, daß die Klägerinnen 
mit ven nämlihen Zeugen bereit3 den Beweis zur Erprobung ihrer Be- 
hauptungen angeboten haben, da feine gefegliche Vorſchrift befteht, welche 
bie Ausſchließung eines font zuläffigen Zeugenbeweifes aus diefem Grunde 
geftatten würde." 
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Nr. 770. 
Zeitpunct der Tilgung der Forderungen durch Compenfation. 


Entſch. v. 14. Ayril 1859, Nr. 8311 (Beſt des das Urtheil des B. ©. 
Nach v, 11. Mat 1858, Nr. 974, abünd. Nrtheild des D. 2. ©. Bier 
v. 18. October 1858, Nr. 10567). ©. N Nr. 58. 


A Hogte den B auf Zahlung fehsjähriger Miethzinfe für eine Lo- 
calität im Geſammtbetrage von 60 fl. B wendete bezüglich der über 
brei Jahre, von ber lage zurüdgerechnet, rüdfländige Zinfe von 30 fl. 
die Verjährung, und für die andern 30 fl. die Compenfation ein, in- 
bem er Öegenforberungen mit dem Bemerfen geltend machte, daß er 
im Glauben an fein gutes Compenfirungsrecdht die Zahlung der Mieth- 
zinfe nicht geleiftet habe. In der Replik erfannte A die Gegenforbe- 
rungen mit 50 fl. C. M. an, und beſchränkte fein Klagebegehren auf 
10 fl. C. M., welde, als für das lebte Jahr entfallend, nicht ver- 
jährt fein fönnen. Dagegen erinnerte ber Geklagte, daß verjährte 
Forderungen nicht mehr zu Recht beftehen, daher durd feine Gegen⸗ 
forderungen auch nur die noch giltigen Miethzinſe der letzten drei dJahre 
gezahlt ſeien. 

Das Bezirksgericht hat den Kläger mit ſeinem Begehren abgewieſen, 
weil die Zinſen der erſteren drei Jahre wegen der eingewendeten Ber- 
jährung ftreitig, daher zur Compenfation nicht geeignet ſeien. 

Das Oberlandesgeriht hat jedoch dem appellirenden Kläger ben 
auf 10 fl. beſchränkten Betrag zuerlannt. Denn die vom Gellagten ſelbſt 
angegebenen Daten über die Entſtehung ſeiner Gegenforderungen zeigen, 
daß dieſelben theils ſchon früher, theils während der über die geſetzlichen 
drei Jahre hinausgehenden Zeit entſtanden ſind, und er gibt zu, daß er 
die Zahlung des Miethzinſes nur in Berückſichtigung feines Compenja- 
tionsrechtes unterlafjen habe. Die Compenfation ift eine Zahlung, weß⸗ 
bald die theilweife entftandenen Gegenforverungen ald in dem Zeitpunfte 
bezahlt angefehen werben müfjen, wo Leiſtung und Gegenleiftung zuſam⸗ 
mentreffen. Da dieſes hier der Tall ift, Zahlungen nicht verjähren und 
Geklagter erflärte, er habe durch Compenſation zahlen wollen, jo erjcheint 
bie Verjährung nicht begründet. 

Der oberfte Gerichtöhof hat das Urtheil der zweiten Inſtanz 
gleichfalls aus dem Grunde beftätigt, weil bie Gegenforderun en des 
Geklagten, welche auch über drei Jahre aushaften, in dem Zeitpunkte 
und Maße durch Compenſation erloſchen ſind, als für den Kläger eine 
Zinsforderung entſtand. 
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Nr. 771. 


Rechtliche Natur eines Kirchenſtuhls: Zuläffigleit der Exe- 
cutionsführung auf einen ſolchen. 


Entid. v. 19. April 1859, Nr. 2000 (Beftätigung ded Decrets des K. ©. 
ienfenburg v. 12. Juli 1858, Nr. 7479, Abänderung bed Decretö deö 
D. 2%. 6. Hermannitaöt v. 6. Anguft 1858, %r. 8049). © 9.1559, 6.168. 

A verlangte die Pfändung und enge Sperre der Fahrniffe des 
B, wobei er namentlih den Si des Schuldners in der Synagoge 
bezeichnete. In erfter Inſtanz bewilligt, ward die Pfändung viefes 
Sites in zweiter Inſtanz verweigert, „indem nad 8. 448 0.6.6.8. 
als Pfand nur eine folhe Sache dienen fann, welche im Verkehre fteht, 
ein Kirchenfig aber, nämlich das Recht dafelbft zu figen, ohne Frage nicht 
zu derlei Sachen zählt”. 

Der oberfte Gerichtshof entſchied: „In Erwägung, daß der in 
Trage flehende Sit in der Synagoge für den Befiger ein Recht be- 
gründet, dieſes Recht veräußert werden kann, daher ſchätzbar iſt und 
ſomit als eine werthhabende Sache zu dem Vermögen des Schuldners 
gehört (8. 292 a. b. G. B.); in Erwägung, daß dieſes Recht auf den 
Sig in ver Synagoge von dem Geſetze weder aus dem Verkehr, noch 
von der Execution ausgeſchloſſen iſt, wird mit Abänderung des ober- 
gerichtlichen Beſcheides, jener der erften Inſtanz beſtätigt.“ 


Nr. 772. 
Schadenerſatzklage gegen den Pächter wegen Befeitigung ber 
von ihm gepflanzten Bäume.. 
Entf. v v. 19. April 1859, Nr. 2974 Flag 0 deö daS Urtheil der 
Srätar S. Daniele v. 22. November 1858 ‚ adünderuden Ur⸗ 
theild des O. 2. G. Benedig v. 1. ebruar 1859 9 24241). Giorn. 
di Giorispr. prat. 1859, ©. 273 ff. 

Seit 1792 waren die Beklagten und deren Vorfahren Pächter 
des nunmehr der Klägerin gehörigen Gutes geweſen, und hatten daſelbſt 
mehrfad Bäume, und zwar nur theilweife zum Erſatz für andere abge- 
ftorbene, gepflanzt. Als nun im Jahre 1856 das Pachtverhältniß auf- 
gelöft wurde, fällten die Pächter vor der Uebergabe die von ihnen ge- 
pflanzten Bäume und wurden deßhalb auf Schadenerſatz gellagt. Die 
erfte Inſtanz gab dem Klagebegehren im vollen Umfange ftatt; „in 
Anbetracht, daß der Eigenthämer des Grundſtückes auch Eigenthümer 
alles Defien if, was ſich auf und über demſelben befindet, daß vie 
Pflanzen, mit welchen der Grund befegt worden ift, auch dann, wenn fie 
einem Andern gehörten, als Zugehör over als Zuwachs dem Grund- 
eigenthämer zufallen (8. 420 a. b. G. B.); ... vaß die Bellagten An- 
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ſpruch auf Vergütung etwaiger Meliorationen hatten, keineswegs aber 
befugt waren, fich jelbft Recht zu nehmen". Die zweite Inſtanz Dagegen 
unterſchied zwifchen jenen Bäumen, welche angepflanzt werden mußten, 
um den Grund in dem Zuftand von 1792 zu erhalten und ven anderen ; 
nur den Erfat ver erfteren legte fie ven Bellagten auf, indem fie davon 
ausging, es handle ſich Iediglich um die Feſtſtellung des Werthabganges, 
welcher aber nur durch ven Abgang jener Bäume begründet werde, welche 
beim Beginn der Pachtung vorhanden waren, jett aber fehlen. 

Dieſe Entſcheidung warb vom oberften Gerichtshof beftätigt, 
„da der Pächter allerdings in feinem Rechte if, wenn er die während 
der Pachtung von ihm gepflanzten Bäume wieder entfernt, vorausgefeßt, 
daß dies ohne Beſchädigung des Grundſtückes gefchieht und durch den 
Pachtvertrag nicht ausdrücklich unterfagt tft." 


Nr. 773. 


Reihenfolge und Umfang der Haftung für die Alimentation 
eines unehelichen Kindes. — Auslegung des Wortes „Ver⸗ 
führung“ im $. 1328 a. b. ©. 2. 


Entih. v. 19. April 1859, Nr. 4198 (Betätinung der ‚greigförmigen Ur⸗ 
theile des B. G. Schwannſtadt v. 28. April 1858, Nr. 851, und des 
O. L. ©. Wien v. 24. November 1858, Nr. 11660). ©. H. 1861, 6. 296 fi. 


Die A, welche bereits früher ein außereheliches Kind X geboren 
hatte, klagte ven B, als außerehelihen Bater des von ihr geborenen Kindes 
Z, auf Leiftung eines Alimentationsbeitrags von 12 kr. C. M. täglıd, 
vom Tag der Geburt bes Kindes bis zu defien Selbfterhaltungsfähig- 
keit, ferner auf Erfag der Koften ver Entbindung und des Wochenbettes 
pr. 18 fl. C. M., indem fie behauptete, von B durch das Verſprechen 
der Ehelihung zur Oeftatiung des Beiſchlafs beftimmt, fomit von 
ihm „verführt“ worden zu fein. B leugnete zwar nicht die Beimohnung, 
wohl aber das Eheverfprechen und felbft für den Fall des Borhanden- 
ſeins desfelben die Eriftenz einer „Berführung”, da die A bereits früher 
ein außereheliches Rind geboren habe. Ferner beftreitet B den ange: 
Iprochenen täglichen Alimentationsbeitrag pr. 12 tr. C. M. als zu hoch, 
unter Berufung auf 8. 166 a. 6. ©. B., wornach beide Elterntheile ver: 
pflichtet feien, vem außerehelichen Kind eine ihrem Vermögen angemeffene 
Berpflegung zu verfchaffen, fowie unter Berufung auf das eigene Ver- 
mögen der reichen Bauerstocdhter A und auf ben Mangel des von ber 
A zu erbringenden Nachweiſes, daß ver beanfpruchte Beitrag feinem 
Bermögen gemäß fei, und fucht felbft die Unangemeffenheit desſelben 





— 291 — 


durch Producirung eines Grundbuchserxtractes über den Laſtenſtand der 
ihm gehörenten Realität varzuthun, Ä 

Die beiden untern Inftanzen verurtheilten den B unbebingt zur 
Leiſtung eines täglihen Alimentationsbeitrages pr. 8 fr. C. M. und 
machten die Berpflihtung zur Zahlung der Entbindungs- und Wochen⸗ 
bettfoften per 15 fl. C. M. von dem Ausfall des Haupteided Über das 
fragliche Eheverjprchen, jowie von dem Schätzungseide der A abhängig. 
Die gegen dieſe gleichförmigen Urtheile ergriffene außerordentliche Re⸗ 
vifionsbefchwerde wurde vem oberften Gerichtahof unter Berfällung des B 
in eine Ordnungsſtrafe aus folgenden Gründen verworfen: „1. Die 
Baterfchaft des Geklagten zum Kinde Z ift nicht beftritten, fomit die 
Berpflihtung desſelben zur Verpflegung dieſes Kindes nah 8. 167 
a. 6. ©. 3. vorhanden. Nach diefem $. und nad) $. 1328 hat nicht der 
Bater, fondern nur das Kind Das Recht, von der Mutter die gänzliche 
oder theilweife Verpflegung zu fordern, inſoweit der Vater fie zu leiften 
außer Stande ift. Daß Geklagter dieſe mit 8 fr. C. M. täglich zu leiften 
außer Staude fei, ift turd) ven Grundbuchsextract nicht erwielen..... 
Da die Mutter dem Rinde gegenüber für deſſen Unterhalt nur ſubſidiariſch 
verpflichtet ift, fo erfcheint der vom Geklagten über bie Vermögensver« 
bältniffe der Klägerin angebotene Beweis.... als unentfdheidend.... 
Wenn au $. 219 a. b. ©. B. von einem andern ald dem vorliegenden 
Fall redet, fo bat doch $. 1221 a. b. ©. B. dem anerkannten Vater des 
Kindes gegenüber analoge Anwendung. Daß ein täglicher Alimentations- 
betrag pr. 8 fr. C. M. für ein Sind zu hoch fei, iſt nach den heutigen 
Breijen offenbar unrichtig. Es läßt ſich alfo nicht jagen, daß die gleich- 
förmigen Urtheile bezüglich des Unterhaltsbeitrages eine offenbare Ge— 
jegwidrigfeit oder Ungeredhtigleit enthalten und vor durchgeführter Ere- 
eution läßt fih auch gar nicht behaupten, daß Gellagter zur Leiftung 
obigen Unterhaltsbeitrag8 unvermögend fei. 2. Der 8.1328 a. b. G. 8. 
unterfcheidet nicht, ob die gejchwängerte Perſon ſchon früher zu Fall 
gekommen oder nicht; dieſes Geſetz kann alfo nicht aus 8. 132 des Strafge- 
ſetzbuchs erklärt werden. Das Eheverſprechen iſt gewiß eines der wirf- 
ſamſten Mittel zur Erreichung des Beiſchlafs mit einer Weibsperſon, 
alſo ſicher im Ausdruck der Verführung im 8. 1328 umſomehr begriffen, 
als die Nichtzuhaltung des Eheverſprechens, wenn die Klägerin nicht 
ſchon früher zu Fall gekommen wäre, nad 8. 506 des Strafgeſetzbuchs eine 
Uebertretung ſein würde. Da das Eheverſprechen nach 8. 45 a. b. G. B. 
kein Klagerecht auf Schließung der Ehe gewährt, ſo hat der Geſetzgeber 
doch einen Mißbrauch dieſes Verſprechens durch die Beſtimmungen des 
8. 506 bes Strafgeſetzbuchs und 8. 1328 a. b. G. B. beſeitigen wollen,“ 
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Nr. 774. 


Behandlung der Rechte des Beftandnehmers in dem über 
das Bermögen des Beftandgebers ausgebrochenen Concurfe. 


Entid. v. 20. A a 1859 Nr. „087 dorhätt ung deö Urtheild des 2. ©. 

Mailand v. 27. October 1858 917, Abänderung des Hetheils de 

O. L. ©. Mailand v 5. Sehruar 859. Nr. 108 031). ©. H 186 37. 
Tribiine 1861, Nr. 106. Gaz. de Trib, 185 


[4 


©. 233, 


Nr. 775. 


Erlöjhen einer grundbücherlichen Superhaftung bei dem 
Wegfallen der Hanpthaftung. 


Entf. v. 21. April 1859, Nr. 4314 (Beftätigung des das Decret des 
2. ©. Rratan v. 13. October 1858, Nr. 14356, abändernden Decreteö des 
O. L. 6. Sralan v. 14, December 1858, Nr. 16126). G. 3. 1859, Nr. 81. 
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Nr. 776. 


Simulation eines Kaufvertrages: Beweis der Simulation 
buch Indicien. 


Entid. v. 27. April 1859, Nr. 3528 (Beftätigung des das Urtheil der 

Prätur Sertavalle v. 18. Septeniber 1858, Rr. 3161, abänderuden Ur⸗ 

theild de8 O. L. ©. Venedig v. 22. December 1858, Nr. 21557). Eco 
. Trib. 1860, &. 339 ff. 


Laut Urkunde, welche von M mit B und C errichtet wurde, ver⸗ 
faufte M bvenjelben feine fänmtlihen Immobilien um ven Preis von 
24.000 Fire; die Käufer verpflichteten fid) diefe Summe .zur Tilgung 
der Schulten des Verkäufers zu verwenden, und fegten am Schluſſe der 
Urkunde noch folgenve Erflärung bei: „Da fie durch ihre Theilnahme 
an dem Wohlergehen des Käufers und feiner Familie zar Errichtung des 
Bertrags beſtimmt wurden, fo verpflichten fie fi) aus befonderer Freund: 
ichaft (per sola esuberanza loro) und aus freien Stüden, für den Fall 
des vortheilhaften Verkaufs aller oder eines Theiles der Immobilien, 
nah Tilgung der von ihnen übernommenen Sculven des M, demſelben 
und feiner Familie jowohl den Geldreſt zur Verfügung zu ftellen, als 
aud die unveräußert gebliebenen Immobilien wieder abzutreten." Nach 
mehr als 20 Jahren trat A ald Erbe des M gegen B (welcher auch au 
bie Stelle des gleichfalls verftorbenen C getreten war) mit einer Klag: 
auf, worin er das Begehren ftellte, daß B verurtheilt werde, über vie 
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Verwendung des Erträgniffes der oben erwähnten Grundftüde und des 
Erlöfes ans dem zu Stand gebrachten Verkaufe von zwei Grundſtücken 
ihm Rechnung abzulegen. — Das Gericht,erfter Inftanz, weldes den 
Kläger abwies, betrachtete den fraglichen Vertrag als ein reelles Kauf- 
geihäft und hielt dafür, daß der Kläger, um auf Grund des Schluß- 
artikels des Vertrages irgend einen Anſpruch, fei e8 auch nur auf Red» 
nungsablage, erheben zu können, hätte den Beweis erkringen müſſen, daß 
B und C mit dem Erlöfe aus den Verlaufe aller over eines Theiles der 
Immobilien die von ihnen übernommenen Schulden des M getilgt und 
babei nody etwas erübrigt haben. Das O. L. ©. hingegen verurtbeilte 
ten B aus folgenden Gründen zur Ablage der vom Kläger geforberten 
Rechnung: „Der oben angeführte Schlußartifel des zur Frage ſtehenden 
Bertrags ift unvereinbar mit dem Begriffe eines wahren Kaufvertrags 
und begründet die Bermuthung, daß ein ſolches Geſchäft nur zum Scheine 
gefchlofjen worden fei, und daß vielmehr ein Uebereinkommen vorliege, 
bei welchem M dem B und C mit unumfchränftefter Vollmacht die Ber: 
waltung und Beräußerung feines in Immobilien beftehenden Vermögens 
fowie die Verwendung des Erlöfes zur Abzahlung feiner Schulven über: 
trug und fie verpflichtete, was hienady-übrig bleiben werde, ihm, refpective 
feiner Yamilie, zurüdzuftellen. Die Annahme der Simulirung des Rauf- 
vertrages findet ihre echtfertigung in dringenden Inbicien und zwar: 
a) in dem höchſten Vertrauen, welches M biebei ven andern Contrahenten 
fchentte, da er ihnen die Bezahlung namhafter Summen, ohne Beftim- 
mung einer Friſt, ohne Sicherftellung der Erfüllung ihres Verſprechens 
und ohne Rüdficht auf die Fünftigen Erträgniffe der Immobilien, über: 
trug; b) in der von B und C übernommenen Verbindlichkeit, den etwaigen 
Reſt in natura oder Geld fofort und ohne Anſpruch auf ein Entgelt 
herauszugeben, wornach fie an dem durch den vortheilhaften Verkauf der 
Grundftüde erzielten Gewinn durchaus nicht theilnehmen durften; c) in 
dem Uniftande, daß erft M mit feiner Familie und nad ihm der Kläger, 
troß der im Bertrage feftgefeßten Uebergabe ver Immobilien, fortan im 
Befige des Familienhauſes geblieben find, ohne für deffen Benügung ben 
vermeintlichen Käufern einen Miethzins oder fonftige Vergütung je zu 
entrichten; d) in vem Umftande, daß der Vormund des minderjährigen 
Erben des C deſſen Verbindlichkeit zur Zurüdftellung der angeblich von 
M verlfauften Grundftüde und zur Herausgabe des allenfallfigen Geld⸗ 
refte8 unbedingt und ohne Anſpruch auf eine Gegenleiftung anerkannte 
und dem B biefe Reftitution auftrug, und daß bie Orunbftüde fortan als 
Eigenthum eines andern betrachtet und deßhalb auch nicht in dem In⸗ 
ventare der Berlaffenfchaft des C aufgenommen wurden; e) in dem Um⸗ 
ftande, daß B felbft, indem er vom Vormund des Erben des C den Auf- 
trag zur Zurüditellung der Immobilien und Herausgabe des etwaigen 
Reftes vom Erlöfe bereits verkaufter Orundftäde annahm, die Ber- 
pflichtung hiezu implicite anerfannte; f) in ben von B an die Vor⸗ 
mänderin des A während feiner Minverjährigkeit gerichteten Briefen, 
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worin er erflärte, daß er zum Behuf der abzulegenden Rechnung die 
erforderlichen Auffchreibungen führe, daß er die Rechnung legen und 
bie nicht verkauften Immobilien ſammt den bezogenen Nutungen herans- 
geben werde. — Wenn nun nad dem Öefagten ver in Frage ftehente 
Contract viel mehr als ein von M dem B und C ertbeiltes Mandat ber 
Berwaltung und Verwendung feiner Immobilien, denn als ein Ber- 
fauf derfelben aufgefaßt und behandelt werden muß, fo ergibt fi von 
felbft, daß B, dermalen der alleinige Träger des Mandate, verpflichtet 
ift, nunmehr, nad Verlauf eines Zeitraumes von 20 Yahren, der für 
die Erfüllung des übernommenen Mandats mehr als hinreichte, darüber 
dem Nachfolger des Mandanten Rechnung abzulegen.” 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten Inſtanz. 
In den Motiven wird, was die Simulation betrifft, auf die oberlandes- 
gerichtlichen Entfcheidungsgründe und außerdem auf einen Brief bes 
Bellggten an die Bormünderin des Kläger hingewiefen, worin er ihr 
die mit der Annahme eined Kaufgefchäftes unvereinbare Berfiherung 
gab, daß er eifrigft darauf bedacht gewefen, dem Pupillen die Immo- 
bilien zu erhalten. Allein felbft abgeſehen von der Simulation, erachtete 
der oberfte Gerichtshof, daß in der Verbindlichkeit, welche B und C aus- 
drücklich im Schlußartifel des Vertrags auf fidy genonmen haben, jeden- 
falls auch die Pflicht zur Ablage der Rechnung über den Erfolg ihrer 
Thätigkeit enthalten fei, weil ohne diefe Grundlage der Berfäufer M und 
nunmehr fein Nachfolger A nicht zu erfennen vermag, ob und welche von 
ben verfauften Grundftüden zurüdzunehmen, ob und welde Summe 
Geldes einzufordern er berechtigt fei. 


Nr. 777. 
Gerichtsftand des Vertrages. 


gutidl. v. 27. April 1856, Nr. 4917 — der Decrete des K. G. 
Botzen v. 10. März 1859, Nr. 377, und 2. G. Junsbruck v. 
23. März; 1859, Nr. 1056). © 3. 1860, Nr. 14. 


B, Handelsmann in Baris, erklärte der Handlung A in Bogen 
auf ihr Angebot, ihm Seivenraupenfamen zu verlaufen, brieflich: „Sind 
Sie im Stande, mir Die Partie (Seidenraupenfamen) zu 9 Fres. 50 Cent. ' 
loco Bogen zu überlaffen, jo bin ich Käufer und werde Ihnen fpäter bie 
nötbigen Mittheilungen wegen Erpebition und Emballage nahen.” Die 
Handlung A nahm umgehend diefen Antrag an. Da B ſich fpäter weigerte 
feine Verpflichtung einzuhalten, und der Same wegen der Gefahr des 
Verderbens verlauft werden mußte, belangte ihn die Handlung A auf 
Schadenerſatz beim Kreisgerichte Boten, weil dafelbft die Hebergabe des 
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Raufgegenftandes zu erfolgen hatte. Der Gellagte wandte die Incom⸗ 
petenz des Kreisgerichtes ein, weil das Geſchäft in Paris zu Stande 
gefommen, dort nämlich die Annahme erfolgt fei, und der Ausdruck 
„loco Bogen" fi nur auf die Preisbefliimmung beziehe. Die erfte 
Inſtanz erflärte fi unzuftändig, „weil eine ausdrückliche Beſtimmung 
bes Erfüllungsortes des Vertrages aus der Eorrefpondenz nicht ent- 
nommen werben könne, aus dem Vorbehalte des Gellagten über Em- 
ballage und Expedition noch Mittheilungen zu machen, und aus dem 
Erfuchen des Klägers um diesfällige Beftimmung hervorgehe, daß bie 
Kontrahenten über den Ort der Leiftungen nicht einig waren, und B nad) 
dem Inhalt der Beilagen nicht einmal zu einer Baarzahlung verpflichtet 
wurde." Das Oberlandesgericht beftätigte diefen Beſcheid, „weil der 
Ausdrud „Loco Bogen” ih nur auf die Breisbeftimmung bezieht, nicht 
aber den Ort der Erfüllung der Verbindlichkeit ausdrückt.“ Der oberfte 
Gerichtshof, an den die Sache im Wege außerorventliher Revifion ge: 
langte, beftätigte bie beiden erftrichterlihen Entfheidungen aus den 
Gründen der erften und zweiten Inſtanz. 


Nr. 778. 


Zuläfligfeit von Klagen gegen denjenigen, welcher um Be- 
handlung der Gläubiger angeſucht bat. 


Entid. v. 28. April 1859, Ar. 4090 (Beftätigung des Urtheils des H. ©. 

Venedig v. 11. Jänner 1859, Nr. 26648, Abändernng des Urtheiles des 

O. L. ©. Venedig v. 17. Februar 1859, Nr. 3289). Gioru. di Giurispr. 
prat. 1859, ©. 174 fi. 


N. 779. 


Unzuläffigleit der restitutio ob noviter reperta vor dem 
Spruche. 


Eutſch. v. 28. April 1859, Nr. 4168 (GBeſtätigung des Decretö des L. ©. 
Wien v. 10. Jänner 1859, Nr. 655, Abanderung des Decrets des O. L. ©. 
Wien v. 22. Februar 1859, Nr. 2127). ©. 3. 1859, Nr. 134. 


In einem Rechtöftreite, in welchen: nad Erftattung der Duplik 
die Acteninrotulirung am 10. Sänner 1859 ftattfinden follte, überreichten 
bie Kläger am 6. Jänner 1859 das Gefuh um „Wiebereinfegung 
behufs Einbringung einer neuen Replik“ zur Benügung neu aufgefun- 
dener Beweismittel und fohin um Innehaltung mit der Acteninrotuli- 
rung. Letzterem Anſuchen warb in erfter Inftanz nicht, wohl aber 
in zweiter Inftanz Statt gegeben, und zwar aus dem Grunde, weil 


- 
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es fich nicht um eine Wiebereinfegung nach dem 34. Cap. vera. G. O. 
handle, fondern um ein im Zuge bes Verfahrens geftelltes Anſuchen, 
von einer Sagfchrift abftehen und dafür eine neue Schrift einlegen zu 
dürfen. So lange diefed Begehren nicht zur Entſcheidung gebracht ift, 
ift nicht beftimmt, welche Schriften der Entſcheidung zu Grunde zu legen 
find, mithin kann wohl von einer Einlage ber Schriften keine Rebe fein.“ 

Der oberfte Gerichtshof betätigte ben Beſcheid der erften Inſtanz 
„in der Erwägung, daß die Kläger in der That nur eine Wieberein- 
fegung zur Anbringung neuer Beweismittel, nicht aber wegen einer ver- 
fäumten Fallfriſt beabfichtigen; daß ein ſolches Gefuh nach ven Hofde- 
creten vom 25. Auguft 1783, Nr. 179 3. ©. ©. lit. f, vom 14. No- 
vember' 1785, Nr. 495, 15. Jänner 1787, Nr. 623, Bat. vom 1. 
Juli 1790, Nr. 31 (Weffely I Nr. 1360, 1361, 1351, 1359) ven 
Zug bes Verfahrens zu hemmen nicht geeignet if, auch im entgegen. 
ftehenven Falle endloſe Verzögerungen herbeigeführt würden”. 





—. 


Nr. 780 


Unzuläffigfeit der Sicherftellung einer Bermögensübertra- 
gungsgebühr auf ver inzwifchen in britte Hand übergegan- 
genen Realität. 


Eutſch. v. 28. April 1859 ie: ie en der der Decrete ded 8. ©. 
Wiener Reufiedt v. 8. Sieben 8 O. L. G. Wien 
8. März 1850, ri 533 G. H. 1859, © 374 fi. 


R erwarb 1853 eine Realität, für melde er die ihm amtlich (wie 
fi) fpäter zeigte um 103 fl. zu niebrig) bemeflene Uebertragungsgebühr 
zahlte. 1856 verkaufte er das Grunpftüd dem B; 1857 nahm bie Finanz⸗ 
procuratur das Pfandrecht für den 18583 unbezahit gebliebenen Theil 
der Uebertragungsgebühr in Anſpruch, ward aber in allen drei Inſtanzen 
abgewieſen. Der oberſte Gerichtshof bemerfte: „Um bie Realität, auf 
welche jetzt das Pfandrecht für eine gegen R im Sabre 1853 erwachfene 
Gebühr erworben werden foll, ift vermalen eine andere Perfon vergewähtrt, 
welche weder aus dem Grundbuche, noch jelbft bei dem Steueramte, 
wo fie aber gefeglich nicht verpflichtet iſt, ſich zu erkundigen, von biefer 
Gebühr hätte Kenntnig erlangen können. Darum kann jun obigen Ent- 
ſcheidungen feine offenbar unrichtige Auslegung der Geſetze gefunden 
werben, ja e8 würde fi die Einverleibung der Gebühr vielmehr als 
eine offenbare Ungerechtigkeit gegen den neuen Befiger der Realität dar- 
ftellen, welcher von dieſer Laſt nirgends Kenntniß erlangen konnte, und 
die Folgen einer geſchehenen unrichtigen Bemeſſung der Gebühr tragen 
ſollte.“ 
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Nr. 781. 
Nothwendigkeit rechtsfreundlicher Fertigung von Concurs⸗ 
Anmeldungsgefuchen. 
Entid. v. 3. Mai 1859, Nr. 4888 Yız des dad Decret des 8. 
Bien v. 5. März; 1859, Nr. 1559 arändeen en Decretes des O. L. ©. 
Wien v. 9. Mürz 1858; 9 e802 3. 1859, Nr. 92. G. H. 1850, 
Nr. 782. 


Umfang der Gefchäftsbefugniffe der öffentlihen Agenten. 


Ente, ı v. 3. Mat 1859, Nr. 5089 (Sehktigung des Decrets des D. 2. ©. 
Wien v. 15. März 1859, Nr. 2822). ©. 9. 1859, ©. 208. 

Ein Notar beichwerte fi darüber, daß ein öffentlicher Agent ſich 
gewerbsmäßig mit Berfafjung von Schriften im gerichtlichen Verfahren 
außer Streitfachen befafie. Seine Beſchwerde wurde vom Oberlan des- 
gericht und vom oberften Gerichtshof zurückgewieſen. Es warb dabei 
bemerkt, daß die Berfaflung folder Urkunden und Eingaben nad 8. 6 
Not. D., welcher dieſe Geſchäfte den Notaren nur geſtattet, aber nicht 
ausichließlic zumeift, nicht im Sinne des Hofkanzleidecretes vom 
16. April 1833 Ne. 2608 9. ©. ©. und der J. M. 2. v. 8. Juni 
1857 Nr. 114 R. ©. 2. als eine gewiffen Berfonen vorbehaltene, den 
öffentlichen Agenten nicht geftattete Beichäftigung angejehen werben 
könne. 


Nr. 783. 


Rechtliche Natur der Erneuerung eines Beſtandvertrages. | 
Pactum de contrahendo. 


Entſch. v.4. Mai 1850, Pe: 4232 RE. 2008. ok des Urtheils der Prätur Sau 
Dona v. 20. September 1858, bänderung des Heiheited des 
O. L. G. Beuedig v. FEN OYänner 1859, 29. G. 3. 1862. Nr. 141. 
Giorn. di Giurispr. prat. 1801..6, 2 P 4 ff. Eco d. Trib. 1861. 


Im Sabre 1761 ſchloſſen die Schweftern Z einen Vertrag ab, 
vermöge deſſen fie dem X ein Landgut auf 24 Sabre in Pacht gaben. 
Im Eingang der betreffenden Bertragsurfunde wird der „für bie ge- 
genwärtige Pachtung (la presente locazione)” betungene Pachtzins 
und die Zeit der Bezahlung beſtimmt. Dann heißt es weiter, die 

Pachtung ſei unter folgenden Bedingungen abgeſchloſſen, und nun fol⸗ 
“nen ſechs Paragraphe. 8. 1 ſchreibt ben Pächtern eine beſtimmte 
Bewirthſchaftungsweiſe bei einer im 8. 2 feftgefetzten Strafe vor; 
$. 3 enthält verfchiedene Beſtimmungen über bie Beendigung des 
Pachtes und namentlih, daß derjenige Theil, welcher die „gegenmwär- 
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tige Verpachtung” nicht fortfegen wolle, fie ein Jahr vor Ablauf der 
Pachtzeit aufzulündigen habe, wibrigend angenommen würde, daß bie 
Pachtung „zu dem vorſtehenden Zins und fonftigen Bedingungen” auf 
weitere 24 Fahre verlängert fei; 8. 4 regelt die Fälle des Nachlafjee 
am Pachtzins; in $. 5 verpflidten fi die Schweflern Z für den 
Fall, daß der Pächter „während der gegenwärtigen Pachtung“ wünſchen 
follte, ven Pachtvertrag in einen Erbpachtvertrag zu verwandeln, hiezu 
ihre Zuftimmung zu geben und die Vertragsurkunde darüber zu er- 
richten, wobei der Pächter außer dem gegenwärtig verabredeten Zins 
nur nod die Steuern und anderen öffentlihen Laſten, fowie die Koften 
des Bertragsabichluffes zu übernehmen haben follte; $. 6 enblid re- 
gelt die Tragung ver Koften des gegenwärtigen Berrragsabjchluffes 
und einige ähnliche Punkte. Die Pachtung wurde auf Seite des X 
und feiner Rectönachfolger in Folge ftillihiweigender Erneuerung fort- 
gejegt, während das Gut den Eigenthümer öfter wechſelte, theild durch 
Univerjal- theild durch Singularfucceffion, bei welcher jedoch der Ueber- 
nehmer ſich jedesmal zur Einhaltung des Pachtvertrages verpflichtete. 
Im Jahre 1857 erklärte der nunmehrige Pächter A Tem gegenwärtigen 
Eigenthümer B, daß er auf Grund des $. 5 des Vertrages von 1761 
ber Abſchluß des Erbpachtvertrages verlange, und als B mit einer 
Auffündigung antwortete, Hagte jener auf die Erfüllung des mehrer: 
wähnten Vertragsbedingniſſes. 

Dem Rlagebegehren ward nur in zweiter Inſtanz Statt ge 
gegeben, in erfter und dritter ward es zurüdgemiefen. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Nah tem Wortlaute und 


nad dem Einne des Vertrages war die Zufage ter Verwandlung der 


zeitlihen Pachtung in einen Erbpacht nicht auf tie erfte Periode von 
24 Jahren beſchränkt, erſtreckte fich vielmehr auch auf die nadhfolgen- 
den Perioden, da der öfter wiederholte Ausdruck „yegenmwärtige Pad}: 
tung” naturgemäß fo zu verftehen ift, daß er die ganze Zeit be- 
zeichnet, während welcher dem Willen der Parteien gemäß das durch 
den Pachtvertrag zwijchen ihnen begründete Nechtöverhältniß fort- 
beſteht. Es handelt ſich bier nicht um einen jener Fälle, wo ver 
Pächter nad) Ablauf der Pachtzeit tie Benügung der gepachteten Sache 
fortfegt, ohne taran vom Verpächter gehindert zu werden, und wo 
fraft des Geſetzes eine Verlängerung des Vertrages für ein Jahr 
eintritt; fondern um die einverjtändliche durch Unterluffung der Auf- 
fündigung herbeigeführte Verlängerung auf 24 Jahre: es fann daher 
im vorliegenden Falle nit gejagt werden, es feien jo viele Verträge 
abgejchloffen worden, als Zeiträume von 24 Jahren, für welche ber 
Bertrag ftillfchweigend erneuert wurde. Hätte man nicht die Abficht 
gehabt, einen einzigen Beftandvertrag für unbeftimmte Zeit zu jchließen, 
fo würde man im $. 3 nicht feſtgeſetzt haben, daß jene Partei, melche 
bie „gegenwärtige Pachtung“ nicht über die. bevungenen 24 „Jahre 
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fortfegen wolle, aufzulündigen habe, widrigens der Vertrag ald auf einen 
gleichen Zeitraum verlängert angefehen würde; denn e8 wäre grammatijch 
unrichtig, von der Fortfegung und Verlängerung eines laufenden Pacht⸗ 
vertrage® zu fprechen, während man einen neuen und jelbjiftändigen 
Pachtvertrag vor Augen hat..... Gerade darum, weil die Mög— 
lichkeit der Umwandlung in einen Erbvertrag in einem befonderen 
Paragraph nady Feftftellung der übrigen Pachtbedingniſſe ftipulirt wurde, 
gerade darum muß angenommen werben, daß fie auch gelten follen für 
die verfchiedenen Perioden ſtillſchweigender Erneuerung, welche ſchon vor- 
ber erwähnt, und daher durch den Ausdruck „während ber gegenwär: 
tigen Pachtung“ mitbezeichnet find. Handelt es ſich gleih um eine 
nicht zum Weſen des Beſtandvertrages gehörige Verabredung, fo ift ee 
dennoch eine, welche zwiſchen Verpächtern und Pächtern jehr wohl vor: 
kommen fann, ohne die Rechte Dritter zu verlegen, und welche mit 
der Natur des Beſtandvertrages fowenig im Widerſpruch fleht, daß 
vielmehr jenes Kapitel des a. 6. ©. B., welches von den Beſtandver⸗ 
trägen handelt, audy die Erkverträge mit umfaßt. Ebenfowenig konnte 
den Kläger die Verjährung entgegenftehen, da e8 fi um einen vein 
fecultativen Act banvelt, welcher dem Pächter während ber ganzen, 
wenn auch noch fo langen Dauer ver Pachtzeit geftattet ift und erft 
nach Ablauf verjelben unzuläffig wird: „In facultativis non currit 
praseriptio...... Ebenſowenig kann B ſich darauf berufen, daß er als 
Singularfuccefjor an den Bertrag nicht gebunden fei, da er denjelben 
bei ter Uebernahme fannte und alle Confequenzen desſelben ausdrücklich 
auf fih nahm." 

Gründe der dritten Inftanz: „Ungeachtet des im 8. 3 
gebrauchten Ausdruckes, daß die Badhtung.... als verlängert an⸗ 
gejehen werten jolle, fann man tod nicht daran zweifeln, daß jede Er- 
neuerung, wenn fie gleich der Sache nad) nur eine Verlängerung ber 
vorausgehenden Pachtung bewirkt, im gefeglihen Sinn al® der Ab: 
ſchluß eines neuen, diefelben Bedingungen wie der frühere enthalten: 
den Bertrages anzufehen ſei; denn es ift gewiß, daß ber urſprüngliche 
Vertrag mit Ablauf ber erften 24 Jahre endigte und daß feine ber fpü- 
teren Erneuerungen anders Statt finden konnte, als durch übereinftim- 
mende ftilljhweigende Zuſtimmung beider Theile, d. h. durch einen 
neuen Vertrag. Es ergibt fich Dies nicht blo8 aus der Natur der 
Sache, fondern auch auß dem Geift der L. 13 8. 11 D. de locat. et 
eonduct. (19.2), des Art. 1738 des ehemaligen italienifhen ©. 2. 
und der SS. 1114, 1115 und 1116 a. 6. ©. B. Dies vorausgefchidt, 
ift e8 nicht fchwer nachzuweiſen, daß der $. 5 des Vertrages nicht aud) 
für die jpäteren ſtillſchweigenden Erneuerungen gelten könne. Vor allen 
iſt zu bemerken, daß das fragliche Recht nur „während der gegen: 
wärtigen Pachtung“ beſtehen ſollte. Da nun die ſpäteren Erneuerun- 
gen der Pachtung auf ſelbſtſtändigen neuen Verträgen beruhen, ſo fallen 
fie keineswegs mit der erſten, auf welche ſich ver angeführte Wortlaut be- 
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zieht, in Eins zufanımen. — Ferner wurde ie ſtillſchweigende Erneuerung 
ſchon im 8. 3 derart bedungen, daß fie unter den „vorerwähnten”, alfo vor 
dem 8. 5 feftgefeten Bedingungen erfolgen folle: e8 wollten alfo die 
Barteien, daß diefer Paragraph von den künftigen Exrneuerungen des 
Pachtvertrages ausgeſchloſſen fein ſolle. — Es iſt weiter zu beachten, 
daß eine ſolche Verabredung dem einfachen Pachtvertrage durchaus 
fremd iſt; nun können aber nach der Anſicht älterer und neuerer Rechts⸗ 
lehrer durch die ſtillſchweigende Verlängerung der Pachtung wohl die 
auf dieſe Bezug habenden Verabredungen verlängert werden; das kann 
aber von der hier in Frage kommenden nicht gelten, weil ſie eben auf 
einen ganz für ſich beſtehenden, verſchiedenartigen Vertrag gerichtet iſt, 
weßhalb es nothwendig geweſen wäre, daß die Parteien ihren Willen, 
auch ſie zu erneuern, beſonders ausgebrüdt hätten. Dem Kläger fteht 
ferner nicht eine dingliche Klage gegen den dritten Befiger des Grund⸗ 
ftüded, fondern nur eine perfönliche gegen die Schweiter Z zu. Hat 
auch der Bellagte ſich verpflichtet, ven Pachtvertrag anzuerkennen und 
fortbeftehen zu laſſen, fo bezieht ſich dieſe Verbindlichkeit doch nicht auf 
den fraglichen Vertragspunkt, welcher mit der Pachtung gar nicht zu- 
jammenhängt. Es ift ferner höchſt unwahrfcheinlih, dag die Schwe- 
ftern Z ſich dazu herbeigelaflen haben jollten, dem Pächter für unbe- 
flimmte Zeit das Recht einzuräumen, bie Ummanblung.... zu vers 
langen, zunal da ein Wechjel in den Berfonen eintreten fonnte und Die 
Berhältniffe fih von Grund aus Ändern konnten, wie fie fi) denn auch 
wirklich geändert haben, da notoriſch die Grundſtücke ſeit 1761 im 
Werth beträchtlich geſtiegen find.... Jedenfalls bat die letzte Erneue⸗ 
rung, d. h. der legte Vertragsabfhluß, am 1. März 1834 alſo unter 
ber Herrihaft des a. b. ©. B. flattgefunden. Es ift alfo die Frage 
mit Rüdjiht auf 8. 936 a. 6. ©. B. zu entfcheiden, nach welchem jene 
Berabredung deßhalb unwirkjam ift, weil feit jenen Tage nicht blos im 
der Perſon des Pächters, fondern aud in den Umftänden verartige 
. Beränderungen eingetreten find, dag man zuverfihtlih annehmen 
tann, daß ber urjprüngliche Zwed der Berpächter, ſich durch den neuen 
Bertrag ein angemeſſenes Entgelt zu fichern, nicht mehr erreicht wer⸗ 
den kann.“ TETS 





Nr. 784. Ä 
Scabenerfag wegen Weberfchreitung der Bollmadt. 


Entf. v. 4. Mai 1859, Nr. 4923 (Beltätigung des Urtheils des B. ©. 
Alt: nnd Jerbad Br 5 v.28. Februar 1858, Nr. 6267, Abänderung des 
Urthtils de Prag v. 0 ‚Sul 1858, Nr. 18398). G. 3. 1862, 


A führte in feiner * an: Er habe bei dem Geklagten B 
Mehl am Lager gehabt und dem Gellagten, welcher von dem Kläger 
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zur Beforgung der Käufe und Verkäufe, dann zur Annahme unv 


Leiſtung von Zahlungen beoollmächtigt war, ven Auftrag ertheilt, dem - 


Mehlhändler Z das Mehl zu beftimmten Preifen, nebft dem befon- 
ders zu vergütenden Werthe der Säde, jedoch äusdrücklich nur gegen 
Banrzahlung des bepungenen Preifes, ober gegen Acceptation eines an 
bie Ordre des Klägers auszuftellenden auf 3 Monate Sicht lanten- 
ben Wechſels zu verkaufen und zu übergeben. Obgleidy ver Geklagte 
bie in dieſer Art geftellte Verkaufsvollmacht annahm, babe er fie Doc 
in der Art überjchritten, daß er am 9. Februar 1857 dem Z Meht 
und Säde um 377 fl. verlaufte, und, ohne ven dafür entfallenden 
Kaufpreis baar, ober doch den hierüber auf 3 Monate Sicht auszu- 
ftellenden Wechfel erhalten zu haben, übergeben und ausgefolgt habe. 
Auf Grund der 88. 1009 und 1294 a.b. ©. B. bat der Kläger in 
Betreff des durd das Verſchulden des Geklagten erlittenen Schadens, 
— welcher in den: bedungenen, dem Kläger bisher nicht bezahlten Kauf⸗ 
ſchillinge pr. 377 fl. beftehe, — ven Gellagten zur Bezahlung des Be- 
trages von 377 fl., welchen er ſich zu erfegen weigere, zu verurtheilen. 
Der Geklagte wendete hauptfählih ein, daß der Kläger erft dann 
Schadenerfag fordern könne, wenn er nachgewieſen habe, einen 
Schaden erlitten zu haben, nämlid) bis er den Beweis geliefert hätte, 
die Bezahlung des Kaufpreifes von Z nicht erlangen zu fünnen. 

Das Bezirkögeriht hat der Klage Statt gegeben, das Ober- 
landesgericht aber den Kläger abgewiefen. Das Oberlandedgericht er- 
fannte wohl an, daß der Geklagte durch die. chne Baarzahlung oder 


Wechfelacceptation vollzogene Ausfolgung des Mehls an Z die ihm, 


von dem Kläger ertheilte Vollmacht überfchritten habe und daher nad) 
$. 1012 a. b. ©. B. verbunden fei, dem Kläger als Machtgeber ven 
durch fein Verſchulden verurfachten Schaden zu erfegen, fand aber die 
Klage aus folgenden Gründen nicht gerechtfertigt: 

„Ohne diefen Schaden in quali und quanto gehörig zu liquidiren, 
jpriht der Kläger, weil er bisher nicht bezahlt wurde, ohneweiters ben 
bedungenen Kaufichilling von 377 fl., als den erlittenen Schaden wider 
feinen Mandatar an. Allein, jelbft wenn es erwiefen wäre, daß Z 
diefen Kaufſchilling bis heute noch nicht einbezahlt hat, fo wäre dennoch 
der Kläger erft dann beredtigt, den rückſtändigen Kaufſchilling ale 
wirklich erlittenen Schaden wider den Geklagten als feinen Mandatar 
erſatzweiſe anzufpredhen, ſobald nachgewieſen wäre, daß bie Eintreibung 
des Kauffchillings von dem Käufer Z, welchen dieſer aus dem auf 
Rechnung des Klägers geichloffenen Kaufgefchäfte nad $. 1062 a. b. 
G. B. mit Rüdfihtnahme auf den $. 1017 a. 5. ©. B. an deu 
Kläger als eigentlihen Verkäufer nody immer zu leiften hätte, unaus- 
führbar fei. Da jedoch ein folder Nachweis nicht geliefert wurde, und 
ver Kläger einen anderweitigen Schaben erlitten zu haben weder be: 
bauptet, noch weniger erwiefen bat, jo mußte der Kläger wegen Ab- 
gangs eines erwiefenen Schadens abgewiejen werben." 
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Die Beltätigung des Urtheils erfter Inſtanz wurde von dem 
cberften ©erichtöhofe folgendermaßen begründet: „Wie beide untere 
Inftanzen .anerfannten, bat B die von A erhaltene Vollmacht zum 
Mehlverkaufe offenbar überſchritten, denn er war, wie er felbft zuge- 
iteht, nur ermächtigt, das Mehl entweder gegen Baarzablung oder 
gegen einen vom Käufer acceptirten Wechjel auszufolgen und hat bies 
Dennoch gethan, ohne daß der Käufer den ihm vorgelegten Wechſel pr. 
377 fl. acceptirte. Das bloße Stillichweigen des Mandanten, dem 
er den Kaufabſchluß bekannt gegeben haben will, enthält feine Geneh- 
migung bed Berlaufsgefhäftee. Nah 8. 1009 a. b. G. B. ift daher 
B dem Kläger für bie Folgen verantwortlid. Daß für den Kläger , 
durch Ueberfchreitung ver Bollmadıt ein Schade in der Höhe von 377 fi. 
entftand, hat B dadurch erkannt, daß er felbft den Wechſel pr. 377 fl. 
probucirte, welder ven Werth der erfauften Waare repräfentirt. Ob⸗ 
gleih es nicht nachgewieſen ift, daß diefe Forderung von dem Käufer 
Z uneinbringlich ift, jo kann doch dem Kläger nicht zugemuthet wer- 
ven, mit demſelben felbft einen Rechtsſtreit zu beginnen, weil er felbft 
mit ihm fein Geſchäft abſchloß und weil eben wegen Ueberſchreitung 
der Vollmacht von Seite eined Commiſſionärs die Frage, ob durch 
den Berlauf, welden fein Mandatar in feinem Namen abſchloß, 
zwifhen ihm und dem Käufer Rechte begründet wurden, wenigſtens 
ſehr zweifelhaft ift, B aber jevenfall® verpflichtet wäre, ihm bei einen 
allfälligen Nechtöftreite Vertretung zn leiften und für deſſen ungän- 
ftigen Ausgang zu haften. Es liegt daher dem Gellagten vie gefeb- 
liche Verbindlichkeit ob, ſchon jest feinem Machtgeber ven verurfachten 
Schaden zu erfegen und fich jelbft an ven Käufer zu halten.“ 


Nr. 785. 


Zuläffigleit der abgefonderten Veräußerung des Fundus 
instructus eines Cridagutes. Verhältniß des Eridatars zur 
Eoncursmafje-Verwaltung. 


Entid. v. 4. Mai 1859 ya 5012 (Bein bei = des Decretes des K. ©. 
Tube, b. 2 Jänner 1859, Nr. 107 erung det ded at des 
G. Prag v. he März 1859, Nr. 4023). B. 3 
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Nr. 786. 


Hinterlafjung des Pflichttheils in Geftalt eines Erbtheils: 
rechtliche Behandlung eines ſolchen Notberben. 
Entf. v. 5. Mat 1859, Nr, 3565 Being des Urtheild der Bräter 
Sehenice v. 10. Auguft 188 7, Wr. 6698, Abänderung des eils des 
.G. Bara v. 5. —X 1858 Nr. 4218). © 6.8 1859, Nr. 137. 
In einer legtwilligen Anorbnung wurden die zwei Söhne bes‘ 
Teſtators mit der Hälfte des Vermögens voraus (‚a titolo di prelegato‘‘) 
bedacht, und zugleich mit den beiden Töchtern des Erblafjers als Erben 
ver andern Hälfte eingefegt. Die Erbfchaft wurde nad) Maßgabe bie- 
fer Verfügung von den vier Geſchwiſtern angetreten und ihnen gericht. 
lich eingeantwortet. Nun trat eine der Erbinnen gegen die beiden 
Brüder, als die factifhen Alleinbefiger der Verlaſſenſchaft, mit einer 
Klage auf, worin fie um das Erkenntniß bat, daß ihr auf Grund des 
erwähnten Teflamentee und der Einantwortung von der väterlichen Vers 
laſſenſchaft ein Achtel in natura gebühre. Die Beklagten wendeten ein, 
baß die Klägerin, da fie in dem Teſtamente mit einem ihren Bflicht- 
theil nicht überfteigenben Erbtheile bedacht wurde, als Pflichttheilneh- 
merin zu betrachten fei und in dieſer Eigenfchaft nur auf den nad 
gerichtlicher Schäung berechneten Geldwerth ihrer Portion einen An- 
ſpruch habe (Hofvecret vom 31. Jänner 1844 Nr. 781 3. ©. ©.). 
— Die Prätur erlannte nad) dem Klagebegehren; das Oberlandes- 
gericht hingegen befchränfie den Anſpruch ver Klägerin auf den 
Schätungswerth ihrer Erbquote, im Sinne der obigen Einwendung 
ber Bellagten. 
Der oberfte Gerichtähof beftätigte das erſt richt erliche Urtheil 
„in Erwägung, daß aus der Beftimmung des 8 774 a. b. ©. B., 
wornad der Pflichttheil in Geftalt eines Erbtheiles oder Vermächt⸗ 
nifjes aud ohne ausdrückliche Bezeichnung des Pflichttheiles hinterlaffen 
werben kann, nicht die Folgerung gezogen werben barf, als ob ber 
Rotherbe die Eigenfchaft eines teftamentarifchen Erben nur für jenen 
Theil des ihm Zugedachten geltend zu machen berechtigt fei, welcher 
feinen Pflichttheil überfteigt, fondern daß durd jene gejeliche Anord⸗ 
nung nur eingeſetzte Erben oder Legatare, welche zugleich Notherben 
find, verhindert werden follen, auch dieſe letztere Eigenfhaft zu dem 
Ende in Anfprud zu nehmen, um auf Koften der andern zur Der- 
laffenfhaft berufenen Perſonen ein zweifahes Nachfolgerecht geltend 
zu machen, und daß hierbei dem Erblaſſer das Recht, über fein Ver⸗ 
mögen nach Belieben — unbeſchadet ber Notherbenrehte — zu ver« 
fügen, vollends gewahrt bleibt; daß in dem vorliegenden Falle alle vier 
im Xeftamente zur Hälfte der Verlaſſenſchaft ohne Unterfchieb beru- 
fenen Kinder des Erblaffers den gleichen Rechtstitel (aus dern Tefte- 
mente) haben, um in den Beſitz der Erbfchaft gefetst zu werben (S 799 
a. b. G. 8.), wie venn auch der Nachlaß ſämmtlichen Kindern, nieht 


— 34 — 


den beflagten Söhnen allein, gerichtlich eingeantwortet worben ifl, — 
daß blos darum, weil die der Klägerin zugedachte Erbquote genau mit 
. ber ihren Pflichttheil vorſtellenden Quote übereinſtimmt, derſelben die 
Eigenſchaft einer Erbin nicht entzogen werden darf, nachdem der Te⸗ 
ſtator, welcher feine beiden Söhne mit der Hälfte des Vermögens vor⸗ 
aus bedenkend, von feinen gefeglichen Verfügungsrechte vollen Gebrauch 
machte, zur anderen Hälfte nebft den Söhnen die zwei Töchter. aus: 
drücklich als Erben eingefegt und hierdurch die Letztern zur Theilung 
der ganzen Berlaffenichaft mit ven Söhnen, wenn aud nad) ungleichen 
Antheilen, berufen und nicht etwa biefelben angewiejen bat, von ihren 
Brüdern als Alleinerben eine dem Werthe ihrer Portionen entfprechenve 
Geldſumme in Empfang zu nehmen, — daß fonad das Hofdecret 
vom 31. Jänner 1844 Nr. 781 9. ©. S., — welches die Rechte des 
Notherben als ſolchen bezüglich der Erlangung oder Ergänzung des 
Pflichttheiles normirt und trotz der dieſem Gefege zum Grunde liegen» 
den Abficht, der allzugroßen Zerfplitterung des Eigenthums an den Be- 
ftanptheilen der Berlajfenfchaften vorzubeugen, dem Erblafjer feines- 
wegs verbieten wollte, feine allfälligen Notherben durch Erbeinjegung, 
ſei e8 au nur auf eine dem Pflichttheile gleiche Quote zu teſtamen⸗ 
tarifchen Erben zu machen, um fie jolchergeitalt, wie die andern von ihm 
berufenen Erben, an ven Oegenftänden des Nachlaßvermögens in natura 
Theil nehmen zu laſſen, — aufden vorliegenden Fallnicht anzuwenden iſt.“ 


Nr. 787. 


Erhaltung des Beſitzes eines Waflerbezugsrechtes ohne fort- 
gefegte Ausübung besfelben. 


Entſch. vom 10. Mai 1859, Nr. 3188 ASS %, Yhan des Decrets der Prätur 

Vicenza v. 29. October 1858, Nr. 1 Anänberung des Decrets des 

O. 2. ©. Venedig v. 18. Jänner 1850) "rs 3772). Eco d. Trib. 1861, 
S. 11 ff. G. 3. 1863, Nr. 79. 


Das Grunpftüd des C ift von einem Canal durchſchnitten, welcher 
ihm zur Bewäflerung des Grundſtücks diente, jo lang es Wieſe war; 
nachdem er basjelbe zu einem Ader umgeftaltet hatte, kam das Waſſer 
ven tiefer gelegenen Grundftüden feiner Nachbarn A und B zu GStatten. 
AS nun C in der Folge fein Grundſtück wieder zu einer Wiefe gemacht 
hatte und deßhalb das Waller des Canals neuerdings zu benügen 
anfing, belangten ihn A und B in possessorio summariissimo wegen 
Störung im Beſitze des Waſſerbezugrechtes, welches fie inzwijchen durch 
bie Benügung des Canalwaſſers erworben zu haben behaupteten. — 
Das Klagebegehren wurde von ber erſten Inſtanz abgewieſen, von 
dem O. x. G. zugelaſſen. 
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Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftrichterliche Entſcheidung 
in Erwägung, daß der Beklagte, welcher das Waſſer, deſſen er für fein 
in einen Ader verwandeltes Wiefenfeld nicht bedurfte, einige Jahre un: 
benügt ließ, dadurch allein den Beftg des Rechtes zum Bezug desſelben 
noch nicht aufgegeben und verloren hat, weil er noch gegenwärtig im 
Beſitze der Schleuſen iſt, mittelſt welcher er ſein Grundſtück nach Belie- 
ben bewäſſern kann, und von den Klägern auch nicht einmal behauptet 
wurde, daß ſie ihm nunmehr für die Zukunft die Bewäſſerung ſeines 
Grundſtücks mit Waſſer von dem fraglichen Canale nnterfagt und er 
einem ſolchen Verbote ſich gefügt hätte. 


Nr. 788. 


Recht der ihrem Vater fiveicommifjarifch fubftituirten Kinder 
auf Beftreitung ihres ftandesmäßigen Unterhaltes aus bem 
Subftitutionsvermögen. 


Entid. v. 10. Mai 1859, Du. oz ler aba ded Nrtpeite des L. ©. 

Venchig vom 27. Ma inner des Urtheils des 

Benedig v. 25. Nohenber oe, Mr 00). Giornale di 
Giurispr. prat. 1859, & 20) It. 


M hatte jeine Söhne B und C zu Erben eingefett und ihnen ihre 
Kinder ſideicommiſſariſch fubftituirt. B gerieth in Concurs und der Eu- 
tator feiner Kinder verlangte, geftügt auf $. 150 a. b. ©. B., daß bie 
Concursmaſſe zur Leiftung des ftandesmäßigen Unterhaltes an diefelben 
aus den Einkünften der der Subftitution unterworfenen Güter verur- 
theilt werde. Tie zweite Inftanz wies das Begehren zurüd, die erfte 
und Dritte gab ihm Statt. u 

Gründe der zweiten Inftanz: „Dem unter Anordnung 
einer fideicommiſſariſchen Subſtitution eingeſetzten Erben kommt das ein⸗ 
geſchränkte Eigenthum, nicht blos das Recht des Fruchtgenuſſes zu 
(8. 613 a. b. ©. B.); der ſubſtituirte Erbe dagegen erlangt die Erbſchaft 
erſt beim Tode des eingeſetzten Erben (F. 615 a. b. G. B.), und die 
dem letzteren auferlegte Beſchränkung müßte entfallen, wenn die berufe⸗ 
nen Nacherben vor ihm ſtürben ... Die Beſtimmung des $. 150 a. b. 
©. 3. muß nad) der natürlichen Bedeutung der Ausprüde in ihrem Zu⸗ 
ſammenhange, nicht durch Herausreißen einzelner Worte ausgelegt 
werben. Nun ſteht aber dieſer Paragraph mit dem 8. 149 a. b. G. B. 
in unmittelbarem Zuſammenhange und das Geſetz hat daber offenbar 
ein von einem Dritten auf bie Kinder unbedingt übertragenes Eigen- 
thum vor Augen, wobei dem Vater nur der Fruchtgenuß eingeräumt ift, 
während im vorliegenden Falle die Kläger als fideicommiſſariſch beru⸗ 
jene Nacherben nod gar kein directes Eigentbum an dem Vermögen 


Glaſer, Unger und Walther, Entid. LI. 20 
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ihres Großvaters haben und basjelbe, erft wenn der Fall der Subftitu- 
tion einträte, erlangen wärben." 

Gründe der dritten Inftanz: „Veber, der auf den Todes⸗ 
fall über fein Vermögen zu Gunflen eines Familienvaters verfügt, 
legt damit die Abſicht an ven Tag, aud) die Kinder des Letzteren dieſes 
Vortheiles theilhaftig zu machen und zwar nermöge der zwifchen Eltern 
und Kindern beftehenden Gemeinfamtleit der Lebensftellung und gegen» 
feitigen Liebe; indem er die Eltern bereichert, liefert er ihnen bie Mittel 
zur beſſeren Erfüllung ihrer Pflichten gegen die Kinder, und er kann babei 
unmöglich annehmen, daß diefe Pflichten je vorfäglid, oder in pflichtwi- 
briger Nadläfjigkeit werden außer Acht gelaffen werden, oder daß ben 
Glaͤubigern des Vaters geftattet fein würde, die Einkünfte mit Befchlag 
zu belegen, zu deren Mitgenuß aud vie Kinder berufen wurden. Mit 
diefen der natürlichen und fittliden Ordnung der Dinge entjprechenven 
Anſchauungen flimmt der zweite Theil des $. 150 a. 6. ©. B. überein. 
Diefe Beltimmung muß daher, ihrer eigentlichen Bedeutung gemäß, 
überall angewendet werden, wo bie Thatſachen in ihrer Wefenheit den 
gefeßlihen Borausfegungen entſprechen; niemals aber darf der weſent⸗ 
liche Zwed der Anordnung dem nadten Wortlaute, einem einzelnen, un- 
genau aufgefaßten Worte geopfert werden. Im vorliegenden Falle hatte 
M ..feine Söhne B und C zwar ehrenhalber zu Erben ernannt, allein 
in Wahrheit hat er fie, geleitet von einem Borgefühl, welches durch ben 
wirtbfchaftlihen Ruin des B nur allzufehr gerechtfertigt wurde, blos als 
Fruchtnießer beftellt und das Eigenthumsrecht feinen Enkeln dadurch 
gewahrt, daß er fie jenen fubftituirte. Wenn nun gleih 8. 613 a. b. G. B. 
auch dem eingefetten Erben ein befchränktes Eigenthumsrecht beimißt, 
damit bis zum Eintreten des Subftitutionsfalles die Beziehungen ber 
Perfon zur Sache auf eine der juriftifhen Terminologie entfprechende 
Weiſe beſtimmt feien, fo ändert dies body nicht Die wahre Sachlage, 
vermöge welder die Rechte des eingejettten Erben auf die eines Frucht⸗ 
nießers eingefchräntt find, wie dieß 8. 613 a. 6. ©. B. auch ausfpridt 
und ſchon daraus hervorgeht, daß er die Sache weder veräußern noch 
verpfänden kann, — eine Beſchränkung, welde nur geftattet, an das im 
8.509 a. b. G. B. vefinirte Recht des Fruchtgenuſſes, nicht aber an 
ein Eigenthumsrecht im Sinne des $. 354 a,b. ©. B. zu denken. Es 
befand ſich daher B geneu in dem im $. 150 a. b. G. B. vorgefehenen 
Valle, zumal dieſe Beſtimmung von der des 8. 149 a. b. ©. 2. ganz 
unabhängig ift und einen ganz anderen Yall betrifft.“ 
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Nr. 789. 


Umfang einer Vollmacht: Berechtigung des zur Berpfän- 
bung von Grundftüden Ermächtigten zur Aufnahme von 
Darlehen. 


Entf. v. 10. Mai 1859, Nr. 4783 Befiätigung der Urtheile des 2 e 
Benebig v. 26. Anguft 1858, Nr. 16434, und deB DO. 2. ©. Benehi 
20. Jänner 1859, Ar. 23702). „lornale di Giurispr. prat. 1 33 


Einer Klage auf Rückzahlung eines Darlehens wurde die Ein⸗ 
wendung entgegengeſetzt, daß die Vollmacht, vermöge welcher das Dar- 
lehen auf den Namen des Beklagten aufgen ommen wurde, des Rechtes, 
Darleihen zu ſchließen, nicht Erwähnung that. Der Kläger entgegnete, 
ber Mandatar ſei ausdrücklich ermächtigt geweſen, gewiſſe dem Geklag⸗ 
ten gehörige Grundſtücke an Zahlungsſtatt zu geben oder zu verpfänden. 

Dem Klagebegehren ward in allen drei Inſtanzen Statt ge⸗ 
geben. Die Gründe der zweiten Inſtanz lauten: „Obgleich der 
8.1008 a. b. ©. B. für Darleihen eine beſondere auf dieſe Gattung, 
von Geſchäften Inutende Vollmacht verlangt, und die hier vorliegende, 
während fie dem Mandatar viele Ermädtigungen ertheilt, des Ab⸗ 
ſchluſſes von Darleihen nit ausprüädlih erwähnt, fo ſcheint es doch, 
daß der Mandant mit dem Ausprud: „vie Grundſtücke an Zahlungsitatt 
zu geben oder zu verpfänden“, nichts Anderes als die Verwendung derfel- 
ben zur Sicherſtellung eines dagegen erlangten Geldbetrages meinte. 
Der drei Tage nah Ausftellung ver Vollmacht erfolgte Abſchluß 
bes Darlehens, ver daraus für. den Mandanten nad feinem eigenen 
Geſtändniß erwachſene Vortheil beweift übrigens, daß der Beklagte dem 
Mandatar diefe Vollmacht ertheilt, und jedenfalls, daß er deſſen Hand⸗ 
lungsweiſe genehmigt hat.” 


Nr. 790. 


Diffeffionseid über die Unterfchrift eines VBerftorbenen auf 
dem bie Erbietung zum Eide enthaltenden Schriftftüd: Auf- 
tragung diefes Eides, ungeachtet der Delat im fremden Namen 
Proceß führt, — PVorausfegungen der. Handfhriften; 
vergleichung. 

Eutſch. v. 11. Mai 1859, Nr. 4247 (ebänherung der 38780, u ae 
Derrete des L. ©. Prag vom 27. November 1858 nn r. 28735, und des 
O. L. G. Prag v. 1. Sehrnar 1859, Nr. 1419). ©. 3. 1859, Nr. 8 

Die Stadtgemeinde B war ſchuldig erfannt worben, den er 
leuten Franz und Franzisfa A einen Entfhädigungsbetrag pr. 1200 fl 


200 
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gegen Ablegung des Schätzungseides von Seite derſelben zu be⸗ 
zahlen. Der Vertreter der Kläger Dr. M verlangte, nachdem Franz A 
ben Schätungseid abgelegt, daß derfelbe hinſichtlich der inzwifchen ver- 
ftorbenen Franziska A für abgeſchworen erklärt werde. Der Vertreter 
ber Öegenpartei Dr. 8 machte darauf aufmerkfam, daß die Namenszlge 
beider Ehegatten auf der Klage, der species facti und der Vollmacht 
offenbar von einer und derfelben Hand berrühren, und daß viefelben 
Schriftzüge auf einer von Franz A nad dem Tode feiner Gattin 
überreihten Eingabe erfcheinen; er verlangte daher, daß ber Kläger ben 
Beweis der Echtheit nad den 88. 133 und 134 a. G. O. führe. 
In Folge deſſen trug Dr. M den Vertretern der gellagten Stabtge- 
meinde über die Echtheit der Unterfchrift der Franziska A den unräd» 
fhiebbaren negativen Haupteid auf, gegen beflen - Zuläfligleit Dr. S 
proteflirte. Die erfte Inſtanz hat den Schägungseid bezüglich der 
Franziska A für abgejchworen erflärt, „weil alle Erforderniffe des 
8. 233 a. Gerichtsordnung, dann der Hofdecrete vom 15. Juli 1784, 
Nr. 317, und vom 5, März 1795, Nr. 222 9. ©. ©., eintreten, 
indem ſich beide Eheleute zu dem fraglihen Schäßungseide gerichtlich 
erboten Haben, zumal von ihnen die Klagſchrift und die species 
facti gefertigt erfcheint, und fie die Ablegung dieſes Eides weber burd) 
ergriffene Appellation noch fonft verzögert, Übrigens auch ihren Rechts⸗ 
freund Dr. M in der ihm ertheilten Vollmacht zur Auftragung von 
Eiden ausprüdlich erinächtigt haben. Dr. 8, Namens der gellagten 
Stadtgemeinde, widerfpridht zwar, daß Franziska A die species facti, 
die Vollmacht und die Klage eigenhändig unterfchrieben habe, und glaubt 
ben Widerſpruch durch die Hinweifung zu begründen, daß in dieſen 
eben bezeichneten Allegaten die Unterfchriften des Franz A und ber 
Franziska A die gleihen Handzüge barftellen, und daß durch die Ber- 
gleihung diefer Unterfchriften mit jener deö Franz A erwielen werde, 
daß Franzisfa A obige Allegate nicht unterfchrieben habe. Zu biefem 
Nachweiſe beruft fih Dr. S auf die Bergleihung der Handſchriften 
ber Franziska A in ten voranbernfenen Beilagen. Diefer Beweis it 
aber unftatthaft, und könnte fchon deßhalb nicht berüdfichtigt werben, 
weil feine mit der bekannten Handſchrift der Franziska A verfehene 
Urkunde beigebracht wurde, in welcher die Echtheit ihrer Unterjchrift 

außer Zweifel gefeßt wäre; dem Richter fehlt demnach ein jeder Mapß- 
ftab zur Beurtheilung der Schriftzüge der Franziska A und eine bloße 
Aehnlichkeit der Schriftzüge zweier Perfonen vermag den Beweis nidıt 
berzuftellen, daß die den Namen zweier Perfonen enthaltende Unter: 
fertigung einer Urkunde wegen Aehnlichkeit ihrer Namensfchriftzüge 
nur von Einer berjelben und zwar im vorliegenden Falle nur von 
Franz A gejchehen fei, zumal die Schriftzüge zweier verſchiedenen 
Perfonen oftmals wirklich fehr ähnlich fcheinen können. Ueberdies tritt 
aber hier ver Fall der 88. 133 und 134 a. G. O. gar nidt ein; 
benn ber $. 134 a. ©. O. fegt voraus, daß die beigebrachte Urkunde 
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als Beweismittel für ein angeſprochenes Recht beigebracht wird, und 
daß ſich dieſes angeſprochene Recht auf die Beweiskraft dieſer Urkunde 
ſtützt. Mit der von Dr. M in dieſer Verhandlung vorgelegten species 
facti, Vollmacht und Klageſchrift wird jedoch gegen bie Stadtgemeinde 
B kein Hecht angefprochen, fondern mit denſelben nur nachgewiejen, 
daß die Erforvernifie des $. 233 a. ©. O., dann ber Hofdecrete 
vom 15. Yuli 1784, Nr. 317, und vom 5. März 1795, Nr. 222 
3. ©. ©. vorhanden find, gemäß deren der Schätzungseid ber Fran- 
ziska A für abgeſchworen zu halten ſei. Ferner ſteht in den Fällen 
der 88. 133 und 134 a. G. O. nur dem Ausſteller einer Privat⸗ 
urkunde oder jenen Perſonen, welche mit dem Ausſteller als Eine 
juriſtiſche Perſon anzuſehen ſind, zu, die Echtheit der Urkunde zu wider⸗ 
ſprechen, und dadurch demjenigen, welcher die Urkunde für ſich anführt, 
den Beweis der Echtheit aufzubürden. Nun ſind aber die Vertreter 
ber Stadtgemeinde B weder die Ausſteller jener Allegate, noch haben 
biefelben erwiejen, daß fie mit den Ausftellern verfelben und nament- 
ih mit der Franzisfa A als Eine juriftifche Perſon anzufehen find. 
Den Bertretern ver genannten Stadtgemeinde fteht daher fein Necht 
zu, bie Echtheit der Unterſchrift der Franziska A auf den mehrerwähn- 
ten Urkunden zu beftreiten. Würben endlich biefe Urkunden gegen vie 
Stadtgemeinde B zum Beweiſe zu dienen haben, fo müßten fie fo 
lange als beweiswirkend angejehen werden, bis dieſe die Unechtheit 
derſelben erwieſen haben würde. Bei dieſer Sachlage ſtellt ſich der 
von Dr. MNamens der Franziska A zum Beweiſe der von dem Rechts⸗ 
freunde der Stadtgemeinde B widerfprocdenen Echtheit der Unterfchriften 
jeiner Elientin auf ven oberwähnten Beilagen den Vertretern jener Stadt- 
gemeinde aufgetragene unrückſchiebbare negative Haupteid als über- 
flüffig dar.“ Der gegen diefen Beſcheid ergriffene Necurd wurde vom 
Oberlandesgerichte abgewiefen. Dagegen hat ber oberfte Gerichtshof, 
diefe gleihförmigen Entſcheidungen abändernd, auf die Ablegung 
des vom Kläger aufgetragenen negativen Haupteides durch den Vor⸗ 
ſteher der Stadtgemeinde B, dahin: „daß ſeines Wiſſens und Erinnerns 
die auf der species facti vorkommende Fertigung der Franziska A 
nicht deren eigenhändige Unterfchrift jei” — erkannt. 


Gründe: ... „Dr. S. bat ala bevollmädtigter Vertreter 
der Stadtgemeinde B, beziehungsweife ihres Vorſtehers, die Eigenhän- 
vigteit biefer Unterſchrift widerſprochen. Es liegt daher nad) $. 134 
a. G. O. dem Dr. M ald Probucenten ber species facti ob, den 
Beweis ber Eigenhänbdigfeit der darauf vorkommenden Unterfehrift 
ber Franziska A zu führen. Den Beweis durch Bergleihung der Hand- 
Ihriften bat er nicht hergeftellt, weil der Beweis mangelt, daß die auf 
ber Klage und Vollmacht vorkommende Unterfhrift der Franziska A 
ihre eigenhändige fei, weil daher keine bewiejene echte Unterfchrift vor- 
liegt, durch welche der Beweis duch PVergleihung der Handfchriften 
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möglih gemacht werben könnte. Dagegen bat Dr. M in feiner zu 
Protololl gegebenen Aeußerung über die Echtheit diefer Unterfchrift 
dem Gellagten den unrückſchiebbaren Haupteid aufgetragen. Diefer 
Haupteid ift nah 8.134 a. ©. O. und Yuftizhofvecret vom 20. 
April 1842, Nr. 610, 9. ©. ©., als Beweis der Echtheit der Hanb- 
Schrift zuläffig. Diefer Eid kann allerdings unrüdichiebbar aufgetragen 
werden, weil die Franziska A nicht mehr am Leben ift, und Dr. M 
nit im eigenen Namen, fondern nur als bevollmächtigter rechtsfreund⸗ 
licher Vertreter ven Proceß geführt hat, ihm daher ein Eid nicht 
aufgetragen, folglich aud nicht zurüdgefchoben werden kann. Er muß 
daher demjenigen aufgetragen werben, der bie Echtheit der Unterfchrift 
widerſprochen hat. Da nun diefer Widerfpruh von Dr. S., in Boll- 
macht der Stadtgemeinde B, beziehungsmeife des in der lage ale 
deren Borfteher benannten X vorgebracht worden ift, fo muß der 
leßtgenannte für jchuldig erfannt werben, den ihm aufgetragenen 
Diffeffionseid abzulegen, weil die ganze geflagte Stadtgemeinde ala foldye 
den Widerfpruh nicht erhoben bat, und der Widerſpruch nur von 
jenem vertreten werden muß, der ihn erhoben hat. Wird nun dieſer Eid 
nicht abgelegt, fo muß die Unterfchrift der species facti für echt ange: 
nommen, daher der urtheilgmäßig zuerkannte Schätungseib für abge: 
ſchworen gehalten werben. Wird der Ein aber abgelegt, fo ift die vom 
Geſetze geforderte Bebingung nicht erfüllt und es muß in diefem Falle 
bie Abweifung des von Dr. M geftellten Begehrens erfolgen.“ 


Nr. 791. 


Erecutionsfähigkeit eines vor dem Strafrichter zu Stande 
gekommenen Vergleiches. 


utſch. v. 11. Mei 1859, Nr. 5402 (Betätigung des Decretes ded 2. ©. 
ien v. d. Yebruar 859, Nr. 5366, Abänderung bed Decreteö des D. 
8. ©. Wien v. 8. Mürz 1859, Nr. 2094). ©. $. 1859, ©. 18 ff. 
Die A überreichte gegen B in ihrem Namen und in dem ihres 
unebelichen Kindes im Vereine mit dem Curator desfelben eine Ali⸗ 
mentationd> und Entſchädigungsklage, welche das Civilgericht dem 
‚Strafgerithte übergab. Bor Letzterem machte B Bergleihtpropofitionen 
unter der Bedingung der Einftellung des Strafverfahrens, der Zuräd- 
nahme der Civilklage und ver obercuratorifchen Genehmigung des Ver⸗ 
gleiches. Diefe Propofitionen nahmen die Kläger vor dem Straf« 
richter, welcher beide Erklärungen protofollirte, an. Die Einftellung des 
Berfahrens erfolgte wegen Mangels des Thatbeſtandes. Der Vergleid 
ward von der Civilbehörde genehmigt, und die erfte Inſtanz bewilligte 
auf Grund vesfelben die Execution; die zweite Inſtanz wies das 
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Erecutionsgeſuch ab, „ba kein nach 8. 298 a. G. D. erecutionsfähiger 
Bergleich vorliegt”. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den Beſcheid ber erften Inſtanz, 
indem ex bemerkte: „daß bie Exeentienewerber bereitd am 20. October 
1858 wider B bei Gericht eine Klage auf Anerkennung der Vaterſchaft 
und Leiſtung der Alimente, dann auf Entſchädigung überreicht haben, 
ans Anlaß welcher ein Strafverfahren gegen B eingeleitet wurde. Im 
Laufe des leteren bat nun derſelbe bei dem Unterfuhungsrichter am 
11. November 1858 mit Bezug auf die Klage fi erboten, eine Ab- 
finbungsfumme von 6000 fl. in Rational-Anlehens- Obligationen im 
Monate Jänner 1859 für die Kläger zu erlegen, unter ber Bebin- 
gung, daß bie gegen ihn anhängige Unterfuchung eingeftellt, vie Klage 
gegen ihn bei dem Civilgerichte zurädgenommen, er von jeder gericht- 
lichen Procedur befreit, fein Antrag von den Klägern angenommen, von 
ihnen auf alle fonftigen Anſprüche Verzicht geleiftet und dieſe Abfin- 
ben Oberer genehmigt werde. Alle dieſe Beringungen find 
erfälkt, namentlich fein Anerbieten (Verfprechen) ſogleich bei der am 
17. Rovember 1858 erfolgten Belanntgebung an die Gegner von dieſen 
angenommen und ſohin auch obescnratorifch genehmigt worden. Diefer 
Abfinvungs· Vergleich geſchah aus Anlaß der beveits bei dem Civilge- 
richte omgebrachten Klage und lag die Aufnahme desfelben wohl 
in ver Befugniß des Strafrichters, weldem im 8. 352 St. P. O. 
bie Sorge für Entfchyätigung der Beihelligten zur beſonderen Pflicht 
gemacht und im 8. 364 der Berfud ver Güte ſogar aufgetragen 
wurde. Es ift nit wohl abzufehen, warum verfelbe Antrag, weldher, 
wenn er aus Anlaß der lage beim Civilgerichte in Abweſenheit der 
Kläger gemacht und vom biefem in der beftimnten Beit bei demſelben 
angenommen werben wäre, executionsfühig tft, es num nicht fein fell, 
weil wegen Verhaftung des Belangten die Erfläsung vor dem Swaf⸗ 
richter geſchehen ift, vem noch eine fpecislle für ven Civilrichter nicht bes 
ſtehende Pflicht, für die Schadloshaltung ver beſchädigten Partei zu 
forgen, obliegt, zumal ſchon Die bei ber Polizei⸗Direction aus viel ge- 
ringeren Antäffen aufgenommenen Vergleiche erecutionsfähig find." 


Re. 798. 


Geltendmachung eventueller Wechfelforderungen (Behandlung 
einer Correalſchuld) im Coneurs. 


Entf. v. 11. Mai 1895, Wr. 5458 (Betätigung des Urtheils dei H. ©. 
Sn ». 38. Nuvenber 1858, Nr. BiTIR. Enke, * — 
O. E. G. Wien v. 16. Febtaar 1869, Nr. 802). ©. 3. 1859, ©. 86. 
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Nr. 798. 


Letztwillige Anorbnung, beſtehend ans mehreren nicht gehefteten 
Bogen, deren letzter allein unterfchrieben ift. Beweislaft in 
Anfehung der Echtheit des Teſtaments. 


Entidh. vom 17. Mai 1350, en 4823 (f andern a dad Urtheil des 
2. G. Laiba v. 17. Ay 548, abändernden Urthei 1 de 
O. L. ©. Graz». 1. An Te Sr. 8795. ©. H. —— S. 215 fi. 


Das Teſtament des M befteht aus drei, angeblich eigenhändig 
geſchriebenen, äußerlich mit einander nicht verbundenen Bogen; nur 
der britte Bogen, welder lediglich Legate betrifft, ift unterjchrieben, 
und wirb daher bie Giltigkeit des Teſtamentes von den geſetzlichen 
Erben angefochten. Die zweite Inſtanz erkannte: „Es muß, in Er- 
wägung, daß das vorliegende Teftament jener gejeglicen äußern Förm⸗ 
lichkeiten entbehrt, welche das Geſetz zur Giltigkeit eines vom Erb- 
laſſer eigenhändig gefchriebenen Teftamentes im 8. 578 a. b. G. B. 
unbedingt erfordert (nämlich, daß dasſelbe von Erblaſſer eigenhändig 
unterſchrieben ſei, was bezüglich des 1. und 2. Bogens nicht der Fall 
iſt), dasſelbe auch ferner nicht nach Vorſchrift des 8. 115 a. G. O., 
als aus mehreren Bogen beſtehend, zuſammengeheftet wurde; in Er- 
wägung, boß daher dieſes Teftament nah dem klaren Wortlaute des 
8. 601 a. 6. ©. 3. ungiltig ift und daß demnach gemäß 8. 727 
ab. ©, 8. im vorliegenden Falle die gefeglihe Erbfolge Play zu 
greifen bat, dem geftellten Klagebegehren im vollen Umfange Statt ge- 
geben werben.“ 

Dagegen ließ die erfte und dritte Inſtanz den von des Be 
Hogten angebotenen Beweis durch Bergleihung ver Handſchriften dar⸗ 
über zu, daß aud die erften Bogen vom Erblaſſer gefchrieben feien, 
wobei fie nur binfichtlich der Vergleichsobjecte (aus hier nicht in Be⸗ 
tracht fommenden Gründen) von einander bifferirten. 

Gründe der dritten Inftanz: „Dem Kläger liegt e8 ob, 
ven Klagegrund, auf den er fein Begehren, daß das bei Gericht er- 
liegende, von dem verftorbenen M angeblich Hinterlafiene Teſtament 
rechtsungiltig fei, ftüßt, nämlich) die Unechtheit desfelben, gegen ven 
Widerſpruch der Beklagten zur beweifen. Diefen Beweis hat er nicht 
angeboten. Allein er ficht dieſes Teſtament mit Berufung auf ben 
8.115a.©.D. aud aus dem von ven Bellagten zugeftandenen, 
Umftande an, daß das aus drei Bogen beſtehende Teſtament nicht ge- 
beftet und gefiegelt fei, und daß jene Bogen, welde eben die mejent- 
lichſten legtwilligen Anordnungen enthalten, vie der Kläger indbejonbere 
einzeln widerfpricht, feinen Glauben verdienen, weil fie unterfchoben 
werden konnten, Daß der alle Urkunden umfaffende S. 115 a. G. O. 
auch auf außergerichtliche ſchriftliche letzte Willenserklärungen Anwendung 
habe, kann keinem Zweifel unterliegen, da dieſe Gattung Urkunden 
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von der allgemeinen Regel nicht ausgenommen find und das Gefek 
für die Giltigkeit derfelben ſtrengere Vorſichten feftfegt, als für andere 
Privaturkunden. In Bezug auf die Frage, ob die eriten beiden Bogen 
des Teftamentes unterjchoben fein konnten, erjcheint jedoch der Umſtand 
von Belang, ob auch diefe vom Exblaffer eigenhändig gefchrieben feien, 
worüber die Beklagten den Beweis durch Kunftverftändige mittelft Ver⸗ 
gleihung der Handjchrift des Berftorbenen angeboten haben.“ 


Yir. 794. 


Condictio indebiti wegen Einlöfung eines unförmlichen 
Wechſels. 
ati. v. 18. Mai 1859, Nr. 5396 (Beftätigung des das Urtheil des 
2. ©, Agram v. 30. October 1858, Nr. 2816, abändernden Urtbeild der 
Baualtafel v. 17. Februar 1859, Nr. 973). ©. H. 1860, ©. 845 fi. 
A hat einen von ihm girirten Wechfel, auf welchem ver Name 
bes Remittenten nicht ausgefüllt ift, eingeläft, und ftellt jet bie Con- 
dietio indebiti an. Sie wird vom oberften Gerichtshofe aus folgenden 
Gründen zurüdgewiefen: „Zahlungen einer Schuld, welde nur aus 
Mangel der Förmlichkeiten ungiltig ifl, können nad 8. 1432 a. b. 
G. B. nicht zurückgefordert werden; die Schuld, die durch den Kläger 
gezahlt wurbe, gehört zu biefer Kategorie, denn nachdem Kläger ben 
fraglichen Wechſel girirt hat, mangelt vem Wechfel nur bie vorgefährie- 
bene Förmlichkeit, d. i. die Angabe ver Remittenten, es ift daher diefe 
Schuld blos aus Mangel tiefer Yörmlichkeit ungiltig.” 


Nr. 795. 
Berluft des Rechtsbeſitzes. 


gut. v. 18. Mai 1859, Nr. 5518 (Beltütigung des das Urtheil des 
8. ©. Eger v. 17. Mär; 1858, Nr. 1065, abändernden Urtheiles des 
D. 2. ©. Brag d. 81. Jänner 1859, Pr. 23050). ©. 3. 1862, Nr. 111. 
"A ale Befiger ver Herrfchaft X ftellte gegen die Stadtgemeinde 
B das Begehren um Erkenntniß: „er werde als Befiger der Herr- 
Schaft X im Beſitze des Rechtes geſchützt, kraft defien das Städtchen 
B beſchränkt ift, alljährlich, in der Zeit vom 1. März bis Ende Auguſt, 
nur 12 Gebräue Bier à 61/, Faß gegen Entrichtung von 4 fl. 
30 kr. von jebem Gebräue an die Herrfhaft X erzeugen zu dürfen und 
es habe fi) das Städtchen B jeder Störung des Hägerifchen Beſitzes 
duch Mehrerzeugung von Bier oder durch Verweigerung der Zinsent- 
richtung zu enthalten.“ 
Die erfte Inftanz bat dem Klagebegehren Statt gegeben, das 
berlandesgeriht den Kläger mit feiner Klage abgewiefen und zwar 
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ans nachſtehenden Gründen: „Kläger führt in der Klage ſelbſt an, daß 
die Beſchränkung des Braurechtes des Städtchens B... nur bis zum 
Jahre 1848 gedauert habe und daß feit diefem Jahre pas Städtchen 
B die Zahlung des Zinſes von 4 fl. 30 kr. umterlafjen, die früher gezo- 
genen Schranken überfchritten und mehr zu brauen ſich angemaßt habe. 
Bei diefer Ueberfchreitung der früheren angeblichen Beſchränkung hat es 


. ber Kläger bis zum 16. December 1854 bewenven laſſen und den Beſitz 


feines Unterfagungsrechtes nicht eingellagt. Hiedurch hat aber der Klä⸗ 
ger nah 8. 351 a. b. ©. B. den Befig dieſes Unterfagungsrechtes 
verloren; — es befindet ſich die Stadtgemeinde im factifchen Beſitze der 
unbefhränkten Ausübung des Brauredhtes, viefelbe Tann nad 8. 323 
und 8. 324 a. 5. ©. B. zur Angabe ihres Titel! nicht aufgefordert 
werben, felbft dann nicht, wenn behauptet würde, daß ihr Beflg mit 
andern rechtlihen Vermuthungen im Wiverfprude ftünde, — und es 
liegt dem Kläger nach $. 323 und $. 324 ob, die Wiedererlangung 
des verlorenen Beſitzes mit Darthuung feines vermeintlichen ftärkeren 
Rechtes, d. i. durch Nachweifung feines ordentlichen Rechtstitels zu 
verlangen. Diefer gejeglihen Anforderung hat Kläger weder durch das 
geftellte Kiagsbegehren noch durch die beigebrachten Beweismittel ent- 
ſprochen.“ | 
Auf die gegen dieſes obergerichtliche Urtheil ergriffene Reviſionsbe⸗ 
ſchwerde hat der oberfte Gerichtshof „in Erwägung, daß die vorliegende 
Klage lediglich eine Beſitzklage ift und blos um Schuß im Befige des in 
Frage fiehenden Rechtes gebeten wird, fomit in eine Entſcheidung und 
Erkenntniß über ven wirklichen Beftand des fraglichen echtes gar nicht 
eingegangen werben darf; in weiterer Erwägung, daß nach der eigenen 
Angabe des Klägers vie belangte Stadtgemeinde ſich feit dem Jahre 
1848 ven fraglichen Beſchränkungen nicht mehr unterworfen, fondern das 
Braurecht unbeſchränkt ausgeübt und den Zins zu entrichten verweigert 
bat,... . infernerer Erwägung, daß, wenn auch in vem $. 351 a. b. G. B. 
die Frift, innerhalb welcher die Klage zur Erhaltung des Beſitzes 
eingebracht werden müſſe, nicht beſtimmt wird, doch nach $. 1488 a. b. 
G. B. felbft das Recht der Dienkdarket, wenn ſich ber verpflichtete 
Theil der Ausübung ver Serpitut wiverſetzt, innerhalb 3 Jahren ver- 
jährt und nach $. 1459 a. b. ©. B. ver Befit des Unterſagungsrechtes 
ſogar in dem Augenblide anfängt, wo ſich der andere dem Verbote ober 
der Verhinderung gefügt hat, mithin im vorliegenden Falle, we bie 
Klage erſt nach dem Ablaufe von 5 Jahren angebracht wurde, bie An⸗ 
nahme des Oberlandesgerichtes, daß Kläger den ageftuebten Beſitz des 
in Frage ſtehenden Rechtes bereits verloren habe, im Geifte des Ge⸗ 
ſetzes ganz begründet erſcheint“, das obergerichtliche Urtheil, als dem 
Gefetze und der Actenlage gemäß gefällt, zu beſtätigen befunden, 
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Ar. 796. 


Widerruf eines gemeinfchaftfichen Vermächtniſſes binfichtlich 
einzelner Legatare: Zuwachsrecht. 


gutid, v. 19. Mai 1859, Nr. 4199 (Beftätigung des Urtheils des 8. ©. 
en d. 21. Juli 1858, Nr. 16895, Abänderung des Usthells deß D.E@ 
Wien v. 1. December 1858, Nr. 12787). ©. 3. 1859, Nr. 81. 

Die M hatte in ihrem Teftamente folgendes angeorbnet: „Ich 
binterlaffe den Kindern der Yulie A im Ganzen 14.000 fl. zu gleichen 
Theilen; derzeit am Leben: Alois, Eduard, Karl, Joſeph, Emil, Elotilve, 
Franziska." In einem fpäteren Codicille verfügte fie über ein für eine 
andere Perfon von ihr gewidmetes Cautionscapital von 6000 fl., 
daß bei Erlöfhung des Cautionsbandes dieſe Perfon nur über ein 
Drittel des Eapitale® ſolle disponiren können, und orbnete weiter an: 
„Die übrigen zwei Drittheile per 4000 fl. beftimme ich (nad Erlö- 
ſchung des Cautionsbanves) zu gleichen Theilen den Brüdern Joſeph 
and Emil A, und hat dieſe Serfägung an die Stele der in meinem 
legten Wlllen den Brüdern Joſeph und Emil ausgefettten Legate, welche 
teftamentarifche Beftimmung ich hiemit für ungiltig erfläre, zu treten.” 
Nah ihrem Zode traten nun Alois, Eduard, Karl, Clotilde und 
Franziska A gegen die Erben auf, und begehrten, daß ihnen 14.000 fl. 
daher über bereits empfangene 10.000 fl. auch jene 4000 fl. zuerkannt 
werben, welche durch Wegfallen des Joſeph und Emil A ihnen vermöge 
bes Zuwachsrechtes gebührten. 

Die erfte Inftanz ſprach ihnen felbe zu; bie zweite mies fie 
mit ihrem Begehren ab: „Denn aus ben letttwilligen Anordnungen 
geht hervor, daß die Kinder der Julie A im Ganzen 14.000 fl. zu 
gleihen Theilen bekommen follen. Wenn nun vie Släger volle 
14.000 fl. erhielten, während dem Joſef und Emil anderweitig 4000 fl. 
zugewenbet find, fo würden die erwähnten Kinder 18.000 fl. empfan- 
gen, was gegen ben Willen ver Exhlnfferin wäre. Dem fleht nicht ent- 
gegen, baf fie im Codicille die teftamentarifhe Beſtimmung für un: 
giltig erflärt, weil fte dieſe neune Verfügung „„an die Stelle der ausgeſetz⸗ 
ten Legate treten läßt" *, wonach Joſeph und Emil ftatt des teſtamenta⸗ 
rifchen Antheiles an den 14.000 fl. jedenfalls 2000 fl. jeder aus inem 
beftimmien Capitale erhalten ſollen. Der 8.689 a. b. G. B. regelt den hier 
nicht eintveteuben Fall, wo ein Legatar das Bermächtnig nicht annehmen 
kann oder will, während hier die Legatare Zoſeph und Emil das cobicil- 
Iarifche Legat angetreten haben.” 

Der oburfbe Gerichtshof hat die Entſcheidung ver er ſten Inflanz 
beftätigt, „weil im Teſtamente nicht jebem einzelwen Kinde eine be⸗ 
flimmte Summe vermacht worben if, fondern ihnen zuſammen im 
Ganzen 14.000 fl.; weil die Erblaſſerin fpäter für zwei biefer Binder 
ein anderes Legat und zwar mit dem Beilage beſtimmt hat, daß dieſe 
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Verfügung an die Stelle der im Teftamente dieſen beiven ausgeſetzten 
Legate, welche letztwillige Verfügung fie hiemit für ungiltig erkläre, zu 
treten babe, daher dieſe beiden legtwilligen Anorbnungen in ihrem Zu⸗ 
ſammenhange fi) wohl nur dahin verftehen laſſen, es fei der Wille der 
Erblaſſerin gewefen, daß an dem Legate per 14.000 fl. für die Finder 
der Yulie A nur die zwei Brüder Joſef und Emil A feinen Theil haben 
—ã dieſes Legat ungeſchmälert den übrigen Kindern der Julie A zu⸗ 
allen ſolle.“ 


Nr. 797. 


Anfpruch eines auf Zahlung belangten Giranten auf Ber- 
tretung durch einen feiner Vormänner. Unterfchied zwifchen 
Giro und Eeffion. 


Entf, v. 10. Mei 1859, Nr. 4285 (Beftätigung des das Urtheil bed 
.G. Wien v. 28. December 1858, Nr. 99102, abändernden Urtheiles 
3 ©. 2. ©. Bien v. 8. März 1859, Nr. 481). ©. 3. 1850, Nr. 70. 


| Nr. 798. | 
Beſchädigung durch unbefugten Betrieb eines Gewerbes? 


— v. 24. Mat 1859, Nr. 1014 (Bepätigung des das Urtheil bed 
36, zahlbas v. 26. December 1857, Nr. , abänbernden Urtheils 
des O. L. G. Hermannftadt v. 8, Mir 1758, Nr. 1058). ©. H. 1859, 


A war Stabtwundarzt zu H und befand ſich im Befig der aus- 
fließenden Befugniß, eine Barbierftube daſelbſt zu halten; er brachte 
gegen B wegen unbefugter Ausübung des Barbiergewerbes eine Ent- 
ſchädigungsklage ein, welcher in erfter Inſtanz ftattgegeben ward; bie 
beiden oberen Inſtanzen wiefen das Begehren zurüd, 

Gründe der erſten Inftanz: „Durch Unterlaffung des Wi: 
derſpruchs von Seite des Oellagten ift die Behauptung des Klägers, 
daß der Geklagte zur Ausübung des Barbiergewerbes nicht befugt 
war und daß die Ausübung dieſes Gewerbes ein ausſchließliches Be⸗ 
fugniß des Klägers fei, um fo mehr als erwiefen anzunehmen, als 
diefe Behauptung mit ber ftillfchweigend als echt anerkannten Magi⸗ 
ſtratsentſcheidung vom 26. Auguft 1856 in vollem Einklange fteht. 
Die Wahrheit dieſer Hägerifchen Beyauptung geht audy aus ver Be- 
trachtung hervor, daß es zur Ausübung des Barbiergewerbes als eines 
im Sinne der Gewerbsinftruction conceffionirten Gewerbes einer be- 
fondern obrigkeitlichen Bewilligung bebarf, welche erhalten zu haben 
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ber Geklagte nit einmal behauptet, viel weniger erwiefen hat. — 
Da nun der Oellagte aus ber ihm zugeftellten obbezogenen Magi- 
ſtratsentſcheidung entnehmen mußte, oder bei Anwendung der gewöhn- 
lichen Aufmerkſamkeit doch entnehmen konnte, daß er das Barbierge- 
werbe zum Nachtheile des Klägers, dem dieſes Recht ausschließlich 
zufteht, nicht ausüben dürfe, und es dennoch ausgeibt hat, fo muß 
angenommen werden, daß er dem Kläger abfihtlih einen Schaden 
zugefügt habe, oder daß berjelbe wenigftens jenen Grad von Aufmerf- 
ſamkeit, welcher bei gewöhnlichen Fähigkeiten angewendet werben kann, 
und deſſen Anwendung nad 8. 1297 a.6. ©. 3. gefetlich vermuthet 
wird, anzuwenden unterlafjen hat. In beiden Fällen muß verjelbe ven 
Schaden erfegen (8. 1294 a. 6. ©. B.); daß der Kläger aber einen 
Schaden erlitten habe, hat ver Gellagte nicht widerfprochen und es ift 
auch unzweifelhaft, daß durch die Theilung einer ſich mehr oder weniger 
gleich bleibenden Einnahme unter Mehrere das Einkommen jedes Ein- 
zelnen ein geringeres fein muß, als wenn Einer die ganze Einnahme 
erhält." Ä 

Gründe der dritten Inftanz: „Der Kläger nimmt wegen 
unbefugter Betreibung des Barbiergewerbes durch ven Bellagten in 
den Monaten November und December 1856 einen Schadenerſatz hin⸗ 
fichtlich der jährlichen Kunden mit 10 fl. 24 fr. und bezüglich des Ein- 
kommens in der Offizin mit 12 fl., zuſammen mit 22 fl. 24 fr. fammt 
Proceßkoſten in Anfprud. — Da jedoch nicht erwiefen vorliegt, daß der 
Beklagte, welcher mit feinem Gefuche um Ertheilung der Befugnig zu 
Ausübung des Barbiergewerbes von dem Magiſtrate zu X mittelft von 
ihm, wie er angibt, mit Recurs angefochtenen Beſcheides abgewiefen wurde, 
das Barbiergefchäft gewerbmäßig in einem öffentlichen Locale oder mit Ge⸗ 
bilfen ausgeübt habe, da e8 ferner von der Willkür der Kunden abhängt, 
von wen fie ſich rafiren laſſen wollen, übrigens Kläger wegen Abftel« 
lung des angeblich unbefugten Barbiergewerböbetriebs ſich an die poli- 
tifche Behörde zu wenden hätte; unter folden Umftänvden aber ein im 
8. 1294 a. b. ©. B. bezeichnete Verſchulden des Beklagten fih nicht 
unzweifelhaft berausftelt und nad $. 1296 nicht vermuthet werben 
kann: fo ermangelt das Hägerifche Begehren des genügenden gejeglichen 
Grundes, und mußte daher das abweifende obergerichtliche Urtheil be⸗ 
ftätigt werben.“ 
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Nr. 799. 


Anfechtung eines vom Exblaffer gefchloffenen Leibrentenver- 
trages durch die Pflichttheilsberechtigten. 


Entf. v. 24. Mai 1859, Nr. 30095 (Beltäti der Keigerrien Ur⸗ 
theile des B. G. Areagolombarde v. 6. October 1858, Nr. 5294, und des 
D. 8. G. Jundbrnd v. 31. December 1858, Nr. 4687). ©. 3. 1859, Nr. 97. 

Das von allen brei Inſtanzen zurüdgewiejene Begehren ver 
Töchter des M auf Nichtigerllärung eines von diefem mit feinen Söh- 
nen abgejchlofjenen Leibrentenvertrage® war auf die 88. 762, 763, 
165, 951 a. b. G. B. und auf die Behauptung geftügt, daß jener 
Leibrentenvertrag fimulirt ſei und eine Pflichttheilsverfürgung verbeden 
folle. Der Leibrentenvertrag folle ein Glücksvertrag fein, als folder 
könne aber der fragliche Act nicht angefehen werben. Durch ten in ver 
Verhandlung angebotenen Beweis würde bargethban werben, daß bie 
gewöhnliche Rente der abgetretenen Effecten den Gefammtbetrag ver 
übernommenen Leiftungen weit überfteige, foweit fie in Geld gejhägt 
werden fünnen. Um die Renten zu fchägen, fei ven Kunftverftändigen 
aufzugeben, alle Verhältnifie, Zufälle ꝛc. dabei zu berüdfichtigen ; in» 
foweit fi die Leiftungen aber nicht ſchätzen ließen, wäre keine be 
ſtimmte jährliche Entrihtung vorhanden, wie der 8. 1284 a. b. G. B. 
fordere. 

Gründe der dritten Inftanz: „Das probucirte Document 
enthält die zu einem Leibrentenvertrage nah $. 1284 a. b. G. B. 
wejentlichen Erforbernifje; denn es it fowohl der Werth der ven 
Beklagten von ihrem Bater abgetretenen Effecten im Betrage von 
999 fl. C. M., als auch die jährlihe Entrichtung beftimmt, zu 
welcher fi die Söhne gegen ihren Vater verpflichteten, nämlich ihn 
lebenslang, gejund und krank, vollitändig und ſtandesgemäß mit allen 
Bepürfniffen zu verforgen, fowie jährlich ihm 20 fl. in baarem Gelb 
zu verabfolgen. Gehört nun auch der Reibrentenvertrag zu den Glücks⸗ 
verträgen im Sinne des $. 1267 und fei es, daß mit dem erwähnten 
Bertrage die Söhne nicht fo faft die Gefahr eines DVerluftes über- 
nommen, als vielmehr daraus nur fihern Vortheil zu erwarten hatten, 
jo bleibt derſelbe nicht8 deftoweniger ein Leibrenten-, ein entgeltlicher 
Vertrag, und es war dem Vater durch Fein Geſetz verboten, ben 
Söhnen dabei einen Vortheil zuzuwenden, da fie ſich zu feiner gänz- 
Iihen Verſorgung verpflichtet hatten, und ihm daran gelegen war, ba- 
durch fih ein bequemes, forgenfreies Leben zu verichaffen. E8 wird 
auch weder behauptet, noch bewiefen, daß ver Vater mittelft dieſes 
Leibrentenvertrage® über die Hälfte feines Vermögens zum Nachtheil 
der Pflichttheilberechtigten verfügt, oder ihren Pflichttheil durch eine 
Schenkung verlegt habe, zumal erhellet, daß er noch anderes Real⸗ 
vermögen bejefjen hatte. Enplih ift auch fein Grund vorhanden, um 
ben Vertrag als einen bloßen Scheinact anfehen zu können, vielmehr 
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iſt diefe Amahme durch die letztwillige Verfügung des M vom 12. 
September 1842 geradezu ausgefchloffen, da in verfelben ver Leib- 
ventenvertrag vom 18. September 1836 ausbrüdlich beflätigt wurde. 
Aus diefen Gründen und in Rädfiht auf ven 8. 1286 0.5. ©. 2. 
find demnach die Kläger mit ihrer Klage auf Ungiltigfeit des Leib- 
rentenvertraged von beiden Inftanzen mit Recht und zwar unbedingt, 
ohne bie unerheblichen Beweife, welche vie Kläger angeboten haben, 
beachten zu können, abgemiefen worben, fomit die gleichförmigen Ent- 
ſcheidungen, weit entfernt, eine Ungerechtigkeit oder Geſetzwidrigkeit zu 
enthalten, ganz gerechtfertigt.“ 


Nr. 800. 


Colliſion des Pfandrechtes an einer unbeweglichen Sache mit 
ber Verpfändung der bürgerlichen Früchte derſelben. 


ui. v. 31. Mai 1859, Nr. 9081 elai ang des Ietpeine —— L. N 


Mailand v. 5. October 1858, Abin berung be 
O. L. G. Maitgud v. 28. Jänner Mesh De 59). Eco a. in 1868, 
269 ff. Tribüne 186%, Bee 33 ©. 444 fi. 


Im * 1853 erwarb B dad — an dem Hauſe ſeines 
Schuldners C; im Jahre 1856 verpfändete C feinem Gläubiger A die 
künftigen Mietherträgnifſe deöfelben Haujes und im Jahre 1858 er- 
wirkte B die Pfändung und Sequeftration ber Miethzinfe zur Dedung 
feiner Forderung gegen C. Nun trat A gegen B mit einer Klage auf, 
worin er da8 Necht, mit feiner Forderung aus ven Miethzinjen des 
Hauſes des C vor dem Bellagten befriedigt zu werben, in Anfprud 
nahm und das Begehren ftellte, daß in dieſem Sinne die Wirkfamteit 
der dem Letztern bewilligten Pfändung derfelben beſchränkt werde. — 
Das Gericht erfter Inſtanz wies den Kläger ab aus folgenden Grän- 
den: „Nah $. 457 a. b. G. B. erfiredt ſich das Pfandrecht auf alle 
zum freien Eigenthum des Verpfänders gehörige Theile, folglich auch 
auf die Früchte des Pfandes, fo lange fie noch nicht abgefonbert ober 
bezogen find, fo daß in dem Yalle, wo der Schuloner einem Gläubiger 
fein Grundſtück und einem andern fpäter die Früchte desfelben verpfändet 
hat, bie ſpätere Verpfändung nur in Beziehung auf die ſchon abgeſonderten 
und bezogenen Früchte wirkffam if. Unter dem Ausdrude: „” „Früchte““ 
ſind aber auch die Miethzinſe von Häuſern zu verſtehen, weil einer⸗ 
ſeits andere Früchte als Miethzinſe von Häuſern nicht gewonnen wer- 
den können und andererſeits die im 8. 457 a. b. G. B. gebrauchte 
Bezeichnung vermög ihrer Allgemeinheit ſowohl die natürlichen als 
auch die Civilfrüchte der Pfandſache umfaßt. Dies vorausgeſetzt, konnte 
C bie in Zukunft fällig werdenden Miethzinſe feines Hauſes dem 
Gläubiger A zum Nachtheil des B, der an demſelben Hauſe ein Pfand⸗ 
recht bereits erworben hatte, nicht mehr cediren, und dieſe Ceſſion iſt 
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dem Letteren gegenüber rechtlich unwirkſam. Wenn der vom Kläger 
erhobene Anfpruch zuläffig fein fol, fo ift die Sicherftellung, die man 
fi mittelft Pfandrecht an Häufern verfchaffen will, zum großen Theil 
illuſoriſch, da eine ſolche Hypothel fir den Pfandgläubiger werthlos 
wird, fobald der Pfandſchuldner die künftigen Miethzinſe des Haufes 
durch deren Berpfäubung feinem Anſpruche auf Befriedigung entziehen 
darf." — Das O. L. ©. gab dem Klagbegehren Statt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterliche Urtheil 

mit Berufung auf bie Entſcheidungsgründe ver erſten Inſtanz, denen er 
nod die Bemerkung anfügte, daß die Anwendbarkeit des 8. 457 a. b. 
G. B. auf die Civilfrüchte dur) die 88. 383 und 411 ital. ©. O. 
88. 394 und 422 weſtg. ©. DO.) deutlich beftätigt wird, worin die 
Civilfrüchte in rechtlicher Beziehung ausdrücklich den natürlichen Früch⸗ 
ten gleichgeftellt werben, und daß die Entſcheidung des vorliegenden 
Proceſſes immerhin zu Gunſten des Bellagten getroffen merben muß, 
es mag nun das im Jahre 1856 gejchloflene Rechtsgeihäft, worauf. 
der Kläger feinen Anſpruch gründet, als eine Ceſſion oder als Ber- 
pfändung der Mietbzinfe anzufehen fein, weil zu jener Zeit das Haus. 
des C dem Bellagten bereits verpfändet war. 


Nr. SON. 


Haupteid über Handlungen des Erblaffers dem Erben auf- 
getragen. 
Eutſch. dv. 1. Juni 1859, Nr. 5149 (Beftätigung des das Urtheil des 
8 G. Wien v. 3. Februar 1859, Nr. 4581, abänderuden Urtheils des 
. L. G. Wien v. 29. März 1859, Nr. 2422). ©. 3. 1859, Nr. 94. 
Die auf Zahlung eines Wechſels belangte M hatte die Echtheit 
ihres Acceptes beftritten und war bald darauf geftorben. Ihrem Erben 
B trug nun Kläger den referiblen Haupteid darüber auf, daß die M 
ihr Accept auf dem ihr vom Kläger vor der Uebernahme vorgezeigten 
Wechſel als echt anerkannt habe. Die erfte Inſtanz erflärte dieſen 
Haupteid veßhalb für unzuläffig, weil der nachher in ven Proceß eins 
getretene Erbe hierbei nicht anmwefend war, daher ven Eid felbft nicht 
ablegen, fonvern ihn nothwendig zurüdichieben müßte, was der Natur 
eines referiblen Eides wiberftreite. Dagegen erfannte das Oberlandes⸗ 
gericht auf diefen Eid deßhalb, weil fi) der Erbe, wenn er auch bei dem 
Agnoscirungsacte nicht gegenwärtig war, nah $. 207 a. ©. D. der 
Ablegung desfelben nicht entfchlagen kann, zumal er ihn nur mit dem 
Beifage feines Wiffend und Erinnerns abzulegen und in der Ber- 
bandlung nicht ausprüdlich zurüdgejchoben hat. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte auf Grundlage des 8. 547 
a.b. G. B. und 8. 207 a. G. O. die Entſcheidung der zweiten Inſtanz. 
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tr. 802. 


Löſchung der Pränotation ungeachtet der Einbringung einer — 
aus formellen Gründen zurüdgeftellten — Rechtfertigungsklage. 


Entf. v. 7. Juni 1859, Nr. a 78 Geehütiaung deö Urtheils des B. ©, 
Gsttfdhee v. 22. Daobe ‚1858 Abänd erg | des a de⸗ des 
O. L. G 6. Graz v. 8. Februar 1850, Nr. 574). ©. 3.1 


Nr. 803. 


Ablegung eines im Inlande auferlegten Eides vor einer 
ausländifcher Behörde. 


Eutſch. v. 7. Yun DOOR, Re 6281 gellätigung bed das Decret des H. ©. 
Trieſt v. 12. April 1 Nr. 3818. a nünberuben Decrets des O. L. ©. 
Trieſt v. 30. At 1850, 9 Nr. 1435). ©. 3. 1859, Nr. 99. 


Dem A find dur Urtheil 40 L. Sterling unter der Bedingung 
ber Ablegung eines ihm aufgetragenen Haupteides zuerfannt. Er hat 
am 18. Februar 1859 dem erfennenden Gerichte ein legalifirtes Pro- 
tofol iiber den von ihm in London vor dem Lord Mayor und einem 
Notar abgelegten Eid vorgelegt; das Actenftüd wurde bei den Acten 
zurüdbehalten und davon der Gegentheil B mit dem Beifate verftändigt, 
daß ihm freiftehe, von diefem Protofolle Abjchrift zu nehmen. A 
ſuchte nun auf Grund des erfüllten Urtheils gegen B bie erecutive 
Mobilarpfändung an, weldhe das Gericht erfter Inftanz bewilligte, 
indem es zugleich erklärte, e8 gehe aus dem vorgebraditen, durchaus 
autbentifhen PBrotofolle hervor, daß A den Ein vor dem Lord Mayor 
von London, der oberften Magiftratsperfon jener Stapt, abgelegt 
habe, und daß die Ablegung diefes Eides von Seite eines englischen 
Untertbanen vor feinem Richter nach den in England üblichen Formen 
für volltommen giltig angefehen werden müfje. — Das Dberlandes- 
gericht verfügte jedoch in Abänderung dieſes Beſcheides bie vorläufige 
Einvernehmung des Gegners bei einer Zagfagung. - Hiegegen ergriff 
A den Recurs an den oberften Gerichtähof, indem er bemerkt: Nach⸗ 
dem das Gericht das vorgelegte Protokoll geprüft und den Eid als 
in legaler Form geleiftet erfannt hat, fei die vorläufige Einverneh⸗ 
mung des Gegners ganz überfläffig, ein ihm nadhtheiliger Umzug. 
Allein „in der Erwägung, daß e8 fih um eine durch Urtheil auf- 
getragene Eidesleiſtung handelt, welde nicht nach ven durch die hier- 
ländigen Geſetze vorgefchriebenen Förmlichkeiten vor fih ging, über 
veren Rechtsgiltigfeit und Wirkung daher das hierläntige Gericht fi 
nicht ausfprechen kann, ohne den Gegentheil darüber gehört zu haben” 
bat der oberfte Gerichtshof den Recurs abzumeifen befunden. 


Blafer, Unger und Walther Ent'ch. II. 21 


— 32 — 


Nr. 804. 


Auffhub der Zahlung einer Schuld wegen nicht Liquidirter 
Gegenforderung. 


Eutſch. v. 7. Juni 1859, Nr. 6387 Bertätigung beö dad Urtheil der Prätur 
Lodi v.4. December 1858, Nr. 13058, abändernden Urtheild ded DO. L. ©. 
Mailand v. 31. März 1859, Nr. 2843). ©. 3. 1859, Ne. 140, 


Der Bater ded A war Bormund des B gewefen, und hatte, wie 
(eßterer in einem gerichtlichen Protofolle anerkannte, für ihn 2850 Lire 
ausgelegt. In demjelben Protofolle berief fi aber B auf eine nod 
nicht liquidirte Gegenforderung von Beftanbzinfen, für die von dem 
Vater des A während der Minderjährigkeit des B für eigene Rech— 
nung gehabte Pachtung mehrerer Grundftüde bes Letzteren, um feiner- 
zeit mit diefem Guthaben feine Schuld auszugleihen, und ſchließlich 
wurde von beiden Parteien die Liquibirung und Auseinanderſetzung 
dieſes Anfpruches in Vorbehalt genommen. Bon dem Pormunde des 
B war demfelben die Pupillarfglußrehnung nicht abgelegt worden. — 
A erwirkte einige Monate nah Errichtung des obigen Protokoll ge- 
gen B die Pränotation auf Grundſtücke desſelben zur Sicherftelung 
der in jenem Protofolle anerkannten Forderung von 2850 Lire un: 
ftellte dann gegen ihn die Yuftifizirungsflage an, mit dem doppelten 
Begehren: 1. Auf Liquiderflärung der Forderung von 2850 Fire zur 
Erlangung des unbedingten Pfandrechts an den der Pränotation un- 
terzogenen Orunpftüden, und 2. auf Zahlung ver 2850 Lire Binnen 
14 Tagen, jedoch mit Abrechnung des Betrages der vom Beklagten 
nachzuweiſenden Gegenforderung aus dem vorhin erwähnten Badht- 
verhältniffe. Gegen das unter 2 geftellte Begehren vertheivigte ſich ber 
Beklagte mit der dilatorifhen Einwendung, daß die Zuläffigkeit des- 
jelben durch die — noch nicht gefchehene — Liquidirung feiner Ge: 
genforderung bebingt je. — Ueber das erſte Begehren wurde zu 
Gunſten des Klägers erkannt; das von der erften Inſtanz ebenfalls 
zugelafjene zweite Begehren aber von den Oberlandesgerichte verworfen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte da8 abändernde Erfenntnig 
der zweiten Inſtanz, uud zwar in Erwägung, „Daß der Auctor des 
Klägers als Bormund des Bellagten weber die Bormundfchaftsrechnung 
gelegt, noch die Befreiung von der Ablage verjelben erlangt, auch 
nit auf andere Art die Verwendung ber Erträgniffe des Pupillen- 
vermögens, zu welden auch die Zinfen ver von ihm felbft für eigene 
Rechnung gehabten Pachtung mehrerer Orundftüde des Mündels ge⸗ 
hörten, ausgewiefen hat, — daß er die 2850 Lire, auf deren Erſatz 
die Klage gerichtet ift, nicht anders als in feiner Eigenfhaft als 
Bormund des Beklagten ausgelegt hat und ausgelegt haben Tann, 
fomit, abgefehen von einem befondern auf Baarzahlung diefer Summe 
gejhloffenen Uebereinkommen, nicht berechtigt iſt, ohne Weiteres bie 
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Zahlung verfelben zu fordern, fondern daß er vorerſt ſich beſcheiden 
muß, ten Bellagten mit dem erwähnten Betrage in ver Bormund- 
ſchaftsrechnung zu belaften und diefelbe der vworgefchriebenen Ligui- 
dation unterziehen zu laſſen, die ſodann ergeben wird, ob und welches 
Guthaben er aus der ganzen Verwaltung des Pupillarvermögens be- 
baupte, — daß das oben erwähnte gerichtliche Protofoll, worin zwur der 
Beklagte fih als Schuldner der geforderten 2850 Lire befennt, ein 
ausprüdliches Verſprechen desſelben, viefe Schuld fofort oder in be- 
ſtimmten Terminen zu bezahlen, nicht enthält, ſondern vielmehr auf 
Gegenforderungen des Beklagten an ven Auctor des Klägers aus dem 
zwifhen ihnen beftandenen Pachtverhältniſſe hinweiſet, deren Nichtig- 
jtelung und Begleihung die Parteien exit in Vorbehalt nehmen.“ 


Nr. 805. 


Nichtberechtigung des Sequefters, einen noch von dem Eigen- 
thümer der fequeftrirten Sache gefchloffenen Beftantvertrag 
aufzulöjen. 


Entid. 8. Juni 1859, Nr. 5791 (Betätigung des dad Urtheil der 
‘Brätur Benebig v.10. Februar 1859, Nr. 5725, abandernden Urtteils des 
D. 8. G. Benedig v. 24. März 1859, Nr. 5501). Eco d. Trib, 1859, 

S. 251 fi. ©. 3. 1868, Wr. 90. 


Als Sequefter eines vom Eigenthümer in Pacht gegebenen Gutes 
fündigte B dem Pächter A den Beltanpvertrag, da ihm die Fortſetzung, 
vefpective ftillfhweigende Erneuerung des Bertrages mit dem A, 
welcher mit der Zahlung des Pachtſchillings im Rückſtand geblieben 
war, nicht räthlich ſchien. A beftritt num mittelft Klage die Gültigkeit 
der Auftündigung, und begehrte, daß dieſelbe als nichtig erflärt werde, 
weil der Bellagte B al8 einfacher Sequefter nicht berechtigt fei, einen 
noch vom Eigenthümer des Gutes gefchloffenen Pachtvertrag au 
löfen. Im dem Decrete, womit ver Richter den B zum Fe m 
beftellte, wird er zur Einhebung der Pachtgelder und anderer von 
den Pächtern zu leiftenden Zahlungen ermächtigt und im Allgemeinen 
an die nach der Gerichtsordnung dem Sequefter obliegenden Pflichten 
erinnert. 

Das Gericht erfter Inſtanz entband den B von der Klage. 
Das 9. 2. ©. erlannte nach den Sllagebegehren aus folgenden 
Gründen: „Wenn ber Sequefter die ſequeſtrirte Sade oder Gerecht⸗ 
jame gleih einem guten Hausvater zu verwalten hat, und deßhalb 
auch berechtigt iſt, ſie einem Dritten in Beſtand zu geben und auf 
ſolche Art, ſtatt der ſelbſtgewonnenen Naturfrüchte, Civilfrüchte zu er⸗ 
zielen, ſo folgt daraus ſür ihn nicht auch die Ermächtigung, einen 
noch von dem Eigenthümer der ſequeſtrirten Sache geſchloſſenen Be⸗ 

21* 





— 324 — 


ftandvertrag aufzuldjen. Dem Eigenthümer ift zwar jede Handlung 
unterfagt, wodurch der Zwed der Sequeftration vereitelt würde; allein 
e8 bleibt ihm unbenommen, im Vereine. mit dem Sequefler jene Por- 
kehrungen zu treffen, welde in feinem und im Intereſſe des GSeque- 
ftrationdwerber8 zur Erreihung des Zwedes der Sequeftration beitra- 
gen können. Und wenn ver Eigenthümer ficy weigert, der vom Sequefter 
als zweckmäßig eradhteten Auflündigung des über die fequeftrirte Sache 
gefchloffenen Beftandvertrages beizutreten, jo hat diefer die Auffünbi- 
gung auch gegen ihn zu richten. Bei diefer Auffaffung des Mandats 
des Sequefterd verträgt fih die Rüdfiht auf den Eigenthümer , die 
verfelbe fordern darf, mit den in SS. 1009 und 1029 a. b. G. 82. 
enthaltenen Vorſchriften. In dem vorliegenden alle tritt aber noch der 
Umftand hinzu, daß die Sequeftration nad) 8. 1135 ebendort dem 
Erbzinsherrn gegen den Erbzinsnann, der bei der Entridhtung des 
Zinfes in Rüdftend geblieben war, bewilligt wurde, um die Distrac- 
tion der zur Befriedigung des Erfteren beflimmten Nutzungen des Erb- 
zinsgutes zu verhindern; da nun die Beſchlagnahme diefem befchränf: 
ten Zwecke allein dienen follte, fo durfte umfoweniger der Sequefter 
darüber hinausgehen, und fi eine Gewalt anmaßen, welde fein Man: 
dant ihm nicht ertheilen wollte." 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtbeil des DO. L. ©. aus 
deſſen Gründen. 


Nr. 806. 


Perſönliche Haſtung des Erſtehers eines zwangsweiſe ver— 
äußerten Grundſtückes für die darauf verſicherten und ihm 
zur Zahlung überwiefenen Schulden. 


Entid. v. ur Juni 1859, Nr. 6020 (Beitätigung des Urtheils ded 8. ©. 
Reuhaus dv. 31. Auguit 1858, Nr. 8352, Abinderung des Urtheils des 
O. L. G ©. Brop v. 10. Jänner 1859, Nr 295). ©. 3. 1859, Nr. 134. 


B hatte ein zwangsweife feilgebotenes Grundſtück erftanden, und 
nad) erlangter Einantwortung wieder weiter verfauft. A, einer ber 
Gläubiger, welchem der Kaufſchilling zugewiefen worben mar, verlangt 
nun von B die Zahlung des auf ihn entfallenden Theiles desfelben. 
Seinem Begehren wurde in erfier und britter Inſtanz ent: 
prochen; die zweite hatte es zurädgeiwiefen. 

Oründe der zweiten Inftanz: „Die Behauptung, 
daß der Gelfagte dem Kläzer als Perſonalſchuldner verpflichtet fei, läßt 
fih aus den beftehenden Geſetzen nicht rechtfertigen, indem nirgends 
eine folche perfönliche Haftung des lieitatorifchen Erfteigerers für das 
Meiftgebot ausgeſprochen wird, die noch dann beftände, wenn berfelke 
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aus dem Befitze der erfteigerten Realität bereit8 wieder ausgetreten tft 
Die in dem Hofbecrete vom 15. Iänner 1787 Nr. 6219. ©. ©. lit. 
ausgedrückte Haftung des Meiftbietenden für den Kaufſchilling bezieht 
ſich offenbar nur auf die Erwerbung der erfteigerten Realität und auf 
die Dauer feines Beſitzes; keineswegs aber läßt ſich hieraus eine 
fortdauernde perfünliche Haftung des licitatorifchen Erſteigerers gegen 
bie ihm zugewiejenen Hypothekengläubiger folgern; denn es mangelt 
jeder Rechtsact, wodurd eine folde Haftung begründet würde und der 
Meiftbieter im Erecutionswege hat den ihm zugewiefenen Hypothekar⸗ 
gläubigern gegenüber nicht andere oder mehrere Verpflichtungen, als der⸗ 
jenige, welcher aus freier Hand eine Realität kauft und die darauf haf- 
tenden Paffiven und fonftigen Laften übernehmen muß. In beiden 
Fällen ift der Käufer Schuloner des Kanfſchillings und nur darin be> 
fteht ein Unterfchied, daß bei der erecutiven Veräußerung dem Meift- 
bieter vem Gerichte, bei jener aus freier Hand aber vom Verkäufer 
vie Hypothefargläubiger zur Zahlung zugewiefen werden. So wie nun 
bei einer freiwilligen Beräußerung der Käufer einer Realität den Hy⸗ 
potbefargläubigern nur als Hypotheksbeſitzer und nicht zugleich als 
perfänliher Schuldner haftet, fo muß ein Gleiches auch bei der ere- 
eutiven Veräußerung gelten, da auch im letteren Yalle fein folches 
Bertragsverhältnig zwifchen dem Erfteigerer und den Hypothekargläu⸗ 
bigern begründet wird, welches den Erfteren zum perfönlihen Schuldner 
des Letztern muchen würde.“ 

Gründe der dritten Inftanz: „Im vorliegenven Galle 
handelt es fi nur um die Entfheidung ber frage, ob ber Kläger 
berechtigt fei, die Zahlung feiner Forderung von dem Gellagten zu 
begehren, oder ob er die Zahlung ausfchließlih nur aus der verhypo- 
thecirten Bapiermühle fordern künne. — Der licitatorifche Kauf einer 
im &recutionswege veränßerten Realität unterfcheivet fih in Bezug 
auf die ob berfelben grundbücherlich haftenden Schulden wefentlid von 
einem anderweitigen Kaufe. Bei dem Letzteren tritt der Käufer in ber 
Regel zu den Tabulargläubigern in kein Perſonalſchuld⸗Verhältniß. 
Dagegen übernimmt ver licitatorifhe Beftbieter bei der erecutiven 
Veräußerung einer Realität die Perfonalverpflihtung zur Bezahlung 
des Kauffchillings an jene Zabulargläubiger, welchen diefer von dem 
Gerichte zugewiefen wird. Er wird alfo für die ganze Kaufſchilling s⸗ 
ſumme, daher auch für jeden einzelnen Theil verfelben, aus dem von 
ihm licitatorifch gefchloffenen Kaufvertrage und durch die gerichtliche 
Bertheilung und Zuweifung des SKaufjchillings wirklicher Perfonal: 
ſchuldner. Diefe feine Perfonalverpflihtung wird durch einen allen- 
fälligen Weiterverlauf der erfteigerten Realität weder aufgehoben, noch 
geändert, wenn nicht jene Gläubiger, welchen ein Theil des licitato- 
rifchen Kaufſchillings zugewiefen wurde, ihr Einverftänpniß erklären, 
daß fie ſich mit der Hypothek allein begnügen und auf die perjönliche 
Zahlungsverpflichtung des Licitatorifchen Käufers Verzicht leiten. Im 
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vorliegenden Falle ift der Geklagte durch gerichtlichen Beſcheid ver- 
pflichtet worden, dem Släger den Betrag von 141 fl. 33 fr. aus dem 
Kaufſchillinge zu bezahlen. Es fteht alfo dem Kläger: nah 8. 466 
a. b. ©. 8. frei, erft fein perſönliches Recht gegen ben ihm geridht- 
(ih zugewiefenen Schuloner und dann feine volle Befriedigung an der 
verpfändeten Sache zu fuhen. Das Klagebegehren ift daher volllom- 
men gegründet." 


Nr. 807. 


Einwenbung ber bereits entſchiedenen Rechtsfache. Abſchwörung 
des Haupteides nur über einige der in der Eidesformel vor- 
gefchriebenen Punkte. 


Entſch. v. 14. Juni 1859, Nr. 6804 Coehätigung des Urtheild der Prätur 
Valdagno v. 24. October 1858, Nr. 8196, Abanderung des Urtheils des 
O. L. G. Venedig v. 3. März Et 6 pr. 1492). Eco d. Trib. 1859, 


Die vechtsfräftige Entſcheidung des gegen A wegen Vaterſchaft zu 
einem außer der Ehe gebornen Rinde und Erfüllung der Baterpflichten 
von dem Bormund B geführten Procefles Inüpfte deffen Sreifprehung an 
die Bedingung, daß A mit dem Haupteide ſechs Thatumftände ableugne, 
worunter das von ihm ber Mutter des Kindes gegebene Verſprechen von 
Geld, damit fie die Paternitätsllage gegen ihn nicht anftelle. Bei der 
auf fein Anfangen zur Ablegung des Eides angeordneten Tagfagung 
erflärte A, daß er Über diefen einen Umftand, welder von ihm im 
Proceffe nicht beftimmt in Abrede geftellt und ſchon damals als un- 
entfcheidend bezeichnet worden war, den negativen Haupteid nicht ſchwö— 
ren könne, worauf er zur Leiftung des Eides Über die andern Umftände 
durch gleichförmige Decrete der erften und zweiten Inſtanz mit bem 
im obergerichtlihen Decrete enthaltenen Beifate zugelaffen wurde, daß 
über die Wirkung des nicht ganz nad dem Urtheil abgejchworenen 
Eides befonder8 zu entſcheiden fein wird. Nachdem A den Eid abge- 
legt hatte, begehrte B als Curator des Kindes gegen ihn die Voll—⸗ 
ftredung bes Urtheild, weil A den ganzen darin ihm aufgetragenen 
Haupteid nicht abgefchworen habe, mithin ſachfällig geworben jei, und 
e8 wurde aus dieſem Grunde die von der erften Inſtanz verweigerte 
Erecution in der That von dem DO. L. ©. und vom oberften Gerichts: 
bofe bewilligt. Nun trat A gegen B mit einer Klage auf, worin er 
wieder die Umerheblichkeit des Umftandes, worüber er den negativen 
Eid nicht abgelegt hatte, nachwies, und das Erkenntniß begehrte, daß 
er durch den’ über die andern im Urtheile bezeichneten Umftände ab- 
gefhwornen Haupteid den Beweis, daß er nicht der Vater des Kindes 
jei, erbracht habe und daher nicht ſchuldig fei, die in der Klage des 
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B gegen ihn geltend gemachten Baterpflichten zu erfüllen, Der Bellagte 
vertheidigte fi mit der Einwendung der bereitd entſchiedenen Rechts⸗ 
fahe. — Das Klagebegehren wurde vom Gericht erfter Inftanz zuge- 
loflfen, von dem O. L. ©. abgewiefen. 

Der oberfte Gerichtshof betätigte das Urtheil der erften Inſtanz 
in Erwägung, daß dem A durch gleichförmige Berorbnungen ber Unter- 
gerichte geftattet worden war, ven im Urtheile aufgetragenen Haupteid 
mit Weglafjung eines Umftandes abzujhwören und daß hiebei die Ent: 
ſcheidung über die rechtlichen Tolgen dieſer Mobification des Haupteides 
in Borbehalt genommen wurde, — daß hierauf durch gleichförmige 
Verordnungen der zweiten und britten Inflanz zwar dem Gegner bie 
Erecution des Urtheils bewilligt, allein jene in Vorbehalt genommene 
Entjcheivung nicht getroffen wurde, — daß nun im Gegenſatze ber 
von A mit dem Eide abgeleugneten Thatſachen von proceßentſcheidender 
Wichtigkeit die in der Eidesſormel enthaltene Behauptung, deren Ge- 
gentheil zu beſchwören er unterließ, eine Aeußerung des A zum Ge— 
genftand hat, welche unerheblich und einer Auslegung fähig ift, bie 
einen Schluß auf das durd fie zu beweifende Factum nit zu- 
läßt, — daß e8 aber gegen Vernunft und Gerechtigkeit verfliogen würde, 
wenn man dem erfloffenen Urtheile eine Wirkung zum Nachtheil der 
Partei beimäße, welche mit ihrem Eide alle Anführungen des Geg- 
ners, die das redtlihe Fundament des gegen fie erhobenen Klag⸗ 
anfpruches bildeten, entlräftet bat. 


Nr. 808. 


Exceptio rei judicatae. Rechtskraft eines Liquidirungs- 
urtheiles. 

Entſch. v. 15. Juni 1859, Nr. 2380 (Beftätigung der gleihförmigen Ur⸗ 
theile des 8. G. Fogaras v. 21. Yuli 1858, ir. 1064, und des 5) L.G 
Hermannſtadt v. 12. October 1858, Nr. 9419). ©. H. 1860, ©. 212 fi. 

Es heißt in den Gründen des die a. o. Reviſionsbeſchwerde zu- 
rüdweifenden Erfenntnifjes: „Die Hägerifche Behauptung, daß die Perfon 
des jeßigen Geklagten mit jener, welche in dem während des Concurfcs 
bes Geklagten, wegen verfelben Forderung wider die Concursmaffe 
abgeführten Proceffe, als beklagte Partei, intervenirte, juriftifch nicht 
identifch fei, ift an und für ſich nicht flatthaft, weil der Cridatar und 
jegige Bellagte mit feiner Cridamaſſe, die der Maffevertreter nach Außen 
vertrat, juriftifch dieſelbe Perſon fe, wie fhon aus dem Umſtande ex- 
hellt, daß im den’gegen bie Concursmaſſe anhängigen Rechtsſtreiten 
der Haupteid allerdings dem Cridatar felbft, wenn auch nur nad 
Bernehmung der Gläubiger aufgetragen werden kaun, und weil der Um« 
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ftand, daß der Concursmaffe-Bertreter zu Gunften ver Gläubiger die 
einftweilen dem Cridatar entzogenen Vermögensrechte vertritt, an dieſer 
juriftifhen Identität der Perfonen nichts ändert. Wenn ferner der Kläger 
darauf hinweifet, daß durch das im Concurfe gefällte Erkenntniß, „„e® 
fei die Forderung pr. 900 fl. bei der Concursmaſſe nicht liquid““, noch 
nicht Die peremptorifche Abweifung diefer Forderung erwieſen fei, und 
daß auch nur die damalige Nichtklagbarkeit diefer Forderung entſchieden 
fein könnte, — fo muß erwogen werben, daß dieſes rechtskräftige Erkennt⸗ 
niß über die inrotulirten Acten nach gejchloffener contradictorifcher Berhand- 
lung gefchöpft worben ift, daß die Formel: „„die Forderung fei nicht 
liquid", mit der richterlichen Erklärung : „„die Forderung beftehe nicht 
zu Recht” *, ganz gleichbedeutend eradjtet werden muß, — und überbies 
hätte der Kläger den Beweis zu führen gehabt, daß im Concursverfahren 
biefe eingeftandenermaßen identifhe Capitalsforderung nicht meritorifch 
abgewiefen, fondern nur wegen zeitweiliger Nichtklagbarkeit verfelben für 
damals illiquid erfannt worden fei. Da er dieſen Beweis nicht geliefert 
hat, jo kann das durch das rechtöfräftige Erkenntniß entſtandene formelle 
Recht durch eine neue Klage nicht in Frage geftellt und mußte dem Rück⸗ 
erlag der Klage Statt gegegen werben. 


Fir. 809. 


Bornahme von Arbeiten auf Anweifung eines fein Mandat 
offenbar überfchreitenden Mandatars. 


utſch. v. 15. Juni 1859, Nr. 5681 (Beitätigung des das Urtheil des 
8. ©. Caſtelunovo v. 9. Inli 1857, Nr. 194, abändernden Urtheils ded 
D. 28.6. Trieft vom 30. April 1858,Nr. 1047). &.3. 1859, Nr. 124. 


A batte vie Bauarbeiten an einem Pfarrhof übernommen, und 
im Auftrage des amtlich beftellten Bauaufſehers B aud folde 
Arbeiten ausgeführt, welche in dem urſprünglichen Bauplane nicht an- 
gegeben und von der Berwaltungsbehörve nicht genehmigt waren. Da 
nun die legtere die Zahlung verweigerte, belangte ver Bauunterneh- 
mer den B. | 

Die erfte Inſtanz verurtheilte den Beklagten zur Zahlung, weil 
er bie von der politifhen Behörde ald nicht nothwendig erflärten und 
zur Zahlung aus dem Baufond nicht übernommenen Arbeiten beftellt 
babe, daher nad 8. 1152 a. 6. ©. B. den angemefjenen Lohn dafür 
zu entrichten fchulbig fei. 

Das Obergericht hat ihn jevod von dieſer Zahlung freigefprochen, 
„weil Kläger mit Gellagtem in feinem Vertragsverhältniſſe ſtand, 
biefer als bloßer Inſpicient feine Ermächtigung zu Anordnungen 
hatte, die im Baucontracte nicht berüdfichtigt waren, daher Kläger, 





wenn er ungeachtet der ausdrücklichen Beftimmung des Baucontractes, 
feine Mehrarbeiten im Laufe des Baues ohne Auftrag der contrahiren- 
ven Behörde vorzunehmen, dennoch folde ausführte, fie eigenmächtig 
unternahm, und vom Öellagten nur dann eine Entſchädigung dafür an- 
ſprechen Könnte, wenn ein Berfchulden desjelben unterlaufen wäre, wofür 
aber der Kläger feinen Beweis beigebradit hat. Auch ift feine auf Ent- 
ſchädigung gerichtete Klage nah $. 1489 a. b. ©. B. bereits verjährt.“ 
Der oberfte Gerichtshof hat das Urtheil zweiter Inſtanz be- 
ftätigt. Er hielt zwar die Klage für feine Entfhädigungs-, fondern eine 
Lohnklage, aber ven 8.1152 a. 6. ©. 2. in diefem Falle nicht anwend⸗ 
bar. Diefer Paragraph beruhe nämlich auf der Bermuthung eines ftill- 
fhweigenden Bertrages, vermöge welchem ver Befteller einer Arbeit 
auch in die Vergütung des dafür geblihrenden Lohnes eingewilligt haben 
müfje. „Diefe Bermuthung verliert jedoch ihre Kraft, mit Rüdblid auf 
ben 8.863 a. b. G. B., wenn, wie bier, Umftände vorliegen, welche 
biefelbe als nicht gegründet erkennen laſſen. Der Kläger mußte aus ven 
Berfteigerungsbebingungen wiſſen, daß er feine vom Bauplane abwei- 
chende Baulichkeit, felbft auf Anordnung des Infpicienten, ohne vor- 
(äufige Genehmigung der contrahirenden Behörde vornehmen dürfe, und 
daß der Öellagte nur zeitlicher Benüger des Pfarrgebäudes fei; er fonnte 
in dieſer Rüdfiht nicht vermuthen, daß der Bellagte die Mehrbau⸗ 
ten für feine Rechnung ausführen lafjen wolle, fondern wie aus den vor- 
liegenden Acten zu entnehmen ift, haben beide Theile effenbar darauf ge- 
rechnet, daß diefe Bauten von der Behörde al8 nothwendig erkannt, daher 
nachträglich genehmigt und dem Kläger aus dem Baufond vergütet werden 
würden. Der Kläger behauptet auch nicht, daß der Bellagte e8 auf ſich 
genommen babe, die nachträgliche Genehmigung der Mehrbauten zu er- 
wirken, fondern er bat bviefelben in der oben berührten Boraus- 
ſetzung nad) dem Maßſtabe des urfpränglihen Baupräliminars in Rech⸗ 
nung gefegt und feine Entlohnung, dafür vereinigt mit dem Erftehungs- 
preife für bie bereit8 genehmigten Bauführungen, von der Baubehörbe 
in Anfpruch genommen. Unter diefen Umftänven kann nicht angenommen 
werben, daß ſich der Kläger zu den Mehrbauten in der berechtigten Ber- 
muthung berbeigelafjen habe, dafür vom Bellagten entlohnt zu werben, 
jondern er hat dies auf eigene Gefahr gethan, und dafür ift ihm ver Be⸗ 
Hagte, deffen diesfällige Anordnungen zu befolgen er nicht bemüfligt war, 
nicht verantwortlich, wenn gleich er ihn dazu ermuthigt haben mag.“ 
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Nr. 810. 


Veräußerung eines beſchränkten Rechtes als eines unbe- 
ſchränkten. 


Entid. v. 15. Juni 1859, Nr. 5996 ehätigung des dad Urtpeit des 
B. G. Neumarkt v. 7. Auguſt 1858, Nr. 1247, abändernden Urtheiles des 
D. 8.6. Wien v. 19. Yänner 1859, Nr. 14879). ©. 2. 1859, Nr. 127. 


Die Gejchwifter des B hatten das grundbücherlich geficherte Recht, 
eine Wohnung, über welche fonft B verfügen konnte, in Krankheite- 
fällen zu beziehen. B hat trogdem, ohne dieſer Beſchränkung Ermwäh: 
nung zu thun, der A die Wohnung auf Lebenszeit für einen Betrag von 
170 fl. überfaffen. Letztere verlangt nun die Rüdftellung eines Theil⸗ 
betrages von 150 fl. Die erfte Inftanz fprad ihn ihr zu, „in Erwä- 
gung, daß in ver Ueberlaffungdurfunde von dem Vorbehalte zu Gunften 
der Gefchwifter des Geflagten fein Wort vorlümmt, vielmehr darin der 
Klägerin das Wohnungsrecht als unbeichränft verfauft wird, wozu B 
nicht befugt war (88. 866 und 878 a. 6. ©. B.).“ Dagegen bat die 
zweite Inflanz die Klägerin abgewiefen, „weil nah 8. 919 a. b. ©. 2. 
fie nur berechtigt ift, ven Geklagten, wenn er den Bertrag nicht in be- 
dungener Weife erfüllt, auf genaue Erfüllung oder Erfag zu Hagen, 
nicht aber die Aufhebung des Vertrages zu begehren. Aus dem vom 
Geklagten angegebenen Rechte feiner Geſchwiſter folgt nicht, daß bie 
Erfüllung der von ihm eingegangenen Verpflichtung geradezu unmög- 
(ich fei, und nur dann wäre der $. 878 a. 6. ©. B. anwendbar. Der 
8. 866 a. b. G. 2. ift aber darum nicht anwendbar, weil er die bier 
nicht in Frage kommende perfünliche Fähigkeit der vertragfchließenden 
Theile zum Gegenſtande hat.“ 

Die Revifionsbefhwerde der Klägerin hob hervor, daß fie wegen 
der dem B mangelnden Berechtigung zur unbefchränften Ueberlafjung 
der Wohnung in immerwährender Gefahr fleje, aus jelber von feinen 
Geſchwiſtern verträngt zu werden. | 

Der oberfte Gerichtshof hat die Entſcheidung des Dbergerichtes 
betätigt, da die Gefchwilter noch feinen Gebraud von ihrem Rechte 
gemacht haben, Gellagter fie zur Aufgebung desjelben beftimmen könne, 
daher vie Erfüllung des Vertrages noch nicht unmöglich und die Klä— 
gerin gegenwärtig nicht befugt erfcheint, deſſen Aufhebung zu verlangen, 
zumal fie durch Einfichtnahme des Grundbuches ſich hätte die Ueberzeu⸗ 
gung verichaffen können, daß B ohne Zuftimmung feiner Geſchwiſter 
nicht befugt war, ihr die Wohnung für immer ohne alle Beſchränkung 
zu überlafjen. 
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"Ms. 


Behandlung der Koften der Eintreibung von landesfürft- 
lihen Steuern, der "Gemeindeumlagen und PVerzehrungs- 
| ſteuer⸗Zuſchläge bei Kaufſchillingsvertheilungen. 


gti v. 15. Inni 1859, Nr. 6283. (Ubändernn; der Decrete ded B. ©. 
rud 0. 26. September 1 1858, Nr. 2204 und ded D. 2. ©. Graz v. 28. De- 
cember 1858, Nr. 9622). Zeitſchr. f. d. öfterr. Notariat 1859, Nr. 3. 

Bei der Bertheilung des Kaufihillings für Grundſtücke, die im 
Erecutionswege veräußert worden waren, behandelte das Gericht erfter 
Inftanz die von der Gemeinde A angemeldeten Rüdftände der Gemeinde⸗ 
umlagen und VBerzehrungsiteuerzujchläge und die angemelbeten Koften 
der zur Eintreibung lanvdesfürftliher Steuern geführten politiichen Ere- 
cution nicht ald Borzugspoften und fette fie nad den Forderungen 
der Piandgläubiger. Das Oberlandesgericht erklärte alle dieſe For— 
derungen als Borzugspoften. „In Erwägung, daß durch fein Gefet den 
Gemeindeumlagen und Berzehrungsfteuerzufchlägen, gleich den landes— 
fürftlichen Steuern, das Vorreht vor ven Pfandgläubigern eingeräumt 
ift und auch daraus nicht folgt, daß berlei rüdftändige Gemeinvefor- 
derungen mittelft der politifchen Execution eingetrieben werden fünnen, 
daß aber andererfeitd das den landesfürſtlichen Steuern gefeglich zu- 
fommende Vorrecht auch den Koften der erecutiven Eintreibung berjelben 
zugeitanden werden muß“, bat der oberfte Gerichtshof in Betreff der 
Gemeindeumlagen und Verzehrungsſteuerzuſchläge die erſtrichterliche, 
in Betreff der Poſten für die executive Eintreibung der landesflrſtlichen 
Steuern die obergerichtliche Entſcheidung beſtätigt. 


Nr. 812. 
Mündliches Verfahren bei den Gerichtshöfen auf dem Lande. 


Entſch. v. 15. Juni 1859, Nr. 6977 (Mbünderung de der AL AH: 
Derrete ae EG. Wiener Nenftadt o April 1 0, und 
ded DO. x. G. Wien v. 10. Mai 1859, Nr. 4994). 6 3.1860, Nr. 56. 

Auf eine ſchriftlich eingebrachte Kaage wegen Leiftung der Alimente 
für Die von dem Geklagten geſchiedene Gattin hat das Kreisgericht zu 
Wiener-Neuftadt den Gegner zur Erftattung der Einrede aufgefordert. 
Den biergegen ergriffenen Recurs des Klägers fand das Oberlandesge— 
richt darum zurückzuweiſen, weil die Erledigung dem Klagebegehren voll- 
kommen entjprecdhe, indem die Anordnung einer Tagfagung vom Kläger 
nicht verlangt worden war, und e8 diefem unbenommen bleibe, fall er 
einen Ausgleich beabfichtige, um Tagſatzungs-Anordnung insbefondere 
anzulangen. 
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Der oberfte Gerichtshof hat jedoch auf den außerorbentlichen 
Recurs des Klägers die beiden unterrichterlihen Entſcheidungen abge- 
ändert und veroronet, über die Klage eine Tagſatzung zur mündlichen 
Verhandlung anzuberaumen, „weil die Einleitung des ſchriftlichen Ver⸗ 
fahren® gegen die ausprüdfiche Anordnung der 88.15 und 16 a. ©. O., 
dann der, Refolution vom 11. September 1784 Nr. 335 9. ©. ©. 
ad 5 (Wefjely I Nr. 299) gefhah, denen zu Folge auf dem Lande, d. i. 
außer der Hauptftabt jeder Provinz, das mündliche Verfahren das gefet- 
liche, daher auf jede Klage, e8 mag um eine Tagfagung gebeten worden 
fein oder nicht, eine ſolche anzuordnen, das weitere fchriftliche Verfahren 
aber nur dann einzuleiten ift, wenn beide Theile einig find, von dem 
mündlichen abzuweichen, wa® in dem Brotofolle der erften Tagfagung 
angemerkt werben ſoll.“ 


Nr. 813. 


Auslegung eines Bertrages: Sinn der Bertragsformel: 
„Dienftesaustritt aus eigener Laune.“ 


Entid. v. 21. Juni 1859, Nr. 6396 (Beftätinung des Urtheils der Prätur 

San Daniele v. 25. November 1858, Nr. 6454, Abänderung des Urtheile 

ded DO. 2. G. Venedig v. 12. April 1859, Nr. 3434). Giorn. di Giu- 
rispr. prat. 1859, ©. 309 ff. 


Der Kaufmann A hatte mit dem Bellagten B einen Bertrag ab- 
gefchlofien, vermöge deſſen er ven Neffen des Letzteren Z für fünf Jahre 
zu fi in die Xehre nahm. Es war bedungen, daß, falls vor Ablauf der 
Lehrzeit A fich genöthigt fehen follte, ven Lehrling wegen befjen Unver« 
(&ßlichleit zu entfernen, oder der Letztere aus eigener Laune (per proprio 
capriccio) austreten wiirde, B verpflichtet fein follte, ven A für bie bie 
dahin erfolgte Verköftigung des Lehrling mit 75 Centefimi per Tag zu 
entſchädigen. Nach ungefähr zwei Sahren verließ Z feinen Lehrhern 
und trat in ein Franziskanerkloſter ein. Auf Erfüllung feiner eben er- 
wähnten Berbinblichleit belangt, wendet B ein, der Dienftesanstritt fei 
nicht aus eigener Laune, fondern vielmehr zur Befriedigung eines un 
widerftehlichen Bebärfnifjes erfolgt. 

In Berüdfihtigung diefer Einwendung wies die zweite Inſtanz 
das Slagebegehren zurüd, währenn die erſte und dritte ihm flatt- 
gaben, die Leßtere „in Erwägung, daß ed ſich um einen zweifeitigen Ber- 
trag handelt und Schenkungen nicht vermuthet werben, daß ber Neffe 
des Bellagten in den erften Jahren der Lehrzeit, ftatt dem Kläger nütz⸗ 
lich zu fein, nur läftig und hinderlich fein konnte, daß alfo feine Leiſtun⸗ 
gen in diefer Zeit nicht als Entgelt für Wohnung und Koft angefehen 
werden können, daß daher das im Vertrage gebrauchte Wort „capriccio“ 
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nicht buchſtäblich zu nehmen, vielmehr anzunehmen ift, daß die Parteien 
dabei alle jene Fälle vor Augen hatten, in welchen der Austritt des Lehr: 
lings ohne Verſchulden des Klägers erfolgen wird." 


Nr. 814. 


Unzuläffigfeit der Anfechtung einer echtsfräftigen Crida⸗ 
Repartition durch Klagen: Zurüdweifung der Klage von 
amtswegen. 


Entſch. v. 21. Juni 1859, Nr. 6427 GBeſtätigung des Decrets des &. ©. 
Wien v. 15. März 1859, Nr. 12528, Abänderung ded Tecretö des D. 8.6 
Wien v. 29. März 1859, Nr. 3538). ©. 9. 1859, S. 302 ff. 


Nr. 815. 


Erecutionsführung auf den Fünftig zu verbienenden Lohn 
eines Arbeiters. 


Eutſch. v. 21. Inni dien er 71165 1550, Sr. 076 der sleihförmigen 
Decrete de8 B. © — . April 1859, Nr. 976, und O. L. ©. 
Prag v. 8. One 850, Nr. 7789). 8. H. 1860, S ‚291 rn 


Die beiden unteren Inftanzen hatten ein Geſuch um: erecutive 
Einantwortung ver Hälfte des Lohnes, welchen der Fabrikarbeiter B 
verbienen würde, zur Befriedigung rückſtändiger Alimentationsraten, 
abgemwiejen. Der oberfte Gerichtshof gab dem Gefuche Statt, „weil Das 
Urtheil, wodurch B zur Leiftung dieſer Alimente verfällt wurde, in Rechts⸗ 
kraft erwachſen ift, verfelbe nad Ausweis der Ucten kein anderes Ber- 
mögen befitt, als den täglichen Lohn für feine Arbeit, diefer von ber 
Hereinbringung der ihm obliegenden Alimentation gefeglich nicht aus⸗ 
genommen ift, und auf ſolchen wohl nicht anders, al8 nad Analogie 
ver 88. 312 und 313 a. ©. D. im Erecutionswege gegriffen wer- 
den kann.” 
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Rechtliche Stellung der Erben vor der Einantwortung: 
Theilweife Nichtablegung eines mehreren Erben über eine 
Schuld des Erblaffers aufgetragenen Haupteides. 


Entſch. v. 22. Juni 1859, Nr. 6699 (Beitätigung deö Urtheils des X. G. 
Linz v. 8. November 1858, Nr.6747, Abänderung des Urtheils des O. L. G. 
ien v. 1. März 1889, Nr. 7889/2220). ©. $. 1860, &. 115 fi. 


Die Erbinnen A und F Magen gegen die Miterben B, C und D 
ein dem Erblafjer gegebenes Darlehen von 666 fl. 40 Tr. ein; fie tragen 
über das Factum (beziehungsweife ein außergerichtliches Geſtändniß des 
Erblaſſers) den Beklagten den Haupteid auf, welden im Rückſchiebungs⸗ 
. falle die A abzulegen ſich erbietet. Auf diefen Haupteiv wird erkannt; 
die zweite Inftanz machte jedoch folgenden Beifag: „Uebrigens fteht 
jedem ver Gellagten für ſich allein das Recht bevor, den Eid anzutreten 
oder zurüdzufchieben, und in Bezug auf feine Perfon ift der von ben 
Klägern angebotene Beweis nur dann als hergeftellt anzufehen, wenn 
er den Eid antreten, aber dann nicht ablegen, over Die A das Gegentheil 
beſchwören ſollte. Sollte nur gegen einen ver Gellagten diefer Beweis 
nicht hergeftellt werben, jo wäre bie eingellagte Summe nur in bem 
Betrage von 533 fl. 20 kr., und infoferne er gegen zwei nicht hergeftellt 
werden follte, nur in dem Betrage von 400 fl. fanımt den hievon ent: 
fallenden Intereſſen als liquid anzufehen und von der Berlafjenjchafts- 
maſſe auszuzahlen, und es wäre dann bei ver Verlaffenjchaftseinent- 
wortung der eine oder andere Betrag nur ven Klägern und demjenigen 
Gellagten, gegen weldye ver Beweis der Schuld hergeftellt wurde, zur 
Laſt zu rechnen.” In den Entſcheidungsgründen heißt es: „Uebrigens 
wird der Beweis des Geſtändniſſes durch den, ſämmtlichen Geklagten 
aufgetragenen Haupteid geführt. Nun kann wohl keiner der Geklagten 
von ben andern genöthigt werben, den Haupteid anzutreten oder abzu⸗ 
legen, fondern e8 muß jedem für feine Berfon frei ftehen, ob er den Eid 
ablegen over zurüdichieben wolle. Sowie nun in dem Falle, wenn von 
mehreren Streitgenofien ein Theil etwas gerichtlich eingeftanden bat, 
dieſes fein Geſtändniß nur ihm, den andern aber nicht nachtheilig fein 
kann ($. 109 a. ©. O.), fo hat diefes auch bei dem Haupteide zu gelten. 
Wenn nun einer der Streitgenoffen den Haupteid zwar antritt, aber 
nicht ablegt, oder wenn er ihn dem Gegentheile zurüdjchiebt und diefer 
ihn ablegt, fo kann dieſes nur die Folge haben, daß das durch den Haupt- 
eid zu erweifende Factum gegen ihn als richtig angenommen werben 
müſſe, keineswegs aber auch gegen ven andern Theil, welcher den Haupt- 
eid abgeſchworen hat. War nun im vorliegenden Ball der Beweis durch 
den Haupteid nur gegen einen Theil ver Geklagten bergeftellt, gegen 
ben andern aber nicht, fo muß jener Betrag, welchen verjenige, gegen 
welchen ver Beweis nicht hergeftellt wurde, aus der Verlaſſenſchaft in 
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dem alle erhalten hätte, wenn Kläger überhaupt fachfällig geworben 
wären, bei der Auszahlung des ausgeſprochenen Betrages aus der Ber- 
laßmafje in Abzug gebracht werden. Die Anwendung der 88. 550 und 
821 a. b. G. 2. kann nicht dahin ausgedehnt werden, daß wenn eine 
gegen bie Erben eingellagte Forderung nur gegen einen oder einige der- 
jelben erwiejen wird, fi die anderen aud jenen Betrag zur Zahlung 
aufbürden zu laſſen haben, welchen diejenigen, gegen welde die Yor- 
derung nicht erwiejen wurde, zu entrichten gehabt hätten, wenn aud) 
gegen fie fein Beweis hergeftellt werben wäre. Stüßt fich die von einem 
Gläubiger gegen eine Verlaſſenſchaftsmaſſe eingeflagte Forderung nur 
auf das Geſtändniß einiger Erben, over auf einen gegen felbe durch 
Auftrag des Haupteides gerichteten Beweis, fo kann, da das Geſtändniß 
einiger Erben (oder der gegen biefelben hergeftellte Beweis durd den 
Haupteid) den anderen geflagten Erben nicht nachtheilig fein kann, nur 
jener Betrag aus der Verlaßmaſſe in Anſpruch genommen werden, 
welcher bei der Bertheilung ver Erbſchaftsmaſſe diefen Erben zur Laft 
fallen würde, und aus der Beftimmung der SS. 550 uno 821 a.b. G. B. 
fonnte nur gefolgert werden, daß, wenn die Erben vor der Einant- 
wortung der Verlaſſenſchaft ſchon unter fi ein Uebereinfommen über 
die Theilung der Berlaffenfhaftsgegenftände getroffen hätten, dem Gläu- 
biger doch das Recht zufomme, auch aus jenen Berlafjenfchaftsgegen- 
ftänden ſich die Zahlung zu verſchaffen, welche durch dieſes Leberein- 
kommen jenem Theile zugemwiejen worden, gegen weldyen der Beweis der 
Forderung nicht hergeftellt wurde. Nach den übereinftimmenven Angaben 
beiber Theile find nun zur M'ſchen Verlaſſenſchaft fünf Erben zu gleichen 
Theilen vorhanden, nämlich die beiden Klägerinnen und bie drei Ge— 
Hagten. Jedem Theile fällt daher von dem eingeflagten Betrage, info: 
ferne er als vollfommen liquid angejehen würde, von dem Capitale ein 
Betrag von 133 fl. 20 kr. C. M. zur Laft. Infoferne nun gegen Einen 
der Geklagten der Beweis nicht hergeftellt würde, fo war vom einge: 
Hagten Betrage nur der auf ihn entfallende Antheil mit 133 fl. 20 fr. 
C. M. in Abrehnung zu bringen, und fohin aus der Verlaßmaſſe ver 
Betrag von 533 fl. 20 fr. zu bezahlen, welcher ven beiden Klägern als 
Miterben oder ven beiden Geklagten, gegen weldye der Beweis hergeftellt 
würde, zur Laft fällt; follte aber nur gegen Einen ver Gellagten, nicht 
aber gegen die beiden übrigen der Beweis hergeftellt werden, jo waren 
vom eingellagten Betrage pr. 666 fl. 40 fr. — 266 fl. 40 fr. in Abzug 
zu bringen, und nur 400 fl. aus der Verlaßmaſſe zu berichtigen, und es 
ift bei ver Einantwortung der Verlaſſenſchaftsmaſſe pafür zu forgen, daß 
diefer Betrag nur den beiden Klägern ald Miterben oder denjenigen, 
gegen welche der Beweis der Schuld hergeftellt worden ift, zur Laſt 
gerechnet werde." 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrihterliche Urtheil 
aus folgenden Gründen: „Nah der Tage der Entſcheidungen ver beiden 
unteren Gerichte und mit Rüdficht auf die von den Klägern gegen das 
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obergerichtliche Urtheil ergriffene Reviſionsbeſchwerde, handelt es ſich 
lediglich um den im obergerichtlichen Urtheile jedem Einzelnen der drei Ge⸗ 
Hagten gemachten Vorbehalt, den. von den Klägern zum Beweife der einge- 
Hagten Forderung aufgetragenen Haupteid anzunehmen oder zurüdzufcie- 
ben, und um den obergerichtlichen Ausſpruch, daß indem Falle, als dieſer 
Beweis gegen einen der Geklagten nicht hergeftellt würde, die eingellagte 
Summe pr. 666 fl. 40 ke. C. M. c. s. c. nur mit dem Betrage von 
533 fl. 20 fr. C. M. und falld der Beweis gegen zwei der Geflagten 
nicht hergeftellt würde, nur mit dem Betrage von 400 fl. C. M. fammt 
den bievon entfallenden 5°%/, Zinſen für drei Jahre, vom Klagszn- 
ftellungstage zurüdgerechnet bei der M'ſchen Verlaſſenſchaft für Liquid 
zu halten, aus diefer Berlaffenfhaft auszuzahlen und bei der Einant- 
wortung nur den Klägern und jenen Oellagten, wider welche ver Beweis 
der Schuld hergeftellt wurde, zur Laft zu rechnen fei. Da es fi nun 
aber nicht um einzelne beftimmte Yorberungsbeiträge, für welche bie 
drei Geklagten einzeln, jeder für feine Perfon verpflichtet wären, fondern 
um eine Schuld der noch nicht eingeantworteten Verlaſſenſchaft handelt, 
zu welcher die drei Geklagten mit den Klägern als Miterben einfchreiten ; 
da die Schuld des Erblaffers in dem Betrage, in weldem fie als 
beftehend erwiefen wird, auf der ganzen Verlaſſenſchaft haftet und von 
allen Erben zu übernehmen ift ($. 548 a. 6. ©. B.); da die Erben 
nah Annahme ver Erbſchaft in Rüdjicht auf diefelbe ven Erblaffer vor- 
ftellen, und in Beziehung auf dritte Perfonen, al® welche hier die als Erb- 
Ihaftsgläubiger einfchreitenden Kläger anzufehen find, mit dem Erblaffer 
für Eine Perfon zu halten find ($. 547 a. b. ©. B.); da hiernach der 
Haupteid, welcher zum Beweiſe der eingellagten Yorderung aufgetragen 
wurde, und nicht der Berlaffenfchaft, fondern nur den renitirenden Erben, 
als Repräfentanten des Erblaffers aufgetragen werben konnte, nicht nad) 
den einzelnen Perfonen der renitirenden Erben und mit der Wirkung 
einer Verminderung der Berlaffenihaftsfhuld pro rata des Antheile, 
mit welchem fie den Einzelnen. der renitirenden Erben trifft, getrennt 
werden fann, weil einzelne der Erben den Erblaffer nicht vorftellen und 
mithin auch die Eidesablegung von Seite eines Einzelnen die Verlaffen: 
ihaft weder ganz, noch zum Xheile von der eingellagten Schuld be- 
freien fann, fo muß das obergerichtliche Urtheil in dieſem Punkte at- 
geändert, und ver erwähnte Vorbehalt des Rechts ver Einzelnen der Ge: 
klagten, den aufgetragenen Haupteid für ſich allein anzunehmen ober 
zurüdzufchieben, fowie die hieran geknüpfte Folge einer theilweifen 
Herabminderung ber eingeflagten Forderung befeitigt werden.‘ 
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Pertinenz⸗Eigenſchaft von Moſchinen? 


E — uni 1859, Nr.6955 (Beſtätigung de 
Bin 5. Dei tober 1858, ver 87048 abinberud en Hetbeil heile be Hy DES 6. 

en v. 2. Mürz 19, ir 8482). 6. 3. 1859, N Hi er 20. 

Der Crivatar hatte in feinen Häufern eine Fabrik eingerichtet ; 
mit einer Vorrechtsklage machten einige Gläubiger geltend, daß das 
Pfandrecht der auf den Häuſern ſichergeſtellten Gläubiger nicht auch, 
wie dieſe beanſpruchten, die zum Fabrikbetrieb aufgeſtellten Maſchinen 
umfaſſe. Die erſte Inſtanz erklärte jedoch, daß die Maſchinen aller⸗ 
dings als rechtliches Zugehör der Realitäten anzuſehen ſeien, „da ſie 
mit denſelben in fortdauernde Verbindung geſetzt wurden und außer 
dieſer Verbindung gar feinen Gebrauch zulaſſen. Auch find fie mit 
den Gebäuden größtentheils niet- und nagelfeft verbunden und 
wurden von dem Eigenthümer zum fortdauernden Gebrauche des Ganzen 
beftimmt. Ja, man könnte fie ohne bedeutende Beſchädigung und 
Werthverminderung der Realitäten fowohl ald der Mafchinen gar nicht 
mehr von einander trennen. Ebenſo lehrt die tägliche Erfahrung, daß 
ein feparater Berlauf ver Gebäude und Maſchinen einer verlei Fabriks⸗ 
unternehmung in den meiften Fällen gar nicht realifirbar tft, ober 
nur zum größten Nachtheile beider, mit der Einbuße eines großen 
Theiles ihres eigentlichen Werthes durchgeführt wird. Daß die Berbin- 
bung der Mafchinen mit der Realität erft feit dem Jahre 1852 be- 
ftehe und im längerer ober Türzerer Zeit vielleicht wieder getrennt 
werde; daß der Betrieb der Fabrik blos auf einem perjünlihen Be- 
fugnifje berube und keineswegs ſchon in dem Erwerbe der Realität 
feine Berechtigung babe; daß endlich dieſe Gebäude in dem Grunb- 
buche nicht als Fabrik, fondern blos ald Häufer eingetragen feien, — 
ftebe diefer Behauptung nicht entgegen, da nicht nur die Dauer und ber 
Beftand aller inbuftriellen Unternehmungen von den Yluctuationen 
des Berfehrs, dem Gejchmade und ven mannigfaltigen Berbefferungen 
und Neuerungen im Betriebe berjelben, und überdieß von den perfönlichen 
Berbältnifien ihres Befiger8 abhängt, fondern auch Yabrifsbefugnifie 
nach den in Defterreich beſtehenden Geſetzen jederzeit nur für bie 
Perſon des Bewerbers Geltung haben, und es jelbft im national⸗öko⸗ 
nomiſchen Intereſſe der Staatsverwaltung liegt, daß Fabriken jo lange 
als möglich aufrecht erhalten werden. Die bücherliche Eintragung einer 
Realität als Fabrik ift Übrigens nirgends vorgejchrieben, kann baher 
auch feine Confequenz für oder gegen die Pertinenz-Eigenfchaft der 
Requifiten begründen.“ 

Die beiden oberen Inſtanzen entſchieden im entgegengeſetzten 
Sinne: „Es iſt“, ſo lauten die Gründe des oberſten Gerichtshofes, 
„vor Allem erwieſen, daß dieſe Realitäten im Grundbuche blos als 
Häufer bezeichnet find, und nirgends die Hindeutung auf deren Be- 
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ſtand als Fabrik oder die Auszeichnung damit in Verbindung geſetzter 
Fabrilkseinrichtungen vorkömmt. Auch die grundbücherliche Eintragung 
der Forderungen der Geklagten geſchah ohne Erwähnung ber Fa—⸗ 
brikseinrichtung. Ebenſo wurden bei der Cribainventur dieſe Ren» 
Iitäten blos als Gebäude und nicht als Fabritsgebäude geſchätzt, fomit 
bie einer befonberen Bewerthung unterzogenen Mafchinen und Fabriks⸗ 
einrichtungsftüde als bewegliches Bermögen des Cridatars angeſehen. 


. Diefer Vorgang entſpricht auch vollkommen dem Sinne des 8. 297 


a. b. ©. B.; denn wenn nicht der ftrenge gefeßliche Begriff des Zu- 
gehörs eintrifft, oder durch grundbücherlihe Auszeichnung erfichtlich 
gemacht wird, können nicht Sachen zu den Pertinenzen der Gebäude 
gehören, welche fi) blos auf die Beichäftigung oder das Gewerbe des 
Beſitzers beziehen, und nicht zum anhaltenden Gebrauche ber Realität 
dienen, aus welder fie jederzeit entfernt und in eine andere übertragen 
werben können. Eine confequente entgegengefeste Auffaffung müßte zu 
ven ſchädlichſten Folgen für die Gemeinglänbiger und zu verwirrenden 
Störungen bei vorübergehenden Umgeftaltungen des Innern von Ge 
bäuden führen, wie es beſonders dann einträte, wenn Jemand in 
einem gemietheten Gebäude eine Fabrik etablirt. Anders liegt freilich 
bie Trage, wenn ein Gebäude, ald zu einem gewiffen Zwecke gewidmet 
und zu dieſem eingerichtet, im öffentlichen Buche eingetragen ift, wo 
bie zum bezeichneten anhaltenden Gebrauche beftimmten Gegenftände 
allerdings nach dem Geſetze als Bugehör erjheinen und daher auch 
dem Hypothekenbeſitzer mit zur Dedung dienen.“ 


Nr. 818. 
Natur von Zinfen, welde „dem Eapitale zuzufchlagen“ find. 
Beginn der Verjährung. 


Eutfi. v. 32. Inni 1859, Nr. 6964 OBekätigung des Urtheilsdes 8. ©. 
weich v.80. December 1858 Nr. 3438, Abänderung des Urtheils des 
%. G. Brag v. 2. Mai se, Nr. sis) G. 3. 1859, Nr. 85. 


—* einer dem B gehörigen Realität iſt ein Capital von 500 fl. 


verfichert, welches bie Gläubigerin M teſtamentariſch zu einer Eaplane- 


fliftung in der Art widmete, daß bis in X ein zweiter Kaplan ein» 
gefegt und botirt fein werde, die Intereſſen zum Capital zu ſchlagen 
find. A, die Tochter der M, ſteht wegen Blödſinns unter Curatel; 
bie Euratelbehörbe beantragte nun in den Stiftungsbrief den Bufag 
aufzunehmen, daß die Zinfen jenes Capitals der A ‚für ven Fall der 
zucen Aufzehrung ihres Erbtheiles zuzuwenden wären. Dieſe letztere 

Beſtimmung iſt zwar ſchon anf Grund der Einantwortungsurkunde 
vom 22. April 1850 verbüchert, und am 16. Juli 1855 warb dem 
Eurator der A aufgetragen, bie für die Zeit von 1847 bis 1854 
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unbezahlt gebliebenen Interefjen einzuklagen; allein erſt am 8. Mai 1858 
genehmigte die Statthalterei die zu Gunſten der A getroffene Ver⸗ 
fügung und erfannte das Necht ber leßteren zum Bezug ber Intereflen 
an. Nunmehr ward am 24. October 1858 ber auf die Zeit von 
1847 bis -1854 entfallende Lnterefienbetrag von 175 fl. gegen B 
eingeflagt. Diefer wendete Verjährung auf Grund des $. 1480 
a5. ©. 2. ein. Die erfte und dritte Inſtanz verurtheilten B 
zur Zahlung die zweite nahm die Verjährung an. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Das Capital pr. 500 fl. 
C. M. haftet auf dem Haufe des Gellagten ald Caplansftiftung 
bücdherli in der Art, daß die hievon entfallenden 5%, Intereſſen 
zum Capitale felbft in fo lange zuzufchlagen feien, als nicht der zweite 
Caplan eingeſetzt und botirt fein wird; welche Beftimmung jedoch durch 
den von der Statthalterei genehmigten Beiſatz modificirt erfcheint, Daß 
bie Intereſſen der blöpfinnigen A für den Fall zu ihrer Subfiftenz 
zuzumweifen feien, wenn fie ihren väterlichen und mütterlichen Erbtbeil 
ganz aufzehren follte. Daß dieſer Fall wirklich eingetreten, fomit bie 
5%), Intereſſen von jenen 500 fl. C. M. für die blöbfinnige A zu 
verwenden ſeien, konnte nur die, Über bie Caplansftiftung wachende 
Adminiſtrativbehörde competent ausſprechen, und dies iſt mittelſt des 
Statthaltereierlaſſes erſt untern 8. Mai 1858 geſchehen, indem es 
darin vet, daß der Zinfenertrag des Kaplansftiftungscapital® pr. 
500 fl. C. M. zur Alimentation ver Curandin A zu verwenden fei 
und daß ihr auch der flebenjährige Zinfenrüdftand gehöre. Bis zum 
8 Mai 1858 war daher nicht der Eurator der A, fondern nur die 
gejeßliche Vertretung der Caplansftiftung zur Erhebung jener Interefſen 
berechtigt, beziehungsweife B nur zu deren Zahlung an die Stiftungs- 
verwaltung verpflichtet. Von dieſer Seite wurde aber B um die Inter- 
effenzahlung feit dem 19. November 1847 nicht gemahnt und folche 
auch feit jener Zeit nicht geleiftet. Die Intereſſen für die fieben Jahre 
vom 19. November 1847 bi8 dahin 1854 waren demnach am 8. Mat 
1858 gemäß 8. 1480 a. b. ©. 3. zu Gunſten des Hypotheksbeſitzers 
B gegen die Caplansftiftung bereit verjährt, und da ſonach das auf 
bie Curandin A übertragene Recht zum Bezuge dieſer rüdjtändigen 
Intereſſen ein zur Zeit der competenten Uebertragung fchon verjährtes 
und erlofchenes war, fo findet der $. 1494 a. b. ©. 2. hier feine 
Anwendung und ver Klage liegt vem B gegenüber fein Forderungsrecht 
zu Grunde.“ 

Gründe der dritten Inftanz: „Der Geklagte wendet gegen 
die verlangte Zahlung der 5%), Intereſſen des Capitales pr. 500 fi. 
C. M. vom 19. November 1847 bis dahin 1854 mit 175 fi. 
C. M. vie Verjährung nad) $. 1480 a. b. G. 2. ein, weil die Klage 
erft am 24. Detober 1858 eingebracht wurde. Der Kläger fucht dieſer 
Einwendung durch die Berufung auf den 8. 1494 a.b. ©. 2. und 
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auf den Umſtand zur begegnen, daß das Hecht ver A erft feit 8. Mai 
"1858 geltend gemacht werben konnte. Diefer legtere Umftand iſt dazu 
auch ganz geeignet. Denn bie fraglichen Intereffen waren keineswegs 
rüdftändige, wie fie im 8. 1480 a. 6. ©. B. bezeichnet find, melde 
Ihon hätten eingefordert werden können, indem fie nad) der auf der 
Realität des Gellagten einverleibten Einantwortungsurlunde vom 
22. April 1850 fo lange, bis ein zweiter Caplan in X eingefett 
fein oder die A fie bendthigen wird, dem Capitale zuzufchlagen find, 
der Schuldner alfo nicht verpflichtet war, fie zu zahlen, fonvern fie 
als neues Capital auf der Realität behalten konnte, bemgemäß bie 
Caplansftiftung nicht berechtigt erfchien, dieſe Intereſſen zu forbern, 
und eben fo wenig die A felbft, bevor von der Statthalterei, ald dazu 
competenten Behörbe, anerkannt war, daß der Fall ihrer gänzlichen 
Mittellofigkeit umd ihres dadurch bedingten Rechtes zum Bezuge ber 
Intereflen eingetreten fei. Diefe Anerkennung erfolgte jedoch am 
8. Mai 1858, und ſomit konnte das Recht der A auf den Bezug der 
Intereffen des Stiftungscapitald erft mit dieſem Tage ausgeübt werben 
und früher keine Verjährung desfelben beginnen." 


Nr. 819. | 
Befisftörungsklage des Sequefters gegen eine Sequeftrationg 
| Partei. 


Eutſch. v. 22. Juni 1859, Nr. 7049 (Betätigung des Decrets des 8. ©. 
Linz; v. 18. April 1859, Nr. 3852, Abänderung des Decrets de O. L. G. 
Wien v. 11. Mai 1859, Nr. 4959). ©. 3. 1850, Nr. 117. 


Aus Anlaß eines Rechtsſtreites des grundbücherlichen Beſitzers 
einer Landrealität A wider ven außerbücherlichen Beſitzer derſelben B um 
phnfiiche Uebergabe der Realität, warb die Sequeftration dieſer letzteren 
bewilligt, C als Sequefter beftellt und wurden beide Theile davon ver- 
ftänbigt ; ver Sequefter C aber warb nicht indbefondere gerichtlich einge» 
führt. Nun trat derfelbe gegen B mit einer Befigftörungsflage auf, weil 
dieſer Aeder bebaut hatte, und ihm dadurch im Beſitze feines echtes 
der Bewirthſchaftung geftört babe. 

Die erfte Inſtanz gab dem Klagebegehren .nicht ftatt, weil in 
der Handlungsweife des B nur dann eine Befisftörung läge, wenn 
er in Kenntniß gewejen wäre, daß Kläger von den ihm als Sequefter 
eingeräumten Rechten Gebraud gemacht, d. 5. ſolche Handlungen unter- 
nommen hätte, woraus zu jchließen war, daß Die Sequeftration von 
ihm auch realifirt werben folle und werde. Solde Handlungen find 
aber von dem Kläger nirgends dargethban, was doch ihm obgelegen 
wäre, und e8 hatte daher der Gellagte gegenüber dem Sequefter, ver 
zur Zeit des Anbaues von feinen Rechten Gebrauch gemacht zu 
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kaben, in keiner Weife bewiefen hat, auch feine Befigftörung begehen 
können, da unter dieſen Umftänven er noch immer als factiſcher Be⸗ 
ſitzer ſich betrachten mußte. 

Die zweite Inſtanz hat jedoch auf Recurs des Klägers „in 
Erwägung, daß zwar der Sequefter im Sinne ver 88. 958 und 968 
a. b. ©. B. durch feine Beftellung nicht Beſitzer des ihm zur Bes 
forgung zugewieſenen Gutes wird, daß er aber doch durch feine Be⸗ 
ſtellung in den Befig des Rechtes der ausfchliegenden Beforgung des 
ber Sequeftration unterzogenen Gute kommt und der Befig dieſes 
Rechtes ein Gegenftand der Beſitzſtörungsklage ift; in Erwägung, 
daß es zwar im Belisftörungs - Verfahren einzig auf bie That 
ſache des letzten factifhen Befitftandes und ber. erfolgten Störung 
ankommt, daß aber im vorliegenden Falle der von dem Geklagten auf 
den Gründen der fequeftrirten Realität unternommtene Anbau des Sommer- 
getreides, ungeachtet feines bis zur Beſtellung des Sequeſters beflan- 
denen factifhen Befiges als ein Eingriff in das dem Kläger, feit 
feiner dem Gellagten unwiberfprodenermaßen belannt gewefenen und 
weiter nicht angefochtenen Beftellung zum Sequefter, zugeftanpene und 
zu feinem factifchen Beftande weder eines befonderen Uebernahmsactes, 
nod) einer fonftigen Manifeftation bedürfende Recht zur ausfchließen- 
ven Beſorgung und Bewirthſchaftung angefehen werden muß; daß 
biernach der factifche Beſitz bes Geklagten, welchem durch die Seque⸗ 
ſtration ein Ende gemacht wurde, nicht weiter in Betrachtung kommt“; 
— die Beſitzſtörung als vorhanden erkannt und dem ©ellagten aufe 
getragen, ſich bei Pönfall jeder weiteren Störung des Hägerifchen Be⸗ 
wirthſchaftungsrechtes zu enthalten. 

Der oberfte Gerichtöhof hat den erftridhterliden Beſcheid in 
der Erwägung zu beſtätigen befunden, „daß wenn der Sequeſter von dem 
factiſchen Beſitzer der zu ſequeſtrirenden Sache an ber Uebernahme und 
Ausführung des ihm übertragenen ämtlichen Auftrages gehindert wird, 
er die gerichtliche Hilfe zur Beſeitigung dieſes Hinderniſſes unmittelbar 
zu fuchen, nicht aber ben Weg der Beſitzſtörungsklage zu betreten hat." 


Nr. 820. 


Acerescenzrecht der Erben: Erbeinfegung mit Angabe bes 
| Theilungsmodus. 
Eutid. v. 22. Juni 1859, Nr. ud 16100, Mauer des urtheite des B. ©. 
Brünn v. 8. November 1858, des Urtheils des 
O. L. G. Brünn v. 2. Februgt 1859. Nr. 1356). ©. 3. 1859, Nr. 111. 


M Hatte in feinem Teſtamente wörtlid. angeorbnet: „Deine 
Nichte Anna fammt ihren drei Kindern, nämlich zwei Züchter und 
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ein Sohn, fee ih zu meinen Univerjalerben ein, jedody jo, daß 
mein nad Abjchlag ver (obigen) Legate bleibendes Vermögen in vier 
gleihe Theile getheilt werde und „even fein Theil durch vie Ab- 
haublungs-Inftanz zugeftellt werde.” Der bier erwähnte Sohn der 
Anna war aber noch vor dem Teftator geftorben, weßhalb nad) bes 
Lesteren Zope feine Inteflaterben wider die no vorhandenen brei 
Teftamentserben klagbar auftraten und um Anerkennung der gejeß- 
lihen Erbfolge bezüglich des dem gedachten Sohn beftimmten vierten 
Theiled des Nachlaffes baten, weil: ja die Erbseinfegung nad be> 
ſtimmten Theilen geſchehen fei, vaher zu Folge 8. 562 a. b. G. B. 
feinem ber berufenen Erben ein Zuwachsrecht gebührte. Die erfte 
und dritte Inſtanz hat die Kläger mit ihrem Begehren abgewieſen; 
die zweite demſelben ftattgegeben. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Wenn die obige Anord⸗ 
nung bes Teſtators nad der natürlihen Bedeutung der Worte und 
im Zujammenhange mit der ganzen legtwilligen Verfügung aufgefaßt 
wird, fo kann ohne Zwang derſelben fein anderer Sinn, als ver 
einer Erbseinfegung auf beftimmte heile unterlegt werben; denn ob- 
gleich in dem erften Sage die Erben ohne Beitimmung ver Theile 
berufen werden, jo ift im nächſtfolgenden, die Erbtheile diefer Erben 
beftimmenven Sage, die ausprüdliche Verfügung getroffen, daß Der 
reine Nachlaß in vier gleiche Theile getheilt und jedem Erben fein 
Theil zugeftellt werde. Es enthält aljo die Anordnung ganz aus- 
brüdlidy die Erbseinjegung auf einen beftimmten (vierten) Theil, wo- 
durch das Zuwachsrecht der andern Teftanentserben nah $. 562 
a. 6. ©. 3. zweifellos ausgefchloffen erjheint. Gegenüber einer ſolchen 
ausprüdlihen Anordnung geht es nit an, aus dem erften allgemein 
gehaltenen Sage vie gegentheilige Auslegung anzunehmen und dadurch 
die fpecielle Beftimmung des zweiten Satzes bebeutungslos zu machen. 
Nah griammatifhen, fo wie nach logiſchen Auslegungsregeln läßt 
fi) dieſe Erbseinfegung nicht anders verftehen, weil immer, ſobald 
ein Sa vorausgeſchickt und derſelbe durch eine nachfolgende ſpecielle 
Verfügung beftimmt wird, viefe fpecielle Verfügung zunächſt ind Auge 
gefaßt werden muß, — und erft wenn ein Fall auf Dieje fpecieile 
Beſtimmung nicht paßt, defjen Subfumirung unter der weiteren logi- 
ihen Sphäre des allgemeinen Begriffes eintreten kann. Es ift alfo 
logiſch richtig, wenn der Teftator erllärte: Anna und ihre Kinder 
find meine (Univerfal.) Erben — ich fegte jedoch Jeden zum vierten 
Theile ein, wogegen man nicht daraus, daß der Erblaffer vie allge- 
meine Beſtimmung vorausſchickte, die fpecielle Art der Erbseinjegung 
überfehen und ignoriren kann. Die entgegengefetste Anfiht läßt fid 
aus dem Worte „Univerfalerben” nicht vertheidigen, weil diefer Aus- 
druck fein jtreng gejegliher ift und nad allgemeinem Epradygebraude 
auch nur jene Perfonen damit bezeichnet werben wollen, welde ven 
Legataren entgegenftehen. Eben fo läßt fih in grammatifcher Be 
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ziehbung ber zweite Sag nicht anders verftehen, als daß damit eine 
Erbseinfegung auf beftimmte Theile gejehehen follte. Obgleich e8 wört- 
lich nicht heißt: „jeder Erbe ſoll den vierten Theil ver Verlaſſenſchaft 
erhalten,” fo ift doch der fragliche zweite Sag damit ganz gleich» 
beveutend, da der Erblaffer darin verfügt, daß das Vermögen in vier 
gleiche Theile getheilt werde und daß jedem Erben fein (aljo ber vierte) 
Theil zugeftellt werde. Demgemäß haben aljo die Kläger auch aus 
der gewöhnlichen Bedeutung der Worte, mit welchen die Erbseinfegung 
geſchah, erwiefen, daß die Teftamentserben zu beftimmten Theilen be= 
rufen wurden. Wollten die Geklagten behaupten, daß der Erblafier 
mit biefen Worten einen bejondern Sinn zu verbinden gewohnt war, 
fo mußten auch fie ven Beweis dafür liefern ($. 655 a. b. ©. B.). 
Einen folden Beweis baben die Geklagten nicht geliefert, und es geht 
nit an, dieſes aus der behaupteten Unkenntniß des Erblaſſers 
über die gefegliche Wirkung einer Erbseinſetzung zu beftinnmten Theilen, 
oder aus dem nach dem Übrigen Inhalte der lettwilligen Verfügung 
zu vermuthenden Willen des Berftorbenen abzuleiten. Es [pricht viel 
mehr das Teſtament in feinem ganzen Inhalte für die entgegengeſetzte 
Annahme, weil darin der Erblaſſer mit einer großen Sorgfalt feine 
Berwandten und Belannten bedenkt und daher auch nicht angenommen 
werben Tann, daß er den widtigften Theil der legtwilligen Verfügung 
ohne genaue Ueberlegung wird getroffen haben, und weil bei ven mehr- 
maligen fpäteren Zufägen, welde der Erblaffer zu dem Teftamente 
gemacht hat, die VBorausfegung nahe Liegt, daß er, würbe er eine 
andere Theilung des Vermögens, als im vier Theile unter die Erben, 
in Folge des Todes des erwähnten Sohnes beabfichtigt haben, auch 
eine dießfällige Abänderung in feinem Teftamente getroffen haben würde.“ 

Gründe ber dritten Inftanz: „Nachdem der Erblafler in 
feiner ſchriftlichen Willenserflärung vom März 1853 mehrere ihm 
näher Stehende mit Bermächtnifien bevacht, beruft er in der betrefjen- 
den Teftamentöflaufel feine Nichte Anna collectiv, fammt ihren brei 
Kindern, als Univerfalerben. Keine Andeutung und noch weniger ein 
beftimmter Ausdrud im ganzen Teſtamente, welcher darauf deutete, 
daß er diefe Erbnachfolger nur auf einen aliquoten Theil des Nach⸗ 
lafjes befchräntt, oder die Bezeichnung „Univerfalerbe” anders als in 
gewöhnlicher Bedeutung verftanden wifen wollte. Wenn dem Sage: 
„„Meine Nichte Anna u. f. w. fee ich zu meinen Univerfalerben 
ein““ num auch noch der andere angehängt erjheint: „„jedoch jo, 
daß mein nach Abjchlag obiger Legate bleibendes Vermögen in vier 
gleiche Theile gerheilt werde, und jedem fein Theil durch die Ab⸗ 
handlungsbehörde zugeftellt werde,““ fo enthält diefer Nachjag in uns 
gezwungener Auffafjung offenbar nur die vorforgliche Verfügung des 
Teſtators, daß einerfeits vor Allem die Legate in Abſchlag gebradit, 
und dann, daß unter Vermeidung jeder Gütergemeinfchaft und mög⸗ 
licher Theilungsfragen zwifchen ven eingefeten Exrbsnehmern das Ge- 
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richt ſelbſt den Nachlaß effectiv theile und zuweiſe. Nach ver Haupt- 
beftimmung in Betreff ver Einfegung hätte fomit der Erblaffer auch 
auf die Ausführungsweife gedeutet und wäre babei von der urfprünglich 
wahrjcheinlichen, aber fpäter irrig gewordenen Annahme ausgegangen, 
als ob ihn alle vier Erben überleben würden. Allein er fagte nie 
und nirgends, daß die Xheilung fo erfolgen folle, daß jeder nur ein 
Biertheil erlange, und darum finden die 88. 556 und 560 a. b. ©. 2. 
im Fragefalle ihre volle Anwendung.” 


Nr. 821. 


Unzuläffigleitt des Haupteides, wenn ber Delat vor ber 
Proceßentjcheidung und ehe er fih über deſſen Annahme 
oder Zurüdichiebung erklären Eonnte, geftorben ift. 


Entſch. v. 27. Juni 1859, Nr. 5327 (Beftätigung des Urtheils des L.G. 
Verona v. 1. September 1858, Nr. 10979, Abänderung dee Urtheild ded 


O. L. 6. Venedig v. 20. Pänner Ba Ir. 23870). Eco d. Trib. 


A belangte feinen Mandatar B wegen Zahlung von 5000 Lire, 
welche ver Beklagte für feine Rechnung theil® eingenommen, theild aus 
Nachläſſigkeit einzutreiben unterlafjen hätte. In der Einredeſchrift brachte 
B zur Entkräftung der Klage mehrere Thatſachen vor und erbot fich, 
biefelben durch ben dem Kläger zugefchobenen Haupteid zu beweifen. 
Die Einreve wurde vorjhriftsmäßig zugeftellt, allein noch vor Ueber: 
reichung ber Replik farb der Kläger und fein Rechtsanwalt, welder 
von ihm für fi und feine Erben zur Vertretung ermächtigt worden war, 
beftritt nun in ber von ihm erflatteten Replik, wegen des inzwijchen 
eingetretenen Todes feines Clienten, die Zuläfiigleit de von B auf- 
getragenen Haupteides. — Das Gericht erfter Inſtanz ſchloß diefes 
Beweismittel aus und verurtheilte den Bellagten unbedingt zur Zah⸗ 
lung der 5000 fire. Das DO. 2%. ©. hingegen Inüpfte feine Ent- 
ſcheidung an den erwähnten Haupteid. | 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil ver erften Juſtanz 
aus folgenden Gründen: „Durch den Tod des A, welder vor Ber: 
ftreihung ver für feine Replik beftimmten Frift farb, wurbe die An⸗ 
wendung der Borjchriften ver SS. 267 und 297 ital. ©. O. (88. 277 
und 307 weftg. ©. D.) unmöglich und der von B in ber Einrede 
aufgetragene Haupteid, über beflen Annahme oder Zurückſchiebung 
der Delat fi nicht mehr erflären konnte, ift ebenfo unzuläflig, wie 
wenn er bem A erft nad) feinem Tode zugefhoben worden wäre. Denn 
pas Geſetz geht bei feiner Fiction von einer gewiflen und. vollendeten 
Thatfache ans und nimmt auf Grund verfelben an, daß eine andere 
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ohne Berfhulden ver Partei ausgebliebene Thatfache eingetreten fei; 
es kann aber biefe feine Annahme nicht degen die Denkgeſetze ‚auf 
ben Mangel aller und jeder Thatfache gründen, da zwifchen einer 
ſolchen Prämiffe und dem zu vermuthenden Ereigniſſe der logiſche 
Bezug und Zufammenhang durchaus fehlt. Der Tod des Delaten A 
ift ein Zufall, ter feinen Gegner um ein Beweismittel brachte, gerade 
fo wie der Tod eines Zeugen, welden er bereit® angeboten hatte, 
ober -der Berluft des Driginald einer Urkunde, deren Abſchrift von 
ihm im Proceſſe bereitS vorgelegt worden war, und es ift baber 
natürlich, daß er ſelbſt und nicht die Erben des Delaten die nad 
tbeiligen Folgen biefes Zufalles zu tragen haben.“ 


Nr. 822. 


Borausfegungen des Anfpruchs auf Erfag der für einen An- 
bern bezahlten Schuld, 


Gais, v.27. Inni 1859, Dr. 7 7291 (Beftätigungdeö das Urtheil ded B. ©. 
Tetiden v. 14. April 1858, Nr. 1515, andgaden Urtheils des O. L. G. 
vrag v. 1. März 18 fer. 22558). ©. 3. 1861, Nr. 131. 


A fprad von feiner Gattin den Rückerſatz eines für fie be- 
zahlten Betrages von 215 fl. an, wogegen die Gellagte unter Auftre- 
gung des Haupteides die Einwendung erhob, ihr Gatte habe die Zah- 
lung nit aus feinem, fondern aus ihrem Vermögen beftritten. Das 
Bezirksgericht hat den Kläger unbedingt abgewiefen, „denn wäre auch) 
das ganze Klagsfactum richtig, jo würbe e8 nad) ben Orundfägen dee 
8. 1358 im Zufammenhange mit $. 1423 und im Gegenſatze zu 
8. 1042 0.5. ©. 3. nur dann einen Regrekanfpruch für den Kläger 
begründen, wenn ſich der Kläger das Recht der Gläubiger hätte ab- 
treten laſſen, was er aber weder behauptet, viel weniger beweifet." 

Das Oberlandesgericht bat auf den Haupteid erkannt und in 
ven Entſcheidungsgründen bemerkt, daß die auf die SS. 1358 und 1423 
a. b. ©. B. geftügte unbebingte Klagsabweifung unbegründet fei, 
weil das auf den $. 1042 a, b. ©. B. geftügte Klagerecht durch bie 
Vorſchriften jener SS. ganz unberührt bleibt. . 

Der oberſte Gerichtshof hat dieſes Urtheil aus folgenden Gründen 
beftätiget: „Es ift von ver Geklagten nicht wiberjproden, daß ihr 
Ciegaite an ihre Verwandten Zahlungen in der Höhe von 215 fl. 
C. M. geleiftet Habe, die fie in Gemäßheit der Verlaſſenſchaftsabhand- 
fung nad. ihrem Bater felbft zu leiften ſchuldig geweſen wäre. Sie 
behauptet jedoch, daß ihr Ehegatte diefe Zahlungen nicht aus feinem, 
jondern aus ihrem Bermögen geleiftet Habe. Der Beweis über das 
eine oder dad andere Yactum ift bei Entſcheidung des vorliegenden 
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Rechtsſtreites allerdings weſentlich. Denn hätte Kläger die feiner Gattin 
obliegenden Zahlungen aus feinem eigenen Vermögen geleiftet, jo wäre 
er nach den SS. 1042 und 1358 a. 6. ©. B. berechtigt, dafür Erſatz 
zu fordern. Es ift zur Geltendmachung der Erſatzanſprüche keineswegs 
unumgänglich nothwendig, daß bie befriedigten Gläubiger ihre Forde- 
rungen dem Zahler förmlich abtreten, denn vie 88. 1358 und 1423 
a. b. ©. B. beredtigen bloß denjenigen, welcher für einen Andern 
Zahlung geleiftet hat, die Abtretung der Forderung von dem befrie- 
digten Gläubiger zu verlangen, ohne jedoch eine foldhe Ceſſion zur 
Bedingung des Erfaganfprudes zu machen. Iſt jedoch bie von A 
geleiftete Zahlung nicht aus feinem, fondern aus dem Vermögen feiner 
Sattin gefchehen, fo kann von einem Erſatzanſpruche keine Rebe fein.“ 


tr. 823. 


Wiedereinjegung wegen neuer Behelfe, nah Schluß der Ber: 
handlung, aber vor dem Urtheil bewilligt. 

Entid. v. 28. Anni 1859, Nr. 7254 (Beftätiguun des dad Urtheil des 
2. ©. Wien v. 18. Iünner 1859, Nr. 17283, abündernden Urtheils des 
O. L. G. Wien v. 29. März 1859, Nr. 3353). ©. 3. 1859, ©. 121. 

A al8 Kläger beftritt dem B das Erbrecht zu dem Nachlaſſe des 
M, und hatte am 3. Auguſt 1858 feine Replik erftattet, als B am 
13. October 1858 eine Schentungsurlunde des Erblaſſers M zur 
Publication brachte, in welcher A einen wichtigen Behelf für ſich er- 
blidte. Er bradte am 16. Jänner 1859, nachdem auf bie gegen- 
theilige Duplit vom 9. December 1858 die Inrotulirung der Acten 
war verordnet worden, eine Klage dahin ein, daß ihm die Wiederein- 
fegung in den vorigen Stand zur Ueberreihung einer andern Replik 
wegen des neuen Behelfes bewilligt werde, indem dieſe Urkunde, 
welche der Gegner bisher böswillig nicht zum Borfchein brachte, zur 
Aufllärung der Abfiht des Erblaſſers M bei deſſen früheren, von 
ihm eben angefochtenen legtwilligen Unorbnungen und zur Wiperle- 
gung der in der Einrede enthaltenen Angaben dienlich, ihm jedoch 
offenbar bei Erſtattung der Replik noch unbelannt gewejen fei; dann, 
daß wenn neue Behelfe ſchon geeignet find, die Wiedereinfegung ge- 
gen ein vechtskräftiges Urtheil zu bewirken, ſelbe noch mehr bie 
Wiedereinſetzung blos zu einer neuen Sagichrift rechtfertigen; daß 
bier, wo es fih um bie Replik handle, nicht mehr das Klagerecht 
felbft von ihm geändert werden könne, was bei der Zurücknahme einer 
Klage, welche das vom Gegner bezogene Hofdecret vom 15. Jänner 
1787 Rr. 620 3.©.©.lit.e (Weffely INr. 351) verbiete, ver Fall fei, 
daher dieſes Öefeg feinem Begehren nicht entgegenftehe; auch erbot er fi, 
‚wenn der Öeflagte zur Einbringung einer Schlußſchrift — wozu im gegen- 
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wärtigen alle kein geſetzlicher Grund vorhanden war — ſeine Zuſtimmung 
ertheile, ſelbe in einer unerftredbaren Friſt von 8 Tagen einzubringen. 
Der Geklagte verweigerte dieſe Zuftimmung, berief fi auf die Analogie 
des Hofdecretes vom 15. Jänner 1787 Nr. 620 lit. e — wonach 
eine übel inftruirte Klage nicht in der Abficht zurüdgenommen werben 
darf, um dieſelbe zu verbejjern, oder übergangene Behelfe und Be- 
weismittel nachzutragen, — auf den 8. 372 a. ©. D., demzufolge 
eine Wiebereinfegung in den vorigen Stand wegen neuer Behelfe 
erft nad) erfolgtem Urtheile zuläflig iſt, und beftritt die Erheblichkeit 
des neuen Beweismittels. 

Das Gericht erfter Inftanz wies den Kläger ab, weil eine ſolche 
Wiedereinfegung, wie die begehrte, vor gejchöpftem Urtheile den Bes 
flimmungen der a. ©. DO. gänzlih fremd, eine analoge Anordnung 
des 2. Abſatzes des 8. 372 a. ©. O. aber deßhalb unzuläſſig iſt, 
weil der Geklagte dadurch in feinem durch die Meberreihung der Duplik 
erworbenen Rechte auf Inrotulirung ver Acten und Schöpfung des 
Sprudes über das dadurch geſchloſſene ſchriftliche Verfahren beein- 
trächtigt würde. 

Das Oberlandesgericht hat dem Kläger die Einbringung einer 
neuen Replik, jedoch nur zum Behufe der Legung des am 13. Octo⸗ 
ber 1858 zur Publication gebrachten Schenkungs⸗Vertrages und unter 
Aufrechthaltung der von ihm ſchon erſtatteten Replik bewilligt, und 
zwar im Weſentlichen aus folgenden Gründen: „Wenn auch das Geſetz 
keine ausdrückliche Beſtimmung enthält, in welcher Form ein zwiſchen 
dem beendeten Schriftenwechſel und der Einlage der Acten zum Spruche 
aufgefundener Behelf dem Richter vorzuführen iſt, ſo folgt daraus 
nicht, daß dieſem unterſagt wäre, ein dem Falle entſprechendes Er⸗ 
kenntniß zu fällen. Hier würde nun durch einen Spruch nach den 
blos bisher gewechſelten Schriften ein den Parteien und ſelbſt dem 
Richter ſchon vorliegendes Document unbeachtet gelaſſen, die Streitſache 
aus formellen Gründen einem Urtheile zugedrängt, das unter Einem 
wieder als giltig in Frage gezogen werden müßte, und würde dem 
Rechte jener Schutz benommen, welchen das Geſetz ihm, der Form 
gegenüber, gewährt. Auch iſt der Zuſammenhang ber Schenkungur⸗ 
kunde mit den beſtrittenen Erbrechtstiteln unverkennbar.” 

Die Reviſionsbeſchwerde des Geklagten wies darauf hin, daß 
der Schutz des materiellen Rechtes nicht ſo weit gehen dürfe, um ſich 
über jede Vorſchrift des Verfahrens hinwegzuſetzen, daß eine dem 
Richter nicht in geſetzlicher Form vorgeführte Urkunde für ihn nicht 
vorhanden ſei, dann daß bis zum Schluſſe des Verfahrens Neuerungen 
nach Maßgabe des 3., keineswegs aber des 34. Cap. der a. G. O. 
beizubringen ſeien. 

Der oberſte Gerichtshof hat jedoch in Erwägung, „daß nad) 
Lage der Acten es dem Kläger nicht möglich) war, noch im Zuge des 
Berfahrens von dem neuen Behelfe Gebrauch zu machen, da ihm 











— 38 — 


feine Schlußfchrift zu Gebote ftand, daher nicht das 3., fondern das 
34. Cap. der a. ©. DO. Anwendung findet; dann daß ber Geklagte 
jelöft ihm obigen Gebrauch dadurch vereitelte, daß er bie, die lebt⸗ 
willige Anorbnung enthaltende Schenkungsurfunde nicht gleich nad 
bem Tode des Erblaffers, fondern erft 3 Jahre fpäter zur Publica- 
tion brachte; daß bei dem Mangel eines den vorliegenden Fall 
beftimmt entfcheivenden Geſetzes die Analogie des 8. 372 a. ©. O. 
eintrete", bie Entfheidung des Oberlandesgerichtes — „woburd zwei 
möglicherweiſe entftehende neue Procefje vermieden werben können,“ 
— beftätiget. 


Nr. 824. 
Anſuchen des Verkäufers um Gewähranfchreibung des Käufers. 


Entih. dv. 28. Juni 1859, Nr. 7530 (Beitätigung des das Decret des 
8. G. Linz 0.18. Jänner 1859, Nr. 455, abandernden Decretödes O. L. G. 
Bien v. 23. März 1859, Nr. 3222). G. H. 1860, Nr. 133 fi. 


Nr. 825. 


Zahlungsbefehl auf Grund einer formell mangelhaften Nota- 
riatsurfunde. 


Eutſch. v. 5. Juli 1859, Nr. 7508 (Beftätigung deö Urtheils ded K. ©. 
Brüxv. 21. September 1857, Nr. 6109, Abänderung des Urtheils des O. L. G. 
Brag v. 8. Februar 1858, Wr. 1295). ©. 3. 1859, Nr. 138. 


Gegen einen auf Grund einer Notariatsurkunde erlaffenen Zah- 
IungSbefehl erhob der Beklagte die Einwendung, daß das Kronland, 
in weldem der Act aufgenommen wurde, in ber Urkunde nicht ange- 
geben fei. Die zweite Inſtanz bob in Folge deſſen den Zahlungs- 
befehl auf; die erfte und dritte dagegen hielten ihn aufrecht; letztere 
aus folgenden Gründen: „Nachdem B feine andern Einwendungen 
erhob, als ſolche, welche die formelle Beweiskraft ver Notariatsırlunde 
betreffen, fo muß fich die richterliche Entſcheidung auf diefelben befchräu- 
ten. Daß diefe Urkunde im Kronlande Böhmen audgeftellt fei, kann 
nicht dem geringften Zweifel unterliegen, weil deren Inhalt darthut, 
daß fie zu Wernsborf im Gerichtsbezirke Dur, im Sprengel nes Kreid- 
gerichte8 YBrür errichtet wurde, und ebenſo ift auch diefe Urkunde mit 
der Namensfertigung des Notar verfehen. 8. find, fomit bie ober- 
gerichtlich gerügten Mängel diefer Urkunde im Wefentlichen nicht vor⸗ 
handen, obgleich das Kronland Böhmen nicht, ausbrücklich benannt 
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und der Name des Notar im Conterte der Urkunde nicht enthalten 
if; dieſe Auslegung des Geſetzes entſpricht auch dem 8. 60 bes 
Geſetzes vom 21. Mai 1855. Das Gefeß vom 21. Mai 1855, 
Nr. 95 R. ©. Bl. bezwedte die Abkürzung des gerichtlichen Verfah⸗ 
ven®, ohne daß das materielle Recht beider Theile darunter leide, 
und geftattet vaher dem Gellagten nicht, die Einwendungen gegen 
bie formelle Beweiskraft einer Notariatsurfunde von den Merital⸗ 
Einwendungen zu trennen, um and einem Procefje zwei Procefje zu 
Ihaffen. Es wäre dem Geklagten freigeftanden, auch Merital-Ein- 
wenbungen gegen bie Forderung des Klägers anzubringen, ohne 
daß hiedurch fein Recht im Mindeſten beeinträchtigt würde. Da er 
jedoch ausdrücklich erklärte, fih auf die Formal⸗Einwendungen be- 
ſchränklen umd fi die Einleitung des orventlihen Verfahrens vorbes 
haften zu wollen, was offenbar eine Verzögerung der Berhandlung 
bezwedt, und da bie Notariatsurfunde die Forderung des Klägers klar 
nachweifet, fo mußte das erftrichterliche Urtheil beftätigt werben.” 


Nr. 826. 
Anbringung der Klage auf Löſchung des Pfandrechtes für 
eine verjährte Forderung beim Nealgerichtsftande. 


Entſch. v. 6. Juli 1859, Nr. 7322 (Beitätigung des Decreted ded 2. ©. 
Treviſo v. 6. December 1858, Nr.8640, Abänderung des Decrets des O. L. ©. 
Benedig dv. 13. April 1859, Nr. 6215). ©. 3. 1858, Nr. 138. 

A ftellte bei dem Landesgerichte in Treviſo gegen die dortige, 
von ber Finanzprocuratur in Venedig vertretene Finanzintendanz eine 
Klage an, worin er um das Erfenntniß bat: 1. daß die Durch Urkunde 
vom 8. Juni 1752 begründete Forderung der Bellagten (in Vorftellung 
der feither aufgehobenen scuola del S. Rosario der Pfarrkirche zu 
Paderno) von 154 Lire nebſt Zinfen durch Berjährung erloſchen, 
und 2. daß ver Kläger befugt fei, die von der Beklagten zur Sicher» 
ftellung jener Forderung bei dem Hypothekenamte in Zrevifo am 
31. December 1827 erwirkte und gehörig ernenerte Inſcription auf 
Grundſtücken des Klägers löſchen zu laſſen. Das Fiscalamt fette der 
Klage die Einrede der Unzuſtändigkeit des als Gericht ver belegenen 
Sache (welde für die Forderung verpfändet war) angernfenen Landes⸗ 
gerichted von Treviſo entgegen, weil mit berfelben ein vor bem Tage 
der Wirkfamfeit der Yurisdictionenorm vom 20. November 1852, 
Nr. 259 R. ©. B., entſtandenes Forderungsredht verfolgt wrbe,e 
mithin die Klage nicht bei dem forum rei sitae, ſondern nad) Art VI. 
des Kundmachungspatents zur bejagten Jurisdictionsnorm bei dem 
Landesgerichte in Venedig, als dem einfligen privilegirten Gerichts⸗ 
ſtande des beflagten Fiscalamtes von Benedig anzubringen war. Der 
Kläger behauptete dagegen: feine Klage, womit bie richterliche Ent⸗ 
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ſcheidung angerufen werbe, daß eine durch Hypothek fichergeftellte For⸗ 
derung erlojchen jei und die Löſchung der Öypothefeneinfchreibung Statt 
zu finden babe, fei eine Realklage, folglich das Landesgericht in Trevifo 
al® forum rei site nad) $. 49 der Jurisdictionsnorm competent. Bon 
dem Tandesgerichte wurbe die Einwendung der Incompetenz verworfen, 
wogegen das venetianifhe Oberlandesgericht derſelben Statt gab. 

Der oberfte Gerichtähof beftätigte das erftrichterliche Decret in 
Erwägung, daß die angeftellte Klage, durch melde ein Grunpftüd von 
der darauf eingefchriebenen Hypothel befreit und die Löſchung berfelben 
wegen des durch die Berjährung herbeigeführten Unterganges der durch 
das Pfand verficherten Forderung durchgeſetzt werben foll, eine ding- 
liche Klage nady der Begriffsbeſtimmung des 8. 49 der Jurisdictions⸗ 
norm ift, folglih auh dem Fiscalamte gegenüber bei dem forum rei 
site anzubringen war, und daß unter allen limftänden dem A für 
bie Anbringung feiner, nad dem Rechtögrunde perfänlichen, nad) ihrem 
Gegenftande und Endzwecke dinglihen Klage die Wahl des (Perſonal⸗ 
oder Real) Gerichtes freigeftellt und derſelbe hiernach gegen bie auf 
Art. VI. des Kundmahungspatentes zur Jurisdictionsnorm geftüßte 
Einwendung der Unzuftändigleit aud dann geſchützt war, wenn ihn 
nicht Schon die Natur feiner, nicht dem Fiscus felbft, fondern einem 
Privaten gegenüber (welchem die Staatsverwaltung erft in der Folge 
fuccedirte) eingegangenen Berbindlichkeit, von welcher er durch richter- 
liche Entſcheidung als befreit erklärt werben will, vor biefer Incom⸗ 
petenzeinwenbung fchüten würde. 


Nr. 827. 


Simulation eines Vertrages: Unzuläffigkeit der Geltenb- 
machung derjelben gegen Dritte. 


Entid. v. 6. Yuli 1859, Nr. 7326 ( eätinung des das Urtheil der 
Prätur Oderzo v. 15. September 1858, Nr. 5842, abändernden Urtheils 
des O. 2. G. Venedig dv. 3. Februar 1859, Nr. 966). &. 3. 1859, Nr. 141. 
A vindicirte von B einige Grundſtücke, indem er behauptete und 
zu beweifen verjuchte, daß der Bertrag, mit welhem er jene Grund» 
ftüde feiner Gattin verkaufte, ein Scheingefchäft gewefen, hinter wel 
chem fich ein Pfanbvertrag verborgen habe, woraus der Kläger bie 
Unwirfjamteit des zweiten Vertrages ableiten wollte, durch den bie 
Grundſtücke von feiner Gattin kaufsweiſe auf den Beflagten übergingen. 
Der Letztere hatte Feine Kenntniß von ver vorgeblihen Stimulation 
und hielt die Berläuferin für die wahre Eigenthümerin der Liegen- 
haften. — Die Prätur erlannte nad dem Begehren unter ver Be- 
bingung, daß der Kläger die Simulation des von ihm mit feiner 
Gattin gefchlofjenen Kaufsvertrages mit dem Erfüllungseide befchwöre. 
Das Oberlandesgericht wies das Klagebegehren unbedingt zurüd. 
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Der oberfte Gerichtöhof beſtätigte das Urtheil der zweiten In- 
ftanz in der Erwägung, daß, wäre aud ber Verkauf der Grundftüde 
von Seite des Klägers an feine Gatlin nur zum Scheine geſchehen, 
der Kläger al8 wiſſentlicher Theilnehmer an der Simulation diefelbe 
niemals gegen den Dritten geltend machen könnte, welcher auf Grund⸗ 
lage jenes ſchriftlich errichteten und mit allen geſetzlichen Förmlichkeiten 
verſehenen Vertrages, im Vertrauen auf die Steuerregiſter (libri 
censuraj), in denen die Gattin des Klägers als Erwerberin der Grund⸗ 
ftüde bereit8 eingetragen war, in vollftändig gutem Glauben dieſelben 
an ſich gebracht hat. 


— — —— — — 


Nr. 828. 


Zeitpunkt der Liquidität einer bedingten Forderung. Vor- 
ausfeungen der Compenfation mit Forderungen gegen den 


Cedenten. 
—— v. 6. Juli 1859, Nr. 7522 (Beitätigung des dad urtei der Eprätur 
Mirano v. 7. November 1858, Nr. 3059 ‚abanderaden Urtheil DR. °. 


Benedig v. 12. April 1859, Nr. 2237). ©. 3 1859, Nr. 139. Eco d 
Trib. 1859, ©. 38 ff. 


A ließ ſich am 18. October 1856 von dem Gläubiger des B 
deſſen Yorderung an den Iegteren im Betrage v. 5000 8. nebft Intereffen 
"vom 7. October 1855 an cebiren und verftändigte am 28. October 1856 
den Schuldner von der Ceflion. Als nun im September 1857 ver A 
den B auf Zahlung des Capitals und der Zinfen belangte, machte 
dieſer in der Einrede eine Gegenforderung an ven Ceventen des Kli- 
gers geltend und bewies, daß biefelbe ihm durch gleichförmige Urtheile 
der erften und zweiten Inſtanz vom 4. April und 15. October 1856 
unter der von ihm am 22. Yänner 1857 erfüllten Bedingung ver 
Ablegung eines Erfüllungseides zuerfannt wurde. 

Auf die Reviſionsbeſchwerde des Beklagten gegen das Erfenntniß 
des Oberlandesgerichtd, wodurch mit Abänderung der durch einen Haupteib 
bedingten Entſcheidung der Prätur dem Klagebegehren unbedingt Statt 
gegeben wurde, beftätigte der oberfte Gerichtshof das Urtheil der zwei⸗ 
ten Inſtanz und bemerkte in Betreff der Compenfationseinrede bes 
Beklagten: „Die Forderung de8 B an ven Cebenten des Klägers 
fei zus Compenfirung ber eingeflagten Forderung deßhalb nicht ges 
geeignet, weil am 18. October 1856, d. i. zur Zeit ver Ceſſion ber 
leßteren an den Kläger die Liquidität jener Forderung von dem Richter 
noch nicht endgiltig ausgeſprochen war; denn bie beiden gleichfürs 
migen Urtheile der erften und zweiten Inftanz, woburd die Yorberung 
des heutigen Bellagten an den Cedenten des Klägers liquidirt wurde, 
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feien zwar vor der Ceſſion erfloffen, allein abgeſehen davon, daß 
bie Zuflellung des obergerichtlichen Urtheiles an die Parteien erft 
nach der Ceſſion erfolgte, fei in ben erwähnten Entſcheidungen vie 
Anerkennung ber Liquidität der Yorberung an die Bebingung eines 
von B zu leiftenden Eides geknüpft gewejen, welchen verfelbe fchwor, 
nachdem bereits die Geffion von A geſchehen und dem B angezeigt 
worden war.” 


—— — — 


Nr. 829. 


Unterbrehung der Verjährung durch die bloße Anmeldung 
ber Worberung bei der Concursinſtanz. 


En SR v. 12. Inli 1859, Nr. 7740 (Beitätigung des das Urtheil des 
Pa dv. 26. Zet tober 1858, Nr. 25 5766, abündernden. Urtheils des 
Prag v. 4. April 1859, Nr. 2202). G. 3. 1859, Nr. 107. 


Nr. 830. 


Einfluß des einem Miterben aufgetragenen Haupteides auf 
das Proceßſchickſal der übrigen. 


satt). b. 12. Juli 1859, Nr. 7851 (Beitätigung des das Urtheil des 4 
», 11. Ronember 1858, Nr. 48571, abänderuden Nrtheild des DO. 2. © 
I en v. 6. Ypril 1859, Nr. 2150). ©. 3. 1859, Nr. 142. 


In einer gegen fänmtliche Erben des B angeftellten Klage auf 
Zahlung eines dem Erblaffer zugezählten Darleihens wurde von Klä⸗ 
ger nebft andern Beweismitteln aud) das des Haupteides gewählt, 
welcher einem ver Miterben über das wiberfprodhene Factum ber 
Darleihendgebung aufgetragen wurde. 

Auf diefen Hanpteiv wurde in zweiter und dritter Inſtanz 
erkannt, obgleich, die Geklagten die Einwendung erhoben, daß es nicht 
angehe, das Schickſal aller Streitgenofien von dem einem Einzigen 
aufgetragenen Haupteive abhängig zu machen. Es heißt darüber in 
ben Entſcheidungsgründen des oberften Gerichtshofes: „Die Beſchwerde 
gegen bie folivarifchen Bolgen ver Sachfälligkeit durch den Haupteid 
ift nad 8. 550 a. b. G. B. hier nicht ftatthaft, wenn es auch richtig 
ift, daß bei fonftigen Litisconforten dem Einen ein Eid zugefchoben 
werden fann, welcher dem Andern nicht aufgetragen werben könnte, 
mb daß ber aus ber Ablegung und Berweigerung eines folden 
Eides hervorgehende Beweis fohin nur gegen den Delaten n ſeine Wir 
fung äußere.” 
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Nr. 831. 


Börmlichkeiten beim Begehren der Bertretungsleiftung. 


Entſch. v. 12. Juli 1859, Nr. 7906 (Beltätigung deö dad Decret deö L. G. 
Wien v. 23. April 1859, Nr. 20291, abändernden Decretö des O. L. G. 
Wien v. 11. Mai 1859, Nr. 5036). ©. 9. 1859, ©. 270 ff. ' 


A feste in einer in duplo überreihten Eingabe das Verhältniß 
auseinander, vermöge deſſen er von B die Bertretungeleiftung begehrte, 
und bet, den B dur Yuftellung des Duplicates hievon in Kenntniß 
zu ſetzen. Die erfte Inftanz entſprach diefem Geſuche; die zweite und 
dritte wiefen es zurüd, lettere „in Ermägung, daß das Begehren um 
bie Bertretungsleiftung, von welcher ter 8. 58 a. ©. D. und 8.931 a. b. 
G. 2. Sprit, eben weil ein Streit darüber zuläflig ift (8. 60 a. ©. O., 
Hof. v. 7. October 1808 Nr. 864 J. G. S., (Weſſely I Nr. 362) und 
weil Demjenigen, gegen welden das Begehren geftellt wird, der Weg, 
feine Einwendung zu erheben, nicht abgefchnitien werben barf, nur in 
der Klageform eingebradht werden kann, und daß felbft, wenn nicht 
ſchon von dem erften Richter ein Anſuchen um biesfällige einfache 
Berftändigung von Amtswegen zu verwerfen gewejen wäre, jevenfalls 
der obere Richter gegen die vom Verſtändigten gerügte Ungeſetzlichkeit 
der Form zur Bejeitigung jedes Präjudizes Abhilfe leiften mußte.“ 


Nr. 832. 
Unmöglichfeit der Erfüllung eines Vertrages? 


Eutſch. v. 13. Juli 1859, Nr 5413 (Beftätinung des Urtheils des B. G. 
Bregem v. 29. November 1858. Yir. 4410, Abanderung des Urtheiles ded 
D. L. G. Junsbrud v. 3. März 1859, Nr. 718). ©. 3. 1860, Nr. 5. 


Geklagter bat dem Kläger vertragsmäßig das Recht eingeräumt, 
gewiſſe in feinem Walde ftehende Bäume gegen Zahlung eines ver- 
abreveten Kaufpreifes zu füllen und bringt jett an, daß er den Wald 
inzwifchen veräußert habe. Die erfte Inſtanz gab dem auf Er- 
füllung des Vertrages gerichteten Klanebegehren ftatt. Die zweite 
Inftanz wies es ab, weil „fid der Geklagte außer Stand gefegt, 
den Pertrag zu erfüllen, und dazu vermöge 8. 878 a. b. ©. 2. 
wegen Unmöglichkeit ter Leiftung nicht verhalten werden könne, doch 
dafür tem Kläger nah 8. 1295 a. 6. ©. B. verantwortlich bleibe.“ 
Der cberfte Gerichtshof bejtätigte das Urtheil der erften Inftanz „in 
der Erwägung, taß die Erfülung des Vertrages zur Zeit feiner Er- 
rihtung möylid war; in der Erwägung, daß die Erfüllung desjelben 
dem Geflagten... noch jetst möglich ift; in der Erwägung, daß jeben- 
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falls eine inzwiſchen etwa eingetretene Unmöglichkeit nicht als Zufall, 
ſondern aus Verſchulden des Geklagten eingetreten ſein würde; endlich 
in der Erwägung, daß für dieſen Fall das 31. Capitel der weſtgali⸗ 
ziſchen Gerichtsordnung ſchon die genügenden Vorſchriften enthält.“ 


Nr. 833. 


Verantwortlichkeit des bei einer Feilbietung unberechtigt 
Mitbietenden. 


Eutſch. v. 18. Sul 2803 Nr. a Id geehätipung des Urtheils des L. ©. 
Wien v. 22. October 1858, bänderung. beB Hstheite dee 
SRG. Wien». 2. März ZT Nr. era @. 3. 1859, ©. 294 |. 


Am 24. September 1857 wurde in Wien eine zur Concurd- 
maſſe des A gehörige Realität feilgeboten; B bot, nachdem von C 
40.000 fl. angeboten worden, 40.500 fl. Diefer Anbot warb pro- 
tofollirt, aber fofort vom Yeilbietungscommifjär zurüdgewiefen, als fid 
berausftellte, daß B Jude fei. Nun erflärte aber auch C, an jein 
früheres Gebot nicht gebunden fein zu wollen; andere Kaufluftige 
zeigten ſich nicht, und fo ward auf Antrag ded Concursmafjeverwalters 
eine andere Feilbietung ausgefchrieben, bei welcher das Gut um 35.050 fl. 
verkauft wurde. Nunmehr belangte die Concursmaſſe den B auf Erſatz 
des ihr durch fein Einfchreiten bereiteten Schadens, und zwar nicht 
blos der Differenz zwifchen vem Anbot des C und dem Definitiverlöfe; 
fondern der Concursmaſſeverwalter nahm auch noch den Erfag der von 
B felbft weiters angebotenen 500 fl. in Anfprud, weil B nicht ben 
Feilbietungsbedingniſſen gemäß ſofort das Vadium erlegt habe, und 
daher die zweite Feilbietung auf ſeine Gefahr und Koſten ging. Mit 
dieſem weitergehenden Anſpruche ward der Concursmaſſevertreter durch⸗ 
weg abgewieſen; dagegen verurtheilte die erſte und dritte Inſtanz 
den Beklagten zum Erſatz von 4950 fl., der Koſten der fpäteren 
Feilbietung und der Zinfen von 40.000 fl. feit 24. Sept. 1857; 
die zweite Inſtanz entſchied auch dieſen Punkt zu Gunſten des 
Beklagten. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Die Verpflichtung, einen 
Schadenerſatz zu leiften, feßt nah $. 1294 und 1295 a. 6. ©. 2. 
ein Berfchulden voraus. Es ift daher aud im vorliegenden Rechts⸗ 
ftreite vor Allen zu beurtheilen, ob dem Geklagten ein ſolches Verſchul⸗ 
den zur Laſt falle. Hiebei ift in eine principielle Erörterung der ragen, 
ob ein Israelite bei der Feilbietung von Realitäten in Nieveröfterreich 
mitzubieten berechtigt fei oder nicht, und ob die Zurüdweifung des An- 
bot8 des B mit Recht oder nicht mit Recht, giltig oder ungiltig erfolgt fei, 
und ob durch einen vom Feilbietungs-Commifjär zurüdgemwiefenen An⸗ 
bot der unmittelbar worhergegangene Anbot unwirkſam werde, nicht 
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einzugehen, da es ſich hauptſächlich darum handelt, feſtzuſtellen, daß die 

Siſtirung der Licitation und rückſichtlich Die Relicitation durch Verſchul⸗ 
ben des B erfolgt ſei. Dieſes Verſchulden iſt von Seite des Hägerifchen 
Concursmaſſevertreters nicht nachgewiefen. Der Umftand, daß der Anbot 
des C nicht al8 giltig angenommen, fondern die ganze Feilbietung ver- 
tagt wurde, ift feine unmittelbare noihwendige Folge, Fein Ausfluß des 
vom Geflagten gemachten Anbote8; denn e8 folgt aus der Zurückweiſung 
eines nachfolgenden Anbotes nidyt ſchon, daß der unmittelbar vorher- 
gegangene Anbot verworfen werben müfle Die Siftirung der Feil⸗ 
bietung geſchah vielmehr auf Antrag des Concursmaffevertreterd von 
Seite des Feilbietungscommiffäre, ohne Daß von B auf die Sifti- 
rung ein Einfluß geübt wurde oder geübt werben konnte. Auch die 
Behauptung des Klägers, daß das Recht auf Schadenerſatz durch 
bie freiwillig erfolgte Zurüdziehung des Anbotes der Geklagten be- 
gründet werde, ift nicht ftichhältig. Denn diefe Angabe ift umrichtig, 
indem von dem Gellagten behauptet und Hägerifcher Seits auch in 
ber Replik zugeftanden wird, daß ihm von Seite des Concurömaffe- 
vertreter8 und des Gerichtscommiſſärs bedeutet wurde, daß er nicht 
mitbieten dürfe. Hiedurh war fein Anbot als ungiltig, als nicht ge= 
ſchehen erklärt, und er hat fich bei der Zurüdnahme besfelben nur ver 
Anforderung des Weilbietungscommifjärs gefügt, der er ſich auch fügen 
mußte. Nach dem Gefagten lagen daher die der Zurüdweifung des 
Anbotes des Geklagten nachgefolgten Vorgänge außer der Einfluß- 
nahme vesfelben und fünnen nicht ihm als Verſchulden zur Laſt ge= 
fegt werden. Hiedurch erſcheint die Surüdweifung des Klagebe— 
gehrens um fo mehr gereditfertigt, als auch die weitere Behauptung 
des Concursmafjevertreters, daß der Geklagte wegen Nichtzuhaltung 
der Licitationsbedingniſſe zum Schadenerſatze verpflichtet jei, ſich als 
unbegründet varftellt, indem ber Geklagte bei der Weigerung, ihn als 
Kaufluſtigen anzunehmen, die den letzteren geftellten Bedingungen nicht 
zu erfüllen verpflichtet war.“ 

Gründe der dritten Inftanz: „Mit der kaiſ. Verorbnung 
vom 2. October 1853 wurden die die Befitfähigkeit der Israeliten 
beſchränkenden Verordnungen aufrecht erhalten. Schon mit der Juden⸗ 
ordnung vom 22. September 1753 $. 20 waren bie Jeraeliten im 
Nieveröfterreich von dem Beſitze von Realitäten ausgefhloffen. Ganz 
in Webereinftimmung mit dieſer gefetlihen Anoronung wurbe in dem 
Hofdecrete vom 23. Detober 1816 verfügt, daß jede Handlung, wo» 
durch ein Jude zum Beige einer Realität gelangen fol, ungiltig fei, 
fie möge von ihm felbft oder von einem Dritten für ihn gefchehen 
fein. Ebenfo bat die mit Hofb. vom 23. December 1835 kundgemachte 
a. h. Entſchließung vom 21. November 1835 beftimmt, daß wenn 
ein Inde fih in den Befiß einer chriftlihen Realität eingefchlichen 
babe, feine Depoſſeſſionirung durch den Fiscus, mit Aufrechthaltung 
der Rechte dritter Perſonen, einzuleiten fei. Bei dieſer Har ausgefpro- 
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chenen Beſitzunfähigkeit der Israeliten in Bezug auf Realitäten läßt 
fih nicht verlennen, daß fie bei Berfteigerungen von ſolchen nicht als 
Mitbieter einjchreiten können, gleirhviel, ob ihnen darauf Hypothekar⸗ 
rechte zuftehen oder nicht. Zwar befteht fein ausdrückliches Geſetz für 
Niederöſterreich, weldyes fie vom Mitbieten ausfchließt, allein ſobald 
geſetzlich ausgeſprochen ift, daß jede Handlung, wodurch ein Jsraelite 
zum Befige gelangen fol, ungiltig ift, fo ift fchon hierin ihre Aus- 
Ihließung von der Xheilnahme an Realitäten-tFeilbietungen gelegen; 
weldhe Auffaffung auch durch das Hofdecret vom 20. Juli 1827 be- 
ftätiget wird. Die politifhen Behörden find allerdings berufen, Aus- 
nahmen eintreten zu laffen und Israeliten die Bewilligung zur Er« 
werbung von Realitäten zu ertheilen; allein bei dem Beftunde eines 
BDerbotsgejetes hat der Richter von Amtswegen darauf zu fehen, daß 
dasſelbe nicht umgangen werde; er kann fohin nicht einen Act zulaffen, 
der die Erwerbung der Realität für eine befigunfähige Perſon bezwedt 
und die Nichtigkeit in fi trägt. Die Möglichkeit ver Bewilligung von 
Seite der politifhen Behörden fonnte dem Feilbietungscommilfär nicht 
zum Maßitabe feines Vorganges dienen, da fonft unter diefer Voraus⸗ 
ſetzung von Seite des Richters jedes Erwerbögefchäft zu Gunften eines 
Befiunfähigen aufrecht erhalten werben müßte, was den angeführten 
Berbotsgejeten geradezu zuwiber ift.“ 

„Die Betheiligung des B an der Feilbietung der Realitäten war 
nach dem Vorausgeſchickten offenbar ungiltig, und er hätte ſich, da fi 
nah 8. 2 a. b. ©. B. mit der Unmiffenheit der Geſetze Niemand 
entſchuldigen kann, dabei nicht betheiligen follen. ‘Der Feilbietungs— 
commiffär war vor Beginn der Feilbietung gar nicht in der Tage zu 
muthmaßen, daß ©ellagter dem israelitifhen Cultus angehöre. Nach 
Ausweis des Licitationsprotofolled hat C den Anbot pr. 40.000 fl. 
gemacht, worauf Geklagter mit einem höheren Anbote pr. 40.500 fl. 
folgte, und auf diefe Weife den erfteren Anbot befeitigte, indem C 
nad der Refolution vom 11. September 1784 lit. n nicht mehr dafür 
zu haften hatte; denn fo wie ein bei der erften oder zweiten Feilbie⸗ 
tung unter der Schätzung gemachter Anbot, der den bei der britten 
Feilbietung gemachten höchſten Anbot überfteigt, nicht bindend fein 
fann, fo ift dies auch mit einem bei berfelben Weilbietung gefchehenen 
Unbote, welcher überboten wurde, der Fall, da aud bier die gefchehene 
Ueberbietung dem früheren Anbote feine Wirkſamkeit benimmt, zumal 
ein Anbot überhaupt nur dur den Zufchlag des Dbjectes bindend 
wird, der bei dem geſchehenen Mehranbote nicht erfolgen konnte. Wird 
nach diefen Erörterungen erwogen, daß der eilbietungscommiffär, als 
nah dem vom ©ellagten gejchehenen höheren Anbote derſelbe feine 
Eigenfhaft als Israelit bekannt gab, diefen Anbot als beſtehend nicht 
anfehen konnte, indem fonft der Zufchlag an eine zum Beſitze unbe» 
fugte Perſon hätte erfolgen müſſen; wird weiters erwogen, daß C an 
feinen Unbot nicht gebunden zu fein erklärte, fomit nicht als Meift- 
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bieter angeſehen, und zur Erfüllung feines Anbotes nicht verhalten 
werden konnte; wird endlich erwogen, daß bei der neuerlichen Feil⸗ 
bietung am 29. October 1857 blos ein Meiftbot von 35.050 fi. 
erzielt wurde, jo ift e8 Mar, daß Geklagter für die Differenz biefes 
Meiftbotes und des von C gemachten Anbotes, im Betrage von 4950fl. 
EM. und für die der Concursmaſſe entgangenen Intereffen zu haften 
babe, indem durch das Anbot des C pr 40.000 fl. EM. die Eon- 
cursmaſſe hierauf Rechte erworben hatte, in melden diefelbe durch das 
Verſchulden des ©ellagten, daß er fi unbefugt an der Weilbietung 
betheiligte, und durch feinen höheren Anbot ven des C zu nichte 
machte, beeinträchtigt wurde; taher Geklagter nady dem $. 1295 a. b. 
©. B. als zum Erfage verpflichtet angejehen werden mußte.“ 


Nr. 834. 
Ausdehnung des DBegehrens einer Schuldklage auf Recht— 
fertigung der Pränotation. 


Eutſch. v. 20. Juli 1859, Nr. 7630 (Beitätinung deö dad Urtheil des 
2. ©. Prag v. 30. November 1858, Nr. 28744, abändernden Urtheils 
des O. 2. ©. Prag v. 6, Ayril 1859, Nr. 6052). ©. 3.1860, Nr. 105. 


— eye 





Nr. 835. 


Nichtigkeit der auf Einklagung eines bejtimmten Gelvbetrages 
erfolgenten Verurtheilung zur Zahlung eines unbejtimmten 
Betrages. 

Eutſch. v 27. Juli 1859, Nr. 3910 (Aufhebung des das Urtheil des L. ©. 
Venedig v. 17. Mai 1858, Nr 7182. abändernden Urtheils des O. L. G. 
Venedig v. 9. December 1858, Sr 20489). Eco d. Trib. 1859, 6.325 ff. 

Die von A eingeleitete Erecution des oberftrichterlihen Urtheile 
vom 23. Februar 1858, Nr. 907 (fiehe Nr. 514 der gegenwärtigen 
Sammlung) blieb ohne Erfolg, weil B die individuell bezeichneten 20 
Staatsohligationen, deren Zurüditellung an A ihm aufgetragen worden 
war, veräußert hatte. A belangte num den B auf Erjat tes Scha⸗ 
dens, refpective auf Zahlung des Nennwerthes der Obligationen im 
Betrage von 12.000 Fire ſammt Zinfen; der Bellagte wendete ein, 
daß der Berehnung der Entfhädigungsfunme nicht der Nennwert, 
fondern der niedrigere Courswerth der Papiere vom Tage der Ein: 
rebe zum Grunde gelegt werden müßte, und gab zu, daß nad) dieſer 
Berechnung der Werth der Obligationen 11.000 Fire betragen würde, 
— Das Urtheil der erften Inftanz lautete ſonach auf Zahlung von 
11.000 Lire nebft Zinfen. Auf Appellation beider Parteien erlannte 
das O. L. G. daß ver Bellagte dem Kläger fo viel zu bezahlen habe, 
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als nothwendig, um 20 Stücke der in Rede ſtehenden Obligationen 
an der Börſe von Venedig, nach dem Böorſencours des Tages ber 
Zahlung, zu kaufen. — Gegen dieſes Urtheil ergriff der Kläger vie 
Nichtigleitöbefchwerbe. 

In Erwägung, daß aufdie wegen Zahlung einer beftimmten Geld⸗ 
ſumme angeftellte Klage das verurtheilende Erkenntniß des Richters 
ben vom Bellagten zu zahlenden Geldbetrag beftimmt ausdrücken mußte, 
— daß das O. 8. G., indem es ven Bellagten zur Zahlung einer 
unbeftimmten, weil von künftigen und ungewiſſen Ereignifjen abhängigen 
Geldſumme verurtheilte, ver Abficht beider Parteien entgegentrat, welche 
gegen das erftrichterliche Erkenntnig — ber Kläger wegen zu niedriger, 
der Bellagte wegen zu hoher Bemeſſung ber Entjhärigungsfunme — 
bie Appellation ergriffen hatten, und daß die obergerichtlihe Entſchei⸗ 
dung möglicherweife für den Beklagten fogar günftiger ausgefallen 
ift, al8 fie gemäß feiner im Proceſſe geführten Vertheidigung ausfallen 
turfte, hat der oberfte Gerichtöhof das Urtheil ver zweiten Inftanz 
aufgehoben und dem DO. L. ©. aufgetragen, eine neue dem Geſetz 
entſprechende Entſcheidung zu treffen. 


— — — ——— 


Nr. 836. 


Unzuläffigfeit ver erecutiven Feilbietung ſtreitiger Forderungen 
des Schuldners. 


Entidh. v. 3. Auguft 1859, Nr. 8326 eehätignng des Tecreted der Pröi- 

tur Coprino Veronefe v. 11. December 1858, Nr. ‚ Abänderung bed 

Decrets des O. L. ©. Venedig v. 20. Sänner 1859, Nr. 858). Tribüne 
1861, Nr. 203. 


B belangte den C als Käufer feine® Gutes wegen Verlegung 
über die Hälfte auf Kefciflion des Vertrages ober Erſatz des Preis- 
abganges. Während des Procefjes erwirkte A als Gläubiger des B 
bie Pfändung der Rechte, die durch die eventuelle Proceßentſcheidung 
dem Letztern zuerlannt werben dürften, und begehrte ſchließlich vie 
executive Yeilbietung berjelben, welde von der erften Inſtanz ver⸗ 
fagt, vom O. L. ©. bewilligt wurde. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den abſchlägigen Beſcheid des 
Gerichte erfter Inftanz „in Erwägung, daß die von B gegen C 
geltend gemachte Forderung noch nicht eriftirt, fondern erft vom Er⸗ 
folge des Nechtsftreites abhängig if, — daß aber nur Forderungen, 
die der Schuldner an einen Privaten bereits zu ftellen hat („giä pro- 
fessi“), nach 8.410 italien. ©. D. (8. 421 weitgal. ©. D.), Öegenftand 
ver Erecutionsführung feines Gläubigers fein können, mithin im vor» 
liegenden alle die von A begehrte Feilbietung des Forderungsrechtes 
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des B gegen C zum mindeften verfrüht wäre, ta dasjelbe, fo lange 
der Proceß darüber ſchwebt, von Seite des B eben noch nicht er- 
langt ift.“ 


Nr. 837. 


Behandlung von Simultanhypothefen bei der Bertheilung 
des Meiftbotes. | 


Entf. v. 5. Auguft 1859, Nr. 8798 (Beftätigung ber Decrete des 2. ©. 
Prag dv. 18. December 1858, Ne. 27665 nud_ bed O. 2. ©. Prag v. 
5. April 1859, Nr. 5721). ©. 3. 1859, Nr. 126. 
In Folge der Entfcheivung des oberften Gerichtöhofes vom 
28. Yuli 1858, Nr. 7765, (Nr. 602 diefer Sammlung), wurden 
zur Berechnung und Bertheilung des Kauffchillings für das Haus 1I 
alle auf vemjelben verficherten Gläubiger mit dem Beiſatze vorger 
laden, daß auf die Ausbleibenden kein Bedacht genommen würde. 
Nur zwei der zwölf auch auf dem Haufe I haftenden orberungen 
wurden bei dieſer Tagſatzung nicht geltend gemacht; bie anderen aber 
wurden zur Zahlung aus dem Kaufpreis des Hauſes II angewiefen, 
und den nachſtehenden Gläubigern wurden nur ihre Anſprüche für den 
Ball verwahrt, als eine oder die andere biefer Schulppoften aus dem 
Kaufpreis des Haufes I getilgt werben follte. Gegen viefe auch von 
der zweiten Inſtanz beftätigte Erledigung ergriff ein burchfallender 
Släubiger den außerorbentlihen Reviſionsrecurs, in welchem angeführt 
wurde: So wie durch dem erecutiven Verkauf einer Realität das Er⸗ 
löfchen des Pfandrechts der nicht zum Zuge gekommenen Zabularfor- 
derungen bewirkt wird, ebenfo hat audy ber executive Verlauf von zwei 
fimultan verpfändeten Realitäten das Erlöfchen der Simultanhypothel 
auf der einen dieſer Realitäten zur Yolge und zwar deßhalb, weil nad 
8. 339 a. ©. DO. dem Ürfteher einer erecutiv verlauften Realität 
diefe vor Berichtigung des Meiftbotes nicht in's Eigenthum eingeant- 
wortet werden fol; vie Gläubiger find daher bereihtigt, die ſogleiche 
Bezahlung ihrer Forderungen zu verlangen, wenn biefelben es nicht 
vorziehen, ihre Forderungen auf der verfteigerten Realität noch ferner- 
bin haftend zu befafien; wählen fie nun das lebtere, jo muß wohl 
angenommen werben, baß die Zuweifung aus dem Kaufſchillinge eine 
Zahlung und Pfandredtöbehebung fei, weil die Gläubiger anftatt der 
Bezahlung ihrer Forderungen die Belaffung verfelben auf der verhypo⸗ 
thecirten und veräußerten Realität wählen, dieſe Hypothek ihnen daher 
für fid) allein auch noch fernerhin als hinlänglich erjcheint, mehr als 
eine binlängliche Hypothek aber fein Gläubiger beanfpruchen kann. Den 
fimulten verfierten Oläubigern können bei dem fuccefliven Verlaufe 
ter fimultan verpfändeten Realitäten nicht mehrere und größere Rechte 
zuftehen, als ihnen bei dem gleichzeitigen Verkaufe verjelben zulommen. 
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Bei der gleichzeitigen Veräußerung zweier (ober mehrerer) für eine 
Forderung fimultan verhafteter Realitäten hat unbeftreitbar der Gläubi⸗ 
ger nur bie Wahl, die (unbevingte) Zuweiſung feiner fimultan ver 
fiherten Forderung aus der einen oder aus der andern, oder theilmweife 
aus der einen und theilweife aus der andern veräußerten Realität, 
beziehungsweife aus dem hiefür erzielten Kaufpreife zu begehren, keines⸗ 
wegs aber Tann berfelbe verlangen, daß feine Forderung im vollen 
Betrag auf das Meiftbot der einen, fowie auf das Meiftbot ver 
anderen veräußerten Hypothek gewiefen, und auf der einen lediglich ber 
Borbehalt zu Gunſten ver nachfolgenden Gläubiger gemacht werde, daß 
diejelben dann ihre Befriedigung zu gewürtigen haben, wenn biefer vor⸗ 
angehende Gläubiger aus ver anderen mitverpfändeten und mitveräußer: 
ten Realität wirklich zur Zahlung gelangt. Wird nun bei dem fuc- 
cefjiven Verkaufe zweier fimultan verpfändeten Realitäten eine finulten 
verficherte Forderung auf das Meiftbot der früher veräußerten Realität 
angewieſen, jo kann ver Gläubiger eben jo wenig, wie bei der gleich 
zeitigen Beräußerung zweier fimultan verhafteten Realititen bie noch» 
malige Zumeifung feiner Yorberung auf das Meiftbot der fpäter ver- 
äußerten Realität begehren. 

Der oberfte Gerichtshof bat jedoch dieſem außerordentlichen Re⸗ 
viſionsrecurſe nicht Statt zu geben befunden, „weil eine Abänberung ver 
zwei gleichlautenden Entjcheidungen nur im alle einer Nichtigkeit ober 
offenbaren Geſetzwidrigkeit erfolgen könnte, keiner diefer Fälle aber bier 
eintritt; denn wenn auch bie auf dem Haufe II sub Poft Nr. 1 bie 
10 fimultan baftenden Forderungen bereits zur Bezahlung aus dem 
Kaufſchillinge des zur Simultanhypothef für diefelben dienenden Haufes I 
angewiefen werben find, jo haben doch die bei der am 4. November 1858 
abgehaltenen Berhandlungstagfahrt über die Vertheilung des Kaufe 
ſchillings für das Haus II erfchienenen Zabulargläubiger durch die 
Liquibirung ihrer Forberimgen an Capital, Zinfen und Koften erklärt, 
daß diefe ihre Forderungen noch nicht bezahlt feien, daher auch auf 
recht beftehen. Der Bertreter der fpäter in ber bücherlihen Rangorb- 
nung nachfolgenden Zabulargläubigerin hat eine wirklich gefchehene 
Zahlung diefer Vorgangspoften nicht behauptet, die gefchehene bloße 
Zahlungszuweifung ans dem Kauffchillinge für das Haus I kann aber 
nicht als eine wirklich geſchehene Zahlung betrachtet werben, weil kein 
Geſetz feſtſetzt, daß jede aus dem Kaufſchillinge zur Zahlung ange: 
wiejene Poft auch wirklich bezahlt werden müſſe, fondern ber 8. 339 
a. ©. D. ausdrücklich zuläßt, daß ſich der Känfer mit ven Gläubigern 
jonft einverftehe, daß alfo die Forderungen auch auf ver Realität be- 
laſſen werben können. So lange nun die Forderungen noch nicht bezahlt 
find, fondern noch aufrecht befteben, kann ihnen das erworbene Simultan- 
Hypothelarrecht nicht entzogen werben. Die gleichförmigen Entfchei- 
tungen ftellen ſich daher als ven beftehenten Geſetzen und dem Tabular⸗ 
ftande entſprechend dar.“ 








— Bl — 


Nr. 838. 
Erforbernifje einer Theilung „zu. gleichen Theilen“. 


Ele, v. 9. Auguft 1859, Nr. 8660 (Beitätigung der gleihförmigen Ur⸗ 
e des L. G. Wien v. 12. April 1858, Nr. 12463, und ded S. L. ©. 
Wien v. 25. Mai 1859, Nr. 4821). ©. 5. 1861, ©. 505 fr. 

Der am 5. Auguft 1852 in Wien verftorbene griechiſche Kauf. 
mann M batte fein Haus X „dem Bliudeninftitute in Wien” mit der 
Berpflihtung vermacht, jeden von den Vorftehern der orthoboren grie⸗ 
chiſchen Kirchengemeinde in Wien ihm präfentirten Blinden anzunehmen. 
Es beftehen nun in Wien zwei Blinteninftitute: das kaiſ. Blinden⸗ 
Erziehungsinftitut, eine Staatsanftalt, worin Blinde höchſtens bis zum 
18. Jahre in der Verpflegung bleiben, und der Verein zur Verforgung 
und Befhäftigung erwachſener Blinden, eine Privatanftalt, worin er- 
wachſene Blinde ihr ganzes Leben hindurch verpflegt werben. Beide 
Anftalten haben, um der Wiederkehr von Streitigkeiten vorzubengen, 
am 19. Mai 1852 eine Uebereintunft gefchloffen, daß vom 4. Jän⸗ 
ner 1851 angefangen, alle Bermächtniffe und Schenkungen auf ven 
Todesfall, welche unter dem allgemeinen Ausdruck „für das Blinden- 
inftitat” ober „für die Blindenanftalt* ohne nähere Bezeichnung vor- 
fommen würden, ohne daß ſich erwerfen ließe, va nur das eine oder 
bad andere Inftitut bevacht werben follte, zwifchen beiden Inftituten 
zu gleichen Theilen zu theilen feien. Während nun beide Anftalten 
anf Grund dieſes Uebereintommens über vie Theilung des von M 
legirten Haufes einig find, herrjeht unter ihnen Streit über tie Art 
der Theilung. Das Privatinftitut beantragt, daß unter Zugrundelegung 
der Theilung des Eigenthumsrechtes des Hauſes X zu gleichen Thei- 
len, von dem nach Abzug der fonftigen Laſten erübrigenden Gefanrmt- 
erträgniß desſelben vorerft die Koften aller von jenen Vorftehern der 
einen oder der anderen Blindenanftalt präfentirten Pfleglinge bezahlt 
und erft der fodann erübrigende Neinertrag des Hauſes unter beibe 
Anftalten zu gleiyen Theilen vertheilt werde. Dagegen verlangt bie 
Etatthalterei als Schutzbehörde für das kaiſ. Blindeninſtitut Theilung 
des vermachten Hauſes in der Art, daß jede Anſtalt von dem jährlichen 
Reinerträgniſſe die Hälfte erhalte, ohne Rückſicht auf die Mehrbelaſtung 
der einen ober anderen Anftalt durch die Annahme und Verpflegung 
der präfentirten Blinden. In dem darüber entftandenen Theiiungs- 
proceß entfchieven alle drei Inftanzen zu Gunſten der Privatblinden- 
anftalt. In den von den beiden höheren Inftanzen adoptirten aus- 
führlihen Gründen der erften Inftanz beißt e8 am Schluß:...... 

„Es kann nady dem Sprachgebrauch ſowohl als auch nad den allge- 
meinen Rechtsgrundfätzen von einer gleichen Theilung nur dann bie 
Rede fein, wenn nicht blos. die Subftanz, fondern aud die Nutzun⸗ 
gen der zu theilenden Sade, fowie die daran klebenden Laften gleich 
getbeilt werben..... “nn 
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Nr. 839. 


Deweisfraft des Handelsbuches für den Ort der Zahlung 
des Preifes gefaufter Waaren. 


Entid. v. 9. Anguſt 1859, Ar. 8904 (Beitätigung des Decrets ded H. G. 
Benedig v. 13. Mai 1859, Nr. 8957, Abänderung des Decrets des O. L. G. 
Benedig v. 8. Juni 1859, Nr. 10050). Eco d. Trib. 1859, ©. 285. 


Nr. 840. 
Angeld: VBorausbezahlung eines Theiles des Kauffchillings. 


Eutſch. v. 10. Auguſt 1859, Nr. 8874 (Benätigung der gleichförmigen 
Urtheile des B. ©. Zifterödorf dv. 20. September 1858, Nr. 3777, nun 
des O. L. G. Wien v. 23. März 1859, Nr. 1634). G. 3.1359, Nr. 140. 
Beim Abſchluß eines Kaufvertrages bezahlte der Käufer fofort 
1000 fl.; ven Reft der Kaufſumme follte er in vier Wochen bezahlen. 
Der Vertrag wurde nicht erfüllt, und ver Verkäufer verlangte, daß 
der Bertrag für aufgehoben und das vom Käufer erlegte Augeld 
für verfallen erklärt werde. Dem Klagebegehren warb in allen brei 
Inſtanzen entfprochen, 

Gründe der dritten Inftanz: „Der Ausſpruch der beiden 
unteren Inftanzen, taß laut Abfat 2 des Bertrages die vom Bater bes 
Geklagten dem Kläger auf den Kaufſchilling für die vom Gellagten 
gekaufte Apotheke voraus bezahlten 1000 fl. C. M. als ein Angelo 
zu betradten feien, wenn fie auch als folches im. Bertrage nicht be⸗ 
nannt find, ifl dem Gefege entſprechend. Denn nach $. 908 a. b. ©. 
B. heißt Alles, was bei Abfchließung eines Vertrages voraus gege⸗ 
ben wird, Angeld und ift außer dem Falle einer befonderen Verab⸗ 
rebung als ein Zeichen ver Abſchließung oder als eine Sicherftellung 
für die Erfüllung eines Vertrages zu betrachten. Außer dem alle, 
wo in Folge befonderer VBerabretung bie Freiheit des Rücktrittes aus- 
brädlich bedungen und ein Reugeld beftimmt worden ift oder das ge- 
gebene Angeld bie Stelle des Reugelves zu vertreten hat (88. 909, 910 
a.b. ©. B.), ift daher im gefetlihen Sinne beim Raufvertrage jede 
Borausbezahlung eines Theile des Kaufpreifes als An- 
geld, d. i. al8 Sicherftellungsmittel des Bertrages, an- 
zufehben. Hat nun aber die bei Abfchließung des Vertrages dem 
Kläger geleiftete Zahlung von 1000 fl. C. M. die gejeglihe Natur 
eines Angelves, fo fann auch auf den Fall der Nichterfüllung dieſes 
Bertrages nicht die Beftimmung des $. 919 a. b. ©. B., fondern 
nur jene des $. 908 a. b. ©. DB. angewendet werben; denn nad) 
8. 919 ift der dur) die Nichtzuhaltung des Vertrages verkürzte Theil 
zwar der Regel nach nicht berechtigt, die Aufhebung, fondern nur bie 
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genaue Erfüllung des Vertrages und Erjag zu fordern, dies gilt 
aber eben nur dann, wenn nicht ein im Geſetze ausprädlih ausge⸗ 
nommener Sal eintritt ober ein ausprüdliher Vorbehalt gemacht 
wurde. Eine ſolche Ausnahme tritt eben im Falle eines gegebenen 
Angeldes nach 8. 908 a. b. G. B. ein, denn hier hat der ſchuld⸗ 
loſe Empfänger des Angeldes die Wahl, das Angeld zu behalten, 
ſtatt auf Erfüllung des Vertrages und Erſatz zu dringen. Es handelt 
ſich daher ſchließlich nur noch um bie Frage, ob der Kaufvertrag durch 
Verſchulden des Geklagten nicht erfüllt wurde; denn ein Verſchulden 
des Klägers iſt nicht zu entnehmen.“ 


Nr. 841. 


Verhältniß des ſummariſchen Proceſſes zum Executivproceß: 

Bewilligung der Execution zur Sicherſtellung während des 

auf Grund einer vollen Glauben verdienenden Urkunde ein- 
geleiteten ſummariſchen Proceffes. 


Ent» v. 10. Auguit 1859, ar. 8923 (Beftätigung des dad Decret des 
®. Bien v. 7. Juni 1859, Nr. 27980, abänderuden Decret3 8e8D.8. ©. 
Ogdien 1. 28. Juni 1856, Nr. 6423). ©. 9. 1859, ©. 352 fi. 

4% bat fih in einer vollen Glauben verbienenden Urkunde zur 
Zahlung von 12000 fl. an A verpflichtet und dem fummarifchen Ver⸗ 
fahren unterworfen. Die auf die Klage angeordnete Tagſatzung ward 
mehrmals zur Berhandlung erftredt; nunmehr verlangte Kläger Exe⸗ 
eution zur Stcherftellung. 

Das Gericht erfter Inftanz hat die Execution nicht bewilligt, 
und bat nachftehenden Grund dafür angegeben: „Da auf die Klage das 
fummarifche Verfahren eingeleitet wurde, biebei aber nad $. 55 des 
Juſtiz⸗Hofdecrets dv. 24. Detober 1845 Nr. 906 die Erecution zur 
Sicherſtellung ter eingellagten Forderung nur dann bewilligt werben 
kann, wenn auf bie Klage, fei fie aud auf einen vollen Glauben 
verbienende Urkunde geftügt, bereits ein Zeugenbeweis oder Augenſchein 
angeordnet wurde, weber das Eine noch das Andere aber hier der 
Tal ift, fo kann dem geftellten Begehren feine Folge gegeben werben.” 

Die beiden höheren Gerichte haben die Execution bewilligt, und 
zwar der oberfte Gerichtshof „weil nad 8. 7 der Vorſchrift vom 24. 
Dectober 1845 die über das gerichtliche Berfahren ertheilten allgemeinen 
Vorſchriften, infoferne für ven fummarifchen Proceß feine kefonvern 
Beſtimmungen feftgefett find, auch im fummarifchen Berfahren zur 
Anwendung zu kommen haben, — weil ferner in Rüdfiht auf die 
Tälle der Zuläffigkeit ver Execution zur Sicherftellung im 8. 55 der 
Vorſchrift vom 24. October 1845 in der Wefenheit nicht8 anderes 
feftgefegt ift, als was viesalls im Hofvecrete vom 7. Mai 1839 
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Nr. 358 9. ©. S. beftimmt wurde; — weil weiter der Umftand, 
daß der 8. 55 bes alles ver Verlegung der Tagſatzung zur Forts 
fegung der Berhandlung nicht ausprüdlich erwähnt, nur darin feinen 
Grund hat, daß das Geſetz im fummarifchen Verfahren Tagſatzungs⸗Er⸗ 
ftredungen nicht vorausſetzt; — weil endlich Die Hinweifung auf den Fall des 
im fummarifhen Berfahren angeordneten Zeugenbeweifes oder Augen- 
ſcheins ebenfo wenig als die entjprehende den Fall eines Beiurtheils 
auf die Führung eines Beweiſes betreffende Stelle des Hofvecretes 
vom 7. Mai 1839 Nr. 358 den Sinn hat, al® ob nur in biefem 
Valle die Erecution zur Sicherftellung zuläfiig wäre.” 


Nr. 842. 


- Beginn der Verjährung der Hypothekarklage, welche fich auf 
eine betagte Darlehensforderung bezieht. 
Entich. v. 16. Anguft 1859, Nr. 8864 (Setätigung, de das Urtheil der 
r 


Bratuc Portogruaro v. 30. December 1858, 2, abändernden Ur⸗ 
theils des O. L. G. Venedig vom 35. Mai 1859, Nr. 7101). Eco d. Trib. 
1859, ©. 348 fi. 


Der Gläubiger eines Darlehens, deſſen Zurüdzahlung derSchuld⸗ 
ner binnen 29 Jahren, vom Tage der Hingabe des Geldes gerechnet, 
verſprochen hatte, belangte den britten Befiger des für die Forderung 
verpfändeten Örunpftüdes mit der Hypothekarklage. In Folge der 
vom DBellagten eingewenbeten Slageverjährung handelte es fi um 
bie Frage nad dem Zeitpunkte ver Nativität der lage, rejpective, 
ob das Klagerecht mit dem Tage der Errichtung des Darlehens-Ber- _ 
trages, ober doch gleichzeitig mit der Hypothekar-Inſcription entſtan⸗ 
ven fei, in welchen Fällen die Klage zur Zeit ihrer Anftellung bereits 
erlofhen war, — oder ob die Verjährung erft am Tage ber einge 
tretenen Fälligkeit der Darlehens-Forderung begonnen, und font fich 
nod nicht vollendet habe. — Das Gericht erfter Inſtanz jegte den 
Anfang der Verjährung in die Zeit der Hypothekar⸗Inſcription und 
wies demnach die Klage ald verjährt zurüd. — Das D.L. ©. und 
ber oberfte Gerichtöhof Hingegen gaben dem Klagebegehren Statt, 
nad dem Grundfage, daß die Verjährung der Hypotharklage, die 
fih auf eine betagte Darlehens-Forderung bezieht, erft mit der ein- 
getretenen Yälligkeit der Forderung beginne. 
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Nr. 843. 


Berjährung einer intabulirten Forderung gegenüber den Erben 
bes Gläubiger®. 


Eutſch. v. 16. Augnſt 1859, Nr. 9018 (Betätigung des Urtheild ded 8. ©. 
Lemberg v. 25. Augnit 1858, Nr.5088, Abänderung des Urtheils des O. L. @. 
Lemberg dv. 21. März 1850, Nr. 849). ©. 5. 1861 ©. 389, 390. 

Nach dem Tode des M (1827) wurde feinen beiden Kindern 
C und D fein Nachlaß eingeantwortet, in welchem fich auch eine mit Hypo⸗ 
thek verficherte Schulpforderung aus dem Sabre 1803 befand. Die C 
übertrug 1847 ihren Erbtheil auf ihren Miterben D. Nach D's Zope, 
(1854) wurde fein ganzer Nachlaß dem A eingeantwortet, welder auf 
Grund der beiden Einantwortungs-Decrete und der Ceflion vom 
8. Mai 1847 die Ueberfchreibung jener Forderung erwirkte und nun⸗ 
mehr die Nachfolger des Schuloners B belangt. Dieſe beriefen ſich 
jevod auf die mittlerweile eingetretene DBerjährung, wogegen A. die 
Unterbredung verfelben auf Grund des $. 1500 0.6.6.8. für fi 
geltend machte. 

Der oberfte Gerichtshof erkannte die Verjährung als eingetreten 
an. Gründe: „Die eingeflagte Forderung iſt nad) ven 88. 1451 und 
1479 a. 6. ©. 8. durd Verjährung erlofchen; denn dine Unterbredung, 
wie fie $. 1497 a. b. G. 8. fordert, vermochte der Kläger nicht nach⸗ 
zuweifen, und auf den $. 1500 a. b. G. 2. Tann fi der Kläger 
rechtswirffam nicht berufen, weil bier der Fall nicht vorhanden ift, daß 
ibm das Vertrauen auf das öffentliche Buch, in welchen bie Forbes 
rung einverleibt erfcheint, zum Nachtheile gereihe; denn ber Erbe 
ftelt nach ven SS. 547 und 1462 a. b. ©. B. den Erblaffer vor 
und bat nicht mehr Titel ald diefer. Da nun die fragliche Yorderung 
ihon im Jahre 1843 für C und D als Erben des urfprünglichen 
Gläubigers erlofhen war, jo konnte fie auf den Kläger als Erben des 
D nicht übergehen; die bereits erlofchene Forderung konnte weder 
durch die erft 1854 an den Kläger erfolgte Erbichafts-Einantwortung, 
noch durch die von ihm 1855 erfolgte Einverleibung feines Erbrechtes 
in’8 Leben gerufen werden. Das Nämliche gilt hinfichtlih ver Ab- 
tretung des Forverungs-Antheiles der C an den Miterben D, da das 
fraglihe Forderungsrecht zur Zeit der Abtretung bereits für die Gebentin 
al8 Miterbin des urfprünglihen Gläubiger erlofhen war, nad) 
8. 1394 a. 5. ©. B. die Rechte des Uebernehmers mit den Rechten des 
Uebergebers viefelben find, und nad $. 442 a. b. ©. B. Niemand 
einem Anbern mehr Rechte übertragen kann, als er jelbft hat.“ 
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Nr. 844. 


Erſatzklage der legitimen Regierung gegen einen Beamten 
einer revolutionären Zwiſchenregierung. 


Entid. v.17. A 1859, Nr. 8711 Bertätianng b der „gieihförmigen 1 Ur⸗ 
theile der Prätur 6 {limbergo v. 1. December 1858 9, nnd des 
D.2. ©. Venedig v. 12. Mai1859, Nr. 3784 . Ecod. Trib. 1860, S.187ff. 

Auf die vom Fiscal⸗Amte zu Venedig in Bertretung des k. I. 
Aerars gegen B, C und D wegen Zahlung von 22.000 Fire angeftellte 
Klage (fiehe Nr. 632 der gegenwärtigen Sammlung) wurde ber Erftbe- 
Magte B von beiden Untergeridhten zum Erfate von 20.200 fire 
verurtheilt, die er von der aus der Kriegscaſſe ausgefolgten Barfchaft 
von 22.000 Fire zum Unterhalt feiner Famile verwendet hatte. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf bie von B dagegen ergriffene 
a. 0. Revifionsbejchwerde mit Billigung der von ben Untergerichten 
für die Erſatzpflicht des B angeführten Gründe, vie in Folgendem 
beftehen: Ohne Zweifel würde die factifh in Benebig beftandene Re⸗ 
gierung, wenn fie noch beftände, berechtigt fein, von dem B, als Pri- 
vatmann ohne Rüdficht auf feine Eigenſchaft eines Dictators, den Erſatz 
ber aus ber Kriegscaſſe genommenen, von ihm nicht zu öffentlichen 
Zweden, fondern zu feinem perſönlichen Vortheil verwendeten Gelder 
zu fordern. Diefer Anſpruch muß daher auch der wieder eingefegten 
öfterreihifchen Regierung zuerkannt werben, weil nad ftaatsrechtlichen 
Grundfägen die fpätere Regierung in die Rechte der früher beftande- 
nen tritt. Und biefe privatrechtlich volllommen begründete Forderung 
wurde auch nicht durch die Capitulation des Forts Dfoppo vom 12. Des 
cember 1848, noch durch den Unterwerfungsact vom 22. Yuguft 1849 
aufgehoben, da bei diefen Acten von der öfterreichifchen Regierung im 
Allgemeinen die Rüdftelung aller Sachen ärarifhen Eigenthums an- 
befohlen worden ift. 


Nr. 843. 


Einfluß der zeitlichen Scheidung von Tiſch und Bett auf 
die Ehepacten. 

—58 v. 17. Au uf 1559, ns 9182 (Beitätigung ded Heibeits de? 8. ©. 
Gera » 6. Anguit 1 Nr. 2277, Abänderung deö Urtheild des O. L. G. 
Wien dv. 9. tin 1859, Nr. 1262). ©. 3.1859, Nr. 132. 

Die A war von ihrem Ehegatten B durd) ehegerichtliches Er- 
fenntniß für ſechs Jahre gefchieven und dabei für ſchuldlos erflärt 
worven. Sie verlangt nun Aufhebung der Ehepacten vom 27. Yän- 
ner 1854 jammt Aufhebung des Miteigenthumes des B an ber von 
ihr herrührenden Realität und Zurüdjegung derfelben in den Zuftand 
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vom 27. Sänner 1854. Hiergegen wurbe von dem Gelfagten eingewen- 
det, daß die Rechte des $. 12644. b. G. B., wie fie Die Klage zur Geltend⸗ 
machung bringt, nur nad Maßgabe der von dem a. b. ©. B. über die 
Scheidung aufgeftellten Grundſätze ausgeübt werben können, alfo nur 
bei Erkenntniſſen auf unbedingte Scheidung, da das a. b. G. B. feine zeit⸗ 
liche Scheidung fennt, naher der 8. 1264 im gegenwärtigen Falle, wo das 
ehegerichtlihe Erkenntniß nur eine zeitlihe Scheidung auf 6 Jahre 
ausgeſprochen hat, keine Anwendung finde. Es fei ferner eine Zuräd- 
ftellung des Ganzlehens in dem Zuſtande, wie es fih am 27. Jänner 
1854 befand, unmöglich, weil Gellagter pasfelbe in allen feinen Theis 
len mit Verwendung feines Bermögens verbeffert und zum Theile her- 
geftellt habe, weßhalb ex fein Miteigenthumsrecht daran nicht aus ben 
Ehepacten, ſondern aus der Vereinigung feines Vermögens mit jenem 
der Klägerin herleite. 

Der erfte Richter gab dem Klagebegehren in feinem ganzen Um- 
fange Statt. Die zweite Inſtanz wies die Slägerin derzeit (biß 
zur definitiven Entſcheidung über die Fortdauer der Ehefcheivung) ab; 
bie Dritte beflätigte das erftrichterliche Urtheil aus folgenden Grün⸗ 
den: „Im 8. 70 des Geſetzes über Eheangelegenheiten der Katholiken 
vom 8. Dctober 1856 ift ausgefproden, daß, wenn im alle ver 
Scheidung oder Trennung der Ehe zwifchen den Ehegatten in Bezie- 
bung aufihre Bermögensverhältnifje kein Vergleich zu Stande kommt, 
bie Beftimmungen des $. 1264 oder 1266 a. 6. ©. 3. Statt zu finden 
haben, je nachdem beide Ehegatten nur als von Tiſch und Bett gefchie- 
ben zu betrachten find oder die Ehe rüdfichtlich des nicht Tatholifchen 
Gatten getrennt if. Nachdem bier keine weitere Unterſcheidung zwi⸗ 
ſchen ven Fällen ver lebenslänglichen und der zeitweifen Aufhebung 
der ehelihen Gemeinſchaft gemacht ift, fo müfjen die für ven ſchuld⸗ 
loſen Ehetheil gegen den fchulptragenden im angezogenen 8. 1264 
vorgefehenen Rechtsfolgen auch dann Plag greifen, wenn, wie im ge- 
gebenen alle, durch das Ehegericht die Scheidung von Tifh und 
Bett für eine beftimmte Reihe von Jahren ausgeſprochen tft, und 
zwar um fo mehr, als auch die Rechtsgrundſätze, die dem $. 1264 
offenbar zu Grunde liegen, dieſe Annahme volllommen rechtfertigen, 
wenn man erwägt, daß bie in den Ehepalten getroffenen Verab⸗ 
redungen ben Beftand ber ehelichen Gemeinfchaft vorausfegen, daß bie 
in den 88. 208-210 der Anweifung für vie geiftlichen Gerichte vor- 
gefehene Beflimmung einer Zeitdauer der Aufhebung der ehelichen Ge- 
meinſchaft auf der VBorausfegung beruht, daß nad Ablauf diefer Zeit 
in ber Berfon des Gegentbeiles ſolche Aenverungen eingetreten fein 
tönnen, welche dem klagenden Ehetheile die Erneuerung der ehelichen 
Gemeinfhaft ohne Gefahr für fein ewiges und zeitliches Heil möglich 
machen, daß eine folde Zeitbeftinmung niht der nah 8. 60 
des Ehegeſetzes zuläfligen proviforifhen Maßregel gleichzuftellen if, 
und daß fle nicht die Wefenheit des‘ durch das Urtheil eingetretenen 
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Berhältniffes der Gatten ändert, welche bereits wirklich als gefchieden 
anzufehen find. Demzufolge, und weil ber von dem Gellagten be⸗ 
hauptete Umſtand, daß er zur Verbeſſerung des Gutes eigenes Ver⸗ 
mögen verwendet habe, in keinem Falle einen beſonderen Anſpruch auf 
das Miteigenthum begründen könnte, hat der oberſte Gerichtshof das 
erſtrichterliche Urtheil zu beſtätigen befunden.“ 


Nr. 846. 


Gegenſeitiges Verhältniß des Eivil- und Strafproceſſes: 
Verantwortlichkeit für Verführung unter der nicht erfüllten 
Zuſage der Ehe. 


v. 28. Ange 1859, Nr. u Beflätigumg deö dad Urteil der 

—8* Fonds v. 20. Auanft 1858, Nr 8, « birbeenden Urtheils des 

O. L. G. Jun brnd p. EIN December 1858, Nr. 4914). Tribüne 1861, 
r. 261. Eco d.Trib. 1860, & 15 

B, nelder auf Anzeige feiner von ihm ——— Geliebten A 
wegen der im 8. 506 Str. G. bezeichneten Uebertretung gegen die 
öffentliche Sittlichkeit (Verführung und Entehrung einer Perſon unter 
der nicht erfüllten Zuſage der Ehe) in Unterſuchung gezogen, jedoch rechts⸗ 
kräftig freigeſprochen worden war, wurde hierauf von: der A in Civil⸗ 
wege, und zwar unter anderem auf Zahlung von 500 fl. als Erſatz 
für erlittenen und noch fortdauernden Schaden (wenn B fidh nicht 
berbeiließe, fie zu beirathen) belangt, ter ihr daraus erwachſen fei, 
daß fie, feinem Eheverſprechen Glauben ſchenkend, deßhalb fid ihm 
hingab und ein Rind gebar. — Das Gericht erſter Inſtanz verur⸗ 
theilte den Beklagten zur Zahlung von 200 fl. unter der Bedingung: 
1. daß die Klägerin mit dem Haupteide beweiſe, dem B erft in Folge 
feines Eheverſprechens ven Beifchlaf geftattet zu haben, und 2. daß 
fle mit dem Schägungseide den durch die unehelihe Geburt für fie 
entfiandenen Schäven auf 200 fl. veranfhlage. — Das O. L. ©. 
wies bie Klägerin ab. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten 
Inftanz aus folgenden Gründen: „Nah 8. 1328 a. 6. ©. 2. ift 
jener, der eine Srauensperfon verführt und mit ihr ein Kind gezeugt hat, 
nur verbunden, die Entbindungs- und MWochenbettsloften zu bezahlen 
und die Baterpflichten zu erfüllen. Die Klägerin ftügt nun ihren An⸗ 
ſpruch wejentlih auf einen ihr aus der Verführung und Entehrung 
entftandenen Schaden. Allein ver 8. 1328 a. b. G. 8. berückſichtigt 
folhe Elemente des Schadens gar nit. Wenn nun erwogen wird, 
daß diefe Verführung und Entehrung unter ver Zufage der Ehe, was 
durch den Haupteid erwiefen werden fol, die im 8. 506 St. ©. vor- 
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gefehene ftrafbare Handlung bildet, — daß die Klägerin den B deß⸗ 
balb ſchon vor dem Strafgerichte belangte, bei vemfelben vie Verfüh⸗ 
rang und Entehrung befhwor, und der Ungellagte nichtöbefloweniger 
vom Strafrichter freigefprochen ward; — ferner, daß B, wenn er 
ihmören würde, bie Klägerin unter ber Zuſage der Ehe zum Bei⸗ 
Schlaf nicht verführt ober, was dasſelbe ift, die ihm angefchulpigte 
firafbare Handlung nit verübt zu haben, nichts anders als einen 
Reinigungseid ablegen würde, und daß es nicht angeht, Daß er das 
Nichtvorhandenſein jener Umftände befhwöre, deren Vorhandenſein vie 
Klägerin vor dem Steafrichter eidlich beflätigte, — fo ftellt ſich der 
in erſter Inſtanz zugelafiene Haupteid als gänzlich unzuläflig dar.“ 


Nr. 847. 
Gerichtsſtand des Vertrages. 


Entidh. v. 23. Auguft 1859, Nr. 9183_(Beltätigung des Urtheils des H. ©. 
Wien v. 21. October 1858, Nr. 90889, Abänderung des Urtheils des 
O. L. ©. — 20. April 1859, Nr. 4000). 6.168 9, Rr. 138. 

Aklagt in Wien gegen das Handlungshaus B in Berona 321 fl. 
ein, und ſtützt ſich darauf, daß die beklagte Firma in zwei Briefen 
ſein Guthaben mit 228 fl. anerkannte und ſich erboten habe, zu einer 
beſtimmten, von ihr ſelbſt vorgeſchlagenen Friſt die Zahlung einzu— 
ſenden (farvi entrare). Die zweite Inſtanz fah bie Einwendung der 
Incompetenz als begründet an; weil der Kläger die in den angeführ- 
ten Briefen enthaltene Berechnung nicht anertannt habe, durch dieſe 
aljo fein Uebereinlommen begründet wurbe. 

Die erfte und dritte Inſtanz wiejen bie Einwendung zurüd. 
Lestere fand in den Briefen beutlich ausgefprochen, daß bie aus dem 
Gefhäft erwachſende Forderung in Wien gezahlt werden follte. Die 
Höhe der Summe fefizuftellen, fei eben dem Proceffe vorzubehalten. 


Nr. 818. 


Tod des Delaten nach Annahme des Haupteives und vor 
dem Urtheil. 

Entih. v. 28. Auguft 1859, Mr. 9468 Behätinung des das Deeret des 
B. G. Roveredo v. 14. April 1859, Nr. 2391, abäudernden Decretes des 
D. 2. ©. Innsbruckv. 20, Iuni 1859, Nr. 2098). ©. 3. 1860, Nr. 38. 

In dem der Enutſch. v. 25. Yänner 1859 Nr. 544 (in biefer 
Sammlung Nr. 715) zu Grunde liegenden Falle überreichte nad jener 
oberftrichterlichen Entſcheidung der Vertreter des Delaten ein Geſuch, 
worin er bat, ben Haupteib für abgeſchworen zu erklären. Die erſte 
Inſtanz entſprach dieſem Anſuchen in der Erwägung, daß der Eid bei 
Lebzeiten des Geklagten angenommen wurde; daß bie producirte Voll⸗ 

Glaſer, Unger u. Walther, Entſch. I. 24 
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macht des Kechtöfreundes denjelben zur Annahme von Eiden ermäch⸗ 
tige; daß über den Willen des GSellagten, ven ihm in der Klage auf- 
getragenen Haupteid anzunehmen und abzulegen, kein Zweifel ſein 
könne, indem ihm der Inhalt der Klage bekannt war und er den⸗ 
felben, darunter aud ben fraglichen Haupteid, mit feinem Bertreter 
auch beſprochen haben mußte, als er dieſen mit der nöthigen Vollmacht 
zur Annahme des Eides verfah; daß ver Vorſchrift des Hofdecretes 
vom 5. Mär; 1795 Nr. 222 durch 8. 1008 a. b. ©. B. verogirt 
fei; daß enblih 8. 306 tirol. G. O. ($. 233 a. ©. D.) nur von 
angebotenen nicht von aufgetragenen Eiden fpredhe, in jebem alle 
aber vefien Borausfegungen fi) zu Gunften des Geflagten ermahrten. 

Das Oberlandesgericht erlannte, daß der zugelaffene Haupteid 
nicht für abgefhworen zu halten ſei. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte bie oberlandesgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung „in der Erwägung, daß die im Laufe des Verfahrens in 
einer Satzſchrift enthaltene Eidesanerbietung im Sinne des Hofpecretes 
vom 5. März 1795 in ihren rechtlichen Wirkungen nur dann einer 
gerihtlihen Anerbietung gleichgehalten werden kann, wenn bie Partei 
felbft die Satzſchrift eigenhändig gefertiget, oder wenn ihr Bertreter 
eine speeies facti vorgelegt hat, welde von ihr unterjchrieben ift und 
bie Ermächtigung zur Anbietung des Eides enthält, — in ber Er- 
wägung, daß das erwähnte Hofdecret gleicher Weile in jenen Fallen 
Anwendung findet, wo es fih um die Annahme eined aufgetragenen 
Eides handelt, — in Erwägung endlich, daß der 8. 1008 a. b. ©. 2. 
nicht auf gegenwärtigen Fall bezogen werben, daher auch der Anwen- 
dung des citirten Hofdecretes nicht im Wege ftehen kann.” 


tr. 849. 
Unzuläffigleit der Bereinigung von Haupteiden über That- 
ſachen, deren eine die Erheblichkeit der anderen bebingt. 
Entid. v. 24. Auguſt 1859, 7045 (Abäud der gleihfärmi 
Hetheie des L. ge Wi Pag 1858 7408, und zu 3868 


ien v. 4. 
ien v. 1. September 1858, Nr. 9801). ©. 3. 1859, Nr. 137. 


A verlangt von B die Bezahlung eines Maäklerlohnes von 
1400 fl., welchen dieſer ihm verfprochen haben follte, wenn ein be 
ftimmter von ihm namhaft gemachter Käufer fein Haus kaufen würde. 
In der Replik behauptet Kläger, der Lohn fei ihm fchon für die Nam⸗ 
haftmachung eines Käufers überhaupt zugefagt. Sowohl in der Klage 
als in der Replik war über das dort angegebene Factum der Haupteib 
aufgetragen; eben fo auch über das Factum ver Namhaftmachung ſelbſt. 

Die erfte Inſtanz hat ven Bellagten zur Berichtigung ber 
1400 fl. für ven Fall veruriheilt, wenn er den Haupteid dahin, daß 
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ex feines Wiſſens und Erinnerns dem Kläger für die bloße Nambaft- 
mahung eined Käufers des fraglihen Haufes eine Proviſion von ein 
Procent des Kaufpreifes nicht zuficherte und daß Kläger ihm ven Grafen 
D als Käufer nicht nambaft gemacht habe, — nicht, wohl aber ver 
Gegner venfelben im Rüdfchiebungsfalle, ohne ven Beifag feines Wiffens 
und Erinnerns affirmativ ablegen würde. 

Der Gellagte ergriff die Appellation auch wegen der Verbin- 
dung der beiden Umftände in einen untrennbaren Haupteid, da er 
jenen über das Honorarverſprechen zurückſchieben wolle, weil er fih an 
den biedfälligen Vorgang do nicht ganz genau erinnere, bagegen ben 
zweiten über die Namhaftmachung anzutreten und abzulegen bereit fei, 
wenn durch ben erfien bie Honorarzufiherung für ven Kläger er- 
wiefen ſei. Ä 

Die zweite Inſtanz bat jedoch das erftrichterliche Urtheil be- 
ftätigt: „denn obgleich die Thatſachen des Verſprechens und ber Nam⸗ 
haftmachung in der Zeitfolge geſchieden find, fo wurden dieſe beiden 
wefentlihen Umftände doch vom Gellagten widerfprochen, wodurch ber 
Kläger zum Beweife genötbigt wurde. Ueber beive Umſtände ift das 
nämliche Beweismittel angeboten, daher diefelben mit Recht zuſammen⸗ 
gefaßt wurden. Es kann nicht angehen, bei dem Beweiſe durch ben 
Eid eine Ausſcheidung in der Art vorzufehen, daß es in die Willfür 
der Parteien gelegt wird, einzelne Umſtände felbft zu beſchwören und 
in Anfehung. anderer den Eid zurüdzufchieben, Für ven Kläger bilden 
beide Thatſachen einen Umftand, Daher auch gegen ven Geklagten dieſer 
Zufammenhang befteht, was um fo gewifjer ift, als fonft Eide fruchtlos 
abgefhworen und der Erfolg bes Proceſſes unftatthaft dem Gewiſſen 
des andern Theiled anheim geftellt würde. Es fand dem Geklagten 
frei, durch Unterlaffung des Widerfpruches in der Verhandlung den Eid 
über die behauptete Zuficherung entbehrlich zu machen, daher er über 
eine Benachtheiligung durch eine angeblihe Cumulirung ohne haltbaren 
Grund fi befchwert, vielmehr Kläger fich benachtheiligt fehen müßte, 
wenn ver Ausgang bes Kechtsftreites in die Hände des Geklagten auf 
die von demſelben angetragene Art gelegt würde." 

Der oberfte Gerichtshof erklärte: „Es ift allerdings richtig, 
daß wenn ver Kläger durch Haupteid nicht erprobt, daß ihm für bie 
bloße Namhaftmachung eines Käufers ein Honorar von dem Gellag- 
ten verfprohen wurbe, e8 auf ben Umftand, ob er einen foldhen 
namhaft machte, nicht mehr ankommt, daher der von ihm dem Ge⸗ 
klagten aufgetragene zweite Haupteid nur dann nöthig ift, wenn ber 
Beweis durch den Erfteren zu Gunſten des Klägers bereit8 hergeftellt 
wurde. Diefe beiven Handlungen des Letzteren find nicht nur der Zeit, 
fondern dem Weſen nach verfchieden und bilden für ihn nur in fo fern 
blos einen Umftand, als er beide beſchwören muß, wenn ihm bie 
Haupteide zurüdgefehoben werben; wogegen der Geflagte von der Zah- 
{ung befreit ifl, wenn er auch nur den Einen verfelben in Abrede ftellte. 

" 24* 
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Der 8. 205 a. ©. O. geftattet der Partei, welcher ein Haupteid auf- 
getragen wird, jelben anzunehmen over zurüchufchteben and dieſe Wahl 
würde dem Geklagten vereitelt, wenn ex deßhalb, weil er den einen Um⸗ 
fland negativ zu beſchwören nicht vermag, auch den zweiten Eid nicht ab- 
legen, fonvern beide zurüdfcyieben müßte. Es ift diefer Fall ähnlich jenem, 
wo der Beſtand einer Forderung von einem Haupt: oder Erfüllungseide, 
der Betrag aber von Schätzungseide abhängt, welcher letztere nur zuzu- 
laffen ift, wenn der Beweis durch erfteren zu Gunften des Klägers her- 
geftellt worven fein wird. Durch Die Entziehung der vorerwähnten Wahl 
gefchieht dem Geklagten offenbar Unrecht, und es müffen daher Die beiden 
unterrichterlichen Urtheile abgeändert werben”, was in ver Weile geſchah, 
daß die Zahlungspflicht des Geklagten 1. von dem Veweiſe durch den 
Haupteid über das Verfprechen ver Provifion, und erſt wenn diefer zu 
feinen Gunſten ausgefallen ift, auch 2. von jenem über die Namhaft⸗ 
machung des Käufers abhängig gemacht wurde, 


Nr. 850. 


Anspruch auf Sicherftellung wegen einer vom Berfäufer 
| verfchwiegenen Hypothek? 
Entid. e 31. Anguft 1859, Nr. 3742 (Beftätigung des dad Urtheil des 


. G. ©. 9. Uihely v. 25. November 1858, Nr. 5908, abändernden 
Urtheils des O L. ©. Eperied * 8 de 1859, Nr, 67). G. 9.1859, 


B verlaufte dem A ein Grundſtück, verfiherte, daß dasſelbe 
fchuldenfrei fei, und leiftete ausprädfih für etwa hervorkommende 
Schulden Gewähr. A erfährt nun, daß eine folche Pfandſchuld beftehe 
und in bie neuen Grundbücher aufgenommen werben folle; er verlangt 
daher von B Sicherftellung. Die erfte Inftanz entipricht dem Klage⸗ 
begehren; die höheren Gerichte aber weifen es zurüd. 

Der oberfte Gerichtähof bemerkt: „E8 ift zwar nach ven 88. 443 
und 928 a. b. ©. B. zweifellos, daß der Befiger einer unbeweglichen 
Sade, welche er nad) ausdrücklicher Zufage des Berläufers, daß ſelbe 
von allen Laften frei fei, angefauft hat, die Befriedigung ber darauf 
intabulirten Forderung dem Gläubiger demungeachtet aus derfelben ge- 
ftatten muß, und nad, gefchehener Deckung ven gefeßlichen Anfpruch auf 
Gewährleiſtung gegen den Verkäufer geltend machen kann. Mit dieſem 
in der Zukunft möglicherweife entfiehenden Anſpruch auf Gewährleiftung 
und beziehungsweife Schadenerfat ift aber das vom Kläger beanfpruchte 
Recht, die Sicherftellung zu begehrten, durchaus nicht zu verwechſeln. Denn 
es können nur folche Forderungen fichergeftellt werben, welche, wenn auch 
noch nicht fällig oder liquid, doch jedenfalls in ihrem Beſtande nachge⸗ 
wiefen find; der nad) tem Obigen mögliche Anfpruch ift aber noch keine 
vorhandene, fondern nur eine möglicherweife entftehende Forderung. . . * 
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Nr. 851. 


Einflagung von Alimenten pro praeterito. Berichtigung 
eines Schreibfehlers im Sllagepetit. | 
Eutſch. v. 31. Anguft 1850, Nr. 9683 (Beitätigung des Urtheils des 2. G. 
Wien v. 8. October 1858, Nr. 86713, Abänderung des Urtheils des D. 2. ©. 
Wien v. 8. Februar 1859, Nr. 15606). ©. H. 1860, ©. 339. 
Es heißt in den Entſcheidungsgründen ber dritten Yuflanz: 
„Nach dem Conterte der Klage ſprechen bie Kläger dieſe Alimentation 
vom Tage der Geburt des Kindes, d. i. vom 6. Jänner 1854 ange- 
fangen, an; e8 beruht daher der Umftand, daß diefer Zeitpunkt im 
Schlußbegehren der Klage mit 6. Jänner 1855 bezeichnet wurbe, offen- 
bar auf einem Schreibfehleg, welcher dem Berechtigten nicht zum Nach⸗ 
theile gereichen fan. Da nun ber Geklagte feine Verpflichtung gegen das 
Kind, die Baterpflicht zu erfüllen, in der Einrede ausdrücklich anerkannt 
bat; da die natürliche Bermuthung dafür fpricht, daß das bisher verpflegte 
Kind bie Verpflegung von der Mutter erhalten habe, wenigftens ver Ge- 
Magte weder behauptet noch weniger erwiefen hat, daß er felbft oder 
jemand Anderer außer der Mutter die Koften der bisherigen Kindesver⸗ 
pflegung beftritten habe; da ein Beweis, daß ver Geklagte das Kind zu 
verpflegen nicht im Stante ift, nicht vorliegt; da ſonach die Mutter durch 
die dem Kinde verfchaffte Verpflegung einen Aufwand gemacht hat, zu deſſen 
Beitreitung nah $. 167 a. b. ©. B. zunächſt ver Vater des Kindes ver- 
pflichtet iR, und fie hiernah gemäß 8. 1042 a. 6. ©. B. ven Erfat 
dieſes Aufwandes vom Geklagten zu fordern berechtigt erfcheint; da end- 
fh in bem gemeinfchaftlichen klagbaren Auftreten der Mutter und des 
Bormundes bie gemeinfame Geltendmachung der Ansprüche der Mutter, 
fowie des Kindes gelegen ift: fo muß das, ven Geklagten zur Alimen- 
tationsentrihtung fhon vom Tage der Geburt des indes, d. i. vom 
6. Sinner 1854 an, verpflichtende Urtheil ver erſten Inſtanz beftätigt 
werben.” 


Nr. 852. 


Derechnung bes zwifchen der Beimohnung und ber Geburt 
des unehelichen Kindes verftrichenen Zeitraumes. 


Eatii. v. 31. Anguft 1859, Nr. 9700 CBeftitianng ber steifärmigen Ur⸗ 
e bed 8. ©. Lambach v. 31. December 1858, Nr. 5945, und_deö 
2% G. Wien v. 18. Mai 1859, Nr. 4010). ©. 3. 1859, Mr. 149. 
Eine Paternitätsflage ward von allen drei Inflanzen aus fol⸗ 
genden, vom Oberlandesgerichte angefährten Gründen zurädgewiefen: 
„Das Rind ift nach dem beigebrachten Taufſcheine am 29. April 1858 
geboren. Nachdem nun vom Tage der Beiwohnung (31. Oct. 1857) 
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bis zu dem Tage der Geburt des Kindes felbft dann erwiefenermaßen 
nit ſechs Monate verftrihen find, wenn auch der Monat zu 30: 
Tagen gerechnet wird, da die Stunde der Beimohnung und der Ge- 
burt nicht befannt find, fo tritt die im $. 163 a. b. G. 8. beftimmte 
gefegliche Bermuthung gegen den ©ellagten nidt ein. Er ift fohin: 
gegen feinen Widerſpruch nicht als Vater des von ber Klägerin ge⸗ 
borenen Kindes anzufehen und daher auch nicht verpflichtet, zur Er⸗ 
ziehung und Berpflegung beöfelben bie in ber Klage angefprochenen 
Beiträge zu leiſten.“ 


Nr. 853. 
Nichtberechtigung des Buchhalters einer Fabrik zur Ein⸗ 
kaſſirung von Geldern. 


ae v. 81. — ER I. Hr (Beitätigung des — nen des 
Wien v. 17. März; 185 468, abändernden Urtheildde8 O. L. ©. 
Ge v. 22. Juni an De in 1980, G. 3. 1859, Nr. 134. 





Nr. 854. 


Exoeptio rei judicatae, einer Pachtaufkündigung entgegen- 
- geftellt. Verhältniß der zweiten Inftanz zur erften. 


+ Entid. v. 31. gun is 185%, Nr. 9744 tig Tr der gteichfürmi örmigen u 
crete de8 8. G 
Wien v. 27. Suli — Kr. Lu G. 2. Ya60, wi 


.  B hatte dem A ein Gaſthaus verpachtet, kündigte ibm aber den 
Pacht am 26. April 1858 halbjährig auf. Der Zurüdlegung warb 
deßhalb ftattgegeben, weil das Gericht, de8 Widerſpruches des B un- 
geachtet, als erwiefen anſah, daß der Pacht vertragsmäßig bis Michaelt 
1864 zu dauern habe. Im December 1858 kündigte B abermals für 
Michaeli 1859 auf. Diesmal gab er als Grund‘ der Auffündigung. 
verſchiedene dem A zur Laſt gelegte Vertragsverletzungen an, welche 
ſchon im erſten Proceß nebenher von ihm erwähnt worden waren, welche 
jedoch die Gerichte nicht beachtenswerth gefunden hatten, weil fie damals 
nicht 'ald Grund der Auflündigung geltend gemacht wurden. A legte 
die neue Auffündigung zurüd, . und berief ſich unter andern auf ben 
bereits ergangenen rechtskräftigen Richterſpruch. Aus diefem Grunde 
und ohne in die anderen Gründe einzugehen, gab die erfte Inſtanz 
dem Rüderlag ftatt. Die zweite änderte biefes Urtheil ab, und er 
fannte, daß die Aufkündigung nicht zu Recht beftehe. Die Oründe führen 
aus, „daß die Einwendung der res judicata zwar auch in einem Auf⸗ 


— 35 — 


fündigungsproceß zuläflig, bier aber nicht begründet fei; denn mit ben 
früheren Urtbeilen wurde dem Gellagten das Recht, das Beftanpverhält- 
niß auflünden zu dürfen, nicht überhaupt abgeſprochen, jondern nur er⸗ 
kannt, daß es dem Gellagten bis zum 26. April 1858 nicht erwachſen 
war, woraus nicht gejchloffen werden kann, daß er diefes Recht nicht 
fpäter erworben haben könne, und es zur Zeit der zweiten Auflün- 
digung vom 3. December 1858 nicht befefien habe. Daß die materielle 
Nechtöfrage des früheren Procefjeg mit jener des gegenwärtigen zu⸗ 
fammenfällt, wie die erftrichterlichen Gründe befagen, kann hieran nichts 
ändern. Durch das frühere Urtheil ift endgiltig entſchieden, daß ver 
Geklagte bis zum 26. April 1858 das Recht zur Auflünbigung nicht 
erworben hatte, und es ift gegenwärtig nunmehr gleichgiltig, auf welche 
Rechtsgründe er jene Aufkündigung geſtützt, welche Einwendungen er 
gegen den früheren Rüderlag erhoben hatte, dann ob und in wie weit 
diefelben vom Richter berüdfichtigt wurben. Es wäre baher dem Ge- 
klagten im gegenwärtigen Procefje obgelegen, nachdem er durch feine 
wieberholte Auflündigung das Beſtehen des fraglichen Beftanpverhält- 
niffes und die Nothwendigkeit einer vorausgehenden Aufkündigung als 
Bedingung des Erlöſchens derſelben factifch anerkannt hat, dem gegen- 
wärtigen Rüderlage Thatfachen entgegenzufegen, vie dem früheren Ur- 
theile nachgefolgt wären und fein gegenwärtiges Auflündigungsrecht zu 
begründen vermöchten. Diefes hat er aber nicht gethan; denn er hat 
zwar feine Auffündigung mit Bertragsverlegungen von Seite bes Klä⸗ 
ger8 zu begründen verjucht, aber weder behauptet, nody viel weniger 
zu beweifen ſich erboten, daß die behaupteten Bertragsverlegungen erft 
nah dem 26. April 1858 — bis wohin ihm das Recht der Auf. 
fürbigung bereits endgiltig abgefprochen war — vom Kläger audge- 
gangen ſeien.“ 

Nun überreichte der Gellagte ven Revifionsrecurs, in der Eigen- 
fchaft eines orbentlihen oder außerorbentlihen, da er durch die ober- 
gerichtliche Erledigung feiner Beſchwerde nicht befler, eher noch ſchlechter 
geftellt fei, als dur den Spruch erfter Inſtanz. Das Obergeridht 
habe in der Materie des Rechtes erkannt, obſchon der erfte Richter 
in felbe gar nicht eingegangen fei, und obfchon bei der analogen 
exceptio fori, wenn babei zugleid, die Hauptfache verhandelt wurde, 
die erfte Inſtanz aber diefer Einwendung Statt gibt, die zweite jedoch 
nicht, letztere nicht in materia juris entſcheidet, fonbern ben erften 
Richter dazu anmeifet. Berner enthalte der obergerichtliche Spruch feibft 
nicht einmal die Entſcheidung über die res judicate. In der Haupt- 
fadhe werde daun doch der Rückerlag der Aufkündigung mit der laut 
Deweggründen verworfenen Einwenbung ber res judicata begründet, 
woburd fi das Obergericht felbft widerſpreche. Es könne aber von 
einer folden feine Rebe fein, weil bei den frühen Urtbeilen in bie 
erft jetzt geltend gemachten Berlegungen des Vertrags durch ven Pächter 
gar nicht eingegangen murbe, 
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Der oberſte Gerichtshof wies ven Recurs ab. Er fand, daß das 
Dbergeriht allerdings in der Hauptſache einen Ausſpruch thun bonne, 
da der Kläger die Aufkündigung nicht blos wegen der bereits ent⸗ 
ſchiedenen Rechtsſache, fondern auch deßhalb zurüdgelegt habe, weil 
die von dem Auflünder angebrachten Gründe berfelben unhaltbar jeien. 
Habe nun die erfte Inſtanz dem Rüderlag ſchon aus der erfterwähnten 
Urfache, der res judicata, Statt gegeben und deßhalb die Übrigen zu 
prüfen nicht nöthig gefunden, fo konnte das Dbergericht, wenn es auch 
diefe Anficht nicht teilte, doch wegen ver anderen Gründe fein Urtheil 
fällen. Es trete fehr oft ber Fall ein, daß der erfte Richter feine Ent⸗ 
ſcheidung nur auf einen over einige Umſtände ftügt und deßhalb andere 
noch angebrachte übergeht, ohne daß die höhere Inſtanz, welche nicht 
die erfteren, ſondern die Übergangenen Umſtände entſcheidend findet, 
dem untern Richter aufzutragen hätte, auch dieſe Legteren einer Wür⸗ 
digung zu unterziehen und ſich darüber auszufprechen. Beifpiele Davon 
feien: wenn die erfte Inftanz die Legitimation des Klägers beanftänbete 
und ihn deßhalb abwies, wenn fie auf Grumd einer Erfigung over 
Berjährung zu- oder aberfennt, und vie zweite Inſtanz ihre Anſicht 
nicht theilt ımd nach dem Inhalte der übrigen Verhandlung das Ur- 
theil fällt. Zudem verorbne das Hofbecret vom 22. Yuni 1835, 
Nr. 42, 8. 3, ausdrücklich, daß, wenn das untere Gericht einen Beweis 
mittelft Zeugen oder Sachverſtändigen zugelaffen (alfo in ver Sache 
ſelbſt gar nicht, weder aus formellen noch materiellen Gründen, gefpros 
hen) hat, der höhere Richter aber diefen Beweis zu verwerfen erachtet, 
ex ſogleich in der Hauptſache durch Enpurtheil zu ertennen habe. Eine 
Aehnlichkeit mit der exceptio fori, wo weder aus materiellen noch for⸗ 
mellen Gründen über das Recht der Parteien, fondern nur über den Ge⸗ 
richtsſtand gefprochen wird, trete hier nicht ein. Bei der Berbanplung 
über einen Aufkündigungs⸗Rückerlag greifen alle gewöhnlichen Rechts⸗ 
mittel, daher auch die Behauptung Play, daß über pas Recht zur Auf- 
fünbigung bereit8 endgiltig erkannt worden fei, und dieſes gefhah im 
gegenwärtigen Falle; denn über ven Rüderlag der erften Auffändigung 
vom 26. April 1858 war ed Sache des Gegners, alle Behelfe, wodurch 
er fi wider biefen Rüderlag hüten zu können glaubte, geltend zu 
machen, daher ſowohl ven angeblichen Nichtbeftand eines auf 10 Jahre 
geichloffenen Vertrages ald auch das Recht, jedenfalls felbft vor Ablauf 
berfelben den Bertrag wegen Berlegung besjelben aufzubeben. “Diefes 
babe er nicht gethan, er könne daher die diesfälligen Behelfe, ohne erlangte 
Wiebereinfegung, nicht ohne Weiteres zu einem neuen Auffündigungs- 
procefie benügen, und jo dieſe vervielfältigen.... 
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Nr. 855. 


Erlöſchen des Perfonalarreftes wegen unterlaffener Alimen- 
tirung. 

Entf. v. 7. September 1859, Nr. 8884. Berktinnun der Decrete des C. G. 

Preßburg v. 7. Iuni 


Nentra v. 20. April 1858, Nr. 2067 nud des DO. 
1859, Rr. 5550). ©. H. 1859, ©. 365 


Ar. 856. 
Borausfegungen der Statthaftigkeit der Vertretungsleiftung. 


ya. v. 7. September 1859. Nr. 9898 eBefkätignn ded dad Urtheil 

de3 8. G. Korneuburg v. 19. October 1858, Wr. 1447, abänderuden 

theiles des O L. G. Wien v. 18. Mai 1859, Nr. 3725). Zeitſchr. f. Geſetzk. 
1859, Nr. 16 und 17. 

B ift vem C 506 fl., dieſer denjelben Betrag (aus einem Kauf- 
vertrage) dem D, und letterer bie gleihe Summe dem A ſchuldig; 
nun kam zwifchen C, feinem Gläubiger D und dem A eine Aflig- 
nation zu Stande, wodurch D die Befriedigung feines Gläubigers A dem 
C auftrug, und C cedirte hierauf dem A an Zahlungsftatt feine Yor- 
derung an Be A belangte ven B auf Zahlung diefer Summe. 
C, welder dem ihm vom Bellagten verfündigten Streite beitrat, wen⸗ 
dete dagegen ein, daß der von ihm mit D gefchlofjene Kaufvertrag 
ein ungiltiged Geſchäft war, aus welchem er dem D 506 fl. nit 
ſchuldig geworben fei, und beftritt deshalb den rechtlichen Beſtand der 
nachher geichloflenen Geſchäfte — Aflignotion und Ceſſion — worauf 
die Klage des A gegen B gegründet war. — Das Geridt erſter 
Inftanz erfannte, mit Zulaſſung diefer Einwendungen, gegen das Klage⸗ 
begehren; das O. L. ©. yab demfelben Statt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten 
Inſtanz. In den Motiven ift in Beziehung auf die Einwendungen des 
Bertretungsleifters C Folgendes gejagt: „ES ift nicht zuläffig, Daß C 
im vorliegenden Proceffe ven Bellagten Vertretung leifte; denn nad 
dem Wortlaute aller bezüglichen Geſetze und nad) der Natur ver Sache 
ift nur der Bellagte zur Erftattung der Einrede, Duplik und Gegen⸗ 
ſchlußſchrift beretigt und der im 4. Eapitel a. ©. O. erwähnte Fall 
ber Bertretungsleiftung muß als Ausnahme von der Regel ftreng aus- 
gelegt werben. Die 88. 922 u. ff. a. b. ©. B. führen eine ſolche Aus- 
nahme an; allein dieſe trat im gegenwärtigen Proceſſe nicht ein, weil 
C durch die Eeffion (an den Kläger) dem Bellagten weder eine Sache 
noch ein Recht entgeltlich überlaffen hat ($. 922 a. b. ©. DB.) und be- 
züglich der cebirten 506 fl. weder als Autor noch als Rechtsnachfol⸗ 
ger des Letztern erjcheint und ebenfowenig dieſes Geſchäft im Namen 
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des Bellagten oder für denſelben .abgefchloffen hat. Der einzige Um- 
ftand aber, daß C am Ausgange des Proceſſes ein Interefle hat, bes 
rechtigt ihn noch nicht, demfelben als Vertretungsleifter beizutreten. 
Daher verdienen die von ihm vorgebradten Einwendungen, wodurch 
die Giltigfeit des der Aflignation und Ceffion voransgegangenen Kauf- 
vertrages zwifchen C und D beftritten nnd deßhalb aud die Nichtig- 
feit der Ceſſion behauptet wurde, keine Berüdfihtigung. Andererſeits 
war aber der Bellagte im eigenen Namen zu diefen Einwendungen 
gegen die Ceffion nicht berechtigt, weil er bei der Ceſſion nicht inter- 
venirte und ihm durch fie feine Verpflichtung auferlegt wurbe, da bie 
Zahlung zu Handen des Ceſſionärs ſchon eine gejeglihe Yolge ber 
Belanntgebung des neuen Gläubigers (8. 1395 a. b. ©. 3.) war, ohne 
daß die Agnodcirung von Seite des Schuldners vorhergehen mußte.” 


Nr. 857. 


Erfordernifje der Compenfation mit einer gegen den Cedenten 
zuftehenden Forderung. — Aufhebung der Gerichtskoften. 


Entid. v. 7. September 1859, Nr. 10068 (theilweife Beftätigung des 

Urtheild des B. G. der innern Stadt Wien dv. 22. Mat 1859, Nr. 16892, 

Abänderung des Urtheils des O. L. ©. Wien v. 20. Juli 1859, Nr. 6146). 
&. $. 1861, ©. 157 ff. 

A belangte am 10. Nov. 1858 den B uuf Bezahlung eines 
am 29. September 1858 verfallenen Bon pr. 200 fl., der ihm am 
17. September 1858 von C abgetreten worden war. B wendete bie 
Compenfation ein, indem er ſich auf einen von C acceptirten Wechfel 
ddo. 10. Yänner 1854 berief, auf Grund deſſen die rechtskräftig ge⸗ 
worbene Zahlungsauflage ddo. 25. Sept. 1858 ergangen war. Die 
Richtigkeit der eingellagten Forderung und der Gegenforberung find 
außer Streit. Dagegen beftreitet A die Zuläſſigkeit ver Compenſation 
bauptfählih aus dem runde, weil nad $. 1442 und 8. 1439 
a. 6. ©. B. der Ceſſus dem Ceflionar gegenüber nur dann mit einer 
Gegenforderung gegen den Cedenten compenfiren dürfe, wenn vie 
cebirte Forderung zur Zeit der Ceffion bereits fällig geweſen fei. 

Die erfte Inſtanz gab der Einwendung der Compenfation ftatt 
uud verurtheilte den Kläger zum Erſatz der Procekloften. Die zweite 
Inſtanz verwarf die Compenfation, verurtbeilte den B zur Zahlung 
der geforderten 200 fl. und hob bie Gerichtskoſten gegenfeitig auf. 
In den Entſcheidungsgründen heißt es: „Eine andere Frage ift es, 
ob im vorliegenden Yale die Bedingungen, unter denen nad dem 
Geſetze die Compenfation fi vollziehen kann, vorhanden feien. Im 
Bezug auf die Subjecte ver Compenfation gilt ver im 8. 1438 «a. b. 
©. B. ausgeſprochene Orundfag, daß die Compenfation an der Forderung 
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des Oläubigers fi nur durch eine Gegenforberung des Schuldners an 
ihn ſelbſt vollziehe. Hievon macht jedoch $. 1442 a. b. G. B. eine jedenfalls 
ſtreng aufzufaſſende und auszulegende Ausnahme in dem Falle, wenn 
die Forderung des Gläubigers allmälig auf Mehrere übergegangen 
iſt. Im dieſem Falle braucht ſich der Gläubiger zwar nicht die Com⸗ 
penfation gefallen zu laffen, welche fi zwiſchen dem Schuldner und 
einem Zwifchengläubiger hätte vollziehen können, wohl aber jene, welche 
fih zwifchen ihm und dem erften Inhaber vollzog, Was aber bie 
objectiven Bedingungen der Compenſation betrifft, jo macht aud 
diefer $. keine Ausnahme, und fo gewiß man aljo auch in bem biejer 
GSefegesbeftim nung zu Orunde liegenden Falle die Forberungen nur 
dann als compenfationsfähig betrachten kann, wenn fie beide alle in 
ben 88. 1438 — 14404. b. G. B. erwähnten Eigenfchaften haben... ., ſo 
gewiß iſt in dieſem Falle, damit zwiſchen dem Schuldner und dem erſten 
Inhaber eine Compenſation eintreten konnte, welche auch auf den legten 
Inhaber wirkt, erforderlich, daß die fällige Forderung des Schuloners 
zur Zeit der Abtretung mit der fälligen Forderung des erften 
Inhabers zufammentraf. Diefe objective Bedingung brauchte im 8. 1442, 
um aud in diefem Yalle Geltung zu haben, ebenfowenig als die übri- 
gen in den 88. 1438— 1440 enthaltenen Bebingungen ausdrücklich 
wiederholt zu werben, da fie allgemein geftellt, auch im $. 1442, 
welcher nur eine auf die Subjecte der Compenfation bezüglihe Bes 
flimmung enthält, felbftverftänplich gelten muß. Wenn im vorliegenden 
Valle die Compenfation zwifhen dem Geklagten als Schulpner und . 
C als erften Inhaber fich nicht vollziehen konnte, weil zur Zeit ber 
Abtretung des Bon von Seite des Can den A, d. i. am 17. Sept. 
1858, es der einen von beiden Forderungen an der Eigenfchaft ber 
Fälligkeit gebrach, fo Tann dieſe zwifchen ihnen unvollzogen gebliebene 
Compenfation auch dem legten Inhaber, das ift dem heutigen Kläger, 
nicht eingewendet werden. Es ift auch ganz in der Natur der Sache 
gegründet, daß die Beftimmung des 8. 1442 fo umd nicht anders zu 
verftehen fei, weil fonft der Verkehr mit Forderungen einer unbeil« 
vollen Unſicherheit ausgefegt und bei Ceſſionen die Vorſichtsmaßregeln 
des 8. 1396 bezüglich der Einwendung der Compenfation ganz illus 
forifh wären, indem die Richtig- Anerkennung einer nidhtfälligen Forde⸗ 
zung von Seite des Schulonerd vor der künftigen Compenfation mit 
einer Forderung bed Ceſſus an den erften Ceventen nicht im geringften 
ſchützen könnte, da der Schuldner nicht anzugeben ſchuldig ift, daß 
er im Beſitz einer Gegenforberung fei, mit welcher er fpäter beim Ein⸗ 
tritt der Fälligkeit der zu cebirenden Forderung zum Behuf der Com⸗ 
penfation heroortreten werde und feine Richtigerfennung nur das Zur 
geſtändniß in fich fchlieft, daß in dem Uugenblid ver Anfrage bie zu 
cebirende Forderung richtig und aufrecht fei — während wenu man 
annimmt, daß der $. 1442 die zu cevirende Forderung zur Zeit ber 
Abtretung nad dem Grundſatz des S. 1439 als fällig vorausſetzt, 
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die Anerlennung von Seite des Schuldners allerving® vor Tünftiger 
Eompenfation ſchützt, weil die Richtigerkennung einer bereits fälligen 
Schuld jedenfalls auch das Zugeſtändniß in ſich fließt, daß dieſelbe 
nit durch eine den Schulpner zur Zeit ber Abtretung zuftehende 
compenfationsfähige Gegenforberung erloſchen fei. Obgleich fonach in 
dem vorliegenden Falle der Gellagte die Compenſation dem Cefſionar 
wicht entgegenfegen kann, fo ift doch der Rechtsgrundſatz des 8. 442, 
wonach niemand mehr Rechte abtreten Tann, als er felbit bat, keines⸗ 
wegs verlegt, d. i. das Hecht ift in Bezug auf Gattung und Umfang 
genau dasſelbe; wenn die Einwendung gegen ven Eeflionär nicht mehr 
möglich iſt, welche gegen den Cedenten galt, fo findet das nicht etwa 
vermöge eined dem Ceſſionär beigemefienen mehreren Rechtes ftatt, 
fondern burdy einen Zufall, weldyer einmal nadıtheilig, ein anderesmal 
wieder nüßlich fein kann, wenn er nämlich dem Schuldner einen Ceſ⸗ 
fionär zuführt, gegen den er eben eine Yorderung in Händen bat, — 
Der Appellation gegen die Zuerfennung der Gerichtskoſten zu Gun⸗ 
ſten der Öellagten müßte felbft dann ftattgegeben werden, wenn bie 
Compenſation auch in zweiter Inftanz zugelaffen werben könnte, weil 
das Urtheil in diefem Falle eben dahin lautet, daß kein Theil ſach— 


fällig ſei, ſondern jeder in Bezug auf feine Forderung obfiege, indem 


die Compenfation gerade bie Richtigkeit der Forderung erheiſcht und 
das Urtheil fie anerkennt. Umfoweniger. Tann Kläger zu den Koften 
der erfien Inftanz verurtheilt werden, nachdem der Geflagte in zweiter 
Suftanz vollſtändig fahfällig ift. Allein aud dem legteren kann der 
Gerichtöfoftenerfag nicht auferlegt werben, weil er bereits ein Urtheil 
für fi) hat (8. 400 ©. O.).“ 

Die dritte Inftanz beftätigte das erftrichterlihe Urtheil, hob 
jedoch die Gerichtöfoften gegenfeitig auf. Gründe: „....Die Brage 
über die Zuläffigkeit der Compenfation muß bejaht werben. Denn 
beide Forderungen find richtig, gleichartig, beftehen in baarem Gelde, 
und Geklagter hatte die feine an den Cedenten C am 16. Sept. 1858, 
alfo zur Zeit, al8 viefer feine Forderung gegen ihn dem Kläger A 
abtrat, zu ftellen. Es find demnach die Bedingungen der Eompenfa- 
tion, wie fie bie SS. 1438 und 1442 a. 6. ©. B. für beide Forderungen 
und die Perſonen enthalten, vorhanden. Daß beide Forderungen auch 
ſchon fällig fein müſſen, ift weder im $. 1438 noch im $. 1439 
vorgefhrieben, die Eigenſchaft der Fälligkeit in erfierem gar nicht er- 
wähnt und in legterem nur gejagt, daß zwifchen einer fälligen und 
noch nicht fälligen Forderung die Compenſation nit flottfinde, Abge⸗ 
fehen davon, daß das Verbot des $. 1439, richtige und nicht richtige, 
fällige und nicht fällige Forderungen zu compenfiren, offenbar nur zu 
Gunſten des Befigerd der richtigen und fälligen Forderung gemacht 
ift, indem ihm fein Recht, vie gegentheilige Forderung zu beftreiten 
und feine Schuld nicht vor der Verfallszeit zu berichtigen, nicht ein- 
feitig entzogen werben Tann; abgejehen alfo Davon, daß wenn eine 
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nicht fällige ober nicht richtige Forderung gegen ihn geltend gemacht 
werben wollte, ‚er auf fein Necht, letztere zu beftreiten und der erftern 
die Einwendung, daß der BZahlungstermin noch nicht gelommen fei, 
entgegenzufegen, verzichten und auf feine richtige und fällige Gegen- 
forderung allein ober im Vereine mit obigen Einwendungen ſich be 
rufen Könnte, fo ift bie Compenſationsfähigkeit einer Forderung doch 
nah dem Zeitpunfte zu beurtheilen, wo die Compenfation geltend 
gemacht wird. Diejes geſchah im vorliegenden Falle am 29. Sept. 
1858, wo Kläger nach feiner Behauptung ven B um bie Berichtigung 
der 900 fl. anging, an weldem Tage fowohl viefe ala auch die 
Gegenfotverung des B fällig war. Ob übrigens der Ceſſus dem 
redlichen Uebernehmer einer Forderung, gegen den ex fie für richtig 
anerkannte und welchen er zufolge $. 1396 als feinen Glänbiger 
— ohne alle Einwendungen gegen den bisherigen Inhaber der For⸗ 
derung — befriedigen muß, noch eine Forderung, die er zur Zeit der 
Ceffion an den Sedenten hatte, und welche damals ſchon fällig war, 
von der er demnach wußte, daß er mit felber zur Verfallszeit der 
cebirten Forderung compenfiren künne, in Gegenrechnung bringen dürfe, 
ift keineswegs fo zweifellos, um deßhalb die Compenfation zweier 
Forderungen, die beide richtig, gleichartig und zu ber Zeit, wo die 
eine gefordert wird, auch fällig find, unzuläffig zu erflären. Im Ge- 
gentheile aber ftünde e8 in der Macht eines Gläubigers, dem Schuld- 
ner die Compenjation ftet8 dadurch zu vereiteln, daß er feine Forde— 
rung vor der Verfallgzeit einem Dritten abtritt, welcher dann, weil 
zur Zeit der Ceſſion dieſelbe noch nicht verfallen war, auch fpäter zur 
Berfallszeit die Compenfation nicht einwenden könnte. Es mußte 
daher das erfirichterliche Urtheil, welches der Compenſation ſtattgab 
— jedoch nad 8. 400 a. ©. O. mit gegenfeitiger Aufhebung der 
Gerichtskoſten aller drei Inſtanzen — beitätigt werben." 


ir. 858. 
Privilegien der Nationalbank: Anſpruch auf Erſatz der Li- 
quibirungsfoften im Concurſe. 


Entſch. v. 13. September 1859, Nr. 5818 (Abänderung ber gleihförmis 
gen Urtheile des E. G. Fünflirchen dv. 31. December 1858, Ver. 4128, und 
des DO. 2. ©. Oedenburg v. 15. Febrnar 1859, Nr. 977). 6. 9.1860, ©. 4. 
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Nr. 859. 


Verkauf eines Grunbftüdes ohne vorläufige abminiftrative 
Parcellirungsbewilligung. 


Eutis- v1 v. 13. September 1859 in 1482 N —— bei bei b rn eil bed 
altern v. 12. März 1859, Nr. 1 8 des 
O. L. & Junsbruck v. 21. a P1850; Ar. 1870), € es 3. 100, Rr. 56. 

A verlangt die Aufhebung eines mit B über ein Grunpftäd 
gefchlofjenen Kaufvertrages, weil derſelbe wegen Mangels der admini⸗ 
ſtrativen Zerflädungs-Bewilligung ungiltig fei. 

Die erfte Inflanz ließ den Kläger zum Beweife zu; bagegen 
Hat das Oberlandesgericht den Kläger mit feiner Klage unter Vorbehalt 
feiner allfälligen weiteren Rechte abgewiejen, indem es ſich in den Ab⸗ 
änderungdgründen folgendermaßen ausfpradh: „Die Klage erfcheint ale 
verfräht, indem die Giltigkeit eines Kaufvertrages über unbewegliche 
Büter feinesweges von der vorläufig eingeholten politifchen Zerſtückungs⸗ 
Bewilligung abhängt (8. 1053 a. 6. ©. B.) und von ber Unmöglid 
feit der Uebergabe fo lange keine Rede fein kann, als nicht die Los⸗ 
trennung ber Kaufsgegenftände vom bisherigen Gomplere von der com- 
petenten Behörbe rechtskräftig verweigert wurde. Da nun Kläger felbft 
zugibt, daß um ven politifchen Conſens bisher noch gar nicht angeſucht 
wurde, fo fteht ihm auch nur das Recht zu, den Gellagten dazu zu 
verhalten.” 

Der oberfte Gerichtähof fand das oberlandesgerichtliche Urtheil 
aus folgenden Gründen zu beftätigen: Der Mangel der Zerſtückungs- 
Bewilligung von Seite ter politifhen Behörde kann, der Natur der 
Sache nach, feinen Grund zur Nullität des Vertrages abgeben; denn dieſer 
wird ja eben unter der Vorausſetzung jener Bewilligung geſchloſſen und 
muß der politiſchen Behörde als Grundlage ihrer Entſchließung vorliegen; 
es hängt daher nicht die urſprüngliche Giltigkeit, ſondern blos bie Wirk⸗ 
ſamkeit oder Unwirkſamkeit des Vertrages von der Ertheilung oder 
Verweigerung des politiſchen Conſenfes als von einer aufſchiebenden 
oder auflöſenden Bedingung ab. Der Kläger hat nicht erwieſen, daß 
der politiſche Conſens verweigert wurde. Daß derſelbe nicht angefucht 
wurde, entſcheidet zu Gunſten des Klägers gar nichts, weil der Ge⸗ 
klagte die Verpflichtung hiezu nicht übernommen bat, jedenfalls vom 
Kläger dazu nicht betrieben oder der Weigerung beſchuldigt wurde; 
das Begehren des Klägers auf Zurüdftellung des gegebenen Kaufpreifes 
iſt alfo verfrüht und unſtatthaft. “ 
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. Nr. 860. 


Erlöſchen des Perfonalarreftes wegen unterbliebener Alimen- 
tirung. 


a v. 13. September 1859, Nr. 10411 (Beftätigung der Decrete de 
9. &. Wien v. 28. alt 1859, Nr. 60227, md bed DO. 2. ©. Wien 
v. 2. Auguft 1859, Nr. 7684). ©. 3.1860, Nr. 9. 


Nr. 861. 


Zahlungsverfprechen mit dem Beifag: „wenn der Schuldner 
in befjere Verhältniſſe gelangt.“ 


Entf. v. 14. Sehtember 1859, Nr. 10178 — des das Ur⸗ 

theil des H. ©. Wien v. 19. Mai 1859, Nr. 302838, abündernden Ur- 

theils des O. L. G. Wien v. 27. Juli 1859, Nr. 6662). ©. 3. 1860, 
Nr. 22. (And den Acten ergänzt.) 

Der Kaufmann B ſah fi Anfangs des Jahres 1356 genöthigt, 
feine Zahlungen einzuftellen, und traf mit fämmtlihen Gläubigern das 
Abkommen, daß er ihnen für 60 Percent ihrer Forderungen einen 
Garanten ftellte, die weitern 40 Percent aber felbft nad einem Mo⸗ 
ratorium von zwei Yahren dann zu bezahlen verfprah, wenn er in 
befiere Zahlungsverhältniffe gelangt fein werde. Nach Ablauf viefer 
zwei Jahre belangte ihn nun der Gläubiger A anf Zahlung ber 
40 Percent feiner Forderung und gab in der Verhandlung an, baf 
B fein Gefhäft in demfelben Umfange fortführe, daß ſich übrigens 
feine Zahlungsmittel erft dur die Execution erheben ließen. Die 
erfte Inſtanz wie den Kläger mit feinem Begehren ab, „weil ver 
Geklagte die Zahlung der 40 Percent nur ımter einer aufſchiebenden 
Bedingung zugefihert hatte, deren Eintritt Kläger nicht nachzuweisen 
vermochte.“ 

Das Oberlandesgericht gab dagegen dem Begehren des Klägers 
Statt, „weil aus der Verhandlung hervorgeht, daß B fein Handlungs⸗ 
geihäft noch betreibt, mithin feine dermaligen Zahlungsverhältnifie 
jedenfalls befjere fein müſſen, als in welchen er fih zur Zeit ber 
Zahlungseinftellung am Vorabende des Eoncurfes befand, da er fonft 
nit in ber Lage wäre, fein Geſchäft gehörig fortzuführen. Hiernach 
erſcheine e8 aud nicht nothwendig, daß nach Analogie des 8. 904 
a. b. ©. B. die Erfüllungszeit der Leiftung erſt durch den Richter 
feftgefegt werde, intem das zweijährige Moratorium bereit ab- 
gelaufen iſt.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſes Urtheil und bemerfte 
in feinen Motiven: „Nah dem wörtlien Inhalte ver Eurrende, 
worin B im Jahre 1856 feinen Gläubigern die Propofition der zwei- 
jährigen Frift für die Zahlung von 40 Percent ihrer Yorberungen 
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gemacht hat, erflärte er, daß er im Falle ver Nichtannahme ſeiner 
Propoſition troß feines activen Standes genöthigt wäre, feine 
Güter abzutreten. Daß num B damals, wo er ohne die begehrten 
Zugeftändniffe feiner Gläubiger den Concurd über fein Vermögen 
eröffnen zu laſſen bemüffigt gewefen wäre, in ſchlechteren Zahlungs- 
verbältniffen gejtanden war als jegt, wo ihn die erlangten Zugeftänd- 
niffe und ein zweijährige Moratorium in bie Lage brachten, fein 
Geſchäft fortzuführen und feine Schuldverhältniffe allmälig abzumideln, 
liegt am Tage, und e8 muß, wenn tamals B’8 Vermögensſtand activ 
gewejen, das Borhandenfein befferer Zahlungsverhältnifie umfomehr 
für jet angenommen werten, als B nicht bewiefen und nicht einmal 
behauptet hat, daß und in welchem Maße feine Berhältniffe fich feither 
verfchlimmert und fein activer Etand aufgehört habe. Diefer in ver 
Natur der Sache begründeten Annahme gegenüber kann dem Kläger 
ein weiterer Beweis der Beflerung der Vermögensverhältniſſe des Be- 
Hagten nicht aufgelaftet werden.” 


Rt. 862. 


Inrotulirung: Erffärung des Beklagten, daß er bie ihm zu⸗ 
geitellte Klage verloren babe, 


Eutſch. vom 14 September 1859, Nr. 10216 CBeftätignn der Decrete der 
Prätur Pordenoue v. 10. April 1859, Nr. 2535 unb des B. 2. G. Venedig 
v. 15. Juni 1859, Wr. 10361). G. 3.1860, Ne, 27. 

In einem mündlich verhandelten Rechtsſtreite, welcher nach Er⸗ 
flattung der Replik viele Jahre hindurch liegen geblieben war, begehrte 
ber Kläger die Wiederaufnahme des Verfahrens, und da der Beklagte 
bie zur Abgabe der Duplik angeordnete Tagfagung nicht befuchte, fo 
wurde auf Anlangen des Klägers von dem Gerichte eine Tagſatz ung 
zur Einlegung der Acten ausgefchrieben und der Bellagte unter An- 
brohung einer Gelvftrafe von 10 fl. (8. 318 weſtg. ©. O. Bergl. 
Refol. v. 11. Sept. 1784 Nr. 335 lit. 1.) aufgefordert, zu dieſem 
Behufe die ihn zugeftellte Klageſchrift nebſt den Beilagen derſelben 
mitzubringen. Er erflärte bei dieſer Tagſatzung fowohl, als bei ber 
neuerding® vertagten Verhandlung, daß er die Klageſchrift nicht vor⸗ 
legen fünne, weil biefelbe und vie Beilagen entweder bei ber Ver⸗ 
wealtungsbehörte (der fie vor zehn Jahren, als es ſich darum handelte, 
ven Proceß durch Einfchreiten derſelben auf gütlihem Wege auszu- 
gleichen, von ihm eingefendet worden) oder gelegentlich feiner Ueber 
ſiedlung in einen andern Wohnort verloren gegangen feien. Der Kla⸗ 
ger, welcher feinerfeita nicht in der Lage war, das ihm zurädgeftellte 
Duplum der Klageſchrift einzulegen, ba er dasſelbe verloren hatte, 
verfuchte den Beklagten zu bewegen, daß er den vom Kläger auf 
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bewahrten Entwurf ver Klageſchrift als Klagelibell gelten laſſe und bie 
Einlegung desſelben geftatte; allein der Beklagte ließ fi hierzu nicht 
berbei. Die Thatjache des Berluftes der dem Beklagten zugeftellten 
Klagefhrift wurde übrigens von dem Kläger abgeleugnet und von dem 
Gegner nicht bewiefen. 

Ueber diefe Verhandlung entſchied das Gericht, daß der Beklagte, 
obgleich zur Vorlage der ihm zugeftellten Klagebeilagen durch das Geſetz 
verpflichtet, weder hiezu, noch zur Vorlage der Klagefchrift ſelbſt mit- 
telft Strafen genöthigt und nur dem Gegner das Klagerecht auf Erſatz 
feines allfälligen Schadens vorbehalten werden könne. Unter Einem 
beftimmte das Gericht einen anderen Tag zur Aufnahme des Actenver- 
zeichnifjes und Einlegung der Klagefchrift und ihrer Beilagen durch den 
Kläger. Dieje Berorbnung wurde damit begründet, daß einerfeits die 
Berpflihtung ver Partei zur Einlegung der ihr zugeftellten Acten nad) 
8. 318 weitg. ©. D. auf die Beilagen befchränft fei und ſich nicht auch 
auf die Proceßſchriften beziehe, und anderjeit die Behauptung des Be- 
klagten, daß ihm die Beilagen der Klagen abhanden gelommen, burd) 
das jahrelange Kiegenbleiben des Proceſſes und durch die während dieſer 
Zeit an die Verwaltungsbehörde gefchehene Mittheilung der Acten hin— 
reichend gerechtfertigt werbe, und daher der Beklagte zwar für die Nicht. 
erfüllung feiner Schuldigkeit, diefe Beilagen vorzulegen, beziehentlich für 
ben dem Gegner daraus entftehenden Schaden demſelben verantwortlid) 
bleibe, allein zur Borlegung felbft, da fie ihm unmöglid geworben, 
nit dur Zwangsmittel angehalten werben könne. 

Tas Oberlandesgericht beftätigte die erftrichterliche Entſcheidung 
wit einfacher Berufung auf die vorhin angeführten Gründe derfelben. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf den gegen die gleihförmigen 
untergerihtlichen Verordnungen ergriffenen Recurs des Klägers, und 
zwar in Erwägung, daß die Untergerihte, indem fie den vom Bellagten 
behaupteten Berluft der ihm mitgetheilten Acten und fomit die für ihn 
entftandene Unmöglichkeit, diefelben vorzulegen, als hinreichend bewiefen 
erachteten, eine offenbare Ungerechtigkeit oder Ungejeglichleit nicht be= 
gangen haben, da die Berluftangabe desfelben, vorzüglich in Anbetracht 
des feit ver Zuftelung der Acten an den Bellagten verftrichenen viel« 
jährigen Zeitraumes, eben jo viel Glauben verbiene, als die Behaup⸗ 
tung des Klägers, daß ihm die Duplicate der einzulegenden Acten 
gleihfal8 verloren gegangen feien. 


Glaſer, Unger und Walther, Entſch. II. 25 
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Irrige Angabe einer gefesten Nummer in bem Lottozettel. 


Entf. v. 20. Sept. 1859, Nr. 10548 tn des Urtheils der Brätur 
Bicenza vom 28. April 1 1859, Nr. bänderung des lrtheild des 
O. L. G. Venedig v. 6. Inli 1809 Mr. 10435). Eco d. Trib. 1859, 


A feßte feit längerer Zeit in ber Lottocollectur des B ſtets auf 
die Zahlen 19, 30, 36; anftatt fie anzufagen, überreichte er jedesmal 
dem Sollecteur ben [etsten Einlagſchein, worin die beſagten drei Zahlen 
eingeſchrieben waren, und dieſer notirte das neue Spiel auf die näm⸗ 
lichen Zahlen. Einmal aber beging der in der Collectur angeftellte 
Manipulant das Verſehen, in dem Originalfcheine ftatt der Zahl 30, 
bie er in dem bei der Collectur aufbewahrten f. g. Gegenfcheine richtig 
notirt hatte, die Zahl 20 einzufchreiben; er übergab biefen Schein dem 
A, welcher den Berftoß nicht bemerkte und nad) der Ziehung, in der bie 
Zahlen 19, 30 und 36 gezogen wurden, fich bei der Collectur meldete, 
um ben vermeintlihen Ternogewiun in Empfang zu nehmen. Da wurbe 
der Irrthum entvedt und von dem Collecteur B die Auszahlung des 
Geldes verweigert. Nachdem A auf feine Bitte um Auszahlung von 
dem Finanzminiſterium ven Beſcheid erhalten hatte, daß er gegen B ben 
Proceßweg betreten möge, belangte er denſelben auf Zahlung von 468 fire, 
d. i. der Summe, um welde der dur das Verfehen ihm entgangene 
Ternogewinn den Betrag des mit den gezogenen Zahlen 19 und 36 er- 
zielten Ambogewinns überftieg. 

Das Gericht erfter Inftanz verurtheilte ven Beflagten zur Zah- 
fung der Hälfte ver ‚geforderten Summe, aus folgenden Gründen: „B, 
als Uebernehmer einer Lottocollectur, ift zu ber bei dieſem Gefchäfte 
nöthigen Aufmerkſamkeit und Sorgfalt verpflichtet, und wenn er felbft 
es daran entftehen ließ oder zur Beforgung der Geichäfte untlichtige, der 
nöthigen Aufmerkſamkeit unfähige Leute verwendete, fo haftet er nad 
8 1299 in Berbindung mit 8. 1315 a. b. ©. 2. für ven Schaden, der 
aus feiner oder aus feiner Leute Unachtfamleit einem Dritten erwachſen 
ift. Nach diefen allgemeinen privatrechtlichen Beftimmungen im Zufam- 
menbange mit den Vorjchriften des LXottopatentes vom 22. Juni 1817 
bat der Collecteur vor Allem die Pflicht, die gefpielten Zahlen genau 
und richtig in dem Einlagsfcheine und dem Gegenfcheine einzutragen und 
aufmerkſam darauf zu fehen, daß bei dieſem Eintrag Fein Verſtoß be- 
gangen werde; und biefe Pflicht ergibt fich noch deutlicher aus dem 
Art. 4 der Inftruction vom 27. September 1817, welcher zur Ber- 
hütung ſolcher Berftöße dem Collecteur vorjchreibt, deu Parteien die in 
beiden Scheinen notirten Zahlen zu zeigen und laut vorzulefen, damit 
ſelbſt ſchriftunkundige Spieler fidh von dem ‚richtigen Eintrag der gefpielten 
Zahlen überzeugen können. Da num im vorliegenden alle die er- 
wähnte Vorſchrift des Art. 4 der Inſtruction außer Acht gelaffen und 
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dadurch die Entdeckung und Berichtigung des beim Eintrag der Zahlen 
im Einlagsſcheine unterlaufenen Berſehens verhindert wurde, ſo muß 
der Gewinnsverluſt des Klägers allerdings einer offenbaren Nachläſſig- 
teit des Bellagten oder feines Manipulanten zugejchrieben werden, für 
welche nach ven angeführten Grundſätzen der Beklagte dem Beihädig- 
ten einfteht. Andererſeits bat aber der Kläger felbft den erlittenen 
Scharen zum Theil verfehulvet ; denn, mag er auch des Leſeus unfundig 
fein, fo war er doch immerhin in der Rage und ſchuldig, zu wiſſen, daß 
der Collecteur gemäß der zur Richtſchnur für das Publikum in jeder 
Sollectur angefchlagenen Inftruction vom 27. September 1817 ver- 
pflihtet war, ihm die in beiden Scheinen eingetragenen Zahlen anzu- 
fagen; und indem er nun im Bertrauen auf die Genauigkeit des Mani- 
pulanten, ohne ihn hiezu aufzufortern, ven Einlagfchein in Empfang 
nahm, unterließ der Kläger felbft eine Vorficht, Die von Jedermann bei 
gewöhnlichen Fähigkeiten angewendet werben fonnte. Da ſomit bei der 
erlittenen Beſchädigung neben dem Verſchulden des Beklagten auch von 
feiner Seite ein Verſchulden eintrat, fo trägt er nah $. 1304 a. b. ©. 
B. mit dem Bellagten den Schaden verhältnißmäßig und zwar, ba fich 
das Verhältniß nicht anders beftinnmen läßt, zu gleichem Theile.“ 

Das Oberlandesgericht verurtheilte ven B zur Bezahlung der 
vollen Klageſumme, weil nad) feiner Anficht der entftandene Schade in 
Folge der Bernadläffigung der im Art. 4 der Inftruction vom 27. Sep» 
tember 1817 enthaltenen und im Art 19 ebenvort den Collecteurs ein- 
gefhärften Vorjchrift von dem Beklagten allein verfchuldet wurde. 

„In Erwägung, daß der Kläger im Procefje feine (bei einem 
Habituellen Lotteriefpieler wohl auch unwahrſcheinliche) Unfenntnig der 
arabifhen Zahlen mit Beftimmtheit nicht behauptet Hat, folglich, unter 
‚ver immerhin berechtigten Vorausſetzung des Gegentheils, felbft in 
der Tage gewefen wäre, buch Einfihtnahme von dem Einlagsſcheine fi 
fofort zu überzeugen, ob die Zahlen, die er fpielen wollte, darin richtig 
notirt waren oder nicht, daß er aber, hievon auch adgefehen, jedenfalls 
von dem im Geſetze (mit defjen Unfenntnig fi Niemand entſchuldigen 
darf) ihm eingeräumten Nechte, fi vom Collecteur die notirten Zahlen 
vorlefen zu laffen, Gebrauch zu machen hatte, um fo mehr, da ihm wie 
Jedermann befannt fein mußte, wie leicht auch ber verläßlichſte Schrei- 
ber einen Verftoß begehen kann”, und mit Berufung auf die von der 
erften Inftanz hinausgegebenen Gründe, bat der oberfte Gerichtöhof das 
erftrihterliche Erkenntniß beftätigt. 


25* 
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Nr. 864. 


Behandlung einer nah Ablauf der hiezu offen gehaltenen 
Friſt überreichten Liquidirungsflage, 


eutih. D v. 20. September 1859, Nr. 10671 (Beftätigung des Decrets bes 

88 6. Wien v. 11. Juni 1859, Nr. 44872, Abänderung bed Decretö des 

G. Wien v. 19. Sati 1859, Nr. 7032). ©. 3. 1859, Nr. 152. 
®. 5. 1860, &. 59 fi. 


Nr. 865. 


Befreiung des der Execution ſich anfchliegenden Gläubigers 
vom Erlag der Yeilbietungs-aution. 


Entf 20. September 1859, Nr. 10690 (Beitätigung der Decrete 
des B. 6. Karolinentbal v. 20. Ani 1859, Nr. 11619, und de er 8 G. 
Prag v. 13. Juli 1859, Nr. 12140). ©. 3. 1859, Nr. 1 


A, welchem die Feilbietung eines Grundſtückes feines Schuloners 
bewilligt wurde, beſchwert fi) darüber, daß B, ein anderer Oläubiger 
des letztern, welcher fih der Execution anſchließt, von dem Erlag der 
Veilbietungscaution entbunden wurde. Seinem dagegen gerichteten a. o. 
Reviſionsrecurs bat der oberite Gerichtshof, „in Erwägung, daß dem B 
rechtskräftig der Beitritt zu der vom A eingeleiteten, im Zuge ber Beil: 
bietung befindlichen Execution eingeräumt wurde, und in der Erwägung, 
daß wenn A mit Beziehung auf feine Eigenfchaft als Erecutionsführer 
die Befreiung von dem Erlage eines Vadiums zum Behufe der An- 
nahme eines allfälligen Kaufanbotes feinerfeitd in Anſpruch nahm, eine 
gleiche, vom concurrirenden Erecutiondführer B erwirfte Begünftigung 
weder die Beeinträchtigung eines erworbenen Rechts des erfteren, nod) 
eine dem Zwede der Erzielung eines möglichft vortheilhaften Berkaufes 
und der Befriedigung ber Erecutionsführer offenbar zuwider laufende 
Derfügung enthält, noch fonft eine offenbare Verlegung eines Geſetzes 
in fi ſchließt,“ — feine Folge zu geben befunden. 
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Nr. 866. 


Degriff der ordentlichen Verwaltung: Vermiethung eines | 
Haufes auf eine längere als die ortsübliche Zeit. 


Entid. v.20. September 1859, Mir CH >. eftätigung des Urtheils des 
$. 8. Hernald v. 1. Auguſt 185 8, Abänderung des Urtheils 
8 O. L. G. Wien nv. 24. ah 1850, Mr 8ig2). ©. 3.1860, Nr. 25. 


Die B war Miteigenthümerin und Verwalterin eines außerdem 
nod dem C und ben minberjährigen Kindern ber B gehörigen Haufes; 
fie hatte dem A diefes Haus für mehrere Jahre vermiethet; die an- 
deren Miteigenthümer kündigten jedoch den Miethvertrag. A berief 
fih auf den mit der B gejchloffenen Vertrag, zu deſſen Abſchluß, de 
er einen Öegenftand der orbentlichen Verwaltung bilde, die B befugt 
geweſen jei. 

Die erfte Inſtanz fand die Auflündigung zu Hecht beftehend, 
weil die B, da fie nicht Allein - Eigenthüümerin war, nad $. 828 
a. 5. ©. B. mit dem ganzen Haufe, als einer gemeinfchaftlihen Sache, 
nicht nach Belieben fchalten, auch Feine Veränderung mit vemfelben 
vornehmen durfte, wodurch über die Antheile ver andern Intereffenten 
verfügt wird. Sie hätte zu dem Vertrage die Zuftimmung berjelben 
und bie vormundfchaftliche Genehmigung erwirken follen. Der Umſtand, 
baß fie dad ganze Haus verwaltete, konnte ben A nicht zu der faljchen 
Schlußfolgerung berechtigen, daß fle als Berwalterin auch befugt fei, 
folhe Veränderungen vorzunehmen, die nicht nah 8. 833 a. 5. ©. 2. 
die ordentliche Verwaltung und Benügung desſelben betreffen. 

Dagegen hat bie zweite Inftanz die Auffünbigung für unftatt- 
haft erflärt; denn die Bermiethung siner Wohnung ift ein Gegenftand 
der ordentlichen Berwaltung eiued Hauſes und wird gewöhnlih von 
Jenem — Aominiftrator, Infpector oder Miteigenthümer — der die 
Verwaltung führt, vorgenommen. Die B, als Verwalterin des Hauſes, 
war alſo zur Abſchließung des Miethvertrages infoferne berechtigt, 
als verfelbe blos die Miethe betrifft, und es bedurfte in dieſer Rich⸗ 
tung, indem fie zugleich als Vormünderin ihrer Kinder erfiheint, der 
Miethvertrag feiner obervormundfhaftlihen Genehmigung, da nad 

233 a. 6. ©. B. die zum ordentlichen Wirthfhaftsbetriebe ge- 
Hörigen Gejcäfte biesfall8 ausgenommen find. Haben daher die Mit- 
eigenthümer ihr die Verwaltung überlafien, fo erfcheint dieſelbe zur 
Bermiethung berechtigt, und es muß der von ihr abgefchloffene Mieth- 
vertrag auch ihnen gegenüber um jo mehr als giltig angefehen werben, 
als fie felbft nicht behaupten, daß jie mit B einen Miethvertrag abge- 
jchloffen haben. 

Nun ergriffen die Auflünder den Nevifionsrecurd, dem vom 
oberften Gerichtshofe auch Folge gegeben wurde, indem zwar bie ge- 
wöhnlihe Vermietung zum orbentlichen Wirthichaftöhetriebe gehöre, 
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nicht aber auch Jene auf eine längere als bie ortsübliche Zeit, beſonders 
auf mehrere Jahre, und auf eine folhe ver $. 833 a. 6. ©. B. nit 
anwendbar fei. Auch reihe ver 8. 189 des Patentes vom 9. Auguft 
1854 Nr. 208 nur die gewöhnlichen Vermiethungen unter die Geſchäfte, 
welche zum orbentlichen Wirthſchaftsbetriebe gehören und zu denen aljo 
einem Bormunde die Berechtigung im Allgemeinen gegeben werben barf. 


tr. 867. 


Verhältniß des gejeglichen Alimentationsanfpruches der ge- 
ſchiedenen Ehegattin zu dem bei der Scheidung getroffenen 
vermögensrechtlichen Webereinfommen. 


Entid. v. 21. Sehtember 1859, Nr. 9682 (Beitätigung des das Urtheil des 
2. G. Wien v. 23. November 1858, Nr. 001, abanderuden Urtheils des 
O. L. G. Wien v. 6. April 1859, Nr. 2156). G. 3. 1860, Nr. 7. 


Die Eheleute B hatten bei ihrer einverſtändlichen Scheidung andy 
ein Uebereintommen über vie Alimentation ver Gattin, welcher auch vie 
Kinder überlaffen wurden, getroffen. Später mwurben der rau wegen 
ihres unfittlihen Lebenswanveld die Kinder abgenommen; die Beltim- 
mungen bed Webereinfommens waren dadurch unanwenbbar geworden 
und wurden aufgehoben erflärt. Die Frau klagt nunmehr auf Leiftung 
ver Alimentation auf Grund des 8. 91 a. b. G. B. Mit viefem Be- 
gehren ward fie in erfter Inftanz aus folgenten Gründen abgewiefen: 
„Im Yale einer einverftändlihen Scheidung konnte nach den früher gel- 
tenden Vorfchriften des a, b. ©. B. über vie Vermägens- und Unter: 
haltsfrage fein Streit zwifchen den Eheleuten ftattfinden, weil nady 
8. 105 die einverftändliche Scheidung nur dann bewilligt werden konnte, 
wenn bie Ehegatten auch über die Bedingungen in Abſicht auf Ver- 
mögen und Unterhalt mit einander einverftanden waren. Nach diefem. 
Grundſatze ift auch vom Bezirlögerihte am 10. December 1853 die 
Scheidung zwiſchen den Eheleuten B bewilligt und mit volllommenem 
beiberfeitigen Einverftändniffe der Vergleich über die Auseinanderfegung 
ihres Vermögens und den zu verabreihenden Unterhalt abgefchlofien 
worden. Dutch rechtskräftiges Urtheil vom 10. Juli 1857 wurden die 
Punkte 2, 4, 6 und 10 dieſes Vergleiches annullirt und wurde erkannt, 
daß der. Amalia B aus dieſem Bergleiche Fein Alimentationsanſpruch 
gegen ihren Gatten zuftehe, und es tritt num der Fall ein, daß eine frei- 
willig geſchiedene Ehegattin, wie bei einer Scheidung ohne Einver- 
ftändniß, den ihr nach dem Geſetze gebührenven Unterhalt im Nechts- 
wege von ihrem Gatten anfpridt, ein Fall, der im allgemeinen bürger- 
lihen Gefegbuche, weldyes bei einer einverftänplichen Scheidung jeden 
Streit Über Vermögen und Unterhalt gänzlih ausſchließt, nicht vor- 
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gefehen if. Es muß daher nach $. 7 bei Entſcheidung gegenwärtigen 
Rechtsſtreites auf ähnliche, in den Geſetzen beftimmt entſchiedene Yälle 
und auf die Gründe anderer damit verwandten Geſetze Rückſicht genom- 
men werben. Der zunächſt ähnliche Fall ift in den 88. 108, 117 und 
1264 enthalten, welche worjchreiben, wie der Richter im Falle einer un- 
freiwilligen Scheidung über die VBermögensfrage entjcheiven fol. Diebei 
ift nad 8. 1264 vor Allem die Unterfcheivung wefentlich, ob fein ober 
jeder oder nur ein Theil an der Scheidung Schuld war. Mit Rüdfict 
auf diefe Unterfcheidung und den unangefochten gebliebenen Punkt 12 
des Vergleiches, wornach beide Gatten fih fein Verſchulden an der 
Scheidung beilegten, könnte die Ehegattin nach $. 1264, da Ehepacte 
nicht beftanden, nur dann den angemefjenen Unterhalt begehren, wenn fie 
allein der ſchuldloſe Theil wäre, was jedoch dem Vergleichspunkte 12 
widerfpridht. Für diefe Anficht fpricht auch der Grund des Geſetzes, der 
in folden Streitigkeiten nur dem ſchuldigen Theile Berpflichtungen 
gegen ven ſchuldloſen auferlegt, im Yalle gleiher Schuld oder Schuld⸗ 
loſigkeit aber die beiverfeitigen Verpflichtungen gegeneinander aufgehoben 
haben will. Aus diefen Gründen mußte das Mägerifche Begehren ab- 
gewiefen werben. Uebrigens muß aber auch ber abgefchlofjene Vergleich 
nad 8. 1380 als Neuerungsvertrag angefehen werden. Nach $. 1377 
hat dadurch die vorige Hauptverbinplichkeit aufgehört und die neue zu- 
gleich ihren Anfang genommen. Was Klägerin nämlich früher aus dem 
Titel des Gefeges von ihrem Manne zu fordern hatte, war ih ein ver⸗ 
tragsmäßige® Recht übergegangen. Daß durch Aufhebung dieſes ver- 
tragsmäßigen Rechtes das früher beftandene aus dem Geſetze nicht wie- 
ver auflebt, kann mit Rüdficht auf die Mare Beftimmung des 8. 1377, 
nad) welcher bei jedem Neuerungsvertrage bie frühere Hauptverbind- 
lichkeit aufhört, d. i. rechtsunwirkſam wird, wohl keinem Zweifel unter- 
liegen; e8 konnte daher auch in diefer Beziehung dem Begehren der Klä- 
gerin Teine folge gegeben werben. 
Das Oberlanvesgericht erkannte der Klägerin die Alimentation 
zu und dieſes Urtheil wurbe vom oberften Gerichtöhofe beftätigt, „in 
Crwägung, daß die eheliche Gemeinfchaft zwiſchen den heutigen Streit- 
theilen mit dem gerichtlichen Bergleihe vom 27. October 1853 einver- 
fländlich mit dem ausdrücklichen Beifage im 12 Art. aufgehoben wurde, 
daß beide Ehegatten ſich kein Verſchulden an dieſer Scheivung beilegen ; 
in Erwägung, daß durch Urtheil vom 10. Yuli 1857 der erwähnte Ber- 
gleich in den Art. 2,4, 6 und 10 für aufgehoben und unwirkſam erflärt 
wurde, welche die Berfügung über die vom geſchiedenen Gatten zu ver- 
abreichenden Unterhaltskoften (je nach dem Umſtande, als bie Klägerin 
Beide, Eines oder Keines der ihr überlafjenen Kinder zu verforgen hatte) 
enthielten; in Erwägung, daß die Klägerin durch dieſes Urtheil wohl 
ihren rechtlichen Anfpruch aus den damit aufgehobenen Bergleichöbeftim- 
mungen verloren, allein deßhalb nicht aufgehört hat, vie Gattin des Ge⸗ 
Hagten zu fein und daher nach dem Ausfpruche des 8. 91 a. b. G. 82. 
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ben gefeglihen Anſpruch wenigftend auf den nothwendigen Rebensunter- 
halt von dem gefchiedenen Gatten bewahrt; in Erwägung, daß die be- 
gangene unfittlihe Handlung, welche die Beftrafung der Klägerin ver- 
anlaßte und fie der Rechte aus dem Vergleiche vom Jahre 1853 durch 
das erwähnte Urtheil vom Jahre 1857 verluftig machte, doch ihre 
Eigenfchaft als Ehegattin des Gellagten nicht ändert und daher den da⸗ 
mit verbundenen gefeglichen Anſpruch nicht aufheben kann; in Erwä- 
gung, daß auch die mangelnde im folgenden 8. 92 vorgefehene Gegen- 
feitigleit von Seite ver Klägerin fie dieſes ihres gefeßlichen Anſpruches 
nicht berauben Tann, da die Bedingung und Form dieſer Gegenleiftung, 
ber gemeinfchaftliche Haushalt, ja mit Einwilligung des Geklagten felbft 
vor ſechs Jahren aufgehoben worden ift und zwar ohne ein Verſchulden 
von ihrer Seite.” 


Nr. 868. 


Gerichtsftand für Klagen auf Aufhebung von Beftandver- 
trägen vor der bebungenen Zeit. 


Entie. v. 21. September 1859, Nr. 10620 (Beftätigung des dad Decrei 
des 8. ©. Veroua v. 28. Mai 1859, Nr. 9471, abändernden Decretes 
dei D. % ©. Venedig v. 28. Juni 1859, Nr. 11388). ©. 3. 1860, Nr. 20. 


Der Verpächter mehrerer Srunpftüde hatte gegen feinen Pächter, 
wegen verzögerter Bezahlung des Pachtſchillings (F. 1118 a. b. G. B.), 
vor Ablauf der vertragsmäßigen Pachtzeit bei dem Landesgerichte in 
Berona die Klage auf Aufhebung des Beſtandvertrages und Zurück⸗ 
gabe der Grundſtücke angeftellt. Der Bellagte wendete die Unzuftän- 
digkeit des angerufenen Gerichtes ein, indem er behauptete, daß viel- 
mehr die Stadtprätur in Berona das competente Gericht fei. Da bie 
Grundſtücke in dem Jurisdictionsbezirke der Stabtprätur liegen, fo 
ergebe ſich ſowohl aus 8. 3 des a. b. Patentes vom 18. Juni 1837 
über das DBerfahren bei Kündigung der Beftandverträge im lomb. 
venez. Königreiche, als aus den SS. 1 lit. c und 6 der k. Berorbnung 
vom 31. März 1850 R. ©. B. Nr. 126 über das ſummariſche Ber- 
fahren in @ivilftreitigfeiten in den befagten italienifchen Landestheilen 
allerdings die Competenz ber Stabtprätur zur Verhandlung und Ent- 
ſcheidung des fraglichen Nechtöftreites, wogegen nad den 88. 12 und 
15 ver Iurisdictionsnorm vom 20. November 1852 biefür die Zuftän- 
digkeit des RandesgerichtS begründet wäre. In der Trage nun, ob fich 
die Competenz nach ven gefeßlichen Vorfchriften vom Jahre 1837 und 
1850 oder nad) jenen ber Yurisbictionsnorm von 1852 beftinme, folgte 
das Landesgericht der erften Meinung und ſprach feine Unzuftänbigkeit 
aus, Das Oberlandesgericht hingegen verwarf die vom Bellagten vor- 
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gebrachte Einwenbung der Incompetenz, und zwar auf Grund des Ar- 
tikels V der Einführungsverorbnung zur Jurisdictionsnorm vom 20. ' 
November 1852, welcher ausdrücklich verorbnet, daß mit der Wirkfam- 
feit dieſes Geſetzes alle im lomb. venez. Königreiche früher beftandenen 
Borfchriften über die Gerichtszuftändigkeit in bürgerlichen Rechtsſachen 
außer Kraft zu treten haben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entjcheivung des Ober- 
landesgerichtes mit Berufung auf deſſen Begründung. 


Nr. 869. 


Erforderniffe der Eigenthums-Pränotation des Erftehers einer 
Realität. 


Entid. v. 21. © tember 1859, Nr. 10678 Oenätigung De des dad Decret 
der 8 Pro ag. © September 1858 bändernden De⸗ 
cretes des D. Brüuuv. 11. Mei Mei abe, Rr. 3490). ©. 3. 1860, 


Nr. 870. 


Behandlung eines einverleibten Nutnießungsrechts bei der 
erecutiven Feilbietung des Grunditüdes und der Vertheilung 
des Kaufſchillings. 


ar A „oeptember 1859, Wr. 10040 (Au ebung ber Deerete de 
8 25. Jänner 1859, Nr. 15081, s O. 
Prag v. — pri 1856) Nr. 7856 und 7857). e * Es 6. 345 fi. 


Auf dem ganzen Befigftande — x war zu Öunften des A und 
feiner bereits verftorbenen Gattin M das lebenslängliche Nupniegungs- 
reht ($ 509 a. 6. ©. 3.) grundbücherlich eingetragen. In Folge 
geführter Execution wurbe das dem E gehörige Drittheil von — x um 
das Meiftbot von 9560 fl. von B eritanden. In den Yeilbietungs- 
bedingniffen war von dem Nutnießungsredht des A keine Erwähnung 
gemacht. Bei der Tagfahrt zur Vertheilung des Kauffchillings kam nun 
die Frage der Berechnung und Zuweiſung des Nutznießungsrechtes zur 
Verhandlung. A beanfpruchte mit Berufung auf die öffentlichen Bücher 
die Zuweiſung des ganzen Rechtes in natura. B-berief ſich Dagegen auf 
die Feilbietungsbedingniſſe, worin es ausdrücklich hie: Eigenthum, 
Nutzungen und Laſten übergehen an den Erfteher vom Feilbietungstage, 
und verlangte demgemäß vollftändige Uebergehung reſp. Löſchung bes 
Nutznießungsrechtes. 

Die erſte Inſtanz erkannte: „Da das lebenslängliche Nutz⸗ 
nießungsrecht des A zwar (ber Hälfte nah) als zu Recht beftehenv 
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anerkannt werden muß, anderſeits jedoch Eigenthum und Nutzungen der 
verſteigerten Realität nach dem 4. Abſatz der in Rechtskraft erwachſenen 
Feilbietungsbedingniſſe gleich nach erfolgtem Zuſchlag auf den Erſteigerer 
übergehen, ſo wird vorbehaltlich einer gütlichen Einigung nach eingetre⸗ 
tener Rechtskraft dieſes Beſcheides zur gerichtlichen Schätzung diefes 
Nutznießungsrechtes und zur Verweiſung des ſo ermittelten Geldwerthes 
desſelben auf das Meiſtbot in der entſprechenden Rangordnung ge⸗ 
ſchritten werden. Den nachfolgenden Tabularglänbigern wurde insbe⸗ 
ſondere bedeutet, daß ihnen nach Rechtskraft dieſes Beſcheides freiſtehen 
werde, um Abſchätzung des Nutznießungsrechtes des A und um die 
neuerliche Berechnung und Vertheilung des noch erübrigenden Meift- 
botes einzuſchreite. 

Die zweite Inſtanz verfügte, daß dem A das Recht der lebens⸗ 
länglihen Yruchtniefung an der Hälfte des erequirten Realitäten- 
antheil® in natura zuzuweifen fei und daß demzufolge die in der bücher⸗ 
lichen Rangordnung nachfolgenden Gläubiger nur bis zur Hälfte des 
noch unvertheilt gebliebenen Kaufſchillingsreſtes unbedingt, rückſichtlich 
der anderen Hälfte aber bevingt nah Erlöfhung des Nutznießungs⸗ 
rechtes des A zur Yahlung zuzumweifen fein. Gründe: „Nad 
Inhalt des vorliegenden Grundbuchsextractes war der Beſitz des 
dem Erecuten gehörig gewefenen und gerichtlich veräußerten Realitäten- 
antheils durch den bücherlich eingetragenen Vorbehalt des lebensläng- 
lichen Nutzgenuſſes feines Antbeiles für die Eheleute A und M be- 
ſchränkt und die Gläubiger des E konnten auf feinen Beſitz nicht mehr 
Rechte erwerben, als dem Legteren felbft zugeftanven find, und es iſt 
bezüglich ver Rechte ver Yruchtgenußberechtigten und ter nachfolgenden 
Gläubiger gleihgältig, ob das auf dem Beſitzblatt ver Realität als 
Beichränfung des Bejited des E vorgemerfte Nutnießungsrecht der 
Eheleute A und Mauch noch im Laftenftande einbezogen erjcheint ober 
nidt...... Auf den Umftand, daß nad) den Feilbietungsbeningniflen 
Nutzungen und Laften der Realität auf den Käufer überzugehen haben, 
kann um fo weniger Gewicht gelegt werben, als die Feilbietungsbeding- 
nifje überhaupt bie Rechte der bücherlich vorgemerkten Gläubiger zu 
beirren nicht vermögen und anderjeits ver licitatorifche Käufer durch den 
3. Abfag der Bebingniffe verpflichtet wurde, die haftenden Paifiven, 
ſoweit der Kaufſchilling reicht, zu Übernehmen. If nun durch bie zur 
Zeit ber Beflterwerbung des E beftandenen Gläubiger das für feinen 
Beſitzantheil erzielte Meiftbot nicht erfchöpft, fo muß ſofort das auf dem 
Befigblatt vorgemerkte Recht der Nutznießung zur Geltung kommen. 
Da jedoch dieſes Nutznießungsrecht für die Eheleute A und M haftet, 
die leßtere aber verftorben ift, ohne daß eine Uebertragung ihrer Nutz⸗ 
nießungsredhte auf A grundblicherlich erfichtlich ift, fo kann A für fi) 
nur auf ben ibm gebührenden Antheil der Nutznießung, d. i. an der 
Hälfte des veräußerten Nealitätenantheiles, Anfpruh machen. Inſo⸗ 
lange diefer Fruchtgenuß aufrecht befteht, kann auch der denfelben reprä- 
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fentirende Antheil an dem Kauffchillingsreft nicht zur Befriedigung ber 
Tabulargläubiger verwendet werben, welche daher nur unter der Be- 
dingung der Erlöfhung des Nutgenuffes zur Zahlung zuzumweifen find.‘ 

Der oberfte Gerichtshof hob die beiden unterrichterlihen Ent- 
ſcheidungen auf und trug dem Bezirksgericht auf, eine neue Tagſatzung 
zur Yortfegung der Verhandlung über die Vertheilung des Meiſtbotes 
anzuordnen, hiezu den Curator des E und die Tabularinterefjenten, ins⸗ 
bejondere aber ven A mit dem Bebeuten vorzuladen, daß berjelbe bei 
der Tagſatzung ven Geldbetrag, welchen er al& Entgelt für fein auf dem 
veräußerten NRealitätendrittel grundbücherlich haftendes Lebenslanges 
Nutznießungsrecht begehre, der Ziffer nach anzugeben habe; daß ihm 
jedoch in dem Fall, als er ber der Tagſatzung entweder einen foldhen 
Geldbetrag gar nicht angeben oder ſich hinfichtlich des ihm zugewiefenen 
Geldbetrags mit den feinem Rechte in der bücherlihen Rangordnung 
nachgehenvden Tabulargläubigern nicht einigen follte, beworftehen werde, 
in ter vom Zage der anberaumten Tagſatzung an laufenden Friſt von 
30 Tagen feine Klage auf Geltendmachung des ihm in Gelde zuftehen- 
den Erfages einzubringen, widrigend auf Begehren des einen oder an- 
dern Tabularinterefjenten der gelöfte Kauffchilling vertheilt, bet dieſer 
Vertheilung aber fein Nutznießungsrecht unbeadhtet bleiben wird. 
Gründe: „Bei der in Böhmen in Uebung ftehenden und gefetlih an- 
erfannten Rechtswirkung der grundbücherlichen Eintragungen genießt 
das in dem grunobücherlich einverleibten Kaufvertrage.... für A vor« 
behaltene lebenslänglihe Nubniegungsreht das bücherliche Pfandrecht; 
dasfelbe muß daher, fo lange es in den Grundbüchern nicht gelöfcht tft, 
bei Bertheilung des Kaufſchillings als ein bücherlihes Baflivum vom 
Richter angefehen und behandelt, kann fomit keineswegs übergangen 
oder auf das blos einfeitige Begehren eines oder des andern Tabular- 
gläubiger8 aus den Grundbüchern gelöfcht werben. Da jedoch das eine 
Drittheil der Realität im Erecutiouswege veräußert worden ift, ber 
Käufer desſelben aber nach ben beftehenden Gefegen zu nichts anderem 
als zur Bezahlung des Kauffchillings im Gelde und zur Uebernahme der 
ihm allenfalls in den kundgemachten Licitationsbedingniſſen ausprüdlich 
auferlegten anverweitigen Verpflichtungen verhalten werben Tann, fo 
kann in der Betrachtung, daß in den Licitationsbedingniffen von einer 
den Käufer verpfliitenden Webernahme des in Frage ſtehenden Nut- 
nießungsrechtes Feine Erwähnung gejhieht, ver nutzberechtigte A dieſes 
fein Recht nur aus dem gelöften Kauffchillinge, keineswegs aber an der 
Realität fordern, weil an deren Stelle nach dem Geſetz der Kaufſchil⸗ 
ing getreten ift, und das Eigenthum ver Realität mit den Nutzungen 
und Laſten an den Käufer übergeht, file die Tabulargläubiger aber 
nur der Kaufſchilling als Pfand für ihre Forderung erübrigt. Da 
“ nun ber Kaufjhilling nur in einem Gelbbetrag befteht, jo können aud) 
die Pfandberechtigten ihre Forberungen nur in Gelpbeträgen aus dem 
Kaufſchillinge Begehren. Diefer Forderungsbetrag muß daher, wenn er 
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in ben Grundbüchern nicht der Ziffer nach vorgefchrieben erfcheint, von 
den betreffenden Tabularinterefienten den anderen Tabulargläubigern 
gegenüber entweder inı gütlichen Vergleichs⸗ oder orbentlihen Rechts⸗ 
weg geltend gemacht und Liquid geftellt werden. Die Zeit, binnen 
welcher dieſe Tiquibftellung zu erfolgen hat, kann jevody nicht der bloßen 
Willkür des betreffenden Anfpruchitellers überlaffen bleiben, weil dadurch 
die Rechte der übrigen Gläubiger berührt und beeinträchtigt werben und 
weil die Hofdecrete v. 5. Jänner 1787 Nr. 621 9. ©. ©. sub s und. 
23. October 1794 Nr. 199 3. ©. ©. sub b (Weffely I Nr. 1294, 
1295) ven Richter verpflichten, dem Käufer jene Gläubiger, die er aus 
dem angebotenen Preife nad) der unter ihnen beftehenben Ordnung zu 
bezahlen hat, namhaft zu machen; weil e8 daher auch, wie es im 2. Ab]. 
des Hofdecrets vom 16. September 1825, Nr. 2132 9. G. ©. (Weſ⸗ 
jely I Nr. 1298) in einem Falle Hinfichtlic ber Beftimmung des 
Quantums einer Forderung angeveutet wird, dem Ermeflen bed Rich⸗ 
ters zufteht, zu bejtimmen, auf welche Art das Quantum ber in ber 
Ziffer unbeftimmten Forderung liquid zu ftellen fei. Im vorliegenden 
alle ift e8 nun Sache des A, welder blos einen Theil des im Gelde 
beftehenden Kauffchillings anfprechen kanun, biefen feinen Anfprud in 
quanto zu ftellen und wenn bie intereffirten andern Tabulurgläubiger 
denfelben nicht auf gütlihem Wege anerkennen, auf gerichtsordnungs⸗ 
mäßige Weife durch eine lage liquid zu ftellen. Zur Einbringung biejer 
Klage ftellt fih die Frift von 30 Tagen als entſprechend var, und es 
muß für den all, wenn dieſe Friſt nicht eingehalten wird, die Sanction 
der Nichtbeachtung des Anſpruchs gefeglich werben, weil. bier offenbar 
die Analogie des Aufforberungsprocefies eintritt, nad 8 69 a. G. O. 
aber bie ZOtägige Einredefriſt zur Einbringung der aufgeforderten Klage 
zu beſtimmen und nach 8. 68 a. G. O. die Auferlegung des ewigen 
Stillſchweigens für den Fall der Nichteinbringung der Klage anzu⸗ 
drohen iſt.“ 


Nr. 871. 
Unzuläfftgleit der Pränotation eines notariell beglaubigten, 


aber nicht mit der Beftätigung der ordentlichen Buchführung 


verfehenen Buchauszuges. 


Eutſch. v. 37. September 1250, sen 10878 —— der Zeget des 
B. G. —X lv. 24. M — jr. 180 und rag 
nguft 1859, 1370 & $. 1859, 6 A 
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Nr. 872. 


Ceffion einer Forderung nach erfolgter erecutiver Einant- 
wortung derfelben: Einfluß derfelben auf die Execution 
gegen ben urfprünglichen Schuldner. 


— v. F Eee aD, Nr. 10997 (Beitätigung ded Decretd des 
v. 11. Anguft 1 Nr. 8118, Abänderung des Decretes 
Al u "göien d 4. — 1850, Nr. 8454). G. 3.1860, Nr. 183. 


A batte an B eine rechtöfräftige Wechjelforderung pr. 1836 fl. 
und erwirkte zur Tilgung berfelben die executive Pfändung und Ein- 
autwortung einer Rauffchillingsfumme pr. 3000 fl., welde B an die 
H'ſchen Eheleute zu ftellen, hatte, nad Maßgabe feiner Forderung 
fammt Nebengebühren. Dieſer Erecutionsact wurde durch Zuftellung 
ber gerichtlichen Erlebigung an alle drei Parteien im Auguft 1857 
vollzogen; eine Anmerkung auf dem Kaufvertrage, welder der For⸗ 
berung pr. 3000 fl. zu Grunde lag, fand jedoch nicht Statt. Trog 
biefer Einantwortung cebirte B die ganze Forderung pr. 3000 fl. am 
10. October 1858 an X, welder fie den H’fchen Eheleuten fofort 
fünbete und im Klagewege einzutreiben verfuchte. Unter diefen Um- 
ftänden hielt ſich A durch die erwirkte Pfändung und Einantwortung 
nicht mehr fichergeftellt, fondern fuchte wegen derjelben Wechſelforderung 
im April 1859 den erecutiven Wechfelarreft des B an, welcher aud) 
bewilligt und in Bollzug gefegt wurde. Nun trat B gegen den A Flag- 
bar auf und begehrte die Entlaffung ans dem Arrefte und die Sifti- 
rung jeder weitern Erecntion, da durch die eingangs erwähnte Einant- 
wortung feine Schuld getilgt fei. A verweigerte die Arreftentlaffung, 
da durch die unterbliebene Anmerkung auf dem SKaufvertrage die exe⸗ 
eutive Einantwortung nicht gehörig vollzogen wurde und durch Die 
neuerliche Cedirung der 3000 fl. an X diefe Forderung nad $. 319 
a. G. O. als ftreitig anzufehen fei, weßhalb aud die "H’fchen Eheleute 
bie ganze Summe pr. 3000 fl. zu Gericht erlegten. Das Wiener Han⸗ 
delögericht erfannte johin auf Siftirung jeder weitern Erecutionsfchritte 
und Arreftentlaffung. Das Oberlandesgericht änderte jedoch dieſe Ent- 
fheidung ab und wies den B mit feinem Begehren zurüd, ta durch die 
fpätere Cedirung der 3000 fl. an X Veranlafjung gegeben wurde, daß diefe 
Forderung dem A nun fomwohl von X, als aud) von den H’fchen Eheleuten 
ftreitig gemacht wird, weßhalb A auf Grund des 8. 319 a. ©. DO. und 
ver 3. M. V. vom 2. November 1858 Nr. 199 R. ©. BL. aller- 
dings berechtiget erfcheint, wider B weitere Erecution zu führen und 
gleichzeitig auch den Perfonalarreft zu erwirken. 

Dagegen beftätigte der oberfte Gerichtshof die. Entfeheidung ber 
eriten Inftanz, da weder der Rechtsbeftand der Forderung pr. 3000 fL, 
nod auch die von A erwirkte erecutive Einantwortung ftreitig fei, auf 
das Nechtöverhältnig zwifhen B und X, dann zwifhen X und den 
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H’ipen Eheleuten aber ber erfte Abſatz des 8. 319 a. ©. O. nidt be- 
zogen werben könne. 


Nr. 873. 


Schließung eines Kanfgefchäftes durch einen Minderjährigen. 
- Mängel der Bertragsurfunde. 


Eutſch. v. 28. September 1859, Nr. 2886 (Beitätigung des Urtheild des 

Stuhlgerichts Efaba v. 30. Auguft 1858, Nr. 735. Abänderung des Ur⸗ 

theild des O. L. ©. — * Derember 1858, Nr. 7687). Tribiine 
‚, Nr. 15. 


Der minderjährige A belangte den B wegen Lieferung von 250 
Metzen Weizen auf Grund eines fchriftlihen Vertrags, worin der Be- 
Hagte ihm die erwähnte Duantität Öetreide, ven Megen zu 9 fl. 30 kr., 
binnen zwei Wochen zu liefern verfprochen babe. Bei der Berhand- 
Iungstagfahrt, die nebft dem Kläger auch fein Vater als deſſen gefeß- 
licher Vertreter bejuchte, wendete ver Beklagte ein, daß der minorenne 
Kläger zur Schließung eines giltigen Vertrages nicht fähig war, daß 
auf der Bertragsurkunde deſſen Unterfchrift fehle und in der Urkunde 
der Kläger als Promilfar nicht genannt, fondern nur das Verſprechen 
bes DBellagten, das Getreide „in das Magazin des Handeldmannes 
zu liefern”, aufgezeichnet ſei. Der Vater des Klägers erklärte hierauf, 
daß er zum fraglichen Vertrag feine Einwilligung gebe. Das Gericht 
erfter Inſtanz erlannte nach dem Klagbegehren. Das Oberlandes- 
gericht wies, mit Zulaffung der Einwendungen des B, die Klage ab. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrihterliche Urtheil 
und bemerkte in ven Motiven, daß der Kläger, obgleich minderjährig, 
Rechte erwerben konnte, daß vom Bellagten die Schließung des Ver- 
trags und die Echtheit feiner auf der Vertragsurkunde erfihtlihen Un- 
terſchrift zugeſtanden wurde, und daß, nachdem vie Urkunde in ven Hän- 
ben des Klägers if, darüber, daß mit dem anonymen „Handelsmann“ 
der Kläger, alſo jene Berfon gemeint fei, welcher der Beklagte die Lie⸗ 
Ierung der 250 Metzen Weizen verjproden hat, Fein Zweifel obwal- 
ten Tann. 
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Nr. 874. 


Unzuläffigfeit des Haupteives über dem Delaten unbefannte 
Thatfachen. Bedeutung der Yormel: „meines Wiffens und 
| Erinnerns.“ 


Eutſch. dv. 28. September 1859, Nr. 5433 (Beitätigung der Urtheile des 
Gerichts der erften Saftang nad des O. L. ©. Preßburg v. 26. April 1859, 
Pr. 4361). ©. H. 1859, ©. 388. 


Die Kläger behaupten, e8 habe ber Auctor ver Beklagten ſich mit 
ihnen über die Novation eined Kaufvertrages geeinigt und tragen ben 
Beklagten darüber ven Haupteid auf. Alle drei Inftanzen erklärten 
viefen Haupteid für unzuläffig; der oberfte Gerichtshof bemerkt dar- 
über: „Selbft wenn bie diesfälligen Worte der Replik dahin gedeutet wer- 
den, daß Über die behauptete Novation der negative Haupteid den Be— 
langten aufgetragen wurde, fo Tönnte dieſes Beweismittel in dem vor- 
liegenden Falle, wo ven Belangten felbft die zu beſchwörenden Umftände 
nicht befannt find, nicht zugelafjen werden. Denn könnte einer Partei 
über Thatſachen, die ihr nicht befannt find und ſogar nad) der Angabe 
des Deferenten nicht bekannt fein können, der Haupteid aufgetragen 
werben, fo wäre der Delat unbedingt gezwungen, den aufgetragenen Eid 
feinem Gegner zurüdzufchieben, was ber Natur dieſes Beweismittels 
zumiverlaufe, indem es dem Delaten freigeftellt fein muß, den aufgetra= 
genen Haupteid anzunehmen ober zurüdzufchieben. Ya der Haupteid 
über die durch die Kläger behauptete Novation kann den Belangten nicht 
einmal in der Art aufgetragen und auferlegt werben, daß fie venfelben 
mit dem Beifage „ihres Wiffen® oder ihres Erinnerns““ ablegen. 
Denn die Ablegung des Haupteides mit biefem Beilage findet nur dort 
Statt, wo der Deferent angibt, daß bie zu beſchwörende Thatfadye dem 
Delaten befannt fei, oder wo aus ven Umſtänden gejchloffen wird, daß 
fie dem legtern befannt fein kann; nicht aber dort, wo aus der Angabe 
des Deferenten felbft mit Beitimmtheit hervorgeht, daß die fragliche 
Handlung dem Delaten unbelannt fei. In dieſem legtern Falle könnte 
der Delat nur fo viel ſchwören, daß ihm nicht belannt fei, ob fich jene 
Thatſache ereignet Habe oder nicht, was einerfeitd zu beſchwören ganz 
überfläffig ift, weil dies aus der Hägerifchen Angabe felbft unzweifelhaft 
hervorgeht, anbererfeit8 aber für die Enſcheidung bes Rechtsſtreites ganz 
unerheblich wäre, weil das Urtheil fi blos auf die formell erwiefene 
objective Exiftenz oder Nichteriftenz eines Factums gründen kann und 
gründen muß.“ 
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Exceptio plurium concumbentium. 


aid. v. 28. September 1859, Nr. 7485 —— 7 des das Urtheil 

des B. ©. Primiero v. 24, November 1858, Nr. 18608, abändernden Ur⸗ 

theils des O. L. G. Junsbruc ars 1859, Nr. 1022). G. 3. 
1] r. . 


Ein mit einer Paternitätöffage Belangter hatte, um ber Anwen- 
bung des $. 1328 a. 6. ©. B. zu entgehen, fi) darauf berufen, daß der 
Klägerin während des im 8.163 a. b. ©. 3. erwähnten Zeitraumes 
auch Andere beigewohnt haben. Die erfte Inftanz ließ den hierüber 
angebotenen Zeugenbeweis aus biefer Rüdficht zu. Die zweite Inſtanz 
nahm die Verführung als dargethan, erklärte die Beweisführung über 
jenen Umftand deßhalb für irrelevant und verurtheilte ven Geflagten 
nicht 6108 zur Alimeritation des Kindes, ſondern aud zur Zahlung der 
Wochenbetts- und Entbindungskoften. In der Revifionsbejchwerbe be- 
merkt ter Geklagte, daß der fragliche Umftand mit Rückſicht auf vie 
Daraus erwachſende exceptio plurium concumbentium erheblich fei. Der 
oberfte Gerichtshof beftätigte indeß (in der Hauptfache) das Urtheil ver. 
zweiten Inflanz: „in Erwägung, daß... bie gefegliche Bermuthung 
eintritt, daß Geklagter das... Kind erzeugt habe, und daß dieſe unbedingte 
und von felbft gegen den hievon Betroffenen wirkſame Bermuthung aud) 
durch den Umftand nit entfräftet würde, wenn Slägerin während des 
im 8. 163 a. b. ©. B. erwähnten Zeitraumes auch von anderen Män- 
nern fleifchlich gebraucht worden wäre, weßhalb der vom Gellagten in 
ber Duplif darüber angebotene Zeugenbeweis ganz unerheblich erſcheint.“ 





Nr. 876. 
Zeugenbeweis zum ewigen Gebädtnif. 


Entſch. d. 28. September 1859, Nr. 10638 Beftätigung des das Decret 
des L. ©. Kralau v. 30. März 1859, Nr. 4555, nbündernden Decrets 
des D. 8. ©. Kralau v. 20. Juni 1859, Nr. 5068). ©. H. 1861, ©. 8. 


A begehrte die Abhörung dreier Zeugen zum ewigen Gedächt— 
niß, da diefelben bejahrte und kränkliche Perfonen feien, für welche 
Behauptung er ſich auf das Zeugniß einiger Aerzte und eventuell auf 
ben gerichtlichen Augenjchein berief. Die erfte Inflanz wies ihn mit 
feinen Begehren ab. Die zweite Inſtanz gab demſelben Statt, ebenfo 
ber oberfte Gericht&hof, weil nad) 8. 251 weftg. ©. DO. Betent die Be- 
jergnig, Daß ihm ein taugliher Zeuge entgehen dürfte, durch bie 
Beziehung auf die perfönlichen Verhältniffe der namhaft gemachten 
Zeugen hinreihend unterftügt habe, hiefür ein ſtrenger Beweis ge- 
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ſetzlich nicht gefordert und jene Beſorgniß dadurch noch geſteigert werde, 
daß eine laͤngere Aufſchiebung der Vernehmung dem Erinnerungsver⸗ 
mögen der Zeugen abträglic werten könne. 
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Nr. 877. 


Beſtellung des Verwalters einer gemeinſchaftlichen Sache 
durch den Richter. 


Faga, v. 28. September 558 un goee — der wuitteine des 

Venedig vom 24. Mai 8 Peuebis 

v. 28. Juni 1859, Nr. — ben . Tab 1859, © 08 fl. G. 3. 
18683, Nr. 74. 

A und B find zu gleihen Antheilen pro indiviso Eigenthümer 
eine® Hauſes, welches B gemiethet hatte und verwaltet. A, welchem 
bie mit diefer Miethe erzielte Rente zir gering erfihien, wollte ſelbſt 
das Haus in Miethe nehmen und bot dafür einen höhern Beftand- 
zind. Da B im eigenen Intereſſe damit nicht einverſtanden war, ſo 
beſchloß A, um ſeine auf einen höhern Ertrag gerichtete Abſicht durch⸗ 
zuſetzen, die gemeinſchaftliche Sache unter die Verwaltung eines Drit- 
ten flellen zu laſſen und begehrte mittelft Klage gegen B, daß für 
das Haus in der Perfon des C ein gerichtlicher Berwalter beſtellt, 
demſelben die Erzielung des größtmöglichen Erträgniſſes dabei zur 
Pflicht gemacht und dem Beklagten aufgetragen werde, das Haus zu 
räumen und dem C zu übergeben. B beftand darauf, daß die gemein- 
ihaftlihde Sache gegen feinen Willen nicht unter Verwaltung eines 
Dritten geftellt werden dürfe. — Bon ber erften Inſtanz wurde das 
Klagebegehren vollftändig zugelaffen. Das DO. 2. ©. wies den Kläger 
ab und bemerkte in den Entſcheidungsgründen, daß bie geſetzlichen 
Vorſchriften über die Gemeinſchaft des Eigenthums keine Beftimmung 
enthalten, wornach im alle der Uneinigfeit der Miteigenthümer ein 
Genofje beredhtigt wäre, dem andern gegen feinen Willen die Ber- 
waltung der gemeinfchaftliden Sache durch einen Dritten aufzunöthigen, 
da ver $. 836 a. 5. ©. B., indem er die Wahl der Perfon des 
Berwalter8 der Stimmenmehrheit der Theilnehmer und in deren Ab- 
gang dem Richter überlüßt, hiebei vorausfegt, daß die Miteigenthümer 
barüber, daß die gemeinfchaftlihe Sache unter Verwaltung geftellt 
werde, bereit8 einig ſeien, wie dies aus ben Eingangsworten jenes 
8. deutlich hervorgehe, und daß ber Genoſſe, deſſen Abſicht, die Sache 
. in Verwaltung zu geben, auf den Widerſpruch des Mitberechtigten 
ſtoßt, lediglich auf den Gebraud ber ihm in ben SS. 829 und 830 
ebendort eingeräumten Rechte (feinen Antheil zu veräußern ober bie 
Aufhebung der Gemeinschaft zu verlangen) angewiejen fei. 

„In Erwägung, daß über ven Antrag des A, die bis nun vom. 
Miteigenthümer B verwaltete gemeinjchaftliche Sache in die Zerwal⸗ 
Glaſer, Unger und Walther Eutſch. II. 
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tung eines Dritten zu geben, nach Vorſchrift der 88. 833—835- 

b. G. B. zu entfcheiden ift, und daß im vorliegenden alle, wo 
die Antheile der einander wiberftreitenden Eigenthumsgenoſſen gleich- 
groß find, der Nichter diefe Entſcheidung zu treffen hat, — daß zur 
Vortfegung der Verwaltung, wie fie bisher geflihrt wurde, weder B 
berechtigt noch A verpflichtet if, — daß in Hinblid auf die Qualität 
ber gemeinſchaftlichen Sache, und auf die Art ihrer Nutzungen und 
auf die Höhe des bis nun daraus gewonnenen Mietherträgniſſes in 
Vergleich mit dem größern Miethzinſe, welchen A dafür anbot, die 
Uebertragung der Verwaltung auf einen Dritten ſich in der That ale. 
geeignetes Mittel erweifet, um bie gemeinſchaftliche Sache auf einen 
befiern Ertrag zu bringen und bie Theilnehmer an berfelben gleich zu. 
ftellen, — daß aber andererfeits die mit ver Klage des A begehrte 
Wahl der Perfon des von ihm ungehörig als „gerichtlich bezeichneten 
Berwalters ein Act des auf die Proceßentfheidung folgenden Erecu- 
tionsverfahrens ift, gleihwie auch das Begehren des Klägers, daß dem 
Beklagten aufgetragen werde, dad Haus fofort zu räumen und bem 
in Vorſchlag gebraten Verwalter zu übergeben, verfrüßt ift und die 
Zulaffung desjelben den aufzuftellenden Verwalter in feinen Verfü⸗ 
gungen beirren und bem gegen B ald Miether erſt einzuleitenven 
Auffündigungsverfahren vorgreifen würde, — hat ber oberfte Gerichts⸗ 
hof mit theilweiſer Abänderung der untergerichtlichen Urtheile erfannt: 
„daß für das gemeinſchaftliche Haus zur Erzielung des größtmöglichen 
Erträgnifjes eine dritte Perjon als Berwalter zu beftellen fei, jedoch 
tie Wahl desſelben dem Executionsverfahren vorbehalten bleibe, und 
daß der Kläger mit dem Begehren um Erlaſſung des Auftrags an 
den Bellagten zur Uebergabe des Haufes an den von ihm als Ver⸗ 
walter vorgefhlagenen C abgewiejen werde.” 


Nr. 878. 


Einfluß der Eoncurseröffnung auf die zur Herbeiführung eines 
Ausgleihes von Dritten übernommenen Verbindlichkeiten. 
entih vb. 29. September 1859, Nr. 10177 (Beftätigung des Urtheilß des 
. ®Wien v. 12, Mat 1859, Nr. 22722, Abänderung des Uriheilß de3 

9 qᷓ. Wien v. 27. Yuli 1850, Nr. 6661). ©. 3. 1860, Nr. 10. 
A — eine Forderung an C zu ſtellen, welcher zahlungsunfähig 
wurde; B ſuchte für C einen außergerichtlichen Ausgleich zu Stande zu 
bringen, und beſtimmte ven A, die darauf ſich beziehende Currende zu 
unterzeichnen, wogegen er brieflich die Verpflichtung übernahm, 40% 
ber Forderung des A an C zu bezahlen. Der Ausgleich kam nicht 
jofort, ſondern erft nad} erfolgter Soncurseröffnung zu Stande; A hatte 
unterlafjen, feine Forderung im Concurſe geltend zu machen, und B 
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weigert die Zahlung, weil die Koncurseröffnung die frühere Aus- 
gleichsverhandlung befeitigt habe. 

Das Gericht erfter Infanz verhielt ihn zur Zahlung, währenn 
bie zweite das Begehren des Klägers zurüdwies. Sie fand nur den 
Umftand entſcheidend, ob die Ausgleihung auf Grundlage der im 
Briefe vom 18. September 1857 erwähnten: Currende — gleichviel 
ob vor ‚oder nad der Eoncurseröffnung — zu Stande kam und ob 
biefer Aufhebung, namentlich in Bezug anf die Forderung des Klägers 
das in biefer Eurrende enthaltene Webereinlommen oder ein anderer 
Bertrag als Baſis diente. Erſteres habe ver Kläger nicht behauptet, 
geichweige denn bemiejen. 

Der oberfte Gerichtähof hat Die Entſcheidung ber erften Inſtanz 
beftätigt, „weil B feine Verpflichtung nur an die Bedingung der Aus⸗ 
gleihung überhaupt, nicht aud daran fnüpfte, daß fein Concurs tiber 
das Vermögen ded C eröffnet werde, daher, wenn er auch Letzteres 
beabfichtigte, es nur feine Schuld ft, daß er dieſe Beſtimmung in 
feine fohriftlihe Erklärung nicht aufnahm, und deren Auslegung daher 
zu feinem Nachtheile geſchehen muß (8. 915 a. b. ©. B.)“. 


Nr. 879, 


Vermächtniß des Heiratsguts. — Wirkungsfreis des Tefta- 
‚ mentsvollziehers. — Durchführung des Anſpruchs des Tega- 
tars auf Sicherftelung im Verfahren außer Streitjachen. 


Entid. v. 29. September 1859, Ar. 10893 (Beitätigung des Decreiö des 

B. ©. der inneren Stadt Wien v. 1. Iuli 1859, Nr. 95383, Mbanberung 

des Decrets des O. 8. G. Wien v. 17. Suguf 1859, Nr. 8167). 6 3 
1861, Nr. 101. 

M vermacdhte feiner Schwefter A 3000 fl. ald Ausfteuer und 
verorbnete, daß feine Gattin B, als Teftamentsvollftrederin, das legirte 
Capital verwalte, die Zinfen bezahle und bei ver Vermälung der 
Bermähtnignehmerin das Geld herausgebe. Nach dem Tode bed Te- 
ftator8 begehrte die A im Wege des Verfahrens außer Streitſachen 
mit Berufung auf 8. 812 a. b. G. B., daß der B, welche im Beſitz 
der Verlaſſenſchaft war, der gerichtliche Erlag von 3000 fl. aufgetra- 
gen werbe, da fie von ber B Feind Zinfen befommen könne und daher 
Gefahr für ihre Fordernng beſorge. — Das Gericht erſter Inſtauz 
bewilligte das Geſuch. Das DO. 8. ©. verwarf dasſeibe und überließ 
ber A, die Trage nad) dem von ihr erhobenen Anfprude auf Sicher- 
jtellung im orbentlihen Rechtsweg auszutragen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den erftrichterlichen Beſcheid 
aus folgenden Gründen: „Während der $. 161 des Patents vom 
9, Auguft 1854 im erftien Sage hinſichtlich der gewöhnlichen Ver⸗ 
mächtnifje an ven Beftimmungen des $. 817 a. b. ©. B., wonach es 
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genügt, den Bedachten in Kenntniß zu ſetzen. und wie durch den be⸗ 
zogenen F. 688 angedeutet wird, derſelbe Sicherſtellung nur fo wie 
jever Gläubiger fordern kann, nichts ändert, räumt er im zweiten 
Satze dieſes Het ver Sicherfiellung doch Jenen ein, melde ein jähr- 
{ih fortlanfendes, ein. fpäter verfallendes oder ein bebingted Ber- 
mächtniß haben; woraus zu erfehen, daß biefe, nicht wie bie Übrigen 
Leaatare, vor denen fie ja bevorzugt find, ihre Sicherftellung erft im 
ordentlichen Rechtswege, fondern im Berfahren außer Streitſachen 
geltend machen können. Da nun Das Legat ber A von einer Bepin- 
gung abhängt, kommt ihr dieſes Recht zu, welches ver Erblaſſer ihr 
auch nicht benommen hat; die B kann, ungeadtet der Sicherftellung, 
das Vermächtniß verwalten, bie Zinfen beheben und auszahlen, wie 
dieſes jeder Vormund bezüglich des fichergeftellten Bermögens des 
Mündel thut.“ 


Nir. 880. 
Unzuläffigleit des für Beftandfachen vorgefchriebenen Ber- 
fahrens bei Streitigkeiten aus einem gemifchten Vertrage. 
Eutſch. v. 29. September 1859, Nr. 11165 geckättoung des dad Decret 
ded 8. G. Wieden in Wien vo. 20. Juli 1859, Nr. 148 f 


. G. J 7, abänderuden 
Dectrets des O. L. ©. Wien v. 11 yon 1859; Wr. 8124). ©. 9. 1860, 


Auf einem gepachteten Grundſtück bat B ein Haus gebaut, 
einen Gafthausgarten um> Keller angelegt, und baranf den Eheleuten 
A feine Pachtrechte abgetreten und gleichzeitig die von ihm hergeftellten 
Gebäude, Bänke u. f. w. um 5000 fi. verkauft. Die Eheleute A 
Hogten nun auf Erfüllung des Afterpacht- und Abtretungs-Bertrages 
und baten um Anordnung einer Zagfagung in Gemäßheit der Ber- 
sronung vom 16. November 1858 Nr. 213 R. ©. Bl. — Gegen 
ben dieſe Tagfagung bewilligenden Beſcheid recurirte B mit Erfolg, 
und die Entfheidung des Dberlandesgerichted warb von der dritten 
Inſtanz beftätigt „in Erwägung, daß die k. Verordnung vom 16. Ne- 
vember 1858, Nr. 213, als eine Ausnahme von dem gewöhnlichen 
Berfahren keine Erweiterung geftattet, daß felbe nur für Beſtandver⸗ 
träge erlaffen ift, mit der lage aber Rechte nicht blos ans einem 
folden, fondern auch aus einem Kaufvertrage — mag er nun den 
größern oder geringern Gegenftand betreffen — in Anſpruch genom- 
men werben". 
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Sir. 881. | 

Erecution des auf Uebergabe eines Kindes lautenden Er- 
| fenntnifjes: Competenz dazu. 


Entſch. v. 5. October 1859, Nr. 8354 —— des das Decret des 
Stuhlrichteramtes Vamos Milnla v. 30. April 1859, Nr. 1423, aufheben⸗ 
den Derretö des D. 26, vigeea v. u gi 1859, Nr. 4853). G. 9. 


| Das geiftlihe Gericht batte eine Scheidung ausgeſprochen und 

‚verfügt, daß die fiebenzehnjährige Tochter dem Bater übergeben mer- 
den ſolle. Der Vater verlangte nun beim weltlihen Gerichte Erecu- 
tion biefer Verfügung. Die erfte Inſtanz entſprach dem Geſuch; bie 
zweite wies dasjelbe ab, weil bie Eivilproceßgejege für einen folden 
Fall nicht vorgeforgt hätten, und verwies die Sade vor die Admi⸗ 
niſtrativ⸗Behörde. 


Der oberſte Gerichtshof fand jeboch „in Erwägung, daß ſowohl 
nach den Haren Beſtimmungen des a. b. ©. B., als nad dem dritten 
Hauptſtücke des Geſetzes vom 9. Auguſt 1854 Nr. 08ER G. B. 
bie Minderjährigen überhaupt unter der befondern Obforge des Ge⸗ 
richtes ſtehen, und daß insbeſondere alle Streitigkeiten zwiſchen den 
Eltern über das Schickſal ihrer minderjährigen Kinder vor den ordent⸗ 
lichen Gerichten auszutragen find, woran nah $. 142 a. b. G. B. 
nicht zu zweifeln iſt; in Erwägung ferner, daß hieran durch das kaiſ. 
Patent vom 8. October 1856 Nr. 185 R. ©. Bl. nichts geändert 
wurbe, vielmehr in den 88. 60 bis incl. 63 des dazu gehörigen An-. 
hangeb I. die ſtreitigen Verhandlungen wegen ber Verſorgung ber 
"Kinder vor und nad) ausgeſprochener Scheidung dem orbentlichen Richter 
zugeiviefen find, daß mithin — ganz abgefehen von den die Schei⸗ 
dung der Eltern betreffenven Berhanblungen der geiftlichen Ehegerichte 
und der in den Erkenntniſſen verfelben in Anfehung ver Tochter ent- 
haltenen Berfügung — jedenfalls der orbentlihe Richter zur Entſchei⸗ 
dung über die zwiſchen den Ehegatten ſtreitige Frage des Aufenthaltes 
und der Verſorgung ihrer Tochter Helene competent war, mithin das 
Stuhlrichteramt als Gericht über die Eingabe in ſeinem Wirkungs⸗ 
kreiſe entſchieden hat, — woran der Umftand nichts ändert, daß in 
dieſer Eingabe ver gerihtlihe Schu für vie väterliche Oewalt des 
Bittfteller8 auf Grund der Erkenntniffe der geiftlichen Gerichte begehrt* 
wird“, — mit Aufhebung des obergerichtlichen Beſcheides dem O. 2. ©. 
die aufrechte Erledigung des wider den erftrichterlichen Beſcheid er» 
griffenen Recurſes rufzutragen. 
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Nr. 882. 
Verkauf e eines Grundſtückes ohne Parcellirungs⸗Bewilligung. 


Fag Rn 5. October 1859, Nr. 9672 — des das Urtheil des 
v. 16. October 1858, Kr 23466, abändernden Urtheils des 
Brag v. 5. Mai 1859, Nr. 2105). ©. 3. 1861, Nr. 41. 

B bat den Eheleuten A ein zu einem Tanbtäflichen Gute ge⸗ 
höriges Grundſtück ohne adminiſtrative Bewilligung zur Abtrennung 
verkauft, auch einen Theil des Kaufſchillings erhalten. Er wird nun 
auf Grund jenes Vertrages, welcher übrigens den Beiſatz enthält, daß 
die Käufer die Koſten des Vertragsabſchluſſes zu tragen haben, mit 
einer Klage belangt, deren Begehren dahin geht, er habe gegen. Be- 
zahlung des Heftes der Kaufſumme „das Erforderliche” zu veran- 
lafjen, damit die Gewähranſchreibung der Kläger erfolgen könne. 

Diefed Begehren warb in erfter Inſtanz zurüdgewiefen; bie 
beiden höheren Gerichte gaben ihm Statt. 

Gründe der erften Inftanz: „Nah den 88. 1 und 8 des 
Patentes vom 1. September 1798, Nr. 432 3. ©. ©., hat der Ver⸗ 
fauf einzelner Theile eines landtäflichen Gutes nur in dem Yalle feine 
giltige Wirkung, wenn er von ber politiſchen Behörde betätigt wird; 
— weiters wurde mit dem Yuftizminifterial-Erlafje vom 23. März 
1850, Nr. 120 R. ©. BL, die fernere Beobachtung der vie Grund⸗ 
zerftüdelung beſchränkenden gefeglichen Borfchriften in Erinnerung de- 
bracht, weil diefe Beſtimmung auf Gründen beruht, welde von dem 
Beftande des Unterthänigfeitöverhältniffes ganz unabhängig find und 
auch bei der Durdführung ver Grundentlaftung in ungeſchwächter 
Kraft noch fortbeftehen, und endlich wurde mit der Minifterialverord- 
nung vom 30. Juni 1858, Nr. 100 R. ©. Bl., das erwähnte Pa- 
tent vom 1. September 1798 und die im diefer Hinſich dermal noch 
giltigen Geſetze mit dem Beifügen republicirt, daß zu jeder Zerftüde- 
lung eines Landtafelkörpers der Conſens der politiſchen Landesſtelle 
erforderlich ſei, folglich ohne Beibringung dieſes Conſenſes eine Ab- 
oder Zuſchreibung von Beſtandtheilen landtäflicher Güter oder die 
Eröffnung neuer Einlagen für dieſelben in der Landtafel oder im 
Grundbuche nicht vorgenommen werden darf. — Werden dieſe geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen auf den vorliegenden Rechtsfall angewendet, ſo 
folgt hieraus, daß ver Kaufeontract, nachdem der politiſche Trennungs⸗ 
conjens mangelt, bisher Teine giltige Wirkung habe, daß baher auch 
der Geklagte nicht verurtheilt werden kann, den Kaufs⸗ und Verkaufs⸗ 
contract einzuhalten und den Klägern zur Erwirtung der bücherlichen 
Uebertragung des Eigenthums des erkauften Feldes gegen Bezahlung 
des Kaufſchillingsreſtes per 300 fl. C. M. das Erforderliche beizu⸗ 
ſchaffen. Uebrigens kann auch zu Folge des 8. 878 a. b. G. B. über 
dasjenige, was nicht im Verkehre ſteht, kein Vertrag abgeſchloſſen werden, 
und was unerlaubt iſt, kann kein Gegenſtand eines giltigen Vertrages 
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fein. Da. aber die einzelnen Beſtandtheile Tandtäfliher Güter ohne 
voraudgegangene politiſche Trennungsbewilligung nicht zerftüdelt wer- 
den bürfen, jo müſſen fie als aufer Verkehr gefetste Objecte ange- 
jehen werben, und ba die Beräufßerung folher Beftandtheile ohne vor- 
Aufig erwirkten politifhen Kaufconſens ımerlaubt ift, fo kann aud 
der illegale Berlauf des Feldes fein Gegenſtand eines giltigen Ver— 
trages fein." | 

Grunde der dritten Inftanz: „Daß ein zu einem land- 
täflihen Gute gehöriges Grundſtück im Sinne des 8. 878 a. b. G. B. 
dem Berlehre nicht unbedingt entzogen, und daß der Abverlauf eines 
ſolchen nicht geradezu unmöglich oder unerlaubt fei, gebt fchon aus 
dem Patente vom 1. September 1798, Nr. 432 3. ©. ©., hervor. 
Nach dieſem Geſetze kann ein folder Verkauf allerdings Statt finden, 
jedoch wird dazu der politiſch-behördliche Conſens und das Einverftänp- 
niß der Tabulargläubiger gefordert. Dem Eigentümer des landtäflichen 
Gutes fteht alfo das Recht zum Verkaufe eines einzelnen zum Gute 
gehörigen Grundftädes nur mit der Beſchränkung zu, daß die beiden 
obigen Bedingungen eintreten. Wenn er alfo ein folhes Gruudſtück 
verfauft, fo muß er aud die jein Verkaufsrecht befchränfenden Be— 
dingungen 'erfüllen, dem Käufer aber gemäß $. 922 a. b. G. B. dieß⸗ 
falls Gewähr leiften und bewirken, daß der Käufer in vie Lage verſetzt 
werde, das grundbücherliche Eigenthumsrecht erlangen zu können, weil 
zur Erwerbung eines Grundftüdes Teineswegs die phufifche Uebergabe 
und der Naturalbefig genügt, ſondern die grundbücherliche Einverlei- 
bung erforderlich ift. Von dieſer gefeglihen Verpflichtung wäre ber 
Berläufer nur dann befreit, wenn in dem Verkaufsvertrage etwas 
anderes bevungen worden wäre.“ | 

„In dem der Klage beiliegenden Contracte wird aber von der 

Erfüllung der Bedingungen des Verkaufsrechtes des Gellagten purd- 
aus nichts erwähnt, weßhalb nad dem Geſetze erkannt werden muß, 
daß er zur Beifhaffung deſſen, was zur Ermöglihung der grund- 
bücherlichen Einverleibung des Eigenthumsrechtes der Kläger auf das 
ihnen unbedingt verkaufte Grnudſtück erforderlich ift, verpflichtet fei. 
Es heißt zwar im Sontracte, daß die Käufer alle Laſten dieſes Grund⸗ 
ftüdes und die Koften viefes Contractes aus Eigenem tragen werben. 
In dem Wortlaute diefes Contracts⸗Abſatzes ift jedoch offenbar nicht 
ausgeſprochen, daß die Käufer verpflichtet feien, das zur Ermöglihung 
der Eigenthumseinverleibung Erforderliche felbft zu bewirken. Ehenfo- 
wenig kann aber auch dieſer Contracto⸗Abſatz dahin ausgelegt werden, 
daß die Käufer ſich verpflichter hätten, jene Koften zu tragen, welde 
erforderlich find, um die Bedingungen zu erfüllen, welche den Geklag⸗ 
ten zum Verkaufe des Grundſtückes und zum Bezuge des Kaufſchillings 
berechtigen.“ | 
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Nr. 883. 
Erforderniſſe der Erfitzung einer Hypothek. 


Entſch. v. 6. October 1859, Nr. 9761 (Beflütigung des das Urtheil des 
B. G. Naßaberg v. SO. April 1858, Nr. 3331, abandernden Urtheils des 
O. L. G. Prag v. 15. März 1859, Mr 2202). Zeitjchr. f. Geſetzt. 1860 I, 


Gegen die Hypothekarklage des A wendete ber Beklagte B ein, 
daß zur Zeit, als der Perſonalſchuldner C dem Kläger da® von der 
Hypothekarklage berührte Grundſtück verpfänbete, reſp. als "die Ver⸗ 
pfaͤndungsurkunde in das Grundbuch eingetragen wurde, nit C, ſon⸗ 
bern der Beklagte intabulirter Eigenthümer desſelben war (was fid 
ans den Klagebehelfen jelbft ergab), mithin die Berpfändung wirfungs- 
108 geblieben fei, und daß, hievon abgefehen, die Darlehensforderung 
von.3000 fl., worauf bie Berpfändung fich bezieht, nie zu Recht be 
ftanden babe, da die Hingabe des Darlehens von A an C nicht erfolgt 
fei. Ter Kläger berief fi) replicando auf die nach 8.1469 a. b. 
G. B. vollendete Erfigung feines Pfandrechts, da dasfelbe feit mehr 
als drei Jahren auf feinen Namen im Grundbuche eingetragen ift; 
Dagegen wendete B wieder ein, daß dem Beſitze des A die zur Er⸗ 
figung erforderlichen Qualitäten fehlen, denn der Kläger fei unrecht: 
mäßiger Befiter, weil, wie jchon beinerkt, die angebliche Darlehens⸗ 
forderung nicht beftehe, mithin das eingetragene Pfandrecht auf keinem 
giltigen Zitel beruhe; fein Beſitz fei ferner unreblih, da ihm zur Zeit 
ber Eintragung befannt war, daß damals der verpfändende Schuloner 
C nicht Eigenthümer des Grundſtücks gewefen, und überdies unecht, 
weil A den Umftand, daß der Bellagte und C den gleiden 
Bor: und Zunamen führen, benügte, um mittelft Täuſchung der 
Grundbuchsbehörde den Eintrag des Pfandrechts zu bewirken, mithin 
fih in den Beſitz desſelben einzufchleihen. — Das Gericht erfter 
Inſtanz erkannte nach dem Slagebegehren. Das Oberlandesgericht wies 
den Stläger ab. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte da& Urtheil ver zweiten In⸗ 
ftanz aus folgenden Gründen: „Bei vem Umſtande, daß der von C 
ausgeftellte Schuldſchein, woranf die eingeliagte Forderung beruht, 
auf das Grundſtück des beklagten B intabulirt worden ift, hätte der 
Kläger A den Beweis liefern follen, daß entweder das Darlehen mit 
Zuftimmung des Bellagten contrahirt, oder von demjelben zur Zah⸗ 
lung übernommen worden ſei, ober wenigftens, daß der Bellagte vie 
Darlehensvaluta erhalten babe. Keine dieſer Thatſachen wurde aber 
vom Kläger bewiejen. Die Berufimg auf die vor drei Jahren ge- 
ſchehene Intabulation des Schulpfcheind und auf vie hieraus gefalgerte 
Erfigung kann dem Kläger nichts nägen, weil die zu jeder Erſitzung 
erforderliche Redlichkeit des Beſitzes nach dem vorliegenden Sachver⸗ 
halte hier offenbar mangelt, zumal der Kläger ſelbſt zugeſtand, daß 
auf den Schuldſchein keine Geldzuzählung ſtattgefunden hat.“ 
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Nr. 884. 


Erecutionsgeſuch als Berühmung? 


Eutſch. v. 6. October 1859, Nr. 10492 (Beſtatigung bed It eils des 2. ©. 
Wien d. 5. nembre 1858, Nr. 54776 Mbünberun Urtheilö des 
DRG. Wins. 18. Wat 1850, Mr. 8008). ©, 8, 1860, Mir. 16. 

B hatte gegen die Firma A und Comp. im Jahre 1845 in 
Ungarn ein Urtheil auf Zahlung von 1000 fl. erwickt, und barauf 
gegen A in Wien ein Executionsgeſuch eingebracht, welches jedoch in 
zweiter Inſtanz abgewieſen wurde. A ſieht nun in dem Executiond- 
geſuch eine Berühmung und bringt gegen B eine Aufforderungsklage 
ein; in der Verhandlung wird namentlich and) bejtritten, daß A ver 
Firm a A und Comp. angehöre, und daß, wie B behauptet, er nur 
einen Compaguon habe. Die erfte Inftanz gab der Aufforbrrungs- 
Mage nicht Statt,. wohl aber die zweite, welde davon ausging, daß 
. B, indem er von A ben ganzen Betrag im Erecutionemege einzubrin- 
gen ſuchte, fih eines Rechtes gerühmt habe, welches mit Rüdficht auf 
vie erwähnten ftreitigen Thatſachen noch auszutragen fei. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte daß erftrichterliche Urtheil aus 
folgenden Gründen: „Wenn man aud) annehmen will, daß in ber 
vom Geklagten gegen ven Aufforderer angefuchten Execution die Be- 
rühmung liege, daß ihm gegen jelben ein Recht zuftehe, jo iſt doch 
biefe Berühmung dadurch, daß der angeordnete Bollzuy der Erecution 
‚ behoben wurde, bereits bejeitigt und war nur der von A ohnehin 
ergriffene Kecurs gegen die Erecutiond- Berorbnung der angezeigte Weg, 
um fi) gegen die Anfprüdhe des B zu fhüten.” 


Nr. 885. 
Unterbrechung der Verjährung durch Einleitung eines admi⸗ 
niftrativen Rechnungsproceſſes. 


Eutſch. „8 , Detober 1859, Nr. 11029. 2 Behätigung deö Urtbeild des 
5. G. V v. 24. Jänner 1859, Nr. 2 änderung des Urtheils 
— —* v. 11. Mai 1859, Nr. 7307). Tribine 1861, Nr. 220. 
D hatte unter der Herrſchaft des Code Napoleon bie Einhebung 

‚der Stenern in dem Bezirke der heutigen Provinzialdelegation Belluno 
bis Ende 1812 gepadtet, und C war feinen Berbinplichkeiten als 
Bürge und Zahler bis zum Betrag von 3500 Lire unter Berpfän- 
dung eines Grundſtückes beigetreten. Bevor 30 Jahre feit ver Erlöſchung 
des Pachtvertrages verfirihen waren, wurde gegen D in Gemäßheit 
des italienischen Geſetzes vom 22. März 1804 und des öſterreichiſchen 
Vatentes vom 18. April 1816 wegen der Geftion desfelben der admini⸗ 
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ftrative Rechnungsproceß eingeleitet und bie Liquidation vom Jahre 
1853 ergab eine 30.000 Lire betragenve Schulo des D. Am 17. Yuli 
1817 überging das von C verpfändete Grundftüd auf einen Dritten 
und wurde ſchließlich Eigenthum des B, welher am 9. Mai 1857 
von ber Provinzialvelegation Belluno mit der Hypothekarklage um Zah⸗ 
lung der vorhin erwähnten Summe von 3500 Lire belangt wiirde, 
und die Verjährung des SKlagrechtd einwendete, wogegen die Klägerin 
die Unterbrechung derſelben Durch den eingeleiteten Rechnungsproceß bes 


bauptete. — Das Gericht erfter Inftanz erlannte nad dem Klage⸗ 


begehren; das Oberlanvesgeriht wies die Klägerin ab. 


Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterfiche Urtheil in 
Ermägung, daß das Pachtverhältnig des D mit Ende December 1812 
aufhörte, und daß die eingewendete Verjährung, wenn ſie in ver That 
mit diefem Zeitpunkte begonnen hätte, dur den vor Ablauf von 30 
Jahren auf dem (vom Gefege vom 22. März 1804 vorgeſchriebenen) 
Bermwaltungswege anhängig gemachten Rechnungsproceß, welder dem 
vor dem ordentlichen Richter geführten Proceffe gleichgeftellt ift, unter- 
broden wurde, und daß nah Art. 2249 und 2250 Code Napoleon 
das Ereigniß, welches die Verjährung auf Seite des Hauptſchuldners 
unterbgcht, hinreicht, um diefelbe auch auf Seite der Mitſchuldner zu 
unterbredyen, — daß ſonach der Bellagte fih nur auf die mit 17. Juli 
1817 — vem Tage des Uebergangs des verpfändeien Grundſtücks 
auf einen dritten Beſitzer — begonnene Verjährung berufen Tonnte, 
welhe aber am Tage ver Klage — 9. Mai 1857 — ven im 8. 1472 
a. b. ©. 3. zu ihrer Vollendung vorgefchriebenen Zeitraum von 
vierzig Jahren noch nicht zurückgelegt hatte. 


Nr. 886. 
Klagsrüderlag auf Grund der Streitanhängigfeit. 


Entf. v. 6. October 1859, Nr. 11171 (Aufhebung des dad Decret der Prätur 

Occhiobello v. 18. April 1859, Nr. 1602, anfhebenden Decretd des O. L. G. 

Benedig v. 37. Junli 1859, Nr. 12232). Giornale di Giurispr. prat. 
1860, ©. 889 ff. 


Der Beklagte hatte der Klage zunächſt lediglich vie Einwendung 
der Streitanhängigleit entgegengefegt, und es war Darüber felbitftän- 
dig verhandelt, in er ſter Inſtanz aud der Einwendung flattgegeben 
worden. Die zweite Inſtanz bob den Beſcheid ber erften auf, „weil 
der Bellagte nach 8. 6 weitgal. G. O. (8.7 0.©.D.) in der Eiurede alle 
dilatorifhen und peremtorifhen Einwendungen anzubringen hat; ... 
weil kein Geſetz hefteht, welches, namentlich für das mündliche Ber- 
fahren, eine felbſtſtändige Geltendmachung der Einwendung der Streit 
anhängigkeit geftattet; weil ferner die Beftimmung des $. 35 weftgal. 
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G. D:, deren Analogie hier angerufen wirb, fi im dritten, vom 
ſchriftlichen Verfahren handelnden Hauptftüd der G. O. findet, und 
fomit für das mündliche Berfahren feine Geltung bat.“ 

Der oberfte Gerichtähof trug dem Oberlandesgerichte auf, über 
die erhabene Einwendung fofort zu erfennen „in Anbetracht, daß wenn 
and) 8.35 weilg. ©. DO. in dem vom fchriftlihen Verfahren handeln⸗ 
ben IH. Hauptftüde der ©. O. ſich findet, dennoch feine Anwenp- 
barkeit auf das mündliche Verfahren niemals bezweifelt wurde, noch 
bezweifelt werben Tann; daß, fo wie über denſelben Streitgegenftand 
nicht zweimal zwifchen venfelben Parteien entfchieven werben foll, eben- 
fowenig eine doppelte Verhandlung zugelafien werden kann, welche 
nothwendig zu einem zweifachen Urtheil führt; daß endlich zwifchen 
ber exceptio rei judicat® und der exceptio litis pendentis eine under» 
fennbare Analogie befteht.“ 


Tr. 887. 
Berbot auf eine au porteur lautende Polizze. 


&. v. 6. October 1859, Nr. 11405 (BeRätigung der gleihfürmigen 

—2— des B. G. Alfergrund in Wien „‘ an 1859. — 10899, 

nnd de DO. 2. ©. Wien v. 9. Auguft 1859, Nr. 7916) ©. 9. 1860, 
©. 19 ff. Eco d. Trib. 1860, ©. 198 ff. 


A bat nachgewiefen, daß er an ben verftorbenen B eine For⸗ 
berung zu ftellen habe und dag die Verlafienfchaft des B armuths- 
halber abgethban wurde. Weiterd wurde von A angeführt, daß C 
eine dem B eigenthimliche auf den Inhaber lautende Polizze der 
i. r. nuova societä commerciale d’assicurazione di Trieste in Berwah- 
rung habe. Auf Grund deſſen bat A um Bewilligung des gerichtlichen 
Verbotes auf die gedachte in Händen des C befindliche Polizze, rück⸗ 
fihtlih auf die hieraus gegen die Berfiherungsgefellihaft entftanbene 
Forderung zur Sicherftellung feiner Forderung an B. 

Das Bezirfögeriht hat dem Begehren des A feinem ganzen 
Umfange uach ftattgegeben. 

Hiergegen brachte C, welder das Eigenthum der Polizze bean- 
fpruchte, Beſchwerde ein, welcher aber weder die zweite noch die Dritte 
Inftanz Statt gaben, leßtere nicht, „weil in den angefochtenen gleichförmi⸗ 
gen Entſcheidungen eine Geſetzwidrigkeit nicht erfannt werden kann. Denn 
da der 8.283 a. ©. O. vom Berbotöwerber nicht einen Beweis darüber 
fordert, daß das mit Verbot zu belegende Gut wirklich ein Eigentum 
des Schuldners und wirklich bei dem Dritten vorhanden fei, fo mußte 
in dieſer Beziehung zur Bewilligung des von A gegen bie Berlaflen- 
fchaft des B angefucdhten Verbotes die in dem Verbotsgeſuche enthal- 
tene, durch den Inhalt des Schuldſcheins des B unterftügte Angabe 
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genügen, daß tie Polizze ſich als ein von B dem C für ein Darlehen 
übergebenes Pfand in Händen bes Letzteren befinde. Die Örändbe ver 
dom Recurrenten gegen viefe Berbotöbewilligung angebrachten Be⸗ 
{werben können nicht berüdfichtigt werben, denn einerſeits kann der⸗ 
ſelbe, als dritte Perſon, nicht als berechtigt angefehen werben, bie 
Berbotsbewilligung aus dem runde des von dem Berbotöwerber nit 
gelieferten Nachweife® über bie Gefahr wegen Abganges anderer zu- 
längliher Zahlungsmittel zu beftreiten, da aus biefem runde viel- 
mehr nur der Schuloner die Berbotsbewilligung anzufechten beredtigt 
wäre; andererſeits aber fonnten die vom Recurrenten behaupteten 
Eigenthumsaufprähe auf die fragliche Polizze, da fie dem Gerichte 
nicht bekannt waren und nicht bekannt fein konnten, weder der Bes 
willigung des Verbotes entgegenftehen, noch konnten dieſe Anſprüche 
mit Erfolg im Wege des Recurſes gegen die Verbotsbewilligung gel⸗ 
tend gemacht werden. Die Verſtändigung der Verſicherungsgeſellſchaft 
wegen Nichtauszahlung ber auf die Polizze entfallenden Geldbeträge lag 
in ber Natur und in dem Bwede des Sicherfiellungsmitteld des Ber- 
botes, und da über die Anſprüche, welche in Bezug auf die Polizze 
dem Recurrenten zuftehen, auf ven vorliegenden Recurs nicht abge- 
fprodhen werben kann, muß auch das Begehren um Zurüdnahne des 
an die Berficherungsgefellichaft erlaffenen Auftrages als ungeeignet i im 
Hecuröwege angebracht erfannt werben.” 


Nr. 888. 


Vorrechtsklage zur Erlangung einer in der Tiquibirungsklage 

nieht begehrten Claſſe. Claſſification des unbededten Heftes 

eines pfandrechtlich fichergeftellten Heirathsgutes. Perſonen, 
gegen welche die Vorrechtsflage zu richten ift. 


Eutſch. v. 2 Detober 1859, 58, Mr. 10887 7 (ubänberung der sickglörmigen 
uripeile d 8 L. geb znar 1 uud 1 
2. ©. —E * — 1858, tr. N, 5 3. "1860, Mr. 11.12 
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Nr. 889. 
Berhältnig des gefelichen Anfpruches der Ehegattin auf 


 Alimentation zu dem bei der einverftänblichen Scheidung 


getroffenen vermögensrechtlichen Uebereinkommen. 


Eutid. v. 7. October 1859, Nr. 10377 (Beftätigung ded dad Nirtheil des K. ©. 
Raguſa v. 12. März 1859, Nr. 1888, abändernden Urtheils des 

Zara v. 16. —* 1859, Nr. 1882). ©. 3. 1860, Nr. 19 

Die Ehegatten B und A trafen aus Anlaß ihrer einverftänd- 
lihen Scheidung das Uebereinfommen, daß der Gatte B feiner Gattin 
A lebenslänglih zur Beftreitung ihres Unterhaltes 10 fl. monatlich 
zahlen folle. Später klagte jedoch die A geftügt auf S. 91 a. b. ©. 2. 
auf Erhöhung diefer Wimentationsgebühr, indem fte fi zum Beweife 
darüber erbot, daß jener Betrag weber ihren Bebürfniffen, noch den 
Bermögensverhältuifjen ihres Gatten entſpreche. Zu dieſem Beweife 
wurde fie von der erjten Inſtanz zugelaffen. „Der Betrag der Ali⸗ 
mente“, heißt e8 in den Entfcheivungsgründen, „kann und barf feiner 
Natur nach Fein unabänderlich feftgeftelter fein, fondern muß je nad 
dem Steigen oder allen der Lebensbedürfniſſe und nach bem jewei- 
ligen Stand ber Bermögensvyerbältniffe der alimentivenden und ali⸗ 
mentirten Perfon variiren.“ 

Die zweite Inſtanz wied die Klägerin mit ihrem Begehren 
ab, und zwar aus folgenden, Gründen: „Wenngleich der Ehegatte 
nah 8. 91 a. 5. ©. B. während der Dauer der ehelichen Gemein- 
Ihaft die BVerpflihtung hat, der Ehegattin nad feinem Bermögen 
den anftändigen Unterhalt zu verfchaffen, fo ift doch in ben 88. 105, 
106, 1264 und 796 a. b. ©. B., dann in der a. h. Entichließung 
vom 12. September 1840 beftimmt, ob und in weldem Maße dieje 
Verpflichtung ihn auch nad erfolgter Scheidung treffe. Diefe geſetz⸗ 
lihen Beſtimmungen unterjcheiden zwiſchen dem Fall einer freiwilligen 
und bem einer durch richterliches Erkenntniß ausgefprodhenen Scheidung. 
Während in Iegterem Falle die Alimentations-Berpflihtung von der 
Beantwortung der Trage abhängt, durch weflen Verſchulden die Schei- 
bung herbeigeführt wurde, werden im eriten alle die auf ven Unter- 
halt ſich beziehenden Bedingungen gänzlich dem Uebereinfommen ber 
Ehegatten überlafjen.  Diefes Uebereinkomnien ift aber eine unerläßlicke 
Borausfegung ber freiwilligen Scheidung, und es kann fo wenig bei 
biefem Vertrage wie bei irgend einem andern einem Kontrahenten ge- 
ftattet werden, ohne Zuftimmung des andern Theiles von den, verein- 
barten Bedingungen wieder abzugeben... . Die entgegengejegte Auf- 
faflung würde dahin geführt haben, daß das Geſetz, welches bie frei- 
willige Scheivung nur bann zuließ, wenn die Ehegatten über die Be- 
Dingungen in Abficht auf Vermögen und Unterhalt mit einander einver- 
fanden waren, häufig umgangen worden wäre. Sie würde ferner 
babin führen, daß der ſchuldloſe Ehemann getäufcht würde, welcher, 
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um einem Proceß zu entgehen, ver die Schuld feiner Gattin bar- 
getban und fomit den Berluft ihres Anfpruches auf Unterhalt nad) 
ſich gezogen hätte (a. h. Entfhliegung vom 12. September 1840), in . 
bie freiwillige Scheidung im guten Glauben an die beſcheidenen An- 
forderungen der Gattin eingeht.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil und vie Entſchei⸗ 
dungsgründe des Oberlandesgerichtes. 


Nr. 890. 
Widerklage gegen den Vertretungsleiſter. 


80€ . 12. October 1859, Nr. 10779 (Beftätigung des Urtheils des 
——— v. 12. Mai 1859, Nr. 240, Abänderung des Urteiis 
Bien v. 6. Di 1859, Nr. 0348). ®. 3.1860, Wr 
B hatte dem C feine Forderung gegen bie A abgetreten. * 
leiſtete ihm im Proceſſe wider letztere die Vertretung. Nun bringt 
bie A gegen B eine Widerklage aus einer für fie geführten Verwal⸗ 
tung an. B wendet bie Unzuftänbigkeit des Gerichtes ein, da das Ge— 
richt weder das feines Wohnortes, noch das der geführten Verwaltung fei. 
Die erfte Inſtanz verwarf die Einwenbung der Unzuftändigfeit 
des Gerichtes, „meil B dur feinen Beitritt in der Replik des Nechts- 
flreites des. C dabei zum Hauptlläger wurde, indem er als event 
bei der Sache felbjt intereffirt war, wegen feiner Haftung für die 
Richtigkeit der cedirten Forderung. Der 8. 62 0.8.09. macht bei 


der Widerklage keinen Unterſchied, ob der damit Belangte bie frühere 


Klage unmittelbar einreichte oder erft fpäter — vor dem Enburtheile 
— als consors litis beitrat. — Der Gerichtsſtand der geführten Ver⸗ 
waltung fteht nah $. 34 der Yur. Norm vom 20. November 1852 
Nr. 251 in der Wahl des Klägers und ift fein gezwungener.“ 

Das Obergeriht gab aber der gedachten Einwendung Statt; 
benn durch die Vertretungsleiftung werde man nicht ein Streittheil. 
So könnten nur Jene gemannt werben, welde vor den Richter kommen, 
damit er das zwifchen ihnen ftreitig gewordene Recht feftftelle.. Dies 
fei aber bei dem Bertretungsleifter nicht der Ball; zwiſchen ihm und 
dem Gegner des Bertretenen werde kein Recht durch den Spruch des 
Richters feftgeftellt; er fei mithin nicht Streittheil, er fei nicht Kläger, 
benn er verlange im Streite des Vertretenen feinen. Spruch, eine 
Leiftung, keine Unterlaffung; ex fei lediglich ein Rechtsbeiſtand des 
Bertretenen; auf ihn könne mithin der $. 62 a. ©. O. feine An- 
wendung finden. 

Aufdie Reviſtonsbeſchwerde der Klägerin hat ber oberfte Gerichtshof 
das Urtheil erfter Inſtanz beſtätigt; denn ein Vertretungsleiſter müſſe 
allerdings als Streitgenoſſe angeſehen werden, da er durch Verſchaffung 
von Behelfen, ja ſogar durch Auftragung und Anerbieten, dann Ab⸗ 
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legung von Einen dem eigentlichen Streittheile behilflich ift und dem 
Streite allerdings beitritt, wie ſich das Hofvecret vom 8. Februar 1809 
Nr.8829.©.©. in dem gerade hier vorliegenden Falle ausfpricht, wo der 
Bertretungsleifter nicht ſchon in der Klage, ſondern erft in der Replik 
als Solcher erſcheint. Derfelbe werde auch in, den Satzſchriften mit 
bem eigentlichen Kläger oder Geflagten gemeinschaftlich aufgeführt und 
unterfertige biefelben perſönlich oder durch einen Bevollmächtigten, fei: 
alfo Mitkläger oder Mitgellagter, wenn gleich ver Ausſpruch nur für 
oder gegen den unmittelbaren Kläger oder Gellagten erfolgt. Er müſſe 
daher die Belangung mit einer Widerklage fih um fo mehr gefallen 
lafien, als der $. 33 der .Sur. Norm vom 20, November 1852° 
Nr. 251 feinen Unterſchied zwifchen der eigentlihen Partei und ihrem 
Bertretungsleifter macht. 





Nr. 891. 


Rechtliche Natur des Grundentlaftungs-Capitals: Reallaſt 
oder Pfandſchuld? | 


Eutſch.v. 18. October 1859, Nr. 9759 (Beftätigung des Urtheils des 8. G. 
Bolitihta v. 25. October 1857, Nr. 441, Abandernug des Urtheild des 
O. L. 6. Prag v. 22. Februar 1859, Nr. 20063). ©. 3. 1860, Nr. 30. 

Kläger hat dem Gellagten die Mühle Nr. 6 in —g um. 
25.250 fl. C. M. verfauft, und es wurte bebungen, daß von diefem. 
Kaufſchilling „die bücherlihen Schulden und etwaigen Intereſſen“ ab- 
zurechnen ſeien. Nun haftet auf der Mühle ein Orundentlaftungs- 
Kapital pr. 3099 fl. 10 fr. C. M. und Kläger will fi die Abrech⸗ 
nung dieſes Betrages von feinem Kauffchillinge nicht gefallen laſſen. 
Die erſte Inſtanz entjchied gegen den Kläger, das Oberlandeögericht 
für ihn. Legteres bemerkt, daß die Contractöabjäge I und 2 nur im 
Allgemeinen die Beitimmungen enthalten, daß-vom 1. Februar 1854 
angefangen aller Nuten und alle Laften an ben Käufer der Mühle 
übergehen und daß jich derfelbe verbindlich macht, ven Kaufſchilling 
nad Abſchlag ver bücherlichen Schulden und etwaigen Interefien, fo 
aud der vom Verkäufer erhaltenen Darangabe auf Verlangen ver 
Berkäufer ratenweije oder auf einmal zu bezahlen, ohne daß aus die⸗ 
fem Bertrage hervorgehen würde, welche beftimmten Schulpbeträge 
der Berläufer ſich von dem Kaufſchillinge abrechnen laflen, und welde 
Laften dagegen der Käufer ohne Abrehnung des Kaufſchillings über- 
nehmen muß, und wie viel demnad ber an den Verkäufer heranszu- 
zahlende Kaufſchillingsreſt eigentlich betrage. „Bei der Unsollftändig« 
feit des Vertrages handelt es ſich daher um die Auslegung, ob das 
auf der verkauften Mühle grundbücherlich aushaftenne Grundentla⸗ 
ftungs-Capital pr. 3099 fl. 10. C. M. unter jene Laften gehört, 
weldye der Gellagte als Käufer der Mühle nad dem erften Eontracte- 
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abfate ohne Abrechnung des Kaufihillings zu übernehmen bat, ober 
ob fich die Verkäufer gefallen laſſen müſſen, daß nad dem zweiten 
Contractabfage dieſes Grumdentlaftungs-Capital als eine bücherliche 
Schuld von dem Kauficillinge abgerechnet werde. Bei Abgang einer 
näheren Erklärung hierüber kann aber das Grundentlaftungs-Capital 
nar zu den in dem erften Gontractsabfage berübrten Laften gezählt 
werben, welche der Käufer unbeſchadet des Kaufſchillings gleich anderen, 
dem urjpränglich emphitentifchen Reale anklebenden Laften übernehmen 
muß; denn das audgemittelte Grundentlaſtungs⸗Capital ift ein Aequi⸗ 
valent für die auf ven Reale haftend gewejenen, offenbar als eine 
Grundlaſt fi darftellenden emphiteutiſchen Leiftungen an den Ober: 
eigenthümer, und es ift Feine ſolche Forderung, beren Zahlung fogleidy 
oder nach erfolgter Auffändigung und auf einmal gefordert werben 
kann, fondern eine foldhe, deren Tilgung dem Berpflicyteten in 20jäh- 
rigen Raten bei Entrihtung der Zinſen als Surrogat der emphiten⸗ 
tiihen Leiſtungen felbft geftattet iſt. Iſt dieſes der Fall, fo kann das 
ofterwähnte Grundentlaſtungs⸗Capital nicht für eine Schuld in bem 
dem gewöhnlichen Sprachgebrauche entiprechenden Sinne diefes Wortes 
angefehen werben, und es kann demnach Hierauf auch der zweite Abſatz 
des obenerwähnten Kauf⸗Contracts feine Anwendung finden, Es gehört 
vielmehr das ob ver an den Gellagten verkauften Mühle haftende 
Srundentlaftungs-Capital pr. 3099 fl. 10 fr. C. M. unter jene Laften, 
welche der Geklagte als Käufer der Mühle nad) dem erſten Vertrags⸗ 
abjage ohne Abrechnung am Kauffchillinge zu: übernehmen bat." 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte aus folgenden Gründen das 
Urtheil erſter Inſtanz: . .. „Auf Grund des Contracts allein kann 
ber Geklagte nicht für ſchuldig erkannt werben, das Grundentlaſtungs⸗ 
Capital nebft dem bedungenen Kauffchillinge zu bezahlen. Der Käufer 
wurde im erften Contractsabſatze wohl verpflichtet, die auf dem Ver⸗ 
faufsobjecte haftenden Laſten zu fibernehmen und nebft dieſer Weber- 
nahme den Kaufſchilling zu bezahlen. Allein das Grunventlaftungs- 
Capital Tann nicht als eine Keallaft, ſondern nur als eine auf der 
Realität haftende Capitalsſchuld betrachtet werden. Das kaiſ. Patent 
vom 4. März 1849, Nr. 152 R. ©. B., lautet im $. 22 wohl 
bahin: „„Weberhaupt ift als Grundſatz feftzubalten, daß die zur Laſt 
ber Berpflichteten ermittelte jährliche Eniſchädigungsrente im zwanzig⸗ 
fahen Anjchlage zum Capitale erhoben, als ein auf dem entlafteten 
Gute mit der gefeglichen Priorität vor allen andern Hypothekarlaſten 
beftehende, die Vorrechte der Ianvesfürftlihen Stener genießende Laſt 
anzufehen und zu behandeln iſt.“! Allein der Hauptzweck umd die Ab⸗ 
ſicht des Grundentlaftungs-Gefeges ging offenbar dahin, die Realitäten 
von den darauf haftenden emphitentifchen und andern unterthänigen 
Berpflihtungen zu entlaflen, daher diefe Neallaften zu beheben und 
bie Verpflichtung zur Bezahlung eines Capital an deren Stelle zu 
jegen. Durch die Entlaftung wurde daher die frühere Reallaſt in eine 
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Capitalsſchuld umgewandelt. Wenn nun auch dieſer Capitalsſchuld 
durch das Geſetz das Vorgangsrecht vor allen andern Hypothekarlaſten 
eingeräumt wurde, wenn auch dieſer Schuld die Vorrechte des landes⸗ 
fürſtlichen Steuer zuſtehen, und wenn dieſelbe auch im obigen Geſetze 
als eine Laſt bezeichnet iſt, ſo bleibt doch dieſelbe immer nur eine 
Capitalsſchuld und kann von dem Richter nur in dieſer Eigenſchaft 
angeſehen und behandelt werden, weil durch das Geſetz eine Novation 
verfügt und die frühere Reallaſt in eine bloße Capitalſchuld umge⸗ 
wandelt worben ift. Hätte das Geſetz fie als eine Reallaſt, als eine 
Steuer betrachtet, fo wäre e8 ganz überfläffig gewefen, ihr insbeſon⸗ 
bere ein bücherliches Borgangsrecht vor andern Hypothekarlaſten aus⸗ 
drücklich einzuräumen, weil ſich ein ſolches für Steuern von felbft 
verfteht. Daraus aber, daß das Geſetz die übrigen Hypothekarſchulden 
gleichfalls Hypothekarlaſten nennt, geht offenbar hervor, daß dasfelbe 
Geſetz dadurch, daß es das Entlaftungs-Capital auch als eine Laft 


bezeichnet, nur die gleiche Eigenfchaft beider andenten, keineswegs aber 


einen Unterſchied zwifchen ihnen machen und das letztere als keine 
Reallaſt betrachtet wiffen wollte. Wenn alfo der Kläger als Berkäufer 
beachſichtigt hätte, den Käufer durch ben Vertrag zu verpflichten, außer 
der Bezahlung des Kaufſchillings aud noch das Grunventlaftungs- 
Capital zu Übernehmen, jomit dieſe bücherlihe Schulo nicht vom Kanf⸗ 
ſchillinge abziehen zu laffen, fo hätte dies ausprädlich durd den Vertrag 
beftimmt werben müfjen.“ 


Nr. 892. 


Entſcheidung über die Koften im alle der Beweisführung 
Ppro vitando perjurio. 
gu. v. 18. October 1859, Nr. 11678 (Betätigung des das Urtheil des 
8. G. Capodiſtria v. 13. September 1858, Nr, 88, abändernden Urtheils 
de8 DO. 8. ©. Trieft v. 18. Mai 1859, Nr. 1554). ©. 3. 1865, Nr. 21. 
- Bur Abwendung eines von B angetretenen Haupteives trat A 
mit einer förmlichen Klage auf, in welcher er den Gegenbeweis durch 
zwei Zeugen anbot. Ueber dieſe Klage wurde verhanvelt und A vom 
Bezirkögerichte zum Beweiſe zugelaffen, die Entfcheivung über vie 
Proceßkoſten aber dem vefinitiven Erlenntniß vorbehalten. Das Ober- 
landesgericht verurtheilte jedoch unter Berufung auf das Hofdecret vom 
30. October 1788, Nr. 911 3. ©. S. (Wefſely INr. 766), den A 
zum Erfat der Koften erfter Inſtanz. Der oberfte Gerichtshof fand 
„in Erwägung, daß nach dem Hofdecrete vom 1. Auguft 1818, Nr. 1481 
9. ©. ©., das Hofdecret vom 30. October 1788 Nr. 9119. ©. ©., 
im Küftenlande dort, wo die weftgaliziihe ©. DO. vom J. 1796 Gel⸗ 
tung bat, Feine Anwendung findet; in Erwägung, daß nad) nem Worte 
Glafer, Unger und Walther Entid. IL 97 
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laute der weflgel. ©. O. $. 305 (it. $. 295, allg. $. 231) und insbe⸗ 
fondere nach dem Hofdecrete vom 14. September 1827, Nr. 2306 
9. ©. ©., zwar nicht die Frage, ob durch die an bie Stelle des auf- 
getragenen, doch noch nicht abgelegten Haupteides von dem Deferenten 
mit förmlicher Klage neu vorgelegten Beweismittel der Beweis auch 
bergeftellt ei, in dem Incidenzurtheile entjchieden werben könne und 
dürfe, daß es aber volllommen angemefien erjcheint, wenn im alle 
das Erkenntniß auf Zulaffung des ven Eid vertretenden Beweifes pro 
vitando perjurio lautet, zur Führung besfelben fogleih der Termin 
anberaumt werde, ohne daß von einer neuen Klage des die Bertretung 
Anſuchenden die Rede fein kann; in Erwägung, daß in dieſem Erfennt- 
nifje jedenfalls auch eine Keftitution mit Rüdfiht auf das bereits 
vorausgegangene Urtheil gelegen ift, daher volllommen gerecht dem 
Reftitutionswerber bie durch ihn dem Gegner verurſachten Koſten der 
Berhandlung Über die nady dem erften Urtheil und ver Eivesantretung 
mit Klage angefuchte Beweisfuhftitution auferlegt werben," das ober- 
gerichtliche Urtbeil zu beftätigen. ' 


Nr. 898. 


Berbältnig des Urtheils zum Klagebehren. Individualiſirung 
bes Streitobjectes. 


gutih. vd. 19, October 1859, Nr. 11504 (Beitätigung der Urtheile des 
B. ©. Görz v_ 31. December 1857, Ne. 7857, und des DO. L. G. Trieft 
v. 15. April 1859, Nr. 780). ©. 3. 1860, Nr. 20, 

In der Revifionsbefchwerde wider die übereinftimmend gegen ihn 
ergangenen unterrichterlihen Erfenntniffe macht Bellagter geltenn: Der 
Kläger babe ihn belangt auf Erfüllung eines Kauf⸗ und PVerkaufvertrages 
über da8 ven Namen Uſapati führende, zur Gemeinde Kronberg.gehörige, 
mit Nr. 101 älterer Kataftrirung bezeichnete Grundftüd von Y/, Campo 
Umfang und im Urtheile fei die Bezeichnung des Kataſtral⸗Flächenmaßes 
und der Nummer, unter welcher das Grundſtück in den alten Bermefjungs- 
acten vorkommt, ausgelaffen worden; die Bermefjungsnummer fei aber 
das einzige Moment, woburd die Identität des Grunpftüdes feftge- 
ftellt wird, und das Kataftral-Flähenmaß das einzige Moment, durch 
welches der Gegenftand genau beftimmt wird. Der aufßerorbentlichen 
Reviſion wurde jedoch nicht Statt gegeben, und zwar aus folgenden 
Gründen: „Der Kläger behauptet in ber lage, daß zwiſchen ihm 
und dem Bellagten eines Sonntags im Monate September 1854 
mündlich der Vertrag gefchloffen wurde, in Folge deſſen der Bellagte 
ihm alle Anfprüde auf das Grundſtück, genannt Usapati cat. Maß 
2/, Feld mit Nr. 101 bezeichnet, nelle pertinenze di Cronberg, wel⸗ 
ches laut des Görzer Lanbtafel-Ertractd zwar auf den Namen des 
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Bellagten eingetragen, von ihm, Kläger, aber feit 30 Jahren immer 
ungeftört befeffen wurbe, gegen ein Entgelt von 115 fl. abgetreten 
und zum Zeichen des Abſchluſſes des Bertrages ein Angelo von 20 fi. 
empfangen habe. Auch fei verabredet worden, daß über diefen mündlich 
abgeſchloſſenen Vertrag eine Urkunde errichtet werde. Die zwei Zeugen 
beftätigen übereinftimmenn ben zwifchen dem Kläger und dem Be- 
klagten in erwähnter Weife zu Stande gelommenen Bertrag mit der 
bloßen Beichräntung, daß, wie fie bemerken, von der Quantität ober 
dem Maße des Grunpftüdes Uſapati und von dem Sataftral- Er- 
teacte keine Rede gewejen fei. Allein fie verfihern Beide überein- 
fiimmend : e8 fei bei der Vertragsverabrevung ausdrücklich feftgefegt 
‘worden, daß dasjenige Grundftüd, genannt Ujapati, weldhes der Klä⸗ 
ger befite, verlauft werde. Da nun der Bellagte auch felbft in ber 
Einrede zugab, daß dasſelbe Grundſtück, fogar mit der Angabe 
der Nummer 101 zwar auf feinen Namen eingefchrieben, jedoch von 
dem Kläger befefjen werde, und von einem andern. Grunpftäde gar 
feine Rede ift, noch der Beklagte behauptet, als wäre ein anderes 
Grundſtück auf feinen Namen eingetragen, fo Tann, wie über ven 
Bertrag felbft, fo auch über die Identität des DVertragsobjectes fein 
Zweifel mehr obwalten und deßhalb der Umftand, daß die Zeugen 
über das Maß und die Cat. Nr. des Grundſtückes nichts zu jagen 
wußten, von keiner Weſenheit fein, noch behauptet werben, daß, wenn 
in den untergerichtlichen Urtheilen, auf Grund diefer Zeugenausſagen, 
bie Anzeigung des Maßes und der Nummer des Grundſtückes weg⸗ 
gelaffen wurde, dadurch das Object des Streite® verändert oder nicht 
über dasſelbe Object entſchieden worden, oder die Urtheile mit dem 
Klagebegehren im Widerfpruche wären, nachdem in den Urtbeilen das 
Grundſtück ausprüdlic unter der Benennung Usapati nelle pertinenze 
di Cronberg, vom Kläger befeflen, vorkommt und die Identität, wie 
ſchon erörtert, durch das eigene Zugeſtändniß des Bellagten und durch 
die Ausfagen der Zeugen außer allen Zweifel gejegt if. In Erwä⸗ 
gung demnach, daß die untergeridhtlihen Urtheile durch die angeführten 
Gründe gerechtfertigt erfcheinen, in feinem Falle aber weder eine offen- 
bare Ungerechtigkeit noch Geſetzwidrigkeit erkennen laſſen, um dieſelben 
abändern zu können, hat der oberfte Gerichtshof die außerordentliche 
Revifionsbefhwerde des Bellagten mit defjen Berfällung zum Erſatze 
der Revifionskoften zu verwerfen befunden.” 


me in —— —— 
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Ar. 894. 


Unterbreung ber Berjährung durch aufßergerichtliche Ein⸗ 
Ä mahnung? 

b. 20. October 1859, Re. 11096 * ätigung des dad Urtheil des 
5 ombo RN . de R 4 4070, & — A — 
de 0. ‚6. Lemesvar d. 9. Sunt 1850, * sasn). Tribline 1860, Nr. 18. 

Gegen die von A wiber B auf Zahlung einer Kaufgeldſchuld 
und der fiebenjährigen Intereffen angeftellte Klage wurbe vom Be⸗ 
klagten vie Verjährung der mehr als vreijährigen Zinſenrückſtande ein- 
‚ gewendet. — Das Geriht erfter Inſtanz verurtheilte nichts befto> 
weniger den B zur Zahlung ber ganzen eingeflagten Intereſſenforde⸗ 
rung, weil er nad) der von ihm nicht abgeleugneten Behauptung des 
Klägers von demfelben außergerichtlich zur Zahlung des Capitald und 
‚ber Zinfen aufgefordert, hiedurch aber gemäß 8. 1497 in Verbindung, 
mit 8. 1334 a. b. ©. 3. die Verjährung unterbrochen worben ſei. 
Das D. 2. ©. ſprach ven B mit Zulaffung der Verjährungseinrede von 
ber Zahlung ver mehr als dreijährigen Zinsausftände frei. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Uxtheil der zweiten 
Inſtanz, weil eine außergerichtlide Mahnung, die der Aufgeforberte 
unbeantwortet ließ, die Verjährung im Sinne des 8. 1497 a. b. ©. B. 
nicht unterbrach, da, außer den vom Geſetze beftimmten Fällen, Niemaud 
ſchuldig ift, in feinen Angelegenheiten Rebe und Antwort zu geben, 


Nr. 895. 
Anfpruh auf Erſatz der Koften des Eibesverfahrens. 


Entſch. v. 25. October 1859, Nr. 11483 (Beftätigung des das Deere der 
Brätur Cles v. 13. Arc i 1859. Nr. 3075, au hepenben Decret? des O. L 
Funsbrud v. 5. Juli 1859, Nr. 2284). ©. 3. 1860, Nr. 16. 

Der Kläger ſchwur den Haupteid, von deſſen Ablegung die Ver⸗ 
urtheilung des Geklagten zur Zahlung des Capitals und der auf 
2 fl. 90 kr. gerichtlich beftimmten Gerichtsfoften abhängig gemacht. 
worden war; bei der Eidestagſatzung liquidirte er aber auch bie 
durch leere ihm erwachlenden Koften. Mit dieſem Begehren warb 
er durch Beſcheid der Prätur abgewiefen. Das Oberlandesgericht 
und ber oberfte Gerichtshof dagegen erkannten fie ihm zu, und zwar:. 
„im Erwägung, daß der Recurrent buch das Urtheil des Bezirks- 
gerichtes Cles vom 18. Februar 1859 verurtheilt wurde, bie im Pro⸗ 
ceffe ergangenen Koften im gemäßigten Betrage von 2 fl. 90 kr. 
dem Kläger zu bezahlen, wenn dieſer den ihm auferlegten Haupt⸗ 
eid ablegen würde; in Erwägung, daß der Kläger dieſen Eid laut 
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Protokolls vom 13. Mat 1859 geleitet bat; in Erwägung, daß die 
Berfällung des DBellagten zum Erfage der Proceßkoſten überhaupt 
auch die Verbindlichkeit zum Erfage der durch den Haupteid ergange- 


nen Koften zur Bolge bat, dieſe aber unter ven mit dem Urtheile zu⸗ 


erkannten Koften per 2 fl. 90 Te. nicht begriffen fein Tonnten, weil 
ſie erft fpäter erwachſen find, deßhalb aber auch durch das Urtheil 
nicht ausgeſchlofſen ſind.“ 


Nr. 896. 


Bedingungen der Zuläſſigkeit des Erfüllungseides. Nothwen⸗ 
digkeit der Darthuung der Causa debendi beim Beweis 
des Schuld⸗Geſtändniſſes. 


Eutſch. p. 25. October 1859, Nr. 11679 (Beftätigung des das Urtheil des 
B. G. Pinguente v. 6. Auguſt 1858, Nr. 315, abändernden Urtheils de 
D.% G. Trieft v. 17. Juni 1859, Nr. 1977). ©, 3. 1860, Nr. 15. 


Kläger Hat die Ausfage eines Zeugen dafür beigebracht, daß 
Geklagter geftanden habe, ihm den eingeflagten Betrag ſchuldig zu 
fein. Die erfte Inftanz ließ den Kläger zum Erfüllungseide zu, die 
zweite Inſtanz wies ihn mit feinem Begehren ab, „weil nad 8. 286 
weſtg. ©. O. (8. 212 a. ©. DO.) der Richter vem Beweisführer nur 
dann den Erfällungseid auftragen fann, wenn aud) bie übrigen Umſtände 
mit feinem Vorgeben übereinflimmen und es glaubwürdig machen, 
hier aber ſolche Umftänve nicht worliegen; weil ferner weder aus ber 
Ausfage des Zeugen noch aus der Eivesformel die Causa debendi zu 
entnehmen iſt.“ Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtbeil und die 
Entſcheidungsgründe der zweiten Inſtanz. 


Nr. 897. 
Berpflihtung zur Vergitterung, eines Fenſters. 


Sutil. v. 2. November 1859, Nr. 7402 (tpeitweile Mbänberung der Urtheile 
des St. G. Monor v. 2. December 1858, Nr. 2830, nud des O. L. ©. Peſt 
v. 1. Sehrnar 1859, Nr. 356). Tribiine 1861, Nr. 44. 

B ließ in der Mauer feines Haufes ein Fenſter auf ven Hof 
des Nachbars A Öffnen, worauf er von A auf Vermauerung besfelben 
belangt wurde. — Das Gericht erfter Inſtanz verwärf das Klage⸗ 
begehren; das O. 2. Gericht gab demfelben Statt. 

Der oberfte Gerichtshof erfannte, daß B nicht verpflichtet fei, 
die enfteröffnung zu vermauern, jedoch das Fenſter zu vergittern. 
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habe, — aus folgenden Gründen: „Der Bellagte bat, indem er das 
Fenſter öffnete, von feinem Eigenthune einen Gebrauch gemacht, wozu. 
er nad 8. 362 a. b. ©. B. durchaus berechtigt war, und der An- 
ſpruch des Klägers auf die Vermauerung iſt daher rechtlich ungegrün- 
det. Seinem Begehren war aber dennoch infofern Rechnung zu tragen, 
als der Beklagte vie Bewilligung zur Oeffnung des Yenfterd von 
ihm nicht erhalten hatte und der Kläger zur Duldung einer Servitut 
nicht angehalten werden Tann. Es mußte daher nad) 8. 488 a. b. 
©. B. entſchieden, refpective dem Bellagten die Vergitterung des 
Fenſters aufgetragen werben.” 


Nr. 898. 


Umfang ver nah 8. 1155 des a. b. G. B. dem Befteller 
obliegenden Eutſchädigungspflicht. 


Eutſch. v. 2. November 1859, Nr. 12080 (Abänderung der Urtheile des 
2. ©. Wien v. 15. October 1858, Ver. 44081, und des D. 2. ©. Wien 
| v. 25. Mai 1859, Nr. 4371). ©. 3. 1860, Nr. 24. 

B bat dem A im Jahre 1854 die Anzeige gemadt, daß er für: 
das Aerar die Lieferung von 1600 Rüſtwagen übernommen babe, und 
ihn zugleich aufgefordert, für ihn fo viele Stüde zu arbeiten, als ihm 
möglidy fein werde. A bat darauf wirklich fi zur Herftellung einer 
größeren Quantität folder Wagen angeſchickt und in der That auch 
30 Stüd abgeliefert. Der. Oellagte erklärte nun, daß er weitere 
Lieferungen nicht Übernehmen werde. Beim Kläger befindet ſich 
noch das zur Ausführung von 30 Rüftwagen erforderliche Materiale. 
Derfelbe begehrt: 1. Einlöfung des vorhandenen Materiald oder Ent- 
ſchädigung dafür. 2. Einen Betrag von 1750 fl. Conv. M. für Ge- 
winnftentgang. 

Zu dem erften Punkt erkannten die beiden untern Inſtan⸗ 
zen, unter Borausfegung des durch den Hanpteid zu führenden Be⸗ 
weifes ber erfolgten Beftelung, im Wefentlichen dem Klagebegehren 
gemäß. Mit dem zweiten Theile des Begehrens wurde der Kläger in 
erfter Inſtanz abgewieſen; vie zweite Inſtanz hat ihm einen Betrag 
von 450 fl. C. M.; die dritte unter Adoptirung der Gründe zweiter‘ 
Inſtanz 300 fl. C. M. zuerkannt. Es heißt über dieſen Punkt in den Ent-- 
ſcheidungsgründen der erfter Inflanz: Der entgangene Gewinn könne 
unter die dem Geklagten nad 8. 1155 obliegende „angemefjene Ent- 
ſchädigung“ nicht bezogen werden. Zudem hatte Kläger die Laſt des 
Beweifes, daß er, nad Ablieferung der 30 Rüſtwagen, buch bie Zeit, 
welche er zur Berfertigung weiterer Rüftivagen verwendet hätte, ohne 
anderweitige Arbeit und Beichäftigung war. 
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Dagegen bemerkte das Oberlandesgericht: „Der 8. 1155 a. b. 
©. 8. veroronet: Auch für Dienfte und Arbeiten, die nicht zu Stande 
gefommen find, gebührt der beftellten Perfon eine angemefjene Ent- 
ſchädigung, wenn fie das Geſchäft zu verrichten bereit war und durch 
Schuld des Beftellers daran verhindert, oder überhaupt durch Zeit- 
verluft verkürzt worden if. Aus dieſem Geſetze, welches ganz allge- 
mein lautet, muß nothwenbig gefolgert werben, daß Jedermann, ber 
eine Arbeit beftellt, fohin aber, ſei e8 anfänglih ober erſt in 
ber Folge die Berfertigung derſelben freiwillig aufgibt, dem Beftell- 
ten jedenfalls eine angemefjene Entſchaädigung leiften mäfje, indem der 
Beftellte, ver burch die Uebernahme der Arbeit bereits ein Hecht er- 
worben hat, nicht verhalten werben Tann, ſolches ohne weitere® auf- 
zugeben, zumal, wenn ber VBeftellte zur Herftellung ber Arbeit ſchon 
Mühe und Auslagen verwendet hat. Wenn daher der Kläger durch 
ben bem Geklagten aufgetragenen und von dem erften Richter aud) 
zugelafjenen Haupteid ven Beweis herftellt, daß Geflagter ihn-von der 
im 9. 1854 für das h. Aerar übernommenen Lieferung von 1600 
Rüſtwagen in Kenntniß fette, und ihn aufforberte, folhe Wagen für 
ihn berzuftellen, und zwar fo viele als er im Stande iſt, zufammen- 
zubringen, fo bat ver Kläger hierdurch auch zugleich ven Beweis ge 
liefert, daß er zur Anfchaffung des hiezu erforberlichen Holzuorrathes 
berechtigt war, und daß Geklagter, welcher bie Lieferung auf keine be» 
ſtimmte Zeit befchränfte und von der Beftellung einfeitig wieder ab- 
ging, dem Kläger nicht nur für die zur Anfertigung ber beftellten 
Rüſtwagen beigefchafften und noch vorhandenen Holzquantitäten zu ent⸗ 
fhädigen, fondern auch vemfelben für den dadurch entgangenen Ver⸗ 
bienft eine angemefjene Vergütung oder Entſchädigung zu leiften habe. 
Was die Angemefjenheit der Größe des Berbienftentganges anbelangt, 
fo fand man dieſen Iegteren, welcher nach dem Sinne und den Wor- 
ten des Geſetzes unter angemeſſener Entſchädigung allerdings begriffen 
ift, in der Erwägung, daß die Sachverſtändigen ſich dahin ausfpraden, 
daß aus den vorhandenen Holzquantitäten circa 30 Rüſtwagen ber- 
geftellt werben können; in der Erwägung ferner, daß die Sahverftän- 
bigen zwar angeben, daß bei jedem Rüſtwagen im Ablieferimgspreife 
pr. 9 fl. C. M. beiläufig 30 fl. C. M. vervient werden konnten, 
der Lohn für die nad) Ablieferung der unbeanftändeten 30 Rüflmagen 
noch weiters herzuftellenden Rüftwagen aber nad) der klägeriſchen An- 
gabe felbft mit ein paar Gulden weniger für ven Wagen, mithin ber 
Preis nicht beftimmt feftgefegt wurde, daher bie richterlihe Beftim- 
mung einzutreten hat; daß andererfeits Kläger nicht nachgewiefen hat, daß 
er rüdfichtlich feines Verdienſtes lediglich an den Gellagten angewie- 
jen und daher durch die Zeit, welche er zur Herftellung der weiteren 
Rüftwagen bedurfte, ohne fonftige Arbeit war; in Erwägung endlich, 
daß dem Kläger ver ihm zugegangene effective Schaden befonderd zu= 
erlannt wurde, — mit 15 fl. C. M. pr. Stüd, daher zuſammen für 
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30 Städ mit 450 fl. C. M. zu bevieflen, und dem Gellagten für dem 
Ball der Herficllung des Beweiſes Seitens des Klägerd durch den 
fententionirten Haupteid, über die oberwähnte Art der Beftellung und 
gegen Ablegung des vom Kläger hierüber angebotenen Schätzungseides 
die Zahlung desſelben fammt 4 %, Berzugszinfen vom Klagetage auf- 
aufregen.“ 


Nr. 809. 
Wiedereinfegumg in den vorigen Stand wegen fchlechter 
Vertretung. 


». 3. ‚Roocmber 1859, Nr. 12285 (Behätigung des Urtheils des 
neh Mei 1850, Nr. 7668, ——— 98 de Urtheild deß 
8.8.6. din * Er Augut 1859, Br. 12751). Eco d. Trib. 1860, 


Die Handlungsdita A begehrte die Wievereinfeßung in ben 
vorigen Stand gegen das Erkenntniß, woburd fle auf die Klage des 
B zur Zahlung einer Geloforberung vermtheilt worben war, und zwar 
wegen ſchlechter Bertreiung von Seite ihres Rechtsfreundes, da der⸗ 
felbe im Procefje verſäumt habe, für ihre zur Compenfation geltend 
gemachte Gegenforberung vie im Liquibationsurtheile beſtehenden Be⸗ 
weismittel vorzulegen. Die Sache verhielt fich jo, daß ber Rechts⸗ 
conſulent der Dita, welcher die Proceßſchriften verfaßte und dann mit 
der Unterſchrift ihres Advocaten X verſehen ließ, die erwähnten Li⸗ 
quidatiouserkenntniſſe, die ber Firmaführer ber Dita ihm übergeben 
hatte, der Duplik, womit fie producirt werben follten, nicht beilegte. — 
Das Geriht erfter Inftanz erfannte nad) bem Klagebegehren. Das 
O. L. G. wies die Klage ab, weil die im vorigen Proceffe unter- 
bliebene Benütung ber Beweismittel der Dita für ihre Gegenforverung 
nicht von ihrem Kechtöfreunde, dem Abvocaten X, verjchuldet worben 
fei, fondern vielmehr ihr felbft oder ihrem Sirmaführer infofern zur 
Laſt falle, als diefer, anftatt mit dem Advocaten, lediglih mit dem 
Rechtsconſulenten der Dita in der befagten Angelegenheit verkehrte, 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftrichterlihe Entſcheidung 
und bemerkte in den Motiven, daß die Nachläſſigkeit, in Yolge ber 
die im frühern Proceſſe beflagte Dita A fchlecht vertreten wurde, 
ihrem Rechtsconfulenten und ihrem Advocaten zur Laſt zu legen fei, 
welchem oblag, wegen SHerbeifchaffung der Beweismittel fih an ben 
Rechtsconſulenten zu wenden. 
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Fir. 900. 


Unterlaffung ber Appellation gegen ein bebingtes auch auf 
Zahlung bereits verjährter Zinfen lautendes Endurtheil. 


Sun u v. 4. November 1859, Nr. 10898 (Beftäti a ea des dad Urtheil des 
vergog Es Miklos v 28. December 185 abändernden 
urtheits d 


Hecmannftaht v. 22, September TBBK, Re. 9596). 
©. $. 1859, ©. 407. | 

die erſte Inſtanz verurtheilte ven B für den Fall der Nichte 
ablegung des ihm aufgetragenen Haupteides zur Zahlung ver einge- 
!lagten Summe und der Intereffen. B, welcher bereit war, ven Haupt- 
eid abzulegen, appellirte gegen dieſes Urtheil nicht, obgleich es bie 
Einwendung ber Intereffenverjährung unberüdfichtigt ließ; Dagegen 
erlangte der Kläger in zweiter Inſtanz die unbedingte Verurthei⸗ 
lung des Bellagten. Nun ergriff B die Reviſionsbeſchwerde und befchwerte 
fih aud darüber, daß nicht wenigftens ver Einwendung der Intereſſen⸗ 
verjährung Statt gegeben ſei. Allein aud der oberfte Gerichtshof ließ 
dieſe Einwendung unberüdfichtigt, indem er bemerkte: „Es würde bie- 
jelbe im Sinne der 88. 1480 und 1501 a. b. ©. B. zwar allerdings 
Plag greifen. Es hat jedoch der Beklagte gegen das Urteil erfter In- 
flanz, welches nur in Bezug auf ben noch zu führenden Beweis be- 
dingt, in Anfehung der Beträge an Capital und Zinfen aber beftimmt 
lautete, nicht appellirt, obwohl darin für den Fall des hergeftellten 
Beweiſes auch die Intereffen ohne Berüdfichtigung der vom Bellagten 
eingewenbeten Berjährung dem Kläger zuerkannt worden find, und 
der Dellagte, wenn aud mit der Auftragung des Haupteivdes zufrie- 
den, dod) gegen die für den Fall ver Nichtablegung des Eides even- 
tuelle Berfällung zur Binfenzahlung appelliven mußte. Hierdurch hat 
der Kläger ein formelles Hecht erworben, welches demſelben gegen 
das eigene in appellatorio vom Geflagten ſtiufchweigend gemachte Zu⸗ 
geſtändniß nicht mehr abgeſprochen werden kann. Es konnte daher die 
Einwendung der Verjährung in dritter Inſtanz nicht mehr berückſich⸗ 
tiget und mußte mit DBejeitigung bderfelben dem Kläger der angejpro- 
chene Zinfenbetrag zuerkannt werben. 


Nr. 901. 
Sutabulation eines Urtheiles- bezüglich Fünftiger Leiftungen. 


Eutſch. v. 4. November 1859, Nr. 12405 —— ber gu ch — 
migen Berrete ded 8. G. Mü ide. sTrübau v. 14. Februar 1 
and des ©.%. ©. Brünn v. 5. Juli 1859, Nr. 4805). ©, 2. dor; Kr, 2. 
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‚Nr. 902. 


Eompromiß, im Weg gerichtlichen Bergleiches zu Stande 
gekommen: Benennung anderer Schiebsrichter im Intimation?- 
beicheib. 


zu. v8. —FX 1859, Nr. 40501 (Betätigu ng ded Urtheild des 

9 geil rig 20. December 1857, Nr. 8171, Abänderung des Ara 
—R razv. 2A. November 1858, Nr. 8616). ©. 9 1860, 

Die Entſcheidungsgründe der dritten Inſtanz lauten: „Der 
Kläger fügt feinen Anſpruch hauptſachlich auf den Schiedsſpruch oder 
ſogenannten Vergleich, welchen zwei vom Gerichte „gewählte Män- 
ner fällten. Allein im vorausgegangenen Protofolle Ar. 9 hatten ſich 
die ftreitenden Brüder nur dahin einverftanden, daß bie von ihnen 
gewählten Sachverftändigen beflimmen follten, wie bie Theilung der 
Grundſtücke zu geihehen habe und wie lange es bei der Vertheilung 
fein Bewenven haben fol. Das Bezirks. Gericht war daher nicht befugt, 
ftatt der von den Parteien gewählten Schiedsrichter, weil ſich biefe 
nicht einigten, ohne Bernehmung der Erftern andere von Amtswegen zır 
ernennen und diefen den Ausfpruch zu übertragen. Diefer ungefegliche 
und unförmlihe Act konnte für B, der bei Aufnahme des Protokolls 
nicht zugegen war, feine Rechtsverbindlichkeit begrünten, und zwar 
felbft dadurch nicht, daß er gegen ben über das Protofoll ergangenen 
Beſcheid nicht recurrirt hat; denn das Bezirfögericht konnte ihm mit 
biefem ebenfall® ganz orbnungswirrigen Beſcheide den im Protokolle 
enthaltenen geſetzwidrigen Act nicht als einen gerichtlich bindenden Ber- 
gleich aufbringen, und B hat durch fein über dieſen Beſcheid beobachtetes 
Stillſchweigen feinen Rechten, fih durch den Protofollinhalt nicht ge- 
bunden zu halten, nicht entſagt.“ 


Nr. 903. 


Einfommenfteuerabzug von den Verzugszinfen einer auf den 
Bahn verwiefenen DBeränderungsgebühr ? 


8. November 150, Nr. 11248 (Beftätigung des das Decret 

° 6: Brain 30. April 1859, Nr. 8038, abändernden Decretö des 

rag v. 28. Juni 1859, Nr. 11456), © . 3. 1860, Nr. 60. 

“a einer Kaufſchillingsberechnung wurde nr Anderem auch 

eine Forderung bed Aerars für rückſtändige Vermögens ⸗Uebertragungs⸗ 
gebühren ſammt Saumſalszinſen hievon anerkannt, von letzteren aber 
die Einkommenſteuner in Abzug gebracht. Dem dagegen ergriffenen 
Recurſe der Finanzprocuratur ward in zweiter Inſtanz Statt ge⸗ 
geben. Der betheiligte Private ergriff den Reviſions⸗Recurs und 
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machte geltend: Die obergerichtlihe Anfiht, daß ein Einkommen⸗ 
fteuer-Abzug bei Sapitalien over Gebühren, die zn Handen des Aerars 
fihergeftellt worven find, nicht Statt finden könne, ſei unridhtig; denn 
das Patent vom 10. October 1849 Nr. 412 R. ©. BL. verordne im 
8. 6 ausdrücklich, daß die Grund» und Haußbefiger berechtigt feien, von 
den Zahlungen, die fie an Zinfen oder anderen jährlichen Leiftungen von 
den auf ihren Befige haftenden Schulden oder anderen Laſten zu ent⸗ 
richten haben, 5 Procent in Abzug zu bringen. Das Geſetz mache 
feinen Unterſchied zwiſchen Privat⸗ und ärariſchen Forderungen; es 
fei daher ver Abzug der 5 Percent Einkommenſteuer von den Zinfen, 
welche von der zu Handen des k. k. Aerars fichergeftellten Gebühr 
fällig geworden ſind, geſetzlich begründet. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte jedoch die Verfügung des 
Oberlandesgerichtes aus folgenden Gründen: „Wenn auch der 8. 6 
bes faif. Patentes vom 10. Detober 1849 Nr. 412 R. ©. Bl. die 
Grund und Haußbefiger berechtigt, von den Zahlungen, die fie an 
Binfen oder andern jährlihen von den auf ihren Befigungen haften- 
den Schulden oder anderen Laſten zu entrichten haben, 5 Percent 
ben zum Bezuge Berechtigten als Zahlung in Abrechnung zu bringen, 
ſo muß doch in Betrachtung gezogen werden, daß der in dieſem Kar 
tente auferlegte Steuerzufchlag eigentlich eine Einfommenftener ift, und 
daß nach dem Wortlaute des $. 6 viejes Patentes das ben Grund» 
befigern ertheilte obige Abzugsrecht nur zu einer gleihmäßigen Ber- 
theilung der Steuern in Uebereinftimmung mit ven Grundfätzen der 
Einfommenfteuer dienen fol. Das Patent vom 29. October 1849 
Nr. 439 R. ©. Bl. unterwirft im 8. 4 die Zinfen von Darlehen 
oder anderen ſtehenden Schulpforberungen u. f. w. der Einkommen⸗ 
feuer, befreit aber im $. 13 jene, welde durch ven dem Sculbner 
bemilligten Abzug getroffen werben, von ber Zahlung diefer Steuer, 
weil die Einkommenſteuer, melde von dieſen Zinfen zu entrichten käme, 
von dem Schuldner als Befiter der Pfanpfache mittelft des Steuerzu- 
ſchlages mitbezahlt wird. Die Zinfen jedoch, welche von dem in Bezahlung 
ber Beränderungsgebühr fäumigen Realitätenbefiger zu entrichten kom⸗ 
men, find nad ihrer geſetzlichen Natur keine Renten oder jährlichen 
Seiftungen, fondern eigentlich eine Saumfalsftrafe und ein Mittel, um 
ben Schulbner zur zeitgemäßen Abfuhr der Gebühr anzutreiben. Sie’ 
unterliegen nicht der Einkommenſteuer, es ift daher auch eine ſolche 
in dem von dem Nealitätenbefiger zu bezahlenden Steuerzufchlage 
nicht mitbegriffen und es würde, wenn ver Lebtere den Sper⸗ 
centigen Abzug von dieſen Saumfalszinfen machen wollte, keines⸗ 
wegs dadurch eine gleihmäßigere Vertheilung der Einkommenſteuer 
erzielt, fondern ein nach dem Gelege der Steuer nicht unterliegender 
Strafzinfenbezug von dem Befiter der Realität mit einem Stenerbetrage 
belegt, wozu derſelbe offenbar um fo weniger berechtigt ift, als ſich 
diefe Saumfalszinjen nur als ein Uccefforium der Beränverungsgebühr 


— 48 — 


darſtellen, dieſe Gebühr aber Feineswegs von dem Einkommen, ſon⸗ 
dern für vie Uebertragung bes Eigenthums zu entrichten kommt, das 
Geſetz aber ven Realitätenbefier nicht berechtigt, ſich dafür eines theil- 
weifen Erſatzes verfelben bei feinen Glaͤubigern zu erholen.“ 


Nr. 904. 


Reftitution wegen neu aufgefundener Behelfe: Verjährung 
des Rechtes des Reftitutionswerbers. Beginn ber Berjährungs- 
frift zur Anfechtung eines Zeftamentes. 


Euntſch. v. 8. Novenber 1859, Nr. 13875 CBeiütigung deö dad Urtheil des 
8, G. ®ien v. 38. December 1858, Nr. 61226, abändernden Nrebeitß des 
D. 8%. 6. Wien v. 15. Juni 1859, Nr. 5069). &. 3. 1860, Rt. 47. 

A hatte in einer am 6. November 1855 überreichten Klage 
bie Ungiltigerflärung des am 8. December 1852 publicirten Teſta⸗ 
mentes des M begehrt, hatte aber den Proceß verloren, weil er bie 
ihm entgegengefette Einwenbung ber fehlenden Legitimation als Erbe 
damals nicht zu entlräften vermochte; das biesfalls in erfter Inſtanz 
am 28. Auguft 1857 ergangene Urtheil war obergerichtlich beftätigt 
worden. Am 27. Juli 1858 überreichte A eine Klage, in welcher er, 
geſtützt auf die ihn als gefetlihen Erben legitimirenden, erft fpäter 
erlangten Behelfe Reftitution wider jenes Urtheil zur Einbringung einer 
neuen Replik begehrte. Er wurde mit feinem Begehren in erfter In⸗ 
ftanz abgewiefen, das Oberlandesgeriht und der oberfte Gerichtshof 
gaben demſelben Statt. 

Die Gründe der erften Iuftanz lauten. „Die Gellagten 
wenden gegen das vorliegende Begehren um Wiebereinfegung in den 
vorigen Stand wegen neu aufgefundener Behelfe zuvörberft die Ver⸗ 
jähbrung ein. Daß unter dem Rechte, auf deſſen Berjährungsfrift 
ver $. 373 a. G. O. die Befugniß der Anfuchung ver Einfegung in 
den vorigen Stand wegen aufgefundener neuer Beweismittel befchränkt, 
nicht das Recht zu diefem Einfchreiten, fonbern das im Hauptproceſſe 
geltend zu machende materielle Hecht zu verfteben fei, folgt ſchon aus 
dem Wortlaute des erwähnten $. 373; benn, wäre dad Gegentheil 
beabfichtigt worden, fo würde in diefer Geſetzesſtelle der Ausdruck: 
„ſo lange dieſes Recht nicht verjährt iſt“, gebraucht worben fein. Für bie 
Richtigkeit diefer Auslegung fpricht auch die ganz Hare Beltimmung 
des $. 367 der Civilprocef-Orbnungen für Ungarn und GSiebenbür- 
gen, wornach diefe Wiebereinfegung angejucht werben Tann, fo lange 
das Recht, welches ven Gegenftand des Streite® ausgemacht hat, noch 
nicht verjährt ift, auf welche Anordnung nah 8.7 a. b. ©. B. ale 
auf ein verwandtes Geſetz in dem vorliegenten, in ber allgemeinen 
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Gerichtsordnung nicht ausdrücklich entſchiedenen Falle Rückſicht ge- 
nommen werden kann. Die vom Reſtitutionswerber im Namen ſeines 
Mündels am 6. November 1855 überreichte Klage enthielt das Be⸗ 
gehren um gänzliche Ungiltigerklärung des M'ſchen Teſtamentes. 
Dieſes Begehren wurde mit h. o. Urtheile vom 28. Auguſt 1857 
abgewieſen und dieſes Erkenntniß obergerichtlich beſtätigt. Es iſt 
ſomit nach 8. 1497 a. b. G. B. die Verjährung des Teſta⸗ 
ments⸗-Beſtreitungsrechtes als durch die obige Klage nicht unter⸗ 
brochen anzuſehen. Daß aber das materielle Recht des Reſtitutions⸗ 
werbers allerdings ein ſolches ſei, welches in drei Jahren verjährt, 
ergibt ſich aus dem Wortlaute der beiden im Zuſammenhange ſtehen⸗ 
ven 88. 778 und 1487 a. b. G. B. Mit Ruckſicht auf den 8. 1478 
a. b. ©. B., welcher zur Verjährung nichts weiter fordert, als den 
bloßen Nichtgebrauch eines Rechtes, das an ſich hätte ausgelibt wer⸗ 
den können, während eines gewiſſen Zeitraumes, und keinen Unterſchied 
macht, ob dem Berechtigten die zur wirkſamen Durchſetzung ſeines 
Rechtes dienenden Behelfe während jener Friſt zu Gebote ſtanden 
oder nicht, erſcheint das materielle Recht, welches hier den Gegenſtand 
des Streites ausmacht, bereits als verjährt, weil die dreijährige Friſt 
vom 8. December 1852, als dem Publicationstage des W'ſchen Te⸗ 
ftamentes, berechnet werben muß, von welcher Zeit an bis zum Tage 
ber überreichten Wiebereinfegungsffage, das ift den 27. Yuli 1858, 
jene drei Jahre längſt verftrichen find. Schon aus biefem Grunde 
allein mußte das Klagebegehren gänzlich, abgewiefen werben, und tft 
ein weiteres Eingehen gänzlich überflüſſig.“ 

Dagegen heit es in den vom oberften Gerichtshofe aboptirten 
Gründen der zweiten Inftanz: „Wie aus der gelegten Einrebe zur 
erfehen ift, haben die Geklagten dem Kläger die Legitimation zur Klage 
wegen Ungiltigfeitserflärung des Teftamentes des M beftritten, und zur 
Widerlegung diefer Einwendung können die in vorliegender Klage aufge- 
führten Behelfe allerdings taugen ; die Geklagten fügen fich der begehrten 
Wiebereinfegung hauptfächlich darum nicht, weil das Hecht des Klägers, 
das Teftament zu beftreiten, verjährt ift. Der Släger fteht aber offen- 
bar unter dem Schuße des 8. 1478 0.6. G. B.; er konnte die beftrittene 
Legitimation als gefeglicher Exbe in der erſtatteten Replik nicht vertheidi- 
gen, er komnte fein Necht aus dieſer Legitimation mithin nicht üben, 
und fein Recht, im Grunde diefer Legitimation den Streit aufzus 
nehmen, ift damit nicht präjubicirt, daß von Publication des Teſta⸗ 
mented drei Jahre verflofien find; denn es müßten drei Jahre von 
jenem Zeitpunkte an verfloffen fein, als dem Kläger möglich war, aus 
biefer Legitimation den Streit zu führen, worüber die Geklagten nichts 
vorgebraht haben. Demnach konnte die Verjährung als fein giltiger 
Einwand angenommen werben, da die neu vorzuführenden Beweiſe 
wohl genügend darthun, daß fie ſelbſt nicht prei Jahre vor eingebrachter 
Reftitutionsklage erwuchſen. Der Umftand, daß die Reftitution zur 
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Replit nachgeſucht ift, erſcheint als feine Veeinträgtigung per Geklagten, 
da damit nur der Mläger eine Rebe aufgibt." 


Nr. 905. 
Gehörige Fortfegung der angeftellten Klage als Bebingung 
ber Unterbredung der Verjährung. 
v. 8. November 1859, Nr. 12386 a des bad Urtheil 


ei 6. Vitenza v. 20. December I ahänneruben Ur⸗ 
theild des O. 8, Benedig v. 20. Sat Sail 1850, Nr. lebe 6 3.1860, 


Einer wenige Tage vor ka der Berjährungejeit (von 30 
Jahren) angeftellten Klage auf Anerkennung des Miteigenthums an 
Immobilien wurde in der Einrede die Verjährung des Klagerechtes ein- 
gewendet. Nun blieb ver fchriftlich geführte Proceß fünfzehn Jahre 
hindurch liegen, da der Kläger die Replik, ohne für biefelbe Friſter⸗ 
wmeiterungen zu begehren, erft nach Berlauf des angegebenen Zeit- 
raumes überreichte. Bon der Zuftellung ber Replik bis zur Erftattung 
ber Duplif verftrichen weitere neun Jahre, währen welder Zeit ber 
Beklagte die Wiedereinfegung in ben vorigen Stand zur Einſichtnahme 
ber Driginalien der Slagebeilagen, die Bewilligung zur Beibringung 
neuer Beweismittel in der Duplik, und nachdem der Kläger vie In- 
rotulirung der Acten begehrt hatte, die Keftitution dagegen nachſuchte 
und ermirkte. In der Duplik wieverholte nun der Beklagte vie Ein- 
wendung der Berjährung und bemerkte, daß, hätten auch zur Zeit der 
Unftellung der Klage noch einige Tage an deu 30 Jahren gefehlt, die 
Berjährung immerhin jegt, zur Zeit der Duplik, fi vollendet habe, 
da bie Klage nicht gehörig fortgefegt, mithin ei fie die Verjährung 
gar nicht unterbrochen wurde (8. 1497 a. 6. ©. B.). Es hanpelte 
fih alfo um die Frage, ob die Klage, trotzdem baß der Kläger nach, 
der an ihn geſchehenen Zuſtellung der Einrede den Proceß durch 15 
Jahre liegen ließ, als gehörig fortgeſetzt zu betrachten war oder nicht? 
Das Landesgericht bejahte dieſelbe und erkannte theilweiſe nach dem 
Klagebegehren. Das Oberlandesgericht entſchied die Frage im ver- 
neinenden Sinne und wies daher auf Grund der Verjährung den 
Kläger vollſtändig ab. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte bie Anficht und das Erfennt- 
niß des Oberlandesgerichted und zwar in Erwägung, daß ber Kläger, 
nachdem ihm die Einrede zugeftellt worden, 15 Jahre bis zur Erſtat⸗ 
tung der Replik verftreichen Ließ, während welder Zeit er in voll- 
ftändiger Unthätigkeit verharrte und nicht einmal darauf bedacht war, 
durch Frifterweiterungs-Gejuche fih den Termin für feine Proceßſchrift 
offen zu erhalten, daß demnach von ihm die Klage nicht gehörig forte 
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geſetzt wurde, weßhalb die Verjährung, durch. die Anftelung ber Klage 
nicht unterbrochen, fortlief und zur Zeit der Ueberreichung der Replik 
bereit8 vollendet war; daß der Beklagte zwar berechtigt gewefen wäre, 
aber nicht die Berpflihtung hatte, auf die vom Slläger verfäumte 
Frift zur Erftattung der Replik die Inrotulirung der Acten zu be 
gehren; daß er. ferners durch feine in dem Zeitraume zwiſchen ber 
Replik und der Duplik unternommenen Proceßhandlungen nicht Die, 
gehörige Fortſetzung der Klage von Seite des Gegners anerkannte, 
jonvern damit vielmehr den Zwed verband, die Forberung des Klägers 
nad allen Richtungen, insbefondere auch von dem Stanbpunfte ber 
gemäß 8. 1497 a. b. ©. B. nit unterbrochenen Verjährung des 
Klagerechtes zu befämpfen, weldhen Vertheidigungsgrund er eben nicht 
"in einem einfachen Geſuche um Inrotulirung der Acten, jonbern ord⸗ 
nungsmäßig erſt nach der vom Kläger überreichten Replik in der hier⸗ 
auf von ihm zu erftattenden Proceßſchrift, d. ti. in der Duplik, anbrin- 
gen und geltend machen konnte. Der oberfte Gerichtöhof berief fich in 
feiner Motivirung auch noch auf die weiteren Ausführungen des Ober- 
Ianbesgerichtes, weldhe dahin lauten, daß die gehörige Yortfegung der 
Klage, wovon im $. 1497 die Rede iſt, keineswegs als Nichtabſtehung 
des Klägers von der Klage aufgefaßt werden dürfe, weil in dem Falle 
des ohne Vorbehalt geſchehenen Verzichtes auf die Klage der Beklagte 
ſchon aus dieſem Grunde, abgeſehen von der Verjährung, abſolvirt 
werden müſſe, ſondern daß vielmehr durch jene Worte der Kläger 
erinnert werde, in der Proceßführung jede Verzögerung, ſo weit es an 
ihm liegt, zu vermeiden, widrigens ſeine Unthätigkeit den Eintritt der 
zur Zeit der angeſtellten Klage noch nicht vollendeten Verjährung ohne 
Rückſicht auf die Klageanſtellung herbeiführen ſoll, und daß dieſe im 
Geſetze vorgeſehene Wirkung der Nachläſſigkeit des Klägers durch die 
von Seite des Bellagten unterlafjene Ausübung der in den Proceß⸗ 
vorfehriften ihm eingeräumten Befugniß, im Falle einer Friftverfäus 
mung der Öegenpartei vie Fortſetzung des Nechtöftreites Durch das 
Anlangen um Inrotulirung der Acten abzufchneiden, nicht aufgehoben 
werbe. 


Nr. 906. 


—— ber Gewalt von Seite des Schiedsrichters. 


. 2. 9. November 1559, Nr. 1naat rung der x gleih för 
migen Urtheile des K. G. Boten v. 9. Juni 1 und d 

G. Juusbrud v. Sul 1859, Rt. —8 * — Nr. 24. 

A Hagte gegen B und C auf Ungiltigerflärung eines Schieds⸗ 
ſpruches, indem er anbrachte, er ſei durch ſchiedsrichterliches Urtheil 
ſchuldig erlannt worden, dem B 61 fl. 54 fr. und dem C 236 fl. 3 kr., 
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dann 80 fl. zu bezahlen. Die Schiedsrichter feien im Compromiß 
Punkt x beauftragt worven, im Falle als durch die Bauführung zwi⸗ 
fhen den Imtereffenten Differenzen entftehen follten, ven Streit nad 
beftem Gewiſſen und innerfter Veberzengung, nad Bernehmung ver 
Parteien, Befihtigung des Gegenftandes, Abhörung der Zeugen und 
fonftigen nach ihrem Belieben gepflogenen Erhebungen, inappellabel und 
mit Enthebimg von den Formen der Gerichtsorbunng, zu enticheiden. 
Nach beendetem Bau feien den Schievsrichtern auf Grund des Eom- 
promiffes im Neceptum mehrere Gegenftände ihrer fchiensrichterlichen 
Entſcheidung bezeichnet worden; fie hätten jeboch den Kläger über vie 
von B und C geftellten und venfelben nunmehr zuerlannten Anſprüche 
weber vernommen, noch ihn zur Bernehmung jemals vorgeladen. Die: 
fe8 Berfahren wiberfpreche eben ſowohl der rechtlichen Natur und bem: 
Zwecke des Schiensrichteramtes, da Niemand ungehört verurtbeilt wer- 
den fol, als der vertragsmäßig übernommenen Pfliht, die Parteien 
zu vernehmen, welche die Schieberichter nach 8. 361 weſtg. G. O. erfül- 
Ien mußten. Die Schiedsrichter hätten aljo die Grenzen ihrer Gewalt 
überfchritten und ihr Spruch fei nichtig. 

Die erfte Inflanz wies das Klagebegehren aus folgenden Grün⸗ 
den ab: Nachdem Kläger felbft zugibt, daß er bei der Befichtigung und 
Collaudirung des Baues zugegen war, jo mäfje man nothwendig annehmen, 
daß er ala Selbftinterefient bei biefer Intervenirung ebenfalls feine Aeuße⸗ 
"rung abgegeben habe, wodurch die Schiebsrichter ſchon hinlänglich über bie 
Streitſache informirt wurden, und daß er AngefichtS der von feinen Geg⸗ 
nern hiebei vorgebrachten Aeußerungen auch fein eigenes Interefje möglichſt 
gewahrt, oder wenigftens Gelegenheit hiezu gehabt, und falls er «8 
nicht gethan, dieſe Unterlafiung als fein Verſchulden fi felbft zuzu⸗ 
fhreiben habe, um fo mehr, als er fich felbft im Receptum verpflich- 
tet hatte, alle feine Belege und Papiere den Schiebsrichtern mitzu- 
theilen, dieſes aber unterließ. Mebervie® gehe aus dem Compromiß 
deutlich hervor, daß die Schiebsrichter an bie Formen der Gerichts- 
ordnung nicht gebunden waren, daher anzumehmen fei, daß jedenfalls eine 
fürmlihe Parteienvernehmung als abſolutes Erforderniß bei fjonftiger 
Ungiltigleit des Schiedsſpruches nicht erforderlich war, fondern daß ſchon 
eine Beiprehung der Sache, wie foldhe bei Vornahme des Augen- 
ſcheines gepflogen wurde, diesfalls zur erforberlichen Informirung ber 
Schiedsrichter hinreihte. — Das Oherlanvesgericht beftätigte dieſes 
Urtheil aus denſelben Gründen. 

Der oberfte Gerichtshof fand der Dagegen ergriffenen außerorbent- 
lichen Reviſtonsbeſchwerde Statt zu geben und mit Abänderung beider 
unterrichterlicher Urtheile den Kläger zum Zeugenbeweife zuzulaffen. Die 
Motive äußern fi) hierüber wie folgt: Mit dem Compromiß fei die 
Entſcheidung aller Baubifferenzen den Schievsrichtern überlaffen wor- 
deu, welche mit Entbindung von ben Formen der Gerichtsordnung ben 
Streit nah beftem Wiflen und Gewiflen, jedoch, wie ausdrücklich bes 
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fiimmt wurde, nach Vernehmung ver Parteien, entſcheiden jollten. Die 
Schiedsrichter, welde dieſes Mandat annahmen, waren nach 8. 361 
weſtg. ©. O. verpflichtet, die Ordnung, über welche vie Parteien einig 
geworben, zu beobadhten, alfo vor Erlaffung ihres Schiensfpruches 
beide Streittheile über ihre gegenfeitigen Anſprüche zu vernehmen 
Kläger behauptet nun, daß er von ihnen weder bei der Collaudirung 
des Baues noch überhaupt vor Schöpfung des Laudums Über die An- 
ſprüche der Geflagten, zu deren Zahlung er verurtheilt ward, einver- 
nommen worden jei. Würde ſich Dies erwahren, fo hätten die Schieds⸗ 
richter offenbar gegen das ihnen ertheilte Mandat gehandelt, weßwegen 
der vom Kläger angebotene Zeugenbeweis allerdings als entſcheidend 
erſcheint. Die unterrichterlihen Entſcheidungen, welche mit Uebergehung 
dieſes Beweiſes das Klagebegehren ohne Weiteres abgewiefen haben, 
ftellen fich daher ald nicht geſetzlich begründet dar. 


Nr. 907. 


Wirkung des bedingten Exrbfchaftsantrittes: Objecte der bes 
Ichränften Haftung. 


Eutid. v. 9. November 1859, In „1052 Gäeiätinung bes deö das Urtheil der 
ätur Aviano v. 30. Pe ernden Urtheils des 
8. G. Venedi Es 1850 Ne Eco d. Trib. 1861, 

&. 276 fl Zribiine 1861, Kr. 97. ©. 3, 1868, Me. 75. 

Für eine Forderung des B an die von A mit der Rechtswohl⸗ 
that des Inventars angetretene Berlafjenfhaft de8 M wurde bemfelben . 
das executive Pfandrecht an Grundſtücken ertheilt, welche A nicht von 
M ererbt, ſondern von einem Dritten durch Kauf erworben hatte. A 
ließ ‚den Executionsbeſcheid in Rechtskraft treten und belangte dann 
ben B auf Befreiung der Grunpftüde, indem er behauptete, daß ber 
Beklagte gegen ihn als Beneficiarerben de8 M bie Erecution nur auf 
Beftandtheile der Berlaffenfchaft des Lebtern führen könne. — Das 
Klagebegehren wurde von dem Gerichte erſter Inſtanz zugelaſſen, — 
von dem O. L. G. abgewieſen. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Urtheil der zweiten In⸗ 
ſtanz „in Erwägung, daß nach 8. 547 a. b. ©. B. der Erbe ven 
Erblaſſer vorſtellt und daß Beide in Beziehung auf einen Dritten für 
Eine Perfon gelten, weßhalb nah $. 548 ebenbort ver Exbe alle 
Berbindlichkeiten übernimmt, die der Erblafjer aus feinem Vermögen 
zu leiften gehabt Hätte, — daß ber 9.802 a. b. ©. B. in dem 
Falle des mit der Rechtswohlthat des Inventars geſchehenen Antrittes 
der Erbſchaft zwar jene Haftung des Erben befchränft, indem er ihn 
den Öläubigern ver Berlaffenfchaft nur ſoweit für verbunden erklärt, 
ale die Erbſchaft für ihre und feine eigenen Forderungen hinreicht 

Glaſer, Unger u. Walther, Entſch. IL 28 
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dabei aber tie Frage offen läßt, ob der Erbe für dieſe beſchraͤnkte 
Verbindlichkeit nur mit dem Vermögen des Verſtorbenen oder auch mit 
feinem eigenen Vermögen einſtehen müſſe, — daß alſo bei der Ent- 
ſcheidung diefer vom Geſetze übergangenen Frage die im $. 465 
a. b. ©. 3. und 8. 400 ital. ©. D. (8.411 weſtg. ©. O.) feit- 
gejegte allgemeine Regel, wornah der Schuldner für die Erfüllung 
jeiner wie immer übernommenen Berbindlichleiten mit feinem ganzen 
Bermögen haftet, zur Anwendung Tommt, mit ber einzigen Beſchräu⸗ 
fung, daß der DBeneficiarerbe den Berlafienihaftsgläubigern nur in 
dem Maße (defien Beſchränkung, wenn barüber geftritten wird, er 
zu beweifen hat) haftet, al& fie ihre Befriedigung aus der Berlaffen- 
ſchaft erhalten haben würden, — daß der Beneficiarerbe gleich dem⸗ 
jenigen, der ſich unbedingt erbserklärt hat, mit der Einantwortung 
der Eroͤſchaft den Beſitz derſelben erlangt, ſie mit ſeinem Vermögen 
vermengt und darüber frei verfügen darf, daß alſo die Verlaſſenſchafts⸗ 
gläubiger, wenn ſie mit ihren Forderungen nur auf die Beſtandtheile 
des Erbvermögens angewieſen wären, ſich nicht in der Lage befänden, 
um zu beurtheilen, ob und wieviel ihnen davon gebühre, nicht einmal 
auszumitteln vermöchten, wo die Erbſchaftsbeſtandtheile, an denen ſie 
ihr Recht zu ſuchen hätten, ſich vorfinden, und ſogar der Erbe durch 
den ihm geſtatteten Verkauf der Erbſchaftsſtücke an Dritte, gegen welche 
die Verlaſſenſchaftsgläubiger kein Klagerecht haben, ſie für immer um 
die Geltendmachung ihrer Anſprüche bringen könnte“. 


Nr. 908. 


Aufldfung eines Pachtvertrages durch Verfügung ber 
Adminiftratiobehörbe. 
v. 9, Rn vember 1859, 1278 d 
— 1) sem a Man 4 ei a tigung ed Urtheilg des 


Udvarhe — des Urtheils 
vr O. L. es — anuftedt 74 November 1888, Rr 1761). Teibiine 


A belangte die Gemeinde B auf Wiebereinfegung in das Schanf- 
recht, welches ihm von her Gemeinde verpachtet, allein vor Ablauf ber 
Pachtzeit abgenommen worben war. Die Beklagte wendete ein und bes 
wies, daß die Abnahme des Schankrechtes von dem ihr. vorgefegten 
Bezirksamte, und zwar wegen unterlafiener Zahlung bes Pachtgeldes 
verfügt worben jei, weßhalb fie — Beklagte — den Nläger in bie 
Pachtung nicht wieder einfegen kͤnne. — Das Gericht erfter Inſtanz 
verwarf das Klagebegehren; das D.2 ©. gab nemfelben Statt. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das erftrichterliche Urtheil, 
„in Erwägung, daß die Abnahme des Schanfrechtes durch das zur 
Beaufſichtigung und Sicherſtellung der Einkünfte ber Öemeinde B de 
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rufene Bezirksamt verfügt worden ift, mithin außer Zweifel fteht, 
daß die Letztere weder dolos noch culpos vom Beftanbvertrage abge- 
gangen fei, daß der Mläger den bezirksämtlichen Verorbnungen, welche 
die Unterbrechung des Bachtverhältniffes herbeiführten, auf geeignetem 
Wege entgegen zu wirken, vefpective durch rechtzeitige Befchwerbefüh- 
rung biefelben zu befeitigen unterlaffen und felbft zur Zeit ber ange: 
brachten Klage die Entfernung biefes Hinderniſſes des Wieberantrittes 
der Ausübung des Schankes nicht nachgewieſen hat”. 


u 


Nr. 909. 


Geſetzliches Pfendrecht des Verſicherers an dem verſicherten 
Schiff. Novation durch Ausſtellung eines Wechſels. 


Eutſch. v. 16. November 1859, Nr 12032 | —V— des das Urtheil der 
inme v. 14. December 18 abändernden uheie 
der Banaltafel v. 6, Juni 1600. OS 2815). ©. 3. 1860, Nr. 


Nr. 910. 


Bomusjegung der Verurtheilung in contumaciam: Zurüd- 
weifung desi Klagebegehrens wegen mangelnder Subftantiirung 
bes Klaganſpruchs. 

Eutig. v. 16. November 1859, Nr. 12295 3, perätign ng des das Urtheil 
de8 8. G. Tabor v. 26. Auguft t 1858, Mr. 7 4, abündernden Urtheils des 
Ö.2. ©. Prag v. 8. November 1858, Nr 21088). ©. 3. 1861, Nr. 122. 

Die Klage ded A gegen B ftüßte fich Tebiglid darauf, daß 
Geklagter Iaut des beiliegenden Handelsbuchsauszuges dem Klaͤger 
500 fl. ſchuldig ſei. Die erfte Inftanz erfannte in contumseiam nad) 
dem Begehren der lage; _ die beiden höheren Gerichte wiefen das⸗ 
ſelbe zurück. 

Gründe der dritten Inſtanz: „Nah 88. 3 und 29 
a. G. O. ift dem Kläger nur in Betreff des Factums voller Glaube 
beizumefien, und bierüber, was Rechtens ift, zu erkennen; es muß da⸗ 
ber bei einem Contumaz - Extenntniffe ber Rechtsgrund zum Zufprucdhe 
der Yorberung vom Kläger in der Slage angeführt werden ober aus 
den beigebrachten Behelfen hervorgehen. Das Rechtsverhältniß, auf 
welches bie vorliegende eingeflagte Forderung gegründet werden will, 
liegt aber in keiner Beziehung vor; denn es ift weber im ber Mage, 
noch in bem mit ber Klage beigebrachten Eonto ein Factum ober 
Rechtstitel enthalten, aus weldem dem Kläger A ein Recht zuftehen 
würde. Der Conto ift vermöge der hierauf befindlichen Beftätigung 
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aus der Strazza gezogen und hat daher die im $. 119 a. ©. O. 
zur Herftellung des halben Beweiſes vorgefchriebenen Erforderniſſe in 
feiner Hinfiht, indem diefer Auszug feinen Rechtsgrund ber angeb- 
lihen Schuld enthält, fomit bierans nicht zu entnehmen ift, ob ber 
Geklagte den angeſprochenen Betrag von 500 fl. und aus welchem 
Titel ſchulde. Die Klage felbft enthält nur die Beziehung auf biejen 
Conto ohne Anführung des Geichäftes, aus welchem bie Forderung 
entflanden fein fol, und ohne Angabe des Rechtsgrundes, aus wel- 
chem der Anſpruch geftellt wird.” 


Nr. 9. 


Subjectiver Umfang der die Verjährung unterbrechenben 
Anerkennung. 


Eutſch. v. 22. November 1859, Ar. 12779 (Beftätigung des dad Urtheil 

der Seit Latiſaug dv. 15. Auguft 1859, Nr. 3696, abandernden Urtheils 

des D. &. ©. Venedig v. 22. September 1859, Ne. 15885). Eco d. Trib. 
1860, ©. ri Tribüne 1861, Nr. 48. 

Bei der im Yahre 1 erfolgten Theilung des von C und D 
gemeinfchaftlich befeflenen Gutes übernahmen die Theilenden je zur 
Hälfte die daran haftende Grundzinspflicht. Im Jahre 1844 ver- 
faufte D feinen Outsantheil dem B, welcher den Grundzins nich® ent- 
richtete; dagegen leiftete C den ganzen Zins bis 1848, von biefer 
Zeit aber nur einen Theil der jährlichen Abgabe. Nun belangte — im 
Jahre 1857 — ter Zinsherr A den B und C auf Nadleiftung des 
jeit 1848 nicht entrichteten Theile der Abgabe. In der Verhandlung 
anerfannte C das Zinsbezugsrecht und verpflichtete fich zur Entrichtung 
ver Hälfte des Grundzinſes, worauf der Kläger, hiermit zufrieden 
geftellt, ven C außer Streit feste. B aber beftritt das Bezugsrecht des 
Klägers und wendete überdies gegen ven Anſpruch auf vie Rückſtände 
nach $. 1480 a. b. ©. 2. die Triennalverjährung ein. Das Ges 
riht erſter Inſtanz verwarf die Einrede der Verjährung, weil bie 
Zinspflicht beider Beklagten ſolidariſch, ſomit durch tie von Seite bes 
C jedes Jahr erfolgten partiellen Leiftungen der Abgabe und durch die 
hierin liegende Anerkennung des Bezugsrechtes die Verjährung dem B 
gegenüber unterbrochen worben fei, und verurtheilte venfelben zur Ent- 
richtung der Hälfte aller eingellagten Zinsrückſtände. 

Das O. L. G. erlannte, daß B nur fhuldig fei, die Hälfte der 
Zinsausftände der legten drei Jahre zu entrichten, und zwar wegen 
eingetretener Berjährung ver ältern Ausftände, welche durch die Theil- 
leiftungen des C deßhalb nicht unterbrochen worden fei, weil das 
Solitarverhältnig der beiden Zinsſchuldner, worauf die Anficht der 
eriten Inſtanz beruht, daß die Theilleiflungen des C die Verjährung 
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auch dem B gegenüber unterbrochen haben, durch die Thatfache, daß bie 
Zinsſchuldner feit 1831 die Abgabe ſtets nur pro rata entrichteten und 
der Zinsherr diefe Ratenleiftungen ohne Vorbehalt annahm, als gelöft 
betrachtet werben müſſe. 


Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Erkenntni des O. L. G. 


mit Berufung auf deſſen Entfheidungsgründe, denen um fo mehr beis 
getreten werben müſſe, als A feinen Anfprud auf den Beſitz tes Bes 
zugsrechts geftüßt hat, ohne für den Erwerb vesfelben einen Beweis 
vorzubringen. | 


Nr. 912. 


Deffentlihe Weilbietung: Nichtigerflärung wegen Abhaltung 
von Mitbietenden. 


Entid. v. 22. November 1859, Nr. 12999 (Beftätigung des Urtheils ber 
Brätur Latiſana v. 6. März 1859, Nr. 962, Abänderung des Urtheild des 
. 2. G. Benedig v. 20. Juli 1850 h de 9240). Eco d. Trib. 1860, 


A, welcher durch Tauſch von B ein Grundſtück an fi gebracht 
hatte, ließ fich im Steuerbuche — aus Berfehen — nicht als Erwerber 
des Grunpftüdes, fondern ald Erwerber eines dem B gehörigen Haufes 
eintragen. Die Yolge diefer Verwechslung war, daß zwar B und fpäter 
feine Exben im Beflge des Haufes, A und nad feinem Tod deſſen 
Erben im Beſitze des Grundſtückes blieben, daß aber umgekehrt jene 
das Grundftüd, dieſe das Haus verftenerten. Die Erben ded A wollten 
nicht länger für das von ihnen nicht befefiene Haus die Steuern 
bezahlen und ließen es zu ver im lombarbifch-venezianifchen Königreiche 
gegen fäumige Steuerzahler eingeführten Fiscalverfteigerung des Haufe ' 
fomnten, bei welcher fie basfelbe für — drei Fire erflanden. Sie be- 
langten nun die Erben des B auf Herausgabe des von ihnen befefjenen 
Haufe. Die Bellagten wendeten ein, daß fie feldft ale Kaufluſtige 
zur Verſteigerung erfchienen, allein gleich den andern herbei gefommenen 
Kaufluftigen von der Theilnahme an der Berfteigerung durch die faljche 
BVorfpiegelung der Kläger abgehalten worden jeien, daß nicht das Haus 
ver Bellagten, fondern vielmehr das Grundſtück ver Kläger ausgeboten 
und diefe Gelegenheit von ihnen benügt werde, um basfelbe für einen 
geringen Preis zu erftehen und fo mit wenigen Koften die Berichtigung 
des in Betreff des Grundftüds unrichtigen Eintrags in dem Steuerbuche 
zu bewirken. — Das Rlagebegehren wurde von ber erjten Inſtanz 
zugelafien, von dem O. 2. ©. abgewiefen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterliche Urtheil und 
bemerkte in ven Entfcheidungsgründen: „Wenn die Bellagten felbit als 
vie Verkäufer ihres von tem Tiscalvertreter zur Berfteigerung ge= 
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brachten Haufes anzufehen find, fo trat hier der im $. 871 a.5.©. 2. 
normirte Yal ein, daß fie von den klagenden Käufern durch die Vor⸗ 
fpiegelung, daß nicht ihr Haus, fondern ein Grundſtück der Kläger 
feilgeboten werde, in einen die Hauptſache betreffenden Irrthum ge 
führt wurden, und e8 muß daher nach dem citirten 8. der mit ber 
Verfteigerung zu Stande gelommene Kaufvertrag auf Verlangen ber 
Beklagten als nichtig erklärt, beziehungsweife Das Klagebegehren abge- 
wiefen werden. Wenn aber auch von der Eigenſchaft ver Bellagten 
als Berkäufer des Haufes abgefehen und angenommen wird, daß fie von 
den Klägern durch die falſchen Angaben derjelben nur in culpofer Weife 
beſchädigt worden find, Jo erwuchs ihnen nad $. 1295 a. b. G. 2. 
gegen die Schuldtragenden das Recht auf Schabenerfag, der aber nad) 
8. 1323 ebendort darin befteht, daß alles in den vorigen Stand zurüd 
verfegt, mithin im vorliegenden Falle der mittelft der Fiscalverfteigerung 
zu Stande gelommene Verkauf des Hauſes als nichtig erklärt wird.” 


Nr. 913. 
Paſſive Streitgenoffenfhaft mit einem Cridatar. 


Entid. dv. 22. November 1859, Nr. 13196 ufbehm der gielo dr. 
migen Decretedes 8. ©. Lugos v.22, Juni 1859, Nr. 1667, und ded O. L. ©. 
emeövar v. 16. Augnit 1859, Nr. 8317). ©. 860, Nr. 36. 

Einer von mehreren Solidarſchuldnern war in Coneurs gerathen; 
ed warb nun bei der Concursinſtanz eine Klage eingereicht, welche ſo⸗ 
wohl gegen die Concursmaſſe als gegen die andern jenem Gerichte nicht 
unterftehenden Schuldner gerichtet war, und in welder gegen eritere 
bie Liquidhaltung, gegen vie legteren die Berurtheilung zur Zahlung 
begehrt wurde. Ä 

Die Klage wurde in erfter Inſtanz zur Separicung des Bes 
gehrens gegen die Concursmaſſe von dem gegen die Mitbeklagten zuräd- 
gewiejen; „denn wie aus den 88. 70, 72, 76, 86, 87, 88 und 90 
der ung. Coneurs⸗O. hervorgeht, ift das Liquidirungsverfahren im 
Concurſe ein officiofes, von jenem nach der Civil-Proceg-Orbnung ganz 
verjchiedenes Verfahren. Es kann daher mit dem Erfteren ſchon nad 
ber Natur der Sache und auch deßhalb nicht vereinigt werben, weil 
ih dadurd bei Aufnahme der Protokolle, bei dem Erkenntnifie — 
im Wale ber Liquiderflärung der Forderung durch die Concursmaſſe, 
während die Bweitgeliagte Einwendungen macht, und bergleichen — 
Schwierigkeiten in der Manipulation ergeben, welche bedeutende Ver⸗ 
widelungen Herbeiführen würden. Dan faun auch nicht einwenden, daß 
der Kläger auf die Wohlthat des Concnrö-Berfahrens verzicgten und 
das umftändlihe Streitverfahren wählen kann; denn eben im Concurfe 
fteht dem Gläubiger, welcher fih an die Concursmaſſe halten will, 
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biefe Wahl nicht zu, jondern er iſt an bie Geltendmachung feiner 
Forderung nach ber Concurs⸗Ordnung gebunden.” 

Diefer vom Oberlandesgerichte beftätigte Befcheid warb vom 
- „oberften Gerichtshofe aufgehoben, wobei der erften Inftanz aufgetragen 
wurde, die Klage aufrecht zu beſcheiden, und zwar „in Erwägung, daß 
die Mage gegen die Concursmaſſe und gegen bie Mitgeflagte auf einer 
und berfelber Urkunde beruht und beide Beklagte aus einem und dem⸗ 
felben Rechstitel belangt werben, bie Concursmaſſe auf Liquiderkennung 
der Forderung, die Mirbeflagte auf Zahlung; in Erwägung, daß bem- 
nad) die Belangten als beiberfeitig verpflichtete Perfonen und Streit- 
genofien erfcheinen, und bei einer Streitgenoffenjchaft im Concursfalle 
das Gefet keine Ausnahme von der allgemeinen Vorjchrift des Ver⸗ 
fahrens macht, die vereinte Verhandlung und Entfcheivung über den 
Gegenftand der Frage aber auch keine die Separirung redhtfertigende 
Schwierigkeit abjehen läßt." Ä 


Nr. 914. 
Bertragsmäßige BVerpflihtung zur Vertretung, — Ünt- 
laffung eines mitbeflagten Solidarfchuldners aus dem Streite. 
— Bedeutung von Anführungen der Barteien nach aeichloffe- 
nem Berfahren. — Richterliche Berüdfihtigung eines von der 
Partei nicht angeführten Umftandes. 
Entih. v. 23. November 1859, Nr. 13046 (Beitätigung des Urtheils des 
K. ©. Stanidlan dv. 28. Juli 1858, Nr. 5566, Abandernng bes Urtheils 
des O. % ©. Lemberg v. 28. März 1859, Nr. 1972). ©. 3. 1862, 
Nr. 116. (And den Acten ergänzt.) 

Nadı Inhalt der von A gegen B und C angeftellten Klage 
hatte der Kläger eine Quantität Getreide, welche er für Z vermah- 
len jollte, ven Bellagten herausgegeben, weil ihm von benfelben 
vorgeftellt worden war, daß Z ihnen eine gleiche Duantität derſelben 
Getreivegattung ſchuldig fei, Kläger für die Herausgabe des Getreides 
von ihnen eine Belohnung erhalten und von Z nichts zu bejorgen 
haben werde, da fie mit Lesterem ſich aufgleihen werben unb für 
jeven Fall fi) dem Kläger verpflichten, ihn gegen Z zu vertreten und 
ſchadlos zu halten. Bon Z auf Zurückſtellung des Getreide und 
Genugthuung belangt, wurde A, der von B nnd C die Vertretung . 
verlangte, verurtheilt, dem Z den 765 fl. betragenden Werth des 
©etreides, ald Iucrum cessans für die Zeit von ber Herausgabe des 
Getreides bis zur Zahlung des Werthes wochentlih 1 fl. und bie 
Proceßkoſten zu bezahlen. Auf Grund dieſes Erkenntniſſes, zu deſſen 
Bollftredung die Mühlenrealität des A bereits in Execution gezogen 
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und gerichtlich gejhägt worden war, belangte A den B und C um 
Zahlung der oben bezeichneten Summen und der durch die Execution 
entftandenen Koften. Nachdem das Streitverfahren ſchon gejchlofien 
war, erflärte der Kläger — bei der zur Aufnahme des Actenverzeich-, 
niſſes abgehaltenen Tagfahrt —, daß er den erfibellagten B aus dem 
Streite entlafje, weil er fi) mit ihm verglichen habe. — Vom Gerichte 
erfter Inſtanz wurde dem Slagbegehren gegen C theil® unbebingt, 
theild unter der Bedingung eines vom Kläger mittelft Haupteides zu 
erbringenden Beweiſes ftaitgegeben. — Das DO. L. ©. wies ven Kläger 
ab, weil 1. verfelbe die dem Z auf Grund des Urtheils geleiftete 
Zahlung nicht nachgewiefen, und 2. felbft angeführt habe, mit dem 
erftbeflagten B eineu Vergleich gejchloflen zu haben, in Yolge vefjen ver 
Betrag feines Erſatzanſpruches zweifelhaft wurde. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterlihe Erfennt- 
niß und bemerkte Folgendes gegen vie obergerichtlihen Abweiſungs⸗ 
gründe: Ad 1 muß erwogen werben, daß vie rechtöfräftige Verurthei- 
lung bes Klägers zur Zahlung an Z bereits vorliegt, der Schade, 
welder ihn dadurch betroffen hat, fein problematifcher, fonvern bereit® 
ein gewiſſer ift, da nicht nur fein unbewegliches Vermögen von Z — 
durch Die eingeleitete Execution — dafür in Anfpruh genommen 
wurde, fondern auch das Übrige Vermögen und die Perfon des Klä— 
gers bafür haftet, und daß nach der amtlichen Beftätigung des Gerichts 
erſter Inſtanz auch ſchon die Teilbietung der in Execution gezogenen 
Müblenrealität des Klägers ausgefchrieben und abgehalten und bie 
Realität dabei wirklich verkauft worden if. Diefer lettere Umſtand 
(den die erfte Inſtanz in ihre Entſcheidungsgründe aufnahn) wurbe 
zwar in den Satzſchriften nicht geltend gemacht, allein durch das 
Hofdecret vom 15. Jänner 1787, Nr. 621 9. ©. lit. ii (WeffelyI 
Nr. 1606), ift dem Richter nur verboten, Privatnotizen bei feinen 
Entjheidungen zu berüdfichtigen, wo Hingegen die Anführung ver 
befagten Berfteigerung ſich auf eine eigene Amtshandlung des erken⸗ 
nenden Gerichtes gründet. Wenn übrigens C beforgt, daß er ſelbſt 
von Z wegen der vom Kläger demfelben nicht vollftändig geleifteten 
Zahlung in Anfprud genommen werden könnte, fo fann er immerhin 
bie nöthigen Schritte thun, um fid in diefer Beziehung nad) $. 1425 
a. b. ©. 8. (durch gerichtlihen Erlag der vom Kläger geforderten 
Summen) ſicher zu ftellen. Ad 2 ift zu erwägen, daß die Erflärung bes 
Kläger, den B wegen erfolgter Ausgleihung aus dem Streite zu 
entlaffen, wozu er nah 8. 891 a. b. ©. B. allerdings berechtigt 
war, erft nach Erftattung der Duplik abgegeben und darüber von den 
Parteien nicht mehr verhandelt wurde, aus der bloßen Anfährung 
eines geſchloſſenen Vergleiches ſich aber nicht entnehmen läßt, daß ber 
Kläger hiebei in der That von B eine Zahlung auf Abjchlag der 
eingeflagten Forderung empfangen habe, da mögliherweife der Leßtere 
ihn auch nur eine Sicherftellung gegeben bat, oder vom Kläger aus 
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andern Gründen, ohne daß er vemjelben eine Abſchlagszahlung geleiſtet 
hätte, aus dem Sireite entlaſſen worden iſt.“ 


Nr. 915. 
Recursfrift: Berfpätung der Eingabe auf der Poft. 


Set v. 29. November 1859, Nr. 13641 (Beitätigung bes Iczts de 
.L. G. Graz dv. 27. September 1859, Nr. 5410). G6 ing 1860, Nr. 76. 

A recurirte gegen das ihm in ber Hauptſache günftige * 
kenntniß des Bezirks⸗Gerichtes blos wegen der Koſtenaufhebung, in⸗ 
dem er den ſachfälligen Beklagten auch zum Erſatz der Koſten ver⸗ 
urtheilt wiſſen will. Das Erkenntniß war ihm am 8. Auguſt zugeſtellt, 
der Recurs erſcheint nach dem Präſentatum am 18. Auguſt, daher 
um zwei Tage zu ſpät, überreicht und wurde aus dieſem Grunde vom 
Oberlandesgericht zurückgewieſen. Recurrent weiſet num beim oberften 
Gerichtshof mit dem vorgelegten Recepiſſe nach, den Recurs ſchon am 
15. Auguſt in Neuſtadtl auf die Poſt gegeben zu haben, wonach der⸗ 
ſelbe am 16. Auguſt an das Bezirksgericht Sittich hätte gelangen 
ſollen, da die Poſt täglich Abends von Neuſtadtl abgeht und am fol- 
genden Morgen fehr früh in die vom Site des Bezirksgerichtes nur 
eine Stunde entfernte Station Pöfendorf gelangt. Es ftellt fih heraus, 
daß das Poſtamt recommandirte Briefe nicht fogleih abgibt, jondern 
vorläufig das Recepiſſe zur Unterfertigung zufendet,; am nädflfolgen- 
den Tage holt der Bote mittelit des unterfertigten Recepiſſe den Brief 
ab, kommt aber mit dem Brief manchmal erft nah Schluß des Ein- 
reihungs- Prototols nad Sittich zuräd, daher die Eingaben erft am 
brittfolgenden Tage präfentirt werden, Der oberfte Gerichtshof befchloß, 
ben Recurs des A abzuweifen, „da das Einlangen des Recurfed gegen 
die Entfcheidung des erften Richters in Sittich, erft am 17. Aug. Abends 
nah dem Schlufie des Einreihungs-Protofolles in der Entfernung 
der Boftftation Pöſendorf vom Gerichtöfige Sitti und in ber be- 
ftehenden Einrichtung ihren Grund bat, daß recommandirte Briefe erft 
nad) vorläufig veranlaßter Unterfertigung und Rückſendung des Aus- 
gab8-Recepifjes ausgefolgt werden, welche Einrichtung dem Recurren⸗ 
ten befannt fein konnte und er mit Nüdficht darauf für die frühere " 
Abfendung feines Recurſes Sorge zu tragen hatte”. 
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Ar. 916. 


Umfang des Wohnungsrehts. -- Actio negatoria. 
Beweislaſt. 


Entid. v. 30. November 1859, Nr. 12479 (Menäliguug bei des Urtheils des 
8. ©. Leitomifhl v. 25. Roveniber 1857, bänperung des 
—ã des O. L. G. Prag v. 2. isss, Nr. 3470). G. 3. 1862, 


A, Befiger ter Wirthſchaft Nr. * in ©., ift laut des 3. Ab⸗ 
ſatzes der Erwerbungsurfunde verpflichtet, für feine ledigen Geſchwiſter 
als Ausgedinge ein Stübel, einen Kuhſtall, eine Kammer und einen 
Keller auf eigene Koften zu erbauen und ihmen nebft ber über dem 
Wagenſchupfen feiner Wirthichaft befindlichen Kammer zum Gebraud 
zu überlaffen. Die Schwefter B benügte aber mehrere Jahre hindurch 
auch noch den oberhalb des Ausgedingſtübels befindlichen Bodenraum, 
was A — obwohl hiezu nach feiner Behauptung nicht verpflichtet — 
aus gutem Willen duldete. Die B füh jedoch dieſes blos zeitweilige 
Zugeſtändniß als Berechtigung an, belangte ihren Bruder, als er 
ihr die weitere Benügung der Bodenräume unterfagte, mit der De 
ſitzſtörungsklage, und wurde in Folge derfelben im Befſitze geſchützt. 
Sofort trat A gegen bie B mit der actio negatoria auf, welder in 
zweiter Inſtanz flattgegeben wurde, während die erjte und britte 
das Begehren des Klägerd zurüdwiejen. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Aus dem vom Kläger 
geftellten Begehren um das Erfenntniß, daß feiner Schwefter kein 
Recht zur Benügung der Bodenräume in dem von ihm bejefjenen 
Haufe zuftehe, geht unbezweifelt bervor, daß er von dem einen Eigen- 
thümer gegen bie Anmafung einer Servitut nah 8. 523 a. b. ©. 2. 
zuſtehenden Klagerechte Gebrauch machen wolle. Die weiter geftellten 
Anfprücde, daß der feiner Schweiter zugeftandene proviforische Beſitz⸗ 
fhuß, beziehungsweife die denſelben ausfprechende gerichtliche Verord⸗ 
nung behoben werde und die Geklagte ſchuldig fei, fich jeder Benützung 
der Bodenräume zu enthalten, ftellen fih als eine Conjequenz bed 
erften Theiles der Klagebitte dar und müſſen mit der Zuläffigkeit 
derfelben aufrecht erhalten werden oder mit ihrer Unzuläffigfeit fallen. 
Zur Begründung des Klagerechtes Tiegt dem Kläger ob, die Anmaßung 
der Servitut an feiner Sache zu beweifen. Zu diefem Behufe führt 
nun derfelbe an und beweift, daß er der Befiter ver Wirthſchaft Nr. * 
in ©. fei, weldye er von feinem Bruder gefauft bat, und daß durd 
die dießfällige Erwerbungsurlunde, welche den Umfang ver Serpitut 
der Geklagten normirt, ein Recht auf die Benützung der Bodenräume 
nicht begründet fei. Da in einem bücherlich einverleibten Kaufvertrage 
der Titel und die Ermwerbungsart des Eigenthums liegen, fo hat ver 
Kläger dem erften Theile feiner Beweislaft genügt, während die An- 
maßung der Servitut, gegenüber der rechtlihen Vermuthung für bie 


Freiheit eines jeden Eigenthbumsd und ber durch ben 8. 354 a. b. 
G. B. begründeten Berechtigung, Jeden davon anszujchliegen, aus 
dem Umftanve refultirt, daß von einer das Eigenthum des Klägers 
beſchränkenden Berechtigung in Bezug auf die fraglichen Bodenräume 
in der Urkunde Seine Erwähnung gefchieht. Eben jo wenig kann eine 
olche aus dem wechſelſeitig zwiſchen beiben Streittheilen beftehenden 

echtsverhältniſſe gefolgert werden, indem zwiſchen dem vertrags⸗ 
mäßig zugeſtandenen Ausgedinge eines Stübels, einer Kammer und 
eines Keller und der angefprohenen Benätung der Bodenräume 
kein nothwenbiger Kanfalwerus befteht, daher auch der 8. 506 a. b. 
©. 2. keine Anwendung finden kann, indem derſelbe das unbeſtrittene 
Gebrauchsrecht einer Sache im Allgemeinen vorausfegt, in welchem 
der Umfang desſelben wohl durch das Bedürfniß des Berechtigten 
geregelt wird, während bei einem beftimmten Uebereinfommen fid) das 
Gebrauchsrecht lediglich auf das durch dasſelbe bezeichnete Object 
beziehen Tann, Selbſt in dem zugeſtandenen 13jährigen Beſitz kann eine 
ſolche Einſchränkung des Eigenthums nicht liegen, weil jeder Beſitzer, 
in ſo lange er nicht die rechtliche Erwerbungsart durch Erſitzung für 
ſich hat, dem Eigenthümer weichen muß; dieſe Ausnahme aber als 
eine beſondere Thatſache von der Geklagten — da ſie aus ihr Rechte 
herzuleiten vermeint — hätte bewieſen werben müfſen, was nicht 
geſchah und nicht geſchehen konnte, da die Geklagte nicht den geſetzlich 
normirten Zeitverlauf für ſich hat.“ 

Gründe der dritten Inſtanz: „Nah Inhalt des Ver» 
trage® hatte der Kläger bei der vom Bruder übernommenen Behau⸗ 
fung den ledigen Gejchwiftern, .unter welchen aud die Geklagte un- 
beftritten verftanden ift, eine Wohnung zu geben, zu dem Ende ein 
Ausdingftübel fammt Kuhftall, Kammer und Keller auf jeine Koſten 
nen zu erbauen und folche .nebft der Kammer über der Wagenichupfe 
ihnen zu überlaffen. Mit einer Wohnung ift nach gewöhnlicher, all: 
gemeiner Hebung auch die Benügung eines Dachbodens begriffen und 
mit der für die Geſchwiſter aufzubanenden Ausgevingfiube, Kammer 
and dem Kubftalle, die unter Dad fein mußten, war ihnen ſelbſt⸗ 
verftändlih auch der unter dem Dache befindliche Bodenraum als 
Wohnungsbeſtandtheil überlaſſen. Es läßt ſich in der der Geklagten 
durch viele Jahre zugeſtandenen Benützung des durch eine Breterwand 
für ſie abgegrenzten Dachbodens keine widerrufliche bloße Gefälligkeit 
von Seite des Klägers — welche Behauptung er nicht zu begründen 
vermochte — ſondern nur die der naturgemäßen Auslegung des 
Vertrages entſprechende Erfüllung desfelben erkennen. Demnach mußte 
das den Kläger abweiſende Urtheil des erſten Richters aus deſſen 
Gründen beſtätigt werden.“ 
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Nr. 917. 


Herftellung eines Beweiſes durch die beglaubigte Abfchrift 
einer Urkunde und durch Indicien. 


ang dv. 80. November 1859, Nr. 13976 (Beftätignng des das Urtheil 
rätur Badia v. 28. Juli 1859, Nr. ahändernden Urtheils 
ʒes D. 8. ©. Benehig v. 14. September 1859, Ar. 14940). Glorn. di 
Giurispr. prat. 1859, ©. 337 ff. 

Die ein Laudemium betreffende Klage ftüßte fih auf eine am 
20. December 1443 vom Notar X aufgenommene und den Protofollen 
des Klofterd S. Maria della Vangadizza einverleibte Urkunde. Das 
Kloſter ward dur Verordnungen aus den Jahren 1779 und 1790 
aufgehoben und fo ging mit den Protofollen aud der Originalact 
vom Jahre 1443 verloren; allein in dem Notariatsarhiv von Rovigo 
findet fi eine Abſchrift desjelben, weldhe vom Notar Z, der zugleich 
Kanzler der Abtei Bangadizza war, am 13. November 1707 be» 
glaubigt wurde. | 

Die erfte Inſtanz erklärte dieſe Abſchrift für unzureichend und 
wies befhalb das Klagebegehren zurüd. Die zweite dagegen ging 
in die Würdigung der für und gegen die Berläßlichleit jener Abfchrift 
- fprechenden Umftände ein, gewann dadurch die Meberzeugung, daß 
dieſelbe vertrauenswürdig fei, und erlannte. nach dem Slagebegehren. 

Der oberfte Gerichtshof betätigte das Urtheil der zweiten In— 
ftanz aus folgenden Gründen:... „Da das Original der Urkunde v. 
20. December 1443 verloren gegangen ift, muß dem Kläger geftattet 
fein, ven Beweis ihres Inhaltes auf andere Art zu führen. Im rö- 
mifhen Recht (L. 1. 5. 7. 8. 10 Cod. de fide instrum. 4. 21) ift 
ansprüdlich anerkannt, daß der Berluft des Originals dem Gläubiger 
feinen Eintrag thue, wenn er in anderer Weife den Sachverhalt dar⸗ 
thuen kann. Werner heißt e8 in der zur L. 20 Cod. de fide instr. 
4. 21 gehörigen Authentica: Item et charts, quae profertur ex ar- 
chivio publico, testimonium publicum habet. Nach Art. 1335 Nr. 2 
des Code Napoleon lönnen Abfchriften, die von dem Notar, welcher 
bie Urkunde aufgenommen bat, oder einem feiner Nachfolger nach der 
Urſchrift genommen worden find, ftatt des verloren gegangenen Ori⸗ 
ginals als Beweis dienen, fall8 fie mehr al8 dreißig Jahre alt find. 
Die jetzt geltende öſterreichiſche Gefeßgebung verfügt zwar im $. 194 
ital. ©. O. (8. 130 a. ©. DO.) nur, daß derjenige, welcher ohne 
Berfchulden feines Gegners eine Urkunde verloren bat, veren Inhalt 
durch andere Wege rechtlich erweifen muß, allein ta das Geſetz ſomit 
pie beglaubigten Abjchriften nicht erwähnt, find die Ausleger desſelben 
nad 8. 560 ital. ©. O. (8. 437 a. G. O.) um 8. 7 a. b. G. B. 
der Anſicht, daß denjelben aud bei und mehr oder weniger Beweis⸗ 
fraft beizulegen fei, wenn fie durch ihr Alter und durch das von den 
Archiven eingeflößte Vertrauen unterftägt find. In der That be 
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jeitigt bie Niederlegung berfelben in einem öffentlichen Archive zu 
einer Zeit, wo von ber gegenwärtigen Rechtsfache nichts bekannt fein 
fonnte, jeden Verdacht der Barteilichfeit oder Täufchung, und es 
fann daher der ohne Berfchulden der Partei eingetretene Berluft des 
Driginals nicht ausreichen, der Abſchrift jene Olaubwürbigkeit zu ent- 
ziehen, die ihr nach dem Geſetze zukommt, fobald ein öffentlicher Be- 
amter die Richtigkeit ordnungsmäßig beftätigt bat; wenigftens dann, 
wenn noch andere Behelfe oder Beweife binzufommen, welche im 
Allgemeinen die Richtigkeit des Inhalts beftätigen, ift nicht zu be- 
zweifeln, daß ein voller gefeglicher Beweis hergeftellt jet.“ 


—r — 





Nr. 918. 


Priorität der Proceß-, Urtheils- und Erecutionsfoften. 


eutl 10 v. 6. December 1859, Nr. 11940 (theilweile Abänderung der 
en: en Deerete des 8. ©, Bodto wis v. 10. Sctober 1858, 
07, und des O. L. ©. 1500 De a aa 1859, Nr. 3749). ©. 3. 


Ein Erecutionäbewerber begehrte auf Grund eines Urtheils, womit 
dem Geklagten die Zahlung eines Pfandcapitald pr. 2000 fl. C. M., 
der rüdjtändigen Intereſſen, dann der auf 15fl. 34 kr. C. M. an⸗ 
geſetzten Gerichtskoſten und der Erkenntnißgebühr auferlegt wurde, die 
Einräumung des executiven Pfandrechtes für die gedachten Nebenge⸗ 
bühren, ſo wie für die auf 20 fl. veranſchlagten Executionskoſten in 
der Priorität des Pfandcapitals. Die beiden unteren Inſtanzen räumten 
jedoch den Gerichtskoſten, der Erkenntnißgebühr und den Executionskoſten 
dieſe Priorität nicht ein. Auf den außerordentlichen Reviſionsrecurs 
des Executionsführees hat der oberſte Gerichtshof „vie gleichfür- 
migen unterrichterlichen Entſcheidungen dahin abzuändern befunden, 
daß auch die angeſuchte Intabulation des executiven Pfandrechtes für 
die Gerichtskoſten und für die Erkenntnißgebühr in der dem exequirten 
Capitale zuſtehenden bücherlichen Rangordnung bewilliget werde. Denn 
wenn auch in der einverleibten Schuldverſchreibung v. 30. Juni 1841 
nicht ausdrücklich geſagt wird, daß das Haus auch für die Koſten der 
Eintreibung des Dargeliehenen Capitals zur Hypothek eingefett werde, 
fo erklärt doch der 8.447 a. b. ©. 3, das Pfanhrecht für das dem 
Gläubiger eingeräumte dingliche Recht, aus ber verpfändeten Sache, 
wenn die Verbindlichkeit zur beftimmten Zeit nicht erfüllt wird, bie 
Befriedigung zu erlangen und ber $. 466 a. b. ©. 2. Spricht ſich 
deutlich und beſtimmt dahin aus, daß dem Gläubiger freiſtehe, feine 
volle Befriedigung an ber verpfänbeten Sade zu ſuchen. Eine volle 
Befriedigung des Gläubigerd wird aber keineswegs durch die bloße 
Bezahlung des Eapital8 und ver bevungenen Intereſſen geleiftet, jon- 
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dern es gehört dazu offenbar auch der Erſatz der Eintreibungskoſten, 
das iſt der im Eintreibungsproceſſe für ihn erwachſenen Gerichtskoſten. 
Es liegt daher offenbar im Sinne des 8. 466 a. b. ©. B., daß 
mit Ertheilung des Pfandredhtes für das Kapital and) jenes für bie 
Intexeffen und für die allenfalls nothwendig werdenden Proceßkoſten 
verbunden fei. Nah dem Sinne und Geifte des Geſetzes liegt ver 
Titel zum Pfandrechte für die Proceploften in ver erfolgten Exthei- 
lung des Pfandrechtes für das Capital und es ift dieſes Pfandrecht 
audy ſchon durch die erfolgte Sutabulirung desfelben für das Kapital 
miterworben worden. Daraus ergibt ſich, daß dann, wenn ſolche Ko- 
ften wirklich aufgelaufen und geridhtlih zuerkannt worden find, die 
Sntabulation des exrecutiven Pfandredhtes für dieſelben in der gleichen 
bücherlihen Rangorpnung ftattzufinden bat, in welcher bereits das 
Pfandrecht für das Capital intabulirt erſcheint. Es müſſen demnach 
bie gleihförmigen Entſcheidungen erfter und zweiter Inſtanz in dem 
durch den Reviſions⸗Recurs angefochtenen, die Proceßkoſten betreffen- 
den Punkte abgeändert werben. Wegen : der allenfalls auffaufenden 
Erecutionstoften aber wird dem außerorventlihen Kevifions-Recurfe 
nicht Statt gegeben, weil bis zu dem Zeitpunfte der angefuchten In⸗ 
tabulation des erecutiven Pfandrechtes für das Kapital pr. 2000 fi. 
EM. Erecutionskoften noch nicht erwachſen find, für noch nicht vor- 
handene Erecutionskoften aber ein Pfandrecht überhaupt nicht, daher 
auch nicht in gleiher Rangordnung mit dem bezüglichen Capitale er- 
theilt werden Tann.“ 


Nr. 919. 
Zuftändigfeit zur Abhandlung eines Nachlaſſes, in welchem 
fih Realitäten befinden. 


— v. 6. December 1859, Nr. 13448 (Abänderung des Deerets des 
O. L. ©. Venedig v. 27. Sensunber rn Rr. 16582). Eco d. Trib. 


Zur Verlaſſenſchaft des M, welcher im Bezirk der in der Provinz 
Rovigo gelegenen Prätur Occhiobello feinen Wohnfig hatte, gehört ein 
in der Stadt Rovigo ftehendes Haus. Da nun einerfeitd nach 8. 72 
ber Yurisd. Norm vom 20. November 1852 zur Abhandlung ver Ber- 
laffenſchaft in der Kegel bie Prätur berufen iſt, in deren Bezirk der 
Erblaſſer feinen Wohnfig Hatte, andererfeit3 aber nad 8. 73 ebenbort 
in dem Yalle, wo der Berftorbene unbewegliche Güter in dem Umtreife 
bevjenigen Städte hinterließ, in denen bie Provinzialtribunale reſidiren, 
bie Abhandlung feiner Berlaffenfchaft demjenigen Provinzialtribungfe 
zukommt, in deſſen Bezirk er den Wohnfig hatte, fo entftand Die Frage, 
ob die Prätur Occhiobello oder das Provinzialtribunal in Rovigo bie 
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competente Abhandlungsbehörde ſei. Das O. L. ©. eniſchied ſich für 
die Competenz des Tribunals. 

Der oberſte Gerichtshof hingegen erklärte die Prätur Occhiobello 
als die competente Abhandlungsbehörde und zwar in Erwägung, daß 
dieſe Prätur, weil M in ihrem Bezirk feinen Wohnſitz hatte, zur Ab⸗ 
handlung feiner Verlaſſenſchaft nach 8. 72 der Jurisd. Norm berufen 
ift und die im $. 73 enthaltene Ausnahmsvorſchrift, da fie fih nur 
auf den engeren Sprengel der Zribunale erfter Inſtanz bezieht und 
in dem zweiten Abſatze des $. 12 ebendort, wo bie Gerichtsbarkeit 
der Tribunale in ihrem weitern Sprengel beftimmt wird, nicht citirt 
ericheint, auf den vorliegenden Fall keine Anwendung findet. 


Nr. 920. 


Beweislaft im Fall der Klage auf Bezahlung der Giro- 
Baluta. Vorausfegungen des Haupteides. 
Eutit. v. . December 1859, Nr. 13817 (Beftätigung ded dad Urtheil deö 
2%. 6. zeigen v. 5. October 1858, Nr. 846, abändernden Urtheils des 
9.8. G. Brünn v. 19. Juli 1859, Nr. 1412). ©. 3. 1860, Nr. 34. 
Die gegen die Erben des B gerichtete Klage des A auf Zahlung 
von 666 fi. ſtützt fi blos auf den Umſtand, daß Kläger ven B 
Wechſel in jenem Betrage girirt babe. Weber dem Kläger nod dem 
Beklagten ift e8 gelungen, Gewißheit über die erfolgte Bezahlung ober 
Richtbezahlung ver Giro⸗Valuta zu verfchaffen. Der Kläger trägt über- 
bies „ben Gegnern" ohne nähere Bezeichnung der Perjonen ven Haupt- 
eid nach der Formel auf: „daß B von ihm die Wechfel nicht girirt 
erhalten habe, ohne daß B die Wechfel-Baluta bezahlte." — Die erfte 
Zuftanz gab dem Klagebegehren unbedingt ftatt; die beiden höheren 
wiefen es zurück. 

Gründe ber erſten Inſtanz: „Nach 8. 105 a. ©. O. find 
Vermuthungen, welchen insbeſondere durch das Geſetz keine Kraft bei⸗ 
gelegt wird, für keinen Beweis anzuſehen. Eine geſetzliche Vermuthung 
jedoch iſt daun vorhanden, wenn im Geſetze jene Thatſache ausdrücklich 
angegeben erſcheint, bei deren Beſtand auf das Daſein einer andern 
Thatſache geſchloſſen werden kann, wo dann der Beweis über die durch 
das Geſetz ausdrücklich bezeichnete Thatſache die Vermuthung zur rich⸗ 
terlichen Gewißheit erhebt. In gegenwärtiger Rechtsſache iſt durch das 
Geſtändniß ver Geklagten erwieſen, daß B zwei Wechſel pr. 666 fl. C. M. 
durch Giro nom Kläger an.fich brachte und daß hiefr eine Baluta zu 
zahlen war. Wenn nun ein Geſetz befteht, welches ausdrücklich an⸗ 
orbnet, daß überhaupt bei der entgeltlichen Webertragung der Rechte aus 
ber Rechtsſphäre des Einen in die des Anderen durch einen Vertrag 
bei der. erwiefenen Erfüllung bes Einen anzunehmen fei, daß auch der 
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Andere feiner Verpflichtung nachgekommen ift, oder wenn ein Gefet be- 
fteht, welches ausprüdlich beftimmt, daß dieſe Vermuthung bei einem 
Siro-Bertrage anzunehmen fei, jo erfcheinen allerdings die Gellagten 
von ber Beweislaft über den Umftand, daß B die Wechſel⸗Valuta be- 
zahlte, enthoben. Ein foldhes Gefeg befteht jedoch nicht, vielmehr liegt 
es in der Natur des Privatrechtes, daß bei dem Beftande eines Ber- 
trages, wenn ber Kläger beweijet, auf Grund besjelben feine Ber- 
pflichtung erfüllt zu haben, verfelbe, wie ver F. 919 a. b. ©. B. bewährt, 
auf Erfüllung und Erfak den Compaciscirenden belangen kann, 
und biefem Gellagten liegt nach $. 1298 a. b. ©; B. der Beweis 
ob, daß er an der Erfüllung dieſes Bertrages ohne Verſchulden ge- 
hindert wurde, obwohl nur dann dem Kläger ein Erjat gebührt, wenn 
nah 8. 1295 a. b. ©. B. dem Oellagten ein Verſchulden zur Laft 
fällt. Nach den Grunpfägen des Privatrechtes über entgeltlihe Ber- 
träge ift die Gegenleiftung durch die Leiſtung bevingt (8. 919, 1052, 
1062, 1156 a. b. ©. B.); wenn daher die Bedingung, und zwar 
die Leiftung bewiefen wird, fo muß die Gegenleiftung erfolgen, ohne 
daß erſt der Beweis die bisher nicht gefchehenen Gegenleiftung geliefert 
wird, da nur der Beweis der gejchehenen Bertragserfüllung oder ber 
eingetretenen Auflöfung der Bertrags-Berpflichtung von der Gegenleiſtung 
befreit, nicht aber die Nichterfüllung des Vertrages: Da nun die Er- 
füllung des Bertraged von einem Theile venfelben berechtiget, auf bie 
Erfüllung den Compaciscenten zu belangen, fo kann doch daraus gegen 
ihn die Vermuthung nicht entftehen, daß ber Vertrag erfüllt und bie 
Gegenleiſtung geſchehen jei, da fonft wohl Niemand zu einer Leiftung 
ſich beftimmt finden wird. In dem britten Abſatze des zweiten Abfchnittes 
der Wechſelordnung wird vom Indoffament uur in fu weit gehandelt, 
als dadurch Wechfelrechte übertragen und begründet werben, woraus 
fölgt, daß in ver W. O. über die Baluta-Forderung des Giranten gegen 
den Giratar gar feine Beftimmung enthalten jein kann, da dieſe For- 
derung gemeinrechtliher Natur ift, und dur das Giro die Wechſel⸗ 
rechte jedenfall auch dann übertragen werden, wenn auch die Valuta 
nicht gezahlt worden wäre. Hieraus folgt, daß die Uebertragung der 
Wechſelrechte durch Giro die geſetzliche Vermuthung wegen erfolgter 
Zahlung nicht begründe. Selbft wenn angenommen werben follte, daß 
das Inbofjament einen Kauf in fich fchließen würde, wo nad) $. 1062 
a. b. ©. B. der Berkäufer-Girant die Uebergabe des Wechſels dann zu 
verweigern berechtigt ift, wenn bei der Uebergabe der Käufer⸗Giratar das 
Kaufgeld nicht baar abführt, kann auf den Beftand ver gefeglichen Ber: 
muthung für bie erfolgte Bezahlung ver Wechfel- Baluta bei dem Giro 
nicht gefchloffen werden, da diefe Bermuthung im Geſetze als ſolche nicht 
angenommen erjcheint, vielmehr der 8. 1063 b. ©. einen Kauf auf 
Borg annimmt, durch welchen allerdings die Eigenthumsrechte auf den 
Käufer übergehen, dieſer jedoch von der Bemweislaft über vie erfolgte 
Zahlung des Kauffhillings nicht enthoben wird. Beſteht ſonach feine 
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gefeizliche Bermuthung für die Behauptuug der Geklagten, daß B bie 
Wechſel⸗Valuta bezahlte, fo war e8 ihre Sache, biefür Beweife zu lie- 
fern; denn die behauptete Erfüllung eines Vertrages ift eine Einwen- 
bung, worüber den von diefer Einwendung Gebrauch machenden Gellag- 
ten nach $. 104 a. ©. O. der Beweis obliegt. Allerdings hat der Kläger 
in der Klage behauptet, die Wechſel⸗Valuta nicht erhalten zu haben, er 
bat eine Thatfache angeführt, doch zum Beweiſe diefes Factums wäre 
Kläger nur dann verpflichtet, wenn von dieſer Thatfache fein Rechts⸗ 
anſpruch abbinge, was jedoch nicht der Fall ift; denn fein Rechtsanſpruch 
entfteht aus der entgeltlihen Girirung ver Wechjel, und wenn Kläger 
in der Klage mit feinem Worte von der nicht erfolgten Zahlung der 
Wechſel⸗Valuta Erwähnung gemadt, fondern nur bewiejen hätte, die 
fraglichen Wechſel dem B entgeltlic girirt zu haben, fo mußten bie 
Geklagten zur Zahlung verpflichtet werben, wenn ſie den Erfolg der 
Schon gefchehenen Zahlung nicht erweifen. Da nun Kläger über vie nicht 
erfolgte Zahlung der Wechjel-Baluta weder den Beweis, uoch den Ges 
genbeweis wider eine gejeßliche Vermuthung zu führen hat, die erfolgte 
entgeltlihe Girirung durch das Geſtändniß der Geflagten erwiejen, von 
diefen eine unentgeltliche Uebertragung der Wechfel oder die Bedingung 
einer geringeren Balufa nicht behauptet wird, jo mußten die Gellagten 
zur Zahlung des Betrages von 666 fl. C. M. und nad ven 88. 995, 
1333 und 1334 a. b. ©. B. auch der 4 gen Saumfalszinfen verur- 
theilt werden, ohne daß auf den in ver Klage angetragenen Haupteid 
eingegangen werben würbe, ba auch dieſen Beweis Kläger zu führen 
nicht verpflichtet iſt.“ 

Gründe der zweiten Inftanz: „Die geflugten Erben gefte- 
‚ben die beftandene Gefchäftsverbindung zwifchen dem Kläger und dem 
Erblaffer B, fe wie die flattgefundene Girirung der beiven Wechfel per 
280 fl. und 386 fl. €. M. zwar zu, widerſprechen jedoch Die weitere 
Behauptung des Klägers, daß die Giro-Baluta von B für dieſe ihm 
girirten Wechjel nicht gezahlt worden fei. In Folge dieſes legten Wider⸗ 
fpruches von Seite der Geklagten Liegt dem Kläger ſchon nad $. 104 
a. ©. O. ob, den al8 feinen eigentlichen Klagegrund angeführten That- 
umſtand, welcher hier in ber von ihm behaupteten Nichterfüllung der 
Berpflihtung des B aus dem durch die Girirung ver Wechfel zu Stande 
gelommenen Abtretungsvertrage liegt, gerichtsordnungsmäßig zu erwei⸗ 
fen, welche Obliegenheit zur Beweisführung Kläger auch ſchon in der 
abgeführten Streitverhandlung (in der Replik) ausdrücklich anerkannt 
und zugeftanden hat, und es erſcheint dieſe feine Obliegenheit auch kei⸗ 
neswegs durch die Beftimmung des Patente® vom 1. März 1787, 
Nr. 636 3. ©. ©. (Weffely I Nr. 589), behoben, weil einestheils 
Kläger feine für feinen Anfprud gegen den Gegner beweiswirkende 
Urkunde in Händen hat, deren Inhalt vom Gegner durdy den in dem 
bezogenen Öefege vorgejehenen Gegenbeweis widerlegt werden müßte, und 
weil anberntheils felbft unter analoger Anwendung diefes Geſetzes hier 
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bie Beweisführung für die Nichtzuzählung der Giro⸗Valuta dem Klä⸗ 
ger, welcher diefe Nichtzuzählung behauptet, obliegen würde. Dex Kläger 
bat zur Erweifung feiner Behauptung, die Girg-Boluta für bie dem B 
girirten zwei in Frage ſtehenden Wechſel nicht erhaiten zu haben, ..... ven 
‚Gegnern den negativen Haupteid darüber aufgetragen, daß: B bie in der 
Klage bezeichneten fünf Wechfel von ihm wicht girist erhalten habe, 
ohne daß er ihm die Wechfel-Valuta bezahlte, und hat ſich im Rüchſchie⸗ 
bungsfalle erboten, den Eid affirmatin abzuſchwören. Auf dieſen Halipt- 
eid Tann jedoch aus nachſtehenden Gründen nicht exkannt werden. Für's 
Erſte find von den in der Klage bezeichneten fünf Wechſeln dem Kläger, 
wie fhon im Eingange bemeldet worben, in &emäßheit feiner eigenen 
Anführung in der Klage, zwei der von Ignaz ©. arceptirten Wechjel.n 
300 fl. C. M. zurüdgeftelt und die Baluta für ven brüten gleichen 
Wechfel mit baaren 250 fl. C. M. und durch Anrechnung von 50 fi. 
bezahlt worden, daher obiger Haupteid dem Inhalt nady mit dem eige- 
nen Klagefactum nicht übereinſtimmt. ‘Daun wird vom Kläger jene 
Berjon aus. den mehreren Geklagten nicht beftimmt bezeichnet, welcher 
diefer Haupteid zur Abichwörung aufgetragen werben will, was Hier um 
fo weſentlicher ift, als fih unter ben Geklagten auch Minderjährige 
befinden, von denen nicht vorliegt, ob und in wie fern fie Aberhaupt nad 
der Beflimmung bes Hofvecretes vom 31. Auguſt 1798 Rr.430 3.9.65, 
(Weffely LANE. 748), zur Ablegung eined Haupteides geeignet feien. 
Do dem Borangeführten zufolge in feinerlei Art erwiefen ift ober ge- 
richtsordnungsmäßig erwiefen werben kann, daß. wem Kläger von B bie 
Giro-Baluta für die zwei demfelben girirten Wechſel per 280 fl. uud 
386 fl. C. M. nicht zugezählt worden fei, bei dem hierüber nicht gelie- 
ferten Beweiſe aber ver einzige Klagegrund nes Mägers.entfällt, fo muß 
verjelbe unter Abänderung des unterrichterlichen Urcheils mit feiner 
bie8fälligen Klage und dem darin gegen die Erben des B geftellten Zah⸗ 
Iung&begehren ganz und unbedingt abgewiefen werben.” 

Gründe der dritten Inftanz: „Es muß vor. Allem ber 
Kerhtögrund der Forderung bewiefen werden. Der Giro für fih allein 
gibt noch. feinen Anſpruch auf die Geld⸗Valuta der girirten Wechſel⸗ 
beträge, fondern es kommt hierbei wejentlih auf ven Bertrag au, 
welcher zwifchen bem Giranten und dem Giratar abgeſchloſſen wurde. 
Diefer Vertrag kann, wie bie tägliche Erfahrung lehrt, nad) ven Um⸗ 
ſtänden ſehr verjieben fein, er kann ebenſowohl gegen Baarzahlung 
ber ganzen Wechjel-Baluta, als gegen Zahlung eines Theiles derſelben, 
er kann gegen Waaren oder gegen Abrechnung auf .eine bereits befte- 
hende Schuld des Siranten an ben Giratar u. ſ. w. gefchlofjen werden. 
Es wäre daher dem Kläger obgelegen, in feiner Klage beſtimmt und 
deutlich mit. Anbietung des Beweiſes anzufähren, welcher Vertrag bei 
Girirung der Wechſel per 280 fl. und 386 fl. C. M. zwiſchen ihm und 
B zu Stande kam; denn nur hieraus würde die Verpflichtung des Letz⸗ 
teren gefolgert werben können. Die vorliegende Klage enthält jedoch 
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hiervon nichts, als eine unbeftimmte Andeutung, daß der Bertrag auf 
‚eine eutgeltlihe Urt abgeſchloſſen wırde, bie-Art des Gefchäfts iſt durch⸗ 
aus nicht aufgeflärt und das Gericht iſt daher bei dieſem weſentlichen 
Mangel außer Stande, irgend einen Rechtsgrund aufzufinden, aus wel⸗ 
chem dem Kläger vie ganze Baluta per 660 fl. E: MR: zuerkannt werden 
könnte... Auf den Haupteid fann aus ven oben. angeführten, und aus 
den Gründen des Oberlanbesgerichtes nicht erfannt werden, denn ex iſt 
unentſcheidend und rzuaſſig umſomehr, als die Feen welche den 
Haupteid ablegen fol, nicht wichnet i iſt.“ 


Nr. 92t. 
Zugeftänpniß oder Widerſpruch? 

Entſch. v. 6. December 1859, Nr. 19888 Mtia des daß: matt 
de3 2. ©. Trie v. 4. Mai 1850, Nr O1/A0BB, abänbezuben Hahei 
des D.L.G. Trieft v. 15. Iuli 1850 Nr. 2277). 5 Ei 1860, Re. 08. 

In einem Paternitäts⸗Proceffe hatte. der Beklagte die Klage mit 
der Erklärung beantwortet: „Sch läugne und widerſpreche, daß das 
angeblich am 24. März 1856 geborene Kind die Frucht meines ge⸗ 
jchlechtlichen Verkehres mit der Klägerin fei.” Dafür, daß das: Kind 
wirklich am 24. März 1856 geboren wurde, lag fein Beweis vor, und.da 
die erfte Inflanz diefen entſcheidenden Thatumſtand als widerſprochen 
anfab, wies fie das Klagebegehren zurüd. Die zweite Inftanz fand in 
jenem Sat feine Negation jener Thatſache, und fah fie. daher als durch 
ſtillſchweigendes Zugeſtäudniß erwieſen an. Dex oberfte Gerichtshof be⸗ 
ftätigte dieſen Ausſpruch aus folgenden Gründen: „Mit Recht hat dag 
Oberlandesgericht auf pie Erklärung des Osflagten in.vex Einrede be 
züglich ver Zeit ver Geburt des Kindes die Borſchrift des 8. 23 a. ©: D: 
angemendet. Denn nad dem Conterte zwifchen. einer Reihe von ausdrück⸗ 
lichen Widerſprüchen gegen einzelne Anführumgen ver Klägerin und ale 
Zwiſchenſfatz sinem Hauptſatze eingefchaltet, welcher eben einen fndchen 
förmlichen Widerſpruch, reſp. Beftreitung enthält, mußte der Unsdruck: 
„il fanciullo partorito pretesamente nel di 24. marzo. 1856," wenn 
nicht für eine ſtillſchweigende Zugeftehbung, body wenigftens für eine 
Uebergehung ber darin enthaltenen Thatſache angenommen worden, 
weil die Erwähnung, daß vom Gegner eiwas. behauptet werde, ohne 
weiteres Eingehen darauf gegen die Vorſchrift des 8. 22 eme aus» 
drückliche Abläugnung nicht in ſich ſchließt und als undeutliche Aeuße⸗ 
zung ber Folge des 8. 23 a, ©. D. unterlag.“ 
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Nr. 922, 


Klage auf Erfülung eines Pachtvertrages über ein Grund- 
ftüd, bei der Real⸗Inſtanz angebracht. 
Enti. v. 6. December 1859, Ar. 13848 (Betätigung beö Beſcheides des 


K. G. Groß⸗Becskeret v. 23. April 1859, Ar. 5874, Aufbebrmg beö De⸗ 
ereted des O. L. ©. Zemesvʒ D 3* augut 1859, Nr. 8169). ©. 3. 


Eine Klage auf Einhaltung eines Pachtvertrages Über eine Rea⸗ 
fität, Uebergabe derſelben und Schadenerſatz wegen bisheriger Nicht⸗ 
erfüllung war nicht bei der Perfonal-, fonvern bei der Real⸗Inſtanz 
eingebracht worben. Die erfte Inſtanz erflärte ſich incompetent, bie 
zweite verwarf die Einwendung der Incompetenz. Der oberfte Ge- 
richtshof beftätigte die Entſcheidung und die Gründe der erften Yuftanz.. 

Gründe der erftien Inftanz: „Auf Grund des Vertrages 
find dem Kläger nicht das Eigenthum und ver Befig der abeligen Rea⸗ 
litäten des Gellagten, fondern Rechte, welche dem Pächter laut 8. 1098- 
a. b. ©. 3. zuftehen, übertragen worven. Hieraus folgt, daß die 
ven dem Kläger begehrte Uebergabe des Pachtobjectes eigentlich nur 
den Auſpruch, in ven Beſitz der dem Pächter gebührenden Rechte auf 
die Nutzungen ver Güter zu gelangen, in fich begreifen könne, daß 
nur diefe Rechte den Gegenftand feiner Klage bilden, und daß eben 
deßhalb, weil Kläger nicht mit einer Eigenthumd+ oder Beſitzklage das 
Reale felbft, fondern den Befig der Nutzungsrechte anfpridht, fein 
Anſpruch durchaus nicht ein Realanſpruch fei, daher aud nicht vor den 
Realgerichtsſtand nah 8. 48 der Yurispictionsnorm für Ungarn und 
Nebenländer v. 16. Februar 1853 R. ©. BL. Nr. 30 gehöre. Nach 
8.50 J. N. find nur folde Klagen, welde ein dinglihes Recht auf 
ein unbewegliche® Gut zum Gegenſtand haben, zur Real⸗Inſtanz ge- 
wiefen; Kläger bat aber bie binglidhe Eigenfchaft des Vertrages oder 
der auf Grund desfelben angefprodenen Rechte gar nicht behauptet, um 
fo weniger nachgewieſen, mithin ift für die vorliegende Klage die Com- 
petenz der Real⸗Inſtanz auch nad) $. 50.9. N. nicht begründet. Endlich 
ift in dem Bertrage der Ort, wo die factifche Uebergabe der Pachtrechte 
an den Kläger, das ift bie Erfüllung des Vertrages von Seite des Ge- 
Hagten ftattfinden foll, nicht beftimmt worden; ed Tann daher von 
einem Gerichtsſtande des Bertrages nach 8. 42 I. N. keine Rede 
fein, und daß der Vertrag durch Uebergabe nicht anderswo als da, 
wo bie Güter liegen, erfüllt werden könnte, läßt fi mit Hinblid auf 
8. 427 a. 6. ©. 3. nicht behaupten. Da demgemäß die Klage vor 
biefem Gerichtshofe als Real-Inftanz oder Gerichtsftand des Vertrages 
unzuftändigerweife angeftelt wurde, und ver Geklagte nad feinem 
Wohnorte zu Agram der perfünlichen Gerichtsbarkeit dieſes Gerichtes 
nit unterfteht, muß deſſen Einwendung der Incompetenz ftattgegeben, 
und Släger mit feiner Klage an das zuftändige Gericht gewiefen 
merden.” 
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Grüunde der zweiten Inflanz: „Wenn auch die Realge— 
richtsbarkeit zweifelhaft wäre, fo ift doch die Bertrags-Inftanz gewiß; 
denn im Pachtvertrage verpflichtet fih der Geklagte, das Pachtobject 
dem Kläger zu übergeben; dies Tann aber nad der Natur und dem 
Zwei des Pahtgefhäftes nur an Ort und Stelle des Pachtgutes ges 
ſchehen. Dieſemnach ift gemäß S. 905 a. b. ©. und 88. 42, 48, 50 
IN. die vorliegende Klage bei dem Kreisgerichte Groß» Becstkeref 
als der. Inſtanz, in deſſen Sprengel das zu übergebende adelige Pacht⸗ 
gut liegt, gehörig angebracht worden, und e8 muß die Einwendung bes 
nit gehörigen Gerichtsſtandes verworfen werben.“ | 


| Nr. 923. 
Borausfegungen der Sequeftration zur Sicherftellung. 


Entf. v.7. December 1859, Nr. 13686 (Abänderung der gleihfürmigen 

Decrete der Pratur Ochiobeilo v. 16. Auguſt 1850 Sr. 1597, und des 

D.%. &. Venedig v. 21. September 1850, Nr. 16281). ©. 3. 1860, 
jir. 11. Eco. d. Trib. 1862, &. 328 ff. 

Der Rechtsſtreit zwifhen A und B wegen Theilung eines ihnen 
gemeinfchaftlic gehörigen Vermögens wurde durch Schiedsſpruch vahin 
entjhieden, daß Die Gemeinfhaft aufgelöst und durch Kunftverftändige 
bie Theilung des Vermögens vorzunehmen jet. Der Bellagte B, welcher 
zum größten Theile das Gemeinfchaftövermögen befaß, beftritt mittelft 
Klage die Gültigkeit des Schiedsſpruchs und nun begehrte A, daß das 
. ganze nad dem Schiedsſpruche zu theilende Vermögen bis zur Thei- 
lung unter gerichtliche Berwaltung geftellt werde. — Beide Unter- 
gerichte wieſen dieſes Gefuch zurüd. 

Der oberſte Gerichtshof hingegen bewilligte die Bitte des A in 
Erwägung, daß B, welcher das Gemeinſchaftsvermögen zum großen 
Theile in feinem Befige hat, fich ver Vollſtreckung des Schiedsſpruches 
widerfegt und die Gültigkeit desſelben mittelft Klage angefochten hat, — 
daß bei diefer Sachlage die Vorſchrift des 8. 329 italienifher G. O. 
(8. 339 weftg. ©. O.), wornach dem in erfter Inſtanz obſiegenden 
Theile auf fein Anlangen während des Appellationsverfahrens Sicher- 
ftelung zu bewilligen ift, zue Anwendung kommt, — daß, bievon ab- 
geſehen, das in dem Schiedsſpruche bezeichnete und nach demſelben zu 
theilende Vermögen, fo lange der Schiedsſpruch ſelbſt nicht durch rich⸗ 
terliches Urtheil als ungültig erllärt wurde, als Gemeinſchaftsver⸗ 
mögen zu betrachten iſt und daher A nach 8. 836 a. b. G. B. fordern 
darf, daß dasſelbe unter die Verwaltung eines Dritten geſtellt werde. 


44 — 
Nr. 924. 


Berechnung der Kündigungstermine bei Beſtandverträgen nad 
der Kalenderzeit. 


Eutid. v. 7. December 1859, Nr. 13986 (Betätigung Bed Urthe ils der 

Prätar Ehttobeie ». 27, eptemb r 1858, Nr. 5700, Abänderung bed 

Urtgeild des O. L. G. Vened ä en Detaher 1859, Nr. 17758). ©. 3. 
‚Ne. 17. 


Der Vermielher einer Wohnung, deren Miete auf Ein am 10. No- 
vember ablaufendes Jahr gejchloffen wurde und fih ſtillſchweigend von 
Jahr zu Jahr erneuerte, belangte mittelft Klage den Miether derfelben 
wegen Ungültigfeit der von dem Beklagten am 12. Auguft 1859 auf 
den 10. November vesfelben Jahres gegebenen Aufkündigung, weil 
nad dem in ‚Italien geltenden Ausziehpatente vom 17. Juni 1837, 
welches bei Jahresmiethen eine dreimonatliche Kündigungszeit anoronet, 
am 12. Auguft die für den 10, November gefchehene Anffäubigung 
verfpätet geweſen fei. Die Prätur Cittadella erfannte dem Begehren 
gemäß auf Ungältigfeit der Auflündigung, wogegen das venettanifche 
Dberlandesgericht viefelbe aufrecht erhielt. Beide Untergerihte haben 
übrigens den gejekligen Küudigungstermin nad 8. 902 a. b. ©. B., 
d. i. den Monat zu 30 Tagen, berechnet. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das erftrichterliche Urtheil, 
jedoch in Erwägung, daß bie Kalenderzeit, nach welder der Enppunft 
ber von den Partheien auf ein Jahr gefchlofjenen Miethe zu beftimmen 
ift, auch der Berechnung des gejeglichen Aufkündigungstermines zu 
Grunde gelegt werden muß, weil die gejeglihen Kündigungs friſten 
von drei, beziehentlih jehs Monaten (Miethe — Pachtung nach dem 
citirten Patente_ vom 17. Yuni 1837) al8 Theile der Beltandzeit, 
glei Ddiefer der DBerechnungsart nad der Kalenderzeit unterliegen, 
gemäß welder vie erft am 12. Auguſt auf den 10. November gege- 
bene Aufkündigung (um zwei Tage) verfpätet war. 


Nr. 925. 


Beſitz durch Stellvertreter. Beſitzſtörungsklage des Re 
präjentirten. 


Gerich: ;o. D. December 1859, Rr. 19598 (Behättgung bed dat Decrei bed 
Stubtriöderamgd Bazgita n. 80. Mai 1859, — 
crets des O. 8. ©. vofwardein b 0. gyuni 1859, Nr. 5491), ©. 9. 


A hat feinen Antheil an der Gemeindeweide dem C verpachtet; 
legterer wurde vom Ortörichter in der Ausübung des Weiderechtes 
geftört. Deßhalb von A wegen Befſitzſtörung belangt, entſchuldigte ſich 
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der Ortsrichter damit, Daß er nicht gewußt ‚habe, daß C ber Stell⸗ 
vertteter des A fei,. mıb .erflärte die Mitbeſitztechte des A zu flören. 
derchaus nicht im Sinne zu haben. 

Die erſte Iuſtanz emtfihien. nach dem Klagebegehren, denn ber 
legte factiſche Beſitz des Klägers ſei unbeſtritten und die geſchehene 
@törung aus dem Geſtändniſſe des Geklagten erwieſen. 

Die zweite wied den Kläger ab, weil nicht er, ſondern aner⸗ 
fanntermeife C ven letzten faetiſchen Befig ausgeübt habe, ber allein 
maßgebend fei. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das auf Abweiſung des Klä⸗ 
gevs Tatende "Eılemmtniß des Obergerihts, aber nur deßhalb, weil 
Kläger den Beweis ‚nicht hergeſtellt * daß. Kläger den Gellagten 
von der an C geichehenen Verpachtung feines Mitweiderechtes an der 
Gemeindeweide in Kenntniß geſetzt babe, daher der Geklagte als Mit⸗ 
eigehithfimer dieſer Weide berechtigt war, ben. © als einen ihm nicht 
befannten Pächter und Nidstbefiger von - der YBeibebenügung auszu⸗ 
ſchließen. 88. 339, 344, 1365 a. b. G. B.) 


—— 


Nr. 926. 
Liquidirung bedingter Forderungen im Concursverfahren. 


Eutid. v p. 13. „Desember 1889, ** — eaaieneg des das Urtheil 


289.6, idan v. 31. December 1 . abandernden Urtheils 
des O. L. G. Zwidan nun September Sag Nr. —32 79.6 G. 3. 1862, Nr. 55. 


Nr. 927. 
Egecution auf eine Worberung: Aufforderungslinge bes 
Cefjus gegen ven Ezecutionsführer. 
Exti. v. 18. December 1859, Ar. 13986 (8 nag des dad Urtheil. * 
En una v. 4. Juni 1859, Nr. 1848, a enden Urtheils des 
Ven 6 6. Erpiemer 1859, Mr. 1a 2 Tribüne 1861,. 
. Eco d. Trib. 1860, & 

Nachdem B die erecutive Finantwortung eier Domemng ſeines 
Schuldners C an A erwirkt hatte und dem A ber Einantwortunge- 
beſcheid zugefiellt worden war, trat dieſer gegen. B mit einer Auf- 
forberungsflage auf, worin er behauptete, dem C nichts ſchuldig zu 
fein, und begehrte, daß bem Beklagten aufgetragen. werde, jein For⸗ 
derungsrecht gegen ihn binnen 30 Tagen auszuführen, widrigens ihm 
das ewige Stillſchweigen anfzuerlegen fei. Der Klagbeſcheid, welcher 
tem Bellagten verorbnete, binnen 30 Tagen, bei fonftiger Auflage 
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des ewigen Schweigens, die Berühmung zu beantworten ober bie 
age anzubringen, trat in Rechtékraft, wurbe aber von demſelben 
unbefolgt gelaflen. Hierauf erfannte das Gericht erfter Initanz auf 
Grund des Klagebeſcheides in contumaciam des B, daß er fich feines 
Rechtes verfchwiegen habe und demnach die Einantwortung der an⸗ 
geblihen Forderung des C gegen ven Kläger ohne Wirkung fei. Das 
O. L. ©: wies den Kläger ab. 

Der oberfte Gerichtshof betätigte das Urtheil der zweiten 
Inſtanz aus folgenden Gründen: „Die Aufforberungsliage ſteht dem 
Diffamirten nur gegen Denjenigen zu, welder fi rühmt, echte 
gegen ihn zu haben, nicht aber gegen Denen, ber über Forberungen 
und Schulden dritter Perfonen feine Meinung ausfpriät. Da nun 
B die executive Einantwortung einer Forderung nachſuchte, die fein 
Schuldner C angeblid an den Kläger zu ftellen bat, fo beabfichtigte 
er damit nichts anderes, als den Kläger feinem Schuloner zur Zah⸗ 
Yung zu fubftituiren; er fprach hiebei nur feine. Anficht über die For⸗ 
derungen und Schulden Anderer aus, allein er rühmte fih nicht un⸗ 
zmittelbarer Gläubiger des Klägers zu fein. B gebrauchte, um ſich vor 
Schaden zu bewahren, ein ganz gefeglihes Mittel, und davon, baß 
er fi einer Diffamation des A ſchuldig gemacht babe, fönnte nur 
dann die Rebe fein, wenn er, ganz und gar fi an bie Stelle des C 
fegend, Rechte gegen A zu haben vorgegeben hälte. Wenn feine Vor⸗ 
ausfegung, daß C Gläubiger des A fei, fich als falfch erweifet, fo 
treffen die. Folgen dieſes Irrthums nur ihn felbft, allein er hat da⸗ 
durch den A, da die Kinantwortung in folhem Falle ohnedies un- 
wirkſam ift, weder beunruhigt noch befchäbigt.“ 


Nr. 928. 


Beweiskraft des Strafurtheils. Borausfegungen des irrefe⸗ 
riblen Haupteides. 
Su — v. 18. December 1859, Nr. 14025 ——— ung des urthein A 


p. Wien v. 1. September 1859, Nr berung des 
8 O. L. G. Win dv. 8. —— Nr. 9758). G. 3. rn 


A Magte gegen B sen. einen Wechfel ein; bie dadurch veranlaßte 
ſtrafgerichtliche Unterſuchung führte dahin, daß B jun. wegen Ber- 
brechens des Betruges, begangen durch Fälſchung Acceptes ſeines 
Baters auf jenem Wechſel verurtheilt wurde. B sen. iſt inzwiſchen 
geſtorben, A nimmt den Proceß gegen deſſen Erben wieder auf und 
trägt dieſen den irreferiblen Haupteid auf: 1. darüber, daß das Ae⸗ 
cept des B sen. weder von Im, noch von einem Andern mit feiner 
Zuftimmung geſchrieben fei; 2. darüber, daß B sen. das Accept nicht 
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ausdrücklich gegen den Bevollmächtigten des Klägers Dr. W. als echt 
anerkannt habe. 

Die erfte Inſtanz wies das Klagebegehren unter einfacher Ber⸗ 
weiſung auf das Strafurtheil zurück; die zweite erkannte auf den 
einer Erbin des B sen. aufgetragenen irreferiblen Haupteid über die 
Anerkennung des Ücceptes, „denn das ftrafrichterliche Urtheil entjcheide 
bloß, daß das Accept nicht von B sen., fondern von B jun. auf den 
Klagewechſel gefchrieben wurde; nicht jo beftimmt fei in venifelben aus- 
gefprochen, daß diefe Acceptation ohne, wenn auch nur ftilljchweigenpe, 
Zuflimmung des B sen. geihah. In biefer Richtung fei alfo ein civil- 
rechtlicher Beweis Über die Echtheit des Acceptes zuläffig, unt ber 
nach 8. 37 des fummarifchen Patentes vom 24. Det. 1845, Nr. 906, 
aufgetragene irreferible Haupteiv finde nur deßhalb nicht Statt, weil 
er blo8 ven dem angebliden Aussteller der Urkunde, nicht aber von 
deſſen Erben gefordert werden kann. Der Kläger will aber die Ver⸗ 
pflihtung der Geklagten zur Zahlung ver Wechſelſumme daraus ab⸗ 
leiten, daß B sen. die Unterfchrift des Acceptes als die feine erkannt 
und erklärt babe, er werde den Wechfel zur Verfallzeit zahlen. Wirb 
dies erwiefen, fo ift es fo viel, als hätte B sen. das Accept ſelbſt 
geſchrieben, oder glei urſprünglich feine Zuftimmung zu der durch 
einen Dritten geſchehenen Unterfertigung ertheilt; ex bat hiedurch auf 
das Recht, die Echtheit des Acceptes zu beitreiten, dem Wechſelinhaber 
gegenüber Verzicht geleiftet, und biefe Berzichtleiftung gilt auch für vie 
Erben, da fie blos den Erblaffer vepräfentiren. Es mußte daher auf 
den, den Erben über die Anerkennung des Acceptes aufgetragenen 
Haupteid erfannt werden, welden viefelben, wenn er auch irreferibel 
ift, nicht ablehnen dürfen, da aus dem Strafurtheile felbft hervorgeht, 
Daß B sen. von mehreren Wechſelinhabern um Auskunft über die Eiht- 
heit des Acceptes und die Nichtigkeit der Forderung angegangen wurde, 
weßhalb die Erben, und insbefondere die Miterbin E, von obiger 
Aeußerung des B sen. Wiſſenſchaft erlangt haben könneu“ 

Dagegen beftätigte der oberfte Gerichtshof das Erkenntniß der 
erften Inftanz. Derjelbe hielt vor Allem den aus dem Strafurtheile 
ſich ergebenden Beweis aufrecht, daß das Aecept des B sen. weder von 
ihm, noch mit feiner Ermächtigung beigefegt war, fondern von einer be= 
trägerifhen Fälſchung feines Sohnes B jun. herrühre. „Was hingegen 
bie von bem Kläger behauptete nachträgliche Anerkennung betrifft, fo 
kann weber der einer Miterbin hierüber aufgetragene irreferible Haupt⸗ 
eid als zuläflig erkannt, noch auch aus einer folhen Anerfennuug eine 
wechjelrechtlihe Verpflichtung de8 B sen. gefolgert werden. Denn bie 
Zuläffigkeit der irreferiblen Auftragung eines Haupteides ift nach dem 
Hofvdecrete vom 26. April 1842 an Umftände gebunden, welhe dem 
Deferenten jelbft die Möglichkeit der referiblen Auftragung abſchnitten, 
und Wahrfcheinlichkeitsgrände für feine Behauptung dem Richter an 
die Hand geben. Kläger konnte leicht ven Dr. W. als Vertretungsleifter 
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beiziehen, und dadurch ben Eid rückſſchiebbar machen, oder zum Zengen 
aufrufen, und durch ſeine Ausſage dem Richter einen Wahrſcheinlich⸗ 
keitsgrind für die Eidesauftragung bieten. Er hat dies unterlaſſen 
ip ſomit fallen auch Die Gränte weg, welche eine irreferible Eides⸗ 
anftragung rechtfertigen.“ 


| Nr. 929. 
Borausfegungen ber Todeserflärung: nahe Todesgefahr. 


Cutich. u..14. Tercmber_ 1859, Nr. 10125 Befätigung der Urtheile des 
Com. G. Miskolcz v 22. März 1859, Nr. 4707, md ded O. 2. ©. 
Felt v. 8. Angnft 1859, dir. 4815). G. 9. 1860, &. 83 ff. 

M ‚war eined Tages, ohne irgend eine Aeußerung gethan ober 
eine Vorbereitung getroffen zu haben, welde auf eine beabfichtigte 
Reife fließen ließen, aus feiner Wohnung weggegangen und nicht 
wiedergelehrt. Alle Nachforſchungen waren erfolglos; doch fand man 
vier Monate darauf an einem abgelegenen Plag im nahen Gebirge 
eine Brandſtätte mit Ueberbleibſeln eines Sceiterhaufens, herumge- 
fireuten Menſchenknochen und Kleivungsreften. Letztere bezeichneten 
die Witwe und ein Geſelle des M al8 von ver Kleidung desſelben 
hexrührend. Der Vorfall blieb ganz unaufgeflärt, und drei Jahre 
ſpäter begehrte die Witwe tie Todeserflärung zum Zwecke der Wieber- 
verebelihung. Die Lodeserflärung ward von allen brei Inſtanzen aus⸗ 
geſprochen, von der dritten „in Erwägung, daß nad) den Erhebun- 
gen, wornach vie Ueberbleibfel ver SHeivungsftüde, womit der Vers 
mißte am 11. März 1853 angethan fi von feiner Wohnung 'ent- 
fernte, in unzugänglicher Gegend, in halbverbranntem Zuſtande nebft 
Ueberxeſten ‚menschlicher Gebeine gefunden wurden, die nahe Todes— 
gefahr (8. 24 a. b. ©. B.), in welcher fidh ver Bermißte befinden 
mußte, ficherftellen, und vie Befolgung ter Vorſchriften ... des 
8.277 a. b. ©, B. ausgewiefen ift, ohne daß ein Erfolg erzielt 
werben konnte“. 


Nr. 930. 


Annahme eines Antrages — oder Stellung eines Gegen- 
J antrages? 
Entſch. v. 14. December 1859, Nr: 14022 (Veſſütigung des das Urtheit 


. v. 
des H. G. Wien v. 9. Iani 1859, Nr. 38966, abändernäen Urtheils Hg 
2 L. G. Wien v. 21. September 1859, Nr. 8583). ®. 3. 1860, Mr. 2, 


— — — — 
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Nr. 931. | 

Exceptio rei judicatae: Identität des Rechtsſtreites. 
. Rechtskraft der Entfheidutigsgründe, | 
Eutſch. 2.14. Drcember 1850, Ni. 14160 Beftüttgung bed dad Nlrkheit 
de⸗ G. Ei v. 10. Rovember 185 (Re. 25801 epenbernden Haas 
des O. 2. ©. Trieſt m. 8. Anguſt 1859, Nr. 2136). ©. 3. 1860, Wr. 31. 

Bermöge teftamentarifcher Anordnung des M ift B fein Erbe, 
A, dagegen Hat das: Fruchtnießungsrecht an gewiſſen Grundſtücken, 
- während ihm anbererfeith.. mehrfache Leiſſungen an. B ſowohl ale an 
feine Schwefter obliegen. A verlangt nun in den Befig ver fraglichen 
Grundſtücke gefeßt zu werben; B beruft fich auf einen Vergleich, 
vermöge deſſen das Verhältniß anders georbnet wurde und nament- 
fih aud dem A andere Grundſtücke zugewiefen wurben, in beren 
Beſitz er fih auch befinde, fowie er auch jenem Bergleihe gemäß 
dem B das nicht leifte, was er nach bem Xeftamente zu leiften 
hätte, — A flellt die Replik der res judigata entgegen, ba ex bereite 
auf Husftelleng der Vergleichsurkunde belangt, Die Klage aber zurüd- 
gewieſen worben fer, weil das Ueberkinlommen nicht für abgeſchlofſen 
angeſehen wurde. 
Die erſte Mſtanz entſchied zu Gunſten des Klägers, die 
zweite (unter Vorausſetzung eines dem Beklagten gümſtigen Reſul⸗ 
tates der. Haupteide über den Abſchluß des Vergleiches und über die 
Berabredung der Errichtung eines fchriftlihen Vertrages) zu Gunſten 
des Weffagten. 

- Der oberfte Gericht Shof beftätigte das Urtheil der zwei- 
ten Inſtanz aus folgenden Gründen: „B hat mit der Klage vom 
14. Juli 1851 den A auf Ansftellung einer Urkunde über ven 
zwifchen ihnen angeblich am 16. Yuli 1850 mündlich abgefchloffenen 
Vergleich belangt. In biefem Nechtsftreite mußte wohl auch die Frage 
in Berhandlung kommen, ob jener Vergleih wirklich zu Stanbe ge- 
fümmen ſei; doch war ſelbe nicht der eigentlihe Gegenfland bes’ 
Kechtsftreites, der Hichter hatte nicht Über ‚fie, ſondern darkber zu 
entfdeiben, ob der damalige Geklagte verpflichtet ſei, jene Urkunde: 
auszuftellen, von welcher Verpflihtung er auch im Falle des Beſtan⸗ 
des des erwähnten Uebereinfommens Losgezählt werben konnte, und 
wirklich ſprachen ſich die Urtheile erſter und zweiter Inſtanz nur 
duhin aus, daß dem Begehren um Ausſtellung jener Urkunde keine 
Folge gegeben werde. Der erſte Richter hat wohl dieſe Entſcheidung 
auch dadurch begründet, daß man den zwiſchen den Parteien verab⸗ 
rebeten Vergleich nicht als wirklich abgeſchloſſen anfehen könne, allein 
diefer Begründung kann nicht die Kraft und Wirkung eines richter⸗ 
fihen Auefpruches beigelegt werden. Wefentlih verjchieren vom 
Segenftande ves früheren Rechtöftreites ift der bes gegenwärtigen, in 
dem A ben Beſitz und Genuß aller Realitäten in Anſpruch nimmt, 
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von denen ihm M den ruchtgenuß hinterließ. Es Tann dem Ge⸗ 
klagten nun nicht das Recht abgefprochen werben, fich gegen biefen 
Anfpruh mit dem Beftande des Uebereinkommens, das er wegen 
Theilung jener Realitäten mit A getroffen haben will, weldes nod 
buch feinen richterlihen Ausſpruch für unwirkſam erflärt wurde, zu 
vertheidigen und Beweiſe auch dafür anzuführen, daß basfelbe wirk- 
(ih abgefchlofien worden fei. Diefen Umftand will er nun durch ven 
dem Kläger aufgetragenen Haupteid erweifen; er macht auf dieſe Art 
von der Gewiſſenhaftigkeit vesfelben ven Ausgang des Nechtsflreites 
abhängig, e8 mußte daher auf diefen Eid erkannt werben.“ 


Nr. 932. 
Auslegung eines Vertrags. 


Eutid. v. 15. December 1850, Nr. 10167 nechäligung bed Urtheild des 

2. G. Temedvar v. 27. December 1858, Nr. 12128, Abänderung des 

Urtheild des O. %. G. Temesvar v. 10. Mai 1859, Nr. 3141). Tribline 
1861, Nr. 47. 

Im Anguft 1854 wurde über das Vermögen des A der Concurs 
eröffnet und die Verwaltung der Gantmaffe dem C übertragen. Am 
27. October 1854 tratB, von ven Öläubigern einftweilen zum Admini⸗ 
firator gewählt, an Stelle des C und wurbe von ihnen mit Beſchluß 
vom 3. December 1854 zum definitiven Verwalter der Gantmaffe er- 
nannt und ihm für feine Mühe ein Lohn von 2000 fl., wenn bie 
Concursverhandlung nicht länger als ſechs Monate dauern follte, — 
und 3000 fl., wenn fie länger dauern würde, verſprochen. Nach der 
am 5. März 1855 erfolgten Aufhebung des Concurfes belangte A ven B, 
welder in der Berwaltungsrechnung feinen Lohn mit 3000 fl. in Aus⸗ 
gabe geftellt Batte, auf Zurüdzahlung von 1000 fl., wogegen der Bes 
klagte einwendete, daß der Concurs bereits im Anguft eröffnet worden 
fei, mithin länger als ſechs Donate gewährt habe. — Das Gericht 
erfter Inſtanz erkannte ua dem Slagebegehren; dad O. L. ©. wies 
den Kläger, unter Zulafjung ver erwähnten Einwendung des Be- 
Hagten, ab. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Erkenntniß der erften 
Inftanz aus folgenden Gründen: „Wird der von den Parteien über 
den Lohn des beflagten Concurdmafjeverwalters gefchloffene Vertrag 
nad) der Bedeutung der dabei gebraudten Worte in ihrem Zuſammen⸗ 
bang und nad der Haren Abficht der Kontrahenten ausgelegt, jo er⸗ 
gibt fih, daß B „„fÜr feine Mühe““ verlohnt werben follte, wobei 
der Zeitpunkt der Concurseräffnung ganz indifferent und nur jener des 
Anfangs feiner Mühewaltung, alfo der 27. October 1854 entſcheidend 
ift, von welchem Tage bis zur Aufhebung des Concurſes nicht volle 
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fechs Monate verflofien find, weßhalb der Beklagte zur Rüdzahlung 
der über die ihm als Lohn gebührenden 2000 fl. aufgerecäneten 1000 fl. 
mit Recht von der erften Iuflanz verurtheilt wurde.” 


Nr. 933. 


Liquidirung einer Wohnungs-Servitut im Concurs-Proceſſe 
gegenüber einem älteren Pfandrechte an der dienenden Sache. 
Eutſch. v. 20. December 1859, Nr. 18937 ‚‚oehätigung des dad Urtheil 
des L. G. Venedig v. 27. December 1858, Jr. 26518, abäubernben Ur⸗ 
theils des O. L. 8. Venedig v. 26. Juli 1859, Nr. 9446). ©. 3. 1860. 
. Nr. 57. Eco d. Trib. 1860, ©. 267 ff. Tribüne 1861, Nr. 173. 

A, die Eigenthümerin eines dem B für 12.000 Lire verpfändeten 
Hauſes, verfchentte dasſelbe an C mit dem Vorbehalte des Rechtes ver 
Wohnung, welches fie auf das Haus infcribiren ließ. Als in der 
Folge über das Vermögen des Gefchentnehmers der Concurs eröffnet 
wurbe, bei dem B feine hypothekariſch verficherte Forderung anmelvete 
und liquibirte, trat auch die A gegen die Concursmaſſe auf und ftellte 
das Klagebegehren, daß ihr Recht zur lebenslänglichen Wohnung als 
fiquid erklärt, und für den Fall der Abweifung dieſer Forderung ihr 
anftatt verjelben das Recht zum Bezuge von 4 Fire täglich auf Les 
benszeit zuerlanut werde, 

Die erfte Inftanz hat das erfte Begehren unbedingt zugelafjen 
und das zweite Begehren ımbedingt verworfen. Das Oberlandesgericht 
erfannte: Das Wohnungsrecht der Klägerin fei liquid bis zum Zeit 
yunlt des Berlaufes des Hauſes mittelft gerichtlicher Feilbietung; von 
dieſem Zeitpunkte an fei das beſagte Recht mur für den Fall liquid, 
als durch die mit ver Laſt diefes Wohnungsrechtes erfolgende gerichtliche 
Berfteigerung des Haufes ein die Hypothelar- Forderung des B voll« 
ſtändig deckender Kaufpreis erzielt würde, — für den entgegengefegten 
Tall werde anftatt des Wohnungsrechtes der Klägerin ihre ſubſidiariſch 
angemelvete Forderung in dem auf 2%, Fire täglich herabgefegten Be- 
trage als liquid zur Concursmaſſe zugelaffen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte auf die Revifionsbefchiwerbe der 
Klägerin das Urtheil der zweiten Inftanz und bemerkte in den Motiven, 
daß das durch Die Infeription dinylich gewordene Wohnungsrecht der Klä⸗ 
gerin an dem Haufe der Concursmaſſe, gleih der Hypothekar⸗For⸗ 
derung des B, anf gerichtliche Anerkennung Anſpruch babe und deß⸗ 
halb von dem Obergerichte bis zum Berkaufe des Haufes, unbeſchadet 
allfälliger Prioritäte-Procefje und Streitigkeiten über die Vertheilung 
der Concursmaſſe, in feinem Beftande erhalten werden konnte und 
mußte, daß aber die obergeridhtliche Entſcheidung mit Rüdficht auf ven 
Altersvorrang des Realrechtes des Pfandgläubigerd B, weldes von 
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der fpäteren Einſchrenkung des Eigenthumdrechtes am ven verpfänpeten 
Hauſe unberähet blieb, für das Recht der Klägerin auch. in dent Falke 
der nothwendigen Veräußerung des Hauſes jene Borfehimg. getroffen 
habe, die dem Gejege und bem Intereſſe der Klägerin ſelbſt entfprict. 


on , Fr. ya. er gr i 
u eines Vertrages: Societät ober Taufägefänk? 


0) ‚Derember 1854 Me. 14305 (8 un des Urfheus Ser 
Kar Sad 5 —I — 28 
1860 


3 Te, toten Nr. 
RS 60. ne di 1, Br —* 


Der Sdenwurmgathie B verſprach dem A, für. die 15 M Gäde 
Mantbeertaub, vie er von ihm erhielt, 52°/, Pfund Eoeond von der 
nädften Zucht, Diefe wurde durch eine Krankheit, welche den Werm 
ergriffen: Hatte, gänglich zerftört, nod ehe das von A gelieferte. Laub 
verzehrt war. B verkaufte nun den Reſt des Laubes und übergab ben 
Erlös ven A. Der Letztere war hiermit nicht: zufrieden und forderte 
mittelft lage von -B die Zahlung des nach ber. Drtätaye beredimeten 
Geldwerthes Der ihm verſprochenen 52/, Pfund Cocons, beziehentlich 
die Zahlung des nach Abzug des Erlöfes aus dem verfuuften Laube 
verbleibenden Reſtes. Das Gericht der. erften Inftanz. mies den Kläger 
ab; das Obergericht verurtheilte den Beklagten: nach dem Begehren. 

Der oberſte Gerichtshof. beftätigte das erſtrichterliche Urtheil, „in 
Erwägung, daß A und B, indem fie ſich zur Umernehmung eines 
Speculations-Gefchäftes. verbanven, wobei A dem Seidenzüchter B eine 
beftimmte Ouantität von Maulbeerblatt: lieferte, um ſeinerzeitCTocons 
in einer gleichfalls vorhinein feſtgeſetzten Menge zu. erhalten, und B 
für das ihm hiedurch verfchaffte Mittel zum ausgebehnteren Betriebe 
feiner Seivenwürmerzucht dem A eine Quote des Ertrages derſelben 
verſprach, einen Glücksvertrag geſchloffen haben, worin bie dem A 
verſprochene Leiſtung feine Prämie für die. von ihm übernommene 
Gefahr der Einbuße des Werthes des gelieferten Laubes und für B ver 
Preis war, um welchen ev. füh die Möglichkeit eines größeren Ge⸗ 
winned aus feiner Seidenwürmerzucht verſchaffte; daß ſonach ber 
Erfolg zwar das Schickſal der Unternehmung beftimmen, allein das 
Fehlſchlagen desfelben für die Contrahenten keinen größeren Schaden 
als den Verluft deffen, was Jeder won ihnen daran gefett bat, nämlich 
für den A die Einbuße des Laubwerthes und für B den Berluſt feiner 
auf bie Hüchtung verwendeten: Arbeit. umd Roften herbeiführen follte, 
weil fonft die Vereinigung Beider eine unerlaubte, eine societas leonina 
gewefen märe, in welcher B allein vie Gefahr des ganzen Berluftes 
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übernommen und A fih im Vorans eines beftimmten, und zwar im 
Berhältniffe zum Werthe feiner Leiſtung anerorbentlichen, Gewinnes 
verſichert hätte; daß nun, nachdem die Unternehmung vollſtaͤndig 
mißgläcte, A: ven Werth’ver ihm zwar werfprochenen, allein nicht 
erzielten Eocnys. nicht fordern Tösng, ſowohl weil Die Lieferung derſelben 
in hatara, worauf allein er ein Recht hatte, durch Zufall unmöglich 
geworben iſt, als aud, weil die Speculation durch das gänzliche 
Ausbleiben des Gewinnes, von welchem er fidh eines beftimmten Theiles 
verſah, fehlgefchlagen bat; daß endlich B, indem er bedacht war, ben 
in Folge der Krankheit entbehrlich gemorbenen Reſt des Laubes zum 
Bortheil des A zu verwertben, hiedurch keineswegs die Verbindlichke ä 
übernahm, venfelben für feinen Berluft vollends ſchadlos zu halten .*. 


Nr. 935. oo. 
Erforderniffe der Erſitzung. Actio Publiciana, 


eines Haufes, das er viele Sahre. ohne Rechtsgrund innegehabt hatte. 
B berief ſich in feiner, Bertheivigung auf den 8. 323 0,6. ©. B. 
und erhob. die Einwendung der Erfigung. | 

Die erſte Yuflanz gab dem Klagebegehren Statt; die zweite 
wied es zuräd, 

Die dritte Inſtanz beftätigte das erftrichterliche. Erfenntuiß 
aus folgenden Gründen: „Die Kläger find in den Steyerregiftern ala 
Eigenthümer des ftreitigen Haufes eingetuagen und baben als ſolche 
die Öffentlichen Laſten getragen. Andererſeits erhellt nicht, daß der 
Geklagte irgend welchen Eigenthumsact ausgeübt habe; er erjcheint 
fomit als bloßer Inhaber, zu deſſen Gunften daher auch fein Beſitz 
in Ermanglung jeglichen Rechtstitels zu keiner Ufucapion führen kounte. 
Die vorliegende Klage kann Überdies ohne Weiteres als die auf das 
vermuthete Eigenthum bea.$. 372 a. b. ©. B. geitügte Eigenthums- 
age angejehen werben, daher dem Bellagten oblag, feinen Rechtstitel 
anzugeben, um fein Verhältniß zu dem der Kläger zu beftimmen. 
Während jedoch der Geflagte keinen Rechts titel gelteun machte, haben 
bie Kläger ven ährigen nicht nur angeführt, fonbern auch durch Zeugen 
feftgeftellt, daß fie dem Bellngten dad Haus aus reiner Liberalität, 
daher auch nur bittweife auf Widerruf üb,erlaflen baben,, weldgen Um⸗ 
fand and) die von dem Geflagten ‚geführten Zeugen nicht in Abrede 
ſtellen Können,” 
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Nr. 936. 


Borausfegung "der Wirffamkeit eines Pfandrechtes gegen 
Dritte. Priorität des gejeglichen Pfandrechts des Vermiethers. 
Entſch. v. 21. December 1859, Nr. 14419 ‚SBehätigung des dad Netheil des 

eils des O. L.G. 


.G. Wien v. 7. Juni 1859, Nr. 45121, abändernden Urth 
ien v. 3. November 1859, Nr. 9383). ©, d 1860, Nr. 26. ©. H. 1860, 
©. 67 fi., ©. 289 ff. 


A batte gegen feinen Wechſelſchuldner vie executive Pfändung 
der Effecten erwirkt, welche in der Wohnung des Schuloness im 
Sanfe Nr. 1 am 6. März 1855 vorgenommen wurde. Später be- 
gehrte A die erecutive Schägung ber mittlerweile in das Geſchäfts⸗ 
Iocale des Schulpners im Haufe Nr. 5 von diefem gebrachten Effecten, 
welche auch, jo wie jpäter die Feilbietung, daſelbſt vollzogen ward. Ber 
leßterer wurde von B, Eigenthümer des Hauſes Nr. 5, fein gefegliches 
und durch rechtsfräftiges Urtheil außer Zweifel geftelltes Pfandrecht für 
ben Mietbzins auf biefe in fein Haus gebrachten Effecten geltend gemacht 
und der Erlös zur Tilgung feiner Zinsforderung in Anfprud gen om⸗ 
men, vom Yeilbietungscommifjär aber gerichtlich erlegt. Nun bat A 
im Wege ver Klage wider B um Erfenntniß, die Erfolglaffung des Feil« 
bietungserldfes finde auf Abfchlag feiner Wechſelforderung Statt, weil 
er das Pfandrecht auf die fraglichen Gegenftände bereits erworben hatte, 
bevor jelbe in das Haus Nr. 5 gebracht worden waren. 

Die erfte Inftanz bat den Klagebegehren ftattgegeben, „weil 
zwar ber Geklagte das geſetzliche Pfandrecht auf vie Effecten von den: 
Tage der Einbringung derſelben in fein Haus Hat, allein dadurch der 
Kläger in der Durchſetzung feines fräher erworbenen gerichtlichen Pfand» 
rechtes nicht beirrt werden Tann, indem bei felbem, wie bei jedem 
dinglichen Rechte der Grundſatz gilt, daß es gegen jeden Dritten, der 
fpäter ein ſolches Recht erwirbt, durchgeſetzt werben kann, nach der 
alten Rechtsregel: qui prior tempore, potior jure. Im Einflange mit 
diefem Grundſatze fpricht ſich das Hofvecret vom 10. April 1837 9. G. S. 
Nr. 189 dahin aus, daß dem Bermiether das gefetliche Pfandrecht 
auch gegen jene Pfandgläubiger des Miethers zufteht, welche auf vie 
eingebrachten Gegenftände vor Weberreihung der Zinsflage, oder vor 
ber für den Vermiether vorgenommenen gerichtlihen Befchreibung ver 
Fahrniſſe ein Pfandrecht, fer es num gerichtlich oder außergerichtlich, 
erworben haben. Hieraus folgt nun, Daß gegen jenen Pfandgläubiger des 
Miethmannes, der fein Pfandrecht ſchon früher, vor der Einbringung 
der Fahrniſſe in das Haus des Vermiethers, auf diefelben erworben 
hatte, das gejeglihe Pfandrecht nicht geltend gemacht werden kann, da 
biefe Sachen bei ihrer Einbringung, alfo vor dem Beginne des gefet- 
lihen Pfandrechtes, mit dem Pfandrechte eines dritten Gläubigers 
behaftet waren, welches durch die Hebertragung in eine andere Localität 
nicht verloren geht. Der $. 1101 a. 6. ©. 3. räumt dem Bermiether 
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ein gefetliches Pfandrecht zwar auf jene Yahrniffe ein, welde eine 
britte Perjon dem Miethsmanne anvertraut hat; allein dieſe Beſchränkung 
und rüdfichtlih Begänftigung muß ftrenge ausgelegt und kann daher 
nicht durch Analogie auf den Fall ausgedehnt werben, wo ber Kläger 
die eigenen Sachen tes Schuldners pfändet und in deſſen Verwahrung 
beließ; im Gegentheile fpricht für den Kläger das Patent vom 5. April 
1782, Nr. 40 3. ©. S., wonach der Gläubiger fein gerichtlihes 
Pfandrecht feldft i im Tale, als der Schuldner die Pfandſtücke an dritte 
Perſonen veräußert, gegen dieſe geltend machen kann.“ 

Das Obergericht hat dem Begehren nur bezüglich jenes Reſtes 
des Feilbietungserloſes willfahrt, welcher nach Berichtigung der Zins⸗ 
forderung des Geklagten ſich ergibt, aus folgenden Gründen: „Wenn 
nach 8. 1101 a. b. G. B. dem Vermiether das geſetzliche Pfandrecht 
nicht nur auf die dem Miether eigenthünilichen, ſondern auch auf die 
einem Dritten gehörigen Fahrniſſe, welche dieſer dem Miether an⸗ 
vertraut und Letzterer in die Wohnung eingebracht hat, zuſteht, wenn 
alſo das Eigenthumsrecht eines Dritten ohne deſſen Zuſtimmung durch 
das geſetzliche Pfandrecht des Vermiethers, und zwar offenbar deßwegen 
beſchränkt wird, weil es als Grundſatz gilt, daß das Eigenthum von 
einer Sache, welche einem britten anvertraut ift und von biefem a) 
gegen Entgelt veräußert, oder b) verpfändet wird, infoferne der Ueber⸗ 
nehmer ber Sache revlic zu Werke gegangen ift, verloren gehe, over 
im Galle b) nur gegen Sablung des Pfandſchillings erhalten werben 
fönne (SS. 367 und 456 a. b. © B.), fo forbert e8 bie Conſequenz, 
daß auch der Pfandgläubiger, der ein richterliches Pfanprecht erworben, 
aber bie gepfändete Sade in der Verwahrung des Schuldners belaffen, 
ihm alfo die Inhabung, welche dem Gläubiger zuftände, anvertraut hat, 
auf daß fie Jener im Namen des Letteren ausübe (8. 451 a. b. G. B.), 
wenn diefe Sachen vom Schuldner veräußert werden, einem reblichen 
Erwerber gegenüber fein Pfandrecht nicht geltend machen könne, es 
alſo verliere, und daß er, im Falle der Schuldner die ihm zur In⸗ 
habung anvertrauten Sachen weiter verpfändet, dem (obwohl ſpäteren) 
Pfandgläubiger nachſtehen müſſe. Das Gleiche gilt nun auch im vor: 
liegenden Falle. Das Geje hat dem Vermiether B das Pfandredit 
auf die Fahrniſſe des Wechfelfihuldners von dem Zeitpunfte an, ale 
biefe in die gemietheten Localitäten gebracht worden find, eingeräumt; 
damals waren fie nun allerdings mit dem richterlihen Pfandrechte zu 
Gunſten des Klägers belaftet; allein nachdem diefer die Sachen in Ber- 
wahrung des Schulpner8 belaffen und ver Vermiether bei Abſchluß der 
Miethe feine Kenntniß erlangt hatte, daß bie Fahrniſſe feines Miethers 
ſchon zu Gunften des Klägers gepfänbet feien, der Miether durch Die 
Einbringung der Fahrniſſe in bie gemietheten Localitäten das gefeg- 
liche Pfandrecht des Geklagten wirkſam gemacht hat und es hiemit ſo 
anzuſehen iſt, als wenn Jener ſelbſt die mit Pfandrecht belaſteten Sachen 
dem Vermiether verpfändet hätte, jo muß in Gemäßheit der oben ent- 
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widelten Rechtsgrundſätze der Kläger, obwohl er früher das Pfandrecht 
auf die Fahrniffe erwirkt hat, dem Pfandrechte des Geklagten nachſtehen 
und ſich gefallen Iafjen, daß zuerft diefer aus dem Pfanve feine Be⸗ 
friedigung für den gefehuldeten Miethzins fuche und daher auch ben 
Erlös aus der erecutiven Feilbietung der Pfandſtücke fo weit beziehe, 
al8 es zur Zahlung der Miethzinsſchuld erforderlich iſt.“ 

Der gegen dieſes Erkenntniß ergriffenen Revifionsbefchwerbe 
hat der oberfte Gerichtshof keine Folge gegeben, indem er hervorhob, 
daß im $. 1101 a. 6. ©. 3. die Abfiht des Geſetzgebers Har aus» 
gedrückt ſei, durch das den Vermiether dort eingeräumte Pfandrecht 
ihm eine Sicherſtellung für den Miethzins zu verſchaffen, daher für 
die Anſicht des Obergerichtes ſpreche, daß das Hofdecret vom 10. April 
1837 nur den Zweifel löſte, ob Gläubiger, welche auf die ſchon in 
das neue Locale gebrachten Effecten ein Pfandrecht erwarben, bevor 
der Vermiether die Zinsklage überreichte, oder die Beſchreibung der 
Effecten anſuchte, nicht demſelben vorgehen, nicht aber auch den Fall 
entſchied, wo das Pfandrecht Dritter ſchon bei Einbringung der Fahr⸗ 
niſſe in die neue Wohnung beſtand, und daß es widerſprecheud wäre, 
wenn Derjenige, welcher dem Miether Effecten geliehen oder zur Auf⸗ 
bewahrung gegeben hat, ungeachtet ſeines Eigenthumsrechtes dem 
Vermiether weichen muß, das Gleiche aber nicht auch von Jenem gelten 
follte, dem nur ein Pfandrecht auf ſelbe zuſteht und welcher fie gleich: 
ſalls in der Inhabung des Schuldners, rückſichtlich des Miethers, läßt. 


Nr. 937. 
Prorogation des forum rei sitae, 


Entſch. dv. 28. December 1859, Nr. 13595 (Beitätigung des das Decret 
ded 8. ©. Großwardein v. 26. Auguft 1859, Nr. 7110 abändernden 
Decrets des DO. L. ©. Großwardein v. 29. Sc fember 1859, Nr. 8518). 
©. 9. 1860, &. 101 h 

Der Pächter einer Staatsdomäne hatte fih im Pachtvertrage 
„jenem am Standorte ver k. k. Finanzprocuratur befinvlichen Gerichte 
unterworfen, welchem derſelbe als Geklagter unterftände". Auf Zahlung 
des Pachtzinfes bei den am Gig der Finanzprocuratur befindlichen 
Dezirkögerichte belangt, wendete er ein, daß die Domäne nicht im 
Sprengel dieſes Bezirksgerichts Tiege, welches fomit nad $. 1 ver 
Verord. vom 17. December 1858, Nr. 234 R. ©. B., nicht zuftändig fei. 

Die erfte Inftanz erklärte fi) aus anderen, nicht hiehergehörigen, 
Gründen unzuftändig. Die beiden oberen Inſtanzen erfannten deren 
Zuftändigleit an; die dritte „in Erwägung, daß die Verordnung des 
Minifteriumd des Innern und der Yuftiz vom 17. December 1858, 
Nr. 231 R. ©. B., ungeachtet der 8. 1 verfelben alle Streitigkeiten aus 
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Beftandverträgen ausfchließend vor das Bezirksgericht weift, in deſſen 
Bezirke ver Beftandgegenftand Liegt, das den Parteien laut $. 46 ver 
ung. Jurisd. Norm im Allgemeinen zuftehende Befugniß ver freiwilligen 
Unterwerfung unter ein fonft unzuftändiges Gericht nicht aufgehoben, 
noch viel weniger aber ein bereits vertragsmäßig ausgrübtes rüd- 
wirkend aufgelöst bat." 


Nr. 938. 
Gemeinrechtliche Ceſſion einer Wechſelforderung. 


Entſch.v. 28. December 1859, Nr. 13993 (Beftätiguug des das Urtheil des 
8. G. Tarnow dv. 21. Inni 1859, Nr, 4518, abändernden Urtheils deö 
D. 8. G. Lemberg v. 8. October 1859, Nr. 10239). ©. 3. 1860, Nr. 118. 

Einer von der erften Inſtanz erlaffenen wechfelrechtlihen Zah⸗ 
Iungsauflage war die Einwendung entgegengeftellt worden, daß der 
Kläger ſich nicht duch ein Giro, fondern nur durch eine Ceffion des 
letzten Wechfelinhabers legitimire, daß aber Durch eine gemeincechtliche 
Ceſſion das Wechſelrecht nicht Übertragen werden könne. Die erfte 
Inſtanz bielt vie Zahlungsauflage aufrecht, in Betracht, „daß eine 
Wechſelforderung allervingd auch gemeinrechtlich durch Eeffion auf Andere 
übertragen werden kann ($. 1393 a. b. ©. 3.), in weldem alle 
die Rechte des Ceſſionars mit den Rechten des Cedenten in Rüdficht 
auf die übertragene Forderung eben diefelben find (8. 1394 a. b. ©. 3.) 
und dem Ceffionar jene wechſelrechtlichen Anfprücde zuftehen, die dem 
Cedenten zuftanven, ver Ceſſionar daher Die abgetretene Forderung auch 
wechſelrechtlich einflagen kann." — Die beiden höheren Inftanzen gaben 
jedoch der gedachten Einwendung ftatt, und zwar ber oberfte Gerichts- 
bof aus folgenden Gründen: „Die Anficht des Oberlandesgerichtes, 
daß dem Kläger ein Wechſelrecht bezüglich der geforderten Summe von 
500 fl. C. M. nicht zuftehe, weil er nur mittelft einer gemeinrechtlichen 
Ceffion Inhaber des Wechjeld geworben fei, findet in dem Geſetze feine 
volle Begründung. Die Wechſel-Ordnung enthält Beſtimmungen dar⸗ 
über, in welchen Fällen eine Verpflichtung nad) Wechſelrecht entfteht; 
fie Inüpft die Erwerbung dieſes Wechſelrechtes an beftimmte Formen, 
weldye folgerecht fo wie bei der erften Erwerbung, jo auch bei jeder 
weiteren Uebertragung beobachtet werden müflen, wenn von einer Ver—⸗ 
pflihtung nad Wechſelrecht die Rede fein fol. Als Form der Ueber- 
tragung eines Wechjeld auf einen andern Wechjelgläubiger bezeichnet 
die W, O. im Art. 9 das Indoffament und führt fohin die Rechtsfolgen 
eines giltigen Indoffaments in ven Art. 10 und 36 confequent durch. 
Ueber anders geartete Mebertragungen, namentlich über gewöhnliche 
Ceſſionen, enthält die Wechſel-Ordnung Feine Beftimmungen, e8 fehlt 
daher ein Geſetz, kraft welchem ein gewöhnlicher Ceffionar feine Be- 

30* 
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friedigung nad Wechſelrecht forbern könnte, und erübrigt. einem ſolchen 
nur, feine Anfprüche im orventlihen Civilrechtswege geltend zu machen. 
Es mußte daher das obergerihtliche Erkenntniß beftätigt werben." 


Nr. 939. 


Beräußerung einer angefallenen Erbſchaft: Unzuläffigfeit ter 
Pränotation des Erbrechtes auf einer Realität des Veräußerers. 


Entid. v. 28. December 1859, Nr. 14699 Haben g des dad Urtheil des 
8. G. Prag 2 14. Mai 1859, Nr. 10487, abändernden nun cite des O. L. G. 
Prag v. 7. September 1859, Nr. 14638). © 0, Rr. 140. 


ir. 910. 


Bertretungsbefugniß der Notare. 


Entid. v. 28. Serember 1859, Nr. 14700 — des zerreis a 
O. L.G. Prag v. 5 . September 1859, 3. 15202) 5. 1860, S 


Nr. 941. 


Nichthaftung des Grundftüdes für in den öffentlichen Büchern 
nicht erfichtlih gemachte ältere Vermögens» Hebertragungs- 
gebühren. 

N ati. v. 28. December 1859, Nr 33* (Be tan bed das Decret 

ed g 


irlsgerichtes Hietzin von 5. Auguft 18 abändernden 
Decret Ede O8. L. G vg en v. 5, Cie 1859, Kr. rn ®. 3. 1860, 


Eine Vermögens-Webertragundgebühr, welche Therefia F für bie 
am 7. Jänner 1854 bewilligte Einverleibung ihres Eigenthumsrechtes 
an einer beftimmten Realität hätte zahlen follen, blieb unbezahlt. Als 
die Realität fchon in die vierte Hand übergangen war, begehrte und 
verlangte die Finanz Procuratur die executive Einverleibung des Pfand⸗ 
rechtes für dieſe Vermögens: Mebertragungsgebühr. 

Das Oberlandesgericht wies dieſes Geſuch zurüd, aus jolgenbet 
Gründen: „Obfhon das Patent vom 9. Februar 1850 im $. 7 
dann bie Minifterial-Berorbnung vom 3. Mai 1850, Nr. 1818. ©. — 
im $. 14, endlich der Minifterial-Erlaß vom 13. December 1852, 
Nr. 256, "der Percentual-Gebühren das Pfandrecht auf die Kealität, 
von ber fie zu entrichten find, einräumen, fo wird doch im Letzteren 
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erffärt, daß die Erfihtlihmahung dieſes Rechtes nur in der durch bie 
beftehenden Gefege zur Erlangung eines binglihen Rechtes auf ein 
unbewegliches Gut überhaupt vorgefchriebenen Art Statt finden Tann, 
und daß an ven beſtehenden Vorſchriften über Eintragungen in die 
Öffentlichen Bücher nichts geändert werde. Lebtere erheijchen aber vor 
Allem, daß derjenige, gegen welchen eine ſolche Eintragung beabfichtigt 
wird, felbft als Eigenthümer ver bezüglihen Realität im öffentlichen 
Buche erfcheine, und es ftimmt hiemit auch der $. 72 des Patentes vom 
9, Februar 1850 überein, der ausfpricht, daß die Gebühr auf dem durch 
die Eintragung erworbenen dinglichen Rechte haftet, Daher vorausjegt, 
daß dieſes Recht noch im Grundbuche beitehe. Die SS. 443 und 
928 a. b. ©. B. verpflichten Genen, der ein Geſchäft über einen 
Gegenftand der öffentlichen Bücher unternimmt, nur, diefe Bücher ein- 
zufehen, nicht aber auch bei den Steuerämtern Erfundigungen ein- 
zubolen, die ihm zudem, da dort die Vorſchreibungen nicht hinfichtlich 
ver Realitäten, fondern auf die Namen der Steuerpflichtigen geführt 
werden, auch jchwerlich ertheilt werben könnten. &8 erklären aber obige 
Sefegesftellen den Käufer nur für jene Laften baftungspflichtig, die 
er aus den gedachten Büchern wahrnehmen kann. Im vorliegenven 
Falle ift die Realität fchon in der vierten Hand und die Gebähr felbft 
ſchon vor mehr als 5'/, Jahren entftanden, da die Einverleibung des 
Eigenthumsrechtes der Therefia F am 7. Jänner 1854, bewilligt 
wurde; ja es liegt fogar eine öffentliche Weilbietung in Mitte, und es 
könnte daher mit Sicherheit kein Geſchäft über unbeweglihe Sachen 
mehr abgefchloffen werben, wenn das Aerar nad) Jahren und gegen 
den vierten Beſitznachfolger noch Die oft beveutenden Gebühren, welde 
feine Befigvorfahren hätten bezahlen follen, gelten machte." 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſe Entſcheidung, „benn ber 
Minifterial-Erlaß vom 13. December 1852, Nr. 256, erläuterte den in 
jenem vom 3. Mat 1850, Nr. 181 $. 14, gebrauchten Ausprud, daß 
der Gebührenbetrag in den öffentlihen Büchern erfichtlih zu machen 
jei, dahin, daß dieſes nur in der durch die beftehenden Geſetze zur 
Erlangung eines dinglichen Rechtes auf ein unbewegliches Gut vor- 
geichriebenen Art, beziehungsweiſe dort, wo orbentlihe Grundbücher 
beftehen, nur im Wege der Intabulation oder Pränotation Statt finden 
könne. Die Intabulation einer an Thereſia F zu ftellenden. Forderung 
auf eine Realität, um welche nicht fie, jondern bereit die dritten an⸗ 
deren Eigenthlimer vergewährt find, Tann aber nad SS. 432 und 
451 a. 5. ©. 3, nicht Pla greifen.“ 
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Ar. 942. 
Gerichtsftand des Vertrages. 


Eutſch. v. 28. December 1589, Nr. 14786 (Beätigun ‚bed Decretd 

der Stadtprätur Baba v. 5. October 1859, Nr. 22056 ; Abänderung de 

Decrets des O. L. G. Venedig v. 8. November 1859, Nr. 18584). ©. 3. 
1860, Nr. 88. 

A belangte den B auf Zahlung einer Forderung von 300 fl. bei 
ber Stabtprätur in Padua, als dem Gerichte des Vertrages, welchem 
der Bellagte vermöge feiner Perfon nicht unterfland, da er in einem 
andern Yurisdictionsbezirfe (Caftelfranco) domicilirt war, Der Klaͤger 
legte mehrere Driginalbriefe des Beklagten vor, worin diefer die in 
Mede ftehende Forderung berührt, ſich wegen der noch nicht gejchehenen 
Zahlung mit ter Schwierigkeit der Eintreibung feine® eigenen Gut⸗ 
babens bei einem Dritten entfchuldiget und nah Padua (dem Wohn: 
orte des Klägers) zu kommen verfpricht, um dort die Rechnungen zu 
liquibiren („per terminare i conti”). Die von dem Bellagten geläugnete 
Echtheit der Briefe erbot fi) der Kläger, durch den demſelben hierüber 
unrädichiebbar aufgetragenen Haupteid zu beweifen. Die erfte Inſtanz 
erfannte auf diefen Eid und erklärte fih für den Fall als competent, 
wenn ver Beklagte den Eid nicht ſchwören werde, weil aus dem Inhalte 
der brieflichen Erklärungen desjelben hervorgehe, daß er in der That 
ſich verpflichtet habe, vie Zahlung der eingeflagten Schuld in Padua zu 
leiften. — Das Oberlandesgericht ſprach, mit Bejeitigung des Eides, 
unbedingt die Incompetenz der genannten Prätur aus, in ber Erwägung, 
daß der Beklagte in jenen Briefen nur verfprodhen habe, nach Padua zu 
fonımen, um die Rechnungen zu liquidiren, ein folches Berfprechen aber 
nicht die Uebernahme der Verbindlichkeit in ſich faffe, au dem nämlichen 
Orte auch die Zahlung der aus der Liquidation ſich ergebenden Yor- 
derung bes Klägers zu leiften. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftrichterliche Entſcheidung, 
„weil der Beklagte in den erwähnten Briefen die Verpflichtung, ven 
Kläger mit feiner Forderung in Padua zu befriedigen, deutlich) genug 
anerkannt, beziehungsweife übernommen habe, wodurch — in tem Falle 
des Nachweiſes der Echtheit jener Briefe — die Competenz des an- 
gerufenen Gerichtes begründet fei.“ 
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Nr. 943. 
Bedingte Vergabung — oder Erbgang? 


Entſch. v. 28, December 1859, Nr. 14829 Beiätignng des dad Decret 
des B. G. Leitmeris v. 28. Anguft 1859, Nr. 4855, abündernden Des 
ceid bed DR. ©. Prag v. d. Oefoben, 859, Nr. 17320). ©. 9. 1861, 

Auf Grund der Ehepacten ddo. 31. Auguft 1840 war für bie 
heirathende A das Eigenthumsrecht dee Wirthſchaft — x für den Fall des 
Borfterbens ihrer Eltern chne Hinterlaffung männlicher Erben grund» 
bücherlich einverleibt worden. Nah ven im Jahre 1857 und 1859 
erfolgten Tode beider Eliterntheile ohne Hinterlaffung eines männlichen 
Erben begehrte A die Einverleibung ihres definitiven Eigenthums⸗ 
rechtes auf die Wirtbfhaft— x. Die erfte Inſtanz wies fie mit dieſem 
Degehren ab, weil nad) 8. 7 des Bat. vom 22. April 1794, Nr. 171 
3. ©. S., ererbte Realitäten nur auf Grund der gerichtlichen Ein- 
antwortungsurkunde bücherlich auf ven Erben übertragen werden können, 
und weil die Ehepacten vom 31. Auguft 1840 die Erbrechte der 
Geſuchſtellerin zum Gegenftande haben. 

Die zweite Inftanz willfahrte vem Begehren ver A, „weil es 
fih in bem gegebenen Falle nicht um Erbrechte der A, ſondern 
um bie Kealifirung ver ihr durch ven bücherlichen Ehevertrag ddo. 
31. Auguft 1840 vertragsmäßig bedingt nomine Heiratögut zulommen- 
den Eigenthumsrechte auf die Wirthſchaft handelt...” Der oberfte 
Gerichtshof beftätigte diefe Entſcheidung aus denſelben Gründen. 


Nr. 944. 


Haftung des Vorbehaltserben: Folgen der Unterlafjung 
ber Gläubiger-Eonvocation. 


Entid. v. 29. December 1859, Nr. 13601 (Beitätigung des dad Urtheil 
der —* ohilanı v. 26. April 1859, Nr. 1866, abündernden Urtheils 
des D.8. ©. Denebig m. 24. Mnguft 1859, Nr. 11198). Tribiine 1861, 
Ar. 197. Eco d. Trib, 1860, &. 91 fi. 

Auf Grund des Teftaments des M, worin er feine Gattin B 
als Alleinerbin „mit dem (col patto), daß fie feinem Vater A, fo 
wie bisher er felbft, den Unterhalt leifte”, eingefegt hat, trat fie bie 
Erbſchaft mit der Wohlthat des Inventard an, ohne die Convocation 
der Gläubiger zu veranlafien, obgleich das Inventar eine Ueberſchuldung 
um 10.000 fire ergeben hatte. Die B feßte fi in den Beſitz ber 
Verlaſſenſchaft, erwirkte die Einantwortung, tilgte einen großen Theil 
der PBafliven, verabreichte dem A durch zwei Jahre den Unterhalt, und 
als fie dann die Fortjegung dieſer Leiſtung verweigerte, wurde fie von 
ihm darauf belangt. 
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Das Gericht erfter Inſtanz wies den Kläger ab, ba es bie 
Einwendung der Beklagten gelten ließ, daß fie als Beneficiarerbin bei 
der nachgewiefenen Ueberſchuldung der Berlaffenfhaft zur Leiftung ber 
geforderten Alimente nicht verpflichtet fei. Das DO. %. ©. erfannte 
nad dem Klagebegehren. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten 
Inftanz „in Erwägung, daß die Beklagte, welcher freigeftanden war, 
die Aufnahme des Inventars und die Einberufung der Gläubiger zu 
veranlaffen und auf Grund diefer Schritte zur Annahme oder Aus- 
ihlagung der Erbſchaft ſich zu entfchließen, biefelbe anzunehmen er- 
Härt bat und daher der genauen Erfüllung des vom Teſtator auöge- 
ſprochenen Willens fi nicht entjchlagen Tann, um fo weniger, als fie 
nicht nur die Erbſchaft ohne Einfprache gegen die Belaftung verjelben 
auf Grund des Teftamentes annahm und ſich einantworten ließ, den 
Befi des Nachlaßvermögens antrat und damit nad) Willkür verfügte, 
fondern auch ihre Berpflichtung zur Leiftung des Unterhalte® an den 
Kläger dadurch anerkannte, daß fie, obſchon ihr die Ueberſchuldung ver 
Verlaſſenſchaft bekannt war, vemfelben dennoch durch zwei Jahre bie 
Alimente verabreihte, — und daß, wenn es ſich bier au nicht um 
eine teftiamentarifche Auflage, fondern um eine Verlaſſenſchaftsſchuld 
handelte, die Bellagte demungeadhtet davon nicht losgezählt werben 
Tann, wenn fie nur durch einfache Ziffern die Ueberſchuldung des Nach⸗ 
Laffes beweijet, weil fie, um freigeſprochen zu werben, vielmehr hätte 
nachweiſen müſſen, daß fie vom gefammten Nachlaffe nichts mehr be» 
fige und daß fie denfelben regelmäßig in der vom Geſetze vorgefchrie- 
benen Art zur Tilgung unzweifelhafter Verlaſſenſchaftsſchulden verwen- 
det habe.” 


Nr. 945. 


Verbindlichkeit des Gläubigers, Zahlungen, die nicht in Gold 
oder in ausländiſchen Silbermünzen bedungen worben find, in 
Banknoten nad dem Nennwerthe anzunehmen. 


Entſch. dv. 29. December 1859, Kr. 14797 aeätigung bes bei dad Decret 

des Handels- nnd Seegeri te rich v. 513, ab⸗ 

ändernden Decretes des Ds G. Trieft v io November 1859, Pr. 3724). 
es 1860, Rt. 87, 


Auf einem für 503 fl. 55 fr. effect. Augsb. Current ober 
neue Münze nad Cours“ ansgeftellten Wechſel ſetzte der Bezogene 
dad Accept in Worten: „accetto per fi. 503.55 effettivi e non 
d’ Augusta“ und die gegen ihn auf Grund dieſes Wechſels erlaſſene 
geriontice Zahlungsauflage vom 8. März 1859 Iautete auf 503 fl. 
5% EM. oder 529 fl. 11 fr. 8. W. effectio (valuta Austriaca 
effettiva). Er bdepofitirte in ver Folge bei Gericht in alten öſterreichi⸗ 
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fhen Banknoten, nad ihrem Nennwerthe berechnet, die Summe von 
520 fl. C. M. und begehrte die Aufhebung der auf Anlangen des 
Gläubigers gegen ihn erlaffenen Arreſt⸗Verordnung, weil er burd 
diefen Erlag feine ganze Schuld (von 503 fl. 55 fr. Capital fammt 
Nebengebühren) bezahlt habe. Im der hierüber flattgefundenen Ber: 
handlung wendet ver Gläubiger ein, daß „effectio" gleichbedeutend fei 
mit „flingender Münze”, fomit der von Seite des Schuldners ge- 
ſchehene Erlag die Zahlung nicht vertrete. Das Gericht erfter Inftanz 
wies das Begehren des Letzteren um Aufhebung der Arreft-Verord- 
nung zurüd, weil die in Rechtskraft erwachſene Zahlungsauflage auf 
Conventions-Münze oder effective öfter. Währung lautete, vie Worte: 
„effective Währung“ nad der allgemeinen Auslegung im Handels⸗ 
verfehre Silberwährung bebeuten und in eben biefem Sinne aud) von 
bem Gerichte gebraucht wurden, welches die Zahlungsauflage erließ, 
ber Wechfel zudem im Auslande ausgeftellt worden war, und bie 
Stipulation von Zahlungen in effectiver Convention» oder dfterrei- 
chiſcher Währung durch kein Geſetz, insbefondere nicht durch die vom 
Gläubiger angerufenen Gefege vom 30. Auguft und 26. December 
1858, Nr. 131 und 244 R. ©. B., verboten fei, welche nur be- 
ftimmen, daß Zahlungen, die ſchlechtweg in öfterreihifcher Währung 
bevungen worden, in Banknoten zum Nennwerth geleiftet werben 
können. — Das Oberlandesgeriht entſchied, daß die Arreftverorbnung 
aufzuheben fei. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche Entjcheis 
bung „in Erwägung, daß fi die kaiſ. Verordnung vom 7. Februar 
1856, Nr. 21 R. G. B., nur auf Darlehen bezieht, und nur Dar: 
leihen, die nad) der Kundmachung jener Verordnung in Hingender 
Münze gegeben werden, von dem Schuldner, wenn fi der Gläubiger 
bie Berzinfung und Rüdzablung iu der gegebenen beftimmten Münz. 
forte oder in klingender Münze bebingt, auf die bebungene Weife zu 
verzinfen und zuräüdzuzahlen find, wogegen es in Anfehung der Zah⸗ 
lungen jeder andern Art bei den Beitimmungen des Patentes vom 
2. Juni 1848 zu verbleiben hat, und hiernach alle Zahlungen, wenn 
nicht Geld oder. ausländifhe Silbermünze bedungen wurde, in Banl- 
valuta geleiftet werden können, daß im gleichen Sinne ſich aud) das 
kaiſ. Patent vom 27. April 1858, Nr. 63 R. G. B., in ven 88.9 
und 10 ausſpricht und viefe Verordnungen bei ihrem Haren Wort- 
laute ftreng zu interpretiven, fomit auf Zahlungen bei Darleihen zu 
beſchränken find und auf andere Zahlungen nicht ausgedehnt werden 
bürfen; daß es fi im vorliegenden Sale nicht um Darleihen, ſon⸗ 
bern um bie Zahlung einer Wechſelſchuld handelt und daher das vom 
Schuldner in alten Banknoten erlegte Depofitum von 520 fl. E. M. 
oder 546 fl. 5. ®. zur Dedung feiner Schuld gleihen Betrages voll- 
ftändig Hinreicht, weshalb von dem Oberlandesgerichte die gegen ben- 
felben erlafjene Arreftverorpnung mit Recht aufgehoben wurde,“ 
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Nr. 946. 
Auslegung eines teftamentarifchen Veräußerungsverbotes. 
Eutid. v. 29. December 1859, Nr. 14911 (Abändern erung 1 der rglesaföuminen 


Dee des Handels erihted Wien v. 24. © Ar 
und de DO.L.@. Wien v. 8. November 185 Nr. ar. &.3.1860, 


M hatte in feinem —8 ine Tochter Rofa zur Univerſal⸗ 
erbin ernannt, feiner Gattin Henriette aber die unentgeltliche. Be- 
nügung der Wohnung in jeinem Haufe bis zu ihrer Wiedervereheli⸗ 
hung überlaffen und fohin beflimmt, daß das gedachte Haus nicht 
verfauft werben bürfe. Bom Wiener Hanbelögerichte ald Abhandlungs⸗ 
behörde erfolgte die Einantwortung der Berlaffenfhaft an Roſa mit ber 
Beſchränkung, daß das dazu gehörige Haus nicht verkauft werben bürfe. 
Die Erbin bat um die Aufhebung diefes Verbotes, indem fie nachwieß, 
daß die Legatarin bereit$ verftorben jet. Dieſes Geſuch ward in erfter 
Inftanz zurüdgewiefen, „ba nach den Beflimmungen des bürgerlichen 
Geſetzbuches der Wille des Erblafjere jo weit als möglich erfüllt 
werden muß und aus dem Wortlaute des Teftaments nicht entnommen 
werben kann, daß das befagte Beränferungsverbot blos mit Rüdficht 
auf die Dauer des Wohnungsrechte® der Witwe angeorbnet wurde. 
Hierzu komme noch der Umftand, daß über die Wirkung eines tefta- 
mentarifchen Beräußerungs-Berbotes im officiofen Wege nicht abge 
ſprochen werden Tann.” 

Diefe Entjcheidung wurde auch von dem Oberlandesgerichte be: 
ftätigt. Dagegen hob ver oberfte Gerichtshof die gedachte Verkaufs⸗ 
beſchränkung auf, „in der Erwägung, daß fo lange nicht Rechte dritter 
Perfonen in Trage ftehen, ver Abhandlungsrichter allerdings im offi⸗ 
ciofen Wege zur Teftaments-Auslegung berufen ift; daß das Verlaufs» 
verbot des Erblafjer8 in offenbarer Verbindung mit dem ber nunmehr 
verftorbenen Witwe darin eingeräumten Wohnungsrechte ftand, und daß, 
da ein Verbot, Über das Haus legtwillig zu verfügen oder Schulden 
darauf zu contrahiren, nicht ausgefprochen war, jeder Erflärungsgrund 
des Berbotes wegfiel, dagegen nad 8. 614 a. 6. ©. 2. im Zweifel 
die Freiheit des Eigentbums anzunehmen ift”. 


Ar. 947. 


Ungültigleit der Enterbung „wegen Beleidigung”. 


Eutſch. v. 30. December 1859, Nr. 12418 —— des Urtheils des 

um. ®. Erlan v. 30. Detober 1857, Aban des Urtheils des 
L. G. Peſt v. 5. Juli 1859, Ar. 5603). — 1861, Nr. 50. 
A, von feinem Bater M aus dem im Teſtamente angeführten 

Grunde enterbt, „weil er ihn beleidigt habe”, belangte ven eingefegten 
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Erben B auf Herausgabe des Pflichttheild. Das Klagebegehren wurde 
von der erften Initanz zugelaffen, vom O. L. ©. abgewiefen, weil ber 
im Zeftamente angeführte, von dem Bellagten eingewendete Enterbungs- 
grund vom Kläger nicht beftritten wurde, mithin als wirklich vorhanden 
anzujehen ift, und da derſelbe gefetzlich zuläffig war, dem Kläger nad) 
8. 770 a. 6. ©. B. ven Pflichtstheilanſpruch verwirkt habe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrihterliche Erfennt- 
niß und bemerkte in den Motiven, daß der im Teftamente angeveutete 
Umftand, daß ver Kläger den Zeftator beleidigt habe — ohne Erwäh⸗ 
nung bed Falles felbft und ver Art der Beleidigung — weder ein gil⸗ 
tiger Grund der Enterbung nad) 8. 768 b. ©. B., noch eine rechtliche 
Urſache der Erbunwärtigfeit nad) 8. 540 ebendort fei. 


Nr. 948. 


Nichthaftung der Eifenbaßnunternefmung für einen durch 
Ausfprühen von Funken aus der Locomotive verurfachten 
Brand. 


ati. v. 30, December 1859, Nr. 13948 (Mbänderung des Urtheils des 
2%. ©. Graz dv. 23. November 1858, Nr 17110; Beitätig. des Urtheils 
des O. L. G. Graz v. 29. März 1859, Nr. 1437). &. 9. 1860, S. 273 ff. 

Der Beſitzer einer an die Südbahn anſtoßenden Domäne klagte 
auf Erſatz des Schadens, welchen ein durch Funken aus der Locomotive 
verurſachter Waldbrand angerichtet haben ſollte. Die erfte Inſtanz ließ 
ben Zeugenbeweis zu; die beiden höheren Inftanzen aber wiefen Das Klage- 
begehren fofort zurüd, der oberfte Gerichtöhof aus folgenden Gründen: 
„Der Fiscus, als Betriebs-Unternehmer der fünlichen Staatseifenbahn im 
Jahre 1854, hatte unbeftritten das Recht, dieſe Bahn mit feinen Loco⸗ 
motiven und Wagen zu befahren; infoferne die Betriebsunternehmung 
bon dieſem ihrem Rechte innerhalb der gejeglichen Schranken Gebraud 
machte, hat fie nad) $. 1305 a. b. ©. B. den daraus allenfalld für ben 
Kläger entjprungenen Nachtheil nicht zu verantworten. Um fie bezüglich 
desſelben erfagpflichtig zu machen, mußte nah 8. 1306 a. b. G. 82. ein 
Verſchulden von ihrer Seite hinzugelommen fein, Im Zweifel gilt nach 
$. 1296 a. 6. ©. 3. die Vermuthung, daß der behauptete Schade ohne 
ihr Verſchulden entftanden fei; dem Kläger läge daher ob, das Ber- 
ſchulden der Eifenbahnbetriebs-Unternehmung, welches feinen Schaden 
veranlaßte, zu ermweifen. Ein ſolches Verſchulden läge jelbft, wenn bie 
durch die Weisartifel zu beweifenden Thatfachen wahr wären, nicht vor, 
weil das Ausiprühen der Funken aus dem Schornfteine ver Yocomotive 
mit dem Eifenbahnbetriebe untrennbar verbunden ift und vom Kläger 
im vorliegenden Procefje nicht behauptet wird, daß die Größe der 
Funken und ihr Zug nad dem Mägerifhen Walde durch irgend ein 
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Verſchulden ver EifenbahnsUnternehmung verurfacht wurde. Was das 
angebliche Entzünden des an der Bahnböfhung geftandenen Grafes 
anbelangt, fo muß, da Kläger Feine Replik erftattete, die Angabe der 
Einrede, daß der Kläger das ihm gehörige, in der Nähe der Bahn 
befinpliche Gras nicht abmähen, vie Walpftreu, beftehenn aus Laub und 
Nadeln, welche damals ganz troden und ein im höchſten Grade feuer- 
gefährlicher Gegenftand war, aus feinem Waldgrunde nicht befeitigen 
ließ und hiedurch ganz in der Nähe ver Bahn einen nachhaltigen Zünd- 
ftoff beinahe Fünftlih unterhielt, ohne welchen ber in Rede ſtehende 
Waldbrand ganz vermieden worden wäre, für wahr gehalten worden. 
Nah dieſen Thatfachen ift auch der Inhalt ver Weisartikel unerheblich, 
um fo mehr, da nah $. 99 der Eifenbahn- Betriebsorbnung vom 
16. Nov. 1851, Nr. 1 R. ©. Bl. pro 1852 durch dieſes Nichtweg- 
räumen fenergefährliher Gegenftände das Verſchulden am Brande 
jedenfalls auf Seite des Klägers felbft gelegen wäre. Ebenſo unerheblich 
wie der angebotene Zeugenbeweis erfcheint au der vom Kläger vor- 
geſchlagene Kunſtbefund, weil felber über ein Verſchulden der Betriebs- 
Unternehmung gar nicht angeboten wurde und auch die Angabe, daß 
der Waldbrand durd das Ausfprühen ver Funken ver Locomotive ent- 
ftanden fei, nur unter ber unerwiefenen Vorausfegung, „„daß Feine 
andere Urſache des Brandes nachgewiefen werden kann““, beweifen 
ſollte. Es kann aber nicht der geflagten Betriebs-Unternehmung zu⸗ 
gemuthet werben, eine ſolche andere Urſache des Brandes darzuthun, 
fondern der Kläger mußte über deren Nichtvorhandenfein den Beweis 
liefern." | 











Nachtrag. 
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Nr. 949. 
Berechmung von Beweisantretungsfriſten. 


Eutſch. v. 12. Juli 1851, Nr. 4830 aätigung des Decretes der Prätur 
Dderzo v. 19. Februar 1851, Nr. 1078, Abänderung ded Decreis des 
Q. L. ©. Venedig v. 3. April 1851, Nr. 7008). ©. 3. 1859, Nr. 95. 

In einem Urtheile, gegen weldyes ein fernerer Rechtszug zuläflig 
war, wurde auf einen Haupteid des Bellagten erfannt und vasfelbe 
ihm um einige Zage fpäter als dem Kläger zugeftellt. Der Beklagte 
berechnete die Frift zur Antretung bed Haupteides von dem Tage ber 
an ihn gefchehenen Zuftellung des Urtheild und überreichte innerhalb 
derfelben das Eidesantretungsgefuh; ver Kläger hingegen vermeinte, 
daß ſchon von der an ihn erfolgten Zuftellung des Urtheiles die Eides— 
antretungsfrift für den Beklagten au laufen angefangen habe und übers 
reichte, da nad diefer Berechnung die Eidesantretung von Seite des 
Beklagten verfpätet war, fein Gefuh um Untretung des fomit ihm 
ſtillſchweigend zurüdgefchobenen Haupteides. 

Vom Gerichte erſter Inſtanz wurde das Geſuch des Klägers 
zurückgewieſen und jenes des Beklagten zur Eidesablegung beſchieden 

Das Obergericht hingegen ließ umgekehrt den Kläger zur Ab⸗ 
legung des zurückgeſchobenen Haupteides zu. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte die erftrihterliche Verord⸗ 
nung. Seine Anſicht, daß in dem vorliegenden Falle die in den 88. 209 
und 224 a. ©. O. (88. 282 u. 298 weſtg., 88. 272 u. 288 ital. 
G. O.) feſtgeſetzte dreitägige Frift zur Beweitantretung erft von dem 
Zage, an weldem das Urtheil für beide Theile in Rechtskraft erwach- 
fen ift, zu laufen begonnen habe, ift in nachftehender Weiſe begründet: 
„Die in den SS. 209 u. 224 allg. ©. O. (88. 282 u. 298 weſtg., 
88. 272 und 288 ital. ©. O.) feftgefegte Frift zur Antretung des 
Eides, welcher durch ein, weiterem Rechtszuge unterliegendes Urtheil 
zugelaffen wurbe, zerfällt in zwei Abjchnitte, wovon der erfte in dem 
zum Eintritte der Rechtskraft des Urtheils erforverlichen Zeitraume, 
der zweite in einem Zeitraume von drei Tagen befteht. Diefer legtere 
Zermin fängt erſt zu laufen an, fobald ver erfte vollendet, d. 5. das 
Urtheil in Rechtskraft erwachlen if. Da nun die Gerichtdorbnungen 
die Vollendung der erften Friſt mit dem allgemeinen Ausdrucke: 
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„„nachdem das Urtheil in bie Rechtskräfte erwachſen iſt““ bezeichnen, 
fo ift diefelbe erft dann als vollendet zu betrachten, wenn das Urtheil 
beiden Parteien gegenüber bie Rechtskraft beſchritten bat, denn jo 
lange audy nur einem Theile die Berufung dagegen offen Reht, kann 
man nicht ſagen, daß dasfelbe in Rechtskraft getreten ſei. Eine ent⸗ 
gegengefegte Auslegung der obigen Vorfchriften würde den klaren 
Worten berjelben wiberftreiten und außerbem aud zu einer procefjua- 
liſchen Unzukömmlichkeit führen. Wenn nämlich das Urtheil demjenigen, 
welder ben Eid anzutreten hat, z. ®. einige Tage früher ald feinem 
Gegner zugeftellt worden wäre, und er nun bie Eivesantretung inner⸗ 
balb der blos nach der an ihn gefchehenen Zuftellung berechneten Frift 
überreichte, jo würbe der Richter viefelbe entweber als verfrüht zurüd- 
weifen müſſen, oder doch nicht vor Ablauf der Berufungsfrift des 
Gegners erledigen können; wenn aber viefer die Berufung wirklich 
ergreift, fo müßte die Eivesantretung jedenfalls zurüdgeftelli werben. 
Anders verhält fi) aber die Sache in den Fällen, wo das Urtheil in 
letter (fei e8 num in zweiter ober britter) Inftanz gefällt wurde. Ein 
ſolches Urtheil ift auch ſchon rechtskräftig, und die vierzehntägige Frift 
zur Untretung bes Eides, welche hier den Zwed hat, das Urtheil in 
gehöriger Drbnung zur Wirkfamteit zu bringen, läuft gegen venjenigen, 
ber den Eid anzutreten hat, gegen welchen alfo dieſe Frift wirken foll, 
nach der deutlichen Vorſchrift des Hofvecret® vom 20. Juni 1782 
Nr. 559. ©. ©. lit. b (Weſſely I Nr. 616) und des $. 525 
weftg., (510 ital.) ©. O., von bem Tage der an ihn gejhehenen Zu⸗ 
ftelung des Urtheiles, was auch durch die Worte der oben citirten 
Paragraphe der ©. DO. bekräftigt wird. Der Grund, welder für bie 
entgegengefetzte Anficht, wornach aud hier der Beweisantretungsterniin 
erft vom Tage der an beide Parteien erfolgten Zuftellung des Urtheils 
laufen fol, geltend gemacht wird, daß nämlich der durch das bereits 
rechtsfräftige Erkenntniß zu einem Eide zugelaffene Steeittheil denſelben 
auch nach Berftreihung der 1Atägigen Frift und fo lange er von dem 
Gegner nicht prächubirt ift, antreten könne, ift offenbar falſch und 
läßt fi) weder durch eine Procekvorfchrift, noch pur analoge Anwen- 
dung einer foldhen rechtfertigen.“ 


Nr. 950. 
Gerichtsſtand für Klagen gegen einen Cridatar wegen Yor- 
derungen, bie erſt nach der Concurseröffnung entftanden find. 


Eutſch. dv. 5. September 1851, Nr. 7697 aftigung bee des er Decret ded 
gunbelöge erihted Mailand v. 22. yunt 18 Nr 0, anfhebenden 
ecretö bes O. L. G. —52 v8. —X 1851, Nr. 33 6.3.1859, 
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Nr. 951. 


Zurüdftellung einer Klage wegen Mangels der rechtsfreund⸗ 
lichen Fertigung ohne Beftimmung einer Frift zur Wieber- 
einreichung. , 
Eutſch. v. 24. October 1851, Nr. 9485 (Reftätigun der Decrete des 
Handelsgerichtes Trieſt v. 16. Ing 1851, Nr. 38186, und des O. L. G 
— v. 3. September 1851, 1960), ©. 3. 1859, Nr. 114. 

Eine Klage auf Rüdzahlung eines Darlehens wurde von beiden 
Untergerichten wegen bes Formgebrechens der mangelnden Unterferti«- 
gung von Seite eines Advocaten zurücdgewiefen. ‘Der Kläger ergriff 
dagegen ven Reviſionsrecurs aus dem Grunde, weil — nad) feiner 
Meinung gegen bie Vorſchrift des Hofdecretö vom 13. Februar 1795 
Nr. 217 3. ©. ©, lit. i (Weffely I Nr. 25) — von Seite der 
Untergerichte unterlaffen wurbe, bei der Zuftellung der Klage zugleich 
eine Friſt zur neuerlichen Ueberreichung derſelben feſtzuſetzen. 

Der oberſte Gerichtshof verwarf ven Recurs und bemerkt Fol⸗ 
gendes in Beziehung auf das vom Recurrenten angerufene Geſetz: 
„Das Hofvecret vom 13. Februar 1795 Nr. 217 J. G. ©. enthält 
unter lit. a bis lit. i verſchiedene Erläuterungen und Weifungen an bie 
Gerichte, welche ſich jedoch durchaus nur auf das gerichtliche Verfahren 
und auf bie Gefhäftsorbnung der Gerichte beziehen, Die Abficht ver 
sub lit. i enthaltenen Borfchrift fonnte daher auch nur dahin gerichtet 
fein, zu bewirken, daß die ſchon durch die Gerichtsordnung oder in Ge⸗ 
mäßheit derfelben durch den Richter beftimmten Friſten genau beobachtet 
werben, und daß nicht durch Rüdftellung einer ordnungswidrigen Sat- 
Ihrift, ohne Beftimmung der Frift zur Wiebereinreihung der verbeffer- 
ten, ein Zweifel darüber entftehe, binnen welcher weitern Friſt Die Satz⸗ 
frift in verbefferter Form wirkſam neuerlich überreicht werben lönne. 
Demnad) ift dieſe Borfchrift, gemäß welcher bei Rückſtellung einer Sap- 
ſchrift, zur Verbeſſerung eines unterlaufenen Fehlers, die Frift, binnen 
welcher fie verbefjert wieder einzureichen ift, beftimmt werben muß, auf 
Klagen nur infofern anwenpbar, als viefelben binnen einer durch den 
Richter beftimmten Frift zu überreichen waren. — Auf die in Folge ver 
——— allenſalls eintretende Verjährung iſt dabei keine Rückſicht zu 
nehmen.“ 
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Nr. 952. 


Execution: Kunſtbefund über eine durch Urtheil aufgetragene 
Arbeit. 
Eutſch. v. 18. November 1851, Nr. 10259 (Beſtätigung des Decrets des 


tf 
8. 6. Mailand v. 4. Juli 1851, Nr. 462, Abänderung ded Decrets des 
D. L. G. Mailand v. 11. September 1851, Nr. 13679). ©. 3. 1859, 


In einem Waſſerrechtsſtreite wurde ver Bellagte verurtheilt, bie 
frühere, von ihm zum Schaden des Klägers veränderte Yeitung von 
Kanälen wieder herzuftellen. Nachdem der Termin zur Vollendung ber 
im Urtheile bezeichneten technifchen Arbeiten verſtrichen war, überreichte 
ber Kläger bei Gericht ein Gefuch, worin er behauptete, daß fein Gegner 
den burch das Urtheil ihm gegebenen Auftrag nicht vollſtändig erfüllt 
habe, und deßhalb die Bitte ftellte, daß ein Kunftbefund angeorbnet und 
dur denfelben erhoben werde, od der Bellagte durch die von ihm ver- 
anlaßten Arbeiten dem Urtheile Genüge geleiftet habe, und welche wei- 
tere Arbeiten hiezu noch erforberlich feien. Im Einflange mit der erſt⸗ 
rihterlichen Entſcheidung und gegen die Anſicht des Oberlandesgerichtes, 
welches ven begehrten Runftbefunt, gegen deſſen Aufnahme ver Beklagte 
Einfprache erhoben hatte, darum für unzuläffig hielt, weil die Gerichts» 
ordnung davon feine Erwähnung mache, und weil derſelbe nur ausfor⸗ 
ſchender Natur fei, verordnete der oberfte Gerichtshof die Vornahme des 
Befundes, und zwar auf Grund der SS. 260 und 409 ver weftg. G. O. 

88. 250 und 398 der ital), da nach dem legteren Paragraph ber 

läger felbft berechtigt gewefen wäre, die zur Trage ſtehenden Arbeiten 
ausführen und zu diefem Ende vie Art verfelben vorher durch Kunſtver⸗ 
ſtändige beftimmen zu laſſen, und weil font der Berurtheilte in die Lage 
verjegt wäre, durch muthwilligen und hartnädigen Widerftand die Pro⸗ 
cefje in das Unenbliche zu vervielfältigen. 


Nr. 953. 


Ungültigfeit der Verabredung, daß der Schuldner die auf 
das Capital entfallenden Steuern tragen folle, fofern dadurch 
das gefeglich erlaubte Zinſenmaß überfchritten ward. 
Eutid. v. 18. März 1858 Nr. 2392 (Abänderung “ gleinfürminen 


Urtheile de 2. . Mailand v. 8. Auguft 1851, Nr. und des D©.2. ©. 
Mailand v. 13. December 1851, gen 17019). G. 3. 1859, Nr. 130, 
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Nr. 954. | 
Berjäbrung jährliher Beiträge zur Lefung h. Meſſen. 


Entid. v. 25. Septenber Me Ay: 8877 (Beltätigung des Urtheild der 
rätur Salö v. 18. Febrnar 18 an Änderung des Urtheils des 
I ©. Mailand d. 15. Mai 1852 Nr. 5329). ©. 3. 1859, Nr. 112: 
Der Priefter M hatte feinen teftamentarifchen Erben die Verbind⸗ 
lichkeit auferlegt, für immerwährende Zeiten von dem eigens zu wählen- 
den Priefter in der Pfarrkirche zu St. Maria in Navazzo wöchentlich 
fünf Meſſen lefen zu lafjen, zu weldem Ende er auch anorbnete, daß 
über feine hinterlaffenen Fahrniſſe und Grundſtücke ein Inventar errich⸗ 
tet werden und fein Nachlaß für obige Mefjenftiftung verhaftet bleiben 
folle, und weder veräußert noch verpfändet werden bürfe. 

Auf die Klage der Verwaltung der genannten Pfarrkirche wider 
bie eingejegten Erben auf Anerkennung, Vollziehung und Sicherſtellung 
biefer Meeffenftiftung und zwar nicht blos für die Zufunft, fonvern 
aud) für die durch 26 Jahre nicht gelefenen Meflen, erkannte der oberfte 
Gerichtshof mit Beſtätigung des Urtheils der erſten Inſtanz, daß für 
die Vergangenheit die Beklagten ſchuldig ſeien, das Meſſenlegat nur 
für die letzten drei Jahre vom Tage der Klage zurüd: 
gerehnet zu vollziehen und ſicher zu ftellen, weil die den Erben 
für die wöchentlichen Meſſen auferlegten Zahlungen als eine der Ber- 
laſſenſchaft auferlegte jährlihe Abgabe zu betrachten feien, und fie 
daher der dreijährigen Berjährung nah $. 1480 des a. 1. G. 2. unter: 
“Tagen. 


. Rr. 955. 
Schiedsrichterlihe Gewalt bei Würdigung mündlicher Zuge- 
ftändniffe der Parteien. 

€ v. 21. Ocieber 1852, Nr. oma Senat des Urtheils der 
Bra 9 Tregnago v. 10. Mai 1852 316 Bbänberung des Urtheils 
des O. L. ©. Benedig v. 17. Auguft —2 — Fe TB1) ©. 3.1859, Nr. 107. 

Ein fchriftliches Compromiß mehrerer Orundnachbarn hatte einem 
Schiedsrichter die Gewalt übertragen, ihre Streitigkeiten über die Rich⸗ 
tung, Breite-und Tiefe des ihre Beflgungen burchjchneidenden Rinnjals 
und über die zum Schuße der Grundſtücke an demſelben aufzuführenven 
Dauten endgültig zu entfcheiven. Der hiernach gefällte Schiedsſpruch 
wurde von der einen Partei gerichtlich angefochten und in der gegen 
die andere Partei angeſtellten Klage begehrt, daß das Yaubum entweder 
im feinem ganzen Umfange ober wenigſtens in foweit für ungültig er⸗ 
klärt werde, als dadurch die Breite des Rinnſales auf 9 Schub und 
nicht auf 6 Schub feftgefegt wurbe, obwohl beide Parteien, als fie 
Glafer, Unger und Walther Entſch. I. 31 


— 432 — 


von dem Schiedsrichter an Ort und Stelle vernom'uen wurden, dem⸗ 
felben übereinftimmend erklärt hätten, daß eine Breite des KRinnfales 
von 6 Schuh genäge. Der oberfte Gerichtshof wies mit Beftätigung 
des erftrichterlihen Urtheild das Ringebegehren zurüd, weil, abgefehen 
davon, daß das Ergebui des zur Erhärtung bes behaupteten Nichtig- 
keitsgrundes geführten Zeugenbeweijes nicht ganz unbedenklich fei, das 
angebliche Uebereinlommen ber Parteien in Betreff der Rinnfalsbreite 
nur dann als ein Theil des Compromifjes angefehen werden könnte, 
wenn es, gleich dieſem, fchriftlih errichtet worden wäre (8. 270 allg., 
8. 359 weſtgal., 8. 349 ital. ©. O.). Miünplihe Yeußerungen der 
Parteien habe der Schiepsrichter nach feiner Meberzeugung zu würdigen 
und bei der Entſcheidung in Anſchlag zu bringen, ohne daran gebun- 
den zu fein, fo daß die Nichtbeachtung verfelben von feiner Seite, 
fofern feine Unreblichleit dabei obwaltete, ven Schiedsſpruch weder im 
Ganzen noch auch nur zum Theile ungültig machen könne. 


Nr. 956. 


Zuläffigkeit der Beſitzſtörungsklage des Beftandnehmers gegen 
den Beſtandgeber. 

Eutſch. ».7. Jänner 1858, Nr. 12991 (Betätigung deö dad Decret der Prätur 
Eurzola v. 4. ul 18523, Nr. 660, abändernden Decxets ded DO. X. ©. 
Zara v. 1. September 1852, Nr. 3440). ©. 3. 1859, Nr. 100. 

Es handelte fih um die Trage: Ob auch der im factifchen 
Beſitze des Beſtandobjectes durch den Beſtandgeber geflörte Beſtand⸗ 
nehmer berechtigt ſei, gegen jenen das fummariſche Beſitzſtörungs⸗Streit⸗ 
verfahren einzuleiten. Der oberſte Gerichtshof erklärte ſich für Die bes 
jahende Meinung, indem er die Befigftörungsflage des Pächterd A gegen 
den Berpächter B aus folgenden Gründen zuließ: „Das Gefeg über das 
possess. summariips, beywedt ben Schutz des factifchen Beſitzes, d. i. 
der Inhabung — wie dies insbejondere aus Den einleitenden Worten 
und aus dem $. 5 desfelben hervorgeht — wogegen felbft ver eigentliche 
juriftifche Befig nicht in Betracht kommt. Da nun der Beftandgeber 
zwar nicht den Beſitz, wohl aber ven Gebrauch und Genuß und hiemit 
and die Inhabung ver Sache für eine beftimmte Zeit auf den Beftand- 
nehmer äbertragen Bat, fo kann ſich der Letztere zum Schutze der In⸗ 
habung des gejeglichen Mittels des possens, summariiss., wie gegen 
Dritte, fo auch gegen den Beſtandgeber jelbft bedienen, wenn biefer 
ihn mit Umgehung der richterlihen Behörde währenn ber Beflandzeit 
Daraus verbringt oder zu verdrängen gejucht hat. 
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Nr. 957. 


Einflußlofigkeit der Gläubigerconvocation auf die Einklagung 
und Realifirung von Yorberungen an ven Erblaſſer. 
Entid. v. 11. März 1853, Nr. 2279 (Beftütinung des das Urtheil ber 
Prütur Eonegiiaub ». 3. November 1852, Nr. 80Y 8, abändernden Urtheils 
e50.2.@. Wenedig v. 7. Zänner 1958, Ar. 15761). ©. 3.1859, Nr. 125. 

Einer gegen eme Verlaſſenſchaft gerichteten Schuldklage ward die 
Einrede entgegengefest, daß der Vertreter der Erben am Tage vor 
der mündlichen Verhandlung um die Einberufung der Verlaſſenſchafts⸗ 
Gläubiger zur Erforfhung des Schulvenftandes nach 8. 813 des a. 
b. G. B. angefuht habe und daher während der Anhängigkeit der 
zur Anmeldung zu beftimmenden Friſt zur Zahlung wicht verpflichtet 
werben könne. Die Brätur hat ven Kläger abgewieſen, demſelben jedoch 
vorbehalten, feine Klage nach Ablauf ver zur Anmeldung der Gläubiger 
feftgefegten Frift zu erneuern. Sie ſtützte fi hierbei daranf, daß dem 
im 8. 813 des a. 6. ©. B. gegründeten Rechte des Erben, während 
der Anmeldungsfrift mit der Befriedigung der Gläubiger inne zu 
haften, auch die Pflicht der legteren, mit dem Zahlungsbegehren bis 
nah Ablauf jener Friſt zuzumarten, gegenüber ftehen müfje, weil jenes 
Recht fonft illuſoriſch wäre. 

Das Oberlandesgeriht hat die Bellagten zur Zahlung der ein- 
geklagten Summe verurtheilt und ber oberfte Gerichtshof dieſes Urtheil 
betätigt. Zur Begründung der oberftrichterfihen Entſcheidung wurde 
Folgendes angeführt: „Durch ven $. 813 des a. b. G. 3. habe man 
nicht bezwedt, eine Norm für das ftreitige Verfahren feitzuftellen und 
den Gläubiger in der gerichtlichen Verfolgung feiner Anfprüche zu be- 
irren, fondern man habe dadurch nur freiwillige Zahlungen hintan- 
halten wollen. Die Gerichtsordnung kenne fein Moratorium, und die 
Einberufung der Gläubiger einer Verlaſſenſchaft nah 8. 813 habe 
nicht die Kraft einer Concurseröffnung.“ 


Nr. 958. 


Einrede gegen die Aufforverungsklage wegen eines vorzu« 
nehmenden Baues. 
ie Mn v. 18, Bär 1858. Nr. 38 —V Ai! ded Decretö der Prä- 
0 e 


tar v. 30. October 1852, rung des Detrets 35 
. Mailand r 3. December 1852, Nr. 13952). 8.3. 1859, Kr. 9 


Einer Bau-Aufforderungsflage ward die Einrebe —— 
daß ſie unzuläſſig ſei, weil ſich der Aufgeforderte im Beſitze des Grun⸗ 
des befinde, auf welchem der Aufforderer den Bau führen wolle. 

31* 
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Der oberfte Gerichtshof beftätigte ben bie Einrede des Auf- 
geforderten zulaffenden Beſcheid der erften Inſtanz und zwar aus 
folgenden Gründen: „Im Allgemeinen befteht zwifchen vem Berfahren 
über eine Aufforderung „„wegen Berühmung“* und jenem über eine 
Aufforderung „„wegen eines vorzunehmenden Baues““ ver Unter- 
ſchied, dag in Folge einer Aufforderung der erfteren Art dem Auf- 
geforderten nach 8. 68 a. ($. 64 weſtgal.) ©. O. aufzutragen if, 
die ihm angefchuldete Berühmung zu beantworten oder allenfalls feine 
Klage anzubringen, wibrigend er zu gewärtigen hätte, daß ihm dies⸗ 
falls das ewige Stillichweigen aufgetragen werde, — hingegen nadı 
8. 72 a. (8. 73 weftgal.) ©. DO. auf das mit dem Baurifje belegte 
Geſuch des Bauunternehmers demjenigen, welcher dagegen Widerſpruch 
erhoben hat, geradezu aufzutragen ift, daß er fein Recht dagegen aus- 
führe, widrigens er gewärtigen müſſe, daß ihm das ewige Still⸗ 
ichweigen auferlegt und dem Aufforderer geftattet werde, den Bau nad) 
dem vorgelegten Riſſe vorzunehmen. Diefe Berfchiedenheit in der gefeß- 
lichen Vorſchrift über die legtere Art der Aufforderung bat ihren Grund 
darin, daß e8 hier nicht mehr darauf ankommt, über die Frage, ob eine Be- 
rühmung vorliege, zu verhandeln und zu erfennen, weil der von dem Auf- 
geforderten gegen die Bauführung erhobene Widerſpruch ſchon aus der vor- 
ber gegangenen Verhandlung bei der politifchen Behörde bekannt ift. In 
der Regel ift daher in diefem legteren Falle von den Aufgeforverten feine 
Eintede zu erftatten, fondern unmittelbar die Klage anzubringen. Diefe 
Regel erleidet jedoch eine Ausnahme, nämlich in dem Falle, wo ber 
Bauunternehmer feinen Bau ganz oder zum Theil auf fremdem Grund 
und Boden, in deſſen Befig ſich der Aufgeforberte befindet, auszu⸗ 
führen gedenkt. Denn ſchon nad dem Hofvecrete vom 15. Jänner 
1787,Rr. 6219. ©. ©. cc. (Weffely I Nr. 418), kann der Befiger 
einer Sache nicht angehalten werben, die Rechtmäßigkeit feines Beſitzes 
. zu erweifen und e8 muß vielmehr fein Gegner den Befit vesfelben an- 
fehten; nad diefem Grundſatze, welcher noch mehr durch die 88. 323 
und 324 a. b. ©. B. beftätigt wird, kann der Beſitzer des Bodens, 
worauf Jemand bauen will, von dieſem nicht genöthigt werden, gegen 
ihn als Kläger aufzutreten, e8 muß ihm daher gegen die Aufforderungs- 
Hage desſelben die Einrede der Unzuläffigkeit ver Aufforderung zuftehen.“ 


— — — — — 


Nr. 959. 
Berjährung der Leibrenten nah 8. 1480 a. 6. ©. 2. 


Entid: v. 91. — Nr. 2407 Beſtätigung bed Urtheils der Prü- 
tur Cividale d. 7. Yuni 1852, Nr. 3665, Ahanderung deö Hrtpeits ha 
DR. G. Venedig v. 29. October 1852, Nr. 12581). ©. 3.1859, Nr. 118. 

A Überreihte am 27. Jänner 1850 eine Klage, in welcher er 
Zahlung der rüdftändigen Xeibrente: 1. für die Jahre 1844, 1845 
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u.91846, und 2. für die Jahre 1847, 1848 u, 1849 begehrte, Nur 
bie zweite Inſtanz gab dem erften Theil des Klagebegehrens ftatt; 
bie erfte und dritte fahen bie auf die Fahre 1844—1846 ent- 
fallende Rente als verjährt an, und zwar der oberfte Gerichtshof „in 
Erwägung, daß auch Leibrenten jührlich wiederfehrende Abgaben ober 
Leiftungen, und Daher unter den fehr weiten Ausprüden des 8. 1480 
begriffen feien, daß binfichtlih ihrer berfelbe Grund des Geſetzes, 
nämlih die Schuldner gegen bie ſehr drückende Zahlung der durch 
die Nadjläffigleit des Gläubigers hoch angewachſenen Yahresrenten zu 
ſchützen, obwalte, und daß daher aud der Art. 2277 des Code Na- 
poleon im erften Sage die Leibrenten ausdrücklich der daſelbſt ſeſtge⸗ 
ſetzten fünfjährigen Verjährungsfriſt unterwerfe. u 


tr. 960. 


Annahme oder Zurädfchiebung eines Haupteides ohne ober⸗ 
vormundfchaftlihe Ermächtigung. 

Sete v. 81. März 1853, Nr. u3 (Eupen des dad Urtheil der Prä- 
tur Moggio v. 2. — ‚ aufhebenden Decretö des O. 8. G. 
Beuedig v. 24. November u in nn G. 3. 1859, Nr. 109. 

Eco d. Trib. 1861, ©. 85. 

In der Nechtöfache der Geſchwiſter Jacob, Dominik, Lucia, 
Maria und Karolina A, wovon die beiden Letzteren als minderjährig 
- unter Vertretung ihrer Mutter und Vormünderin Santa erfcheinen, 
gegen bie B wegen Zahlung von 400 Lire fammt 4% BZinfen 
vom Tage ber Klage und Rechtfertigung einer erwirkten Pränotation, 
hatte die Beklagte ven Klägern in der Gegenſchlußrede den Haupteid 
barüber aufgetragen, daß die Kläger von der Beklagten auf Rechnung 
ber eingellagten Forderung verfchievene Gegenwerthe erhalten haben. 
Die Prätur hat auf diefen Haupteid erfannt; das Oberlandesgericht 
biefe® Urtheil aufgehoben und angeorbnet, die klagende Vormünderin 
ſei vorläufig anzuweiſen, von der Pupillarbehörde die Bewilligung 
zur Annahme oder Rückſchiebung dieſes Haupteides zu erwirken und 
dieſelbe den Acten beizulegen. Das Oberlandesgericht ſtützte ſich 
hiebei auf den 8. 233 a. b. ©. B., indem es dafürhielt, daß die An- 
nahme oder Zurüdſchiebung bes obigen Haupteives die Natur eines 
Bergleiches an ſich trage, zu deſſen Eingehung die Bormünderin die 
Genehmigung des vormundfhaftlihen Gerichts bedürfe. 

Der oberfte Gerichtshof bat auf die Berufung der Kläger bie 
Verordnung des Oberlandesgerichts aufgehoben und bemfelben auf- 
getragen, in der Rechtsſache ein meritoriihes Erkenntniß zu fällen ; 
„denn die Bellagte babe durch die Auftragung des Haupteides den 
Ausgang tes Nechtöftreites dem Gewiſſen der Kläger anheim geftellt, 


und biefe Rage bes Proceffed fei nur vortbeilbeft für die Kläger, was 
im Falle der Annahme des Eives von ihrer Seite ganz außer Zweifel 
fei. Allein auch für den Fall, daß der Eid von ihnen zurückgeſchoben 
würde, fei zu bedenken, daß die Oegnerin in dem Gebrauche dieſes 
Hechtsmitteld wegen der Minverjährigfeit ver Kläger nicht beſchränkt 
werden könne, daß alfo den SMägern feine andere Wahl bleibe, als 
ben Eid entweder anzunehmen oder zurüdzufchieben, und daß, wenn 
der Bormund ihn nicht annehmen wollte, die Pupillarbehörve ihn nicht 
dazu zwingen, ja ihm nicht einmal einen Rath im einer Angelegenheit 
erteilen könne, vie kediglih vor feiner Kenntniß der Thatfahen und 
feinem Gewiſſen adhänge.” 


Nr. 961. 


Berjährung der im Strafurtheil vorbehaltenen Klage auf 
Schadenserſatz. Berjährungsfrift der aus einem nicht ale 
Berbrechen gqualificirten Delict entftehenden Klage. 


Entf. v. 14. April 1858, Nr. 3412 (Venätigung des Urtheils des L. ©. 
Kabıa v. 22. September 1852, Nr. 14953, Abandernng des Urtguits des 
. L. G. Venedig v. 30. Dreember 1862, Nr. 15497). ©. 3. 1889, 


A hatte am 21. Auguft 1846 dur den damals 14jährigen 
Alois B bei Gelegenheit eines zwifchen ven zwei verwandten Fami-⸗ 
lien entftandenen Streites eine Verwundung erlitten, wegen welder 
B dınd das Urtheil ter Stadtprätur Padua, als Strafbehörbe in 
ſchweren Bolizei-Uebertretungen, vom 21. November 1846, weldes 
vom Gubernium beftätigt wurde, außer der gefeglichen Strafe aud) 
zum Erfage des im Civilwege zu liquidirenden Schadens verurtbeilt 
worden ift. Bon dieſem Ausſpruche wurde der Beſchädigte durch Des 
cret der Starttprätur in Padua vom 29. Jänner 1347 verftändigt. 
Auf Grund dieſes Strafurtheiles überreihte A am 29. Jänner 1851 
gegen B eine Klage, worin er ald Erfatz des durch obgebadte Ver⸗ 
wundung erlittenen Schadens die Zahlung ven 1817 L. 46 C. an» 
ſprach. Auf die von dem Beklagten auf Grund des 8.1489 0.6.6.8. 
vorgebradhte Einwendung der Verjährung, weil nämlich die Klage mehr 
ale 3 Yahre nad) Zuftellung des obigen Urtheiles angeftrengt worden 
war, bat die erfte Inſtanz ren Kläger mit feinem Begehren abge 
wiefen. 

Die zweite Inſtanz bat dagegen einen vom Bellagten über 
den Betrag ber beftrittenen Serankfheitsfoften angebotenen Zeugenbeweis 
zugelaffen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erſtrichterliche Urtheil, 
und zwar aus folgenden Gründen: Zufolge $. 1489 a. b. G. 8, 
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erlöfche jede Entſchädigungsklage nach 3 Jahren, von ber Zeit an, zu 
welcher der Schade dem Beſchädigten befannt wurde. Der 2. Sat 
diefes Paragraphen mache hievon nur für den Fall eine Ausnahme, 
wenn ber Schaden aus einem Verbrechen entftanden iſt. Diefe Aus- 
nahme bürfe aber nicht ausgedehnt werden, und da es fih nur um 
eine Entſchädigung handle, die von einer ſchweren Polizei-Uebertretung 
berrühre, fo finde der zweite Say des Paragraphen feine Auwendung. 
Wenn aud der $. 398 des IL. Theiles St. ©. B. von 1803 an« 
orbne, daß in den Fällen, wo der Betrag des von dem Beſchädigten 
erlittenen Schadens ſich nicht unmittelbar beftimmen läßt, in dem Ur⸗ 
theile auszubrüden fei, daß ihm ein Erfag gebühre und ihm vorbe- 
balten bleibe, veflen Beitimmung im Wege Rechtens zu fuchen, fo 
fünne doch ein folder Ausfprud nicht al8 ein Urtheil über den Er- 
ſatz, welder von dem Betrage untrennbar fei, und deſſen Liquidirung 
ja gerade die im 8. 1489 a. b. ©. B. erwähnte Klage nothweubig 
made, angefehen werden. Die Liquidirung des aus einer jchweren Po⸗ 
lizei⸗ Uebertretung entfpringenden Schadens hänge meiftend von vielen 
minder bedeutenden Umftänden ab, an welche man fi nad längerer 
Zeit nicht mehr erinnere, und durch eine lange Verzögerung des Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruches würde der Berurtheilte der Gefahr ausgeſetzt, 
die Beweife über die zu feiner Vertheidigung dienenden Umflände zu 
verlieren. ” 


Ä Jr. 962. 
Statthaftigfeit der Türzeren Berjährungsfriften wider "den 
Fiscus und andere privilegirte Körperſchaften. 
Entſch. dv. 10. December 1858, Nr, 12571 (Abändernug der Urtheile ber 
Brätur Gavirate dv. 30. gun 1853, Ar. 1590, nnd des O. L. G. Mailand 

v. 18. October 1858, Nr. 11218). ©. 3. 1858, Nr. 126. 

Auf die Klage der Kirchenverwaltung zu Angere gegen B we- 
gen Anerkennung eines auf einer Realität haftenden Meffenlegates 
und Zahlung der Rückſtände vesfelben vom Sahre 1829 bis 1851 
verurtheilte der oberfte Gerichtshof den DBellagten, welcher die Ver⸗ 
jährung nach 8. 1480 a. b. ©. B. eingewendet hatte, für die Per- 
gangenheit nur zur Zahlung der Nüdftände der legten drei Jahre 
von ber Klage zurüdgerechnet, und zwar in Erwägung, „daß das Ge- 
je in ben 88. 1472 und 1485 a. b. ©. B. die ſowohl zur Er- 
figung als zur Verjährung feftgejegte allgemeine Frift von 30 Jahren 
dem Fiscus und andern privilegisten Körperfchaften gegenüber aus- 
nahmsweiſe auf 40 Iahre auodehnte, daß es jedoch bei den beſtimm⸗ 
ten kürzeren VBerjährungsfriften diefe Ausnahme und Begünftigung nicht 
wieberholte, und daß Ausnahmen und Privilegien nicht ausgebehnt 
werden dürfen.“ 
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Nr. 963. 
Borausfegung der AZuläffigkeit fernerer Pränotation einer 
bereits hypothecirten Forderung. 


€ v. 17. Jänner 1854, Ar. 2 419 (Ber: des Pure der Prätur 
— v. 24. October 1858, 9759 —— des des 
D.8.. Mailand v. 17. November os Kr. 18919). y 3.1859, Rr.100. 


Nr. 96. 
Beräußerung in fraudem creditorum, 
Extiä. v. 27. Juni 1854, Nr. 5185 (Veh des Urtheils des 2. ©. 
Gremsna v. 13. December 1853, Nr. 3392, erung des lirtheild des 


eme 
D.2.6. Mailand ». 17. Zebrant ur je 2082) Gaz. d. Trib. 1855, 


Die in erfter Inſtanz ausgeſprochene Abweifung ber lage 
einer Ehegattin wider die Concursmafle ihre® Gatten, auf Aner- 
fennun, ihres Eigenthums au verfchiedenen, vor Ausbruch des Con⸗ 
curſes ihr an Zahlungsſtatt bezüglich ihrer Heirathsgutsforderung ab» 
getretenen Cffecten, ward vom oberften Gerichtshof aus folgenden 
Gründen beftätigt: „Die Concursmaſſe hat beharrlich ‚behanptet, es 
fei der Bertrag zu einer Zeit abgeſchloſſen worden, in welder vie 
zweifellofe Zahlungsunfähigleit des Cridatars bereits eriflicte, und in 
welcher fie nicht blos ihm, fondern auch feiner Gattin bereits befannt 
war, und daß beide beim Abfchluffe dieſes Vertrages eben die Abficht 
hatten, den Glaäubigern die Effecten, welche vermöge ber erwähnten 
Urkunde der Klägerin an Zahlungsftatt abgetreten wurben, zu ent 
ziehen, und vie Klägerin hat diefer Angabe niemals widerjproden, 
fie muß daher für wahr gehalten werden und es erfcheint demnach 
jener Bertrag als unerlaubt und gejeglich verbeten, und es kann 
der Klägerin aus demſelben das Recht, welches fie jet geltend zu 
machen verfndht, audy nicht erwachjen.“ 


Ar. 965. 
Legat einer Geldſumme ohne Bezeichnung der Währung. 


Erd. » A ali 18512 ar 5751 L (Behätigun bed bad Netgeil der $rätur 
den Urtheils des O. L. G. 
—ã— men 1884. Rt. sin, Gas. d. Trib. 1855, 6. 85, 36. 
M fette in feinem Teſtamente einen Betrag von 20.000 Fire 
Dazu aus, daß ein Geiftliher zur Seelforge für eine beftimmte Straße 
bleibend beftellt werde. Der Erbe wollte nur 20.000 Lire Abuſiv⸗ 
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währung zahlen, während Lire austriache gefordert wurden. Die 
erfte Inftanz entſchied für den Erben; die zweite und dritte ver- 
urtheilte ihn zur Zahlung von 20.000 Lire austriache. 

Gründe der dritten Inftanz: „Der Punkt, um welden 
ſich der Etreit dreht, ift, ob der Erblaffer von Abuſiv Währung oder 
Lire austriache fpredhen wollte. Das Patent vom 1. November 1823 
verorbnet jedoch inı 8. 19, daß in Bezug auf die nad feiner Publi⸗ 
cation abgefchloffenen Verträge in Ermanglung entgegengefeßter Ver- 
abredung bie Vermuthung für die neue Währung in Lire austriache 
gelten fole. — Schon aus Gründen der Analogie muß alfo aud 
das erwähnte Teftament in dem Sinne ausgelegt werben, daß der 
Erblaffer zu dem erwähnten Zwecke ven Betrag von 20.000 Lire 
austriache beftimmt habe, da man annehmen muß, daß derfelbe, felbft 
in den Rechten bewanbert, bei der Auffaflung feines Teftamentes bie 
Beftimmungen des genannten Patentes fid) gegenwärtig gehalten habe. 
Aber ganz abgejehen davon gelangt man zu demfelben Refultate, in- 
dem man die fraglihe Beſtimmung des Teſtamentes nah ten im 
$. 655 a. 6. ©. B. aufgeftellten Regeln auslegt, da mehrere Zeugen 
eiblich beftätigen, daß man in der Valle Camonica, wo der Erb- 
fafjer wohnte und fein Teftament errichtete, nach allgemeiner Gewohn- 
heit fowohl bei Kaufverträgen in Bezug auf Realitäten, als aud 
in leßtwilligen Erflärungen die legale öfterreihifche Währung als pie 
felbftverftändliche anfieht. Es kommt noch hinzu, daß verläßliche Zeu-- 
gen überdies beftätigen, e8 habe der Erblaffer ihnen angegeben, daß 
er ein Capital von 20.000 Lire austriache für die Beftellung eines 
Seeljorgers beftimmt habe.“ 


Nr. 966. 
Rentenvermächtniß: Verjährungsfrift der einzelnen Renten. 


Entſch v. 25, Juli 1854 I 8 Koetianng de has IL das Urtheil der Prätur 
—— v. 26. December 1 ernden Iripeils des 
Benebig v. 18. Mr Al 1808, Si. 5611) Gas Gar. J; Teib. 1655, 
iorn. di Giurispr. prat. 1854 

& — ſeit mehr als drei Jahren —— Berge ein⸗ 
geklagt, welche der Kläger auf Grund eines Legates von Jahr zu 
Jahr zu fordern hatte. Gellagter erhob die Einwendung der Ver⸗ 
jährung, welche jedoch in erfter Inſtanz deßhalb unberückſichtigt blieb, 
weil „nah einem von der Praxis längſt anerkannten Grundſatz, jede 
Jahresrente als ein ſelbſtſtändiges Legat anzuſehen, und daher nur 
der ordentlichen Verjährung unterworfen iſt. — Die beiden höheren 

Inſtanzen erkannten die Verjährung an. 
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Gründe der dritten Inſtanz: „Allerdings erneuert ſich 
das Legat einer Rente mit jedem Jahre und muß jedesmal von Neuem 
bei dem Legatar bie Fähigkeit, dasſelbe in Empfang zu nehmen, dar⸗ 
gethan fein. Es ift aud richtig, daß der Legatar das Recht auf die 
jährliche Leiftung nicht im Augenblide des Todes des Erblaſſers, 
ſondern erft an dem Tage erlangt, an welchem vie Leiftung fällig 
wird und es unerläßlich ift, daß er dieſen Tag erlebt; man muß 
aber doch zwifchen dem Titel auf das jährliche Legat und der Sache, 
welde von Jahr zu Jahr das Object des Legated ausmacht, unter- 
ſcheiden. Den Titel an ſich erwirbt der Legatar nach dem Tode des 
Erblaſſers, und diefer verjährt erft nah 30 Jahren, das Recht da⸗ 
gegen in jedem einzelnen Jahre die ihm vermachte Sache zu verlan- 
gen, verjährt gleich jedem andern, welches auf eine jährlich wieber- 
kehrende Leiftung fich bezieht, binnen drei Fahren. Die principielle 
Berpflihtung zur Leiftung der legirten Jahresrente haftet auf ber 
Verlaſſenſchaft; es ift eine Laſt, weldhe der Erbe im Sinne des Erb» 
laſſers zur jevesmaligen Berfallzeit aus den Früchten bes Erbſchafts⸗ 
vermögens beftreiten fol, Daß die Laft der Verpflichtung ſelbſt erft 
nah 30 Jahren verjährt, ift einleuchtend, da im diefer Beziehung 
eine allgemeine Regel befteht. Allein für bie jährlich” wiederkehrende 
Leiftung, welche kraft jener Verpflichtung gefordert werben kann, muß 
bie im $. 1480 a. b. ©. B. gemahte Ausnahme als vorhanden an- 
erfannt werden; denn es fprechen für fie aud bier alle jene Gründe, 
welche in Bezug auf die andern gleichartigen, Periopifch wiederkehrenden 
Leiftungen beftehen, daß nämlih vie Auhäufung der Schuld ven 
Schuldner leicht zu Grunde richte, welcher bequem die einzelnen Zah. 
lungsraten hätte tilgen können, wenn er regelmäßig dazu wäre aufs 
gefordert worden, und daß der Kläger nicht Hagen könne, wenn er 
durch feine eigene Schuld das verliert, was er nicht regelmäßig ge- 
fordert hat, jo daß man glauben mußte, er brauche und verlange es 
nicht. 8. 1480 a. 6. ©. B. hat alle jährlich zu beftimmter Zeit wieber- 
fehrenden Leiftungen vor Augen und nit blos diejenigen, welche mit 
einem Capital im Zuſammenhange ftehen; es ift gleichgültig, ob ein 
ſolches Capital egiftire oder nit... . da dieſes an dem Grunde, 
welcher die Berfügung bed Gefetzes veraulaßte, nicht® ändert; bemm aus 
Gränven des öffentlicher Wohles will dasſelbe, daß in kurzer Zeit ohne 
Unterfchien jedes Recht auf ſolche Leiſtungen erlöfche, welche fih von 
Jahr zu Jahr oder im noch kürzerer Friſt ernenern, infefern fie nur 
ihrer Natur nach unter biejenigen gehören, welche im 8. 1480 a. b. 
G. B. aufgezählt ſind. Zu diefen gehört aber auch dao Legat einer 
jährlichen Zahlung, venn dasfelbe begründet für den Erben eine jühr- 
liche Leiftung und für ven Legatar eine Rente.” 
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Jr. 967. 


Legat zu Gunften einer vom Erben und einem Dritten zır 
bezeichnenden Perſon: Bezeichnung dieſer Perfon im Tefta- 
ment des Erben. — WPrälegat, 
ge. v. 26. Juli 1854, Nr. 7483 (Beflätigung des das Urtheil des 

L. 6. Mailand 


and v. 5. Rovember 1853, Nr. 980, abandernden Urtheils des 
D.2.6. Mailand v. 23. März 1854, De. 2287). Gaz. d. Trib. 1855, 


M orbnete in feinem Teftamente, durch welches feine Tochter 
Caroline zur Univerfalerbin eingefegt wurde, unter anderen Yolgen- 
des an: Seine Beſitzung Namens —g binterlafie er als Legat dem⸗ 
jenigen unter ven Söhnen jeiner Tochter Caroline und ihres Gatten 
Johann, welchen die Eltern dazu bezeichnen würden. Als Caroline 
(nad) dem Tode ihres Vaters) ſtarb, hinterließ fie vier Söhne, A, B, C 
und D, und ein Teflament, in weldem fie unter Anderem verfügt: 
„Kraft des mir von meinem Bater in feinem Teſtamente ertheilten 
Rechtes, jo wie auch als Prälegat, hinterlaffe ih meinem älteiten 
Sohne A die Befigung —g u. f. w.“ Der Witwer Johann, 
aufgeforbert, fi der Wahl feiner Gattin anzuſchließen, weigert fidy 
deſſen, und ftirbt, ohne eine Wahl getroffen zu haben. A (beziehungs- 
weiſe defjen Concursmaſſe) Hagt nun gegen die Erben Carolinens, 
auf Herausgabe der Befigung. Die erfte Inſtanz gab dem Klagebe⸗ 
gehren Statt, indem fie annahm, es ſei die Beſitzung dem A al& 
Prälegat aus dem Nachlaß feiner Mutter zugefallen. Die beiden 
höheren Inſtanzen wiefen das Klagebegehren ab. 

Gründe der dritten Inftanz: „Im Bolge ber fraglichen 
Beſtimmung bed Teflamentes ging die Beſihung — g bei dem Tode bes 
M weber in das Eigenthum feiner Tochter und Erbin Caroline, noch 
m das ihrer Söhne über, fondern es verblieb viefelbe in der Ver⸗ 
laſſenſchaftsmaſſe des Erblaffers, fo lange die Wahl des Legatars, welde 
die beiden Ehegatten zu treffen hatten, noch unentichieden war. Weber 
den Ehegatten noch ihren Söhnen fland in Bezug auf jene Beftgung ein 
dingliches Recht zu, denn den Erfteren kam nur pas Recht der Er⸗ 
nennang, den Legteren nur die Befähigung zu, gewählt zu werben. 
Die beiden Gatten haben ſich niemals über die Wahl des Legatars 
geeinigt. Karoline hat zwar in ihrem legten Willen erflärt, daß fie 
kraft des ihr vom Bater im Teſtamente ertheilten echtes, fowie audy 
aus dem Titel des Prälegates die Befigung ihrem Sohne A überlaffe. 
Allein die Worte: „„auch aus dem Titel des Prälegates"* dürfen nicht 
vereinzelt aufgefaßt werden ohne Rückſicht auf ihren Zuſammenhang mit 
den vorhergehenden, welche ihre Erklärung enthalten, daß ſie ven Willen 
ihres Vaters erfüllen wolle, und mit den darauffolgenden Worten, worin 
die vom Bater dem Legatar geſetzte Bedingung der Annahme feines 
Namens wiederholt wird. Es läßt fi) nicht denken, daß Caroline in 
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dem Augenblicke, wo ſie auf das ihr vom Vater eingeräumte Recht ſich 
bezog, kraft deſſen ihr nur Eine Stimme bei der Wahl des Legatars 
zuſtand, gleich darauf ſich beide Stimmen angemaßt und von dem Wahl⸗ 
rechte ihren Gatten gegen den ausdrücklichen Willen ihres Vaters aus⸗ 
geſchloſſen habe. Befand ſie ſich in jenem Augenblicke im Irrthume, und 
glaubte ſie, daß ihr beide Stimmen zuſtänden, ſo muß ihre Anordnung 
jedenfalls zu denjenigen Grenzen zurückgeführt werden, welche der 
Einen ihr wirklich zuſtehenden Stimme entſprechen. Wird die Anord⸗ 
nung der Caroline in dieſem Sinne aufgefaßt, dann kann 8. 662 a. b. 
G. 3. auf diefelbe nicht mehr angewendet werben und es entfallen alle 
diejenigen olgerungen, weldhe aus ver Annahme des Teſtaments 
durch ihren Gatten und die Miterben abgeleitet werden. Wenn Caroline 
die Befizung —g ihrem Sohne A in Folge des ihr vom Bater ein= 
geräumten Rechtes überließ, fo handelte fie als eine Manbatarin und 
niht im eigenen Namen; fie verfügte alſo nicht über eine ihr, be- 
ziehungsweiſe ibren Erben gehörige Sache, fondern fie beftimmte blos 
denjenigen ihrer Söhne, weldhem bie fchon vom Vater einem von ihnen 
vermachte Sache zufallen follte.”.... 


Nr. 968. 


Widerſpruch zwifchen den auf einem fhriftlichen nach $. 581 

a. 5b. G. 2. errichteten Teftament angebrachten Erklärungen 

der Zeugen und deren fpäterer gerichtliher Ausjage. — 
Derüdfihtigung von Indicien. 


Entid. v. 6. September 1854, Nr. 8968 (Beflätigung des Urtheils ber 
Prätur 2onato v. 10. April rũu 1854, Nr. 2787, Abandernug des Urtheils 
s O. L ©. Mailand v. 2, 1854, Me. 6382). Gaz. d. Trib. 


Es liegt ein fohriftliches Teftament vor, welches der des Leſens 
und Schreibens unfundige M unterfertigt hat, und worauf fi eine 
Schriftliche Beftätigung der als Zeugen unterfchriebenen Angelo, Johann 
und Anton C befindet, daß der Erblaffer, nachdem ihm das Teſta⸗ 
ment vom Notar Peter G vorgelefen worden, es in ihrer gleichzeitigen 
Gegenwart mit feinem Kreuzzeihen verjehen und beftätigt habe, daß 
biefe vorher von ihmen eingefehene und als ibentiih anerkannte 
Schrift feinen legten Willen enthalte. Das Teftament wurde indeß 
angefochten, und die drei fraglichen Zeugen erllärten, daß fie das 
Zeftament nicht vorher eingefehen hatten, und daß fie ihre entgegen- 
geſetzte ſchriftliche Erklärung als unwahr zurädnehmen. Die erfte 
Inftanz nahm demgemäß an, daß hier bie Erforvernifle eines fchrift- 
lichen Zeftamentes fehlen; allein fie glaubte mit Rüdficht auf die eid- 
lihen Ansfagen des Notars und zweier der Teſtamentszeugen den Act 
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als mündliches Teftament aufrecht erhalten zu können. Die zweite 
Inftanz fand, daß namentlih mit Rüdfiht auf 8. 585 a. 6. ©. 2. 
auch den Erforderniffen eines miünplihen Zeftanentes nicht Genüge 
gefchehen fei. Die dritte Inftanz ſchloß fich in legterem Punkt der 
Anfiht des Oberlandesgerichtes an; allein fie beitätigte das Urtheil 
der erften Inſtanz deßhalb, weil fie in dem Schriftftüd ein gültiges, 
fhriftlihes Teftament erfannte. „Da alle vom Geſetz geforverten 
Formalitäten” (heißt e8 in der Begründung) „nach Ausweis des Teſta⸗ 
mentes erfüllt find, fo muß diefer Act als eine vollen Glauben verdienende 
Urkunde umſomehr aufrecht erhalten werben, al8 der Notar, welcher die 
Urkunde abfaßte, aud in feiner eidlichen Vernehmung verjidhert hat, daß 
der Inhalt der erwähnten Urkunde der Wahrheit vollkommen entſpreche. 
Zur Entkräftung derfelben können die entgegengefegten Ausjagen ver 
erwähnten brei auf dem Teftamente unterfchriebenen Zeugen nicht aus- 
reichen, da biefelben feinen Grund angegeben haben, durch welchen die 
Widerſprüche zwifchen ihrer fchriftlich unter dem Zeftamente angebrachten 
Erflärung und ihrer mündlichen Ausfage im Zeugenverhöre gehoben 
oder erklärt werden könnten, da vielmehr einer verjelben bei feinem 
Berhöre verfichert hat, daß der Teftator mit eigenem Munde die wic)- 
tigften in dem fraglichen - Zeftamente niedergefchriebenen Beſtimmuugen 
wiederholt habe. Es muß daher das Teftament als volllommen gültig 
erflärt werden, und dieſes um fo mehr, weil nichts darauf binweift, 
daß ein Betrug oder eine Täuſchung Statt gefunden babe, infofern 
nämlich durch die übereinftimmenden Ausjagen der drei Teſtaments⸗ 
zeugen dargethan ift, daß der Notar mit der größten Sorgfalt bei der 
Aufnahme des Teftamentes vorging, und aus der Geſammtheit der 
vorliegenden Thatſachen die moralifche Gewißheit zu erlangen ift, daß 
M bei jener Gelegenheit wirkli fein Teftament machen wollte.” 


Nr. 969. 
Zuläffigkeit der Befisftörungsflage des Pächter gegen den 
Berpäcter. 


Entid. v. 6. September 1854, Nr. 9631 (Berätigung des das Decret der 
rätue Sau Dona v. 19. Mai 1854, Nr. 2654, abändernden Decrets des 
. 2. &. Venedig v. 19. Juli 1854, I. 10293). Eco d. Trib. 1860, 


A war Pächter mehrerer Grundſtücke; der Verpächter übertrug 
das Eigenthum an denſelben auf B, mit weldem ſich das Pachtver- 
bältniß fortfegte.e Da B auf den Grundſtücken eigenmäctig Neue- 
rungen vornehmen, reſp. Gräben ziehen und Bäume pflanzen ließ, fo 
belangte ihn A in possessorio summariissimo wegen Befitftörung. 
Die erfte Inſtanz wies den Kläger ab, weil der Pächter nur Inhaber 
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im Namen des Verpächters und nicht Beſitzer der Grundſtücke, mithin 
das eigenmächtige Vorgehen des B nicht ein Eingriff in den Beſitz 
des A, fondern eine Berlegung ver (Pacht⸗) Vertragsrechte des Letztern 
fei, zu deren Schug dem A nur die Contractsklage zuftehe. Die zweite 
Inſtanz war der entgegengefegten Anſicht, und erlannte nad dem 
Rlagebegehren. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche Entſchei⸗ 
dung in Erwägung, daß nach den Anführungen des Klägers, denen ber 
Beklagte nicht widerſprach, die fraglihen Grundſtücke im Jahre 1853 
und 1854 (vd. i. bis zum Zeitpunkt ber Befigflörung) von dem Klä⸗ 
ger bearbeitet wurden, woraus fich ergibt, daß er in dem factifchen 
Befige der Grundftüde war, daß der Kläger vie Grundſtücke im Jahre 
1853 in Pacht genommen hatte und auf Grund des Beſtandpertrages 
und mit Zuftimmung bes Verpächters biefelben bearbeitete, daß aber 
dem Eigenthümer, dem Berpächter einer Sache over befien Rechtsnach⸗ 
folger die eigenmächtige Störung des Pächters in der Ausübung feiner 
Hechte fomwenig erlaubt ift, als die Störung eined Dritten im dem 
factiihen Beflge der Sache. 


Kr. 970. 


Ausdehnung einer fchriftlichen Vollmacht dur mündlich er- 
theiltes Mandat. 


Entf. v. T. December 1854, Ar. 11154 (Betätigung des dad Urtheil, 

des 8. G. Salzburg v. 17. Hai 1854, Nr. 1274, abandernden Urtheils 

des O. L. ©. Linz v. 3, Anguſt 1854, Nr. 3987). Zeitichrift |. d. öſterr. 
Notariat 1859, Nr. 2. 

B bevollmädtigte ven A zur Beforgung feiner Yorftangelegen- 
beiten umd übergab ihm eine jchriftlihe Vollmacht, worin nur einzelne 
Geſchäfte, die A für ihn verrichten. follte, bezeichnet: waren. Nachdem 
er mehrere Gefchäfte, wozu das fchriftlihe Mandat ihn nicht ermächtigte, 
für B beforgt hatte, belangte er denſelben auf Erſatz ber dabei er- 
wachſenen Koften und auf Zahlung des Lohns. B wendete die Veber- 
fchreitung der Vollmacht ein; der Kläger exbot fi durch Zeugen zu 
beweifen, daß ver Bellagte ihm mündlich ein ausgedehnteres Mandat 
gegeben habe, worin für ihn die Befugniß zur Vornahme der fraglichen 
Geſchäfte gelegen war, wogegen B behauptete, daß dieſe Ausdehnung 
der fohriftlihen Vollmacht nah 8. 887 a. b. ©. 3. ohne Wirkung 
fei. Das Gericht erfter Inflanz wies den Kläger ab. Das O. L. ©. 
erfannte auf den vom Kläger angebotenen Zeugenbeweis. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Beiurtheil ber zweiten 
Inftanz und bemerkte in feinen Motiven, daß die vom Bellagten 
geltend gemachte Anwendung des $. 887 a. b. G. B. hier deßhalb 
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nicht ftattfinde, weil nicht behauptet wurde, daß die das Schriftliche 
Mandat ausvehnenden mündlichen Verabredungen zugleih mit Er⸗ 
richtung besfelben gejchehen feien. 


Ar. 971. 


Beweislaſt bei der actio negatoria. — Unanwenbbarkeit des 
8. 1500 a. b. G. 2. bei offenbaren Servituten. 


n —9 —8 1851, Nr. 13109 — der un eile ded 
L. G 5. Mai 1854, Nr. 3385 und des vo; v.1 .Anguit . 
54, Nr. 274). ©. 5. 1861, ©. 352, 358. 

In den Entfheibungsgründen des oberften Gerichtshofes Heißt 

: „Der Kläger führt in feiner Reviſionsbeſchwerde an: 1. Er habe 
bi ben Grundbuchsertract nachgewieſen, daß auf feinem Grunde —g 
feine Servitut hafte, die Realität daher von folcher frei fei. 2. Ge⸗ 
Hagter babe aud eine Erfigung des angemaften Servitutsredhtes nit 
nachgewiefen, indem er (Kläger) erft feit dem Sabre 1826 Beſitzer 
des rundes —g, jomit eine Erfitungszeit gegen ihn nicht abgelaufen 
jei und ihm eine frühere Beſitzausübung der Dienftbarkeit nach $. 1500 
a. &. O. nit ſchaden Tönne.. 

„Ad 1. Beide untern Imftanzen find mit Recht von der Anficht 
ausgegangen, daß die bloße Nichteintragung einer Dienftbarkeit in das 
öffentliche Buch noch fein dem negatorifchen Kläger nach 8.523 a. b. ©. 
obliegender Beweis der Anmaßung der Servitut fei. Dem Affirmativ- 
Mäger liegt nad $. 523 die Beneisief des Erwerbes der Servitut 
ob; der negativ Geklagte kann alfo nur in dem Fall fein, vie allegirte 
Anmafung ber Servitut zu widerfpreden und nöthigenfall® einen 
Gegenbeweis zu führen. Das bloße Widerſprechen des Grunpbefigers, 
der die fernere Ausübung einer Dienftbarkeit auf feinem Grunde 
nicht mehr dulden will, daß fein Gegner tiefe Dienftbarkeit, in deren 
Beſitz er tft, erworben babe, ift noch Tein Beweis der Anmaßung 
der Servitut, aljo auch noh feine Nöthigung, daß er als Befiger 
den Titel jenes Beſitzes nachweiſe: eine folhe auf bloße Wider: 
ſprechungen und auf bie Freiheit des Eigenthums geftelite Klage ift 
alſo nichts als eine masfirte nah $. 324 und 8. 523 unftatthafte 
Klage. Erſt dadurch, daß der Geflagte über vie unbeftimmt gehaltene 
Klage es auf fih nahm, den Beweis der Ermerbung der Servitut 
zu führen, fegte fih Kläger in die Stellung, bie Erwerbung ber Dienft- 
barkeit anzufehten und wiederholt zu negiren." 

„Aa 2. Daß die Erfiguug des Geklagten dur die Befigverän- 
berung des vienftbaren Dbjectes unterbrochen worben fei.... iſt un« 
entf&heidend.... Denn wenn Kläger auch erft feit dem Jahre 1826 
Beſitzer des Grundes —g wäre, fo mußte er das freie Anfliehen d bes 
Waſſers doch fhon im Anfang feines Befiges bemerkt baben.. 
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Nr. 922. 
Berechnung der Beweisantretungsfrift. 


Entid. v. 24. Jänner 1855, Nr. 463 (Beilätigung des Urtheild hob Bu ©, 
Trieft v. 11. November 1854, Nr. 185). ©. 3. 1859, Nr. 9 

In einem Rechtsſtreite hatte das Gericht erfter Inſtanz mehrere 
Beweiſe des Klägerd dur Zeugen und Kunftverftändige und zugleich 
äbnlihe vom Beklagten angebotene Beweife zugelafien. Auf vie 
Appellation des Klägers gegen vie Zulaffung der Beweife des Be⸗ 
Hagten bejtätigte das Obergericht das erſtrichterliche Interlocut und 
beſtimmte beiden Parteien eine neue Friſt zur Antretung der Beweiſe. 
Segen dieſe letztere Verfügung meldete nun ber Beklagte die Re: 
viſion an und bat um Aufhebung derſelben in jenem Theile, wodurch 
dem Kläger eine neue Friſt zur Antretung ſeiner Beweiſe gegeben 
wurde, weil er dieſe Friſt — nachdem von ſeiner Seite gegen das 
erſtrichterliche Erkenntniß die Appellation nicht ergriffen worden, — 
wegen unterlafjener rechtzeitiger Beweisantretung von Seite des Gegners, 
für bereits erlofhen anfah. — Der oberfte Gerichtshof beitätigte das 
obergerichtliche Erkenntniß in dem revidirten Punkte mit Beftimmung 
einer neuen Friſt zur Antretung der Beweiſe für beive Parteien. Er 
ging hiebei von dem nachſtehenden Grundſatze aus: „Wenn gegen ein 
Beiurtheil, wodurch mehrfache Beweiſe mitteljt Zeugen oder Kunft- 
verftändigen nad dem Antrage einer over beider Parteien zugelafien 
wurden, die Beſchwerde an ven böhern Richter au nur von einer 
Partei, oder nur wegen Zulafjung oder Ausfchliegung eined einzelnen 
Beweijed ergriffen wurde, fo läuft die Frift zur. Antretung ſämmt⸗ 
licher Beweiſe erit vom Tage der Zuftellung des Urtheiles des höheren 
Richters, durch welches über die Zulafjung aller Beweife entjchienen 
worden ift. Denn nad 8.145 a. ©. D. (8. 220 weſtgal. $. 210 
ital.) ift ter vom Richter zugelaffene Zeugenbeweis erfi, wenn fein 
Theil gegen das Interlocut die Berufung ergriffen hat, anzutreten. 
Wurde alſo innerhalb der gefeglichen Frift gegen das Urtheil Beſchwerde 
eingelegt, gleichviel, ob von dem Beweisführer felbft oder von der 
Gegenpartei, ob gegen ven ganzen Inhalt oder nur gegen einen Theil 
des Interlocuts, fo ift die Antretung aller durch dasſelbe zugelafjenen 
Beweiſe juspendirt. Es kommt biebei auch nicht darauf an, ob die Klage 
mehrere, von einander gejonverte Begehren enthält, ob die über einzelne 
Begehren angebotenen Beweiſe mit den andern Begehren und Beweiſen 
in einem Zuſammenhange ſtehen oder nicht; denn wenn man in dieſer 
Beziehung Unterſcheidungen zulaſſen wollte, ſo müßte man folgerecht 
dieſelben noch weiter ausführen, ba auch ein und dasſelbe Klage⸗ 
begehren auf verſchiedene Thatſachen gegründet, und darüber ein 
mehrfacher Beweis durch Zeugen oder Kunſtverſtändige angeboten 
werden kann. Das Geſetz will durch die Feſtſetzung einer Friſt zur 
Beweisantretung offenbar nur bewirken, daß der Proceß ohne will⸗ 
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tirihe Berzögerungen zu Ende geführt werde. Da aber nad 8. 171 

. D. ($. 243 weftg., $. 233 ital.) die Zeugenausfagen ven 
— erſt nach Vernehmung ſämmtlicher Zeugen mitgetheilt werden 
dürfen, da jeder Partei nur die Ueberreichung einer Beweisſchrift ge⸗ 
ftattet ift und über alle in einer Klage enthaltenen Vegehren nur mit 
einem Urtheile erfannt werben fol, jo würbe durch die frühere Ber- 
nehmung einzelner Zeugen, fo lange über die Zulafjung aller ange- 
botenen Beweife nicht definitiv entſchieden ift, der Gang des Proceffes 
nicht weſentlich gefördert. In manden Fällen, z. B. wenn es fih um 
die Bernehmung von Zeugen über ihnen vorzumeifende Urkunden, um 
bie Vergleichung von Handſchriften durch Kunſtverſtändige handelte, 
könnten die Beweiſe auch gar nicht gehörig aufgenommen werden, wenn 
die Proceßacten, ohne deren Benutzung in ſolchen Fällen das Beweis⸗ 
verfahren nicht möglich ift, dem höheren Richter vorlägen. — Aus allen 
dieſg Gründen muß man annehmen, daß der Gefeßgeber in 8. 145 

. G. D. und in ven 88. 220 und 210 weftg., beziehentlich ital., 

6. D., binfihtli der Suspenfion der Beweisführung durch die gegen 
das Interlocut ergriffene Beſchwerde mit Abficht einen fehr weiten, im 
Sinne des obigen Grundſatzes aufzufaflenden Ausprud gewählt habe.” 


% 


Nr. 973. 


Altersvorzug der an gerichtlichen Depoſiten erworbenen 
Pfandrechte. 


Entſch. v. 7. Februar 1855, Nr. 13830. ©. 3. 1859, Nr. 96. 


Ein über vie Priorität der von beiden Barteien erwirkten Pfän- 
dung von gerichtlich depofitirten Crebitpapieren eines Dritten geführ- 
ter Proceß wurde von dem oberften Gerichtshofe nach dem folgenden 
Grundſatze entfchieden: „Wenn von mehreren Parteien um die Pfän- 
dung, Ceſſion oder Erfolglaffung von Effecten, welche bei einer öffent⸗ 
lichen Caſſe oder einem Depoſitenamte erliegen, oder wenn um ein 
Verbot auf dieſelben nachgeſucht wurde, fo entſcheidet Über das Vor⸗ 
recht weder die Zeit der Ueberreichung des Geſuches, noch jene der 
Erlaſſung des bewilligenden Beſcheides, ſondern nur die Zeit der Zu⸗ 
ſtellung des letzteren an die betreffende Caſſe.“ Dieſes Princip iſt in 
nachſtehender Weiſe begründet: „1. Bei Verpfändung beweglicher. 
Sachen, die nicht von Hand zu Hand übergeben werden können, 
darunter bie in öffentlichen Caſſen und Depoſitenämtern aufbewahrten 
Effecten, muß man fi, damit das Pfanprecht wirklich entftehe, nach: 
8. 452 a. 6. ©. B. folder Zeichen bedienen, woraus Jedermann 
die Verpfändung leicht erfahren kann. Als ein Zeichen dieſer Art 
kann aber weder bie Ueberreichung des Geſuches um Pfändung folder: 

@lajer, Unger und Walther, Entſch. II, 32 
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bepofitirter Effecten, noch der richterlihe Pfän dungsbeſcheid, ſondern 
nur die Anmerkung ber bewilligten Pfändung in den Büchern ber 
betreffenden Caſſe oder Depofitenanftalt angefehen werben. 2. Nach 
8. 342 a. ©. DO. ($. 455 weſtg., $. 442 ital.) wird das richter- 
liche Pfandrecht am bemeglihen Saden nur burd bie gerichtliche Be⸗ 
fhreibung, und wo es ſich um Beſoldungen handelt, nad 8.312 a. G. O. 
(8. 412 weſtg. ©. D.), nur durch Berftändigung der betreffenden Caſſe 
von der Bewilligung der Pfändung oder Erfolglaffung und durch bie 
in deren Folge bei der Caſſe gefchehene Bemerkung, — nicht aber 
duch die bloße Ueberreihung oder auch durch die Bewilligung des 
Pfändungsgefuches erworben. 3. Das Hofvecret vom 22. November 
1782 Ne. 102 9. ©. ©. verorbnet ausprädlih, „Daß Verbots⸗ und 
Erfolglaflungsbewilligungen auf die in landesfürſtlichen Caſſen befind- 
lihen Güter der betreffenden Ianbesfärftlihen Caſſe unmittelbar zu- 
geftellt, von diefer die Bormerlung ungefäumt vorgenommen und von 
ber Zeit der Zuftellung (an die Cafje) verjenigen Partei, welche bie 
richterliche Bewilligung bewirkt bat, das bewilligte Recht zugeben fol. 
In gleihem Sinne beftimmt das Hoflammer-Circular vom 11. October 
1831 F. 1468, welches nad Einvernehmen der allg. Hoflammer mit 
der oberften Juſtizſtelle erlaffen wurde, daß die gefeglihe Wirkſam⸗ 
feit der bewilligten Ceſſion und Berpfändung von Penſionen von Vem 
Augenblide eintritt, als ver richterliche Befcheid der öffentlichen Eaffe 
befannt gemacht wird. 4. Die Anwendung ver Landtafel» und Grund» 
budhögefege per analogiam (Erwerbung des Pfandrechtes an unbe 
weglihen Sahen vom Tage des überreichten Bormerkungsgefuches) 
bleibt bier darum ausgefchloffen, weil die zur Frage ftehenven Yälle 
durch die vorhin erwähnten Maren Gefege vollſtändig normirt find, 
mithin das gefegliche Requiſit ($. 7 a. b. ©. 9.) der analogen An- 
wendung anderer Vorfchriften, daß ber Rechtsfall weder aus ven 
Worten noch aus dem natürlichen Sinne der darüber beftehenven 
Geſetze ſich entſcheiden läßt, nicht vorhanden if, und weil die Vor⸗ 
fchriften über die Erwerbung von Eigenthum und Pfandrecht an 
unbeweglihen Saden eine Anwendung auf bewegliche Sachen um fo 
weniger geftatten, als fie eigentliche Ausnahmögefege find und mit 
der ganz eigenthümlihen Einrichtung ber äfterreichifchen Lanbtafeln 
und Grundbücher im engen Zufammenhange ftehen.“ 


Nr. 974. 


Wirkſamkeit einer verfpäteten Miethauffündigung. 


Entſch. v. 14. Februar 1855, Nr. 13704 (Beftätigung deö das Urtheil der 
rätne Sebenico dv. 2. October 1854, Nr. 251, abändernden Urtheils des 
.L. G. Zara v. 28. October 1854, Nr. 3721). Eco. d. Trib. 1859, 

S. 70 ff. G. + 1 8, Nr. 2. 
B erftand bei einer erecutiven Berfteigerung ein Kellergebäude, 
welches ber bisherige Eigenthümer monatweife dem A vermiethet hatte, 
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und kündigte dem Letzteren gerichtlich bie Miethe auf ven 1. Juli 1853. 
A betritt mittelft Oppofitionsflage die rechtliche Wirkſamkeit der Auf⸗ 
tündung, unter anderm .aus dem Grunde, weil diefelbe ihm erft am 
17. Juni zugeftellt wurde und er ſonach nicht ſchuldig fei, ven Keller 
fhon am 1. Juli, wie B begehrte, d. ti. nor Ablauf der gejeglichen 
Frift von 14 Tagen ($. 1116 a. 6. ©. 38.) zu räumen; und er 
beftand auf dem Klagebegehren, obgleich B im Proceſſe erflärte, ſich 
‚mit der Räumung bes Kellers zu Ende Juli zu begnügen. Die erfte 
Inſtanz entſchied, daß die Auffündung nichtig fei. Das Oberlandgs- 
gericht erfannte die Aufkündung für rechtswirkſam unter ausbrüdlicher 
Aufrechthaltung der vom Beklagten abgegebenen Erklärung, daß dieſelbe 
‚auf die Zurüdftellung des Kellers zu Ende Juli gerichtet fei. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten 
Inſtanz, und zwar in Erwägung, daß ber Umftand, daß die Auf- 
Tündung, worin die Räumung des Kellers mit 1. Juli 1853 verlangt 
wird, dem Miether erft am 17. Juni zugeftellt wurde, feine andere 
Rechtöfolge haben kann, als daß Letzterer den Keller nicht ſchon am 
1. Suli, fondern erſt nah 14 Tagen, vom 17. Juni au gerechnet, 
zu räumen ſchuldig war, daß aber deßhalb die Aufkündung felbft nicht 
als null und nichtig angefehen werben darf und daß B jelbft im Laufe 
ver Verhandlung erflärt hat, fi mit der Räumung des Kellers zu 
Ende Juli zu begnügen, woburd jeder Grund für bie weitere Streit- 
führung wegfiel. 


Nr. 925. 


Borausfegungen der Wiedereinfegung in ben vorigen Stand 
wegen jchlechter Vertretung des Rechtsfreundes (im lomb.⸗ 
venet. Königreih). Anfang der gefeglichen Frift zur An- 
ſuchung berfelben. 

Entf. v. 15. März 1855, Nr. 1561 (Beftätigung der gleihfürmigen Urtheile 
der —* *88 v. 18. Juni 1854, Nr. 1596. Me des O. L. ©. 
Mailand v. 16. November 1854, Nr. 10153). Eco d. Trib. 1860, 
S. 304 ff. (Na den Acten berichtigt.) 

A und B als Teftamentserben des M wurden von der Inteſtat⸗ 
erbin C wegen Ungiltigleit des Teftamentes belangt und in Folge des 
Kunftbefundes durch Bergleihung der Handſchriften, welcher das Teſta⸗ 
ment als unecht erklärte, durch gleichförmige Erkenntniſſe der erſten 
und zweiten Inſtanz rechtskräftig nach dem Klagebegehren verurtheilt. 
Sie traten nun gegen die C mit der Reſtitutionsklage auf und be- 
gehrten die Wiedereinfegung in den vorigen Stand wegen fdhlechter 
Vertretung dur ihren Advocaten, weil berjelbe bei Aufnahme des 
Kunftbefundes unterlaffen habe, ven dabei verwendeten Schriftlundigen 
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einige Umftände, durch die fie fi täuſchen Tiefen, gehörig anfzuflären. 
Die Bellagte wendete unter Anderem ein, daß es nah 8. 476 ital. 
G. D. (8. 489 weſtgal. ©. DO.) eine Reftitution gegen richterliches- 
Erkenntniß wegen ſchlechter Vertretung nicht gebe, und daß das Hof- 
decret vom 19. October 1801, Nr. 545 3. ©. S., woburd Die 
Wiedereinjegung in den vorigen Stand aus dem erwähnten Grunde 
für zuläffig erflärt ift, im lomb.-venez. Königreiche niemals promulgirt 
worden fei; ferner, daß aud nach dieſem Hofdecrete die erft im fünften 
Monate nad Zuftellung des erftrichterlichen Urtheiles angebrachte Klage 
verfpätet und daher abzuweifen jet. Beide Untergerihte erkannten 
gegen das Klagebegehren. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf die von den Klägern dagegen 
ergriffene a. o. Revifionsbefchwerde aus den nachſtehenden Grünen: 
„Wenngleich das Rechtsmittel der Keftitution wegen ſchlechter Ver⸗ 
tretung in dem öfterreichifchen Proceſſe als beftehend angenommen 
werden muß, wie die Hofvecrete vom 6. October 1785 Nr. 477, 
Patent vom 1. Juli 1790 Nr. 31 zur älteren Gerichtsordnung, ins⸗ 
befondere das Hofvecret vom 19. December 1801 Nr. 545, weldyes 
den mit dem $. 478 der italienifhen Gerichtsordnung 
gleihlautenden $. 491 der weſtgal. ©. D. erläuterte, darthun, 
und die Beibehaltung und Regelung viefes Rechtsmittels in den neueften 
proviſoriſchen Proceßordnungen für Ungarn und Siebenbürgen $. 353 
nachweiſet, jo fann darin doc fein Grund zur Aenderung der im vor« 
liegenden Yalle gleihförmig die Wiebereinjegung verweigernden Urtheile 
gefunden werben, und zwar in Erwägung, daß mit Fefthaltung des 
Grundſatzes, daß in der Regel die procefjualifhen Handlungen der 
Advocaten fo anzufehen feien, als ob vie Partei fie vorgenommen 
hätte, dieſes Leicht zu mißbrauchende Mittel nur mit größter Borficht 
und unter unerläßlichen Bedingungen zugelaffen werden kann; daß vor 
Allem das Verſchulden des Advocaten, fer es nun Nachläſſigkeit, Irr⸗ 
thum oder Prävarication, nicht blos vorgegeben, ſondern von ber ver- 
fürzten Partei erwiejen werben muß; daß aber die Kläger nicht ein- 
mal behauptet, viel weniger dargethan haben, daß fie die von ihnen 
nun angeführten Umflänvde, vermeintlihe Beweismittel und Einwen- 
Dungen ihrem Vertreter [don zur Zeit der Procefführung an 
Die Hand gegeben Hatten; daß endlich die vierzehntägige Frift zum 
Anſuchen der Reftitution jedenfalls ſchon vom Tage des ihnen befannt 
gewordenen refpective zugeftellten erftrichterlichen ungünftigen End⸗ 
urtheiles, welches laut feiner Motivirung leviglih auf das Ergebniß 
Des Kunftbefundes gegründet war, zu berechnen fein würde.“ 


Ä N 
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Nr. 976. 


Separat-Entfieibung über die Competenz nach gefchloffenenr 
ſummariſchen Verfahren. 


Entid. 0.25. April 1855, Nr. 3122 (Beftätt a ye des iu gegeret des 8. ©. 
der innern Stadt Wien v. 30. December 1 2 neänberuden 
Derreted des O. L. G. Be v. 18. re 1855, a 1860), & . 


In einem fummarifch — Proceſſe wurde vom Be⸗ 
Hagten außer meritoriſchen Einwendungen auch jene ber Incompetenz 
des angerufenen Gerichtes vorgebradht, welchem er nad) feinem Do⸗ 
micile nicht unterftand; ber Kläger replicirte, daß der Bellagte ver- 
ſprochen babe, bie Zahlung ber eingellagten Forderung am Orte des 
angerufenen Gerichte8 zu leiften und trug demſelben hierüber ven 
Haupteid auf. Tas Gericht erfter Inſtanz gab der Incompetenz« 
einwendung Statt. Das Oberlandesgericht entſchied, daß dieſer Ein« 
wendung nur in dem alle ftattgegeben werbe, als ver Kläger ven 
erwähnten Haupteid (melden ihm der Gegner zurüdgefchoben hatte) 
nicht abſchwört, und ließ die Hauptjache gänzlich unberührt. Dagegen 
beichwerte fih nun der Bellagte, weil das Oberlandesgericht gegen 
die Norm des $. 26 des Geſetzes über das ſummariſche Berfahren 
die Entſcheidung über die exceptio fori von jener über die Haupt 
jache getrennt habe. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf dieſe Beſchwerde, und zwar 
„in Erwägung, daß die Vorſchrift des 8. 26 des Gefeges über das 
fummarifhe Verfahren, wonach, wenn die Einwenbung der Inco mpe- 
tenz verworfen wird, zugleih in der Hauptſache erkannt werben fol, 
im vorliegenden Yale nicht ausnahmslos maßgebend fein kann, weil 
einerfeit8 die Incompetenzeinrede hier nicht unbedingt verworfen, 
fondern die Entſcheidung über diefelbe an einen Haupteid gefnüpft 
wurde, andererſeits aber durch das Eingehen des Oberlandesgerichtes 
auf die Hauptfache die Parteien um eine Inftanz verkürzt wären, da 
das Gericht erfter Inftanz, ohne in merito zu erkennen, ſich für in⸗ 
competent erklärt hat, mithin, wenn das Oberlandesgericht ſofort in 
merito entſchieden hätte, hierüber kein erſtrichterliches Urtheil vorläge. 


Nr. 977. 
Vorausſetzungen der Aufhebung der Proceßkoſten. 


Entſch. v. 29. Mai 1855, m 4726 (Beftätigung des Urtheils der Prätur 
Latiſaua v. 4. Februar 1855, Nr. 387, Abänderung des Urtheild d 
Benedig v. 1. März 15, fir. 8072). Eco 4. Trib. 1860. ©. 365. 


A belangte den B auf Herausgabe von Getreide und Wein 
oder Zahlung von 35 Lire für das Getreive und von 53 Lire für 
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den Wein, Die erfte Inſtanz erkannte nad) dem Klagbegehren, jedoch 
mit Herabfetzung der alternativ geforberten Geldſumme auf 20 Lire 
(Getreide) und 18 Lire (Wein), und verurtheilte den Bellagten zum 
Erfag der Proceßkoſten. 

Das Oberlandesgericht beftätigte dieſes Erkenntniß in der Haupt- 
ſache, erflärte aber bie erftrichterlichen Proceßfoften für compenfirt, 
weil der richterliche Sprud, infofern die tarin vom Kläger für Ge- 
treide und Wein geforderten Werthſummen berabgefegt wurden, eine 
tbeilweife Sadfälligleit des Kläger ergebe, mithin die Regel des 
$. 515 italien. ©. ©. ($. 529 weitgal. G. D.), wonad dem Ob⸗ 
fieger im Proceſſe von der Gegenpartei der Erfag ber Koften zu 
leiften ift, bier nicht zur Anmentung komme. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil ver erſten 
Inſtanz, „in Erwägung, daß die vom Kläger in das Begehren auf⸗ 
genommene Alternative der Zahlung des Werthes für das geforderte 
Getreide und den Wein nur dem Bellagten zum Bortheil gereichen. 
kann, da ihm ſtets noch die Wahl offen bleibt, ſeine Verbindlichkeit, 
anſtatt in Geld, in natura zu erfüllen, ſomit jene Alternative zum 
Gegenſtand des giagebegehrens und der richterlichen Entſcheidung gar 
nicht hätte gemacht werden ſollen, — daß folglich, wenn das Gericht 
erfter Inſtanz demungeachtet darauf einging und in feiner Entfchei- 
bung bie vom Kläger begehrten Werthſummen herabfegte, durch dieſe 
richterlihe Mäßigung keineswegs eine Sachfälligkeit desfelben begründet 
wurbe, welche die Compenfirung der Procekloften nah 8. 515 ital. 
G. O. zu rechtfertigen vermöchte, und zwar um fo weniger, als 
anbererfeit8 der Bellagte in feiner Vertheidigung fortan auf volls 
ſtändig er Entbindung vom Klagebegehren beftand”. 


Nr. 978. 
Borausfegungen der exceptio rei judicatae. 


al — v. 3. Juli 1855, Nr. 5765 (Deräti ung, bes „eibeit ded ©, o: 
ORG Bienn i ler ı 1856, Sr. 235, rin Zeitich hioekt 1. d» öferr, 
u t ri - 
Notariat, 1860, Nr. 7. 1. D. öfter 
A, welchem B einen Theil feines Waldes zur Abftodung um 
4000 fl. überlaflen hatte, trat gegen benfelben mit einer Klage auf, 
worin er anführte, daß B ihm eine Heinere Walpfläche, als die im 
Vertrag verfprochene, eingeräumt habe, und deßhalb das Begehren 
ftelite, daß ber DBellagte verurtheilt werbe, ihm entweder den fehlen» 
ten Flächenraum zu überlaffen ober von tem bereit empfangenen 
Kaufgelde den der abgängigen Waldfläche entfprechenden Betrag zurüd- 
zubezahlen. B feßte der Klage die Einrede ver entſchiedenen Rechts⸗ 
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ſache entgegen und ftüßte diefelben auf ein früheres Urtheil, wodurch 
ihm als Kläger gegen A als Bellagten eine fällig gewordene Rate 
feiner Forberung von 4000 fl. zuerfannt wurbe, und auf einen ges 
rihtlihen Vergleich, welcher in Folge einer zweiten $lage des B gegen A 
auf Zahlung ber nächſten Rate zu Stande fam und das Verfprechen 
des A, bie ganze Forderung von 4000 fl. zu zahlen, enthält. Zugleich 
behauptete B, daß zur Zeit der Schließung viefes Vergleiches dem A 
ber Abgang am Flächenmaße bereits befannt geweſen ſei. — Das 
Gericht erfter Inſtanz verwarf die Einrede ber res judicata, das 
Dberlandesgericht gab derſelben Statt und erfannte auf bie Buräd- 
ftellung der Klage des A. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterlide 
Erfenntnig aus folgenden Gründen: „Aus dem Sachverhalt ergibt 
"fi, daß die beiden Rechtsftreite, in denen B als Kläger auftrat, wohl . 
aus demfelben Gefchäfte entftanden, aus welchem er nun von A bes 
langt wird, daß aber bie Bebingungen des Rückerlages einer Klage, 
ob rem judicatam, nämlich: daß eine durch Urtheil bereits entfchievene 
Klage nochmals angebracht werden wolle, nicht vorhanden find,. pa hier 
weber berfelbe Kläger einfchreitet, noch der nämliche Gegenſtand aus 
dem nämlichen Nechtsgrunde angefprodhen wird. In wiefern übrigens 
ber wegen der Zahlung des Kaufjchillings geſchloſſene Bergleich den 
Anfprühen des A auf vollſtändige Uebergabe des gekauften Gegen⸗ 
ſtandes oder auf Schadenerſatz mit Erfolg entgegengeſetzt werben kann, 
muß der Erörterung und Entſcheidung in merito vorbehalten bleiben. 


Nr. 979. 


Beweislaft bei Beftreitung ber Echtheit. eines Teftamentes. 


gatih. v. 24. Yult 1855, Ar. 59230 ee bed das Urtheil des 
. Wien v. 29. September 1854, abändernden Urtheils 

de L.G. Wien v. 21. —* 1855, Nr. 1678). ©. 5. 1859, ©. 213 ff. 
Die Inteftaterben der M wurden zur Geltendmachung ihres 
Erbrechtes gegen den Teftamentserben auf ben Rechtsweg gewieſen 
und traten im Jahre 1852 gegen ihn mit einer Klage auf, worin fie 
um das Erfenntniß baten, daß die (von ihnen beigebrachte) Urkunde 
vom 20. Februar 1850 als das Teftament ver M nicht anzufehen fei. 
Um ihr Begehren zu begründen, leugneten fie vie Echtheit der Unter» 
fohrift der M auf der (von dritter Hand gefchriebenen) Urkunde,. und 
daß die mitunterzeichneten drei Zeugen rogirt wurben, daß M im 
gleichzeitiger Gegenwart berfelhen oder wenigftend von zwei Zeugen 
den Auffag als ihren legten Willen beftätigte, und daß bie drei Zeugen 
denſelben unterfchrieben. Mit ausdrücklicher Verwahrung gegen vie 
Vebernahme des ihnen nicht obliegenden Beweiſes dieſer negatinen 
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Behauptungen erboten ſich die Kläger zum Beweiſe derſelben durch 
die Teſtamentszeugen. Der Beklagte proteſtirte in der Einrede dagegen, 
daß er bie von den Klägern abgeleugneten Umſtände zu beweiſen habe, 
trug aber, mit ausbrüdliher Bermahrung gegen die Uebernahme dieſes 
Beweifes, denfelben, und zwar gleichfalls mittelft der Teflamentszeugen, 
an. — Das Geriht erfter Iuftanz erlannte auf ven von den Klägern 
angebotenen Zengenbeweis. Auf Grund dieſes von feiner Partei an- 
gefochtenen Urtheiles wurde von Seite der Kläger der Beweis ange- 
treten, jedoch, da die Zeugen nicht ausfindig gemacht werden konnten, 
durch Uebereintunft der Streittheile für den Fall der Nichterforfchung 
ihres Aufenthaltes bis zu einem beftimmten Tage als erloſchen erklärt, 
und nachdem biefer Fall eingetreten war, vom Gerichte erfter Inftanz 
das Enburtheil gefällt, welches wegen Nichtherftellung des den Klägern 
obgelegenen Beweifes auf Berwerfung des Slagebegehrens lautete. — 
Das D. 2%. ©. hingegen erkannte nad dem Klagebegehren. In ben 
Motiven wird erft die allgemeine, ohne Unterfheidung der Stellung 
der Bartei als Kläger over Bellagter, lautende VBorfchrift des 8. 134 
a. G. O. angeführt und dann Folgendes bemerft: „Im vorliegenden 
Valle beruft fi der Beklagte auf das angebliche Teflament, und keines⸗ 
wegs bie Kläger, welche die nur durch ein echtes Teflament oder einen 
echten Erbvertrag ansgefchlofiene Inteftaterbfolge für fit) haben. Mit 
diefer Auslegung des citirien Gefeges flimmen auch die 88. 3 und 104 
a. ©. D. überein, welche Demjenigen, ver ein fein Hecht begründendes 
Factum anflhrt, beim Widerſpruch des Gegners, die Laſt des Beweijes 
auflegen. Im gegenwärtigen Falle führen aber vie Kläger Fein Factum 
an, fondern widerſprechen vielmehr der von Seite des Beklagten ge- 
ſchehenen Angabe des Factums, daß die M durdy eine echte Urkunde 
zu feinen Gunſten legtwillig verfügt habe, weßhalb erft, nachdem vom 
Dellagten der Beweis der Echtheit und der finnlich wahrnehmbaren 
gefetlihen Eigenfchaften des Teftamentes erbradt ift, auf die Kläger 
Die Laſt des Beweiſes fallen würbe, wenn fie etwa behaupteten, daß 
das Teftament demungeachtet wegen eines Mangels in der fogenannten 
inneren Yorm ungiltig fei. Dies ſcheint der Beklagte felbft begriffen 
zu haben, da er in der Einrede ven Zeugenbeweis über die Echtheit 
bes Teftamentes antrug, allein eben deßhalb hätte er gegen bie Aus» 
ſchließung dieſes Beweijes im vorausgegangenen erſtgerichtlichen Inter⸗ 
locute appelliren ſollen, um des einzigen, ihm zu Gebote ſtehenden 
Beweismittels nicht verluſtig zu werden. Der Zulaſſung des Klagbegehrens 
aus dem Grunde dieſer von Seite des Beklagten unterlaſſenen Beweis⸗ 
führung ſteht auch nicht die Vorſchrift des $. 89 des Geſetzes über das 
Berfahren außer Streitfachen vom 28. Yuni1850 (8. 126 des fpäteren 
Geſetzes Über dad Verfahren außer Streitfahen vom 9. Auguft 1854) 
entgegen, weil die Eigenſchaft der Inteſtaterben ala Kläger nach $. 134 
0. G. O. hier vollends gleichgiltig ift, und durch die citirte Vorſchrift, 
welche nur die Beichleunigung des Berlaßberichtigungsverfahrens im 
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Auge hat, die Beweistheorie, die wahre Natur der Allegation und 
Beweislaſt im Civilproceſſe nicht geändert wurde.“ 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Urtheil der zweiten 
Inſtanz aus mit den Motiven des O. L. ©. übereinſtimmenden Gründen. 


Nr. 980. 


Provocation zweier Diffamanten: Procefjualifches Berhält- 
niß berjelben. 


Entf. v. 18. September 1855, Nr. 9433 (rufpebun „der steinfürmigen 
Derrete bed 2. ©. Wien v. 20. Mai 1855, 0, und dee O.%.®. 
Bien v. 26. Juni 1855, Nr. 8570). 6 5 1802, ©. 408 ff. 

Auf die Klage des A, womit er bie Eheleute B und C zur 
Ausführung eines Erſatzanſpruches von 24.000 fl., deſſen fie ſich ge- 
rühmt haben follen, aufforderte, wurde eine lage mit der Auffchrift: 
„B und deſſen Ehegattin C, Erſterer als gefetlicher Vertreter der 
Lessteren gegen A” überreicht, worin die C behauptete, durch einen 
unter Intervention des A gefchloffenen Kaufvertrag einen Schaden aus 
deſſen Verſchulden erlitten zu haben und mit dem Begehren fhloß, daß 
A verurtheilt werde, ihr 24.000 fl. als Schadenerſatz zu bezahlen. 
Hierauf überreichte A ein gegen B allein gerichtetes Gefud, um An- 
oronung einer Tagfahrt zur Wcteninrotulirung in contumaciam des- 
felben, weil B weder die Klage im eigenen Namen angebracht, noch 
die Aufforderung in der vorgefchriebenen Frift von 30 Tagen beantwortet 
habe. Beide Untergerichte wiefen dieſes Geſuch zuräd, die erfte Inſtanz 
mit Berufung auf das Hofdecret vom 23. Auguft 1799, Nr. 474 
3. ©. ©. it. d) und e) (Weffely I Nr. 1382), wornad bei 
Streitgenofjen zur Contumacirung des Einen oder des Anderen nicht 
geſchritten werden könne und nur Ein Urtheil ausgefertigt werden bürfe. 

Vom oberſten Gerichtshofe hingegen wurde mit Aufhebung der 
untergerichtlichen Entſcheidungen der erſten Inſtanz aufgetragen, das 
Acteninrotulirungsgeſuch des A gerichtsordnungsmäßig durch Anordnung 
einer Tagfahrt zu erledigen und in den Motiven Folgendes bemerkt: 
„Da B weber die Aufforderung beantwortet, noch felbft die aufgeforderte 
Klage (veren Inhalt feine Gattin C allein als Klägerin erfcheinen läßt 
und deren Auffchrift ihn nur als geſetzlichen Vertreter derſelben bezeichnet) 
angebracht bat, fo kann dem A das im Hofdecret vom 15. Jänner 1787 
Nr. 620 3. ©. ©. begründete Recht, gegen B in contumaciam die 
Acteninrotulirung und Urtheilsfhöpfung zu begehren, aud nicht auf 
Grund des Hofecrete® vom 23. Auguft 1799 Nr. 474 verfagt werden, 
weil, wenn von zwei Aufgeforberten ver Eine die Klage überreicht, der 
Andere aber ſich derjelben nicht anfchließt und ſich nicht anfchließen 
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kann, weil das gerühmte Recht ihm nicht zuſteht, eine Streitgenofſen⸗ 
ſchaft zwiſchen ihnen nicht mehr vorhanden iſt.“ 


Nr. 981. 


Bereinigung der Aufforderungsflage bei einem Baue mit 
der wegen Berühmung. Unzuläffigkeit einer Einrede gegen 
. eritere. 


Entid. v. 10. October 1855, Nr. 9490 (Beitätigung ded dad Urtheil des 
B. G. Tetſchen v. 20. Februar 1855, Nr. 947, abündernden Urtheils des 
D.8.G. Frag v. 3. April 1855, Nr. 6704). ©. 3. 1859, Rr. 149. 

A wollte einen Schupfen bauen und das Dad auf eine an der 
Grenze zwifchen feinen Grunde und dem des B ftehende Dauer ftügen. 
Dem wiberfete fi) B bei der Baucommiflion, indem er behauptete, 
die fraglihe Mauer fei fein Eigenthum. A fand hierin eine Berühmung 
und brachte eine Aufforderungsflage an, welche mit dem Beſcheide erledigt 
wurde: B babe feine Rechte wider den Bau binnen 30 Tagen aus⸗ 
zuführen, allenfalld die ihm angefchuldete Berühmung zu beantworten 
oder feine Klage einzubringen. B überreichte feine Einrede, in welcher 
er fih auf feinen Belig und auf das Hof. vom 15. Jänner 1787, 
Nr. 621 3. G. ©. lit. ce. (Weffely I Nr. 418), berief. Im Sinne 
diefer Einrede wies die erfte Inftanz den Aufforderer mit feinen Be- 
gehren zurüd; die beiden oberen Inſtanzen dagegen gaben ihm Statt. 

Gründe der dritten Inſtanz: „Nach der ganz richtigen Be⸗ 
merfung des Dberlandesgerichtes begreift Die Aufforverungsflage bie zwei 
Aufforberungsfälle des 8. 72 und 66 der a. ©. O., nämlid die Aus- 
führung des Hechtes von Seite des Belangten auf die Unterfagung des 
Baues und die Darthuung feines Eigenthumsrechtes auf die Böſchungs⸗ 
mauer, auf welder der zu erbauende Schupfen gebaut werben foll, in 
fih. In dem erften Aufforderungsfalle räumt der $. 72 a. ©. O. 
dem Bauflihrer ohne Ausnahme das Recht ein, Diejenigen, welche ihre 
Widerfprüce gegen den zu führenden Bau erhoben, im Aufforderungs- 
wege zu belangen, damit fie ihre Rechte dawider ausführen. Nad 
dem Maren Wortlaute diefer gefelichen Beſtimmung ift fhon in dem 
Widerfpruche, in der Proteftation gegen den zu führenden Bau, bie 
Derühmung des Unterfagungsrechtes enthalten, daher auch der Bau⸗ 
führer gegen jeden ber biffentirenden Anrainer mit der Aufforderungs- 
Mage vorgehen kann, ohne daß e8 hiebei, wie das Oberlandesgericht 
ganz richtig heruorhebt, darauf ankömmt, welches Recht der eingebrachten 
Proteftation zu Grunde gelegt wurde, da e8 fich in dem Aufforderungs⸗ 
proceffe um die Darthuung des Unterfagungsrechtes handelt, welches 
der Aufgeforderte ohne Küdfiht auf die Befchaffenheit feiner Ein- 
wendung ausführen muß. Auf gleiche Weife flellt ſich auch die Auf- 
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forderung wegen Darthuung des Eigentbumsrechtes auf vie Böſchungs⸗ 
mauer, auf weldher die Aufführung des Schupfens ftattfinden foll, als 
gegründet dar; denn hier liefert gleichfalls das Baucommiffions-Protofoll 
den Beweis über die vorausgegangene Berühmung, daß nämlich die 
Bboſchungsmauer des Belangten Eigenthum fei. Gegen biefen Theil 
der Aufforberungsflage fucht ſich Belangter mit der Berufung auf das 
Öofdecret vom 15. Jänner 1787 zu ſchützen, indem er anführt, daß 
gemäß der Bertragsurfunde fein Beflgnorgänger das Haus N. E. 94 
mit dem dazu gehörigen, bis an die Stabtmauer reichenden Garten 
fammt den daran fih fchließenden Grundparcellen befefien und aud 
die fragliche Böſchungsmauer zum Schutze feines rundes erbaut 
habe, daß daher diefe Böſchungsmauer, fo wie ſolche fih im deſſen 
Beſitze befand, auch in feinen Beſitz übergegangen fei. Iſt nun auch 
diefe Anführung in Betreff der Errichtung der fraglihen Mauer 
durch das Baucommifjiond-Protofoll, refp. tie Erklärung des Yo]. F., 
von welhem Kläger die Parcelle des Hofraumes an fi brachte, be- 
ftätigt, jo ergibt fih aus eben dieſem Baucommiffiond-Protofolle, 
daß nad der von ben beigezogenen Sachverſtändigen abgegebenen 
Erklärung diefe Terrafienmauer, welche zum Schutze des Grundes des 
Joſ. F. diente, um 8° von der Böſchung, nämlich die Auslaufsfante 
neben dem ganzen oberen Mauerftode auf Fe'ſchem Grunde ftehe, und 
daß die in dem Situationsplane befindlichen Dimenflonen ganz genau 
mit der oben vorgenommenen Bemefjung übereinftimmen. Da nun 
Belangter bei diefer Baucommiffton gegen den Befund der Sach— 
verftändigen feine Einwendung vorgebradht hat, fo gewinnt es den 
Anfchein, daß für Joſef F. und feine gegenwärtigen Beſitznachfolger 
in biefer Parcelle ftärlere Gründe des Befiges als für den Belangten 
fpredhen, da der bloße Aufbau der Böſchungsmauer noch nicht auch 
das Eigenthum berfelben und deren Beſitz zu erweifen vermag. Da 
demnach weder das Eigenthum, noch ber Befit diefer Böoſchungsmauer 
von Seite des Belangten Har erhellet, fo kann fich derſelbe auch nicht 
auf das Hofvecret vom 15. Yänner 1787 berufen. Es wurde fohin 
auch hier mit vollem Grunde der Aufforderungsklage Statt gegeben.” 


ir. 982. 
Beftätigung einer nicht eigenhändig gefchriebenen letztwilligen 
Anordnung durch Kopfniden, 


Entf. v. 23. October 1855, Nr. 10425 Sehätigung des Urtheils des 
L. G. Hohenmanth v. 5. Jänner 1855, Nr. 9814, Abändernug des Urtheils 
des O. L. G. Prag v. 30. April 1855, Nr. 8099). ©. 3.1859, Nr. 80, 

Der ans Anlaß der Klage auf Ungiltigerlflärung eines Zefta- 
mentes burdgeführte Zeugenbeweid ergab, daß der Erblafferin das 
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angefochtene Teftament in Gegenwart ber brei Zeugen vorgelefen, und 
daß viefelbe befragt worben fei, ob dies ihr letzter Wille ſei und ob 
die Zeugen den Auffat fertigen follen; hierauf habe die Erblafferin 
zwar nicht geantwortet, aber durch Kopfniden ihre Zuftimmung zu 
eriennen gegeben und den Aufſatz gefertigt — woranf auch die Zeugen 
unterjchrieben. 

Die erfte und dritte Inſtanz erklärten das Teftament für 
ungiltig; nur die zweite wollte es aufrecht erhalten. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Das Kopfniden als Zei- 
hen einer der Spradhe aus was immer für einer Beranlafjung nicht 
mächtigen Perfon Tann bei anderen zutreffenden, die vorausgefette 
Willenszuftimmung unterftügenden Umftänden, als beftimmte Erflä- 
rung eines Willens nicht ausgefchloffen werden, denn fonft müßten 
ale der Sprache und der Schrift nicht mächtigen Perfonen von der 
Fähigkeit zu teftiren ausgeſchloſſen bleiben. Dies würde aber offenbar 
gegen die Abficht des Geſetzes verftoßen, da felbft den Taubftummen 
die Teftirungsfähigkeit nicht abgefprodden worden ift, was ſchon daraus 
hervorgeht, daß ver 8. 275 a. b. ©. 2. ihnen die Selbftverwaltung 
ihre8 Vermögens und die Fähigkeit, rechtsverbindliche Geſchäfte nad) 
zurädgelegtem 24. Jahre einzugeben, zugefteht, viejelben daher auch 
bei lettwilligen Verfügungen jenen Beſchränkungen nicht unterworfen 
find, weldhe für andere unter gefegliher Obhut ftehende PBerfonen 
feftgefegt wurden. Mit Rückſicht auf die im 8. 863 a. 6. G. 2. 
über ſtillſchweigende Erklärungen anfgeftellten Vorſchriften muß daher 
das Ropfniden der Erblafierin als die im 8. 579 a. b. ©. 2. ge- 
forderte Belräftigung, daß der vorgelefene fhriftlihe Aufſatz ihren 
legten Willen enthalte, angefehen werben.“ 

Gründe der dritten Inftanz: „Im Allgemeinen bleibt 
für legtwillige Anordnungen die Vorfchrift des 8. 565 a. b. G. B., 
daß der Wille des Erblaffers beſtimmt erklärt werden müfle, maß⸗ 
gebend. Es ift insbefonvere für ven Fall, wo ber Erblaſſer feinen 
legten Willen von einer anderen Perfon nieberfchreiben ließ, nad 
8. 579 a. 6. ©. 2. vorgejchrieben, daß der Erblafler dieſen letzten 
Willen eigenhändig unterfertige und vor drei Zeugen, von benen 
wenigftend zwei zugleich gegenwärtig fein müſſen, ven Auffak als 
feinen legten Willen beftätige. Dieſe Beftätigung ift bier nicht vor« 
banden. Die eidlich vernommenen Zeugen beftätigen, daß die Erb⸗ 
laſſerin befragt worden fei, ob der ihr vorgelefene Auffat ihr letzter 
Wille fei, und daß die Erblafferin hierauf feine Antwort gegeben, 
fondern nur mit dem Kopfe genidt habe, woraus die Zeugen folgerten, 
daß die Erblafierin dieſen Auffat als ihren legten Willen anerkenne 
und fomit als folden beftätige. Diefe Kopfbewegung der Erblafjerin 
vermag jedoch (abgejehen davon, daß dieſelbe durch einen ander« 
weitigen Zufall erregt worden fein konnte) vie geſetzlich geforberte 
beftinmte, daher ausdrückliche Beftätigung und Erklärung. der Erb⸗ 


— 5090 — 


lafjerin nicht zu ergänzen. Der Umftand, daß ber Teftamentsaufiag 
ber Erblafferin vorgelefen wurde, trägt nicht bei, das Nicken mit dem 
Kopfe als beftätigende Erklärung anzuerkennen.” 


Nr. 983. 


Zahlung des Miethzinjes an den Erecuten nach, erfolgter 
Berfteigerung des Haufes. 


Entib. v. 234. October 1855, Nr. 10573 ung Dre des Par Urtheil 
des ‘Ss Altsund Nenfiedt Brig v. 15. Juni 1855 4, abändern- 
den Nrtheild des D. 2 Prag d. 29. Auguft 1855 Y Al), G. 3. 
1860, Nr. 77. Glorzale | Giurispr. prat. 1860, S. 312 fi. 

Am 16. October 1854 hatte B den Miethzins für — mit 
dieſem Tage beginnende Vierteljahr an die bisherigen Beſitzer des 
Hauſes entrichtet; am Tag darauf kündigte ihm A an, daß er am 
12. October das Haus bei der executiven Feilbietung erſtanden und 
mit allen Nutzungen und Laſten übernommen habe. A verlangt nun 
von B bie nochmalige Zahlung des Miethzinſes. Seinem Begehren 
ward in erfter Inſtanz entſprochen, die beiden oberen Gerichte wiefen 
ed zurück. 

Gründe der erften Inftanz: „Was bie vom Geklagten 
in ſeiner Einrede angebrachte Einwendung eines früher zwiſchen ihm 
und den vorigen Beſitzern des Hauſes Nr. C.* beſtandenen Mieth⸗ 
vertrages und einer demgemäß an die X geſchehenen Anticipat-Zah- 
Iung des Mietbzinfes vom Termin Galli 1854 bis Lichtmeß 1855 
in dem Betrage von 40 fl. anbelangt, jo konnte diefe Einwendung 
nicht berüdfichtigt werden, weil, wenn auch ein folder Vertrag in 
Wirklichkeit beftanden hätte, dieſer nur ein perfönliches Rechtsverhält⸗ 
niß zwifchen ven Compaciscenten begründen würde und die aus dieſem 
refultivenden Anfprühe und Forderungen auf einen neuen Erwerber 
ber unbeweglichen Sade nah 8. 443 a. b. ©. B. nicht übergehen, 
wenn fie in den Öffentlihen Büchern nicht angemerkt find und ebenfo 
nah 8. 1095 a. 5. ©. B. die Rechte des Beſtandnehmers nur dann 

als dingliche Rechte zu betrachten find, wenn der Beftandvertrag in 
die öffentlihen Bücher eingetragen ift, bei einer gerichtlichen Veräuße⸗ 
zung aber felbft in diefem Falle der Beitanpnehmer dem neuen Käu⸗ 
fer weichen muß, $. 1121 a. b. ©. B. Was insbefondere noch die 
Einwendung des vorausbezahlten Miethzinſes betrifft, fo war vie 
X, wenn biefelbe auch wirklich von den Übrigen Miteigenthümern des 
Haufe zur Erhebung des Miethzinfes bevollmächtigt gewejen wäre, 
am 16. October 1854 nit mehr berechtigt, die Nutungen Diefeg 
Hauſes einzuheben, weil viefelbe ſchon auf den Ticitatorifhen Käufer 
übergegangen waren. Hat aljo ver Gellagte ven Mietbzins wirklich 
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bezahlt, fo konnte diefe Zahlung nah 8. 1412 a. b. ©. B. nicht 
die Tilgung feiner Berbiuplichkeit, für die benügte Wohnung den 
Miethzins zu zahlen, herbeiführen, weil bie Zahlung nicht nad 
Borfchrift des 8. 1424 a. b. ©. B. au den hierzu Berechtigten 
geſchah. Der Geflagte kann andy nicht einwenden, daß bie Zahlung 
einer Nichtſchuld ohne fein Verſchulden geſchehen ift, indem der Klä⸗ 
ger ihn erft am 17. October 1854 verftänbigt habe, weil eine ſolche 
Pfliht dem Kläger nicht aufgebürbet werden fann, vielmehr es dem 
Geklagten oblag, fi zu vergewifjern, ob der, dem gezahlt wird, zur 
Empfangnahme berechtigt fei.“ 

Gründe der dritten Inſtanz: „Hat der Geklagte die in 
vem Haufe N. E.* bezogene Wohnung gegen Anticipat = Zahlung 
des Zinfes in 1, jährigen Raten gemiethet und bat derſelbe ven für 
das erfte Vierteljahr von Galli 1854 bis Lichtmeß 1855 entfallen» 
den Zind am 16. October 1854 den früheren Beſitzern wirklich 
gezahlt, jo kann ver Kläger die nochmalige Berichtigung vesfelben 
von dem Geflagten nicht verlangen, weil berfelbe am 16. October 
1854 eine fällige Schuld war und Kläger einen Beweis darüber, 
daß der am 12. October 1854 erfolgte executive Verlauf des Hauſes 
dem Geklagten bekannt gewejen, ober er foldhen hievon und von feiner 
Erfteigerung des Haufe in Kenntniß geſetzt habe, nicht beigebracht, 
biemit der 8. 1395 a. b. ©. 8. bier feine volle Anwendung 
findet. Dem fteht nicht entgegen, daß die früheren Befiter bei dem 
am 12. October erfolgten erecutiven Verkaufe nach der Behauptung 
des Klägers am 16. October 1854 kein Recht mehr hatten, vie Zah⸗ 
lung des fraglichen Miethzinſes in Empfang zu nehmen, weil es fid 
nicht um die allfälligen Rechte des Klägers auf den von den früheren 
Befigern übernommenen Mietbzins ihnen gegenüber, ſondern allein 
um bie Frage handelt, ob ver Geklagte zu einer nodmaligen Zah⸗ 
lung dieſes Miethzinſes verhalten werden könne, welche jedoch nach 
$. 1395 a. 6. G. B. verneint werden muß. Der $. 1102 a. b. G. B. 
findet bier feine Anwendung, weil es fih nur um eine Yriftzahlung 
und nicht un die Gläubiger, fondern um den Erſteher handelt, ver ſich 
burh Beobachtung der Borfiht des 8. 1395 a. b. ©. B. Hätte 
jhügen können, ſich daher die allfälligen Folgen feiner Unvorfichtigkeit 
ſelbſt zuzufchreiben bat,“ 


| Nr. 984. 
Formulirung der Klage wegen Nichterfüllung eines unter 
Stipulation von NReugeld gefchlofjenen Vertrages. 


28. v. 7. Abpeuter 1855, Nr. 10979 Geſtätigung des dad rtbeil 
ded 6,8% Batan v. 9. Mat 1855, Nr. 1301, abandernden Urtheils d 
G. Prag dv. 80. Juli 1855, Mr. 685). ©. 3. 1859, Nr. 1 
hatte mit dem B einen Pachtvertrag über des letteren Wirth- 
haft unter Stipulation eine® Reugeldes von 200 fl. abgefchloffen, 
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ihm fpäter ven Pachtſchilling zugezählt und die Uebergabe der Wirth: 
ſchaft begehrt, welche von B verweigert wurde. Nun verlangt er von 
dieſem die Zahlung des Reugeldes, auf welche auch die erſte Inſtanz 
erfannte; die beiden obesen Inſtanzen bagegen wielen das Klagebegeh⸗ 
ren zurüd; vie Dritte begründete ihre Entjcheidung folgendermaßen 

„Wird ein Bertrag gegen Reugeld gefchloffen, jo muß nad 
8. %09 a. b. ©. B. entweder ver Vertrag erfüllt oder das Reugeld 
bezahlt werden. Ein unmittelbares Klagerecht auf bloße Entrichtung 
des Reugeldes entfteht aus einem ſolchen DBertrage nicht, weil nur 
bemjenigen Xheile, der den Bertrag noch nicht erfüllt hat, die Wahl 
zulönmt, entweder ven Vertrag zu erfüllen ober das bebungene Reu⸗ 
geld zu zahlen. Der andere Theil Hingegen, ber ven Vertrag einzu: 
halten bereit ift, Tann ben fäumigen Pacis zenten nah 8. 919 a. b. 
©. 8. nur auf die Erfüllung des Vertrages belangen und muß dieſem 
die ihm nach dem angeführten $. 909 zuftehende Wahl überlafien, 
diefem Begehren nachzukommen, over fih durch Entrichtung des be⸗ 
dungenen Reugeldes hievon zu befreien. Dieſes allein reicht hin, bie 
obergerichtliche Abweifung des Klägers mit feinem, die Aufhebung bes 
dem Geflagten zuftehenden, oben dargethanen Wahlrechtes bezwedenven 
Kingebegehren zu rechtfertigen.“ 


Nr. 985. 
Beſitzanmaßung als Erforderniß der Beſitzſtörung. 


Eutſch. v. 20. November 1855, Nr. 11480 (Beftätigung des dad Decret 

der Prätur Latifana v. 18. September 1855, Nr. 5081, abändernden De: 

crets des O.L. G. Venedig v. 17. October 1855, Nr. 18727). Eco d. Trib. 
1860, &. 238 fi. ©. 3. 1868, Nr. 8. 

Auf dem Gemeindewege, welcher über das Grundſtück des A 
führt, kam B nit feinem von Kühen und Ochſen gezogenen Wagen 
bi8 zur Stelle, wo den Weg ein überbrädter Graben durchſchneidet, 
und ba er die Brüde abgebroden fand, fpannte er die Kühe aus, barg 
fie einftweilen in einer nahen Scheune auf dem Grundſtücke des A und 
leitete die Dchfen an dem Wagen durd) ven Graben. A belangte nun 
den B in possessorio summariissimo wegen Störung im Befige feines 
Grundftüdes. Der Beklagte vertheidigte fih mit der Behauptung, daß 
bie abgebrochene Brüde ihn genöthigt babe, vie Kühe, welche er, an 
ben Wagen gejpannt, nicht hätte hinüber fchaffen können, auszufpannen, 
vom Geleife wegzuführen und für den Augenblid außerhalb des Weges 
auf dem Grundftüde des Klägers zu belafien, um auf ſolche Weife 
den Karren durch ben Graben zu bringen. Bon ver erften Inſtanz 
wurde das Klagebegehren zugelafien. Das DO, 8. ©. wieß den 
Kläger ab. 
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Der oberfte Gerichtshof beftätigte Die Entſcheidung ver zweiten 
Inftanz, in Erwägung, „daß die Abficht der Vorſchriften über das 
possessorium summariissimum bahin geht, mit Hilfe des Richters zur 
Vermeidung gewalfamer Conflicte der Parteien den geftörten Beſitz 
durch Herftellung des vorigen Standes zu beſchützen, beziehentlic, zurüd: 
zu verfchaffen, weßhalb ein zur Einleitung des Verfahrens in possessorio 
summariissimo geeigneter Anftoß nur in einer ſolchen Thatſache ge- 
funden werben kann, die das beſtehende Beſitzverhältniß einer Per ſon 
zu einer Sache oder einem echte gefährbet oder zu ändern droht, — 
daß mithin im gegenwärtigen Yalle, wo eine durch plötzlichen Zufalk 
veranlaßte, ohne die Abficht einer Befiganmaßung unternommene, nad 
feiner Seite hin präjubicirende Thatſache ganz vorübergehenden Charakters 
als Befisftörung geltend gemacht wurde, ein berechtigter Anſpruch des 
Klägers auf richterlichen Schug und Hintanhaltung nicht vorliegt.“ 


— N 


Nr. 986. 


Erbfolge in Bauerngüter: Aufhebung einer Verlaſſenſchafts⸗ 
Abhandlung wegen Nichtberückſichtigung der betreffenden 
Vorſchriften. 


Entſch. v. 11. Jänner 1856, Nr. 65 eltätigung ded Decrets des O. L. G. 
Wien v. 6. Februar 1855, Nr. 1311). Zeitſchrift f. d. Notariat 1859, Nr. 1. 


Nr. 987. 


Unterlaſſene Aufkündigung eines „widerruflichen“ Pacht⸗ 
vertrages. 

Eutſch. p. 5. Februar 1856, Nr. 929 (Abänderung des dad Urtheil des 
86. Fregun v. 24. Anguſt 1855, Nr. 869, abändernden Urtheils des 
D. L. ©. Prag v. 36. November 1855,Nr. 9336).6.3.1859, Nr. 119. 

A bat das Feld des B für ſechs Jahre in der Art gepachtet, 
daß die Pachtung von 1852 bis Ende 1854 unmiderruflih, von da 
an aber widerruflich fein follte. Anfang 1855 verpacdhtete B da8 Grund» 
flüd an einen Andern und kündigte dies dem A gleichzeitig an, jo daß 
ber neue Pächter jofort eintrat. A verlangt nun Entſchädigung für 
die brei ihm entgehenden Pachtjahre. Die erfte Inſtanz hat ihm die⸗ 
jelbe zugefprochen und diefes Urtheil damit begründet, daß der Geklagte 
gemäß $. 1116 a. 6. ©. B. verpflichtet geweien fei, die Padtung 
ſechs Monate vorher aufzukündigen, weil der Pacht wohl auf ſechs 
Jahre abgeſchlofſen, in den letzten drei Jahren aber ungewiß mar. 


ad = 
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Die Einwerdung des Gelklagten, daß ber Kläger vorerft auf Einhal« 
tung des Vertrages habe Magen jollen, entfalle, weil der Geklagte 
felbft zugeftanden Habe, das Feld weiter verpachtet zu haben, weßhalb 
bie Einhaltung. des erften Pachtvertrages nicht mehr möglich fei. Da⸗ 
gegen bat das Oberlandesgericht den. Kläger vollRänbig abgemiefen. 
Diefes Erkenntnis fügt fi auf die Anordnung des $. 919 a. b. 
©. B., gemäß welcher ver Kläger nicht berechtigt fei, blos vie Ent- 
ſcharigung, ſondern nur die Einhaltung des Vertrages und erſt im 
Falle dieſe nicht erfolgt, den Erſatz zu fordern. 

Der oberſte Gerichtshof hat dem Kläger die Entſchädigung nur für 
das Jahr 1855 zuerkannt, aus folgenden Gründen: „Der Kläger gefteht 
bie Widereuflichleit des Pachtvertrages für bie (eßten drei Pactjahre 
1855, 1856 und 1857. War nun der Pacht in den leßten drei 
Jahren widerruflich und hat ver Geklagte ihn im Jahre 1855 wider» 
rufen, fo kann der Kläger für die letsten zwei Jahre 1856 und 1857 
keine Entfhädigung anfprechen. Aber wenn auch ver Pacht widerruflich 
war, fo konnte, da diesfalls zwifhen den Parteien feine befonvere 
Berabrevung ftattgefunden, das verpachtete Grundſtück dem Kläger erft 
nad Ablauf des im 8. 1116 a. b. ©. B. beftimmten Aufkündigungs⸗ 
termind von ſechs Monaten abgenommen werben. Diefes ift aber nicht 
geſchehen, indem ver Gellagte nach feiner eigenen Angabe dem Kläger 
den Pacht erft zu Anfang des Jahres 1855 aufgekündigt, deſſenunge⸗ 
achtet aber demſelben das Grundſtück fogleic abgenommen, und das⸗ 
jelbe einem anderen Pächter überlaffen hat. Der Geklagte bleibt daher 
dem Kläger für die Außerachtlaffung dieſer gejeglihen Vorſchrift ver- 
antwortlid. Dem viesfälligen Anfpruche des Klägers fteht aber der 
8. 919 a. b. ©. B. nicht entgegen, weil es fich nicht mehr um die 
Erfühung bes Bertrages, ſondern blos um bie Einhaltung des geſetz⸗ 
ich beftimmten Auflündigungstermines handelt.” 


Nr. 988. 


Bertrag zu Gunſten Dritter. Unübertragbarleit des Wieber- 
kaufsrechts. 


Tenar-Ent 6. Febenar 1856, Nr. 2082 effätigung de3 1 
ber Bräter Can Sande »- 18. Sehruar 1855, Wr 1 087, anberung 
+ —* des O. L. G. Benebi 7 5. Yun! 1855, N x 10188) Eco 
d. Trib. 1861, & . 1862, — X 
A verkaufte mit —— Bern dem B ein " runonid. 
In der Urkunde wurbe dem A von B dad Recht des Wiederkaufs für 
bie Dauer von 30 Jahren mit der Beſchränkung eingeräumt, daß er 
nicht befugt fein fol, dasfelbe vor Ablauf der erften 10 Jahre aus⸗ 
zuüben, und am Schluſſe der Urkunde wurde noch ein Zuſararütel 
Glaſer, Unger und Walther Entig. U. 
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des Inhalts aufgenommen, daß das Wiederkaufsrecht auch ben (nament- 
lich aufgeführten) Neffen des A vorbehalten bleibe, und daß B hiezu 
jedoch unter der Bedingung einwillige, daß der Wieverlauf nur für 
die Berläufer („per essi venditori*), mit nichten für britte Perfonen 
rejpective Erwerber des Grundſtücks zuläffig fei. Nach dem Tode des 
A machten nun die befagten Neffen desjelben gegen die Erben bed B 
mittelft Klage das Wiederkaufsrecht geltend. Die Beklagten wenbeten 
ein, daß die Kläger nicht Miteigenthümer des Grundſtückes geweſen 
feien, welches A laut der Vertragsurkunde als Alleineigeuthümer dem 
B verkauft babe, folglich ven Kläger das nah S. 1070 a. b. G. B. 
mit dem Tode des A erlofhene Wiederkaufsrecht nicht zuftehe. Die 
er ſte Inſtanz erlannte gegen das Klagebegehren. Das Oberlanvesgericht 
erlannte nach demſelben, indem es, Iaut feinen Entjcheibungsgründen, 
annahm, daß die Kläger, obgleich fie der Errichtung des Kaufvertrags 
perfönlich fern geblieben waren, vermöge ber im Zuſatzartikel vorkom⸗ 
menden Worte „per essi venditori“ als von dem A vertretene 
Mitverläufer des Grunpftüds zu betrachten und in dieſer Eigenſchaft 
zur Ausübung des ihnen von A unter B's Zuflimmung mitoorbes 
baltenen, nicht erft übertragenen Wiederkaufsrechts nach 8. 1070 a. b. 
©. B. befugt ſeien. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrigterliche Erkennt⸗ 
niß, in Erwägung, daß im Art. 1 des Kaufvertrages A allein als 
Eigenthümer und Verkäufer des in Rede ftehenden Grunpftüdes bezeichnet 
ift, daß hierauf wieder nur er allein und für ſich allein mit vem Käufer 
ben Kaufpreis vereinbart (Art. 2), in gleicher Weiſe vie Erklärung, 
das Grundſtück zu übergeben, ausgeftellt (Art. 3), und dad Wieber- 
faufsrecht zuvörderſt fich allein und ohne andere Perfonen zu erwäh⸗ 
nen, vorbehalten hat (Art. 4), daß auch in dem nun folgenden Zuſatz⸗ 
artikel A nur ſich felbft als Verkäufer angeführt hat und darauf erft 
die Beftimmung folgt, daß der Vorbehalt des Wiederkaufsrechts auch 
auf feine Neffen ausgedehnt werben fol, — daß dieſe Letzteren demnach 
weder als Berkäufer an dem Bertrage theilnahmen, noch als folde 
darin genannt wurden, und daß an diefem Sachverhältniſſe die Stelle 
in dem Zufaßartifel, worin der Käufer bei Feſtſtellung einer Bebin- 
gung des von ihm auch den Neffen des Verkäufers zugeſtandenen 
Wieverkaufsrechtes, alfo nur bei einer Nebenbeftimmung jowohl ven 
Oheim als die Neffen mit vem Worte „venditori“ bezeichnete, nichts 
zu ändern vermag, da doch nur dad eigentliche Rechtsverhältniß und 
nicht eine untergeorbnnete, dem Conterte der ganzen Urkunde noch dazu 
widerftreitende Bezeichnung maßgebend fein kann, — daß der Verkäufer A 
werftorben ift, ohne das Wiederkaufsrecht ausgeübt zu haben, daß ver 
8. 1070 a. 5. ©. 3. den Wieverfauf nur ale höchſt ‚perfünliches 
Recht des Verkäufers zur Geltung fommen läßt, und die Uebertragung 
desjelben, fei es an Erben oder andere Perfonen, gleihviel ob im 
Kaufvertrag felbft oder außerhalb vesfelben, ausjchließt, wornach denn 
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aud bie hiezu vom Berläufer gegebene Einwilligung, weil der gefeß- 
lichen Vorſchrift entgegen, ohne alle Wirkung if. 


Nr. 989. 
Entlaſſung aus ber väterlichen Gewalt durch Geftattung ber 
Dewirtbichaftung eines Bauerngutes. 


Entſch. v. 26. Februar 1856, Nr. 1202 —R— An Secret ben. G. 
ranlenmartt v. 12. September 185 meereiß 
es O. L. G. Wien von 24. — 1855, Rt. 14814). —R f. d. 

öfterr. Notariat 1860, Nr. 9. 

A belangte den minderjährigen B wegen Zahlung des Kauf⸗ 
preifes für ein Bauerngut. Das Gericht ließ die gegen ven Vater des 
Bal& deſſen geſetzlichem Bertreter gerichtete Klage dem B jelbft zuftel- 
len, weil nad feiner Anſicht der zweiunvzwanzigjährige Beklagte, wel⸗ 
chem fein Bater die eigene Bewirthſchaftung des von A dem B ver- 
fauften Bauerngutes geftattet hatte, hierdurch gemäß 8. 174 a. 6.6.82. 
aus ber väterlihen Gewalt entlafien worden war, und verurtheilte den 
zur Tagfahrt nicht erfchienenen B in contumaciam nad dem Klage⸗ 
begehren. Nachdem gegen ven Sachfälligen auch bereits bie Erecution 
durch Pfändung eingeleitet worden war, überreichte fein Vater ein 
Geſuch um Vernichtigung des ganzen Berfahrens, weil der Beklagte 
bei feiner Minderjährigkeit unfähig geweſen jet, ſich ſelbſt zu vertre⸗ 
ten. Vom Gericht erſter Inſtanz wurde das Geſuch abgewieſen. Das 
Oberlandes gericht bewilligte dasſelbe, annullirte das ganze Verfahren 
und verordnete über die Klage eine neue Verhandlung mit Zuziehung 
des Vaters, weil einerſeits der Kaufcontract, in Folge deſſen B das 
Bauerngut uͤbernahm, nach der ausdrücklichen Willensmeinung des Vaters 
noch der curatelgerichtlichen Genehmigung unterworfen wurde und eine 
beſtimmte Erklärung des Letzteren, welche im Sinne des 8. 174 a. b. 
©. B. ſelbſtverſtändlich die Entlaſſung des B aus der väterlichen Ge— 
walt nach ſich zöge, nicht enthält, andererſeits, wenn bie Bewirthſchaf⸗ 
tung eines Bauerngutes nach dem Hofdecret vom 28. October 1829 
J. Nr. 2437, die Volljährigkeit des unter Vormundſchaft 
fiehenben Minderjährigen nit zur Folge hat, vasfelbe au von dem 
unter väterliher Gewalt ſtehenden Sohne gelten muß. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftrichterliche Entſchei— 
bung, „in Erwägung, daß dem B nad) zurüdgelegtem zwanzigften Lebens⸗ 
jahre von feinem Vater die Führung einer eigenen Haushaltung geftattet 
wurde, daß B diefelbe in ver That ganz unabhängig von feinem anders- 
we anfjäjfigen Bater führt und fomit nah $. 174 a. b. ©. B. als 

aus der väterlihen Gewalt entlafien, d. i. als großjährig angejehen 

werden muß, — daß ber 8. 252 a. 5b. ©. B. und die darauf bezügliche 

Novelle vom 28. October 1829, Nr. 2437 9. ©. ©., nur vor 

Daterlofen, unter Bertretung eines Bermundes ftehenden Minderjäh⸗ 

33* 
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rigen hundeln, und daher auf den vorliegenden Fall nicht angewenbet 
werden können.” 


Nr. 990. 


Zuläffigkeit der Befisftörungsflage bes Miethers gegen ben 
Vermiether. 
ch. v. 22. April 1856, Nr. 2 gefätignug Bei-dnd Deret „der Beätur 


& 
Arien v. 26. Jänner 1856, abandernd 
Benedig v. 19. Februar 1850, We J 0b’ Eco. d. Trib. 1860, &.375 fi. 


Nachdem C dem N “ ee eines ante ohne Erfolg auf« 
gekündigt hatte, da die Aufkündigung in Folge der Oppofitionsflage des A 
als nichtig erklärt wurde, vermiethete er dasſelbe der B, weldye eines 
Tags die augenblidlihe Abwefenheit de8 A vom Haufe benügte, um 
dasſelbe zu beziehen. A belangte num die B in possessorio summariissimo 
wegen Befigftdrung Die erfte Yaftanz wies den Kläger ab, unter 
andern aus dem Grunde, weil die Bellagte das Haus mit Vvollmacht 
des C, der es ihr vermiethete, bezogen babe, mithin, wollte man hierin 
eine Beflgftörung erfennen, C jelbft ver Urheber ver Beſitzſtörung wäre, 
was aber nit fein fönne, ba der Kläger als Miether eben nur im 
Namen des Bermiethers C das Haus befaß, font von dieſem im 
Befig desſelben nicht geftört werden konnte. — Das Oberlandesgericht 
entfchied nad dem Begehren. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Decret des Oberlandes- 
gerichte8 und bemerkte in den Entſcheidungsgründen, daß Derjenige, 
welcher ein Haus zur Miethe bewohnt, ohne weiters und felbft dem 
Bermiether gegenüber ver factifhe Befiter des Haufes fer, und daß 
aud nicht dem Eigenthümer vefpective Vermieter noch den Rachfol⸗ 
gern besfelben geftattet ift, den Miethbewohner in feinem Beflte zu 
Hören, ſondern daß fle zur Geltendmachung ihrer allenfallfigen An- 
ſprüche die richterliche Hilfe zu fuchen haben. 


Nr. 99. 
Beweislaſt bei Anfechtung einer Schenkung wegen Verlegung 
bes Pflichttheils. 
v.29. April 1856, 33396 e ung des das Urtheil des 2. ©. 
Bin. 24 U ft 1855, Ik 0536, ahinbeengen — Are eiß 0.86. 
Wien dv. 16. unner 1856, ze 17207). ©. 9. 1859, ©. 401 ff 
M ernannte feine Gattin B zur Univerfalerbin und hinterfieß 
jevem feiner 9 Kinder einen Betrag, welcher die mit Rückſicht auf 
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vie Summe des reinen Nachlafies von 4339 fl. 13 Tr. entfallenden 
Pflichttheilsquote von 241 fl. A'/. fr. noch Überflieg. Es zeigte ſich 
aber, daß A acht Yahre vor feinem Tode der B eine Forbernung von 
15000 fl., ohne Entgelt zu empfangen, cebirt babe, Nachdem bie 
Pflichttheilsberechtigten vergebens die Einzahlung der Ceſſionsvaluta 
begehrt hatten, fochten fie ven Aet als inofficiofe Schenkung an, ab- 
dirten jene 15000 fl. zu dem Betrage des Nachlaſſes, und felgerten 
hieraus, daß jene Schenkung bie freie Hälfte um 5330 fl. 231, kr. 
überftiegen habe, welchen Betrag fie herausfordern. Die erfte In⸗ 
flanz ging auf dieſe Berechnungsweiſe ein, erkannte jedoch nur auf 
Ergänzung des fo richtig geftellten Pflichttheiles. Die beiden oberen 
Inftanzen wiefen das Klagebegehren zurüd. 

Gründe der erften Inftanz: „Rad dem $. 951 a.-6. ©. 8, 
kann Jener, ber zur Zeit einer Schenkung Abftämmlinge hat, denen 
er einen Pflichttheil zu hinterlaffen ſchuldig ift, zu ihrem Nachtheile 
Teine Schenkung machen, weldhe vie Hälfte feined Vermögens über- 
ſteigt. Hat er dieſes Maß überfchritten und können diefe Abſtämm⸗ 
Umge beweifen, daß fein reiner Nachlaß den Betrag ver Hälfte feines 
zur Zeit der Schenkung gehabten Bermögens nicht erreiche, fo innen 
fie vom Beſchenkten das geſetzwidrig empfangene Uebermaß verhält⸗ 
nigmäßig zurüdfordem. Wer alfo eine Verkürzung feines Pflichttheiles 
durch eine derartige Schenkung behauptet, hat zwei Momente zu et» 
weifen, 1. ven Beſtand der Schenkung felbft und 2. vie, im Der- 
gleihe mit den Summen ber Scenlung geringer als bie Hälfte des 
zur Zeit ver Schenkung bejefleuen Bermögens des Geſchenkgebers fi 
darfteflende ‚Ziffer des reinen Nachlaſſes vesjelben. Diefer leute Be⸗ 
weiß kum ſich jedoch, was bad zur Zeit der Schenkung bejeflene Ver⸗ 
mögen des Gefchentgebers betrifft, nur auf vie Nachweiſung ber Ziffer 
der gefchenkien Summe und jener des reinen Nachlaſſes des Gejchent: 
geberd und Die Nachweiſung der Ziffer des reinen Nachlaſſes nur auf 
deffen Erfihtlihmahung aus ben betreffenden Abhandlungsacten be- 
fehränten, und e8 kann in einem alle, wie er bier vorausgeſetzt wird, 
dem die Verlegung des Pflichttheiles behauptenden Kläger nicht auch 
noch der weitere Beweis aufgebürdet werden, daß der Verſtorbene zur 
Zeit der Schenkung Hein anderes als das verfchenkte und das nach 
feinem Tode vorgefundene Vermögen bejefjen habe, weil nur über eine 
Thatſache ein Beweis hHexgeftellt werden kann, dagegen ber Beweis 
einee Negation, ver Beweis über etwas, mas nicht beſteht, als ein 
ganz unmöglicher Beweis nicht geforbert werben kann, zudem, wenn 
behauptet wird, daß der Erblaffer zu Zeit der Schenlung auch nod ein 
anderweitiges Bermögen befefien habe, jener, ver diefe Behauptung auf- 
ſtellt, welde nur von dem, anf die Ergänzung des Pflichttheiles be- 
langten Geſchenknehmer ausgehen kann, nad dem $. 104 a. ©. D. 
zum Beweife biefer von ihm behaupteten Thatſache verbunden iſt.“ 
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Gründe der dritten Inftanz: „Die laut Urkunde v. 30. De⸗ 
cember 1843 von dem am 10. December 1857 verftorbenen M an feine 
Gattin, die Beklagte, gemachte Schenkung pr. 15000 fl. C. M. wird von 
den Klägern nad 8. 951 b. ©. 8. als pflichtwibrig und im dem 
Maße als rechtsungältig beftritten, als der Geſchenlgeber dadurch vie 
Hälfte feines zu Zeit dieſer Schenkung befefienen Vermögens über- 
fhritt und fein reiner Nachlaß den Betrag der Hälfte desſelben nicht 
erreicht. Die Beurtheilung diefer Hägerifhen Behauptung hängt offen- 
bar von dem Beweife ab, wie groß das Vermögen des Erblaffers zur 
Zeit obiger Schenkung war, weil nur nach zweifellofer Richtigftellung. 
dieſes Factors fih darthun läßt, ob der Schenker das gefetliche Maß 
überfähritten, d. i. mehr als die Hälfte feines damaligen Vermögens 
verſchenkt habe, und auch fein reiner Nachlaß, welcher eriwiefen vor⸗ 
tiegt, ven Betrag der Hälfte feines, zur Beit ver Schenkung gehabten 
Bermögens nicht erreiche. — Da ſchon nad den allgemeinen Grund⸗ 
fügen ver ©. O. derjenige, der eine Thatfache für fih anführt und 
daraus fein angefprochenes Recht ableitet, im alle des gegnerischen 
Widerfpruches diefelbe gerichtsordnungsmäßig zu erweifen hat, und ber 
8. 951 a. 6.©. B. insbefondere ven Adftämmlingen des Schenters, 
melde die Schenkung als pflichtwibrig beftreiten, ven Beweis hierüber 
aufträgt, fo Tann e8 wohl keinem Zweifel unterliegen, daß es Sache 
der Kläger war, den Beweis über ven Umfang, über vie Höhe des 
von dem Geſchenkgeber zur Zeit jener Schenkung bejefienen Vermögens 
zu liefern, weil fie ihr angeſprochenes Recht eben auf die Behauptung, 
flägen, daß die Schenkungsfumme die Hälfte des pamaligen Vermögens 
ihres Vaters überfchritten habe. Diejen Beweis haben bie Kläger nicht 
geliefert, denn es ift eine wilffürlihe Annahme, daß das damalige 
Bermögen ihres Vaters durch den Betrag der gefchentten Summe pr. 
15000 fl. mit Hinzufchlag feines reinen Nachlaſſes pr. 4339 fl. 13 fr. 
nachgewieſen werbe, weil der Umfang und die Höhe eines Bermögens 
zu einer beflimmten Zeit nicht durch Angabe einzelner Beftanbtheile 
desfelben zu verfchievenen, weit von einander entfernten Zeiten er- 
wiefen werben Tann, und von Seite ver Bellagten ausprüdlich wiber- 
ſprochen wird, daß das ganze Vermögen ihres Gatten zur Zeit ber 
Schenkung leviglih in der Schenktungsfumme und vem, bei feinem 
8 Jahre fpäter erfolgten Tode vorhandenen reinen Nachlaffe beftand. — 
Die Behauptung der Kläger, daß den Pflichttheilsnehmern die Her- 
ftellung dieſes Beweifes geradezu unmöglich und jomit die Anordnung 
des 8. 195 0.6. ©. B. illuſoriſch wäre, ift eben fo unrichtig wie bie 
weitere Behauptung, daß der den Descenventen obliegende Beweis ſich 
nicht auf das zur Zeit der Schenkung vorhanden gewejene Ber: 
mögen, fondern blos auf das Berhältnig des Nachlaſſes zu dem 
zur Zeit ter Schenkung vorhanden geweſenen Bermögen beziehe. — 
Die fraglihe Schenkung ift nur dann pflichtwibrig, wenn für er- 
wiefen angenommen werben Tann, daß der Betrag berjelben vie Hälfte 
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des damaligen Vermögens des Gefchentgebers überfchritt, was noth⸗ 
wendig den Beweis der Höhe des damaligen Vermögens vorausfett, 
und eben dies ift nothwendig, wenn für erwiefen angenommen werben 
fol, daß der reine Nachlaß des Geſchenlgebers ven Betrag der Hälfte 
ſeines, zur Zeit der Schenkung gehabten Vermögens nicht erreiche. — 
Wenn die Kläger aber die Summe des Schenftungsbetrages und des 
reinen Nachlaſſes als das, zur Zeit der Schenkung vorhandene Der- 
mögen bes Geſchenkgebers annehmen und dann durch vie Vergleihung 
mit dem. Schenfungäbetrage zu dem Reſultate gelangen, daß ber 
reine Nachlaß die Hälfte jenes Bermögens nicht erreihe, fo Liegt 
biefer Berechnung die Vermuthung zum Örunde, daß der Sefchenfgeber 
zur Beit der Schenkung nur ben verfchenkten Betrag von 15000 fl. 
und ven, bei feinem, 8 Jahre fpäter erfolgten Ableben gefunvenen 
Nachlaß pr. 4339 fl. beſeſſen babe, welhe Vermuthung bei dem 
Widerſpruche der Beklagten um fo weniger eine richterlihe Wärbigung 
finden kann, als die Kläger in alia causa felbft behaupteten, daß ihr 
Bater im Jahre 1836 von dem, für fein verlauftes Haus ftipulirten 
Kaufſchilling außer den darauf Liegen gebliebenen und im Jahre 1843 
der Bellagten gefchenften 15000 fl. C. M. noch baar 13840 fl. €. M. 
ausbezahlt erhalten habe. — Ebenfo ungegründet ift bie weitere Be⸗ 
bauptung ber Kläger, daß ber Bellagten der Beweis obliege, daß das 
Bermögen des Erblafjers zur Zeit der Schenfung mehr als die von ihnen 
angegebenen 19339 fl. 13 fr. C. M. betragen habe; denn nicht ber 
Beflagten liegt ob, zu beweiſen, daß bie gejeglihen Bedingungen, 
welde bie angefochtene Schenkung pflihtwibrig und ungältig machen, 
nicht vorhanden feien, fondern die Kläger müſſen das Vorhandenſein 
jener Bedingungen alſo beweifen, daß der Betrag der Schenkung bie 
Hälfte res zur Zeit derſelben beſtandenen, mithin von ihnen nach⸗ 
zuweifenden Bermögens des Gefchenkgebers überfchritten habe. — 
Nachdem aber die Kläger dieſen Beweis nicht geliefert haben, fo 
mußten fie mit ihrem Klagebegehren abgewiefen werben." 


Nr. 992. 


Grenzen der Verpflichtung des Richters zur Prüfung der 
Klagslegitimation. Legitimation bes Ehegatten zur Einkla- 
gung des Heiratsgutes, 

Eutſch. v. 7. Mai 1856, air. Bla ‚1a (oetätigung des Nrtheild der 8. ©. 


Bilfen v. 9. Juli 1855, änderung des Urtheils des O. L. ©. 
Brag v. 27. Rovenber ieb®, Nr 7679). ©. 3. 1859, Nr. 89. 


Das dem A von feinem Schwiegervater zugefagte —— 
war auf der Realität des Letzteren pfandrechtlich ſichergeſtellt. A klagt 
nun gegen den gegenwärtigen Befiger der Realität das Heiratsgut 
ein. Das dem Klagebegehren entjprechende Urtheil der erfien Yaftanz 
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wurde in zweiter Inſtanz abgeäubert, und Kläger mit feinem Be- 
gehren aus folgenden Gründen zurdgewiefen: „A ift für fich allein, 
uicht aber zugleich in Vollmacht feiner Gattin als Kläger aufgetreten. 
Nah 8. 1227 a. b. ©, B. gebührt allerbingd in dem Falle, wenn 
Das Heiratögut in baarem Gelde beficht, ven: Diane das vollftän- 
dige Eigenthum vesfelben. Gemäß $. 1229 a. b. ©. 2. fällt aber 
nad dem Tode des Mannes das Heiratögut in der Regel feiner 
Ehegattin, und wenn fie vor ihm fticht, ihren Erben an. Es erſcheint 
daher die Gattin des A, da das Vorhandenſein eines der im $. 1129 
a. 6. ©. B. ausgebrüdten Ausnahmefälle nicht behauptet wird, in 
ber Art witintereflirt, daß dem A Hein ſelbſtſtändiges Klagerecht, 
fondern ein ſolches nur vereint mit feiner Gattin zuſteht. Diefer 
Anfiht flieht auch die Anordnung des 8. 1238 a. b. ©. 3. nidt 
entgegen, weil vie bafelbft ausgeſprochene vechtlihe Bermuthung der 
allgemeinen Bevollmähtigung des Ehegatten auf bie im $. 1008 
a. 56. ©. B. bezeichneten Fälle — deren einer, nämlich die Anhängig- 
madung eines Procefies, bier eintreten würde — nicht ausgebehnt 
werden kann. Es mangelt daher dem Kläger theilmeife die active 
Legitimation zum Procefje. A bat aber feinen Klagsanſpruch auch in 
materieller Hinficht nicht begründet, indem er nicht nachgewielen hat, 
wo er mit feiner Gattin vie eheliche Geſellſchaft dermal noch fortfeße. 
Dieſer Nachweis ift aber erforderlich. Denn, da nad 8.1218 a. b. G. B. 
das Heiratsgut die Beftimmung hat, dem Manne zur Erleichterung 
des mit der ehelichen Gefellihaft verbundenen Aufwandes zu dienen, 
fo fann der Mann ſelbſt ein vertragemäßig zugeſichertes Heiratögus 
ner jo lange fordern, als er mit der Gattin in egelicher Gemeinfchaft 
leht; zumal nach $. 1229 a. 5. ©. B. das Heiratsgut, wenn die Gattin 
vor dem Manne ftirbt, ihren Erben zufällt.“ 

Der oberfie Gerichtöhof beftätigte (in der Hauptſache) das Urtheil 
erfter Inſtanz mit nachſtehender Begründung: „Nah 8. 1227 
a. 5. ©. 3. gebührt dem Manne das vollſtändige Eigenthum bes. 
Heiratsgutes, wenn basjelbe (wie im vorliegenden Yalle) in baarem 
Gelde befteht; es ſteht daher dem Manne au das Recht zu, auf bie 
Bezahlung vesjelben zu Magen. Des Beitrittes der Gattin zu biefer 
Klage bedarf e8 nicht, weil die ver Gattin in Bezug auf das Heirats⸗ 
gut allenfalls zuftehenden Rechte nur zwifchen ihr und dem Ehegatten, 
nicht aber dem Leiftungspflihtigen gegenfiber auszutragen fine. Die 
weitere Frage, ob die eheliche Geſellſchaft zwifchen dem Kläger und 
feiner Gattin noch fortbeftehe, Kann nicht zur Beachtung kommen, weil 
der Geklagte einen Zweifel dagegen nicht erhoben und auch die Klags⸗ 
legitimation des Kläger durchaus nicht beftritten hat, — der Richter 
aber nicht berufen ift, Einwendungen aufzuftellen, die von den Par- 
teien nicht angeregt worden find, dann weil es fi bier eben nur 
um bie Frage der Verpflichtung der Geklagten, nicht aber um bie 
Aufpräce der Ehegattin des Klägers handelt.“ 
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Nr. 998. 


Nichtzulafſung von Huffchmieden als Sachverſtändige bei 
Beurtheilung innerer Krankheiten eines Pferdes, 
Entſch. v. 7. are 1856, Nr. 3955 > (Beftäfigung be des dad Urtheil ded 8. ©. 
Frernten enmerit v. 7. October 1855 ändernden Hei) eils de 

1 Sänner 1836, Ser. 1 17670 ) de tieift . d. Bere. 
a 1860, ©&. 60. ©. H. 1860, 

Der oberfte Gerichtshof ging bei * des Urtheiles der 
zweiten Inſtanz davon aus, das bie zwei als Sachverſtändige ver⸗ 
nommenen Hufſchmiede keine geprüften Kurſchmiede, ſondern bloße 
Schmiede ſeien, deren Studien nach dem Allerhöchſt genehmigten 
Drganifationsplane des k. k. Thierarznei⸗Inſtitutes zu Wien vom 
Jahre 1822 weſentlich von jenen ver Kurſchmiede unterſchieden, und 
die nad 8. 36 nit zur Ausübung der Pfervenrzneilunde befugt, 
daher über innere Krankheiten zu urtheilen nicht competent find. 


Nr. 994. 


Unftatthaftigfeit der Erfigung auf Grund einer bebingten 
Intabulation. 


Eutſch. v. 11. Inni 1856, Nr. 4845 Nach der gleiänäzminen Ur⸗ 
tpeile des 8. ©. Sarolinenthal vd. d des 

L. G. Brag dv. 12. December 1855, Nr. 8 'G. 3. 1859, Nr. 110. 

Kläger verlangen gegen B die Nichtigerllärung und Löſchung 
eines ſeit mehr als ſechs Jahren verbücherten Vertrages, vermöge 
deſſen fie eine Realität ihrer Tochter Katharina und dem B als 
deren fünftigen Ehegatten abtraten, indem fle geltend machen, 
B habe ihre Tochter nicht geheiratet und die ausprädlich zur Bedingung 
gemachte Regimentsbewilligung hiezu nicht erlangt. Die erfte Juſtanz 
wies das Klagebegehren zurüd, weil fie die Erſitzung als bargethan 
anfah. Das Oberlandesgericht ging bei Betätigung des Urtheiles 
von folgenden Erwägungen aus: 

. Denn auch auf bie eingewendete Erfigung nicht eingegangen 
wird, weil diefe nur innerhalb der durch die Contraectsklauſel gezoge⸗ 
nen Grenzen möglich wäre — in Abgang derſelben, ſo lange ſich die 
Einwendungen zwiſchen den urſprünglichen Contrahenten bewegen, die 
Verbücherung auf die Verjährungsfriſt von keinem Cinfluffe ift, Io 
fann der Klage doch nicht Statt gegeben werben; benn bie 
fügen Die Klage: 1. auf die Contractsflaufel, daß der Vertrag er 
nad Betätigung von Seite des Regimentes giltig fein ſoll, 2. darauf, 
daß die Ehe zwiſchen B und Katharina nicht gejchloffen wurde. 
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ad 1. Diefer Grund wäre zureichend, wenu bie Kläger nach⸗ 
weifen würden, daß die Beflätigung des Vertrages von der Militär- 
behörbe verweigert worben ift, da die Kläger die Gültigkeit des Ber- 
trages von terjelben abhängig machten. Die Kläger führen jedoch gar 
nicht an, ob dieſe Beftätigung angeſucht, nody weniger, daß foldhe ver- 
weigert wurde — fie behanpten aber ferner, daß der Gellagte noch 
Soldat fei; hiernach muß, in Anbetracht, daß in dem Vertrage Teine 
Friſt zur Einholung der Beftätigung feftgefeßt ift, angenommen werben, 
daß diefe Betätigung noch eingeholt werben könne. Zwar behauptet 
B, daß er vom Militär bereit8 ausgetreten fei, allein feine Angabe 
ift in Bezug auf biefe Eigenſchaft gleichgiltig, weil er ſich des Militär- 
haralters nicht willkürlich entichlagen kann. 

ad 2. Auch diefer Klagstitel ift nicht genügenn; denn wenn 
die Kläger behaupten, daß der Abtretungsvertrag in Abſicht auf die 
einzugehende Ehe abgefchloffen worden ift, ohne daß die Friſt, binnen 
welder dieſe Ehe zu jchließen fei, ausgedrückt wurde, jo ift die Ehe⸗ 
abſchließung als eine auffchiebenve Bedingung anzufehen. Bon dieſer 
kann jedoch nicht behauptet werben, daß fie nicht zu Stande kommen, 
bezüglich, Daß die Vertragsbedingung nicht erfüllt werben Tann; ſelbſt 
wenn die Weigerung ter Katharina in Betracht gezogen werden wollte, 
da tiefe ihren Willen ändern Tann.” 

Auf die außerorbentlihe Reviſionsbeſchwerde der Kläger bat ber 
oberjte Gerichtähof beide Urtheile abgeändert und der Klagsbitte 
gemäß erkannt. Diefea Erkenntniß wurde begründet, wie folgt: „Es 
ergibt fi vor Allem, daß die Haupteinwendung des Geklagten, nämlich 
die Erfigung, keineswegs geeignet if, benjelben gegen vie Hägerifchen 
Anfprühe zu ſchützen. Die Gültigkeit des Vertrages wurde von ber 
Genehmigung des Regiments, alfo von einer auffchiebenden Bedingung, 
abhängig gemacht, und nachdem der Geflagte den Zeitpunft der Er- 
theilung berfelben nicht angegeben bat, fo fehlt der terminus a quo 
der geltend gemadten Erfigung — zu beren Beginn zweifeldohne vie 
Eintragung des Vertrags in die Öffentlichen Bücher, fo lange ver Ber- 
trag durch Eintritt der Bedingung nicht Gültigkeit erlangt hatte, allein 
nicht genügen kann. Allein auch die weitere Beftimmung des Vertrags, 
daß die Kläger die Wirthſchaft ven künftigen Ehegatten überlaffen, enthält 
die bisher nicht eingetretene Bedingung ver Verheirathung des Geflagten 
mit der Tochter der Kläger, die ſchon deßhalb als eine aufſchiebende 
Bedingung angefehen werben muß, weil fie die einzige Möglichkeit der 
gefeglihen Zuläſſigkeit dieſes Vertrages enthält, wodurch daß Eigen» 
tbum einer gefeglich untheilbaren Bauernwirthſchaft an zwei Perfouen 
übertragen wird, was nur hinfichtlich ver Ehegatten geftattet ifl. Die 
Gul tigkeit des Vertrages hing fomit von ven eben genannten zwei 
DBebingungen ab. Für vie Kläger genügte e8, ven Kintritt dieſer 
Bedingungen zu negiren und dem Öellagten wäre e8 obgelegen, bie 
Erfüllung viefer von ihm zu effectuirenden Bedingungen zu beweifen. 
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Nun bat er die Erwirkung ver Regimentsbewilligung nicht dargethan, 
fondern nur behanptet, daß er einer foldhen nady feinem Austritte aus 
dem Militärftande nicht mehr bebürfe. Die Erfüllung ber zweiten 
Bedingung hat er aber weder behauptet, fondern in der Einrede nur 
feine Bereitwilligkeit verfihert, biefe vor mehr als 7 Jahren beabſich⸗ 
tigte Ehe einzugeben. War nun auch zur Erfüllung diefes Ehever⸗ 
trages feine gewifie Zeit beftimmt, fo ift Doch eben aus ven Stipu⸗ 
Intionen bes Abtretungsvertrags zu entnehmen, daß er ſchon damals 
mit Zuftimmung der Militärbehörde hätte eingegangen werben jollen. 
Der Austritt des Geklagten aus dem Militärverbande, als dem ein- 
zigen damals beftandenen Hinderniſſe, war daher ver entferntefte Zeit⸗ 
punkt, bis zu welchem dieſelbe allenfalls hinausgeſchoben werben konnte. 
Diefes Zögern des Geklagten in Erfüllung dieſer Bebingung in Ber- 
bindung mit der fchriftlich erflärten Weigerung ver ehemaligen Braut, 
diefe Ehe einzugehen, und bie Erwägung, daß ein Verſchulden der 
Kläger biebei von dem Geflagten nicht erwiefen wird, find allerdings 
geeignet, das Begehren der Kläger auf Ungültigfeitserflärung des Ver⸗ 
trages zu begründen. Es fteht diefem Begehren nicht entgegen, daß 
die Tochter Katharina nicht mitbelangt wurde, weil dies nicht noth⸗ 

wendig war, indem ihre Zuftimmung zur Aufhebung des Vertrages aus 
ihrer der Replik neuerungsweife beigelegten Erklärung hervorgeht." 





Nr. 995. 
Ungetheilte Haftung der Pfanpfache für die Pfandſchuld. 


gun. u v. 11. Juni 1856, ir. 12886 —B 18 des das Urtheil des 
8 Bilfen v. 16. Novemb ändernden Urtheild des 
O. L. G. Prag v. 29. Sünner 1856, Nr. 869). ©.3.1850, Nr. 112. 

Auf einem dem B und C gemeinſchaftlich gehörigen Haufe ift 
aus einer Zeit her, in welcher dasfelbe noch dem Vorgänger ber ge 
genwärtigen Eigenthümer gehörte, ein Capital von 400 fl. pfand- 
rechtlich ſichergeſtellt. Der Gläubiger meldet nun bei der Concursmaſſe 
bes B die ganze Summe von 400 fl. mit der Bitte um Berjegung 
in bie zweite Claffe an. Die erfte Inſtanz erklärte nur einen Betrag 
von 200 fl. für liquid; denn da die verpfänbete Realität ein gemein- 
fchaftliches Eigenthum ber B und C fei und eine Solbargalung nicht 
vorliege, jo habe jeder Mitſchuldner nah $. 889 a. 6. ©. B. nur 
für feinen Antheil, daher die Concursmaſſe des B nur für die Hälfte. 
zu haften. 

Die zweite Yuftanz hat jedoch ven ganzen Betrag als bei ber 
Concursmaſſe liquid erflärt, und bief es Urtheil Hat ver oberfte Ge⸗ 
richtshof beftätigt; „denn durch die ideale Theilung der Pfandſache in 
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Folge der Uebertragung berfelben an zwei Miteigenthümer ſei nicht 
auch das Pfandrecht geheilt worden. Wenn nicht über das Bermögen 
bes einen Diiteigenthümers ber Concurs eröffnet und die ideale Hälfte 
des Haufe in die Concursmaſſe einbezagen worben wäre, jo würde 
zwar ber Öläubiger, wenn er das Begehren auf Zahlung ber Ge⸗ 
fanmtforberung bimen 14 Tagen hätte richten wollen, vie Klage gegen 
beive Miteigenthümer richten müfien; nach erfolgter Eoncurseröffnung 
jedoch ift eine ſolche Klage nicht zuläffig, weil das Klagebegehren nicht 
auf Zahlung, ſondern nur auf Liquidhaltung geftellt werden darf, ſich 
baher die Klage gegen die Concursmaſſe und gegen bie Miteigen- 
thämerin ‚nicht vereinigen läßt. Die vorliegende Klage ift feine Per⸗ 
fonal-, jonbern eine Hypothelarklage, weil feiner der beiden Miteigen⸗ 
thämer ba8 in Rede ftehende Darlehen felbft genommen, noch fonft 
ein vertragsmäßiges Uebereinlommen mit der Waifencafje getroffen 
bat. Es haftet aber die Forderung pfandrechtlich nad) 8.457 a. 6. ©. B. 
auf der ganzen Realität, daher ebenfo auf der in die Concursmaſſe 
gehörigen, wie auf ver andern idealen Hälfte. Diefe Haftung der beiden 
idealen, aber nicht phufifch getheilten oder theilbaren Hälften des Haufes 
ift alfo, nach der Natur ihrer Entfiehung, eine ſolidariſche; es kann 
daher die darauf haftende Forderung ganz aus der einen wie aus 
ber andern Haushälfte over aus dem ganzen Hauſe begehrt werben; 
denn es befteht fein Gefeg, weldes eine Theilung des Pfandrechts 
der bloßen Willkür der Pfandeigenthümer überließe, vielmehr geht 
aus dem Sinne und Geifte des 8. 466 a. b. ©. B. hervor, daß 
das Pfandrecht an feiner Kraft und Ausdehnung durch bie Berän- 
derung des Eigenthümers des Pfaudſtückes nichts verliere und durchaus 
nicht geändert werde." 


Nr. 996. 


Ueberlafjung einer Wohnung als Entgelt für Dienftleiftun- 
gen: Unanwendbarkeit des Verfahrens in Ausziehftreitfachen, 
Entſch. v. 25. Juni 1856, Nr. 5842 (Beftätigung bes Urtheild der Prätur 
San Daniele v. 20. März 1856, Nr 16 5 h Wabern 5 Des une des 
D. 8. ©. Benedig ». 8, Mint 1856 6. Wr. 8206 Giorm. d. Giariepr. 
prat. 1859, &. 442 A 

B kündigte ven Eheleuten A eine Wohnung auf, welche er ihnen 
durch ſchriftlichen Vertrag für drei Jahre, wie daſelbſt ausdrücklich erklärt 
iſt, precario titulo und unter der hauptſächlichen Bedingung überlaſſen 
hatte, daß die Localitäten ald Wirths- und Speifehaus zum Detail- 
verkauf bes von B nad) Bedarf zu liefernden Weines verwendet werben. 
Die Eheleute A legten die Auffündigumg zuräd, inden fie die Unan- 
wendbarleit bes Aufkünvigungsverfahrens geltend machten. 
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Die erfte Inſtanz gab ihrer Klage ftatt; die zweite bagegem 
hielt die Anflündigung aufrecht, „weil der fragliche Vertrag die Merk⸗ 
male eines Miethvertrages, wobei das Entgelt in Dienftleiftungen 
befteht, darbiete.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte pas Urtheil ver erften In⸗ 
ſtanz ans folgenden Gründen: „Beim Abſchluß des Vertrages ‘war 
e8 im erfter Linie weder dem Beklagten um vie Ueberlaffung, noch den 
Klägern um die Erlangung des Gebrauches des fraglichen Haufes für 
eine beftimmte Zeit und um einen beflimmten Preis zu thun; viel- 
mehr hatten beide Theile einen Vertrag über Dienftleiflungen vor 
Augen, weldhe in der Verwendung ver Kläger im Detailverlauf von 
dem Beklagten gehörigen Wein für vefien Rechnung beftehen follte 
nnd wogegen innen ald Entgelt ver Gebrauch des Haufes titulo precario, 
wie der Bertrag fi ausprüdt, überlaffen wurde. Es liegt aljo nicht 
ein Miethvertrag verbunden mit einem Vertrag über Dienftleiftungen 
als Entgelt vor, fondern im Gegentheil ein Bertrag über Dienftleiftun- 
gen, weldye durch die Meberlafjung des Gebrauchs des Hauſes entgolten 
werben follen ... Dies vorausgefchidt, erfcheint e® al8 unregelmäßig 
und ungebührlich, wenn der Bellagte, um die Räumung feines Hanfes 
zu erlangen, ſich eines Verfahrens beviente, welches blos für die aus 
Beſtandverträgen entftehenden Streitigkeiten beftimmt ift. Unregelmäßig 
und ungeredht war bie Auffünbigung aber auch deßhalb, weil ber 
Beklagte ven lägern das Entgelt für ihre Dienftleiftungen entziehen 
wollte, ohne gleichzeitig die Auflöfung des Vertrages in allen feinen 
Theilen zu beantragen... Der Umftand, daß die Kläger gegen ven 
Beſcheid, wodurch die Zuftellung der Aufkündigung verfügt wurde, 
feinen Recurs ergriffen, kann eine Rechtskraft dieſes Beſcheides nicht 
herbeiführen, da die Kläger, ftatt fidh bei demſelben zu beruhigen, inner= 
Halb der geſetzlichen Frift ihre Oppofitionsllage überreichten.“ 


Nr. 997. 


Angeld: Wechfelaccept als Angelo? Geltendmachung bes 
doppelten Angelds gegen die: Eomeurämafle. 

Entſch. v. 8. Juli 1856, Nr. 5819 (Beftäti des Urtheil3 ded X. ©. 
Wien v. 14. Auguft 1855, Nr. 24742, ne des Urt Hin des OD. L. G. 
Wien v. 23. Jänner 1856, Nr. 15890). G. 8. 1859, ©. 157 ff. 

‚B Batte ſich dem A zu einer Spirituslieferung von 600 Eimern 
verpflichtet und ein Wechſelaccept des A pr. 2000 fl. C. M. als 
Darangabe erhalten. Da vertragsmäßig von biefer Darangabe bei 
jeber Spirituslieferung 3 fl. 20 fr. pr. Eimer in Abrechnung zu 
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bringen waren, fo verblieben hievon, nachdem B 204 Eimer geliefert 
hatte, noch 1320 fl. in deſſen Händen, als über fein Bermögen — 
noch vor Ablauf ber für die ganze Lieferung ihm gefeßten Frift — der 
Concurs ausbrah. Nun meldete A gegen die Concursmaſſe die For⸗ 
derung bes einfachen Angelves pr. 1320 fl. an, die liquid erflärt 
wurde. Damit nicht zufrieden geftellt, belangte er die Concursmaſſe 
auf Anerlennung ber Liquibität einer zweiten Yorberung des gleichen 
Beitrags von 1320 fl., in ver er nah $. 908 a. b. ©. B. den 
Anfpruh auf die doppelte Summe des Angelves vorbrachte. Der 
Conenrsmafjeverwalter wendete dagegen ein: 1. daß ber Wechſel 
von 2000 fl. nicht als Angeld, fonvern a conto des Waarenpreifes 
gegeben wurde und daß ein Wechſel überhaupt nicht als ein Angelo 
im Sinne des 8.908 a. b. ©. B. qualificirt werden könne; 2. daß 
die im Gefege vorgefchriebene Bebingung der Forderung bes doppelten 
Angeldes over eines Schadenerſatzrechtes, nämlich ein Verſchulden ber 
Gegenpartei, bier fehle. Die erfte Einwenvung wurde von beiden 
Untergerichten verworfen. Das Gericht erfter Inftanz ſchloß aber auch 
bie zweite Einwenbung aus und erlannte fohin nach dem Klagebegehren, 
wogegen das O. 8. ©. dieſelbe für gegründet hielt nnd deßhalb ven 
Kläger abwies. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erfigerichtliche Erkennt⸗ 
niß aus folgenden Gründen: „Bei dem Umftande, daß das Angelo feiner 
Natur nad eine vorhinein beftimmte Vergütung des gleihwohl noch 
ungewiffen Nachtheils ift, ven eine Partei durch die Nichterfüllung des 
son der andern Partei ihr geleifteten Verſprechens zu erleiden in Ge⸗ 
fahr fteht, mithin nach den Vorfchriften des 30. Hauptftüds a. b. ©. 2. 
(Schadenerfat und Genugthuung) zu beurtheilen ift, und in Erwä« 
gung, daß im vorliegenden Yalle das Hinderniß der Erfüllung ber 
vertragsmäßigen Berbinvlichkeit in der Perfon des B eingetreten ift, 
weil ihm durch die Coucurseröffnung die Erfüllung des Lieferungs- 
vertrags unmöglih gemacht wurde, und in fernerer Erwägung, daß 
bie Concurseröffnung zwar nicht nothwendig in dem Verſchulden des 
Eridars Tiegen muß, aber doch in feinem Berfchulven gelegen fein 
fonnte, fo hatte er, refp. die dritten Perſonen gegenüber in feine Rechte 
und Pflichten getretene Concursmafle, nah 8. 1298 a. b. ©. 2. 
zu beweifen, daß die Berhängung des Concurfed, d. i. das Hindern iß 
der Bertragserfüllung, ohne fein Verſchulden eingetreten fei, wodurch 
allein der vom Kläger auf ven $. 908 a. b. ©. B. gegründeten For- 
derung derspoppelten Summe bed gegebenen Ungelves hätte begegnet 
werben können.“ 





— 527 — 


Nr. 998. 


Summarifhes Berfahren: Anſpruch auf Erſatz der durch 
Beiziehung eines Advocaten entftandenen Koften ? 


Ent. v. 6. Anguft 1856, Nr. 7202 (Abänderung der Urtheile des B. G. 
Alt- und Neuftadt Prag v 16. Jänner 1856 Nr. 27023, und des O. 2. ©. 
Prag v. 22. April 1856, Nr. 5835). Eco d. Trib. 1862, S. 294 ff 

In einem ſummariſch verhandelten Proceffe wurde ver in beiden 
antern Inſtanzen fachfällig gewordene Kläger vom Gericht erfter In⸗ 
ſtanz zum Erfag der Proceßkoſten verurtheilt, wogegen das O. 2. ©. 
diefelben für compenfirt erklärte. 

Auch der oberfte Gerichtshof verurtheilte ven Kläger zum Er⸗ 
ſatz ber Procefkoften der erften Inſtanz, jedoch mit Ausſchließung ver 
dem Bellagten durch die Abſendung eines Advocaten zur Berhand- 
lungstagfahrt verurfachten Stoften, „weil bei ver Bemeffung der Koſten, 
zu deren Erſatz der fachfällige Kläger nad 8. 398 a. ©. DO. ($. 529 
weftgal. ©. O.) allerdings verpflichtet ift, berüdjichtigt werden muß, 
daß Hier das fummarifche Verfahren flattfand, bei diefem Berfahren 
aber der Eintritt eines Advocaten gefetlich nicht nothwendig ift, jomit 
dem Kläger ver Erfag der Koften, welche ver Beklagte durch die Be- 
vollmächtigung eines Advocaten zu feiner Bertretung fi verurfacht 
‚ bat, nicht aufgebärvet werden Tann.“ 


Nr. 999. 
Unzuläffigleit einer zweifachen erecutiven Yeilbietung derfelben 
Realität. 


Entih. v. 12. Anguft 1856, Nr. 7349 (Beftätigung bed dad Decret des 
2. ©. Brag v. 22. Sänner 1856, Nr. 1123, abandernden Decrets de O. L. G. 
Prag v. 1. April 1856, Nr. 5662). ©. 3. 1859, Nr. 131. 

Die erfte Inftanz hatte dem A die executive Abſchätzung bes 
dem B gehörigen, aber ſchon vorher auf Betreiben eines andern Gläu⸗ 
biger8 des B zwangsweife veräußerten Hauſes bewilligt. Die das 
Geſuch abweifenne Verfügung der zweiten Inſtanz warb vom 
oberften Gerichtshof beftätigt, „weil durch die executive gerichtliche Ver⸗ 
fteigerung des Haufes der dadurch erzielte Kaufſchilling in Bezug auf 
bie darauf bücherlich verficherten Gläubiger an die Stelle biejer ver- 
hypothecirten Realität getreten ift und ven Zabulargläubigern Das 
Pfandrecht auf dem Haufe felbft nur in fo weit wirkſam verbleibt, 
als die Kauffhillingsfumme zur Bezahlung der Hhpothecarforberungen 
hinreicht, die Vertheilung des Kaufſchillings aber noch nicht erfolgt, 
e3 fomit auch noch ungewiß ift, ob und inwieweit der Recurrent A 
aus dem Kaufſchillinge zur Zahlung gelange, ob und inwieweit ihm 
daher noch ein Pfandrecht auf die veräußerte Realität ſelbſt zuſtehe.“ 
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Air. 10080. 


Schenkung mit Vorbehalt des Rückfalls bei dem Tode des 
Beſchenkten: Eintritt des Rückfalls (Wiedereinverfeibung) 
ohne Bermittlung der Abhandlungsbehörbe, 


Eutſch. v. 13. Anguft 1856, Nr. „08 2 oehätigung des Decrets des %. ©. 
Prag v. 13. November 1855, u des Decrets dei 
D.%. ©. Prag v. 28. Mai 1856, % 6410). @. 3. 1860, Nr. 57. 

Die A hatte der B ein Haus gefhenft und — daß es 
bei deren Tod an fie ſelbſt zurückfallen ſolle. Auf Grund dieſes Ber- 
trage®. und bes Todtenſcheines der B hat die A die Einverleibung ihres: 
Eigenthumes erwirkt; dieſelbe wurde aber, weil nicht nah 8. 178 des 
Pat. v. 9. Auguft 1854, Nr. 208, die Bitte an die Verlaffenfchafts- 
behörde ber B gerichtet war, vom Oberlandesgerichte wieder aufgehoben. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte den Beſcheid ber erften Inftanz, 
„weil ed fih um einen durch Vertrag unter einer auflöſenden Bedin⸗ 
gung feſtgeſetzten und in ben Grundbüdern ausgezeichneten Rückfall 
bes Eigenthumsrechtes auf bad in Frage ſtehende Haus handelt, der 
Eintritt diefer auflöfenden Beringung durch eine öffentliche, vollen 
Glauben wirkende, fomit intabulationsfähige Urkunde, den beigebrad)- 
ten Todtenſchein, ausgewiefen wird, eine Amtshandlung der Abhand⸗ 
Iung8behörde nad B auf Grund des 8. 178 des f. Pat. v. 9. Aug. 
1854 aber hier nicht nothwendig wird, da die angeſuchte Hebertragung 
niht auf Grund des Erbrechts oder einer allenfäligen legtwilligen 
Anordnung, fondern auf Grund eines unter Lebenden abgeſchloſſenen 
Vertrags erfolgt.“ 


Kr. 1001. 


Borausfegungen der Sequeftration einer Verlaſſenſchaft aus 
Anlaß wiberftreitender Erbsanſprüche. 


Entſch. v. 27. Auguſt 1856, Nr. 8205 (Beftätigung des das Decret der 

Brütur Satifena * 14. Mai 1856, Nr. 2504, abändernden Decrets des 

O. L. G. Venedig v. 1 Saul 1856, Nr. 11624). Eco d. Trib. 1859, 
©. 800 fi. ©. 3. 1862, Nr. 144. 

Auf Grund eines im Jahre 1845 vom M errichteten Teſta men⸗ 
tes, worin er die C zur Univerſalerbin ernannte, und in Folge ihrer 
bebinglen Erbserklärung wurde ihr von dem Abhandlungsgerichte nach 
8. 810 a. b. ©. B. die Verlaſſenſchaft zur Beſorgung und Benügung 
überlaffen. Ungefähr ein Jahr nachher infinuirten A und B zwei im 
Sahre 1850 an einen Dritten gerichtete Briefe des M, worin er, unter 
Widerrufung aller feiner früheren legtwilligen Anoronungen, A und 
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B:al8 Univerfolerben einſetzte, erflärten fih auf Grund dieſer Urkun- 
den als Erben und begehrten die Ueberlaſſung der Berlaffenfhaft zur 
Beforgung und Benügung. In Erledigung der hierüber zwifhen ihnen 
und der C flattgefundenen Verhandlung, bei welder die C die Echt⸗ 
heit jener zwei Briefe beftritt, wurde vom Abhanblungsgerichte mit 
Decret vom 13. März 1856 das Begehren des A und B abgemiefen 
und ihnen anheimgegeben, im Sinne des 8. 127 des Geſetzes über das 
Berfahren außer Streitfahen vom 9. Auguft 1854 die gerichtliche 
Sequeftration ver Verlaſſenſchaft nachzuſuchen. A und B belangten num 
bie C mittelft Klage auf Anerkennung ihres ausſchließlichen Erbrechts 
an der Berlaffenfhaft des M, und überreichten dann gegen fie das 
Sefuh um Bewilligung der gerichtlichen Sequeftration nah 8. 376 
italien. ©. D. (8. 337 weftgal. G. O.), indem zwifchen ihnen einer- 
und der C andererfeit das Hecht zum Beſitze ver Berlaffenfchaft ftreitig 
ſei, oder nah 8. 377 der italien. ©. O. (8. 388 weftgal. ©. O.) 
wegen Gefahr der Veräußerung und Verſchlechterung der im Befite 
der C befindlichen Erbſchaftsſachen während des Erbrechtsſtreites. — 
Die erfte Inftanz bewilligte die Sequeftration auf Grund des $. 376 
italien. ©. O., „in Erwägung, daß in folge der collivirenden Erbs⸗ 
erflärungen und der von A und B gegen die C angeftellten Klage das 
Erbrecht an der Verlaſſenſchaft des M zwifchen ven Parteien ftreitig 
gemorben ift, — daß die Lettere durch die nach $. 810 a. b. ©. 2. ihr 
bewilligte Berwaltung der Verlaſſenſchaft noch nicht in ven Beſitz der 
Erbſchaftsſachen gejegt wurbe, indem dieſe Berwaltung eben nur In⸗ 
babung im Namen besjenigen ift, welcher feinerzeit vom Gerichte nad 
88. 797 und 819 a. b. ©. B. durch die Einantwortung der Erb⸗ 
ſchaft als Erbe anerfannt werden wird, — daß fomit in Folge ded an⸗ 
hängig gewordenen Erbrechtöprocefjes zwifchen den Parteien das Recht 
zum Befige der Erbſchaft ftreitig und Feine verfelben im Stande ift, 
dieſes Recht ſogleich zu erweiſen.“ — Bon dem Oberlandesgerichte wurde 
das Sequeſtrationsgeſuch abgewiefen. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz, „in Erwägung, daß ſofort nach dem Ende 1854 erfolgten 
Tode des M die Verwaltung feiner Verlaſſenſchaft auf Grund des 
Teftamentes vom 3. 1845 der C eingeräumt und vermöge bes bie 
Bitte des A und B um Ueberlaſſung der Berlafjenihaft zur Obforge 
und Benützung abweifenden Decret® vom 13. Mär; 1856 als fort- 
dauernd angefehen, und daß vie Echtheit der von A und B erft nad 
mehr als einem Jahre infinuirten zwei Briefe bes M von 1850, wor- 
auf fie ihr angeblich beſſeres Erbrecht und den behaupteten Widerruf 
bes Teflamentes vom 3. 1845 gründen, von der C beftritten wurde, 
daß fomit der Lage, in welcher ſich die Letztere befindet, jene der Klä⸗ 
ger A und B nicht gleichgeftellt, noch der von ihnen gegen fie ange» 
firengte Proceß als ein Streit um den Befig der Erbfchaft aufgefaßt 
werben darf, da burd ihre Klage erſt das richterlihe Erkenntniß ver 
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Aufhebung des Teftamentes vom 3. 1845 durch Widerruf und die 
bievon untrennbaxe Eutſcheidung über die Echtheit und Giltigleit ber 
zwei Briefe vom 9. 1850 herbeigeführt werben fol, wogegen das 
Erbrecht ver beflagten C ſchon zur Zeit auf einen zur Uebertragung 
des Eigenthums an ſich tauglichen Titel gegründet ift, in Folge deſſen 
fie denn andy mit der vom Gericht ihr eingeräumten Berwaltung ber 
Erbſchaft den factifchen Beftg derſelben bat und ausübt, — daß nad 
8. 127 des Gefeges vom 9. Auguft 1854 in dem Yalle, wo das 
Erbrecht der. Parteien. untereinander flreitig geworben iſt und bis zur 
Entſcheidung mit ber Verlaſſenſchaftsabhandlung inne gehalten werben 
muß, bie Berwaltung der Berlafienfchaft, welche einer der Parteien 
eingeräumt wurbe, berjelbe fortan überlaffen bleibt, fo lange nicht 
bie Gegenpartei die gerichtliche Sequeftration des Nachlaſſes begehrt, 
weldye aber nad) dem bisher Sefagten nur beim Vorhandenſein der im 
8. 377 italien. ©. O. (8. 388 weftgal. ©. DO.) bezeichneten Erfor- 
derniffe zuläffig iſt, — daß aber das eine biefer Erforderniſſe, nämlich 
die Gefahr der Beräußerung oder Verſchlechterung der Erbſchaftsſachen 
von Seite der C nicht dargetban wurde,“ 


Nr. 1002. 


Unzuläffigleit der Vollziehung eines vor Ueberreichung bes 
Güterabtretungsgefuches bewilligten Arreftes. 


zutl. u. 16. September 1856, Nr. 9010 (Beitätigung ded dad Decret des 
8 . Mailand v. 24. Juli 1856, Nr. 11332, abändernden Decrets des 
8. G. Mailand dv. 13. Anguft 1856, Mr. 9846). Gaz. d. Trib. 1859, 


Nr. 1003. 
Res judicata. — Verjährung dur Nichtgebrauch ? 


Entid. v. 28. September 1856, Nr. 5052 (Beitätigung des dad Urtheil des 
8. G. Bozen _v. 27. December 1855, Nr. 3417, abändernden Urtheils 
des O. L. G. Junsbruck v. 11. März 1856, Nr. 714). G. 3.1860, Nr. 91. 

Der Gemeinde B wurde durch Urtheil vom 23. Jänner 1753 
auf Grund eines Önadenbriefed des Königs Heinrich von Bühnen’ 
vom Jahre 1332 das Holzungsredt in allen Wäldern des Thales A, 
einige wenige ausgenommen, gemeinfhaftlih mit ven Thal⸗Inſaſſen, 
jedoch mit der Beichränfung zuerkannt, „daß tie bequemlicdhe Holz- 
nothourft der Gemeinde A weder gejhmälert noch ſchwerer gemacht 
werden fol.“ Dieſes Urtheil wurde vom E. k. o. ö. Rammergerichte 
zu Sunsbrud in zweiter Yuftanz am 15. Mai 1756 beftätigt. Die 
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Gemeinde B hatte aber dieſes Recht vom Jahre 1760 ober nad. 
ihrem Eingeftändnig wenigftens von 1790 bis zum Jahre 1839 nicht 
mehr ausgeübt; erſt in biefem letzteren und jofort in den folgenden 
zehn Iahren nahm die Gemeinde B mit Zuftimmung ver Gemeinde 
A und politiiher Bewilligung wieder Holzfchläge in den Wäldern 
des Thales A vor. Als den Gemeinden durch das Geſetz vom 17. März 
1848 vie freie Berwaltung ihres Vermögens überlaflen wurde, ver- 
weigerte die Gemeinde A der Gemeinde B die fernere Ausübung dieſes 
Holzungsrechtes und ſtellte in ihrer biesfälligen Klage das Begehren 
auf Aberkennung jedes Miteigenthumes an ihren Wälpern jowohl, 
als au ber Dienftönrleit des Holzbezugs. Die Gemeinde B legte 
die Klage nicht zurück, fondern erhob die Einwenbung bes bereits 
durch Urtheil entfchievenen Streites erft in der Einrede uud ſetzte Der 
von der flagenden Gemeinde A behaupteten Verjährung des Rechtes zum 
Holzbezug die Einwendung der mangelnden Wiebererlangung bed freien 
Beſttzes (nsucapio libertatis) und der ſchon enfolgten Entjcheivung (res 
judieata) entgegen. Die Gemeinde A berief fich dagegen auf das römifche 
Recht, wornach Felddienſtbarkeiten durch bloßen Nichtgebrauch vers 
jähren, und behauptete, daß auch das durch die Urtheile von 1753 
und 1756 zuerkannte Recht durch den vieljährigen Nichtgebrauch von 
1760 bis 1839 erloſchen ſei. 

Das Kreisgericht wies die klagende Gemeinde zurück und be⸗ 
gründete dieſe Entſcheidung dadurch, daß die Wälder in Tirol nach 
dem Hofkanzleidecret vom 11. April 1847 als Eigenthum des Lan- 
desfürften anzufehen feien, der Gemeinde A, als einer nach ven Ur⸗ 
theilen vom Jahre 1753 und 1756 blos Mitberechtigten, in feinem 
Valle die Einwendung der Verjährung zuftehe, überdies nicht erwieſen 
fei, daß fie je der Gemeinde B die Ausübung des Holzbezuges unter- 
jagt und diefe fi dem Berbot gefügt hätte, der Gemeinde A end- 
Lich felbft unter der Vorausfegung der Verjährung eine neue Aner- 
fennnng dieſes Rechtes in den eilf Yahren von 1839 bis 1849 ent- 
gegenftehe. 

Das Dberlandeögericht ſprach ganz im Sinne ber Urtheile von 
1753 und 1756 der Geklagten blos das Recht auf die vujelbft aus— 
genommenen Wälver ab, hielt aber die Abweifung ber Klage Hinficht- 
lih aller übrigen mit der in den früheren Urtheilen ausgedrückten Be- 
fhränfung betreffs „ber bequemlichen Holznothourft“ der Klägerin 
aufrecht. Es nahm das Eigenthumsrecht der geflagten Gemeinde auf 
die ſämmtlichen Wälder im Thale A als erwiefen, und deßhalb eine 
Negatorien- Klage der Gemeinde A ald unzuläflig an. Die gedachten 
Erkenntniſſe feien binfichtlih des gemeinfamen Einforftungsrechtes maß- 
gebend, die Einwenbung ber res judicata nah dem römifchen Rechte 
bis zur Einführung des a. b. Geſetzbuches in Tirol (1. Juli 1815) 
unverjährbar, die nad dieſem Geſetzbuch den Gemeinden zu Gtatten 
kommende A0jährige Verjährung durch Nichtgebrauch bis zur Erftat- 
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tung der Einreve im Jahre 1852 noch nicht abgelaufen, die Klage 
überdies zwifchen Einforftungs-Genoffen unftatthaft. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte auf die von der Gemeinde A 
ergriffene aufßerorventliche Reviſionsbeſchwerde das zweitrichterliche Ur⸗ 
theil. Es bemerken vie Entſcheidungsgründe, daß die Abweifung ver Klä⸗ 
gerin betreffd des Miteigenthumsrechtes der gellagten Gemeinde durch 
die Urtheile vom Yahre 1753 und 1756 volllommen gerechtfertigt 
ſei. „Bon einer Verjährung des Rechtes der gellagten Gemeinde 
wegen Nichtausübung desſelben von 1790 bis 1839 kann feine Rebe 
fein, weil die klagende Gemeinde A und bie geflagte Gemeinde B 
gleich befugte Theilhaber an dem Holzbezugsredhte aus den erwähnten 
Wäldern find und nicht behauptet, noch minder dargethan wird, daß 
der geflagten Gemeinde die Ausübung ihres Rechtes feitens ver 
klagenden Gemeinde je unterfagt. worden wäre und fie ſich einer 
folhen Unterfagung gefligt babe. Im Begentheile enthalten bie in 
den Yahren 1839 und 1842 erridteten Acte eine ausdrückliche An⸗ 
erfennung des Rechtes der geflagten Gemeinde von Seite der Ver⸗ 
treter der klagenden Gemeinde A.“ 


Nr. 1004. 
Koften des Eidesverfahrens: Träger derfelben. 


Entid. v. 28. October 1856, Nr. 10602 (Beftätiguug des das Decret der 

Zrauir Treviglio v. 29 Mai 1856, Nr. 2869, abändernden Decrets des 

2. ©. Mailand v. 17. Inli 1856, Nr. 8770). Gnz. d. Trib. 1859, 
©. 154 ff. (Mach den Acten ergänzt.) 

Durch rechtökräftiges Urtheil wurde A mit feiner gegen B an- 
geftellten Klage abgewiefen und in den Erſatz ber erftrichterlichen 
Proceßkeſten verfällt, wenn der Bellagte einen ihm aufgetragenen 
Haupteid ſchwört. B trat den Eid an, leiftete denfelben bei dem Ge⸗ 
richte ter erſten Inſtanz und begehrte von A den Erfat der Koften 
feiner Reiſe zum Gerichtsſitze, welde übrigens unterblieben wäre, 
wenn er nad) $. 289 italien. ©. O. (8. 299 weftg. ©. DO.) bei 
dem Gerichte die Erlaffung eines Erfuchfchreibens an das Gericht 
feines Wohnfiges um Aufnahme des Eides verlangt hätte Die 
erfte Inſtanz trug dem A tie Zahlung der mit der Eivesablegung 
verbundenen Koften auf. Das O. L. ©. wies das Gefuh des B 
um Erſatz jener Koften zurüd, | 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz „in Erwägung, taß die Antretung und Abfchwärung des Eides 
dem Beklagten B oblag; daß Feine gefetliche Borfchrift die damit 
verbundenen Koften der Gegenpartei auflaftet, vielmehr die Beftim- 
mung bes $. 289 italien. ©. O. (8. 299 weftgal. ©. O.) zum 
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Scäluffe. führt, daß dieſe Koſten von der zum Eide zugelaffenen Partei 
ſelbſt getragen werden müſſen, da ſte allein in der Lage iſt, von 
dem Rechte Gebrauch zu machen, welches ihr der eitirte Paragraph 
zur Verminderung der Koſten der Etdealeiſuns einräumt,“ 


Nr. 1005. 


Ablegung des Eides durch Einen der Streitgenoffen und nach 
einer Formel, welche von der des Urtheils abweicht: 
Entſch. v. 30. October 1856, Nr. 105828 (eehktigung bed das Decret 


der rüber 6. Donäa v. 30. Mär 1856, Nr. 1588, abänderuden Decreteö 
2.3 O. L. G. Benebig v. 36. Au uput 12° 1856, Nr. 16583), Tribüne 1861, 


Ein Rechtsſtreit ward zu Gunſten ber Geklagten B und C unter ber 
Bedingung entſchieden, daß fie über neun Thatfachen ven Haupteid ablegen 
würden. Die Geklagten traten ben Eid an und erjchienen bei der Tag⸗ 
fagung; doch erklärte B den Haupteid nur mit Ausnahme einer der 
zu befchwörenden Thatſachen ablegen zu können, während die C alle neun 
Punkte zu beſchwören ſich bereit erklärte. Die erfte Inftanz nahm 
hierauf gar keinen Eid ab, „weil nah Inhalt der erflofjenen Er- 
tenntniffe beide Geklagte alle Thatjahen eidlich beftätigen müſſen, 
daher, wenn B den Eid über eine Thatſache nicht ablegt, ver Eid 
desſelben über die Übrigen Thatſachen und aud die Eidesleiſtung der 
C über alle Thatſachen wirkungslos wären.“ Die beiden obern Jn- 
ftanzen ließen die Ablegung des Eides zu, weil, wie e8 in ben 
Gründen der dritten Inſtanz beißt, „ver Richter bie Ablegung 
eines ordentlich angetretenen Eides nicht verhindern barf, wenn auch 
der Eidesleiſter erklärt, er könne den Eid über die eine oder die an⸗ 
dere der zu beſchwörenden Thatfachen nicht ablegen, und weil es nicht 
Gegenſtand der heutigen Entſcheidung fein kann, über die Rechts⸗ 
wirkung eines unter einer Beſchränkung abgelegten Eides zu erkennen.“ 
(Bol. über den weiteren Verlauf die oben unter Nr, 598 mitzetheite 
Cuſſcheidung v vom 20. Juli 1858, Nr. 6726.) 


| Nr. 1006. 
Unftatthaftigkeit der Zurückweiſung ex officio eines zum Zweck 
der Zahlung angebotenen gerichtlichen Erlages. 


Fatid. v. 12. Ronember 1856, Nr. 10998 (Beftätigung des dad Decret 
ded 8. gem ol:c v. 12. Juni 1856, Nr. 8307, abänbernden Decrets 
des O. Prag v. 24. Juli 1856, Kr. 12122). ©. 3.1859, Nr. 81. 
Die erfte Inftanz hatte das Geſuch des A, welder veu Be⸗ 
trag, den er feinem in einem andern Bezirke wohnhaften Gläubiger 
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zu zahlen hatte, zu Gericht erlegen wollte, abgewieſen, da ob Man⸗ 
gels der im 8. 1425 a. b. ©. B. vorgeſchriebenen Erforderniſſe der 
angeſuchten gerichtlichen Depoſitirung nicht Statt gegeben werden könne. 
Dagegen bat das Oberlandesgericht den Bezirksgerichte verordnet, 
den Auftrag wegen Empfangnahme dieſes Depoſitums an das Steuer⸗ 
amt zu erlaſſen, weil es dem Schuldner nach 8. 1425 a. b. G. B. 
freiſtehe, ſeine Schuld wegen Abweſenheit des Gläubigers bei dem 
Gexichte zu hinterlegen, und weil bei der Annahme des Depoſitums 
nicht ſchon entſchieden wird, daß der Erlag rechtmäßig gefhehe, in- 
dem über die Rechtmäßigkeit nes Erfages, wem darüber ein Streit 
erfolgt, beſonders abgeſprochen werben muß. 

Auf den Revifionsrecurs des Gläubigers hat der oberſte Ge⸗ 
richtshof den Beſcheid zweiter Juſtanz beſtätigt, „in Erwägung, daß 
das Vorhandenſein ver Bedingungen des 8. 1425 a. b. G. B. bei 
einem gerichtlichen Erlage nicht von Amtswegen zu prüfen, ſondern 
der Erlag anzunehmen, und es ven betreffenden Parteien zu über- 
laſſen ift, hieriber im abgefonderten Wege zu verhandeln“. 


oo Nr. 1007. 
Giltigkeit der Verabredung, für die Entſcheidung Tünftiger 
Streitigkeiten von Fall zu Fall ein Schiebegericht zu beftellen. 
Eutid. v. 18, November 1856, Nr. 10913 (Bekätigung des dad Urtheil des 
riheis des 8. 8. ©. 


8,6. Görz v. 29. Mai 1850, Nr. 1588, abändernden 
Trieft v. 6. September 1856, Mr. 2849). ©. 3.1859, Nr.118. ©. 9. 1859, 


Auf Zahlung von 15.625 fl. 20 fr. aus einem Geſellſchaftsvertrage 
belangt, erhob der Bellagte die Einwenbung des nicht gehörigen Gerichts⸗ 
ftandes aus dem Grunde, weil im $. 32 des Gefellfchaftsvertrages vom 
7. Februar 1848 bedungen wurbe, daß jede wie immer geartete Streitig- 
feit, welche aus den darin enthaltenen Beftimmungen entfpringen Könnte, 
dem inappellablen Spruche von Schiedsrichtern zu unterwerfen fei, welche 
von den Parteien einverftänplich binnen act Tagen, wibrigens aber 
von ben: E. k. Stadt» und Landrechte in Görz zu ernennen wären. 

Der oberfte Gerichtshof hat mit Beftätigung der Entſcheidung 
bes Oberlandesgerichtes der Einwenbung des nicht gehörigen Gerichts⸗ 
ſtandes ſtattgegeben und im feinen Motiven Yolgendes bemerkt: Die 
Berabredung, künftige Streitigfeiten durch Schiedsrichter entſcheiden zu 
laſſen, fei weder unerlaubt noch unausführbar. Es fei aber unmöglich 
oder doch unzweckmäßig, die Schiedsrichter im Voraus zu ernennen, 
ba man weder die Art der künftig entſtehenden Streitigfeiten, noch bie 
Parteien, welche dabei betheiligt fein werben, im Voraus wiflen könne, 
und wenn bie Streitigkeiten erft fpät entitehen, die früher ernannten 
Schiedsrichter mangeln Könnten. Das Geſetz erfordere auch nicht, daß 
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in dem Augenblicke der Errichtung eines Compromiſſes auch die Schieds⸗ 
richter ernannt werden. Nach dem 8. 1008 a. b. ©. B. könne bie 
Wahl eines Schiedsrichterd einem Bevollmüchtigten überlafjen werben, 
und ebenfo werde ben Schiedsrichtern die künftige Wahl eine Ob⸗ 
mannes überlafien. Es müfle daher audy ven Parteien geftattet fein, 
die Wahl der Schiedsrichter auf dem geeigneten Zeitpunkt zu verſchie⸗ 
ben. Die Staatöverwaltung habe ſelbſt die Zuläffigkeit einer ſolchen 
Berabredung anerkannt, indem fie dieſelbe in 8. 60 der Statuten der 
priv. Erebitanftalt für Handel und Gewerbe aufnehmen ließ (Erlaß des 
Finauzminiſteriums v. 6. November 1855, R. ©. 3. Nr. 186). Die 
aus dem angeblichen Ablaufe der Frift zur Wahl der Schiedsrichter 
entnommene Einwendung fei offenbar ungegründet, da dieſe Frift eine 
Erecutionsbeftimmung fei, die erft nad) Beendigung bes Streites hin⸗ 
fichtlih der Bornahme der Wahl zur Anwendung kommen könne. 


Nr. 1008. 


Klage des Miteigenthümers gegen den Erben auf Intabu- 
Iation feines ererbten Miteigenthbumsrechtes zum Zwed der 
Realifirung einer mit ihm vorgenommenen Theilung. 


Entſch. dv. 25. November 1856, Nr. 9073 (Beitätigung des Urtheil® de 
3. ©. Karlsbad dv. 23. December 1855, Nr. 8931, Ananderung des Urtheils 
de8 ©. 2. ©. Prag d. 21. April 1856, Nr. 6375). ©. 3. 1861, Nr. 151. 

Die A hatte ein Urtheil auf Theilung gewiffer Grundſtücke, welche 
fie gemeinfchaftlih mit M befaß, erwirkt; bie Theilung wurde im Ein- 
verftänpniß mit der B al8 Erbin des M theilweife vorgenommen, bet 
einigen Grundftüden aber durch einen Austaufch bewirkt. Da indeß noch 
M an der Gewähr fteht, vereitelt die B die Herftellung der grundbücher⸗ 
fihen Ordnung refp. den Eigenthumsühergang an die A dadurch, daß fie 
felbft ihr Eigenthumsrecht nicht einverleiben läßt. Die A begehrt num, 
daß die B hiezu verhalten werde, welhem Begehren die erfte Inſtanz 
entfprit, während e8 die zweite aus folgenden Gründen zurüdweift: 
„Da fi) vie Geklagte nicht verpflichtet hat, ihre bücherliche Vorſchreibung 
als Eigenthümerin der nach M verbliebenen Hälfte der fraglichen Grund» 
ftüde zu bewirken und lediglich gehalten ift, der Klägerin die nöthigen 
[riftlihen Urkunden zu übergeben, und da ferner, obgleich nad) 8. 432 
a.5. ©. B. verjenige, von dem das Eigenthum einer unbeweglichen _ 
Sache auf einen Andern übergehen fol, jelbft ſchon als deren Eigen- 
thümer einverleibt fein muß, dennoch eine gefegliche Verpflichtung, daß 
derjenige, der ohne felbft als Eigenthümer einverleibt zu fein, eine 
den Gegenſtand ver öffentlichen Bücher bildende Sache an einen An- 
deren überläßt, vorläufig feine Vorſchreibung als bücherlicher Eigens 
thümer jelbft bewirken müffe, nicht befteht, vielmehr eine foldhe Vor⸗ 


— 536 — 


fhreibung auch von ben anderen Paciszenten und gleichzeitig mit ber 
für ſich begehrten Gewähranſchreibung angefudht und erwirkt werben 
kann, übrigens aber das Recht der Klägerin auf die von der Gellag- 
ten angeſprochene Leiftung fih nad Maßgabe des $. 859 a. b. G. B. 
vorliegend auf einen Vertrag oder auf die Anordnung des Geſetzes 
gründen könnte: fo liegt e8 Har am Tage, daß die Klägerin ihr Klags⸗ 
begehren verfehlt und basjenige, was fie von ber ©ellagten, um .an 
das bücherliche Eigenthum der Grunpftüde Nr. top. 1354, 1355 und 
1378 gelangen zu können, zu forbern beredhtiget ift, nicht begehrt hat, 
zu demjenigen aber, was fie wirklich begehrt, feinen gültigen Rechts⸗ 
titel nachweifet, demnach mit ihrem biesfälligen Klagsbegehren abge- 
wiejen werden muß. Um fo mehr muß aber aud bei dem in ber 
öfterreichifchen Geſetzgebung laut des Hofpecretes vom 26. Februar 1819, 
Nr. 1548 3. ©. S,, fanctionirten Grundfage, daß Niemand wider 
feinen Willen gezwungen werben kann, fi als Eigenthümer einer den 
Gegenſtand der öffentlihen Bücher bildenden Sache bücherlich vorfchrei« 
ben zu lafien, die Abweiſung der Klägerin mit dem rückſichtlich ber 
Grundſtücke Nr. top. 1532, 1537 und 1538 geftellten Klagsbegehren 
erfolgen, weil mit dem Urtbeil... lediglich erkannt worden tft, daß 
die darin bezeichneten Grundſtücke blos phyſiſch abzutheilen find, 
dieſem Ausſpruche auch ſchon genügt wurde, und die Geklagte ſich 
in dieſer Beziehung zu etwas Weiterem und namentlich dazu nicht 
verpflichtet hat, behufs der bücherlichen Evidenz der vorgenommenen 
phyſiſchen Theilung die bücherliche Vorſchreibung des ihr auf die Hälfte 
dieſer Grundſtücke als Erbin nah M zuftehenden Eigenthumsrechtes 
zu erwirlken.“ | 
Dagegen bat ver oberfte Gerichtshof Das erftrichterliche Urtheil 
zu beftätigen befunden, aus nachftehenden Gründen: „Die Klägerin, 
im grundbbücherlichen Befite der idealen Hälfte der Grundſtücke Nr. 
top. 1532, 1537, 1538, 1354, 1355 und 1378, deren andere Hälfte 
der Geklagten als Univerfalerbin des grundbücherlichen Beſitzers der⸗ 
ſelben gehört, bat gegen letztert das Urtheil auf phyſiſche Theilung 
dieſer Gründe in zwei gleiche Theile erwirkt, die auch bezüglich der 
Gründe Nr. top. 1532, 1537 und 1538 vorgenommen wurde, währen 
rüdfichtlich der Übrigen ein Tauſch der Art eingegangen wurde, daß die 
Geklagte die ihr zugefallenen Hälften ver Gründe Nr. top. 1354, 1355 
und 1378 der Klägerin überließ und hierüber die die Löſchungsbe— 
willigung ihres Miteigenthumsrechtes enthaltende Bertragsurkunde fer 
tigte. Es handelt fi nun darum, daß die Klägerin in den bücherlichen 
Defig diefer ihr im Theilungswege mit der Geklagten als Univerfal- 
erbin des M zugefallenen Hälften der mehrerwähnten ſechs Grundſtücke 
gelange, woran fie dadurch gehindert ift, daß fich Letztere aus ihrem 
Erbrechte noch nicht an den Beſitz derfelben aufchreiben gelaffen bat 
(8. 442 a. b. ©. B.). Wird nun erwogen, daß dermalen noch der 
1838 verftorbene M al8 Befiger viefer Grundſtücke in den öffentlichen 


Büchern erſcheint, und daß das gegen deſſen Univerfalerhin auf Theis 
lung diefer Gründe, deren Hälfte er fchon früher ver Klägerin unwider⸗ 
ſprochen überlaflen bat, erfloffene Urtheil conjequenter Weiſe aud die 
Uebergabe in den Beſitz der Letzteren in ſich enthält; wird ferner 
erwogen, daß der rechtmäßige Beſitz ſo wie das Eigenthum einer 
unbeweglichen Sache dort, wo Grundbücher beſtehen, nur durch bie 
ordentliche Eintragung in dieſe erlangt werden laun (8. 321 und 431 
a. b. G. B.), ſo begreift das gedachte Urtheil unzweifelhaft die Ver⸗ 
bindlichkeit in ſich, alles das als Univerſalerbin des M zu leiſten, 
wodurch es der Klägerin möglid) würde, in ven bücherlichen Belig der 
mehrgedadhten, ſchon früher in idealer Hälfte ihr gehörigen, fohin 
phyſiſch getheilten Gründe Nr. top. 1532, 1537 und 1538 zu ge 
langen, was nad ben beftehenven Borfchriften nur durch die frühere 
Beſitzanſchreibung der Geklagten als Univerfalerbin geſchehen kann. 
Noch entſchiedener liegt dieſe ihre Verbindlichkeit bezüglich der Grund⸗ 
ſtücke Nr. top. 1354, 1355 und 1378 rückſichtlich der ihr im Erb⸗ 
ſchaftswege zugefallenen idealen Hälften vor, denn dieſe bat fie exſt 
im Bertragdwege der Klägerin zum Alleineigenthum überlaffen und 
eingewilligt, daß ihr Miteigenthumsrecht gelöſcht, das Alleineigenthum 
der Gegnerin einverleibt werde; fie ift daher zu der vorläufigen grund⸗ 
büdherlihen Auszeichnung dieſes ihres zu löſchenden Miteigenthums⸗ 
rechtes, zur Uebergabe diejer von ihr ver Gegnerin überlaſſenen Hälften 
der fraslihen Gründe, d. b. zur grundbücherlihen Anſchreibung als 
deren Eigenthümerin verpflichtet.“ 


— — — — m 


Nr. 1009. 
Berjährung legirter Dienſtbarkeiten durch dreijährigen Nicht⸗ 
gebrauch. 
v. 26. November 1856, Nr. 11497 (Beltätigun des Urtheils des 
—438 Piſel v. ——— ‚Ye. 230, —— ap des 
O. L. G. Prag 19. usa 1856, Nr. 13552). ©. 3. 1860, Nr. 27. 


M bat feinen Sohne B eine Wirthſchaft mit N — 
hinterlaſſen, daß an vier dazu gehörigen Grundſtücken der A der Frucht⸗ 
genuß zuftehen folle. Die A Hagt nun den B auf Anerkennung ihres 
Rechtes und gibt felbft an, daß ihr die Orunpftüde vom Bellagten 
ſchon vor 3 Yahren entzogen worben feien. B wendet die Verjährung 
nah 8. 1488 a. b. ©. 2. ein. Diefe Einwendung fand die erfte 
Inſtanz begründet, Die zweite bagegen entſchied für bie Klägerin: „Wenn 
auh die Klägerin gerichtlich eingeftanden bat, daß ihr vor etwa 
13 Jahren der Geflagte die in Rede ftehenben Srunpftüde eigenmächtig 
entzogen und ſich zugeeignet habe, jo ſtellt fih doch bie daraus her⸗ 
geleitete Einwendung der Verjährung als ungegründet dar. Der $. 1488 
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a. b. ©. B. hat die Servitutsrechte zum Gegenſtande. Die Ber- 
fügung des M, mittelft welcher ver Klägerin der Bells und Geuuß 
der angefprochenen Grundſtücke zugedacht wurde, begründet aber feine 
Servitut, fondern eine dem Erben und deſſen Beſitznachfolgern durch 
wie letzte Willenserklaͤrung des M anferlegte Berpflichtung, welche ſo⸗ 
nach die Natur eines Vermächmiſſes angenommen hat, mithin ein 
teftamentarifch eingeantwortetes Recht begründet. Dieſes verjährt aber 
nah 8. 1478 a. b. ©. B. erſt in Folge einer dreißigjährigen Nicht 
ansübung.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das lirtheil der erften Im- 
ftanz, da „die Einwenbung der Triennal-Berjährung von dent Bezirks⸗ 
gerichte mit vollem Rechte berädfichtigt worden. Dem fteht nit ent 
gegen, daß bie in Frage fiehende Dienftbarkeit mittel eines letzten 
Willens angeordnet wurbe, weil es bei der Verjährung einer Dienft- 
barkeit nicht darauf ankommt, aus welchem Rechtstitel dieſelbe entftanden 
ifl, und weil der obige Paragraph ohne alle Rüdficht auf die einzelnen 
Kechtstitel eine dreijährige Berjährungsfrift für Dienftbarkeiten feft- 
fegt. Die Anſicht des Oberlandeögerichtes, daß der fragliche Frucht⸗ 
genuß die Natur eines Vermächtniſſes angenommen habe, ein tefta- 
mentarifch eingeantwortetes Recht begründe und als folches erft einer 
breißigjährigen Verjährung unterliege, ift daher unbegründet.” 


Nr. 1010. 


Berurtheilung aus einem anderen als dem in der Klage 
angegebenen Rechtsgrund. 

Entſch. v. 16. December 1856, Ar. 12232 ( Beftätigung bed Urtheild des 
8. G. Tabor v. 20. December 1855, Nr. 1815, Abänderung ded Urtheils 
des O. L. G. Prag dv. 30. Juni 1856, Nr. 9297). ©. 3.1859, Nr. 145. 

A begehrte von B die Zahlung eines Darlehens von 800 fl. und 
fügte feine Klage auf einen von leßterem ausgeftellten Schulofchein ; bei 
der mündlichen Verhandlung machte er indeß, da Geklagter widerſprach, 
ein Darlehen erhalten zu haben, geltend, B habe, anf Diebftählen und 
Beruntreuungen ertappt, fi verpflichtet, Erſatz zu Ieiften und deßhalb 
die Urkunde ausgeftellt. Die erfte Inſtanz berüdfichtigte diefe Angaben 
und verhielt den Beklagten zur. Zahlung. Die zweite wies das Klage— 
begehren aus folgenden Gründen zurück: „Der Kläger ftügt fein Klage- 
reht auf den vom Geklagten anögeftellten Schuldſchein, fomit auf 
einen Darlehensvertrag; da er jedoch in ver Replik auf ven Wiber- 
ſpruch des Geklagten ſelbſt zugefteht, daß dem Legtern kein Darlehen 
gegeben worden ift, daß daher zwifchen ihm und dem Geklagten fein 
Darlehensvertrag zu Stande gekommen ift, fo folgt hieraus von jelbft, 
daß dem Kläger aus dem Kechtstitel eines Darlehensvertrages fein 
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Klagerecht gegen ven Gekllagten zuſteht. Es trägt zwar der Kläger in 
der Replik ven Titel nah, aus welchem ver Schulofchein entſtanden 
[en fol, in dem Sinn, daß ber eingeflagte Betrag ans ven von 
em Geklagten am Kläger begangenen Diebftählen und Beruntreunngen: 
erwachfen fei, und daß fich beide heile durch die Urkunde auf den 
eingeklagten Betrag verglichen haben. Hieraus erhellt, daß der Kläger 
den SMHagetitel, ven er in der Klage auf ein Darlehen baftrt ‘bat, In 
der Replik ändert und dafür ven Titel des Vergleichs für obbenannte 
Erfäge ſubſtituirt. Neue in ver Klage nicht vorgelonmene Umſtände 
find bei münblichem Berfahren nach dem Hofdecrete vom 15. Janner 1787, 
Nr. 620 9. ©. ©. dp) (Weffely I Nr. 312) dem Kläger in ver 
Replik anzuführen geftattet, jedoch mit Rüdficht auf ven 8. 21a. ©. O. 
nur folde, wodurch der Slagetitel nicht geändert wird. Der Kläger 
war daher nah 8.21 a. ©. D. zur Aenderung feines Klagetiteld in 
der Replik nicht berechtigt, der Geklagte hierauf Rede und Antwort zır 
geben nicht ſchuldig. Da nun vem- Mäger aus bem Titel eines Dar- 
lehensvertrages fein Klagerecht zufteht umd er feinen andern Rechstitel 
nachgewieſen bat, fo muß berjelbe abgewiefen werten. 
Die dritte Inftanz beftätigte das Urteil ver erflen Gründe: 
„Der Geklagte hat die non dem Kläger in ver Replik vergebrachten 
Behauptungen, -,„derjelbe habe dem Kläger mehrere Waaren und Bor» 
räthe entwendet und verumtreut, fich hiefür im Vergleichswege zu einer 
Entihädigung von 800 fl. verbunden und zu feiner Schonung hier 
über den Schuldſchein ausgefertigt““ — ungeachtet der wiederholten 
Aufforderung des Gerichtes nicht beantwortet, Diefe Behauptungen 
müſſen daher für wahr und richtig angenommen werben, Iſt dieſes 
aber der Fall, fo kann hierin Feine unzuläffige Aenverung des Klage⸗ 
rechts anerkannt werden, weil dieſe Umſtände nur zur Widerlegung der 
erhobenen Einwendung ver nicht erfolgten Zuzählung des eingellagten 
Betrages vorgebradht wurben, und der Oellagte die Liquidität einer 
von ihm durch den unterlaffenen Widerſpruch für richtig anerlannten 
Forderung aus der bloßen Form des hierüber in feinem Intereſſe er- 
richteten Beweismitteld nicht beftreiten kaun, ba er mit derſelben ein- 
verflanden war, fomit fih auch ven Folgen dieſes Einverftänpniffes 
unterwerfen muß." 


Nr. 1011. 
Erecutivproceß anf Grund einer cautio indiscreta, 


Entſch. dv. 28, December 1856, Nr. 12319 CRentätignn des Decretes 

des B. G. Lespoldſtadt in Wien v. 80. September 1850, Nr. 13075, 

Abünderung deö Derzetd de D.2. ©. Wien v.21. October 1856, Nr. 13700). 
G. H. 1859, ©. 101. 

Auf Grund eines Schulofceines, in welchem die causa debendi 

nicht angegeben war, orbnete die erfte Inftanz Tagſatzung nad) $. 298 
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0. ©. D. an. Diefen, vom Oberlandesgerichte unter Hinweifung anf 
8.1001 a. 6. ©. B. abgeänverten Beſcheid beftätigte der oberfte Gerichts⸗ 
hof „in Erwägung, daß ber Originalſchuldſchein vom 14. Mai 1856 
von ben Ausftellern und zwei Zeugen gefertigt ift, aljo nad 8. 114 
a. G. D. sollen Glauben verdient, und daß nad 8.298 a. G. O., 

Hofvecret vom 12. October 1790, Nr. 66 9. ©. ©. (Weifely I 
Nr. 1193) und Hofdecret vom 25, Mai 1839 zu Belegung der 
Grecutionellage ein nad) den Anordnungen der Gerichtsordnung vollen 
Glauben verdienender Schuldbrief genügt, ohne daß Die causa debendi 
oder die Erforderniſſe des 8 1001 a. b. G. B. über Darlehensſchuld⸗ 
ſcheine und deren innere Beweidkraft dort zur Bedingung gemacht würden“. 


— 


Nr. 1012. 
Umfang des Wohnungsrechtes. Paflive Klaglegitimation. 


Entf. v. 28. Jänner 1857, Nr. 675 (Beftätigung des das „Irtpeit des 
3. G. Tabor v. 8. Mai 1856, Nr. 1868 abänberusen Urcheils des O. L. G. 
Brag v. 8. October 1856, Ar. 12883). ©. 3. 1860, Nr. 30. 

Beronifa B bat das Wohnungsrecht in einer Stube des den 
Eheleuten A gehörigen Haufes; bei ihr wohnt aber auch ihre groß- 
jährige Tochter Joſepha, der ein ſolches Recht nicht eingeräumt ift. 
Gegen lettere brachten die Eheleute A eine lage ein, die Darauf gerichtet 
ift, ihr Die Mitbenützung der Wohnung zu unterlagen. Die erfte In- 
flanz entſprach dem Klagebegehren, die beiden oberen wiejen es zurück. 

Gründe der dritten Inftanz: „Es. handelt fih im vor- 
Tiegenden Procefje um das anerfanntermaßen ver Veronika B, Mutter 
der Geklagten, zuftehende Dienftbarkeitsreht der in einer Stube be- 
ftehenden Wohnung im Haufe ver Kläger, fomit nit um ein Rechts: 
verhälmiß der Kläger gegenüber ver Gellagten, fondern um ein Rechts⸗ 
verhältnig zwifhen den Klägern als Seroitutsverpflichteten und ver 
Mutter der Geklagten als Servitutsberechtigten. Wenn daher die Kläger 
glauben, wie fie behaupten, daß dieſe Servitut aus dem Grunde, weil 
die Geklagte von ihrer Mutter in deren Wohnung aufgenommen wurde, 
über die Schranfen des Rechtes ausgedehnt worden fei, fo ftünde ihnen 
nur ein Klagerecht gegen bie Mutter, keineswegs aber gegen die Tochter 
zu. Dem gegen bie Gellagte gerichteten Begehren fteht daher ſchon 
der Mangel des Klagerechtes entgegen. Es erſcheint aber auch die 
Klage in merito nicht gerechtfertigt. Die Servitut der Wohnung iſt 
nah $. 521 in Verbindung mit 8. 505 a. b. ©. B. eine Ser—⸗ 
vitut des Gebrauches und befteht in dem Rechte, die Wohnung nad 
Bedürfniß zu benügen und davon einen, feinem Stande, Gewerbe und 
Hauswefen angemeſſenen Nugen zu ziehen. Wenn nun die Mutter 
in bie ihr dienftbare Wohnung ihre eigene Tochter aufnimmt — wie es 
fo .ganz natürlid im Yamilienverhäftniffe gelegen ift und dem gemein- 
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ſchaftlichen Hausweſen entſpricht, — wenn in dieſer ihrer Gemeinſchaft⸗ 
lichkeit nicht mehr als die Stube benützt und nicht dargethan wird, daß 
fonft auf irgend eine Weife bie Grenzen des Servitubsrechtes über⸗ 
fchritten oder die Dienftbarkeit auf eine diefe Laft erſchwerende Weiſe 
ausgeübt oder dem Eigenthumsrechte der Kläger zu nahe getreten wurde: 
ſo läßt ſich nicht abſehen, mit welchem rechtlichen Grunde der Ge⸗ 
klagten das Zuſammenwohnen mit ihrer Mutter von ben Klägern ver- 
weigert ober die Geklagte gezwungen werden könne, die Wohnung ihrer 
Mutter zu verlaſſen. 


Nr. 1013. 


Verjährung von Hypotheken: Nichtunterbrechung derſelben 
durch Unterbrechung ber Verjährung gegen ben Perſonal⸗ 
ſchuldner. 


Eutſch. v. 4. Februar 1857, Nr. 705 (Benätinung des das Urtheil der 

Prätur Sacile v. 4. „Sehtemt er 1856, 3762, eränbernben. 3,1868, 
8 O. L. G. Jruen v. 12. Bosember 1050, Nr. 20418). © 
ir. 119. Gaz. d. Trib. 1858, ©. 542 ff. 

A Hagt den B, der nicht fein Schuloner, wohl aber Eigenthümer 
ber für feine Forderung beftellten unbeweglichen Pfandſache war, auf Zah⸗ 
lung ter Schuld bei fonftiger Execution der Hypothek. Der Beklagte wen= 
dete Die Verjährung ein, da nicht nur die Schuld feit mehr als 40 Jahren 
fällig war, fondern aud) er und feine unmittelbaren Befigvorgänger, die 
ebenfalls nicht Perſonalſchuldner waren, die Hypothek feit mehr als 30 
Jahren befagen. Das Gericht erſter Inſtanz gab der Klage Folge, weil 
die Verjährung durch eine im Jahre 1831 vom Perſonalſchuldner ge= 
leiftete Intereffenzahlung unterbroden worben und ber Beſitzer der 
Hypothek hinſichtlich derſelben als eine Perſon mit dem Schuldner zu 
betrachten ſei. Das Oberlandesgericht änderte dieſes Urtheil zu Gunſten 
des Geklagten ab; weil nach dem Code Napoleon, der zur Zeit der 
Beſtellung der Dopoldet in Wirkſamkeit war, die Real» und Perſonal⸗ 
Hage volllommen gejondert und unabhängig von einander waren; weil 
ferner nah jenem Geſetzbuche die Realklage in derfelben Zeit verjährte, 
die zur Erfigung des Eigenthums nothwendig wäre, und weil endlich 
alle Klagen binnen 30 Jahren verjähren. 

In den Entjheidungegränden bes oberften Gerichtöhofes, der 
das Urtheil zweiter Inſtanz beftätigte, heißt e8: „Die Verjährung 

ber Realklage ift fomohl nad) franzöſiſchem Geſetze (Art. 2262 des 
Code Napoleon), als aud nach bem jegt geltenden ($. 1479 a. b. G. B.) 
als vorhanden anzunehmen. Kläger war nicht gehindert, auch in Be⸗ 
zug auf die im Beſitz des Bellagten befindlichen Güter feine Klage 
rechtzeitig zu überreihen. Da ver Letztere Grundſtücke erworben 
batte, die mit einer feit dem Jahre 1807 fälligen Hypothekarſchuld 
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delaftet waren, fo machte er mit Hecht den Zeitraum, der jeit jenenz 
Sabre bis zum Tage der Klage verfirihen war, zu feinen Gunften 
geltend — einen Zeitraum, ber mehr als 40 Jahre beträgt, Bon 
Standpunkte des öfterreihifchen echtes kann nicht verfannt werben, 
das 8. 1483 a. b. ©. B., welcher anorbnet, daß die Verjährung dem 
Gläubiger, ver das Pfand in den Händen hut, nicht eingewenbet werben 
könne, eine Ausnahme zu Ounſten des Fauſtpfandes fetftellt und fo 
bie Regel des 8. 1479 beftätigt, daß das Pfandrecht an einer un« 
beweglihen Sache, wie jedes andere Recht, durch den Nichtgebraud 
während 30 Yahren verjährt.“ 


Ar. 1014. 


Zueignung einer im Fluß entflandenen JInfel durch Anſtalten 
für ihre Erhaltung und Vergrößerung. | 
Eutſch. v. 10. Febrnar 1857, Nr. 1002 (Beftätigung des dad lirtheil ded 
8 ©. Fallenan v. 1. gebruar 1856, Nr. 336, abändernden Urtheils 
des O. L. G. Prag v. 6. Mai 1856, Nr. 7683). ©. 3. 1860; Nr. 26. 
Die Gemeinde A klagte gegen B auf Anerkennung ihres Kigen- 
thums an einer im Egerfluſſe entftandenen Inſel. Als Beranlafjung 
zur Klage wird angeführt, daß fih der Geklagte feit der Zeit, als 
die Infel Gras zu liefern anfing, erlaubt Habe, fih eigenmädhtig das 
ras zuzueiguen und fih die Benützung dieſer Infel anzumaßen. 
Das Eigenthum viefer Infel fpricht die Gemeinde aber aus dem Grunde 
an, a) weil bie an beiden Ufern, zwijchen welchen vie Inſel ent» 
ftanden ift, liegenden Grundftüde das Eigenthum der Gemeinde feien, 
und b) weil die Infel ſich durch Abſchwemmung von diefen Gemeinde- 
grundftüden gebildet habe. Der Geklagte erhob die Einwendung, daß 
er dieſe Inſel Fünftlih angelegt und das Eigenthum derſelben erſeſſen 
habe. Der Befund der Sachverſtändigen über die Entftehung der 
Infel ging dahin, daß dieſe Infel nicht durch Abſchwemmung von den 
Gemeindegründen, fondern duch dad vom Egerfluffe über das Mühl- 
wehr herabgeführte Gerölle entftanden und durch Weidenverpflanzungen 
von Seite des Geklagten befeftigt worden fei, jo wie daß die Infel 
dermal mit Weiden volllommen beftodt fei, deren Schöflinge vom 
Geklagten verkauft werden. Ä 
Das Bezirksgericht hat ber Klage aus dem Grunde Statt ge- 
geben, weil die Eger bei A nicht ſchiffbar umd die Inſel zwifchen den 
ber Gemeinde A gehörigen Grundſtücken entftanden ift, daher dieſe 
nah $. 407 a. b. ©. B. befugt ifl, die Infel ausfchließend als ihr 
Eigenthum in Anfprud zu nehmen. 
Das Oberlandeögericht hat die Klage abgewiefen, und ber oberfte 
Gerichtshof das Urtheil zweiter Inſtanz beftätigt und dieſes Er- 
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kenntniß nachſtehend begründet: „Der in ber Klage angegebene, oben. 
sub b angeführte Rechtsgrund ift gemäß des Befundes der Sachper⸗ 
ſtändigen nit vorhanden, Es kann fi demnach nur um bie Ent 
ſcheidung der Frage handeln, ob die kllagende Gemeinde aus dem sub a. 
angeführten Rechtsgrunde als wahre Eigenthümerin ber. Infel zu ber 
trachten und der Geklagte ſchuldig fei, feinen Beſitz aufzugeben und ſich 
jeder ferneren Benäßung derſelben zu enthalten. Nah $. 407 a. b. G. B. 
find, wenn in der Mitte eines Gewäflers eine Inſel entitebt, die 
Eigenthümer der an beiden Ufern liegenden Grundſtücke ausfchließend 
befugt, die entſtandene Inſel fi anzueignen. Enfteht die Inſel auf 
einer Seite des Gewäſſers, fo bat der Eigenthümer des nähern Ufer- 
landes allein darauf Anſpruch. Dieſes Geſetz fett. nach feinem Wort« 
laute voraus, daß die Infel entſtanden fei, d. h., daß fie ſich blos 
durch Naturereigniffe von felbft gebildet, und daß fie ihren Beftand 
nicht durch menſchliches Wirken erhalten habe, weil eine durch menfch- 
liche Thätigkeit bewerkftelligte Sache nad) dem allgemeinen Sprad)- 
gebrauche nicht mit dem Worte „entftandene”, fondern mit dem Aus⸗ 
drucke „bergeftellte” bezeichnet wird. Es wird aber auch in dieſem 
GSefegesparagraphen eine entftandene Inſel nicht ſchon an ſich felbft 
als das Eigenthum der Ufergrundseigenthlimer erklärt, ſondern dieſe 
werben" nur für ausfchließend berechtigt erklärt, fi) die Inſel zuzu- 
eignen oder den Anſpruch darauf zu ftellen. Dieſes Gefet gibt ihnen 
alfo nur den Eigenthumsrechtstitel. Allein nah 8. 380 a. b. ©. 2. 
begründet der Titel allein noch Fein Eigenthum, ſondern es wird dazu 
auch eine rechtliche Erwerbungsart erfordert. Die Magende Gemeinde 
gefteht aber ſelbſt zu, daß fie fich die Inſel nicht zugeeignet habe, 
fondern daß fich der Geflagte gleich, ald Gras auf derſelben zu wachſen 
anfing, in den Beſitz verfelben gefettt Habe und fi) noch in dieſem Ber 
fite befinde.. Es mangelt ihr alfo die rechtliche Erwerbungsart und fie 
könnte dem Beſitzer gegenüber jelbft dann nicht als die wirkliche Eigen- 
thünterin der Inſel erkannt werden, wenn dieſe auch wirklich ſelbſt 
entftanden und nicht hergeftellt worden wäre. In dem am 27. Det. 1855 
über ven Sadwerftändigenbewei® aufgenommenen Protokolle erklären 
aber aud die Sachverſtändigen, daß der weitern Ausdehnung der Inſel 
buch Verwahrung non Seite des Geklagten durch Stödlinge Hilfe 
geboten wurde. Bon Seite der Hagenden Gemeinde wurde in dem- 
jelben Protokolle bemerkt, daß im Jahre 1811 das neue Wehr ge- 
baut und dadurch die Inſel gebildet wurde, Die Infel ift aljo in 
ihrem gegenwärtigen Beſtande keineswegs durch bloße Naturereigniffe 
entftanden, fondern durch den Wehrbau und durch die Anpflanzung 
des Gellagten bewerfftelligt, d. i. bergeftellt, worden. In weldyer Aus- 
dehnung aber fie von feldft entftanden und um wie viel fie durch das 
Zuthun des Geklagten erweitert und befeftigt worden fei, wird von 
ber klagenden Gemeinde nicht angeführt, noch weniger bewiejen. Es 
kann alfo auch vom Richter nicht beurtheilt werben, auf weldhen An- 
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theil dieſer Inſel allenfalls die Uferlandseigenthünter einen Cigen- 
thums anſpruch haben Fönnten. Das Klagebegehren ſtellt ſich daher ſchon 
in dieſer Hinſicht nicht als rechtlich begründet dar, und es iſt demnach 
auch nicht. nöthig, in die Beurtheilung der Frage einzugeben, ob das 
Eigenthum der Gemeinde an den beiberfeitigen Ufergrunpftiiden be⸗ 
wiefen und ob die Gemeinde wirkliche Eigenthümerin des beiderfeitigen 
Uferlandes ſei.“ 


Nr. 1015. - 
Abgrenzung der Competenz der Real- und der PBerfonalinftanz. 


gute. » v. 18. Mär; 1857 2410 — des Hy Deeret des 

Korneuburg v. 25. Sionemb a 158 EA sau bebenden De= 

ee de 0. 8 ©. Wien v. 7. Suner 1857, Nr. 17080) ©, 8,1850, 
Nr. 8. Glorn. di älurispr. prat, 1859, 5 717. 

Auf or Haufe des A baftete das Pfandrecht für eine von B 
beftellte Caution von 500 fl. A Magte nun den B auf Anerlennung 
einer Forderung von 570 fl., und da fomit die Cautionsforberung 
durch Compenfation erfchöpft fei, auf Löſchung des für diefelbe ein» 
verleibten Pfandrechts. Diefe Klage ward bei der Realinftanz ans 
gebracht; die beiden oberen Inſtanzen verorbneten jedoch die Zurück⸗ 
ftellung wegen Incompeten;. 

Gründe der dritten Inftanz: „Das mit der Klage geftellte 
Begehren auf Röfhung der Kaution pr. 500 fl. könnte nur dann ftatt- 
finden, wenn dem Hauptbegehren berfelben um Zuerfennung der vom 
Kläger angefprochenen Geldforderung pr. 570 fl. rüdfihlid des nad 
der Compenſirung mit der Caution ſich ergebenden Reſtbetrages pr. 
7of.e. M. entſprochen wird; ber Hauptgegenftand der Klage hat 
mithin eine Forderung, ein perfönfihe Recht, zum Gegenftande, deſſen 
Geltendmahung nah 8. 13. 3. N. bei dem perfünlichen Gerichtsſt ande 
der Geklagten zu erwirfen if, und es wird eine folde Klage, weil 
als Folge der Zuerkennung des perjönlichen Forderungsrechtes auch 
die Verpflichtung der Geklagten, in die Löſchung ihrer grundbücherlich 
verficherten Caution zu willigen, begehrt werben faun, im Sinne bes 
8.52 J. N. keine Realklage.“ 
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Nr. 1016. 


Geſuch um Anordnung einer Tagſatzung zur Appellations- 
Anmeldung. Beftimmung der legteren nad) Ablauf des An- 
melbungstermines. 


Eutſch. v. 31. März 1857, Nr. 2423 (Anfhebung des Decretö des D 98. ®. 
Prag v. 11. December 1856, Nr. 19845). ©. 3. 1860, Nr. 1 

Am 13. Tage nah Zuftellung des Urtheild, welches in einer 
auf dem Lande mündlich verhandelten Rechtsſache ergangen war, bat 
der Beklagte um Beſtimmung einer Tagfagung zur Protofollirung feiner 
Appellations-Anmeldung und Appellations⸗Beſchwerden. Die bei biefer 
Tagfagung (12 Tage nah Ablauf der Appellationsfrift) protofollirte 
Appellstions- Anmeldung ward vom Oberlandesgericht als veripätet ver⸗ 
worfen, „weil auch bei ven auf dem Lande abgeführten Procefien 
nach dem Hofdecrete vom 31. October 1785, Nr. 489 9. ©. ©., die 
mündliche Appellations, Anmeldung binnen 14 Tagen vom Tage der 
Zuftellung des Urtheil® bei dem Richter erfter Inftanz zu Protokoll 
gegeben werben muß und nad den Hofvecreten vom 6. October 1783 
Ne. 197 und vom 8. April 1785 Nr. 406 9. ©. ©. zur Appel- 
lations⸗Anmeldung keine Frifterweiterung zuläflig if. Dem Geflagten 
wurde nun das Urtheil fhon am 15. Juli 1856 zugeftellt, er hatte 
mithin die Appellations-Anmeldung längftens bis 29. Yult zu Pro⸗ 
tofoll zu geben. Dies war ihm um fo leichter möglich, da er im Ge⸗ 
richtSorte felbft wohnt, daher an den nach 8. 246 des kaiferlichen Patentes 
vom 3. Mai 1853, Nr. SIR. G. Bl., beftimmten Gerihtötagen zu 
dieſem Zwede erfcheinen, ja auch jelbft die Appellations - Anmel» 
dung am 28. Juli zu Protokoll geben Tonnte. Aus dieſen Gründen 
muß die am 28. Yuli geftellte Bitte um Anordnung einer Tagſatzung 
zur Aufnahme der Appellations » Anmeldung und Beſchwerde nicht als 
Appellations- Anmeldung, fondern als eine geſetzlich nicht zuläffige Frift- 
anfuhung zu derſelben angefehen werden. Mithin erfcheint die erft am 
11. Auguft zu Protokoll gegebene Appellations-Anmeldung verfpätet 
und wird alſo aud nad dem Hofvecrete vom 19. Mai 1786 Nr. 550 
I. ©. ©. verworfen, indem der Öegentheil zu der für die Aufnahme der 
Appellations-Anmeldung, Beſchwerde und Einrede beflimmten Tagfahrt 
nicht erfchienen ift und dann nur in vim ber Appellations-Einrede um 
Beftätigung des unterrichterlichen Urtheils gebeten hat.“ 

Der oberfte Gerichtshof hat die vorftehende Entſcheidung aufge 
hoben und verorbnet, das Urtheil zweiter Inftanz zu ſchöpfen; „denn 
Kecurrent bat fein Gefuh um Protofollirung der Appellationg » An- 
meldung und Beihwerde am 28. Juli 1856, fomit am breizehnten 
Tage nad der am 15. Yuli 1856 geſchehenen Zuftellung des erft- 
richterlichen Urtheils, daher nod vor Ausgang der zur Appellations- 
Anmeldung geſetzlich beftimmten vierzehntägigen Frift eingebracht. Wenn 
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daher auch vom Gerichte die Tagfahrt zur mündlichen Aufnahme der 
Appellations-⸗Anmeldung erſt auf den 11. Auguſt 1856 beſtimmt wor⸗ 
den iſt, ſo lag doch dieſe gerichtliche Beſtimmung nicht in einem Ver⸗ 
ſchulden des Recurrenten. Es kann demſelben daher auch durch dieſe 
gerichtliche Verfügung das durch ſein in rechter Zeit eingebrachtes Ge⸗ 
ſuch angemeldete Recht der Appellation nicht entzogen und ſeine Ap⸗ 
pellationsanmeldung nicht als verſpätet verworfen werden.“ 


Nr. 1017. 


Zeitpunct der Verpflichtung zur Rückſtellung einer Caution: 
Abzug der dem Rückſteller zuſtehenden Anſprüche. 


Entid. v. 31. März 1857, Ne. 3018 (Peitätigung des dad Urtheil des B. ©. 
Gaya dv. 3. Jänner 1856, Nr. 1087, abändernden Urtheild des O. L. ©. 
Brünn dv. 19. Auguſt 1856, Nr. 4653). G. H. 1859, ©. 89 ff. 

A hatte die Mühle des B gepadhtet und ihm eine Baarcantion 
von 1600 fl. beftellt. Nach Ablauf ver Pachtzeit und Rüdftellung des 
Pachtobjectes klagte er auf Ausfolgung der Caution; B beruft fid 
auf zwei aus ven Bachtverhältnig entfpringende Forderungen im DBe- 
trage von 87 fl. 59'/, kr., die er noch zu ftellen habe, und behauptet, 
er fei, fo lange dieſe nicht getilgt wurden, auch nit zur Ausfolgung 
der Caution verpflichtet. In diefem Sinne entfheider die erfte In» 
ftanz; die beiden höheren Gerichte dagegen verurtheilen B zur Zahlung 
jenes Betrages, welcher nah Abrechnung feiner Yorderung übrig bleibt. 

Gründe der dritten Inftanz: „Der Gelkllagte gefteht in 
ver Verhandlung, daß die Zeit, für welche der Pachtvertrag gefchloffen 
wurde, abgelaufen fei, er gefteht weiter, daß ihm das Puchtobject über- 
geben und von ihm übernommen wurde; er ift fomit nach den Be— 
ftimmungen des 6. Hauptftüdes des a. b. ©. B. II. Thl., insbeſondere 
88. 464, 468, 469 verpflichtet, die ihm zur Sicherftellung der Padıt- 
verbindfichkeiten übergebene Caution zurüdzuftellen, und bat nad) $. 447 
a. b. ©. 3, blos das Recht, aus diefer Bachtcaution die Befriedigung 
mit feinen aus dem Pachtverhältniſſe abgeleiteten Anſprüchen zu erlangen. 
Der Geklagte führt in der Einrede die Anfprüche, welche ihm aus 
dem nunmehr aufgelöften Pachtvertrage gegen ven Kläger zuftehen, 
jpeciell an, und wenn ver Betrag derſelben ganz fo, wie ihn Geklagter 
angibt, angenommen wird, fo erreichen dieſe Anfprücde nur eine Höhe 
von 87 fl. 59%, kr., und es ift ein durch das Geje nicht geredit- 
fertigte unbilliges Verlangen, wegen biefes Betrages die Ausfolgung 
der ganzen in 1600 fl. beftehenven Pachtcaution zu verweigern. Aus 
diefen Gründen mußte demnach der obergerichtliche, die Rüdftellung ber 
Caution anorbnende Ausipruch beflätigt werben." 
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Nr. 1018. 


Unzuläffigkeit des Erecutivproceffes bei Klagen, bie nicht 
auf Zahlung einer Geldſumme gehen. 

Entſch. v. 1. April 1857, —*— 3143 (Beiäligun der s, geiofgrmigen | Decrete 
der Prätur Moggio v. 9. Februar 1857 des L. 
Venedig v. 3. März 1857, Nr. 4720). Ken ä. rib. 1859, ©. 220 fi. 

Auf Grund einer vollen Glauben verdienenden Privaturkunde, 
welche über ven Verkauf eines Grundſtücks errichtet worden war, über- 
reichte der Käufer gegen den Berfäufer die Executionsklage mit dem 
Begehren, daß der Bellagte des Beſitzes der verkauften Sache entſetzt 
werde. Beide Untergerichte haben die Klage, als zur Einleitung des 
im $. 386 italien. ©. D. (8. 397 weftgal. ©. D.) vorgeſchriebenen 
Berfahrend ungeeignet, zurüdgewiefen, und da8 O. L. ©. begründete 
feine Entſcheidung damit, daß jenes Verfahren gemäß Hofbecret vom 
T. Mai 1839, Nr. 358 3. ©. ©. nur bei eigentlihen Schuloflagen, 
d. i. bei perfönlichen auf Zahlung einer Geldſumme gerichteten Klagen 
Statt findet, daß aber über die gegenwärtige Klage auch nicht das 
ordentliche Verfahren eingeleiter werden konnte, weil der Kläger das 
gerichtliche Zeugniß des fehlgefchlagenen Sühnverfuhs (welcher im 
I. v. Königreiche vorausgehen muß) nicht beigebracht hat. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte Die Entſcheidungen der Un- 
tergerichte au8 den Gründen der zweiten Inſtanz. 


Nr. 1019. 


Abweifung der Bitte um Abänderung der im Urtheil feſt— 
gefegten Eivesformel: Folgen verfelben. 


Entſch. v. 15. April 1857, Nr. 2821 A des Decretö der Prätur 
Spilimbergo v. 13, November 1856, Abänd Fung des Decrets 
des O. L. G. Benedig v. 7. Jänner, 1857, Nr. 23750). G. H. 1859, 


A, durd) rechtskräftiges Urtheil zu einem Erfüllungseide zugelaffen, 
trat denfelben an, verlangte aber bei der Eivestagfahrt eine Abän- 
derung ber durch das Urtheil feftgeftellten Eidesformel, welchem Be- 
gehren ver Gegner- B fi) wiberfegte, weil die Aenderung entſchieden 
wefentlihe Umftände berührte. Während die Verhandlung über diefen 
Zwiſchenfall jchwebte, überreihte A ein Geſuch mit dem alternativen 
Begehren: um BZulafjung zur Abſchwörung des Eides nad der ver. 
änderten Faſſung oder um Anorbnung einer neuen Tagfahrt zur 
Leiftung desjelben nah der im Urtheile enthaltenen Formel. Da vie 
im Urtheile angenommene Faſſung des Eides vorzüglich den Umftand 
im Auge hatte, daß das von A zu befchwörende Ereigniß „in feiner 
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Gegenwart" ſtattgefunden babe und A nach der von ihn verlang⸗ 
ten Aenberung diefen Umftand nicht beſchwören wollte, fomit die im 
feinem Geſuche geftellten zwei Petita einander wiberfprachen, fo war 
das Gericht erfter Inftanz der Meinung, daß auf keinen der beiden 
Punkte eingegangen werben könne, und entfchiev, baß der durch das 
ar zugelaflene Eid für nicht heſchworen zu halien ſei. Das O. 
L. G. hingegen verordnete die Ausſchreibung einer neuen Tagfahrt 
zur Leiſtung des Eides nach der Fafſſung des Urtheils, in Erwägung, 
daß dem A deßhalb, weil ihm, und zwar mit Grund, die Aenderung 
ber Formel abgeſchlagen wurde, das Hecht nicht entzogen werben kann, 
ben Eid, wie derfelbe vom Gerichte zugelaffen und von A urfpräng« 
lich angetreten wurde, abzuſchwören. 
Der oberfte Gerichtshof Hielt die Anficht und die Entfcheitung. 
der erjten Inſtanz aufrecht. 


Nr. 1020. 


Unzuläffigleit des Recurſes gegen bie Anordnung von Er- 
gänzungen der Verhandlung in Befisftörungsfachen. 


Entid. v.29. Ayril 1857, Nr. 4051 (Beitätigung des das Decret de8 B. G. 
Wlaſchim v. 10. Inli 1856,Nr. 3425, aufhebenden Decretes des DO. 2. G. 
Brag v. 12. November 1856, Nr. 18498). ©. 3. 1860, Nr. 52. 

In einer Beſitzſtörungsſache hat der oberfte Gerichtähof einen 
Recurs verworfen, „weil im Sinne des $. 16 der faif. Bererbnung 
vom 27. October 1849 R. ©. Bl. Nr. 12 auch gegen Entſchei⸗ 
bungen des Oberlandeögerichtes, duch welche eine Ergänzung ber 
Berhandlung angeordnet wird, feine abgefonderte Beſchwerde Statt 
findet”. 


Nr. 1021. 
Unftatthaftigkeit der Aufforderungsflage gegen den Beſitzer. 


Entf. v. 12. Mai 1057, ar 1020 3504, dur des Urtheild des 8. ©. 
Sioderan r 26. 3 26 Günberung des Urtheils des 
Wien v December E56 We u Haimerl's Biertel- 
jahrsſchr. 1858 L, E 336 

Der Müller A trat gegen B, ben nenne einer vom 
Mühlbache bis zu feiner Mündung ducchfloffenen Au, mit einer Auf: 
forderungsllage auf, weil er in einem Schreiben des B, worin biefer 
als Kigenthümer ver vom Mühlbache durchſchnittenen Gründe ihm 
das Segen von Bäumen am Bachlande bis zur Mündung des Baches 
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und das Stümmeln der an dieſem Bachlande ftehenden Bäume unter- 
fagte, eine Berühmung erblidte und begehrte das Erfenntniß: daß B 
ſchuldig fei, die Klage, woburd er fein Recht, dem A das Geben 
und die Benüßung von Bäumen an den Ufern feines — des A — 
Mühlbachs zu verwehren, darthun zu Tünnen glaubt, binnen 30 Ta⸗ 
‚gen anzubringen. — Bom Gerichte erfter Inſtanz wurde die Auf: 
forderungsflage abgewiefen. Das DO. 2. ©. erlannte nach dem Klage⸗ 
begehren, in Erwägung, daß B in dem erwähnten Schreiben nicht 
nur das Eigenthum des A am Grund und Boden, worauf die Bäume 
‚gefettt wurden, geleugnet und bemfelben das Segen von Bäumen am 
Bachlande bis zur Mündung des Baches unterfagt, fondern ſich auch 
als Eigenthümer des Bachuferlandes und das Ueberholz davon, wel- 
ches dem Grundeigenthümer von dem auf feinem runde ftehenven 
Bäumen gehört, als fein Eigenthum erflärt und ſchließlich die fernere 
Benügung der auf feinem Grund und Boden ftehenden Bäume fich 
vorbehalten hat, — daß aber aus dieſen Erklärungen des B unver- 
tennbar hervorgehe, daß er ſich des echtes rühmte, dem A das 
Segen von Bäumen an den Ufern des Mühlbaches zu verwehren. 

Der oberfte Gerichtähof beftätigte die erftrichterliche Entjchei- 
dung aus folgenden Gründen: „Wird erwogen, daß B unbeftrittener 
Eigenthümer der an den Mühlbach gränzenden Gründe ift und als 
ſolcher nad den 88. 407—A13 a. b. ©. B. die Bermuthung für 
fih hat, daß auch die Ufer des Baches fein Eigenthum feien, — daß 
aber die von A ausgeſprochene Abficht, anf biefen Ufern Bäume zu 
pflanzen und mit benfelben als Eigenthum zu verfügen, auch feinen 
Eigenthumsanfprud) auf die Ufer felbft in ſich ſchließt, jo Tann bie 
gegnerifche Beftreitung dieſes Eigentgumsanfprudes als eine Berüh⸗ 
mung des Rechtes im Sinne des $. 66 a. ©. D. nicht angefehen, 
und es muß vielmehr dem A überlaflen werden, als Kläger auf vem 
orbentlichen Rechtswege aufzutreten und mit Benügung feiner Behelfe 
fein Eigenthum ober flärleres Recht an dem Bachufer gegen B auszu⸗ 
führen. Ebenſowenig kann aber in dem Verbote des Stümmelnd der 
darauf wachſenden Bäume eine Berühbmung erkannt werben, weil bei 
dem Umftande, daß der Eigentbumsanfprud auf vie Ufer zu Gunften 
des A nicht entſchieden iſt, das Stümmeln der Bäume — wie bie 
erfte Inſtanz richtig bemerkte — mur die Ausübung einer Dienft- 
barfeit wäre und die vom Befiter des dienftbaren Grunbftüdes ver- 
weigerte Geftattung der fernern Ausübung eben aud wieder nicht 
den Gegenftand einer Aufforderungsklage bilden kann, fondern vom 
Servitutsberechtigten auf andern Wegen befeitigt werben muß.“ 
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Kr. 1022. 
Koften des Liquidirungsverfahrens im Concurfe. 


Entſch. v. 19. Mai 1857, Nr. 3973 (Abänderung des Urtheildided D.X. ©. 
Mailand v. 27. Februar 1857, Nr. 1074). kEco d. Trib. 1860, ©. 240. 
Gaz. d. Trib. 1859, ©. 229. (Ned) den Acten berichtigt.) 


Nr. 1023. 


Entſcheidung über das Privilegium einer deim Concurfe an⸗ 
gemelveten Forderung im Liquidirungserkenntniſſe. 
Entf. v. 4. Juni 1857, Nr. 4648 Aufbebung des dasiurtheil ded 2. ©. 
Mantua v. 24. Jänner 1857, Nr. 487, abändernden Urtheils des DO. 2. ©. 


Mailand v. 4. April 1857, Nr. 4477). Eco d. Trib. 1859, ©. 137 fi- 
©. 3. 1862, Nr. 153. 


Nr. 1024. 
Exceptio rei judicatae: Perſonalklage nach erfolgter Durch⸗ 
| führung der Hypothekarklage. 

Entid. v. 16. Juni 1857, Nr. 5915 (Abänderung der gleihfürmigen 
Urtheile des ©. ©. Karbitz v. 12. Juni 1856, Nr. 2959, und des O.2. ©. 
Prag v. 19. November 1856, Nr. 18041). ©. 3. 1859, Nr. 41. 

Bei den Verkaufe eines Grundſtückes famen bie Contrahenten 
rüdfichtlih der Bezahlung des bedungenen Preifed überein, daß der 
Käufer B, anftatt einen Theil vesfelben (4700 fl.) dem Verkäufer A 
auszubezahlen, fich verpflichtete, eine auf dem Grundftüde haftende 
Sagpoft vesjelben Betrages dem Gläubiger zu bezahlen. Ein gleiches 
Uebereintommen, bie nämliche Sagpoft betreffend, war aud ſchon da⸗ 
mals, als ber nunmehrige Berlänfer das Grundſtück von dem früheren 
Eigenthümer Täuflih an fich brachte, von den Contrahenten getroffer 
worden. Der Gläubiger ner übernommenen Satzforderung übertrug 
biefelbe durch Ceſſion dem C, welcher, um die Forderung hereinzu- 
bringen, auf das verpfänvete Grunpftüd die Execution führte, e8 zur 
Berfteigerung brachte, allein bei ver Bertheilung des Meiftbotes mit 
einem:XTheile feiner Forderung und zwar mit 2500 fl. unbefriebigt 
blieb. Um num dennod auch zu dieſem Gelde zu kommen, belangte 
er im Bereine mit A als freiwilligem Bertretungsleifter den B mit 
der perfönlichen Klage auf Zahlung des durch die Execution nicht her- 
eingebrachten Forderungsreſtes von 2500 fl. Der Bellagte erhob nun 
die exceptio rei judicatae, indem er fi} darauf berief, daß bereits auf 
Grund der früheren Klage vechtökräftig entſchieden fei: er habe als 
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Defiter des verpfändeten Grunpdftüdes und bei Vermeidung 
der Execution dieſes Grunpftüdes zu zahlen. 

Die unteren Inſtanzen gaben biefer Einwenbung Statt; allein 
ber oberfte Gerichtshof verwarf mit Abänderung beiber Erfenntniffe 
bie exceptio rei judicatae und verordnete die meritorifhe Entſchei— 
dung des Nechtöftreites, „weil die erfte Klage, nach Inhalt des hier- 
über gefällten Erfenntnifjes, eine Hhpothelarflage war, und der Be» 
Hagte nur verurtbeilt wurde, den Kläger mit feinem dinglichen Ans» 
ſpruche auf Zahlung aus ber verpfänbeten Sache zu befriedigen, wo⸗ 
gegen der Gläubiger mit feiner zweiten Klage ben.Bellagten als Per⸗ 
ſonalſchuldner auf Zahlung des in der Realexecution unbevedt geblie= 
benen Reſtes feiner Forderung aus dem ganzen übrigen Vermögen des⸗ 
jelben belangt hat, mithin troß ber Vdentität des Klagegegenftandes 
die Einrebe der res judicata unzuläffig war, ba nach Hofdecret vom 15. 
Jänner 1787, Nr. 621 3. ©. ©. lit. aa. (Weſſely I, Nr. 17) 
der Nüderlag der Klage aus diefem Grunde nur in dem, hier eben 
nicht eingetretenen Falle Statt bat, wo eine durch Urtheil bereits ent- 
ſchiedene Klage nochmals angeftellt wurde.“ (Vgl. über den weiteren 
Berlauf die unter Nr. 721 mitgetheilte Entfcheidung vom 3. Februar 
1859, Nr. 1108.) 


Nr. 1025. 


Haupteid mehreren Miterben als folchen aufgetragen: Un- 
zuläfjigfeit der Abſchwörung durch nur einen derſelben. 
Entſch. dv. 2. Juli 15T, Nr. van goeltätigun des das Urtheil des L ©. 
Prag v. 14. april abändernden Urtheild des O. L. ©. 

Brag v.5. Mat 1887, Wr 97409). © ©. 3. 1860, Rr. 96. 

Die —* des M, deſſen Accept eingeklagt wird, beſtreiten die 
Echtheit des letzteren und es trägt daher der Kläger ihnen den Haupt⸗ 
eid darüber auf. Die erfte Inftanz verhielt nur einen der Erben 
zum Haupteide. In den Entjheidungsgräuden wird gefagt: „Es 
wurde blos auf den Eid durch den Miterben A und nit auf den 
Eid durd die übrigen Miterben des Joſef M gefprocdhen, weil ver Be- 
weis durch den Eid des A volllommen hergeftellt wird und das An⸗ 
finnen des Klägers, daß alle Erben des Joſef M Jchwören follen, daß 
fie den Klagewechſel nad ihrem beften Willen für unecht halten, durch 
irgend ein Geſetz nicht gerechtfertigt iſt.“ 

Das Oberlandesgericht erkannte auf die Ablegung des Eides 
buch alle Erben; ver oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil 
zweiter Inſtanz aus folgenden Grünven: „Es handelt fih um 
eine Negation, daher ſämmtliche Erben den Eid ablegen müflen, weit 
fonft gerade derjenige, welder von ber zu verneinenden Thatſache 
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Wiſſenſchaft hat, die Ablegung dieſes Eides unterlaffen könnte. Die 
Nichtigkeit dieſer Anficht ergibt fi übrigens auch aus dem 8. 547 
a. b. ©. B., weil wenn mehrere Erben eintreten, nicht Einer für 
fih allein, fondern alle zuſammen den Erblaſſer vorftellen ; es müſſen 
daher auch Alle die zu beſchwörende Thatſache verneinen, wenn folde 
für von dem Erblafjer verneint gehalten werben fol.‘ 


4 


Nr. 1026. 


Borausfegungen der Sequeftration wegen Gefährbung ber 
ftreitigen Sache. 


Entſch. v. 7. Juli 1857, Nr. 6770 (Beftätigung des Decrets des K. ©. 
Eger v. 5.Rovember 1856, Nr.3832, Abünderung des Decrets ded O. L. G. 
Brag v. 22. April 1857, Nr. 2515). G. 3. 1861, Nr. 144. 

Die Kläger nehmen das Eigenthum einer gegenwärtig im Be- 
fige der Gemeinde B befindlichen Waldung in Anſpruch und verlangen, 
da die Gemeinde fortfährt, in dem Walde Holz zu fchlagen, bie 
Sequeftration. Die erfte Inftanz bewilligt viefelbe, während bie 
zweite fie aus folgenden Gründen verweigert: „Der 8. 292 a. 
©. D. kann hier nicht Play greifen, indem die in die Sequeftration 
zu ziehenden Grundſtücke fich in dem Befite ver Gemeinde B befinven, 
und der 8. 347 a. 6. ©. B. nicht, weil diefe Gemeinde als Befigerin 
nad 8. 323 a. b. ©. 3. die Vermuthung eines gültigen Titels und 
nah 8. 328 a. 6. ©. B. die Bermuthung der Reblichkeit, mithin 
auch der Echtheit des Beſitzes für fih bat. Aber auch der $. 293 
4 G. O. vermag dad Gefuh um Sequeftration ver fraglichen Ge- 
meindegrundftüde nicht zu rechtfertigen. Wohl ift es beiderſeits zu⸗ 
geftanden, daß die Sequeftrationswerber der Gemeinde den Beſitz 
der bezeichneten Grunſtücke mittelft Klage ftreitig gemacht haben; allein 
die Kläger haben eine Gefahr nicht nachgewieſen, daß bie beklagte 
Gemeinde diefe Grundftüde während des Procefjes veräußern, ver- 
derben oder Schaden nehmen Infjen dürfte. Die Thatfahen, aus 
welden die Sequeftrationswerber diefe Gefahr folgern, laſſen foldhe 
keineswegs erkennen. Denn die gefeßmäßige Benügung dieſer Grund» 
ftüde nad ihrer Eultursgattung und die Verwendung der hievon ab- 
fallenden Nutungen zum Beſten ver Gemeinde nad Borfchrift des 
Gemeinvegefeges und mit Einflugnahme der politifchen Verwaltungs⸗ 
behörde ift ein gefetliher Ausflug des Beſitzrechtes diefer Gemeinde, 
und eine unorbentlihe Gebahrung mit dieſem Gemeinvevermögen von 
Seite der Gemeinveverwaltung könnte die Gemeindeglieder lediglich 
zur Beſchwerde gegen biefelbe bei vem Bezirksamte berechtigen. Dar- 
über daß die Gemeinde B nit im Stande fei, die vom Tage 
der wider biefelbe angeftellten Befigflage von dieſen Grundſtücken 
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Gezogenen Nugungen den Seqneftrationswerbern im Falle ihres Obfie- 
gend zurädzuftellen, fo wie daß bie Gemeinde von ben fraglichen 
Grunpftüden bereits Etwas veräußert oder zu deren Veräußerung eine 
Anftalt getroffen, haben die Sequeftrationswerber eine Nachweiſung 
nicht geliefert. Eben fo wenig kann das Verpachten von Feld⸗ und 
Wieſengründen als ein Verderben⸗ oder Schadennehmenlaſſen derſelben 
angeſehen werben, jo wie bie Befürchtung der Sequeſtrationswerber, 
daß bie Gemeindewalbung durch Waldfrevler befhädigt werden könne, 
noch nicht zu ber Annahme bereditiget, daß die Gemeinde die ge- 
bührende Aufficht auf die Gemeindewalbungen vernachläffige.“ 

Auf den Recurs der Sequeftrationswerber hat jedoch der oberfte 
Gerichtshof die Entſcheidung der erften Inſtanz beftätigt, „weil bie 
Recurrenten die Klage auf Anerkennung ihres Beſitz⸗ und Benütungd- 
rechtes am 26. Mai 1856 wirklich eingebracht haben, durch bie ge- 

pflogene Verhandlung aber dargethan wird, daß durch die belangte 
— Holzabſtocungen auf den fraglichen Gründen vorgenommen 
und der Ertrag in die Gemeindecaffe zur weiteren Verwendung ab⸗ 
‚gegeben werbe, fomit bezüglich der Früchte diefer Grunpftäde von 
Seiten der Kläger eine Gefahr im Sinne des 8. 293 a. G. O. bes 
jorgt werben könne, dieſelben auch Sicherheit für den der belangten 
Gemeinde etwa erwacfenden Schaden mit ihren Bauernwirtbfchaften 
angeboten haben, ſonach die Erforverniffe des 8. 293 a. ©. O. 
wirklich eintreten.“ 


Nr. 1027. 
Zuläfiigfeit des Beweiſes der Unechtheit einer feit mehr als 
drei Fahren in dem Grundbuch eingetragenen Urkunde. 


Entf. dv. 4. Anguft 107. ne id AN der Artpeile bee B. 8. 
Newellow dv. 7. Decemb rag v. 
16. April 1857, a sh) 8 h 858, Sr 


Nr. 1028. 
Berpfändung auf fremden Namen lautender Obligationen. 


Sutil. v. 21. Au art 1857, Re: soo D eelätigung des Urtheild des 2. ©. 
Temeövar_ v. 12. November 185 bänderung des Urtheild des 
DL G. Zemedbat | 1 17. Mürz Gast. Nr. 943). ©. 9. 1861, 6.20, 21. 

A hatte feiner minderjährigen Tochter F, verehelichten X, vier 
Stüd Eßterhazy'ſche Obligationen cebirt. Diefe Obligationen übergab 
A feinem Schwiegerfohne X für Rechnung der F, und X verpflid- 
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tete ſich, dieſelben nur in der Art und Weiſe, wie A ibn mündlich 
ermächtigte, zu benügen. Dennoch bat X zwei Stüd diefer Obliga= 
tionen feinem Gläubiger B an Zahlungsftatt überlaffen. A klagt nun 
(als gefetlicher Bertreter der F) gegen B al8 unreblichen und unechten 
Beſitzer auf Herausgabe derfelben. Die erfte Inſtanz verurtheilte 
den B aus folgenden Grünven: „ES ift erwiefen, daß X dem Ge⸗ 
Hagten die auf ven Namen des A lautenden zwei Stüd Obligationen 
für feine Accepte mit dem Bemerken als Depofitum übergab, daß 
biefelben nach Umftänden zur Begleichung dieſer Accepte dienen follen 
(8. 447, 451 a. b. ©. B.). Ferner ift erwiefen, daß A diefe Obli« 
gationen feiner Tochter F cebirte und fie dem X zur Einhänbigung 
an die Tochter übergab. Da aber X dieſe Obligationen dem A ver- 
pfändete, jo hat er ein Pfand in fremtem, nämlich feiner minderjäh- 
rigen Gattin, Namen beftellt und da die Einwilligung ihres recht⸗ 
mäßigen Vertreters, nämlid ihres Vaters (8. 175 a. b. G. B.), ver 
deßhalb auch zur Klagführung berechtigt ift, nicht erfolgte, fo tritt hier 
die Borfchrift des S. 456 a. 6. ©. DB. ein...; e8 fehlen aber bie 
Deringungen ver 88. 456 und 367 a. b. ©. B. Denn ſchon aus 
dem Inhalt der Obligationen, da dieſe auf ven Namen des A lau⸗ 
ten, konnte, ja mußte B einen gegründeten Verdacht gegen die Redlich⸗ 
feit des X jchöpfen, indem ihm eine Ceſſion an benfelben nicht vor⸗ 
gewiefen wurbe; übrigens ift e8.... erwiefen, daß B hievon genaueſte 
Kenntniß batte.... Daß diefe Obligationen als Heirathsgut beftellt 
worden wären, ift nicht erwiefen, vielmehr nur, daß fie einfach der P 
cedirt wurben.... Bei diefem Sachverhalt ift Geklagter ſchuldig, 
die Obligationen zurüdzuftellen.... . " 

Die zweite Inftanz wies den Kläger ab. Gründe: „Der erfte 
Richter hat ganz mit Recht angenommen, daß Xdie fraglichen Obligationen 
dem Geltagten als Pfand zur Dedung feiner Accepte übergeben habe: 
allein dadurch ift ver Gellagte weder ein unechter noch ein unreblicher 
Beſitzer diefer Obligationen. Nicht unecht, weil er durch eine orventliche 
Uebergabe in den Beſitz gelangt ift; nicht unreblich, weil er mit vollem 
Grunde vermuthen fonnte, daß X, da er als Schwiegerfohn bdesjenigen, 
zu deſſen Gunften die Obligationen auögeftellt find, und als Gatte 
derjenigen, welche fie cevirt wurden, ſich im Beſitz derfelben befand, aller« 
dings berechtigt fei, auch damit zu verfügen; eine Vermuthung, die ſich 
um jomehr bewährt, al8 Kläger felbft zugibt, daß er dieſe Obligationen 
feinem Schwiegerfohne X anvertraut habe und aus dem Briefe des X 
hervorgeht, daß ihm fogar das Recht der Benükung eingeräumt 
wurde. Uebrigens Tann die Unreblichfeit nicht vermuthet, fie muß viel- 
mehr firenge erwiejen werben, und biefer Beweis ift von Seite des 
Klägers nicht hergeftellt worden; folglih kann hier von Unredlichkeit 
des Befiges keine Rede fein. Nachdem nun B bie zwei Obligationen 
gegen Entgelt von X als Pfand an ſich gebracht Hat, dem fie A felbft 
fogar anvertraut hatte, fo fann gegen B bie Eigenthumsflage gemäß 
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8. 367 nicht ſtattfinden, u. A muß, da er die Schadloshaltung nit 
angeboten bat, laut 8.456 a. b. ©. 2. dieſes Pfand fahren laffer . 
und fih mit dem allfälligen Erfatrecht gegen feinen Schwiegerfohr 
begnügen.” 

Die dritte Inſtanz beftätigte in folgender Erwägung das erſt⸗ 
richterliche Urtheil: „Es ift erwiefen, daß die zwei Stüd Obligationer 
durch A an feine Tochter F cedirt wurden und fomit Lettere deren 
Eigenthümerin geworben fei. E8 liegt ferner erwiefen vor, daß X 
diefelben Obligationen dem Geklagten als Pfand für feine eigene Ver⸗ 
bindlichleit (8. 447 a. b. © B.) und zwar ohne Einwilligung der 
Eigenthümerin und deren gejeglichen Bertreter8 übergeben habe. Zu> 
- gegeben nım, daß A dieſe Obligationen dem X zum Gebrauche an- 
vertraut babe, fo würde diefer Umftand nad SS. 367 und 456 a. b. 
©. B. die Eigenthumsflage nur dann ausfchließen oder ihm bie 
Berpflihtung auferlegen, den Pfandinhaber ſchadlos zu Halten oder 
das Pfand fahren zu laffen, wenn der Gellagte zugleih ein redlicher 
Befiger diefer Obligationen wäre. Allein ſchon aus dem Inhalt dieſer 
Obligationen, welde auf den A lauten, mußte B vermuthen, daß 
X nicht der Eigenthümer derſelben fei: der Geklagte erfcheint demnach 
nad 8. 326 und 368 a. b. G. B. als ein unreblicher Beſitzer dieſer 
Obligationen und muß nach 8. 456 ebendort dem Eigenthümer weichen. 
Die Behauptung, daß dieſe Obligationen durch A als Heirathsgut 
feiner Tochter F beftellt wurden, erſcheint durch die Ceſſion vollfom- 
men wiberlegt.* 


Nr. 1029. 


Beſtimmung der Zeit der Beiwohnung in ber Baternitäts- 
Mage. Faſſung der Eidesformel. 


Eure, v. 21. Auguſt 1857, Ne. 7627 (Beitätigung des das Urtheil des 
B. G. San v. 15. rt 1856, Nr. ah A: Urtheils des O. L. G. 
Prag v.1 Sau 1857, Nr. 1 sed), © 1860 r. 65. Giornale 
di Glarispr. Er 560, % f. 

. In einer Paternitätöflage wurde angeführt daß B der A mehr- 

mals beigewohnt habe und daß die Letztere in Folge deſſen am 
7. Jänner 1856 ihr uneheliches Kind geboren habe. Die Zeit dieſer 
Beiwohnung wurde nicht ausprüdlich angegeben, doch wurde den Ge⸗ 
Hagten der Haupteid dahin aufgetragen, „er babe innerhalb jenes 
Zeitraumes, von welchem bis zu ihrer am 7. Jänner 1856 erfolgten 
Entbindung mit ihrer unehelichen Tochter nicht weniger als ſechs und 
nicht mehr als zehn Monate verftrichen find, ihr fleifchlich nicht bei⸗ 
gewohnt.” Der Gellagte läugnete das Factum der Beiwohnung. 
Das Bezirkögericht hat die Kläger abgewiefen. Diejes Erkenntniß wurde 
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bauptfächlih damit begründet, daß nad 8. 3 a. ©. D. ver Kläger 
das Factum, aus welchem er fein Recht erwachſen glaubt, mit allen 
Umftänden, mithin auch mit den Zeitumftänden, anzuführen habe. Die 
Eidesformel könne aber den viesfälligen Abgang in der vorliegenden 
Klage nicht ergänzen, weil fie niht Thatumſtände, fonbern den Wort- 
laut ber nach dem Begehren des Klägers erft anzuwendenden Gefeges- 
ftelle enthält. Der $. 163 a. 5. ©. B. enthalte eine bloße Ber- 
muthung, die eben fo wenig, als Schlüffe oder Rechtsbegriffe Gegen⸗ 
fland eines Eides find. — Das Oberlandesgericht hat die Entſcheidung 
biefer Rechtsſache von dem Haupteide abhängig gemacht, ımb ben 
Haupteid dahin formulirt: „daß er feines Wiffens und Erinnern in 
bem Zeitraume vom 7. März 1855 bis einfchließig 7. Yuli 1855 
der A nicht fleifchlich beigemohnt Habe.“ 

Auf Revifion des Geklagten hat der oberfte Gerichtshof Das 
Urtheil zweiter Inftanz aus folgenden Gründen beftätigt: „Der 8. 163 
a. 6. ©. DB. beftimmt, daß derjenige für den Bater des Kindes zu 
halten fei, der auf eine in der Gerichtsorbnung vorgefchriebene Art 
überwiefen wird, daß er der Mutter desfelben innerhalb eines Zeit⸗ 
raumes, von welchem bis zu ihrer Entbindung nicht weniger als ſechs 
und nicht mehr als zehn Monate verftrichen find, fleifchlih beigewohnt 
habe. Wenn nun bie Klägerin den Hanpteid über den Umftand dem 
Geklagten aufträgt, daß er ihr innerhalb dieſes Zeitraumes fleiſchlich 
beimohnte, fo führt fie hiedurch — wenn glei ber Zeitpunkt ber 
Beimohnung nicht präcife normirt ift — den Beweis über eine That- 
fahe, an weldhe das Gefeg vie Vermuthung der Baterfchaft knüpft. 
Es ift daher diefer Eid nicht wie der untere Richter annimmt, als 
unzuläffig anzufehen, weil bier nicht die Vermuthung einen Gegen- 
ftand des Beweiſes bildet, fondern die Thatfache der Beimohnung, an 
welche das Geſetz als Folgeſatz die Vermuthung der Vaterſchaft knüpft. 
Es iſt daher von dem Oberlandesgerichte ganz mit Recht auf dieſen 
Haupteid erkannt, und der Geklagte für den Fall, als dieſer Beweis 
zu Gunſten ber Klägerin ausfällt, nach ven 88. 166 und 167 a. b. 
©. B. zu der, feinen PBermögensverhältniffen entiprehenden Ver⸗ 
pflegung bes Kindes, fo wie auch zur Erfüllung der übrigen Bater- 
pflichten verhalten worden. In der Reviſions⸗Beſchwerde wird als 
Beſchwerdepunkt vorerfl angegeben, daß das Dberlandesgericht nit in 
ebereinftimmung mit der Klage ven Haupteid formulirt, fondern den⸗ 
felben bahin gerichtet hat, daß der Geffagte ber A in dem Zeitraume 
vom 7. März bis 7. Inli 1855 nicht fleifchlich beigewohnt habe. Allein 
hierin ift feine wefentliche Abweichung von ven Anführungen der Klage, 
fondern blos die kalendermäßige Feſtſtellung des Zeitraumes, in welche 
bie von der Klägerin behauptete fleifchliche Beimohnung fällt, enthalten. 
Hiezu war aber das Oberlanbesgericht nach dem Hofbecrete von 29. Sep⸗ 
tember 1794, Nr. 195 9. G. S. (Weffely I, Nr. 744) allerdinge 
berechtigt. Die Reviſions⸗Beſchwerde bekämpft weiter ben oberlandes⸗ 
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gerichtlihen Spruch aus dem Grunde, weil in der Klage der Zeit- 
‚ punkt der flattgehabten Beiwohnung nicht genau beſtimmt wurbe, 
fomit der Eid nicht Über eine gewiſſe Thatſache, fondern nur über 
den Inhalt des Geſetzes formulixt fei. Der Anforberung des Geſetzes 
bat aber die Klägerin auch genügt, wenn fie über die während biefes 
Zeitraumes flattgefundene Thatfache der Beimohnung den Beweis führt, 
ohne daß gerade eine datenmäßige Anführung nothwendig iſt.“ 


tr. 1030. 


Unzuläffigteit der Beſitzſtörungsklage gegen ben vertrags- 
wibrig eintretenden Aftermiether. 


6.08 v. 26. Anguft 1857, I. 8491 m Sehäfigung des das Decret des 
Korneuburg v. 5. gInu 57, a Dänbeenben Decreted des 
®. Wien v. 30. Juni 1857, dir nern ®. 3. 1859, Nr. 7. 

r batte von der A eine Wohnung gemiethet, und überließ die⸗ 
felbe, ungeachtet ausprüdlich feftgefeßt war, aß feine Aftermiethe flatt- 
finden dürfe, dem B in Afterbeftand. Raum hatte Retterer die Wohnung 
bezogen, fo richtete die A gegen ihn eine Beſitzſtörungsklage, mit wel- 
cher fie jedoch von den beiden oberen Inftanzen zurüdgewiefen wurde, 
und zwar vom oberften Gerichtshof aus folgenden Gründen: „Nach 
8. 5 der Verorbnung vom 27. October 1840 R. ©. B. Nr. 12 kommt 
es in Befigftörungsftreitigkeiten lediglich auf die Erörterung und den 
Deweis des legten factiichen Beſitzes und der erfolgten Störung an, und 
es find die ragen über Befigerwerbung ober über ſtärkeres Beſitzrecht 
von diefer Verhandlung ausgeſchloſſen. Was nun den legten factifchen 
Befig der in der Klage befchriebenen Rocalitäten des Hauſes der Re⸗ 
eurrentin betrifft, fo fagt diefe felbft, daß die Localitäten bis Michaeli 
1858 an C miethweife überlafjen wurden; es befand fi daher nicht 
die Klägerin im letten factiſchen Befige jener Rocalitäten. Wenn daher 
auch B in die letzteren gezogen ift, jo hat er dadurch Teinesfalls ven 
factifhen Befit der Klägerin; da ſie fih in Anjehung derfelben in 
feinem folden befand, geftört. Ob übrigens O berechtigt war, dem 
Geklagten die Socalitäten einzuränmen, und welche Rechte dießfalls der 
Klägerin als Bermietherin und Hauseigenthümerin zuftehen, dieſe Fra⸗ 
gen find kein Gegenftand der vermaligen Erörterungen." 
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Nr. 1031. 


Richterliche Prüfung der Gültigkeit einer letztwilligen An- 
ordnung im Abhandlungsverfahren. 

Entid. v. 26. Auguft 1857, Nr. 8808 (Betätigung des das Decret ded 

8. ©. Schladming v. 16. Februar 1857, Nr. 97, abändernden Decreted 

des O. L. G. Grazd. 25. Mai 1857, Nr. 3625). Tribiine 1862, Nr. 48. 

Nah dem Tode ihrer unehelichen Mutter Hatte die A von dem 
Bruder der erftern ein Schreiben erhalten, worin er ihr fein Beiletb 
ausprüdte und erflärte, daß er, wenn fie ehrbar bliebe, ihr ein zweiter 
Bater fein und für forgen wolle, dann mit den Worten ſchloß: „Ich 
bin nicht abgeneigt, Di zu mir zu nehmen, wenn Du kochen u. ſ. w. 
tannft, e8 ſoll Dir bei mir gewiß gut geben, und wenn ich fterbe, fo 
bift Du die Erbin von mir, weil ih fonft feinen Freund noch Find 
habe." Nach feinem Tode Überreihte nun die A auf Grund dieſes 
Briefes bei dem Berlafjenfchaftsgericht ihre Erbserflärung aus dem 
Teftamente, welche jedody nicht angenommen wurde, weil dem Briefe 
die Außern und innern Erforderniſſe eines fchriftlihen Teftaments feh- 
len. Das O. L. ©. entſchied, daß die Erbserklärung anzunehmen fei, 
in Erwägung, baß der dem Anſcheine nah vom Erblaffer eigenhändig 
geſchriebene und unterfchriebene Brief Stellen enthält, woraus eine be- 
dingte oder unbedingte Erbseinfegung ver A entnommen werben fann, 
und daß dem Richter im Berfahren außer Streitfahen nah 8. 125 
des Patents v. 9. Auguft 1854 nicht zufteht, die Ungiltigfeit einer 
Erbseinfegung ohne vorausgegangene Einſprache der dabei intereffir- 
ten Parteien auszufprehen.” Zugleich verordnete da8 D. 2, ©., daß 
von dieſer Entſcheidung bie Finanzprocuratur zur Wahrung der Rechte 
des Staatsſchatzes reſp. des Caducitätsfondes (weil der Berftorbene 
keine gejeglihen Erben Hinterlaffen hatte) verftändigt werde. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte, mit Verwerfung des von der 
Finanzprocuratur ergriffenen Recurfes, die Entfcheitung des O. L. ©. 
mit Berufung auf die Motivirung derſelben und auf $. 122 des Pa- 
tent8 vom 9. Auguft 1854. 


Nr. 1032. 


Erftrekbarfeit einer vereinbarten Frift zur Bemängelung 
einer Rechnung. 
Entfdh. dv. 9. Sentember 1857, Nr. 9359 (Abändernng der gleaite 
27880, 


migen Deerete des L. G. Wien v. 16. Juni 1857, Nr. nnd des 
D. 8. ©. Wien v. 8. Juli 1857, Nr. 8356). ©. H. 1859, ©. 305. 


Bei der auf eine Klage wegen Genehmigung over Bemängelung 
einer Rechnung angeordneten Tagjagung vereinigten fi vie Parteien 
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auf eine vierwöchentlihe Yrift mit dem Beifate, daß die Rechnung 
für genehmigt zu halten fei, wenn binnen dieſer Frift feine Bemäng⸗ 
lungsklage überreicht würde. Nach Ablauf der Friſt ſuchte der Auf⸗ 
geforderte eine neue Friſt an, worüber dem Kläger ſeine Aeußerung 
abgefordert wurde. Derſelbe proteftirte nun gegen jebe Trifterweiterung, 
indem bie erfte Friſt bereit8 eine vertragsmäßig feftgeftellte fei, die der 
Richter für ſich allein ohne Zuftimmung des Gegners nicht verlängern 
dürfe, und weil dem Uebereinfommen bereit8 die erforderlihe Sanction _ 
beigefügt wurbe. Die erfte Inftanz hat aus biefen Gründen mit Hin- 
weifung auf die 88. 15 und 100 a. ©. O., dann die Hofvecrete vom 
13. Jänner 1786 Nr. 515 3. ©. ©. und vom 15. Yänner 1787 
Nr. 621 (Weffely I, Nr. 469 u. 470) den Bittfteller abgewiejen. 
Das Oberlandesgeriht wie den Recurs ab. 

Dagegen hat der oberfte Gerichtshof die angeſuchte Frift bewilligt, 
„in Erwägung, daß die Sriften zur Bemänglung gelegter Rechnungen 
nad dem 9. D. v. 13. Yänner 1786 Nr. 515 allerdings erweitert wer- 
den können; in Erwägung, daß der Beſcheid, mit welchem dem Recurren⸗ 
ten eine Frift von 4 Wochen zur Bemänglung der vom Gegner gelegten 
Rechnung ertdeilt worden ift, nicht enthält, daß Recurrent auf alle mei- 
tere Friftwerbung ausdrücklich Verzicht geleiftet Habe; daß aus dem im 
Beſcheide enthaltenen Beifage, wornad „„im Falle der binnen 4 Wochen 
nicht überreihten Bemänglung die Rechnung für genehmigt gehalten 
würde" “, der Verluſt des Rechtes auf weitere Friftwerbung um fo weni- 
‚ger gefolgert werden fann, als jener Beifag nur eine Wiederholung ber 
im $. 101 a. ©. D. ohnehin beftehenden gejetlichen Sanction iſt, 
diefe gefeglihe Sanction aber nicht hindert, Wrifterweiterungen anzu- 
ſuchen; in Erwägung endlich, daß das vom Necurrenten eingebradte 
Friftgefuch nicht als unbegründet angejehen werden kann, da Die ange» 
fuchte Friſt erſt die zweite ift und die Bemänglung einer gelegten Rech— 
nung ber Natur der Sahe nad) einen erheblichen Zeit- und Müheanf- 
wand erfordert." 


Nr. 1033. 
Einfluß der Beiziehung eines Notars zur Errichtung eines 
Vertrages auf den Beweis der Handlungsfähigfeit. Vorauss 
ſetzungen der Gültigkeit eines Leibrentenvertrages. 


Entſch. v. 10. September 1857, Nr. 8285 Bertätl De a des Hrtheils der 
Brätur Wortogrugre v. 20. Feb enar 1857. Abänderung des 
Urtheild ded O. L. G. Venedig v. ln 1857 Nr. 8075). G. H. 1859, 


Ein von der Mals Rentennehmerin mit B ald Rentengeber ge⸗ 
fchloffener Leibrentenvertrag wurde nah dem Tode der Erfteren von 
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ihrem Erben A als ungiltig angefochten, weil 1. auf Seite der M, 
welche 3 Wochen vor Errichtung des Vertrags vom Schlage gerührt 
worben war, die Einwilligung zum Nechtögefchäfte gefehlt babe, und 
2. ver Werth des als Entgelt für die Rente überlafienen Bermögens 
nicht erhoben worben ſei. — Das in zweiter Inſtanz zugelaflene 
Klagebegehren wurde in erfter und dritter Inſtanz abgemwiefen.. 
Gegen den ad 1 angeführten Beftreitungsgrund des Klägers bemerkte 
der oberfte Gerichtshof, daß der Leibrentenvertrag volle zwanzig Tage 
nah dem Schlaganfalle der M, alfo zu einer Zeit errichtet wurde, 
wo die Schwäche ihrer Geiftesträfte, die nad) der Ausjage bed im. 
Procefje verhörten Arztes der M nur fünfzehn Tage währte, bereits: 
befeitigt war, — daß nad) der Ausfage des Notars (welcher die Un⸗ 
terfchriften des Vertrags legalifirt hat) und eines zweiten Zeugen bie 
Urkunde felbft vom Notar der M vorgelefen und feine Frage, ob fie 
damit einverftanden fei, von ihr bejaht wurde, — daß Übrigens bie 
Intervention eined Notar ſchon an und für fi die Bermuthung der 
Geſetzlichkeit des Actes auch in Bezug auf die f. g. innern Erforder- 
niffe begründe, und vorausgeſetzt werben müſſe, daß im vorliegenden 
Falle der Notar fih an dem Geſchäfte nicht betheiliget haben würde, 
ohne ſich vorher von ber Willensfähigkeit ver M zu überzeugen. Ad 2 
bezog fich der oberfte Gerichtshof auf die erfigerichtlichen Motive, welche 
hierüber Folgendes enthalten: „Da es fi) um einen Glüdsvertrag han⸗ 
belte, der das Recht der Anfechtung wegen Iaesio enormis ausfchließt, 
fo war es nicht nöthig, den Werth der für die Leibrente hingegebenen. 
Sachen zu kennen. Auch aus dem 8. 1284 a. 6. ©. B. geht nicht her⸗ 
vor, daß die Sache, welche für vie Rente überlaffen wird, zu Geld an« 
gefhlagen werden muß, fondern nur, daß fie einer ſolchen Ver⸗ 
anihlagung fähig fein foll. Noch minder verlangt das Gefet, daß 
diefe Schäung im Vertrage jelbft aufgenommen werde, und von einer 
Nichtigkeit desſelben wegen unterbliebener Schätung kann am aller- 
wenigjten bie Rebe fein.” 


Nr. 1034. 


Borausjegungen der Pränotation, 


Entſch. v. 15. September 1857, Nr. 9468 (Beftätigung ded dad Decret der 
rätur Lendinara v. 24. Juni 1857, Nr. 3854, abändernden Derretö des 
‚2. 6, Benedig v. 22. Juli 1857, Nr. 14224). ©. 9.1859, ©. 168 ff- 
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Nr. 1035. 

Rechtliche Natur des Ausgedinges: Vollftändige Verpflegung 
bes Anszüglers ſtatt ber Lieferung ber zum Ausgedinge 
gehörigen Naturalien, 

. v. 16. September 1857, Nr. 9149 (Beflätigung des eils d 
5. Dinetia », 0. Dezember 1856, Nr. — 5 —— 
des O. L. ©. Prag v. 2. Juni 1857, Re. 7766). G. 3.1860, Nr. 124. 

Auf Abfuhr eines feit zwei Jahren rüdftändigen Natural-Aus- 
gebinges belangt, wendet B ein, es babe ver Kläger A während ber 
ganzen Zeit die Naturalverpflegung bei des Bellagten Tifche genof- 
fen. Die erfte Inſtanz machte die Verurtbeilung von dem Ausfall 
des Haupteides über viefe Thatfache abhängig, die zweite verurtheilte 
den Beklagten unbebingt; ihre Entſcheidungsgründe lauten: 

„Der bedingte Zuſpruch des zweijährigen Ausgebing- Rückſtandes 
wurde mit Auflafjung des Haupteides veßhalb in einen unbebingten 
umgewandelt, weil bei dem Umſtande, als bie Liquivität des Ausge⸗ 
dings⸗Anſpruches richterlicherfeitd anerlannt wird, während die Liqui⸗ 
dität des compensando von dem Gellagten geltend gemachten Erſatz⸗ 
Anſpruches erft durch den angetragenen Beweis hergeftellt werben fol, 
nad der vom Kläger erhobenen PBroteftation um fo minder nad) den Be⸗ 
fiimmungen des 8. 1439 a. b. ©. B. von einer Compenfation die Rede 
fein fann, da nicht einmal ein gerichtdorbnungsmäßiger Beweis vor- 
biegt, daß die in Rede ftehende Verköſtigung des Klägers und feiner 
Familie wirflih die Höhe des Ausgevingftandes erreichte, welcher 
Umftand, al8 eine Eigenfchaft, wohl durch Sachverftänbige, nicht aber 
durdy einen PBarteieneid erwiefen werben kann.“ 

Der oberfte Gerichtshof hat das Urtheil erfter Inſtanz beftä- 
tigt. In den Entſcheidungsgründen wirb gefagt: „Die vom Oellagten 
erhobene Einwendung ift allerdings erheblih. Es wird nämlich unter 
Ausgedinge im Allgemeinen jene Alimentation verftanden, welche ber 
Uebernehmer einer Wirthichaft an den Abtretenden entrichtet. Wird 
nun duch ben Haupteid der Beweis hergeftellt, daß der Gellagte 
dem Kläger und feiner Familie die Natural» Verpflegung an feinem 
Tiſche durch die angefprochene Zeit Leiftete, fo kann auch der Kläger, 
de ihm durch diefe Naturalverpflegung die durch ‚die Stipulation des 
Ausgedinges bezwedte Alimentation zulam, nicht noch das Ausgebinge 
in natura begehren. Inden er bie Berpflegung an des Gellagten 
Tiſche annahm, gab’ nämlich der Kläger na $. 86B: a. b. ©. B. 
ſtillſchweigend zu erkennen; daß: felbe an die Stelle des Ausgebinges 
treten folle, zumal für ven Geklagten Feine vertragsmäßige Verpflich⸗ 
tung vorhauden war, neben der Verpflegung auch nod) das Ausgebinge 
zu leiften. Hiezu kommt endlich noch, daß die Forderung des Klägers 
auf Leiflung des Ausgedinges mit ber Forderung bes Geklagten auf 

Glafer, Unger und Walther, Entf. IT, ' 36 
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Leiftung des Erfages für die gewährte Naturauerpſagung inſofern 
als gleichartig und ſohin beide nad $. 1438 a. b. G. B. als compen⸗ 
fationsfähig anzuſehen find, weil das Kußgebinge dem Unterhaltserfor= 
berniß angemefjen beftimmt wird und ven Unterhalt des Ausgedingers 
begründet, während durch bie Natural» Berpflegung berfelbe Zwed er⸗ 
reicht wurde. Bei diefer Sachlage erfcheint demnach der von ber erften 
Suftanz erfolgte Zuſpruch des rückſtändigen zweijährigen Ausgebinges 
unter der Bedingung, baß dem ©ellagten ver Beweis durch ben 
Haupteid über die erwäßnte Einwendung nicht gelingen ſollte, als 
entſcheidend. " 


Nr. 1036. 


Verweigerung des Miethzinſes wegen der Weigerung des 
Beſtandgebers, einen Aftermiether aufzunehmen. 


eu. 2 v. 39. September 1857, Nr. 9941 np Se des ‚Urtpeits des 
gieinfriie in Pra 8. Mat 1857 Abänd aus 
Urtheils ded O. x. 6 rn rag d. 2. Ay 1857, Nr. 13240). @ 3.1 


Der Beliagte verweigert ie Beablung des Miethzinfes, weil 
er genöthigt war, die gemiethete Wohnung zu verlaffen, und ver 
Kläger, als er ihm den Z als Aftermiether vorftellte, erklärte, er 
werde biefen nicht einziehen Laffen, in Folge deſſen die Wohnung 
leer blieb, 

‚Die erfte Jnuſtanz erkannte auf den hierüber angebotenen Er⸗ 
füllungseid; bie zweite verurtheilte den Beklagten unbedingt. In 
den Gründen heißt ed: „Der Eid über, ven Umſtand, daß ver Kläger 
erklärt babe, daß er ven Aftermiether nicht einziehen laſſen werde, ift un⸗ 
entſcheidend, weil in dieſer Erklärung des Klägers uoch kein Grund, für 
den Gellagten Ing, von feinem Rechte zur Aftermiethung abzuftehen. Es 
war auch diefe Aeußerung nicht geeignet, den Geklagten von der After: 
miethung abzuhalten, jo wie für ven Aftermiether fein rechtlicher Grund 
darin lag, von dem Bertrage auf die Aftermiethe abzugeben, da ber Ge⸗ 
klagte von ſeinem Rechte Gebrauch zu machen noch immer in der Lage 
war, und der Aftermiether hierin noch keinen ‚guseichenben. Grund, hatte, 
den. Bertrag nicht einzuhalten.“ 

Der oberfte Gerichtshof hat das ürlber exſter Inſtanz aus 
folgenden Gründen beſtätigt: „Im Sinne be; $:. 1052 ;a..b. G. B. 
muß derjenige, welcher auf Die Grflfungseines Berge dringt, feine 
ihm aus: dem Vertrage obliegenben: sehindlichfeiten -.erfüdt haben 
oder doch Yu. erfüllen bereit fein. Zu den Verbindlichkeiten des Ver—⸗ 
mietherd aus, dem Miethvertrage , gehört znach bem -$. 1096..a. b. 
G. B. auſh die Berpfüchtans, ‚Den: Dieter. in dem Vehrauche oder 
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Genuſſe des gemietheten Objectes nicht zu flören. Zu ben Rechten 
des. Miethers gehört nach dem $. 1098 a. 6. ©. 8. das. Hecht, 
das gemiethete Dbject in Afterbeſtand zu geben, wenn. e8 ohne Nach⸗ 
theil des Eigenthümers geſchehen lann oder im Vertrage nicht aus⸗ 
drücklich unterſagt worden iſt. Daß einer dieſer beiden Ausnahmefälle 
hier eintreten würde, hat der Kläger gar nicht behauptet, geſchweige 
denn erwieſen. Hat nun ber Kläger dem ihm von dem Gelklagten 
für den Termin, für welchen er den eingellagten Miethzins in An- 
ſpruch nimmt, als Aftermiether vorgeftellten Z erklärt, er werde ben- 
jelben nicht einziehen laſſen, ſo kam er auch dem oben Geſagten zu⸗ 
folge den Miethzins für dieſen Termin von’ dem Geblagten nicht 
verlangen, weil er denſelben in dem gefetzlichen Gebrauche und Genuſſe 
der gemietheten Wohnung geſtört hat. Der Beweis für dieſe Er- 
kkärung des Klägers iſt durch die Ausſage des als Zeuge abgehörten 
Z.zur Hälfte hergeſtellt und kann duch den nom Geklagten angebo⸗ 
tenen Erfüllungseid ergänzt werben. Das Vezirkegericht hat daher 
wit Recht auf biefen Erfüllungseid erkannt.“ 


Nr. 1037. 
Verjährungsfriſt für die Anfechtung eines Erbvertrages. 


Entid. v. 30. September 1857, Nr. 8363 eh va Heihförmigen 
Urteile der Prätur Chiog ann. v. 15. December 1856 7, und 
O. L. G. Venedig v. 15. Mai 1857, Nr. 6311). ©. 2 "1859, Nr. 108. 
Die Eheleute Conftant uud Johanna M haben am 28. Auguft 
1845 einen Erbvertrag über ihren geſammten fünftigen Nachlaß ab- 
geiätofen ‚ und fi hiebei ausprädlih auf die SS. 1253 und 1254 
. G. 8. berufen. Am 16. Februar 1849 ftarb Conftant M ohne 
inter zu binterlaffen, und die Prätur in Chioggia als Abhandlungs⸗ 
inftanz ſchritt am 23. Februar 1849 zur Kundmachung des Erbver- 
trages in Gegenwart der Überlebenden Witwe. Die nächſten Verwand⸗ 
ten des Conflant M, theils Gefchwifter, theils Geſchwiſterkinder des⸗ 
felben, welchen der Inhalt des Erbvertrages am 3. Jänner, beziehent- 
lid am 9. März 1850 befannt gemacht wurde, wollten deſſen Giltig- 
teit nicht anerkennen; da fie ihn aber nit in ber ihnen hiezu 
beftimmten Friſt beftritten, fo wurde ber Nachlaß des Conftant M 
mit Decret vom 13. März 1851 ver Witwe Johanna M eingeant · 
wortet. Am 19. Juli 1853. überreichten nun die gedachten Verwand⸗ 
ten eine Klage, worin ſie die Erklärung der Ungiltigkeit des Erbver⸗ 
trages vom 28. Auguſt 1845 verlangten. Die Beklagte wendete unter 
Anderem die Verjährung der Klage nach 8. 1487 a. b. G. B. ein. 
Die erſte Inſtanz wies das Begehren der Kläger ab und begründete 
ihr Erkenntniß damit, daß die Vorſchrift des $. 1487 a. b. ©. B. 
36* 
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auh auf Erbverträge Anwendung finde, und daß demnach, ba bie 
Klage nicht binnen drei Jahren von dem Tage, an welchem den Klä⸗ 
gern der Erbvertrag befanat wurde, überreicht worben, das Klagerecht 
der Kläger verjährt fei. Das Oberlandesgericht erkannte gleichfalls: 
gegen das Begehren, jedoch aus folgenden Gründen: „Auf einen Erb⸗ 
vertrag würde bie Vorſchrift des 8. 1487 a. b. ©. B. nit anwend⸗ 
bar fein, da berfelbe nur von Erflärungen'ves legten Willens fpreche, 
allein die Urkunde vom 28. Auguft 1845 enthalte feinen Erbvertrag, 
fondern ein wechfelfeitiges Teftament, und baber finde bie Vorſchrift, 
des 8. 1487 Anwendung, was ben Ausfprud der Verjährung bes 
Klagerechtes zur Folge bat." 

Der oberfte Gerichtshof verwarf Die gegen biefe gleihfürmigen 
Urtheile ergriffene Revifionsbefchwerde der Kläger, und zwar aus fol- 
genden Gründen: „Wenn gleih 8. 1487 a. b. G. B. bei Aufzäh- 
Iung jener Klagen, welche in brei Bahren verjähren, die Anfechtung 
eines legten Willens erwähnt, die eined Erbvertrages dagegen über- 
geht, fo muß doch wegen bex Gleichheit der Wirkungen bes Erbver⸗ 
trages in Bezug auf Dritte angenommen werben, daß die Beſtimmung 
diefer Gefegesftelle au, für ihn gelte. Der Erbvertrag ift zwar bes 
züglich des Vertragserben unwiderruflich, allein er hat mit dem jchrift« 
lichen Teftament nicht blos die äußere Form, fondern auch die Wirkung 
gemein, von der Erbſchaft, mag nun nebftbei ein Teſtament vorhanden 
fein oder nicht, Alle auszufchliegen, welche auf jenen Theil des Nach: 
laſſes Anſprüche machen, über den durch Exrbvertrag verfügt ifl. Im 
der That ftellen die SS. 533 und 799 a. 6. ©. B., indem fie den 
Erbvertrag unter den Titeln für Erwerbung des Erbrechts anführen, 
ihm dem Teftamente glei; und an diefer Gleichftellung kann um fo weni- 

er gezweifelt werden, weil 8. 534 a. b. ©. B. das Zufammentreffen 
Beiber bei Antretung und Einantwortung derſelben Erbſchaft als zu- 
läſſig anfieht, und weil die SS. 1252 und 1253 a. 6. ©. 9. dem 
traft eines Erbvertrages fuccedirenden Ehegatten ben'Namen und fo- 
mit auch die Eigenfchaft eines Erben beilegen. Ueberdies gelten bezüg- 
Tih des Erbvertrages alle jene Gründe, welche für die im 8. 1487 
a. b. G. B. bezüglich der Teſtamente getroffene geſetzliche Verfügung 
gelten. Es iſt nämlich klar, daß der Dritte, welcher, ſei es nun durch 
ein Teſtament oder durch einen Erbvertrag, in ſeinem Recht ſich ver⸗ 
letzt glaubt, in beiden Fällen dieſelbe Möglichkeit hat, von dem Act 
Kenntniß zu erlangen, feine Giltigfeit zu prüfen und fi die Mittel 
zuc Anfechtung verfelben und zur Befeitigung der für die Geltend⸗ 
machung feines vermeintlichen Rechtes entfpringenden Hinberniffe zu 
verfchaffen; .ebenfo gewiß verlangt aber andererfeits in beiven Fällen 
gleihmäßig die Gerechtigkeit, daß bie Klage nur innerhalb eines bes 
Thränften Zeitraumes angeftellt werben könne, damit nicht ver Beſitz 
der Erbfchaft allzulange ungewiß bleibe, und damit Die Spur der frag- 
lichen Thatſachen, die Erinnerung an die bezüglichen Daten nicht ver- 
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wifcht werben, damit alfo dem Ehegatten der volle Gebrauch ber ihm 
zur Verfügung ſtehenden Bertheidigungsmittel gewahrt und dem Richter 
nicht Die zu fpät angerufene Entſcheidung allzuſchwer, wenn nicht gar 
unmöglich werde. Was endlich die Erklärungen betrifft, welche bie 
Parteien im Abhandlungsverfahren über ihre Abfichten So, fo 
waren biefe nach der Haren Vorſchrift des 8. 1497 a. b. G. B. nicht 
geeignet, die Verjaͤhrung zu" unterbrechen. Weit entfernt atfo, eine 
offenbare Ungerechtigkeit begangen zu haben, haben die unteren In⸗ 
fangen vielmehr das Geſetz nad feinem wahren und richtigen Sinne 
angewendet." 


Nr. 1038. 


Gegenjeitiges Verhältniß ber Gerichte und Abminiftrativ- 
behörden: Incompetenz der Gerichte in Mühlbauſtreitigkeiten, 
ungeachtet die Adminiſtrativbehörde auf den Rechtsweg ver- 
wiefen bat. 
Entſch. v. 7. October 1857. a 10175 ufhebun ber geek d 6. 
— v. 20. Decem AN ; 6. 8a ©. 
10. Mürz 1887, u N G. g. ege 

Die vorbeſtandene Bezirkshauptmannſchaft — * ha mit Erlaß 
Dodo. 18. Februar 1853 (indem fie annahm, daß nach den gepflogenen Er⸗ 
hebungen gegen ben von A beabfihtigten Bau einer Sägemähle nebft 
hölzerner Wafferleitung in polizeilicher und politiſcher Beziehung kein 
Hinderniß obwalte), die diesfällige Bewilligung ertheilt, bezüglich der 
Anſprüche der Waſſerberechtigten aber die Parteien auf den Rechts⸗ 
weg verwieſen. Im Folge defſen wurde die Aufforderungsklage, ſo⸗ 
dann die provocirte Klage überreicht und in der Sache von beiden 
unteren Inſtanzen entjchieden. 

Dagegen bat der oberfte Gerichtshof „nach der mit dem Mini« 
flerium des Innern gepflogenen Rückſprache, und nach der Erklärung 
desſelben, daß ungeachtet der won ber vorbeftandenen Bezirkohaupt⸗ 
mannſchaft Billady erfolgten Berweifung ber Parteien auf ben ordent- 
lichen Rechtsweg, diefer Streit doch nur im politifchen Wege nad ber 
Müplenoronung für Steiermark, Kärnten und Krain vom 1. Decent- 
ber 1814 auszutragen fei, indem. bei Berleihung neuer Waflerwerfe 
die Interefien der Anrainer und Vetrieböberehtigten von Amtswegen 
zu berüdfichtigen und zu ſchützen find und die Parteien im .politifchen 
Inflanzenzuge gegen die nad) ven allgemeinen Bauvorſchriften erlaffene 
Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft Villach vorzugehen haben“, — 
dieſe Entſcheidungen ſammt dem denſelben zu Grunde liegenden Ver⸗ 
fahren aufzuheben, und die Parteien an die politiſche Bebörde a 
weifen befunden. 
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Nr. 1039. 
Friſt zur Annahme des einer juriſtiſchen Perſon gemachten 
Verſprechens. — Anerkennungsvertrag und Zahlungsver⸗ 


ſprechen. — Verſprechen „zugleich im Namen Anderer“. 


Entſch. v. 21. October 1857, Nr. 9678 (Behätigung des das Urtheil der 
graue ©. Daniele v. 12. Mai 1857, Nr. 815, abändernden Urtheild des 
.2. ©. Venedig v. 24. Inli 1857, Nr. 11854). Giornale di Giurispr. 
prat. 1850, 6. 278 ff. | 

Am 17. Auguft 1852 hatte B der Firchenverwaltung A eine 
Urkunde übergeben, in welcher er für ſich und feine Brüder anerkennt, 
daß von ihrem gemeinfchaftlichen Beſitzthum ber Kirchenverwaltung ein 
Naturalzins gebühre, welchen er durch Zahlung eines beftimmten von ihm 
bezeichneten Sapitalbetrages ablöfen zu dürfen bittet, und wobei er zu» 
gleich erflärt, alle Rüdftände bezahlen zu wollen. Am 3. Auguft 1853 
ward dem B eröffnet, taß die vorgefete Verwaltungsbehörde feinen 
- Antrag genehmigt babe, und als er ſich fünmig zeigte, warb er auf 
Zahlung des angebotenen Abläfungsbetrages und der Rückſtände belangt. 
- + Die erfte Inftanz wied das Klagebegehren (imter Vorbehalt. 
neuer Klage wegen der Rückſtände) zurüd: 1. weil die Klage auch 
gegen die Brüder des B ‚hätte gerichtet werben .müflen, für welde 
diefer, mag nun ein Manbat. beftanden haben oder nicht, nicht hafte, 
und eine Verurtheilung pro rata bei der Untheilharfeit des Gegen⸗ 
flandes ‚nicht möglich fei; 2. weil Bellagter nur die Ermädtigung zur 
Ablöfung erbeten, nicht aber die Verpflichtung hiezu übernommen babe. 
. Die beiden oberen Inftanzen gaben dem Klagebegehren ftatt; 
der oberfte Gerichtshof aus folgenden Gründen: „Wenn gleich ver 
Beklagte die in der Urkunde v. 17. Auguft 1852 enthaltene Zufage 
und Anerfennung nicht blos für fich, fonvdern aud im Namen feiner 
Brüder ausſprach, fo muß doch, da er von letzteren feinen Auftrag 
hatte, die Urkunde im Sinne des 8. 914 a. b. ©. B. jo ausgelegt 
werben, daß fie feinen Widerſpruch enthalte und von Wirkung ſei; 
fie kann alſo nur fo verftanden werben, daß Beklagter ſich nicht blos 
für fih, fondern auch für feine Brüder, in deren Interefje und zu. 
beren Entlaftung verbindlich machen wollte; die Klage konnte daher .. 
gegen ihn allein gerichtet werben und mußte es auch, weil die. Brüder, 
welche in keiner Weife eingefchritten waren, mit Erfolg nicht belangt 
werten konnten. Da ferner Beklagter in jener Urkunde anerlannt hatte, 
baß der klagenden Kirche ein Zins gebühre und daß Rückſtände aufges 
laufen jeien, jo oblag ihm der Nachweis, daß leßtere getilgt jeien..... 
Wenn er fih auf die Trienmalverjährung beruft, fo Tann diefe Ein» 
wendung nicht berüdfichtigt . werden, weil er die Rüdftände, wenn 
gleih ohne nähere Beftimmung und Feftftellung, anertannt hat, und 
zwiſchen der Anerfennung und der Klageſtellung feine drei Jahre ver= 
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ſtrichen find. Was endlich vie Friſt betrifft, innerhalb welcher das vom 
Bellagten ſelbſt ausgehende Unerbieten ver Ablöſung des Zinjes durch 
Zahlung eines Sapitatsbeirages chen war, fo ift bier nicht die 
Beſtimmung des 8. 862 a. b. G. B., fondern mit Rüdficht darauf, 
daß es ſich um eine fromme Stiftung handelt, bie des 8. 865 a. b. G. B. 
maßgebend, woraus folgt, daß Bellagter von feinem Berfprechen nicht 
vor erfolgter Erklärung der vorgeſetzten Behörde zurüdtreten konnte.“ 


Nr. 1040. 
Befisftörungsflage wegen angeblicher Erſchwerung der Aus- 
übung einer Dienftbarfeit, 


Eutid. v. 3. Mavember 1007, ge 10506 — ung des das Decret der 
rätur San Dona d. ändernden Decretö des 
2 ©. Beucdig — 19. KorE 1657. Rr. 18457). Eco d. Trib. 1861, 

©. 45 —JE . 3. 1862, Nr. 125. Mach den Acten berichtigt.) 

A, Kläger in possesgorio summariissimo gegen B, behauptete, 
im Beige der Dienftbarkeit des Fußſteigs, Viehtriebs und Fahrwegs 
über ein Grundſtück des Beklagten dadurch geſtört worden zu ſein, 
daß Letzterer den Weg, welcher über das dienende Grundſtück führt, 
und bisher von A zur Ausübung ber Servitut benützt wurde, mit 
einer verſperrten Schranke abſchloß. Der Bellagte vertheidigte ſich mit 
der vom Kläger zugegebenen Behauptung, daß er demſelben einen 
Schlüffel zur Deffnung der Schranke und Fortbenügung bes Weges 
eingehändigt babe. Nichtspeftoweniger erlannte die erfte Inſtanz nad 
dem Klagebegehren, weil der Kläger durch die Errichtung ber ver⸗ 
fperrten Schranke in ver biöherigen Ausübung ter Serpitut immer, 
hin bejchränft werde, da. er nunmehr genöthigt, fei, die Schrante zu 
Öffnen und fie bei Seite zu fielen und jchlieglid den Weg wieber 
abzufperren. 

Das D. 2. ©. wies den Kläger ab und begründete feine Ent» 
ſcheidung damit, daß die dem A zuftehende Servitut ven B als Eigen» 
thümer des hiezu benügten Weges nicht verhindern Tonnte, dritte un⸗ 
bereditigte Perfonen von ver Ausübung der nämlihen Dienftbarfeit 
auszuſchließen, — daß B mit der Aufrihtung der Schranke offenbar 
eben nur die Ausſchließung unberechtigter Perfonen bezweckte, ohne 
hiedurch an der Ausübung ber Servitut audy ven A hindern zn wollen 
oder zu hindern, welder, da bie Oeffnung ver Schranfe mit dem ven 

B ihm übergebenen Schlüfſel in jeinem Belieben fteht, den Weg des⸗ 
ſelben zu Viehtrieb und Fahrt nad wie vor benützen kann. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die Entſcheidung der ‚weiten 
Inſtanz in Erwägung, daß B dur bie zum Schutze feines Eigen- 
thums aufgeridhtete Schranke ven A an der Aueäbung der Servitut 
weder hindern wollte noch hinderte. 
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Ar. 1041. 
Umfang der Beweiskraft eines Gewerbebuches. 


Qutſch. v. 10. November 1857, Nr. 11558 (Beätigung bed Urtheils bes 
B. ©. Armen ». 9. ‚ Nr. 1654, Abänderung des Urtheils bei 
Ö. 2 ©. Prag m. 12. Bnguft 1857, Fir. 12400). ©. &. 1860, Sir. 114. 

A, ein Baumwollwaarenfabrilant, verlangt die Erſcindirung von 
Waaren, welche bei dem Weber C gepfänvet worben waren. Kläger 
führt den Beweis durch ein Gewerbsbuch, in welches er die ben ein- 
zelnen Arbeitern übergebenen Waaren eintrug (Weberhauptbud). Die 
erfte Iaftanz ließ ihn zum Erfüllungseide zu. Die zweite Imflanz 
Dagegen ging von ber Anſicht aus, daß das Weberhauptbnch nicht ge- 
eignet fei, einen halben Beweis hergnftellen, weßhalb auch der Er⸗ 
fullungseid nicht zugelaffen werben könne. Die Begründung laatet: 
„Das Weber-Bauptbud) ift, wie der vorliegenne Auszug beweift, nicht 
eines jener Bücher, denen das Geſetz die Kraft eines halben Beweifes 
einräumt. Es ift ein Gewerbsbuch, das den Zweck hat, die an den Lohn- 
weber erfolgten Garne, fo wie auch bie davon abgelieferten Weben er- 
fichtlich zu machen; hat aber nicht die Erforderniffe des 8. 121 a. ©. 
D., kann daher die Wirkung eines halben Beweiſes nicht haben.“ 

Der oberfte Gerichtshof hat in Uebereinftimmung mit der erften 
Iuftanz die Beweisfähigfeit des Weberhanptbuches unter nachftehenber 
Begründung anerfannt: „Der Kläger als Baumwollwaaren⸗Erzeuger 
ift ein Gewerbsmann. Das Weberhanptbuch desfelben ift nach der auf 
ben hieraus entnommenen Auszuge befindlichen gerichtlichen Beſtätigung 
gehörig geftempelt und geſetzlich geführt, die beiden. Poſten offenbar 
dahin gehörig, mithin folddes im Sinne des $. 121 a. ©. D. einen 
halben Beweis wirkend. Dur den angebotenen Erfüllungseid Tann 
diefer halbe Beweis im Sinne des 8. 212 a. ©. D. ergänzt werben, 
daber folder von dem Bezirkögerichte mit Recht zugelaffen und von 
der Ablegung desjelben die Entſcheidung dieſer Rechtsſache abhängig 
gemacht wurde.“ 


Nr. 1042. 
Berurtbeilung einer ald Klägerin auftretenden Concursmaſſe 
in bie Gerichtskoſten. 
— a1 arm a ma 
D. 8 Bus. 1. Kugak 1857, Rt. 100600). ©. 3,1800, Ar. 128. 
Die Entſcheidung eines Hechtöftreites, in welchem eine Concurs⸗ 
maſſe als Rlägerin auftrat, warb von einem Haupteid abhängig ge- 
macht und dem hiebei unterliegenden Theile der Erſatz der Gerichts 
Toften auferlegt. Die zweite Iuflanz entbanb jedoch bie Concursſsmaſſe 
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von biefer eventuellen Verurtheilung aus folgenden Gründen: „Kür 
den Ball der Sahfälligfeit der Concursmaſſe mußte biefe Abänderung 
erfolgen, weil gemäß bes Hof. v. 24 Juni 1790 Nr. 30 3. ©. ©. 
Die im Hofv. vom 7. September 1789 Nr. 1047 9. ©. ©. in Eoncurs- 
proceffen dem Vertreter ver Concursmaſſe eingeräumte Tarbefreiung fich 
aud anf ben Berwalter der Concursmaſſe zu erftreden hat, daher berfelbe 
and nicht zum Koftenerfaß an den Gegentheil verhalten werben Tann.“ 

Dagegen beftätigte ber oberfte Gerichtshof das erſtrichterliche Er⸗ 
ne, mi folgender Motivirung : „Nach dem Hofo. vom 7. Sept. 1789 
Nr. 1 66 ©. ift im Concurs⸗-Proceſſe der Vertreter der Maſſe 
—— 8 diefe Befreiung iſt mit dem Hofd. vom 24. Juni 1790 
Nr. 30 J. ©. ©. auch auf den Verwalter ansehen worden, und 
daut Hof. vom 7. December 1798 Nr. 442 3. ©. ©. hat der 
Eoncurdmaffe - Bertreter (folglich auch der Verwalter), —* wider 
das Urtheil erfter Inſtanz appellirt, ſelbſt dann feine Taren zu ent⸗ 
richten, wenn er wirklich ſachfällig wird, ausgenommen den Fall, wenn 
vom Appellationsgerichte befunden wird, daß er die Appellation muth⸗ 
willig ergriffen und alfo die Zaren aus Eigenem zu bezahlen habe. 
Nachdem aber dieſe Hofdecrete nur von ber Befreiung von Zaren 
fprechen, fo Köumen diefelben auf bie von Taren verfchienenen Gerichts⸗ 
toften nicht angewendet werben. Das Hofdeeret v. 26. April 1819 
Nr. 1556 J. ©. ©. beſtimmt zwar, daß in ben gegen eine Crida⸗ 
maffe anbängigen Liquidirungs⸗Proceſſen auch die durch die Appellation 
des Maffevertveters verurfachten Gerichtskoſten, ungeachtet ber Bes 
flätigung des Urtheild der erften Inſtanz, gegen einander aufzuheben 
find; daß aber dieſes Hofbecret nur dann Anwendung findet, wenn 
Die Eoncurömaffe als Geklagter erſcheint. folgt aus deſſen Textirung, 
mithin iſt der Fall ausgeſchloſſen, wo die Concursmaſſe als der klagende 
Theil eintritt. Dies iſt hier der Fall und da keine erheblichen Urſachen, 
aus welchen die Gerichtskoſten aufgehoben werden könnten, vorhanden 
find, fo bleibt es bei der im F. 398 a. G. O. bezeichneten Hegel, 
Daß wenn die klagende Concursmaſſe Tadfällig wird, fie auch die Ge⸗ 
richtskoſten der erſten Inſtanz tragen müſſe.“ 


Nr. 1043. 


Unzuläſſigkeit der Executionsführung auf das einem Ver⸗ 
ſchollenen für den Fall feiner Rückkehr ausgeſetzte Vermächt⸗ 
niß des Pflichttheils. 

Entſch. v. 15. December 1857, Ne. 9689 te bed dad Urtheil des 


2%. 6. Wien v. 7. November 1856, Nr abändernden Urtheild des 
O. L. ©. — v. 20. April 1857, si21). ©. $. 1859, ©. 50 fi. 


Die M fette ihre Tochter B zur Univerfalerbin ein ‚ ihrem 
Sohne C vermachte fie im Abſatz 5 des Teitamentes die Summe von 
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16.000 fl, zur gänzlichen Abfertigung mit feiner Pflichttheilsforderung, 
berechtigte die B für den Fall der Anfechtung des Teftamentes von 
Seite des O oder feiner Repräfentanten zum Abzuge veflen, was C. 
von ihr bereits empfangen hatte, und verorbnete ſchließlich, daß die 
16.000 fl. der Univerfalerbin oder ihren Erben zufallen follen, wenn 
vor Ablauf der gefeglichen Zeit weder der — vamald ganz ver- 
fchollene — C, noch legitime Erben desfelben erfcheinen und auf die Erb⸗ 
haft Anfprucd machen. Noch vor dem im Yahre 1846 erfolgten Tode 
der M wurden für Rechnung des abwejenden Notberben C 14.500 fl.. 
in Stanteobligationen bei Gericht erlegt; im Jahre 1848 ſchloß die 
Univerfalerbin B mit dem Curator des C einen curatelgerichtlich ge» 
nehmigten Vergleich, wodurch fie ihrem Rechte auf Abzug des von C 
voraus Empfangenen entfagte, und im nämlichen Jahre depoſitirte fie bei 
Gericht für Rechnung desfelben weitere 2700 fl. in öffentlihen Obli⸗ 
gationen; in Folge gerichtlicher Verordnung murben beide Depofite: 
in den Depofitenbücdhern dem C als fein Pflichttheil zugeſchrieben und 
darauf der oben angeführte Abjat 5 des Teſtamentes ber M vorges 
merkt. Im Jahre 1855 erwirkte A auf Grund eines gegen C erfloffe-- 
nen Urtheil® für eine Forderung von 3017 Silberrubel die executive 
Pfändung des erwähnten Depofitums und begehrte hierauf die Bes 
willigung bes erecutiven börfenmäßigen Verlaufs eines feiner Forde⸗ 
rung gleichlommenden Theil® der bepofitirten Obligationen. Da dieſem 
Geſuche bei der hierüber abgehaltenen Zagfahrt zwar nicht der Cura⸗ 
tor des Executen C, welcher ſich vielmehr damit einverftanden erklärte, 
wohl aber die Erben der inzwifchen verftorbenen B mit Berufung auf 
bie Beftimmung des Abfates 5 des M’ichen Teſtamentes entgegen 
traten, fo belangte A die Erben ber B mit förmlicher Klage, worin 
er um das Erfenntniß bat, daß er beredtigt fei, zur Tilgung feiner 
Forderung pr. 3017 Silberrubel gegen C die execntive börfenmäßige 
Veräußerung eines dieſem Betrag entfprechenden Theils ber für C 
depofitirten Obligatienen zu verlangen und fi aus dem Erlöfe unge- 
achtet ver Vormerkung des Abſatzes 5 des M'ſchen Teftamentes auf 
dem Depofitum bezahlt zu machen. — Das Geridt erfter Inſtanz 
erfannte nad) dem Klagebegehren. Das Oberlandesgericht mies den 
Kläger ab, und zwar aus folgenden Gründen: „Das Legat, worauf 
fih da® dem C zugefchriebene Depofitum gründet, wurde demſelben 
von der M unter der Bedingung hinterlaffen, daß er oder feine legi- 
timen Erben innerhalb der gefeglichen Frift erfcheinen und es in An⸗ 
ſpruch nehmen, wibrigens tasfelbe der Univerfalerbin B oder ihren 
Erben zufallen fol. Da mithin bis zum Eintritt diefer auf eine Zeit 
geſtellten Bedingung C das Legat nicht, erworben (88. 696 und 69% 
a. b. ©. 2.) hat, fo fann es auch nicht zur Befriedigung feiner Gläu⸗ 
biger verwendet werben. Zwar gebührt dem C als Notherben ver M, 
falls er fie überlebte, ver Pflichttheil und ift jene venfelben einſchrän⸗ 
fende Bedingung oder Belaftung ungiltig (88. 762 und 774 a. 6. 
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©. 3.), allein es ift, davon abgefehen, daß Einrechnungspoften be= 
ſtehen können, vie dem Pflichttheil erfchöpfen (8. 788 a. b. ©. B.), 
ebenfo richtig, daß ver Rotherbe ſich eine Bedingung ober Belaftung 
feines Pflichttheils gefallen laſſen kann, mithin eine derlei Befchrän- 
fung nicht von Amtöwegen als ungiltig erklärt werben barf, und daß 
das Teftament der M, weber von C noch von feinem Curator be= 
firitten, zu Recht beftcht. Seine Gläubiger aber find nicht berechtigt, 
ihn zur Erwerbung des Legats der M zu zwingen, noch es für ihn 
zu erwerben ober das Zeflament der M zu beftreiten, weil fie die ges 
ftellte Bebingung zu erfüllen nicht vermögen und feinen gejeglichen 
Titel Haben. Sie find daher auch nicht berechtigt, daS von C noch 
nicht erworbene Legat zu ihrer Befriebigung zu verwenden. ‘Dem fteht 
nicht entgegen, baß die Univerfalerbin B jelbft um die depofitenamt- . 
lihe Zufchreibung der erlegten Obligationen für C angeſucht, und daß 
der Curator des C zu der vom Kläger verlangten executiven Ver⸗ 
äußerung eines Theiles berfelben eingewilligt bat, weil einerfeitS zu⸗ 
gleih mit der Zufchreibung die Bemerkung des Abfates 5 des M’ichen 
Teſtamentes erfolgt, anderſeits die Zuftimmung des Curators vom. 
Curatelgerihte nicht genehmigt worben ift. Demnach ift e8 ganz über- 
flüffig, zu erörtern, welde Wirkung das dem Kläger bereits rechts⸗ 
kräftig ertheilte executive Pfandrecht auf das Depofitum ferner haben 
werde, ob das Teftament der M vom Qurator des C mit Erfolg be+ 
ftritten werben könnte und ob eine Vermuthung dafür beftehe, daß 
Letzterer noch am Leben ſei: genug, daß die Pfändung die im Klag⸗ 
begehren beanfprudte Wirkung vor der Hand nicht hat, daß das Teſta⸗ 
ment ber M vom Curator des C nicht beftritten ift und aufrecht be⸗ 
ftebt, und daß C ſich nicht gemelvet und das Legat nicht in Anſpruch 
genommen bat." 

"Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten In=- 
ftanz. In feinen Motiven find die obergerichtlichen Entſcheidungsgründe, 
worauf ſich der oberfte Gerichtshof auch ausdrücklich bezieht, wieder⸗ 
holt und ift außerdem noch bemerkt, daß, felbft abgefehen von der auf 
dem Depofitum hbaftenden Vormerkung des Abfages 5 des M’fchen 
Zeftamentes, dasſelbe nicht als ein für C bereits flüſſig gewordenes 
Bermögen betrachtet werden kann, weil nicht einmal eine Erbserklä⸗ 
rung zum Pflichttheile, als wejentliches Erforderniß der Erwerbung 
einer Erbſchaft, vorliegt. | 


, 
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Nr. 1044. 
Deweislaft bei der actio negatoria. 


Eutid. v. 24. December 1957, Ne. 12924 Oo eätigung des dad Hethelt der 
Yrätuz, S6io ©. &1, Jan 1857, Rt. 6097, abändernden lrtheiis bed 
.2. &. Beuebig v. 24. September 1857, Ne. 16179). @. 3.1850, Re. 59. 
Der Orunbbefiger A trat gegen feinen Gutsnachbar B mit 
ver negatorifhen Servitutsflage auf, worin er behauptete, daß der 
Beklagte, ohne ein Hecht zu haben, feit zwei Jahren fein Grundftäd 
als Geh⸗ und Fahrweg benüte und um das Erfenntniß bat, daß 
derfelbe ſchuldig fei, in Zukunft ſich deſſen zu enthalten. B vertheibigte 
fih, indem er behauptete, daß er den Quaſibeſitz der Servitut erwor⸗ 
+ als Befiter bie rechtliche Vermuthung eines giltigen Titels für 
ich babe, zu deſſen Angabe er nicht aufgefordert werden könne, went 
gleich diefe Vermuthung der rechtlichen Vermuthung ber Treiheit des 
Eigenthums feines Gegners wiverftreite (38. 323 und 324 a. b. 
©. 3.), und daß fomit diefem der Beweis des Nichtrehtes, der An- 
maßung der Servitut (8. 523 a. b. ©. B.), obliege. Durch Beiurtheil 
wurden beite Parteien zur Führung von Zeugenbeweifen zugelaffen ; 
die Zeugen des Klägers verfiherten, mit Ausnahme eines einzigen, 
nad bdefjen Angabe von den Bellagten die ftreitige Seroitut feit zwei 
Jahren ausgeübt wurde, nie wahrgenommen zu haben, daß ver Geklagte 
das Grundſtück des Gegners als Geh» over Fahrweg benütt babe; 
die Zeugen des Bellagten fagten aus eigenem Wiſſen aus, daß dieſes 
ſowohl von feiner Seite als von Seite feines Vorgängers gefhehen 
fei. Die Prätur bat das Klagebegehren verworfen, das Oberlanbed- 
‚gericht demfelben Statt gegeben. 


Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Erkenntniß des Ober- 
landesgerichtes, und zwar „in Erwägung, daß der gemeinrechtliche Grund⸗ 
fag, wornach der Beſitzer einer Sache zur Angabe des Titels feines 
-Befiges nicht aufgefordert werben fann (88. 323 und 324 a. b. 
®. B.), dahin zu verftehen ift, daß ver Beſitzer nur nicht gemöthigt 
werben kann, als Kläger aufzutreten und den Titel nadzumeifen, 
keineswegs aber den Sinn hat, als ob derſelbe feinen Titel auch dann 
nicht nachzuweiſen hätte, wenn er mit der Eigenthumsklage belangt und 
von dem Kläger das ftärkere Recht zum Beſitze, nämlich das Eigenthum, 
dargethan wurde; daß dieſer Grundſatz, wie gegen den Beſitzer einer 
Sache, der als folder die dem Eigenthümer zuftehende Herrſchaft über 
die Sache ausübt und den der Eigenthüner, welcher fein Recht nachge- 
wiefen bat, davon gänzlich ausjchließt, ebenfo auch gegen denjenigen 
zur Anwendung kommt, der die rechtliche Herrſchaft des Eigenthümers 
über die Sache durch den (Quaſi⸗) Befl eines der im Eigenthume 
enthaltenen Rechte an derfelben befchräntt, weil, was von dem Gau⸗ 
zen gilt, auch von einem Theile des Ganzen gelten muß; daß in dem 
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vorliegenden Falle, wo der Beklagte das Eigenthum des Klägers am: 
dem zur Frage ſtehenden Grundſtücke nicht beftritten bat, bem Letzte⸗ 
en bis zur Erweifung des Gegentheils alle in dem Eigenthume ent⸗ 
baltenen Befugnifje, insbeſondere das Recht, die Sache nah Willkür 
und mit Ausjchliegung jedes Andern zu gebrauchen ($. 354 a. b. 
G. B.), zugefchrieben werden müfſen; daß der Bellagte, welcher aus 
feinem andern Grunde, als weil er und fein Vorgänger das Grund» 
ftüd des Klagers durch mehrere Jahre factifh ale Geh- und Fahrweg. 
benügt haben, ſich desjelben zu tem erwähnten Zwede gegen ben 
Willen des Klägers fortan bedienen und fo den Eigenthümer in der 
freien Ausübung feines echtes befchränfen will, hiemit fein blos 
factiſches Verhältniß zur Sache als ein rechtliches erkllärt und auf 
diefe Weife fich eine Servitut an derſelben anmaßt, deren Beſtand 
von bem Kläger geleugnet wird, und mit der für venfelben als Eigen- 
thümer ftreitenden geſetzlichen Bermuthung der Freiheit feines Eigen- 
thumes unvereinbar ift; daß nad) dem 8. 523 a. b. ©. B., wie derfelbe 
im (deutfchen) Urtexte lautet, der Negatorienlläger nicht eine Ujurpation. 
im eigentlihen Sinne des Wortes, fondern die Anmaßınng der Ser⸗ 
vitut von Seite des Beklagten zu beweifen hat, mit andern Worten: 
daß dieſer bie Servitut geltend mache, ohne hiezu ein Recht zu haben; 
daß aber die Ausübung der Servitut. an fih das Recht hiezu nody 
nicht begründet., welches nach ben beſonderen gefeglihen Vorfchriften 
erworben werben muß, mithin, wenn. ber Beklagte ven Erwerb bes 
echtes behauptet, er felbft den Beweis dieſes pofitinen Ereigniffes- 
und nicht der Kläger den feiner Natur nad meiftentheile unmöglichen 
Beweis des Nichterwerbs zu führen. bat; daß nach den Ausfagen der 
verhörten Zeugen ber Slläger die Ausühung des ftreitigen Durchganges zwar 
durch einige Jahre geduldet bat, daß aber diefe Duldung nicht dem. 
Zeitraum von vollen 30 Yahren umfaßt und folglich weber fein Recht, 
dagegen zu Magen, verjährt, noch von dem Gegner das dingliche 
Recht der Dienftbarfeit an dem Grundſtücke des erfteren erjeflen wor⸗ 
ben ift (8. 480 a. b. ©. B.); daß Übrigens der Bellagte fi ‚nicht 
einmal in dem nach 8. 313 a. b. ©. B. erworbenen Beſitze ver 
Servitut befindet ; daß enblih, wollte man die Behauptung des Be: 
Hagten gelten laſſen, daß die durch etliche Jahre fortgejette factiſche 
Ausübung einer Servitut eine die Negatorienklage zerftörende Einrede 
begränben fol, die Rechtsnormen über Verjährung und Erfigung umge« 
flogen würden, um an ihre Stelle.da8 Ermeſſen des Richters zu. 
ſetzen, welchem ſonach anheimgegeben wäre, in jebem einzelnen Fall 
nach befien individueller Beſchaffenheit zu beurtheilen,. durch wie lange: 
Zeit die factifhe Ausübung der Dienftbarkeit fortgefegt worben. fein: 
müſſe, um einen rechtlichen Anſpruch darauf zu haben, daß fie von 
dem Richter gegen die Klage des Eigenthümers, mit Anfopferung feines 
Rechts, die-eigene Sache mit Ausſchließung jedes Dritten zu gebrauchen, 
in Schuß genommen - werde," cl .' 
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13 . .267, 343, 633, 942|59 ....... .... 9 
658, 1015 |46 ...... 541, 547|60 ....... 99, 382 

15 ...... 280, 526 14T .......... 605166 .......... 267 
26 .......... 343148 ..379, 382, 658, 77 ...... 220, 426 
33 .......... 890 713 78 ..220, 267, 426 
34 .......... 890149 .. 220, 353, 418, 81 .......... 136 
40 ...... 633, 660 426, 605, 754 83 ...... 507, 682 
41 ...... 605, 913150 ...... 353,418 |W .......... 754 


43 ... 2, 227, 387, 
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Inrisdictionsnorm für dad we Königreih vom 20. November 1852, 
G. Bl. Nr. 259. 





Einf.⸗Vdg. Nr. | 88. Kr. 
Art. 5 ...... . . .. 868 55 .......... 254 
5 ......... 5 nn 254 56 een 612 
NR en 32640 199, 254, 683,172 aaa. 919 
Ne TE een 919 
a an. 868, X .... . . . .. DATE een 136 
....... 254 5 . . .. . . . . .. 254 78 222... 507, 682 
gemeine Gerichtsordnung. 
88. Nr. 88. Nr. | 88. Kr. 
1 ...... 761, 864 49 .104, 209, 457, 114 ... 3, 53, 230, 
3... 76, 306, 910, 716, 761, 888 539, 618 
979, 1029| 53 ..... ... 244 115 ........ 793 
352,385, 520. 58 ..... 736, 831|119 .. 2, 250, 440, 


622| 59 „721, 736. 856 











839, 871, 910 
5 ......... 466 62 ..... 417, 890 120 ».... 250, 440 
6 ...... 193, 466| 66 .144, 294, 374, 121 .... 192, 1041 
T .. 88,244, 466, 448, 501, 511, 1123 . . ....... 698 
673, 726, 886 594, 702, 884, 1125 ...... ... 698 
8 .. 209, 442, 466 927, 981, 10211130 . . . . . .... 917 
9 .. 209, 466, 761 68. 870, 958 1133 ..... 132, 790 
10 . ... . . . ..: 244 69 ......... 870|134 .132, 306, 750, 
IL . . . . . . . ... 466 TO ..... 205, 548 796, 97 
12 . . . . . .. ... 216 71. 28, 864, 9801135 ......... 28 
13 ... . . . . . .. 202 72 ..81,110, 205,1137°..... 306, 701 
14 ..:... 551, 781 348, 374, 713,|140 ......... 182 
15 ..... 812, 1032 958, 981 141 ..133,179,306, 
16 ..214, 440, 654,| 83 ....... .. 699 577, 638 
812/100 ..88, 159, 204,1142 ..... 376, 577 
19 . . . . . . . . .. 365 702, 1032 145 ..... 109, 972 
21 ..209,834,1010|101 ........ 1032| 154 ........ 420 
22 .......... 21 102 .. .. . . ... 204 166 ......... 476 
23 ...... 466, 9211104 . 139 141, 163,|171 co... 31, 972 
een 466! 181, 306, 466,176 ....... 337 
29 ..131, 365, 382, 920, 979, 991 178 .. . 337 
564, 726, 910 105 ..... 323, 9%0|179 . . . . . . ... 876 
33 ...... .... 508 106 . ... . .... 301 181. . . . . . . .. 31 
36 .......... 726 107 .....:86, 618 191 ......... 376 
39 .......... 864 109 ......... 816 195 ......... 192 
40 ..352,443, 654,| 110 . 6, 163, 335, 420 203 .. 6, 182, 1%, 
713 111 ..... 648, 737 317, 371, 554, 

42 .......... 673 112 ..... 537, 737 704, 76: 
47 . . . . . . . ... 306 113 ..53, 325, 539 204 ......... 217 








Nr. 

. .182,217,545, 
821, 849 
...50, 83, 515, 
528, 801, 874 


..50, 83, 182, |2 


'217, 402, 515, 


528, 709, 801, 
874 


..627, 684, 949 
. 80, 119, 489, 


.. 6, 301, 626, 


319 .. 
320 . 


1001, 1026 
..43, 574, 746, 


146 
.279, 299, 440, 
496, 539, 791, 


.. 248, 397, 645, | 360 


1011, 1018 | 


158 


32 

‚255, 360, 695, 
952 

.100, 255, 360, 


19, 610, 872 
351,465, 574 


..438,494, 800 
341 


. Bd 8 08 0 09 © 
oo 0.0 0 9 4 0 
ve: 8 0080 0 — 
u... 0 


BR 778 
392,656, 727 


.o.. 0 08 0) 9 0. 0 


..131,229,275, 
442, 454. 625, 
662, 823, 975 


.e eo eg 8 © 
er 00 20.898 
ao et er 109 © 


112, 405 


. .304,372,584, 


669, 693, 717, 
895, 977, 998, 
1022, 1042 

.. 98, 407, 584, 
619, 710, 851 

693, 717 


“ea 0 a 08 00. . 
.. . 010 08 00° 
0 2 2 2.2 00 00 
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Allgemeine Concursordunng. 


199, 342, 724 
..138, 342, 391, 
708, 724, 792, 
64, 926 


.. 92, 888, 1023 
500, 774 


26 . 


. 888 


. 223, 258, 415 | 34 


. 120, 370, 888 


er 8 8 9 90 0 0 € 
. . 0080 0.20 00 © 


oo 8, 9 oa 8 8 0909 © 


882 
. 165,858, 1022 


Weſtgaliziſche Gerichtsordnung. 


.. 352, 385, 8 


2 
.. 193, 466, 921 
.. 9, 88, 466, 
673, 126, 886 


' ’ U 


..131, 214, 365, 
382, 564, 726, 
910 


Nr. 


58. 


..9, 229, 375,| 91 


761, 886 


136, 831 


nenn 417 
. .144, 294, 374, 
448, 501, 511, 
594, 702, 884, 
927, 981, 1021 
ll 


001000... 


.. * 864, 980 


708, 792, 864, 
926 
... 49, 75, 92, 
108, 168, 199, 
342, 547, 689, 
124 


92 


167 


170. 


. „225.258, 415 
..120,370, 888 


.. 88, 159, 204, 


204 
.139,141,163, 


88. Ar. | 8. 
181, 306, 466, 1254 
920, 979, 991 | 260 
11 ..... 3, 920 | 263 
172 ......... 301 | 267 
173 ...... 86, 618/275 .. 
175 ......... 816 
176 .. 6, 163, 385 
0 | 276 
178 .193, 297, 309\277 . 
179 ..... 648, 
180 ..537, 630, 137 | 278 
181 .. 53, 325, 539 
182 ... 3, 53, 230, 
539, 618, 630 
183 ... 42, 53, 630 
184 ......... 193 
188 .. 2, 250, 440, 
839, 871, 910281 
189 ..... 250, 
10 ......... 335 | 282 
191 192, 1041 | 283 
193 ......... 698 
196 ......... 698 | 284 
201 ......... 225 | 286 
204 ......... 917 
207 ..... 132, 790 | 28 
208 ..132,306,750,|288 . 
7%, 979 | 289 
209 ......... 28 |291 
211 ...... 306, 7011292 
214 ......... 182 | 293 
216 .133, 179, 306,294 
577, 638 
217 ..... 376, 577 |298 
220 ..... 109, 972 
221 ..... 216, 623 |299 
223 ......... 216 305 
226 ......... 420 307. 
238 ......... 476 
243 ...... 31, 972 |309 
248 ......... 337 310 
250 ......... 337 311 
251 ......... 876 318 
253 .. 31, 173, 6641325 . 


279... 
280 ... 


5% 


217, 402, 515, 
528, 709, 750, 
801, 874 
..114, 395,400, 
163 


. 627,684, 949 
..80, 119, 489, 


. 6, 301, 626, 


......... 
.eeto te 0 
. ..2: 00090 © 


.. 0. 0.0.9800 


0 0 2 ee 90 0° 


“000000 


.o..: 8 9 © 
....e„„Ae 
. .. 1. 009% eo. 
. 280600. 
. 00.0. 


. „255,360, 695, 
952 
. .100,255,360, 


Nr. 


442, 504, 592, 


677, 835, 893 


..77, 113, 176, 
3 


91 
..299,440, 496, 


279, 539 


695 
129, 907 





88. Nr. | 88. Nr. | 88. Nr. 
412 ..... 815, 973 454 ......... 494 502 ......... 158 
413 ... ...... 815/455 ..200,494, 973 503 ......... 158 
415 ..... 425, 610 456 ......... 285 505 ..... 112, 405 
417 ......... 610 461 ..73, 198, 474, 520 ......... 80 
418 .. . . ..... 610 8721522 .. ...... 80 
420 .. 19, 610, 872/462 ...... ... 6871525 ..... 158, 949 
421 ..... 663, 836 1465 ....-. 20, 1981529 . .304,372,584, 
422 ..351, 465, 574,472 ..... 108, 778 669, 693, 717, 

AIG 222222... 1178 895, 977, 998, 

423 ......... — ..222,656, 727 1022, 1042 
426 ..... 438, 4941481 ......... 1271531 . .... 105 
436 ......... 11482 ......... 127\533 ..98, 407, 584, 
437 ......... 197 486 ......... 444 619, 710, 
438 ......... 305 489 ..... 131, 229, 7 
41 ......... 571 275, 442, 454,1535 ..... 693, 717 
446 ......... 571 625, 662, 823,536 ..693,717, 895 
449 ......... 377 975 538 .. . . ..... 768 
451 ..... 314, 544 490 ..275,625, 9041539 ......... 403 
452 ..... 806, 837 491 ..... 298, 975 575 ..... 216, 917 
453 ..90, 465, 494, 500 en 516 587 T7.. 456 

663 | 

Gerichtsordnung für das Tomb.-venez. Königreich. 

88. Nr. | SS. Nr. 

410 .. . ...... 836 468 ......... 727 

467 ......... 1271469 . . . . ..... 727 
Geſetz über den ſummariſchen Civilproceß vom 24. October 1845, J. ©. ©. 

Nr. 906 

88. Nr. ! 88. Nr. | 58. Nr. 
1 ........ 204 25 .......... 121|38 ...... 217, 662 
.......... 365 26 .......... 976144 187, 463, 748 

6 ...... 121, 748 32 .......... 545146 .. .... 387, 642 
7 ..187, 340, 662,135 . .. . ...... 469 48 .......... 447 

841136 ..217, 521, 546, 49 .......... 252 

8 ..... . ... 99 8 71550 . . . . . ..... 463 
9 ver... 712, 940 ,37 ..217, 521, 750, 55 .......... 841 
10 ann. 597 | 928 | 


Geſetz über den ſummariſchen Civilproceß fiir dad Iomb-venez. Königreich 
vom 31. März 1850, R. ©. BI. Nr. 126. 


8. Nr. | $, Mr. 
ı lt. e...... 868 6 222222022. 868 
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Gefeb über dad Verfahren possessorio summariissime vom 27. Oe⸗ 
tober 1849, R. G. BI. Nr. 12. 
Nr. 26, 81, 106, 139, | 505, 555, 597, 956, 969, 985, 
206, 235, 242, 601, 608, 644, 990, 1030, 
686, 732, 819, 1040 
289, 300, 495, | | 


Geſetz iiber dad Berfahren in Wechſelſachen vom 25. Jänner 1850, R. G. Bl. 
Nr. 52. 

















8 Nr. 8. Nr. 
16 ......... 279 22 .. 99, 212, 547 
Geſetz iiber das Verfahren außer Streitfadhen vom 9. Angnit 1854, R. G. 81. 
Nr. 208. 
88. Nr. | SS. Nr. 88. Nr. 
2 ..... 164, 1881122 .247, 546, 1031 140 ......... 188 
DD ......... 136 | 123 . . . . . ... 10311161 ......... 879 
23 ......... 547 125 ..... 247, 350 178 ........ 1000 
24 ......... 188 126 ..247,306, pr | IH. Hauptftüd 881 
26 ......... 220 979 187 ......... 682 
75 ......... 188 | 127 1001|189 ..... 361, 866 
92 ......... 220 138 ......... BATI202 ......... 50 
108 ......... 220 | 
Geſchäftsordnuug vom 3. Mai 1853, R. ©. BI. Nr. 81. 
8. Mr. | 8. Nr. 

185 . ........ 752 | 246 ........ 1016 
Yurisdictionsnorm für Ungarn vom 16. Yebrnar 1853, R. ©. Bl. Nr. 30 
88. Nr. 88. Nr. 
en AB en. 922 
46 . ... ..... 937 50 . ......... 922 
Proviforifhe Eivilproceforönung fir Ungarn. 

88. Nr. 88. Nr. | 88, Mr. 

2 ..... 234, 262127 ......... 228280 ......... 114 
4 ......... 234 145 ......... 553 339 ......... 405 
11 .......... 234 238 ......... 190 353 ......... 975 
15 ......... 375 241 ......... 114 367 ......... 904 
AT ..... 286, 375 242 ..... 114, 119 438 ......... 621 
6 ......... 405 259 ......... 114 550 ......... 405 
117 ......... 132 264 ... ..... 45 560 ........ 258 


— 588 —. 


Broviferifhe Concursordnung für Ungarn. 








88. Nr. | 8. Nr. | SS. Ir. 
L.......... 462 86 ......... 913 112 ......... 87 
27 .......... 462 87 ......... 913 113 ......... 87 
64 .......... 54 88 ......... 913 114 ......... 87 
70 .......... 913 MW ......... 913 182 ......... 
72 ......... 913 111 ......... 765 185 ......... 198 
76 .... ..... 913 
Civilproceßordnung für dad Königreich Italien vom 17. Juni 1806 
Art. Nr. 
1012 ........ 691 
Artikel des ungariſchen Reichstags. 
Reichsſtag von 1840 Art. 16, 8.57 ........ Nr. 221 
Sirafgefeb vom 27. Mai 1852. 
Einf. Bat. | 88. Nr. 
Kr. 
nn 14214 ......... 149 
Geſetes⸗ 506 ..25, 680, 773 
32 ......... 773 
ELraſprocthort.ung vom 29. Juli 1853. 
Nr. | 8. Nr. 
335 lit. d..... 589 354 ......... 791 
euren 91 
Strafgeſetz vom 3. September 1803. 
DI. Theil, 8.398 ...................... Nr. 961 
Einzelne Geſetze. 
Jahr Nr. | Fahr Nr. 


1553 Bergorbg. für die n. v. 1619 8. Berorbg. v. 20. März 488 
Lande v. 1. Mai. Cod. 1710 Hofrefcript v. 14. Nov. 452 
Austr. J. Thl. S. 162, 91, 488 1750 Hofrefcript v. 18. Aug. 452 

1575 Kraineriſche Bergordg. 1753 Judenordg. v. 22. Sept. 
v.23. $ebr. . .. . 488 Suppl. Cod. Austr. V. 

1580 Vergorpg. für Yoria . 91 Th.S.802.. . . 833 

1660 Mandat für den Kam⸗ 1754 Militärjuftignorn vom 


mergutöbezirk Idria vom 25. Yun . . . 867 
10. April . . ... 488 1758 N. ö. Landtafelpatent v. 
1674 Verordg. v. 2. Oct. Cod. 24. Nov. Suppl. Codex 


Austr. 1. Thl. ©. 336 78 Austr. V.Thl. S. 1282 258 


589 


Jahr .PJahr Nr. 
1763 Verordg. v. 22. ner. 1785 Mai 13. 9. ©. ©. 
Suppl. Cod. Austr. VI. Nr.43l ..... 136 
zul, ©. 371... . 781 = Sent, 23.9. ©. ©. 
1766 Doftanplei-Berorbg, v. 9..... 
27. Yän. an die Lan⸗ — Sa. 6.9. © ©. 
veohauptmannjchaft in Nr. 477. . 179, 229, 975 
...... — Oct. 31. J. G. S. 
— A. Entf v. 22.Febr. 91 Nr. 489. . 252, 341, 352, 
1767 Steierifche Walborbg. v. 420, 437, 442, 7104, 888, 
26. Suni. . . . 91,488 1016 
1771 Waldortg. für Krain v. — No. 14.9.6 ©, 
13. Nov... . . 91, 488 Nr. 4... ... 179 
1779 Hofecret vom 5. Nov, 640 — zen 12. 9. © ©. 
1781 3än.26.9.©.©. Nr.4 620 Nr. 502. . Fi 440 
1782 April 5. „ Nr. 40 438,11786 Hin, 13. J. ©. 
936 Nr. 55 ..... “088 
— Ymni20. „ Nr. 54 8711 — Febr. 28. Bol. ©. ©, 
— „ „Nr. 55 949 Joſef II. 6. Bd. Nr. 140 345 
— Oct. 18. „ Nr. 93 323 — Mai 19. J. ©. ©. 
— Novp. 22. „ Re. 102 973 Nr. 550. . 437, 466 1016 
Dee. 3. „ Nr: ıD 4201 — Sept. 18. 3. 6 S. 
1783 uzuſt 25. 9. ©, Nr. 577 ... 645, 665 
Kr. 179. ..... 779) — Dee. 18. 9. ©. 
— 0.6.9.0. 6.8.1907 Nr. 603 ..... 144 
551, ale 101611787 Jän. 15. 9. ©. ©. 
— November 24. 3. G. S Nr. 620. . 333, 761, 823, 
Nr.213. ..... 571 888, 980, 1010 
1784 Juni 14. 9. ©. ©. — an. 15. 9. 8. ©. 
Nr. 306. » ....» 627 Nr. 621. . . 9, 187, 341, 
— Inli 15. 9. © ©, 375, 420, 466, 488, 602, 
Nr. 317 63, 119, 790 627, 761, 806, 870, 888, 
— Get. 11. 5. ð. ©. 914, 958, 981, 1094, 
Nr. 335... 812, 253, 862 1082 
— Gept. 11 — Miu 19.66 
Nr. 336 . . 308, a, 888 Nr. 636 . . 42, 53, 104, 
1785 Gebr. 10. 9. ©. 630, 920 
Nr. 387 .. 308, 1729| — März 5. 8. 
— April 8. 9 © ©. Nr. 641. 348, 374, 113 
Nr. 406... . . 420, 1016 — Nov. 12. 9, ©. ©. 
— April 20. Krop. ©. ©. Nr. 745 . . 54, 518, 744 
Joſef II. 8. Bd. ©. 61 62011788 Juni 16. 9. G. ©. 
— Mai 9. I. ©. ©. Nr. 3A ..... 616 
Nr. 426 . 98, 584, 619,| — Det. 30. 9. ©, ©. 
710 Nr. 911. . 429, 626, 892 


Jahr Nr. | Jahr Nr. 
1789 uk 13. 9. G. ©. | kammer für Müng- und 
‚tr. 10383... .. 681 Bergweſen v. 1. Yuni 
— li 3. 9. ©. ©. | Nr. 5061 für den Kam- 
Nr. 1038 . . . 625, 662: mergutöbezirt Ipria . 91 
— Get. 7. J. G. ©. 1793 Aug. 23. 9.66 
Nr. 1047. . 1042 Nr. 118. . . 308, 129 
— Now. 30. 8. ©. ©. 1794 Mär; 20. 9. © ©. 
Nr. 1081 . . . 289, 362 Nr. 164. 1, =>, 871 
170 April 9. 8. G. ©. — April 22. 3. 
Nr. 12...... 864 Nr. 171. ie 185, 168, 
— April 15. J. G. ©. 195, 339, 439, 943 
Ne.14...... 102: — Juli 3. 3. ©. ©. 
— Me 18. 9.6. ©. | Nr. 182 ..... 797. 
Nr. 23. ... 592, 616| — Set. 20. 3. G. © | 
— Juni 24 J. G. S. | N.15 ..... 1029 
Nr. 30...... 1042 — Oct. 23. 3. ©. ©. 
— Ih1l.9. 6 © Nr. 199. . . . 602, 870 
Nr. 31. . 172, 179, 229,| — De. 15. 9%. © ©, 
779, 975) Nr. 207 . 2.2... 697 
— Dt. 12. 9.0.6. |1195 Febr. 13.3.6. ©. 
Nr. 63. . . 96, 574, 576 Nr. 217. . 829, 864, 951 
— Oct. 12. J. ©. ©. — Maärz 5. 3. ©. ©, 
Ne.65 . . . 438, 1011 Nr. 02, 63, 119, 790, 848 
— Det. 29. 3 ©. ©. — Mai2l. Weffely L. Bp. 

Nr. 72... . 331, 986 Kr. 1342... 54, 198, 656, 
1791 April 5.9. © ©. 744, 1002 
Nr.13B5 ..... 6981795 Duni 25. J. G. ©. 

— Nm. 4 8 © ©. .237 2.2.20. 755 
Nr. 216..... 7781 — 9a 3. J. G. ©. 

— Dec. 19. 9%. © ©. Nr.240 ..... 399 
Nr.227 ..... 480 — Nov. 30. I. ©. ©. 
1792 Suii 27. 9. ©. ©. Nr. 267 . . 20, 359, 581 
Nr. 36... ... 65411796 Sin. 11. 3. ©. ©. 

— Miethordg. für Lem: Nr.276 ..... 359 
berg v. 21.Sept. (Siebe — April 8% 6 ©. 

J. G. S. Bd. v. 1812 Nr. 288..... 581 
bis 1817 Nr. 1024) 1861 — Sept. 16. J. G. ©. 

— Get. 27. 3. ©. ©. Nr. 309... .. 413 
Nr. 53. ..... 2| — No. 18. J. ©. S 

— Det. 19. 9. © Nr. 324 nn. 243 
N.63...... 65711797 Sul 21. 3. ® ©. 

1793 Mär; 27. 8. ©. .360 . 2... 
N... .... 37711798 din. 31. 9. © ©. 


—  Gtrafnormale der Hof- Nr. 40 ..... 920 


59 


— 


Jahr Nr. | Yahr Nr. 
1798 Sept. 1. 3. ©. ©. | Königr. Ital. II. TH. 
Nr. 432. . . . 418, 882 N.23 ..... 
— De. 7.9 6 ©. 1808 Oct. 6. 9. ©. © 
Nr.4M2 .... .102 r. 1 7 83l 
— De. 24. J. © ©. 1809 Febr. 8. 9. ©. © 
Nr.M6 ..... 901 .832 ..... 8% 
1799 Aug. 23. 3. ©. ©, — My 1.36 ©. 
Nr. 444..... 980 Nr. 886. . 378, 653, 765 
1800 Suli 25. 3. ©. ©. | — Mäy 23 ©. ©. 
Nr. 505 . . . . 31, 6641 Nr. 887 ..... 270 
1801 Juli 24. J. G. ©. 1811 April 27. G. S. für das 
Nr. 533...,. 698 gonig Italien J. Thl. 

— Dec 19. J. ©. ©. Nr. 103..... 722 
Nr. 545. . 179, 229, 975 — April 28. 3. ©. ©. 
1802 Oct. 15. 3. ®. ©. Nr. M4 ..... 323 
Nr.579 ..... 664 — nor. 9.93 G. S 
1803 Dec. 2. J. S. . 61 ..... 289 
Nr.640 ..... 1743/1812 a 10. 3. ©. ©. 
1804 Sehr. 14. J. G. ©, Nr. 96868..... 408 
Nr.652. . 2... 437) — Febr. 8% G. ©. 

— Maärz 22. G. S. für das Nr. 971..... 355 


Königr. Italien I. Thl. 

Nr. 25 885 

Juni 14. Nr. 9609 91, 488 

Juli 12. Pol. G. S. 

Franz I. 21. Bd. Nr. 75 713 
I. © ©. 


— Ang. 28. 
Nr.6831l ..... 134 
— Get. 14. 9. ©. ©. 
> 430 
1805 Hofbecret ber Oberften 
Juſtizſtelle v. 27. Oct. 
Nr. 3762. . . . 91, 488 
1806 April 15. ©. ©. für das 
Königr. Italien IL Thl. 
Nr. 57...... 423 
— dc. 24. J. ©. ©. 
Nr. 789. 483, 665 
1807 Oct. 4. 9. ©. ©. 
Nr.822 ..... 814 
— Oct. 31. G. ©. für das 
Königr. Stal. IIL Thl. 
Nr. 231..... 18 


— Oct. 31. G. ©. für das 


— Dec. 31. Bol. ©, ©. 
Franz I. 39. Br. Nr. 77 396, 
674 
1813 Jän. 16. 3. ©. ©. 
Nr. 1024..... 
— März 21. Pol. ©. ©. 
Franz L 40. Bd. Nr. 28 408 

— Dt. 9. 9. © ©. 
1814 Mai 6. 3 © ©. 
Nr. 1085. .... 
Laibacher Gubernial⸗ 
Verordnung vom 10. 
October Nr. 10983 . 
Nov. 16. J. ©. ©. 
Nr. 1111..... 
Dec. 1. Pol. G. S. 
Franz J. 42. Bd. Nr. 95 
379, 713, 1038 
Kreisſchreiben des ga⸗ 
liziſchen Guberniums 
vom 30. Dec,, Piller’- 
ſche G. S. Nr. 25. . 


488 


180 


. 592 





Zahr Nr. |Iahr | Nr. 

1815 Hofbecret v. 16, 5 18011819 Juni 4 9. ©. ©. 

— Oct. 18. 9. © Nr. 1567... .. 184 
Nr. 1181... . . 537) — Un 23. 9. ©. ©. 

— Dt. 28. 9. ©. © 1595. . ..... 8 
Nr. 1187. .... 13] — Uug. 27. 3. ©. ©. 

— Dec. 22. 8. ©. S. .1600. .... 618 
Nr. 1197...» . 602| — Nov. 5. 9. ©. ©. 
1816 Galiziſche Gubernial⸗ Nr. 1621..... 541 
Verordnung v. T. März 180 — Nov. 5. J. ©. ©. 

— April 18. Venez. Prov. Nr. 1623..... 170 
G. ©. I. Thl. Nr. 59 885|1820 Funi 23. J. G. ©. 

— Galiziſche Gubernial⸗ Nr. 1669 . . . 332, 713 
Berordnung v. 26. April 1801821 März 6. 3. G. © 
— Laibacher Gubermial⸗ Nr. 1743. . 21, 69, 603, 

Verordg. v. 31. Aug. 7143 
Nr. 9275. . . . 91,488| — April 12. Prov. ©. ©. 
— Oct. 5.9.6 ©. für Nieveröfterreich 3. 
N.1285..... 713; Dvd. Nr.119. . . . 345 
A. h. Entſchl. v. 7.Oct. 4561822 Aug. 17. 9. ©. S. 
— Det. 23..... 833 Nr. 1888..... 326 
1817 Juni 22. Venez. Proo. — 5. genehmigter Or⸗ 
G. ©. II. Thl. Nr. 86 863 ganiſations⸗Plan des 
—  Gept.27. Venez. Prov. LE Thierarznei-Inftie 
G. S. II. Th. Nr. 102 863 tuts in Wien. . 93 
— Dee. 12. 9. © ©. 1823 Juni 17. $. ©. © 
Nr. 1394 . . . 694, 764 Nr. 1948..... 326 
1818 Sän. 17. $. ©. ©. — Nov. 1. Lomb. Prov. 
Nr. 1400. ... 516 G. S. 2. Bd. J. Thl. 
— Un. 1. 9 ©. Nr.21 .. . . 697,965 
Nr. 1481... .. 89211823 Nov. 13. Mähr.-fchlef. 
— Aug. 29. 3. ©. ©. Prov. ©. ©. 5. Bd. 
Nr. 1488 . 184, 366, 512, Nr. 14 ..... 452 
518, 1027/1824 April 28. Lomb. Prov. 
— Sept. 4. 9. ©. ©. G. ©. 1. 3b. I. Thl. 
Nr. 1494. ... 551 Nr. 18.. 92, 572, 1034 
— Nov. 20. J. ©. © — Zuii 4. 3. 6 © 
Nr. 1519..... 184 Nr. 2012 . 250, 378, 541, 
1819 Febr. 26. 9. ©. ©. 582, 689, 950 
Nr. 148 . 453, 824, 869,| — Statuten der mit ber 
1008 L.öfterr. Sparcafla ver- 
— April 26. 9. ©. ©. einigten allgem. Ber- 
Nr.1556..... 1042 forgung8 » Anftalt vom 
— Mai 1. Pol. ©. ©. 4. October. . . . - 324 


Franz I. 47.2, S 550 62011825 Juni 22. Lomb. Bro, 








— 593 — 


Jahr Nr. Jahr Nr. 
G. S. 2. Br. I. Thl. 1837 ie 10. 9. ©. ©, 

Nr. 36....... 26 189 ... 732, 936 

1825 Aug. 19. 9. ©. ©. — eo, Prov. G. S 
Nr. 2126..... 500 für Tirol u. Vorarlberg 

— Sept. 16. J. ©. ©. 24. Bd. Nr. 43. 

Nr. 2132 . 582, 870| — Juni 17. Lomb. Prov. 

1826 April 7. g, ® ©. ®. ©. 2. Bd. I. Tl. 

Nr. 2178. .... 185 Nr. 33. 11,135, 201, 868, 

— April 13. Benez. Prov. 924 
G. ©. 0. Thl. Nr. 46 236 1838 Behr. 14. 3. ©. ©. 

— Dee. 5. Prov. ©. ©. Nr. 2566.... 271 
f. h.Dheroferreich 9Bd. — Imi 6, J. © ©. 

986 Nr. 277 .. . . 51, 228 

1827 Dia Yo, Wagner'ſche — durni 2.3.66. 
Zeitzuiſt 1827 3. Bd. Nr. 280...... 736 

ren 278] — Nov 13. 9. ©. S 

— 8 50. J. G. | 3%.306 ..:... 
Nr. 2294 ..... 8331839 April 10. 2. © S. 

— Get. 14. 9. ©. ©. 2... 528 
Nr.2306 . .... 892] — Mai 7. 9, & ©. 
1828 Yuli 18. Prov. ©. ©, Nr.358 . 34, 70, 214, 440, 
für Böhmen 10. Br. 496, 539, 841, 1011, 
Ne. 141 ..... 857 1018 

1829 Oct. 28. 9. ©. ©. — ‚mi 24. 9. G. ©. 

Nr. 2437..... 989 Nr. 366 ..... 541 
1831 Hofl. Circulare v. 11. — Anl ..... 632 
Det. Nr. 1468 . . . 973 1840 Mir, 10. 9. ©. ©, 
1833 April 16. $. ©. ©. Nr. 415...... 437 
Nr. 2608 . 152, 782] — Det. 21. 9. ©. ©. 

— 0649.06 & Nr. ..... 271 

Mr. 2633..... 308 1841 Han, 2. 2.220. 665 

1834 Jän. 20, 9. ©. ©. — Miy 27. 3. G. ©. 

Ne. 2638 ..... 574 Nr. 518. . . . 182, 704 

1835 Juni 22. 9. ©. ©. — Mi490© © 
Nr. 42. 656, 584, 769, 854 N.531l ..... 889 

— De. 7.9 © ©. -— 4.10. ..... 665 
Nr.10 ..... 833] — Nov. 8. Sal, Prov. 

— Dec. 23. Bol. © ©. ©. Nr. 216 858 
Ferdinand L 63. 2 1842 Jän. 18. 3. ©. ©, 
M1B5 ..... 408 Nr. 592... . . 1, 514 

1836 Juni 22. 9. ©. ©. — Sehr. 17. Prov. G. S. 

Nr. 145. 1, 143 Mr Böhmen 24. Bd. 

1837 März 10. 9. G. S Nr. 40....... 422 

Nr.132 ..... 271) — April 21. Prov. ©. ©. 


Glaſer, Unger u. Walther, Entſch. IL 88 


— 5394 — 


Jahr Nr. IIahr Nr. 
für Böhmen 24 Br, 1849 Marz 7. R. ©. U 
123 ..... 22 Nr. 1314..... 

1842 April 26. 9. ©. © — Miu 17.8. G. Bl. 

Nr. 610. . 42, 217, 521, Nr. 170 . . . 289, 1003 
790, 928| — Juni 26. R ®. U. 

1843 Febr. 17... ... 5 Nr. 295..... 713 

1844 Sän. 31. 9. ©. ©. — De. 10. R. ©. 3. 

Nr. T8L. . 432, 688, 786 Nr. 412 ..... 903 
— Gept. 18. 9. ©. — Dt. 29. R. ©. 2. 
Nr. 830 623 Nr. 439. . 396, 903 

—  GSept. 26. Bol. G. € 1850 Fehr. 9. R. ©. u. 
Ferdinand I. 72. Br. Nr.50 . . 494, 595, 941 
M.123 ..... 631 — Mäy 23.8. ©. U. 

1845 Jän. 15. 9. ©. ©. Nr. 120 ....-. 882 
Nr. 859 . . 13, 687 — Mai 3. R. ©. 3. 

— April 4. Lomb. Venez. Nr. 181. 595, 941 
Prov. ©. ©. 1. Br. — Juni 18 K. G. Bl. 

J. Thl. Rr, 10 . . . 6% Nr.237 ..... 387 
— Mai 29. 9. ©. ©. — Inni 28. R. ©. Bl. 
Nr. 889. . 200, 679, 719 Nr. 255 .. . 306, 979 

— Inli ur Lomb. Bene; — 130. R. G. . 
Prov. &. ©. 2. Bo. MET 2.2... 559 
I. Thl. Nr.23 . . . 42311851 Dir 16. 8. ©. U. 

1846 debr. 18. 8. G. S. Nr. 67 . . 153, 260, 588 

Nr. 935. . Ab⸗ 395| — April 11. R. G. U. 

— März 27. 3. ©. iR? 7 
Nr. Bl ..... 3566| — April 11.8. ©. U. 

— Zuni 3.9.6 ©, Nr.85. . . 30, 167, 434 
68... 4 — Ni. 16. R, ©. Bl. 

1847 Wär 5. 9. G. S. 1862) Ne. 1 . 948 
Nr. 1042 . 317,:50911852 Jän. 12. R. ©. &L. 


— Müy 27. 3. ©. ©. 

MM 1061. x... 

— April 11. Prov, ©, S 
für Tirol und Porarl- 


berg 34. Bo. Nr. 36 1003| 


— aprh 15. 8. ©. ©. 
1057 


Nr. 42. 681 
Febr. 17. Nr. 17431 
9. G. S. Franz Joſ. J. 
—A © Sennlungh 


April 24. R. © Bl. 


688 — 


..... 91 Nr. 97. .... 
is Sn 2.9.66 - | — Mai 12 R. ©. U, 
.. Vr. 1157. .... 9468 Fr. 112 ... 
— Sept. 7. J. G. ©. — Aug. 15. R. ©: gt. 
Ne. 1180 . 357, 559 Nr. 184 102 
1849 März 4. R. ®. U. | — Dee. 3. 8. G. ı. 
Mi ..... BD Vr. 2630. .... 488 


Nr. 250 








Jahr 
1852 Dec. 13. 
Nr. 


Nr. Jahr 


R. ©. U. 
256 . . 595, 738, 941 
R. ©. Bl. 


7 
Dec. 27. R. ©. U. 
für Nieveröfterreich 


Nr. 130 . 

Juli 18. R. G. u. 
Nr. 132 ..:.... 
Oct. 2. R. G. Bl. 
Nr. 190. . 422, Fe 833 
Det. 3. R. G. 

Nr. 193 ..... 
Statuten der n. ö. 
Escompte⸗Geſellſchaft 


vom 16. December. . 343 


1854 März 23. R. ©. Bl. 


595 


Nr. 


1855 Nov. 6. R. ©. Bl. 


Nr. 222. . . 
1856 Febr. 7. R. G. 
Nr. 21 


Nr. 186 
Dee. 15. R. ©. 3. 
268, 439 


Juſtiz-Miniſt.⸗ Erlaß 
vom 9. Februar mit 
Schreiben des Fürſt⸗ 
erzbifchof8 von Wien 
an den päpftlichen Nun⸗ 
tins vom 18. Auguft 


185... 2... 474 
Dt. 8 R. ©. 3. 

Nr. 185..... 881 
Oct. 8. R. G. Bl. 

Nr. 185. 

Anbang I. . 845, 881 


Dt. 8. R. ©. U. Nr. 185. 
Unbang II. 845 


11857 Sunt 8. R. ©. 8. 


Ne. 146... . 1, Me 114 ... . 752, 782 
— Zuli 11. R. ©. Bi. 1858 April. 27. R. ©. BL. 
N 200 22. Ar Wu 945 
— Sept. 14. R. G. 8. — Zuni 30. 8. ©. 3. 
MB 2... R.10 2.2... 882 
1855 Mai 21. R. ©. 8. — Aug. 30. R. ©. U. 
Nr. 94. . 195, 712, 782, A122 0.. 945 
825) — Nov. 2. R. ©. &. 
— Mai 21. R. G. U. R.19°..0.. 872 
Nr. 95 . . 460, 734,825) — Nov. 16. R. ©. UL. 
— Zuni 19. R. ©. U. Ta 880 
Re. 106 >... 547| — Dec. 17. R. ©. U. 
— Ang. 18. R. ©. Bl. A... 937 
Nr. 195. . 270, 474, 520,| — Dec. 26. R. ©. U. 
0 MM ..... 945 
— Dt. 21. R. ©. U. 
WB. 2... 858 
—— — 


38 * 








